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Das  CberjclzuD^sNclit  ist  vorbehalten. 


Vorwort. 


Im  Nachlasse  des  der  Wissenschaft  und  den  Seinen  nur  allzu 
früh  entrissenen  Verfassers  fand  sich  neben  Bruchstücken  der  Fort- 
setzung seiner  grofsen  Arbeit  über  die  Geschichte  des  dreifsigjährigen 
Krieges  das  vorliegende  Werk  im  wesentlichen  vollendet  und  ab- 
geschlossen vor.  Blofs  die  Anordnung  der  einzelnen  Kapitel  war 
zweifelhaft  und  mufste  von  dem  Herausgeber  durch  abwägende  Ver- 
gleichung  des  Inhaltes  derselben  erschlossen  werden;  hie  und  da 
waren  auch  geringe  sachliche  oder  stilistische  Änderungen  notwendig, 
die  der  Verfasser  ohne  Zweifel  selbst  vorgenommen  haben  würde, 
wenn  er  den  Druck  des  Werkes  erlebt  hätte.  Gröfsere  und  ein- 
schneidende Änderungen  vorzunehmen,  hielt  sich  der  Herausgeber 
nicht  für  berechtigt,  auch  wenn  seine  Berufsgeschäfte  ihm  eine  selbst- 
ßtändige  Durcharbeitung  des  ganzen  StoflFes  gestattet  hätten,  was  keines- 
wegs der  Fall  war;  der  Vei-storbene  darf  nach  der  Stellung,  die  er 
sich  in  der  Wissenschaft  durch  die  hingebungsvolle  Arbeit  eines  ganzen 
Menschenlebens  errungen  hat,  beanspruchen,  dafs  seine  Ansicht,  un- 
entstellt durch  Zuthaten  anderer,  zum  Ausdrucke  gelange,  auch  wo 
sie  diesem  oder  jenem  Beurteiler  irrig  erscheint.  Dies  entsprach  auch 
am  besten  der  Pietät,  welche  der  Herausgeber  für  das  nachgelassene 
Werk  eines  Mannes  naturgemäfs  empfindet,  dem  er  als  Schüler  und 
jüngerer  Freund  für  mannigfache  Förderung  zu  innigem  Danke  ver- 
pflichtet ist. 

Prag  im  September  1893. 

Dr.  Th.  Tupetz. 
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Rebellen.  —  Der  Generalpardon  (1622).  —  Kommission  zur  Untersuchung  der  An- 
sprüche der  Frauen  und  Gläubiger.  —  Konfiskationen.  —  Wartenberg.  —  Aufhebung 
der  alten  und  Einsetzung  einer  neuen  Konfiskationskommission.  —  Die  Traktations- 
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Als  Jaroslaw  von  Martiaitz  sich  nach  München  begab,  und  seine 
Güter  von  den  Aufständischen  in  Beschlag  genommen  wurden,  war  er, 
seinem  eigenen  Geständnisse  nach,  ein  „Bettler",  der  anfangs  nur 
durch  die  Gnade  des  Herzogs  von  Bayern  und  nachher  des  Erz- 
herzogs Leopold,  Bischofs  in  Passau,  den  nötigen  Lebensunterhalt 
fand.  Um  die  Konfiskation  seiner  Güter  rückgängig  zu  machen  und 
die  übrigen  Anhänger  der  Habsburger  vor  einem  ähnlichen  Schicksale 
zu  bewahren,  liefe  er  durch  den  Kanzler  Lobkowitz  den  damaligen 
König  Ferdinand  ersuchen,  die  Stände  Böhmens  vor  Güterkonfiskation 
mit  dem  Zusätze  zu  verwarnen,  „dafs  sowie  sie  gegenwärtig  vorgehen, 
künftig  Seine  königliche  Majestät  auch  mit  ihnen  vorgehen  werde". 
Da  Martinitz  dieses  Schreiben  an  Lobkowitz  am  23.  April  1619,  also  zu 
einer  Zeit  richtete,  wo  man  in  Wien  gar  nicht  an  den  Sieg  denken 
konnte,  so  unterblieb  die  beantragte  Drohung  gegen  die  Aufständischen. 

Oindely,  Gegennfornifttion  in  Böhmen.  1 
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AIh  Hirh  jodoch  dio  wechselseitige  Feindseligkeit  immer  rücftsichtsloser 
üsUHpitzt«*,  that  man  ohne  weiteres  von  Wien  aus  dasselbe,  was  die 
ttobellcn  in  Hfthmen  gethan  hatten:  Dampierre  konfiscierte  im  Juli 
lÖlO  zu  Händen  Ferdinands  II.  ein  Gut  in  Mähren,  und  am  6.  August 
1010  ordnete  der  Hofkriegsrat  an,  dafs  alle  Rebellengüter  konfisciert 
und  zu  (hiuKtim  des  Kaisers  verkauft  werden  sollten.  Das  bald 
darauf  erfolgte  Zurückweichen  der  Truppen  Ferdinands,  machte  den 
fnktiHchen  Konfiskationen  vorläufig  ein  Ende,  aber  ihre  Verhängung 
wurde  wenigstens  theoretisch  ausgesprochen.  Am  6.  Februar  1620 
konflsciorto  der  Kaiser  z.  B.  das  dem  Herrn  von  Schwamberg  ge- 
hörige (lUt  Oratzen,  obwohl  der  Machtbereich  seiner  Truppen  sich 
nicht  soweit  ausdehnte,  und  schenkte  das  Gut  seinem  Obergeneral, 
dem  Grafen  Buquoy.  Als  mittlerweile  die  mit  der  Liga  und  Kur- 
Haohsen  abgeschlossene  Allianz,  sowie  die  Unterstützung  Spaniens  den 
$ii>g  des  Kaisi'rs  in  sichere  Aussicht  stellten,  so  wandte  er  sich  zur 
Beschleunigung  desselben  auch  an  den  KOnig  Sigismund  von  Polen 
j««i  I«»»  um  Beistand  und  lH>t  ihm  als  Entgelt  einige  schlesische  Fürstentümer 
Oll,  dertMi  Bositxer  gi^ächtet  werden  sollten*.  Die  wenigen  Anhänger 
dtnü  Kaisore,  die  nicht  tlüchtig  geworden  waren,  sondern  eine  Ver- 
bindung mit  den  Aufständischen  unterhalten  hatten,  um  ihren  Besitz 
vi^r  der  lU^sclilognohme  zu  retten,  stellten  sich  jetzt  offen  auf  seine 
Seite  und  schhigen  für  einige  Zeit  ihre  Güter  in  die  Schanze,  wie 
dies  I,  B.  Wilhelm  li.  j,  von  Lobkowitz  that",  der  nach  Sachsen  ging 
und  von  dort  aus  die  Aufständischen  bekämpfte. 

IWkonntlich  hatte  aer  Kaiser  mit  der  Besiegung  des  Aufstandes 
oder  wu^  man  gewöhnlich  sagte,  mit  der  Durchführung  der  Exekution 
peiK'n  die  Rebellen  in  (Vtern?ich  und  Böhmen  den  Kurfürsten  von 
S^^^h^^^n  und  den  Hem^  Maximilian  von  Bayern  betraut.  Der  erste 
nährte  die  Kxokution  vorxugsweise  in  Schlesien  und  der  Lausitz,  der 
kuterv  in  v^envich.  Mäluien  und  Bdhmen  durch.  Bei  dieser  Gelegen- 
keil  ertiiehen  sie  die  Vollmacht«  jene  Personen,  die  sich  augenblicklich 
mm  ln'b\>isäuu  bemi  erklärten  würden,  in  Gnaden  aufcunehmen.  also 
TW  stnfc&wiohüicher  Verfolsnutfr  and  S^^hmÄlerunsr  ihr^  Besitzes  zu 
$)dienu  Als  MaximiKdiP  bei  s^nem  Eimnarsch  in  Ober^eTwich  auf 
WHkrs^Äöd  Stifts  w\41u?  der  Kois^,  d^fe  er  unverweilt  smifend  auf- 
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treten  solle,  alleio  Maximilian  that  <lieses  nicht;  er  verlangte  von 
den  Ständen,  als  sie  sich  unterwarfen,  nichts  weiter  als  unhediD^e 
Huldigung  für  den  Kaiser,  es  diesem  frei  stellend,  ob  er  nacht ri\o:lich 
die  ständischen  Privile^en  Itestiltigen  oder  abschaffen,  die  Rehellen  in 
ihrem  Besitze  schmälern  oder  belassen  wolle.  Bei  seinem  darauf  fol- 
genden  Einzug  in  Böhmen  richtete  der  Herzog  an  die  Stünde  des 
Landes  die  kategorische  Aufforderung,  ohne  jedes  Säumen  zu  erklären, 
ob  sie  den  Kaiser  als  ihren  König  anerkennen  wollten!  Diejenigen, 
welche  zum  Gehorsam  zurückkehren  würden,  versprach  er  in  Gnaden 
aufzunehmen;  den  Gegnern  aber  drohte  er  mit  Strafen,  Seine  Mahnung 
fruchtete  wenig;  wir  kennen  nur  einen  pratestantischen  Edelmann^ 
der  ihr  Folge  leistete,  nämlich  den  Ilerni  Georg  von  Wartenherg, 
welcher,  statt  der  wiederholten  Auffordemng  Friedrichs  von  der  Pfalz 
entsprechend,  sich  au  dem  Landesaufgebote  zu  lieteiligen,  sich  zu  dem 
Kurfüi-sten  von  Sachsen  verfügte  und  daselbst  zum  Gehorsam  gegen 
den  Kaiser  bereit  erklärte '. 

Da  der  Aufruf  wirkungslos  blieb,  so  wurden  alle  Güter  der  Auf- 
ständischen, die  in  die  Gewalt  der  kaiserlichen  oder  der  ligistischen 
Armee  fielen,  mit  Beschlag  belegt.  Diese  Handlungsweise  Maximilians 
fand  die  Zufriedenheit  des  Wiener  Hofes,  nicht  ebenso  das  Vorgehen 
des  Kurfürsten  Johann  Georg  von  Sachsen,  der  bei  seinem  Einmarsch 
in  die  Lausitz  heftigem  Widerstand  begegnete  und  die  St^Mit  Bautzen 
erst  nach  dreiwöchentlicher  Belagenmg  eroberte  j  aber  dennoch  die 
Bürger  zu  Gnaden  aufnahm  und  ihnen  de-^*  Fortgenufs  ihrer  Rechte 
und  Privilegien  versprach,  darunter  auch  das  freie  Bekeuutnis  der 
Augsburger  Konfession,  wenn  sie  dem  Iiaiser  den  Eid  der  Treue 
leisten  wtinien.  Dem  Adel  der  Niederlausitz,  der  sich  schon  während 
der  Belagerung  unterworfen  hatte,  gab  er  dieselben  Zusicherungen. 
W^enn  Johann  Georg  sein  W^erk  in  der  angefangenen  Weise  fortsetzte 
und  den  nach  fruchtlosem  W^iderstande  sich  Unterwerfenden  Sichei'heit 
des  Besitzes  verhiefs,  so  waren  dem  Kaiser  im  Norden  von  Böhmen 
und  in  der  Lausitz  die  Hände  gebunden.  Man  hätte  daher  den  Kur- 
lüreten  gern  zu  einem  ähnlichen  Vorgehen  wie  Maximilian  veranlalst 
und  tadelte  von  Wien  aus  seine  unzeitige  Mihle,  allein  damit  richtete 
man  nichts  aus.  Der  Kurfürst  zeigte  sich  beleidigt  und  erklärte 
rundweg,  er  könne  in  der  Lausitz  nicht  so  vorgehen,  wie  der  Herzog 
von  Bayern  in  Oberösterreich.  Adam  von  W^aldstein,  der  als  kaiserlicher 


»  Sächßisches  Stuatsardiiv :  Lebzeltem  an  Schönherg  dd.  2L/31.  August  1620.  — 
Böhmisches  StatthttltereiarcluT:  Friedrich  von  der  Ffalz  an  Georg  von  Warten- 
berg dd.  29.  Oktober  1620,  —  Siehe  auch  Londorp,  Ausgabe  vom  Jahre  1641, 
1.  p.  288.  295,  297. 
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V^ng^pgiWTTjgi.  lies  um  veOte.  vunte  den  Kaiser  Tor  weheieio  Tadel, 
inöfüL  «7  Ttisc^erte.  der  Emf&ist  v&ide  die  Voniahine  der  Exekution 
iXim^^ßsa  kab».  v€iui  ein  afanlidier  Tadel  gegen  ihn  schon  früher 
am&ifrwhm  vorden  vire.  Die  Handlnnssweise  des  Knrftkrsten 
emtsiKiA  )cidc«di  virididi  den  Intentionen  der  kaiseiüdien  Volbnadit 
iDckt.  deim  di^fie  bc*t  nur  dann  Gnade  an,  nenn  die  Anfetindischen 
in  d«L  An^eniilick  die  Wafien  niederieeen  worden,  wo  die  Exekution 
besannt 

^fitderweile  jaxrte  man  anf  allen  Gütern  in  Böhmen,  deren  man 
sich  bemiditigen  konnte,  die  Gui&ver« alter  weg  und  eisetzte  sie 
dnrdi  kaiseriidie  Beamte.  Michna,  der  als  Generalkommissär  die 
kaiserlidie  Armee  begleitete,  war  mit  der  Organisieniiur  dieser  Ad- 
ministration tietzaot  und  war  mit  ihr  im  Pilsener,  Piseker.  Badweiser 
nnd  Klatxaner  Kreise  bis  Ende  Oktober  so  ziemlich  fertig  geworden; 
auch  hatte  er  für  seine  Einrichtungen  die  Zustimmung  Buquo^-s  und 
d^  die  Armee  begleitenden  Fürsten  Karl  von  Liechtenstein  erhalten. 
Auch  Slawata  erhob  kurz  vor  der  Schlacht  auf  dem  Wtifsen  Berge 
seine  Stimme  und  riet  zur  unverweilten  Beschlagnahme  aller  Rebdlen- 
güter  in  dem  Grade,  wie  die  Armee  vorrücke.  Wenn  Marradas  um 
dieselbe  Zeit  den  Bürgern  von  Taus  b^  der  Übergabe  ihrer  Stadt 
rollen  Pardon  erteilte  und  sie  damit  in  ihrem  Besitze  versichertet 
und.  nach  der  Schlacht  auf  dem  Weüsen  Berge  im  Budweiser  Kreise 
gegenüber  den  sich  zum  Gehorsam  meldenden  Edelleuten  dasselbe  that, 
so  eiklärt  sich  dies  wohl  daraus,  daüs  er  den  Sinn  der  kaiserlichen 
Anftrige  nicht  vollständig  erfalste,  sondern  sie  in  derselben  Weise 
wie  der  Kurfürst  von  Sachsen  erklärte.  Den  Bürgern  von  Taus  half 
dies  allerdings  in  der  Folge  doch  nichts,  wohl  aber  einigen  Edelleuten, 
wie  z.  ß.  dem  Peter  Nicolaus  l^falowetz  und  dem  Wenzel  Mii^,  dem 
Ulrich  Wenzel  Konoha  von  Ric^an  und  den  Brüdern  Sedleck^r  ^on 
Üjezdec  *. 

Als  die  Schlacht  auf  dem  Wei&en  Berge  jeder  Hoffnung  auf  einen 
siegreichen  Widerstand  ein  Ende  machte,  waren  die  böhmischen  Stände 
zum  Gehorsam  gegen  den  Kaiser  bereit,  wenn  ihre  Rechte  und  Frei- 


>  Archiv  von  RAndnitx:  Adam  von  Waldstein  an  Polixena  von  Lobkowitz  dd. 
16.  Oktober  1620.  —  Dresdner  Suatsarchiv:  Kursachsen  an  Ferdinand  U.  dd. 
IS.  28.  Oktol>er  1620. 

'  Archiv  von  Raudnitz:  Michna  an  den  Kanzler  Lobkowitz  dd.  26.  Oktober 
1620.  —  Archiv  von  Taus:  Akkord  über  die  Übergabe  von  Taus  dd.  1$.  Oktober 
1620.  —  Gindely  a.  a.  0.  IV  87.  —  Archiv  des  k.  u.  k.  Rwfhfc-Fin^n»f«jni«j|^nmai 
Ferdinand  II.  an  SlawaU  dd.  18.  November  1620.  —  d'Elvert  Beiträge  z.  Gesch. 
d-  böhm.  Länder.  S.  9—10.  —  Bilek  a,  a.  0.  S.  365,  867,  44o,  id9.  608,  diO,  879. 


heiten  und  ihr  Eifzentuiii  gesichert  und  ihnen  überhaiii)t  ein  Genoral- 
pardoQ  erteilt  würde ;  Wilhelm  der  ältere  von  Lobkowitz,  der  an  der 
Spitze  einer  ständischen  Deputation  vor  dem  Herzog  von  Bayern  er- 
schien, teilte  ihm  diese  Bedingungen  in  Ge^^enwart  Buquoys  mit 
Maximilian  verlangte  jedoch  eine  bedingungslose  Unter  weif  ung  und 
erklfirte,  dals  das  einzige  Versprechen,  welches  er  als  BevollnUlehtigter 
des  Kaisers  geben  könne,  in  der  Schonung  des  Lebens  der  Stände 
bestehe.  Buquoy  protestierte  sogar  gegen  dieses  Zugeständnis;  nacl» 
seiner  Ansicht  verdienten  die  Äufstiindi sehen  samt  und  sonders  den 
Tod  ^  Da  die  Stände  keinen  analeren  Ausweg  sahen,  so  verstanden 
sich  die  in  Prag  anwesenden  Mitglieder  des  Adels  dazu,  das  begangene 
Unrecht  einzugestehen,  dem  Kaiser  vor  Maximilian,  Liechtenstein  und 
Buquoy  neuerdings  Treue  zu  schwören,  sowie  aHeii  Bündnissen  mit 
den  höbmischeu  Nebenländern,  mit  Oberösterreich  und  Bethlen  zu  ent- 
sagen. Die  IVager  Städte  waren  kui*z  vorher  ähnliche  Verpflichtungen 
eingegangen.  Maximilian  verständigte  den  Kaiser  hievon  am  13-  No- 
vember un<l  forderte  ihn  auf,  schnell  nach  Prag  zu  kommen,  da  das 
Wetter  es  noch  erlaube,  und  das  „Eisen  zu  schmieden,  solange  es 
warm  seP*.  Die  Verwaltung  dürfe  nicht  KtHumissären  und  Statthaltern 
anvertraut  werden,  «la  „die  Gemüter  noch  schwierig  seien,  es  grofser 
Aufmerksamkeit  bedüi-fe  und  mit  grofser  Dexterität  und  Sorgfalt, 
ohne  Aufschub  vorgegangen  werden  mt^sse."  Zum  Schlüsse  bemerkte 
er,  dafs  er  Böhmen  zu  „iiedingungsloser  Huldigung*^  gebracht  und 
bei  seiner  unmittelbar  bevorstehenden  Abreise  den  Fürsten  Liechten- 
stein an  seiner  Statt  als  „subdelegierten  Kommissarins"  mit  der  Ver- 
waltung <les  Landes  betraut  habe.  Wenn  der  Kaiser  sich  später  daran, 
dafs  die  Konfiskation  von  Gütern  im  Jahre  1608  ausdrücklich  untersagt 
worden  war,  nicht  kehrte,  wenu  er  die  Verfassung  und  die  religiöse 
Freiheit  antastete,  so  verletzte  er  somit  keine  den  Ständen  von  dem 
Heimzog  erteilten  Versprechiuigen.  Selbst  von  dem  Versprechen  be- 
züglich der  Sicherheit  des  Lebens  entband  ihn  der  letztere  drei  Tage 
spater,  indem  er  ihm  neben  der  Kassierung  der  Privilegien^  die  zum 
Aufstande  geftdirt,  auch  anriet  „die  Rädelsführer  aus  dem  Wege  zu 
räumen."  Der  Herzog  ermahnte  den  Kaiser,  sich  in  dieser  Hinsieht 
um  die  „Intercessiones^,  die  er,  von  den  Stilnden  gedrängt,  ihnen 
öffentlich  nicht  abschlagen  könne,  nicht  ^u  kümmern.  Diese  schwer 
zu  rechtfertigende  Doppelzüngigkeit  milderte  er  wenigstens  dadurch, 
dafs  er  das  Land  vor  materiellem  Kuin  zu  bewahren  suchte.  Er 
tadelte  gegenüber   dem   Fürsten    Liechtenstein   streng   die  von   dem 


^  Gindely  a,  a.  0.  111  ^70. 
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kuh^erlidieL  Erieesrolk  rerfibteii  Ränberaen.  und  that  dies  auch  ia 
oer  et»eD  €TiraiiixtPD  Zusdirift  an  den  Kaiser.  «Alk  Gttter.  sowohl 
die  njh  Besicfalag  belegten,  srlirieb  er,  als  auch  die  der  geborenen 
EjciiolikeL.  ja  Msar  die  koniglidien  KammergQter  werden  ^eidi- 
mkisir  Terwfis;tet.  Banb.  Fländenmg  und  Brandsdiatzong  riditen  das 
£3KLze  Luid  zü  Grande  .  .  .  Das  Teraisa^ht  wenig  Zuneigung  und 
jlfk^nicis  fiir  Eure  Majestit  .  .  .  Die  Stände  weiden  durch  diese 
Bedriaifni?  as  der  EonsteUnng  zum  GehoTsam  Teihindert  da  es  nieht 
€Bciier  hieber  inadi  Prag/  zu  reisen  und  so  werden  letztlich  auch  die 
G^cv^kameD  znr  Veizweiflung  gebracht'  Da  das  siegreiche  Heer  nur 
«xieL  kkäneu  Teil  des  Landes  besetzen  konnte,  der  grdfeere  Teil  des 
Adttk  £.ber  der  angedeuteten  Unscheiheit  wegen  in  sdnen  Behausungen 
aizf  äenD  LaiMk  weihe,  hielt  es  Maximilian  für  angemessen.  Komissire 
in  dk-  EreisstÄdtt*  zu  schicken  und  die  in  der  Nahe  ansässigen  EdeUente 
zur  Gf^arsamkeätseTkUrong  und  Leistung  des  Treueides  zu  ermahnen. 
In  der  Insüiiktion .  die  er  den  Kommissären  unmittelbar  vor  seiner 
Abreise  nach  München  lam  17.  November)  mitgab,  bestimmte  er,  dais 
die  tietreffenden  Eidelleme  ihre  Gehorsamkeitserklärung  bedingungslos 
aliselieD  lotMeiL  erlaubte  aber  zugl^ch.  dats  .die  Commissarii  sie  in 
deaii  Besitz  ihrer  Göter  Terächern  dürften*  Zählte  der  HerEog  dieses 
VersiTechen  auch  zu  den  ^Intercessiones^.  deren  Nichtbeachtung  er 
dexL  Kais^er  emjdahL  od«-  meinte  er  es  diesmal  aufrichtig,  indem  er  das 
Be3S|*iel  des  Kurfoistai  von  Sachsen  befolgter  Es  ist  schwer,  seiner 
Handlnngsweäae  die  richtige  Erklärung  zu  geben,  immerhin  ist  es  mög- 
bch.  daJs  er  nun  dc»ch  Milde  üben  wollte,  um  einem  rGeneralaufetand*. 
den  er  befürchtete-  zu  begegnen.  Liechtenstein  beschwerte  sich  später 
liei  dem  Kaiser,  da£s  der  Herzog  ihm  die  Bestrafung  der  Aufständischen 
fcehr  erschwert  habe,  indem  er  allen,  die  sich  zum  Gehon^am  bereit 
erklärten,  den  Fortgenufe  ihres  Besitzes  vei^prochen  habe.  (>flent]ich 
spielte  Maiiniilian  nach  der  Schlacht  auf  dem  Weifeen  EWige  die 
Bc»De  Kursachsens  insoweit,  als  er  allen  unterwürfigen  Schonung  des 
Leliens  und  Eigentums  zusagte;  im  geheimen  wollte  er  jedoch  den 
Kaiser  an  dieses  Versprechen  nicht  binden:  Jiewifs  ist  nur.  dafe  er 
weil  davon  entfernt  war.  jene  Nachsichtslosigkoit  anzuraten,  die  später 
geübt  wurde  *. 

*  Münclmer  SuÄtsarcbiT :  MAxiniilinr.  xa  l,iivhton>ioiM  vKi.  1^  November 
16iM».  Instroktion  M*ximiH»ns.  tur  die  in  dio  Kivis*  ni  >cndciKion  Kommissäre 
dd.  IT.  XoxejnWr  16i?Ö.  —  Wiener  StMtwirvhiv :  MAximili*n  *n  Ferdinind  11.  dd. 
16-  yoreml»«-  16Ö0.  —  .\rchiT  von  RAudniU:  TrMtA  An  den  KjouJer  Lobkowitx 
dd.  2^.Noveml»er  lt5*».  —  Sichsisches  SuiÄt*«i\hi> :  .\W5  MaiK^en  dd.  ü:^  Xovember 
It^j.  —  Archiv  des-  k.  u.  k.  Keichs-KinAnÄministeriiuns:  l.itvhtensiein  an  de«  Kaiser. 
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Vor  seiner  Reise  nach  München  übertrug  Maximilian  dem  Füi-sten 
von  Liechtenstein,  der  ihn  auf  dem  Zuge  durch  Böhmen  begleitet  hatte, 
die  Verwaltung  des  Landes;  dabei  warnte  er  aber  den  Kaiser  vor 
der  Uneinigkeit  zwischen  Liechtenstein  und  Buquoy.  Die  Klage  über 
die  Kilubereieu  des  kaiserliehen  Krie^svolkes  wurden  später  von  Tilly 
und  dem  bayrischen  rubersten  Meimhausen  wiederholt ;  man  darf  des- 
halb aber  nicht  glauben,  dai's  die  Li^isten,  an  dcneu  er  und  der  Herzog 
von  Bayern  nichts  zu  tadeln  fanden,  sich  nicht  vielfach  ebenso  grofser 
Räubereien  schuldig  machten.  Einer  der  bayrischen  Beamten,  die 
im  Gefolge  des  Herzogs  den  Zug  nach  Böhmen  mitmachten^  rllhmte 
sich  selbst,  dafs  er  an  60000  Gulden  in  Böhmen  erworben  und 
bezeichnete  jeden  als  schlechten  Obersten  oder  Hauptmann,  der  in 
diesem  Kriege  nicht  iTundestens  30  000  Gulden  erbeutet  halie. 

Die  beiden  ersten  Personen,  die,  soweit  es  bekannt  ist,  nach 
Buquoy  aus  den  veränderten  Verhältnissen  Nutzen  ziehen  wollten, 
waren  Jaroslaw  von  Martinitz,  der  frühere  Bui'ggi'af  von  Karlstein  und 
Adam  von  Waldstein,  der  vor  dem  Aufstande  den  Posten  eines  Oberst- 
landhofmeisters bekleidet  hatte.  Beide  hatten  während  des  Aufstandes 
^iel  gelitten,  die  Güter  des  ersteren  waren  schon  frühzeitig,  die  des 
letzteren  etwas  später  mit  Beschlag  l>elegt  und  arg  verwüstet  worden. 
Der  letztere  berechnete  seinen  Schaden,  worunter  aber  wahrscheinlich 
der  Eutgang  an  Einkommen  inbegriffen  war,  auf  400000  Gulden,  und 
wenn  er  ihn  auch  vielleicht  dopjjelt  so  hoch  anschlug,  ais  er  wirklicli  war» 
ist  immerhin  sowohl  sein,  wie  des  Martinitz  Wunsch  nach  einem 
Schadenersatz  begreiflich.  Der  letztere  liat  deshalb  schon  am  13.  No- 
vember den  Herzog  von  Bayern  um  seine  Fürbitte  bei  dem  Kaiser, 
damit  ihm  für  die  erlittenen  Verluste  und  als  Lohn  für  seine  Treue 
„die  Güter  eines  oder  zweier  halsstarriger  Ilebellen*'  geschenkt  würden. 
Waldstein  ersuchte  vier  Tage  später  den  Kanzler  Lobkowitz,  dafs  fler 
Kaiser  ihn  von  der  Rückzahlung  aller  Gelder  entbinden  möge,  die  er  n.  No»^r. 
sich  von  bei  dem  Aufstande  kompromittierten  Personen  ausgeliehen 
hatte;  femer  sollte  er  ihm  das  Gut  Sulewic,  das  bis  dahin  dem  Herrn 
Caspar  Kaplff  gehörte  und  sonst  noch  einige  Güter  in  Böhmen  und 
Milliren  schenken.  Bald  darauf  bat  auch  der  Kurfürst  von  Sachsen  y.  D««mi»i 
um  eine  Entjschädigung  für  Wilhelm  d.  j.  von  Lobkowitz,  der  durch 
seine  Treue  vielen  Schaden  erlitten  habe.  Damit  war  der  Reigen  der 
Bittsteller  eröffnet  und  die  Zahl  dei^elben  wurde  nur  durch  jene 
übertrutfen,  welche  die  Schonung  ihres  Eigentums  ertiehten.  Unter 
den  letzteren  war  auch  der  reiche  Joliann  Ruriolf  von  Tr^*ka,  zwar 
nicht  in  der  Weise  als  ob  er  sich  schuldig  bekannt  hätte;  er  that 
vielmehr,  als  ob  er  durch  den  Sturz  des  W'interkönigs  von  einer  schweren 
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Last  befreit  worden  wäre.  In  einem  Schreiben  an  den  Kanzler 
Lobkowitz  lieis  er  sich  dem  Kaiser  empfehlen,  beglackwOnachte  ihn 
zu  seinem  Si^^e  and  bemerkte  zum  Schlüsse:  ,Gott  allein,  dem  alles 
Verborgene  bekannt  ist .  wisse,  welchen  Verfolgungen  und  Trübsalai 
er  mit  den  Seinigen  ausgesetzt  gewesen  sei:  er  habe  sidi  nie  einen 
andern  Herrn  ^wünscht,  als  den  Kaiser,  der  ihm  von  Gott  zur 
Obrigkeit  gegeben  worden  sei/  Thatsachlich  hatte  sich  Tr5ka 
während  der  Regierung  des  P&lzgrafen  durchaus  nidit  als  dessen 
Gegner  benommen,  daher  auch  keine  Verfolgui^en,  wie  er  fiJschlich 
behauptete,  ertragen  müssen,  sondern  das  Amt  eines  Beisitzers  beim 
Landrechte  inne  gehabt  ^  Seine  Nachfolger  führten  nicht  mehr  eine 
so  verdeckte  Sprache,  sondern  baten  ofien  um  Gnade. 

Mittlerweile  stellte  der  Kaiser  an  seine  Wiener  Ratgeber  die 
Frage,  wie  er  den  Siesr  zur  Reform  der  Verfassung  Böhmens,  zur 
R^atholisierung  des  Landes  und  zur  Bestrafung  der  Schuldigen  aus- 
nützen solle.  Über  die  Antwort,  welche  sie  ihm  auf  die  beiden  ersten 
Fragen  gaben,  berichten  wir  an  einer  andern  Stelle  und  teilen  hier 
nur  die  Antwort  auf  die  dritte  Frage  mit.  Die  Rate  emp&hlen  nicht 
jene  nudslosen  Konfiskationen,  wie  sie  später  thatsächlich  stattfanden, 
sondern  wollten  die  Strafe  nach  dem  Gra&le  des  Verschuldens  bemessen. 
Jene,  die  durch  keinen  andern  Akt  die  rebellische  Regierung  anerkannt 
hatten,  als  dais  sie  den  verlangten  Eid  des  Gehorsams  ablegten, 
sollten  durch  die  Umwandlung  ihrvr  Allodialgüter  in  Lehen-  oder 
Sns^ter  gestraft  wenlen  und  die  neuen  Lehen-  und  Zinsgüterbesitzer 
neben  der  gew«>hnlichen  Lande^teuer  für  ewige  Zeiten  noch  jahrlidi 
drei  Thaler  von  je  lÄ^)  Thaler  vom  Werte  ihres  Gutsbesitzes  erlegen; 
wenn  sie  blcü^  bares  Oield  besaiten,  mit  entsprechender  Geldstaife 
belest  werden.  Jene,  die  dem  Kaiser  dunrh  in:end  ein  Amt  ver- 
pdichtet  waren,  und  sich  dvvh  der  rvl^llischt*n  Hederung  angeschloesen 
hatten,  sollten  ihr  cuizes  VerrniVen  eicbOisea:  die  Rädelsführer 
endlich  soUtiHi  nicht  allein  ihren  g;in:en  Besirc  verlieren,  sondern 
£uui  Teil  mit  dem  Schwert  hiugerich;et .  zum  Teil  aus  dem  Lande 
gejagt  wenlen;  «ena  sie  bitrgerlichen  Standt^  seien,  s^^Uten  sie  noch 
sch;3ür^^r  gestraft  wervien.  Auf  den  Kort  der  tlüohtigen  Rebellen  sei 
ein  rreis  tu  setzen.    Pie  Hiuser  der  lUdeIsffilir>:T  soIUen  zxxm  Zdchoi 
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ewiger  Schmach  niederfreilssen  werden.  Dasselbe  Schicksal  sollte 
auch  das  Carolinum,  wo  die  strilf liehe  Vei*schwönmg  ihreu  Anfang 
genomiiieii,  treffen,  wofern  es  der  Kaiser  nicht  als  Hospital  einrichten 
oder  mit  der  Jesuitonakademie  vereinigten  wollte.  Vor  der  Kanzlei, 
von  wo  aus  der  Fenstersturz  stattgefunden  habe,  sei  ein  Denkmal  zu 
errichten.  Niemand,  mit  Ausnahme  der  Landesoffiziere  und  ihrer 
RÄte,  sollte  mehr  hefugt  sein,  den  Kanzleiranm  bewaffnet  zu  betreten; 
die  Städte  sollten  für  ihre  Teilnahme  an  der  Rebellion  mit  dem  Ver- 
lust ihrer  Landgüter,  der  Brilujjereehtifikeit,  des  Weiiischanks  und  der 
peinlichen  Gerichtsbarkeit  bestraft  werden.  Du  jedoch  die  Räte  ein- 
sahen, dals  die  Verarmung  der  Städte  fUr  den  Kaiser  selbst  von 
>'achteil  begleitet  sein  würde,  so  rieten  sie  ihm,  denselben  den  Wein- 
schank  und  die  BriUigerechtigkeit  dann  wieder  freizugehen,  wenn  sie 
sich  IdefUr  zu  einer  steten  Jahreszafdung  bereit  erklären  würden. 
Bie  Konföderationsurkunden  zwischen  Böhmen  und  den  österreichischen 
Erbländern  solUen  auf  einem  öffentücheii  Platz  verbrannt,  der  Majestilts- 
brief  dagegen  heimlich  vernichtet  werden.  Einer  der  Räte  trennte 
sich  in  seinen  Vorschlägen  von  den  übrigen.  Erriet^  über  alle  Führer 
des  Aufstandes  die  Todesstrafe  auszusprechen,  sie  aber  nur  an  wenigen 
durclizufuhren.  Die  Begnadigten  sollten  den  Kaiser  bei  seiner  An- 
kunft in  Trag  kniefällig  um  Verzeihung  bitten  und  dann  zu  lebens- 
länglichem Gefängnis  verurteilt  werden;  diejenigen,  welche  dem  Kaiser 
durch  ein  Amt  früher  verpflichtet  waren,  aber  während  des  Änfstandes 
keine  Hauptrolle  gespielt,  wollte  er  nur  mit  dem  halben  Verlust  ihrer 
Güter  strafen  und  ihnen  die  Einlösung  der  konfiscierten  Hälfte  ge- 
statten, wenn  sie  den  Wert  dei*selben  in  einer  Anzahl  von  Jahren 
erlegen  würden.  Diesen  milderen  Vorschlag  rechtfertigte  er  damit, 
dafs  der  Kaiser  daraus  einen  gi'öfseren  ^'utzen  ziehen  werde,  als  bei 
der  Konfiskation  d^s  ganzen  Besitzes,  weil  dieser  kaum  um  den  dritten 
Teil  verkauft  werden  könnte,  während  die  Vemrteilten  um  jeden 
Preis  ihrer  Verpflichtung  nachkommen  würden.  Die  tauseudfachen 
Betrügereien  der  Folgezeit  beweisen  die  Richtigkeit  dieser  Behauptung; 
thatsächlich  löste  der  Kaiser  kaum  den  fünften  Teil  des  wahren 
Wertes  der  Güter,  da  sie  meist  mit  schlechtem  Geld  bezahlt  wurden 
und  die  nicht  verkauften  kein  Einkonnnen  abwarfen,  weil  es  an  jeder 
rationellen  Bewirtschaftung  mangelte.  Die  mindest  schuldigen  Guts- 
besitzer sollten  mit  dem  Verlust  der  peinlichen  Gerichtsbarkeit  und 
mit  der  Umwandlung  ihrer  Allodialgüter  in  Lehen^^üter  bestraft  und 
zur  Zahlung  einer  bestimmten  Steuer  für  die  Uriterhaltunj^  einer 
ständigen  Truppenschar  von  600  Reitern  und  eines  Regiments  Ful's- 
knechte  angehalten  werden.    Die  Städte  sollten  für  die  Reiiellion  mit 
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dern Verluste  ihrer  LantlgiUer  bülseii;  auch  sollten  die  Schlüssel  der 
Stadtthore  nicht  mehr  in  der  Verwalirun^'  des  Bürgermeisters  gelassen, 
sondern  dem  Königsrichter  überantwortet  wenleii.  Die  heimliche 
Vernichtung  des  Majestätsbriefes  empfahl  das  Scparatvotum  deshalb, 
weil  derselbe  eine  kaiserliche  Unterschrift  trage  und  deshalb  nicht 
öffentlich  verbrannt  werden  dürfe.  Da  die  Geistlichkeit  zur  Eroberung 
des  Königreichs  nichts  beigetragen  habe,  sollte  das  Carolinum  nicht 
den  Jesuiten  überwiesen,  sondern  als  Hospital  für  verwundete  und 
verdiente  Soldaten  eingerichtet  werden.  Alle  Seh id den  des  Kaisei-s 
und  seiner  Vorfahren,  die  mit  Zustimmung  des  Landtags  kontrahiert 
worden  waren,  also  alle  Staatsschulden  sollten  kassiert  und  von  dieser 
Mafsregel  nur  diejenigen  StaatsgliMiliiger,  deren  Treue  sich  bewährt 
hatte,  ausgenüinmen  werden.  Dieser  ktzte  Antrag  war  leiclit  durch- 
führbar, da  die  Staatsschulden  damals  nur  in  partiellen  Schuld- 
verschrei Im  n  gen  an  einzelne  Personen  bestanden.  Die  Belohnung  der- 
jenigen, die  um  ihrer  Treue  willen  Schaden  gelitten  hatten,  sollte 
vorläufig  vei-sehoben,  sie  aber  doch  schon  jetzt  mit  eintraglichen 
Amtern  versehen  werden.  Für  die  Verwaltung  der  konfiscierten 
Göter  sollte  mittlerweile  ein  besonderes  Beaintenkollegium  sorgen. 
Sowie  die  oben  erwähnte  Militärsteuer,  sollte  auch  die  Biersteuer  für 
ewige  Zeiten  bestehen  und  nicht  jedesmal  erst  vom  Landtage  bewilligt 
werden  ^ . 

Im  weitern  Verlauf  des  Gutachtens  widerrieten  die  R[\te  dem 
Kaiser  den  baldigen  Antritt  der  Reise  nach  Prag,  weil  dieselbe  mit 
allzm^Tofsen  Unbetjuenjlichkeiten  verbunden  sei,  weil  er  ferner  auf 
seiner  Reise  eine  starke  kriegerische  Begleitung  nötig  hätte  und  die 
Truppen  nicht  entbehrt  werden  könnten,  weil  die  Ungarn  und  Mähren 
sich  noch  nicht  beruhigt  hiltten  und  deshalb  auch  seine  Anwesenheit 
in  Wien  nötig  sei  unil  weil  er  endlich  in  Prag  allzusehr  von  Bitt- 
stellern überlaufen  werden  würde.  Da  zudem  gegen  die  Rädelsführer 
des  Aufstandes  mit  der  Schärfe  des  Schwertes  verfahren  werilen  müsse, 
BO  empfehle  es  sich,  dafs  der  Kaiser  seine  Reise  nicht  vi>r,  sondern 
nach  der  Exekution  antreten  möge  und  seine  Ankunft  im  Lande  durch 
Akte  der  Milde  und  nicht  der  Strenge  kennzeichne.  Weil  jedoch  die 
JiUe  auch  die  Notwendigkeit  einer  besseren  Ordnung  in  Böhmen  ein- 
sahen und  der  Fürst  von  Liechtenstein  ihnen  hiezu  nicht  mit  der 
nötigen  Auktorität  ausgestattet  schien,  empfahlen  sie,  dafs  bis  zur 
Ankunft  des  Kaisei-s  der  Herzog  von  Bavern  als  dessen  Stellvertreter 


*  WieocT  Staatsarcliiv :  GutuchteD  der  kaiserbchen  Räte  über  die  in  Böhmen 
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die  Reg:ieruDg  wieder  übernehme.  Für  den  Fall,  als  dieser  die  Re- 
gierung ablehnte,  sollte  er  um  die  Bezeichnung  eines  i)asseudeu  Statt- 
halters ersucht  werden.  Einer  der  Käte  ouipfald  für  diesen  Posten, 
in  Ermanglune:  anderer^  passender  Kandidaten,  den  Herzog  von 
Halz-Neuburg  oder  den  Herzoi.^  Albrecht  von  Bayern,  den  Binder 
Maximilians. 

Das  Gutachten  fand  im  ganzen  den  Beifall  des  Kaisers  und  zwar 
insbesondere  inbetreff  der  dem  Herzog,'  von  Bayern  zu  übertragenden 
Statthalterschaft  Kr  war  überliauiit  für  den  Herzog  von  der  gröl'sten 
Hochachtung  und  Dankbarkeit  erfüllt  und  gab  «lies  in  wiederholten 
Zuschriften,  die  er  kurz  nach  der  Schlacht  auf  dem  Weilsee  Berge  an 
ihn  richtete,  zu  erkennten.  Er  rtihnite  seinen  ^Valor,  der  ilnu  bei 
der  ganzen  Welt  einen  grolsen  Huhin  und  unsterblichen  Namen  ge- 
macht," dankte  ihm  für  seine  „treuherzige  Liebe  und  Bemühung"  und 
versicherte,  dafs  er  und  sein  Haus  jetzt  und  in  der  Zukunft  durch 
Thateu  8eine  Dankbarkeit  zu  erkennen  geben  würden.  Er  bestätigte 
alle  Verfügungen,  die  Maximilian  in  Böhmen  getroffen,  namentlich 
die  vorlilufige  Ernennung  des  Pursten  von  Liechtenstein  zu  seinem 
Stellvertreter,  und  sprach  die  Hoffnung  aus,  dafs  er  die  kaiserliche 
Regierung  auch  weiter  mit  Rat  und  That  in  der  Ordnung  der 
böhmischen  und  sonstigen  Angelegenheiten  unterstützen  werde.  Nach 
dieser  schmeichelhaften  Zuschrift  war  es  ganz  natürlich,  dafs  der 
Kaiser  den  Reichshofratspräsklenten ,  Grafen  von  Hohenzollern,  und  ^ 
den  Reichshofrat  Hegenmüller  na^h  München  schickte  und  den  Herzog 
um  die  Wiederübernuhme  der  Statthalterschaft  in  Böhmen  ei-suchte, 
weil,  „seinem  reifen  Nachsinnen  nach,  es  keinen  besseren,  ansehn- 
licheren, getreueren  und  eifahreneren  Gommissarium  gebe,  der  sowohl 
bezüglich  der  Wiederherstellung  der  Religion,  wie  in  militärischen, 
I>olitischen  und  finanziellen  Angelegenheiten"  das  Königreich  Böhmen 
besser  einrichten  könnte,  als  eben  er*. 

Wie  sehr  diese  Lobeserhebungen  verdient  waren,  zeigte  sich  durch 
die  Vorgänge  in  Böhmen.  Da  im  Lande  sich  nur  einige  Städte  noch 
in  feindlichen  Händen  befanden,  die  durch  die  ligistischen  Truppen 
und  eine  kleine  Aliteilung  der  Kaiserlichen  leicht  bewältigt  werden 
konnten,  so  war  für  die  längere  Anwesenheit  des  ganzen  kaiserlichen 
Heeres  kein  Grund  vorhanden  und  dasselbe  hätte  unverweilt  nach 
Mähreu  und  Ungarn  zur  Bezwingung  Bethlens  abrücken  können, 
Buquoy   veqfflichtete  sich  auf  die  Aufforderung  Maximilians,   dals  er 
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umiiittelbar  iiaeh  dessen  Abreise  nach  München  lara  17.  November) 
nach  Muhren  ziehen  werde.  Der  Herzog  traute  aber  diesem  Ver- 
sprechen nicht  und  hiiiterliers  ein  Memoire,  worin  er  seine  Auf- 
forderung wiederholte  und  jede  Schuld  an  allfiilli*ien  Mifserfolgen  ab- 
lehnte, wenn  Bu^[Uoy  nicht  alsbahl  abrücken  würde.  Trotzdem  erfuhr 
er,  dafs  der  General  noch  am  10.  Dezenü)er  in  Prag  gewesen  sei  und 
die  kaiserliehe  Armee  sich  mit  nichts  anderem  beschäftigte,  als  n)it 
Ausraubung  von  Prag  und  jener  Orte  im  Lande,  die  bisher  durch  den 
Kriee  nicht  gelitten.  Wären  die  kostbaren  Wochen  nach  der  Schlacht 
auf  dem  Weifsen  Berge  besser  benützt  worden,  so  würde  Mähreu  und 
Schlesien,  wie  Maximilian  ganz  richtig  bemerkt,  sich  unterworfen  und 
Bethlen  einen  Teil  Ungarns  geräumt  haben;  statt  dessen  hatte  mau 
die  Zeit  in  nichtsnutziger  Weise  vertrödelt.  „Ich  rate,"  so  schrieb 
er  an  den  Kaiser,  „niemals,  dafs  man  unbedachtsam  handle  oder  alles 
auf  einmal  riskiere,  aber  so  still  zu  sitzen  und  dem  Feinde  Zeit  und 
Vorteil  zu  geben,  kann  keine  gute  Konsequenz  gebären,"  Er  be- 
dauerte, dafs  der  Kaiser  seinem  General  nicht  strengere  Weisungen 
gab  und  die  Unordnung  in  Böhmen  sich  steigern  liels  und  suchte  ihn 
deslialb  durch  eine  energische  Sprache  an  seine  Pflicht  zu  malmen  \ 
Die  Beschuldigung  des  Herrn  von  Martinitx,  dafs  der  Kaiser  nur 
fremden,  also  zumeist  deutschen  Ratgebern  sein  Ohr  leihe,  war  dies- 
mal nicht  begründet,  Holienzollern  und  Hegenmüller  erhielten  den 
Auftrag,  die  Keise  nach  Müiicheu  über  Passau  anzutreten  und  sich 
mit  den  dort  anwesenden  Herren  von  Sternberg,  Slawuta  und  Martinitz 
über  die  böhnnschen  Angelegenheiten  eingehend  zu  beraten-  Da  die- 
selben kurz  vorher,  wie  es  scheint,  aus  freien  Stücken,  ein  Gutachten 
an  lien  Kaiser  abgeschickt  hatten,  so  überreichten  sie  den  kaiserlichen 
Gesandten  eine  Abschrift  desselben,  die  sie  später  auch  dem  Herzog 
von  Bayern  vorlegten.  Als  die  Gesandten  in  Münclien  anlangten, 
wurde  ihnen  auch  das  mittlerweile  ausgearbeitete  Gutachten  der 
Wiener  Räte  nachgeschickt.  So  ausgerüstet,  wurde  Hohenzolleni  am 
Weihnachtsabend  von  dem  Herzoge  empfangen  und  legte  ihm  da^ 
Anliegen  des  Kaisers  und  die  beiden  Gutachten  vor.  Auf  Befelil 
Maximilians  konferierten  darauf  die  beiden  kaiserliehen  Gesandten 
mit  einigen  der  vornehmsten  bayrischen  lÜUe.  Das  Resultat  der  Be- 
ratung bestand  darin,  dafs  Maximilian  die  Übernahme  der  Statthalter- 
schaft ablehnte,  aber  an  seine  Stelle  entweder  den  Bischof  von  Würz- 
burg oder  den  bei  ihm  weilenden  Grafen  von  Hoheuzollern  vorschlug- 
In  Bezug  auf  tue  kirchlichen  Angelegenheiten  schlug  er  die  Wieder- 
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gutniacbuuf;  alles  den  Katholiken  zugefügten  Umechtes  vor,  wanite 
aber  vor  allzueiliger  Verfolgung  der  Anhänger  der  Augsburger  Kon- 
fession. Nur  gegen  die  Calviner  und  Anhänger  der  BruderuniliU 
empfah]  er  ein  rücksichtsloses  Vorgehen.  In  Bezug  auf  die  Bestrufung 
der  Rebellen  riet  er  Verhängnug  der  Todesstrafe  wider  eine  Anzahl 
der  Rildelsfiihrer  und  Konfiskation  ihres  ganzen  Besitzes.  Letztere 
Strafe  sollte  auch  alle  jene  treffen,  die  dem  Kaiser  durch  ein  Amt  ver- 
pflichtet gewesen  waren  und  sich  doch  dem  Pfalzgrafen  angeschlossen 
hatten.  Alle  anderen,  die  sich  dem  Pfalzgi-afen  unterworfen  hatten, 
sollten  nur  einen  Teil  ihrer  Güter  verlieren.  Mit  den  konfisciertjeu 
Gütern  riet  Maxindlian  hauszuhalten,  wenigstens  jetzt  keines  derselben 
zu  verschenken,  ria  sich  sonst  der  Kaiser  der  Bittsteller  nicht  werde 
erwehren  können.  Mit  der  Erltauung  zweier  Citadellen  bei  Prag  und 
der  Enichtung  einer  Leibgarde  war  er  einverstanden.  Wir  erfahren 
bei  dieser  Gelegenheit,  ilafs  die  in  Passau  wohnenden  Herren^  wie 
Maximilian,  die  Ankuni't  des  Kaisers  in  Böhmen  als  das  einzige  Heil- 
mittel gegen  die  steigende  Unortl nung  ansahen  und  von  keinem  Statt- 
halter eine  Besserung  hofften.  Dieser  von  zwei  Seiten  kommende  Rat 
machte  auf  Ferdinand  doch  einigen  Eindruck,  und  so  liefs  er  seinem 
Vetter  sagen,  dafs  er  um  Lichtmefs  (2.  Februar)  die  Reise  antreten 
werde.  Da  Buquoy  bereits  nach  Mähren  gerückt  war,  fürchtete  er 
aber  für  seine  persönliche  Sicherheit  in  dem  kaum  bezwungenen  Lande 
und  ersuchte  deshalb  den  Herzo«»,  er  möge  vorlaufig  die  ligistischen 
Tiiippen  noch  in  Böhmen  garnisonieren  lassen*. 

Wie  wenig  ernst  es  jedoch  der  Kaiser  mit  seinem  Versprechen, 
bezüglich  der  Reise  zu  Anfang  Februar  meinte,  ergiebt  sich  daraus, 
dafs  er  erst  am  28.  Januar  den  Kanzler  Lohkowltz  mit  dem  Kardinal 
Dietrichsteiu  und  den  Herren  von  Berka,  Talndierg,  Kostitz  und 
Strahlenilorf  darüber  beraten  liefs,  ob  die  Reise  alsbald  zu  unter- 
nehmen oder  bis  nach  der  Hinrichtung  der  Rildelsführer,  also  bis  nach 
Beendigung  eines  jedenfalls  länger  dauernden  Prozesses,  zu  vei"schiebeu 
sei.  Der  Kardinal  trat  energisch  für  das  augenblickliche  Antreten  <ier 
Reise  ein,  weil  dies  niclit  nur  der  Meinung  des  Herzogs  von  Bayern, 
sondern  aller  befreundeten  Fürsten  entspreche  und  weil  die  jetzige 
Regierung  in  Böhmen  notorisch  schlecht  sei.  Es  gehe  übrigens  nicht 
an,  dafs  der  Kaiser  bei  seiner  Ankunft  als  milder  Herrscher  auftrete : 
er  müsse  Gericht  halten  über  die  TJbelthäter  und  zwar  in  derselben 


idcly  a.  a*  Q.  IV  47  u.  48.  —  Wiener  Staatsarchiv:  Hohenzollorn  und 
Hegenmüller  an  Ferdinand  IL  dd.  1.  Januar  1Ö21.  Ferdinand  IL  an  noheD£ollern 
dd.  12.  Januar  162L    Mitteilung  des  obei-sten  Kanzlers  am  L5.  Januar  162L 
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Weise,  wie  dies  seiner  Zeit  (1547)  Ferdinand  I.  gethau  habe.  Das 
Gericht  müsse  aus  einigen  Böhmen,  damnter  dem  Ohersüaniliichter, 
ans  dem  Schlesier  Herrn  von  Dohna  und  aus  einigen  Reiclishofräten, 
den  Herren  von  Strahlendorf,  Nostitz  und  LaminRer  zusammenfresetzt 
und  zum  [•räsidenten  desselben  ärpread  ein  Reichsfürst  ernannt  werden. 
Zur  Verhaftung  der  Rebellen  solle  man  nicht  vor  der  Ankunft  des 
Kaisers  und  vor  Zusammentritt  des  Gerichtshofes  schreiten;  es  liege 
nichts  daran,  wenn  einige  fler  Schuldigen  den  Verzug  zur  Flucht  be- 
nützen wtirden,  denn  sie  würden  trotzdem  mit  dem  Verlust  der  Ehre 
und  der  Güter  gestraft  werden.  Der  Kaiser  müsse  aber  schlüssig 
werden,  wie  viele  der  Anführer  am  Leben  gestraft  werden  sollten ;  alles 
tibrige  könne  er  dann  ruhig  dem  Gerichte  überlassen.  Der  Kanzler 
schlofs  sich  der  Meinung  des  Kardinals  an^  ebenso  Berka,  Talmberg 
und  Nostitz.  Strahlendorf  bemängelte  die  von  Dietriehsteiu  vor- 
geschlagene Zusammensetzung  des  Gerichtshofes;  nach  seiner  Ansicht 
sollten  nur  Fürsten  zu  Richtern  gewählt  werden,  zum  Präsidenten 
könue  kein  Bischof  eruannt  werden,  weil  ein  solcher  kein  Todesurteil 
beschliefseu  dürftet  In  Ansehung  der  vorzuschlagenden  Reise  war 
keine  Meinungsverscliiedeoheit,  trotzdem  schob  sie  der  Kaiser  auch 
jetzt  auf,  bestätigte  'den  Fürsten  von  Liechtenstein  in  der  ihm  von 
Maximilian  übertragenen  Stellung  und  trug  ihm  (am  6.  Februar)  die 
Einleitung  der  Hoch  Verratsprozesse  auf. 

Der  Verkehr  zwischen  dem  Kaiser  und  Liechtenstein  hatte  im 
November  1620  damit  seinen  Anfang  genommen,  dafs  der  letztere 
über  die  Absendung  von  Konmiissären  in  die  einzelnen  Kreise  be 
richtete,  um,  wie  dies  der  Herzog  von  Bayern  aufgetragen,  die  Ein- 
wohner zu  Gehoi'samkeitserklärungen  zu  veranlassen,  überall  die 
Stadträte  zu  erneuern,  die  Kaiserrichter  neu  einzusetzen  und  ein 
Darlehn  zu  verlangen,  Liechtenstein  kam  in  letzterer  Hinsicht  den 
Wünschen  des  Kaisei-s  zuvor,  denn  kurz  vor  Ankunft  des  angefühlten 
Berichtes  hatte  der  Kaiser  sich  selbst  an  Liechtenstein  um  Beschatl'ung 
eines  Anlehens  von  100  000  Thalern  gew^endet,  für  welches  er  ihm 
die  koufiscierten  Rebellengüter  als  Pfand  anzubieten  l)efahl.  Einige 
Tage  darauf  trug  er  dem  in  Passau  weilenden,  ehemaligen  Kammer- 
prilsidenten  Slawata  auf,  nach  Prag  zu  gehen,  die  Funktionen  seines 
Amtes  wieder  aufzunehmen,  auf  allen  königlichen  Hen^schafteu  die 
gegenwärtigen  Amtleute  wegzujagen  und  durch  die  vor  dem  Anstände 
angestellten  zu  ei*setzen.    Auch  sollte  Slawata  die  durch  den  Aufstand 


'  Wiener  Staatsarchiv:  Aufzeichnungen  über  <Jie  Berütiingen  der  kaiserlichen 
Rate  lid.  2S'.  Januar  1628.  —  Ulm  an  Jocher>  undatiert. 
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entfernten  obei-sten  Beamten  um  Wiederaufnahme  ihrer  Funktionen 
ersuchen  und  von  all  dem  dem  Fürsten  von  Liechtenstein  die 
nötige  Mitteilung  machen.  Es  geschah  jedoch  nichts  von  alledem; 
Slawata  nahm  weiler  die  Funktionen  eines  Kammerpräsidenten  auf, 
noch  traten  die  ehemaligen  obersten  Landesbeamten  ihr  Amt  an, 
,80dafs  Liechtenstein  und  Miehna  die  ,cranze  Last  der  Verwaltung'  noch 
Leiter  trugen.  Einzig  und  allein  der  frühere  Müuzmeister  Wfesowec 
trat  sein  Amt  wieder  an  \  worauf  ihm  Liechtenstein  befahl,  die  mit 
dem  Namen  des  Winterkönigs  f^eprä^iten  Münzen  zu  Ende  Dezember 
aufser  Kurs  zu  setzen,  ein  Befehl,  der  spiiter  zurückgenommen  werden 
niufste,  da  die  nötige  Zahl  neuer  Münzen  nicht  zu  Gebote  stand 

Liechtenstein  benachiichtigte  in  den  folgenden  Tagen  den  Kaiser 
von  seinen  zur  Wiederherstellung  der  Ordnung  getroftenen  Verfiigungeu: 
von  seinem  Patent  wider  die  Strafsenniuber,  von  den  vollftihrten 
Konfiskationen,  von  der  Wiedereinsetzung  der  Jesuiten  und  anderer 
Geistlichen  in  ihre  Güter,  von  der  Aufbewahrung  der  Krone  in  *ler 
Wenzelskapelle  der  Domkirche  und  iUmlicheni  mehr.  Zum  Schlüsse 
seines  Benchtes  dankte  er  dem  Kaiser  dafür,  dafs  er  ihn  als  Stell- 
Vertreter  Maxindüans  bestätigt  habe,  bat  aber  zugleich,  ihn  von  «Hesem 
Amte,  das  ebenso  mühevoll  wie  gefährlich  sei,  baltlmöglichst  abzuberufen. 
Ob  es  Bescheidenheit  war,  was  ihn  zu  dieser  Bitte  veranlafste  oder 
ob  die  steigenden  Schwierigkeiten  oder  tlie  allzugrofse  Verantwortung 
ihn  zur  Voi*sicht  mahnte,  wollen  wir  nicht  entscheiden.  Gleichzeitig 
gab  er  auch  Befehl ,  alle  fahrende  Habe  der  Rebellen  auszufoi'schen, 
um  deren  Foitschaffung  aus  dem  Lande  zu  verhindern;  den  Juden 
befahl  er  alle  bei  ihnen  versetzten  und  aufgehobenen  Mobil ien  zu 
verzeichnen  und  auszuliefern.  Der  Kaiser  selbst  richtete  an  den 
Kürfüi*sten  von  Sachsen  die  Bitte,  alle  in  sein  Land  von  österreichischen  ^^-^g^'"- 
oder  böhmischen  Flüchtlingen  gebrachten  Güter  in  Beschlag  zu  nehmen, 
eine  Bitte,  welche  der  Kurfürst  durch  Befehle  an  seine  sämtlichen 
Städte  erfüllte.  Infolgedessen  wurden  z.  B.  dem  Herrn  von  ßibei'stein 
seine  in  Gold  und  Perlen  bestehenden  und  auf  3821  Guhlen  bewerteten 
Schätze  konfisciert,  obwohl  derselbe  den  Beweis  geführt  hatte,  dafs 
er  sich  schon  im  Oktober  nach  Sachsen  geflüchtet  und  der  kurfürst- 
lichen Armee    bei   der  Bekämpfung  des  Aufstandes  Dienste   geleistet 


"  d'ElTert:  Weitere  Beiträge  zur  Geschichte  der  böbmisclien  Länder  im 
17,  Jahrhimdi'rt  S.  1,  2  u.  5,  —  Archiv  des  k.  u.  k.  ReichsfinaiiÄministcniims:  Fer- 
dinand II.  an  Liechtenstein  dd.  27.  November  1920.  Feniinand  IL  an  Slawata  dd. 
2.  Dezember  1620.  Ferdinand  au  Wlesowec  dil.  5.  Dezember  1620.  —  Archiv  der 
Stadt  Prag:  Patent  Liechtensteins  dd.  -x  Dezember  1620. 
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habe;  dasselbe  Los  traf  die  Brttfler  Stainpach  und  den  Herrn  Nicolaus 
von  Globen,  dessen  Wertsachen  ein  ganzes  Museum  hätten  anfüllen 
können,  sowie  den  Herrn  Steplian  vun  Starhemberg,  dessen  Silber- 
geschirr 1^1  lein  1232  Mark  11  Lot  schwer  war. 

In  Bezug  auf  das  von  Ferdinand  verlangte  Anlehen  von  100000 
Tholern  erwiderte  Liechtenstein,  dafs  alle  reichen  Häuser  und  Güter 
ausgerauht  seien  und  niemand  sich  zu  einem  Anlehen  vei*stehen  wolle^ 
dals  er  aber  in  Berücksiclitigung  der  voraussichtlichen  Bedürfnisse 
sich  um  die  Ansanunlung  eines  Schatzes  von  300  000  Gulden  bemiiht 
und  hieven  200  000  Gulden  dem  Grafen  Bu(iuoy  zur  Befriedigung 
des  Kriegsvolks  ausgezahlt  Iiabe,  während  er  100  000  Gulden  für  den 
Kaiser  ber'eit  halte.  OITenbar  sind  diese  Gelder  durch  Koufiskalionen 
auf  dem  Lande  und  in  den  Städten  oder  durch  Leerung  der  Münz- 
stätten und  Steuerkassen  angesauimelt  worilen,  Liechtenstein  giebt 
Über  ihre  Provenienz  keine  andere  Auskunft,  als  dals  er  sie  „zusammen- 
geklaubt habe^.  Zur  Verwischung  jeglicher  Erinnerung  an  das  Wirken 
der  reliellischen  Regierung  that  er  den  ersten  Schritt  damit,  dais  er 
alle  wrdireud  derselben  erfolgten  Urteilssprüche,  Verordnungen  und 
Exekutionen  annullierte  und  dadurch  die  neugeschaüenen  Rechts- 
verhältnisse samt  und  sonders  für  ungültige  erklärte  ^ 

Der  Kaiser  billigte  Liechtensteins  Verfügungen  und  trug  ihm 
zugleich  auf,  unauffüllig  dafür  zu  sorgen,  dals  niemand  aus  dem  Laude 
flüchte  und  sich  so  dem  künftigen  Prozesse  entziehe;  nötigenfalls  sollte 
er  für  die  Ausfoi-schung  und  Habhaftwerdung  der  Flüchtigen  Sorge 
tragen,  auch  selbslverstilndlich  niemanden,  der  bereits  verhaftet  sei, 
aus  dem  Gefängnisse  entlassen.  Um  möglichem  Widerstände  zu  be- 
gegneoi  sollte  er  nicht  blofs  die  Prager  Städte,  sondern  alle  übrigen 
Städte  im  Lande  entwaffnen.  Namentlicli  aber  sollten  alle  Rebellen- 
güter eingezogeu  werden.  Da  bis  dahin  amtlich  noch  keine  Bestimmung 
erfolgt  war,  wer  als  Rebell  anzusehen  und,  wie  die  verschiedenen 
Grade  der  Rebellion  zu  bestrafen  seien,  so  war  damit  der  Willktlr 
Thor  und  Angel  j^eöffnet.  Die  kaiserlichen  Kommissäre,  die  iu  die 
Kreise  geschickt  wurden,  belegten  die  Landgüter  aller  durcJi  den 
Aufstand  stärker  kompromittierten  Pei"soneu  mit  Beschlag  und  kou- 
üscierien  die  fahrende  Habe  derselben.    Es  gab  dies  namentlich  dem 


^  Sächsisches  Staatsarchiv:  Patent  Liecbteusteius  gegen  Stnirseumuber.  Fer- 
diiiftnd  11.  an  lüirsachsen  dd.  24.  Dezember  1620.  Kursachsen  dd.  9..  19.  Januar 
1621  an  Leipzig,  Freiberg,  Aiinaberg  and  10  acdere  Städte.  Ferner  die  soQSÜgen 
Akten  über  die  Konfiglcationen.  —  d'Elvert  a.  a.  O.  S,  2,  7.  —  Archiv  des  k.  u.  k. 
KeichsfiDftnzniinisteriums :  LiechtensteiD   an  Ferdixiaud  IL  dd.  11.  Dezember  1620. 
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Generalkommissür  Miolma  und  dein  Judeu  Bassevi  Gelegenheit  sich 
zu  bereif Iieni ,  und  seli)st  auf  deo  Fürsten  von  Liechtenstein  fiel  der 
allerdings  wahrscheinlich  unrichtige  Verdacht,  dals  er  mit  diesen 
Personen  sich  in  den  Raub  jieteilt  habe.  Liechtenstein  beantwortete 
die  Weisung  des  Kaisei^  dahin,  dals  man  sich  nicht  nur  die  Kon- 
fiskation der  Land;.niter  und  die  Verzeichnung  des  Zugehörs  dei-selben 
anp:elegen  sein  lasse,  sondern  auch  eine  Anzahl  Praj^er  Häuser 
(die  den  kümproniiltierten  Ed eilen ten  gehörten)  ndt  Beschlag  belegt 
habe.  Er  hoffte  auf  diese  Hauser  bald  ein  An] eben  aufnehmen  und 
dasselbe  dem  Kaiser  zur  Verfüfjunp:  stellen  zu  können.  Bei  der 
Laudtafel  traf  er  die  Verfü^iuj?,  dafs  nieniand  mit  Ausnahme  notorischer 
Anhänger  des  Kaisers  eine  Besitzveründerun^  eintragen  lassen  dürfe. 
Um  die  Reisenden  vor  Beraubuni]^  zu  sichern,  traf  er  Vorsorge, 
dafs  die  Strafse  nach  Wien  von  Prag  bis  Znaim  militärisch  besetzt 
wurde,  sodaXs  man  wenigstens  auf  dieser  sich  ohne  Gefahr  bewegea 
konntet 

Obwohl  der  Kaiser  den  Befehl,  die  Rädelsführer  des  Aufstandes 
in  Haft  zu  nehmen,  bis  dabin  nicht  erteilt  hatte,  mils billigte  er  doch, 
dafs  die  Verhaftung  nicht  schon  erfolgt  sei*  Liechtenstein  rechtfeitigte 
»ein  Verhalten  mit  dem  von  Maximilian  gegebenen  Beispiel ;  dieser 
habe  bei  der  Einnahme  von  Prag  jedem  ohne  Ausnahme  Schutz  des 
Lebens  und  Eigentums  mit  Hand  und  Mund  versichert;  da  nun  seit- 
her niemand  sich  habe  ein  neues  Vei-gehen  zu  schulden  kommen 
lassen,  so  hätte  er  unmöglich  schäifer  auftreten  können,  als  dies  der 
Herzog  gethan.  Auch  habe  er  darauf  Rücksicht  nehmen  müssen,  dafs 
Mähren  und  Scldesien  sich  noch  nicht  unterworfen  hätten.  Hätte  er 
gegen  jene,  die  sich  auf  Gnade  und  Ungnade  ergeben  hatten,  eine 
strenge  Exekution  verfügt,  so  würde  diesj  meinte  er,  Verzweiflung 
und  einen  neuen  Aufstijnd  erzeugt  haben.  Übrigens  hätte  die  Ver- 
haftung aller  Schuldigen  auf  einmal  oder  nach  und  nach  geschehen 
müssen.  Für  die  Verhaftung  aller  reichten  aber  weder  die  Gefäng- 
nisse noch  die  Garnisonen  hin;  gehe  mau  aber  allmählich  vor,  so 
treibe  dies  die  auf  freiem  Fufs  belassenen  zur  Flucht,  Es  schade  nichts» 
dals  man  gewartet  habe :  die  bedeutendsten  Rebellen  seien  rechtzeitig 
geflohen  und  die  zurtlckgebliebenen  schadeten  nichts  mehr,  denn  sie 
Beien  in  der  aligemeinen  Achtung  so  gesunken,  dals  ihnen  nur  Spott 
und  Schmach  zu  teil  werde.     Zum  Schlüsse  teilte  er  dem  Kaiser  die 


*  Archiv  des  k.  u.  k.  Reichafinanzministeriums :  Lieciilenstein  an  den  Kaiser 
dd.  16.  Janmtr  162  L  —  sTElvert  a.  a.  0.  S,  8. 
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Liste  der  in  Prag  anweseüden  Direktoren  und  soDstijzer  am  Aufstände 
beteiligten  Personen  uüt^ 

Da  der  Kaiser  seine  Wiener  Riite  aufgefordert  hatte,  ihm  die 
Mitglieder  für  den  Gerichtshof,  der  vor  seiner  Ankunft  in  Prag  die 
Hochverratsprozesse  zu  Ende  führen  sollte,  zu  bezeichnen,  empfahlen 
sie  ihm  für  das  Präsidium  den  Fürsten  von  Liechtenstein  und  als  dessen 
Stellvertreter  den  Oberstlandhofineister  Adam  von  Waldstein,  Zu 
Mitgliedern  schlugen  sie  die  getreu  gebliehenen  obersten  Landes- 
beamten vor.  Da  jedoch  der  Oberstburg^raf  Adam  von  Sternberg, 
der  Kammerpräsident  Slawata  und  der  Burggraf  von  Karlstein  die 
Berufung  ablehnten,  weil  sie  nicht  gewissenriafsen  in  eigener  Sache 
Hichter  sein  wollten,  so  richteten  die  Wiener  Räte  ihre  Aufmerksam- 
keit auf  andere  Personen.  Bei  der  Auswahl  dei-selben  stellten  sie 
den  Grundsatz  auf,  dafs  dieselben  aus  den  Ländern  der  bübniischen 
Krone  abstammen  oder  derselben  veq>flichtet  sein  müfsten,  sie  empfahlen 
deshalb  die  Bobmen  Friedrich  von  Talmberg,  Wenzel  von  Pombsdorf, 
Wenzel  Wilhelm  von  Lobkowitz,  Wilhelm  d.  j,  von  Lobkowitz  und 
Christoph  Wratislaw,  die  Mährer  Ladislaw  von  Lobkowitz,  Leo  Bnrian, 
Berka,  Hans  Kawka  von  Rican  und  den  Schlesier  Hanibal  von  Dohna. 
Wegen  ihrer  juristischen  Gelehrsamkeit  empfahlen  sie  mehrere  Reichs- 
hofräte, „die  aus  Böhmen  oder  den  inkorjjorierten  Ländern  sind  und 
zum  Teil  böhmische  Officia  haben,"  nämlich  Peter  Heinrich  von  Strahlen- 
dorf, Otto  von  Nostitz,  Laminger  von  Albenreit  und  Doktor  Melander, 
endlich  die  Prager  Appellationsräte  Doktor  Wenzel  von  Flielseupach 
und  Doktor  Melchior  Gniess  von  Kobaeh.  Da  Strahlendorf  und 
Melander  nicht  aus  den  böhmischen  Länilern  stanunten,  so  sollte  mau 
glauben,  dafs  sie  nach  der  Erklärung  des  Gutachtens  ein  böhmisches 
Amt  inne  hatten.  Es  ist  jedoch  nichts  davon  bekannt  und  man  muJs 
vielmehr  vermuten,  dais  die  begutachtenden  Räte  bezüglich  Üirer 
eine  Ausnahme  machten.  Die  Räte  empfahlen  weiter  eine  möglichst 
rasche  Prozedur,  da  die  Verbrechen  der  iVngeschuld igten  notorisch 
seien,  und  als  den  Ort,  wo  das  Gericht  abgehalten  werden  sollte,  das 
Prager  Schlofs,  Gegen  die  flüchtigen  Rebellen  solle  das  Urteil  ebenso 
vrie  gegen  die  anwesenden  ausgesprochen  w*erden  und  die  Verurteilung 
sich  auf  ihre  Person  und  ihre  Güter  eratrecken.  Bezüglich  der  ver- 
storbenen Rebellen  rieten  die  Riite  die  Konfiskation  der  Güter  an, 


'  d'Elvert:  Liechtenstein  an  den  Kaiser  dd.  17.  Januar  1621.  In  dem  Schreiben 
des  Kaisera  an  Liechtenstein  dd.  G.  Februar  {l>ei  d'Elverl  8.  21)  scheint  es,  als  ob 
Liechtenstein  die  Liste  der  Direktoren  schon  am  8*  Januar  überschickt  hätte.  Es 
xuufä  da  ein  Irrtum  in  der  Datierung  stattlinden. 
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empfahlen  jedoch  ihre  Kinder  in   ihrer  Ehre  uud  Würde  tiicJit   an- 
zutasten. 

Das  Gutachten  fand  nur  teilweise  Beachtung,  <lenn  als  der  Kaisei* 
den  Gerichtshof  eüd^*üUifi  zusammenstellte,  berief  er  in  denselben 
nicht  blofs  Persönlichkeiten  aus  den  Lüudern  der  böhiinschen  Krone, 
sondern  auch  Fremde  unrl  zwar  neben  Liechtenstein  als  Vorsitzenden 
unil  Wahlstein  als  dessen  Stellvertreter,  den  Appellationspräsidenten 
PMedrich  von  Talmberg,  den  Hauptmann  der  Pra^^er  Kleinseite 
WVatislaw  von  Mitrowitz,  die  Reicfishofriite :  Laminger  von  Aliienreit, 
Otto  Melander  und  Johann  Wenzel,  die  Ivöhiiiischen  Appellattonsri\te: 
Melchior  Gniess  von  Kobaeh,  Wenzel  von  Fliefsenpach,  Daniel  Kapper 
von  Kapperstein  und  zwei  Rate  der  niederösterreichischen  Regierung 
Schwab  und  Paul  von  Ello.  Am  6.  Februar  befahl  der  Kaiser  dem 
Fürsten  von  Liechtenstein  die  Verhaftung  der  Direktoren  und  32 
namentlich  benannter  Personen;  aulserdeni  sollte  er  29  Personen  das 
Gelöbnis  abnehmen,  dafs  sie  sieb  nicht  von  Prag  entfeinen  würden, 
darunter  zählte  er  auch  Herrn  von  Tri'ka  auf^  Am  11.  Februar 
teilte  er  dem  Fürsten  von  Liechtenstein  seine  Ernennung  als  Vor- 
sitzender des  Crenchtshofe«  mit  und  gab  ihm  zugleich  eine  eingehende 
Instmklion  für  das  Gerichtsverfahren.  Sämtliche  Richter  sollten  von 
dem  Fürsten  nach  einer  eigenen ,  zu  diesem  Zwecke  bestimmten 
Formel  vereidigt  werden;  denn  das  Gericht  sei  „ein  absonderliches** 
und  hiefür  genüge  der  Eid  nicht,  durch  den  sich  die  genannten 
Personen  in  ihrer  sonstigen  Ämtsstellung  verpflichtet  hätten.  Zu 
Sekretären  des  Gerichts  ernannte  der  Kaiser  für  die  deutschen  Prozesse 
den  Doktor  Melander,  für  die  böhmischen  den  Doktor  Kapper,  die 
Wahl  des  öffentlichen  Anklägers  oder  Prokurators  überliels  er  dem 
Gerichtshofe.  Letzteren  entband  er  zugleich  der  Beweisführung  für 
die  Anklage,  indem  er  ihm  vorschrieb,  dals  er  sieh  auf  die  Notarietät 
des  angeschuldigten  Verbrechens  berufen  und  sonach  ohne  weiteres 
Zögern  stets  die  Verurteilung  und  Exekution  beantragen  solle.  Den  An- 
geklagten wurde  die  Wahl  von  Verteidigern  zugestanden,  doch  be- 
stimmte der  Kaiser,  dafs  ihnen  alle  auf  die  Verzögerung  des  L'rteils- 
spruches  hinzielenden  Verteidigungsuuttel  abgeschnitten  werden  sollten. 
Ersuche  ein  Hüchtiger  Rebell  durch  einen  Verteidiger  um  Mitteilung 
der  Anklageschrift,   so   sei  ihm   dies,  da  es  sich  um  notorische  Ver- 


'  Gindely  a.  a.  ü.  IV  ^tiS.  —  Wiener  Staatsaichiv:  Instruction  Ferdiöauds  II, 
für  Liechtenstein  dd,  11.  Februar  1621.  —  Steraberg,  Martioitz  und  Slawata  an 
Ferdinand  O.  dd.  12.  Febniftr  1621.  Ferdinand  an  die  obgenannten  Herren  ild. 
19.  Februar  162L  Zwei  undatierte  Gutachten  der  Wiener  Räte  ober  die  Zusammen- 
stellung des  Gerichtshofes. 
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brechen  handle,  runriweg  al>zusclila,4en.  Der  Prozefs  sollte  üach  der 
Sprache  des  Beklajrten  geführt  und  In  dieser  Sprache  auch  das  Urteil 
^'esprochen  werden.  Die  Richter  sollten  sich  aber  nicht  an  die  Be- 
schlüsse der  Landtage  von  1609  und  1610,  welche  die  Urteile  in 
Hochverratsprozefiseii  milderten,  kehren.  Zur  Gültigkeit  eines  Urteils 
sollte  die  einfache  MajoritiU  iler  Votanten  hinreichen,  dasselbe  aber 
vor  der  Exekution  dem  Kaiser  zur  Riititikation  zugeschickt  werden. 
Die  flüchtigen  Hebelleu  seien  in  drei  untei*schiedenen  Zeiträumen  zu 
eitleren  und,  wenn  sie  nicht  erschienen,  sei  das  Urteil  wider  sie  zu 
sprechen  und  ihre  Güter  zu  konsfiscieren.  Auch  gegen  die  verstorbenen 
Rebellen  sei  das  Urteil  zu  sprechen  und  ihre  Güter  zu  konfisciei*en, 
iß3i.     ihre  Kinder  jedoch  in  ihrer  Ehre  nicht  anzutastend 

Der  Befelil.  der  dem  Fürsten  von  Liechtenstein  die  Verhaftung 
der  in  Prag  befindlichen  Häupter  i\er  Aufständischen  anbefahl,  war 
durch  ein  Vei^ehen  nach  Dresden  und  von  dort  ei*st  am  20.  Februar 
nach  Prag  gekommen.  Der  Fürst  traf  alsbabl  mit  dem  General- 
lieutenant Tilly,  dem  Obersten  AValdstein  um!  Michna  die  nötigen 
Vorsichtsmafsregeln  und  lud  mit  Ausnahme  zweier,  alle  ihm  vonj 
Kaiser  bezeichneten  und  in  Prag  anwesenden  Herren-  und  Rittei-stands- 
personen  auf  die  zweite  Nachmittagsstundc  zu  sich  unter  dem  Vor- 
wand ein,  dafs  er  ihnen  ein  Dekret  mitteilen  wolle.  Als  die  Vor- 
geladenen erschienen,  wurden  sie  samt  und  sonders  in  Haft  genommen 
und  in  de«  Weifsen  Turm  auf  dem  Schlosse  eingekerkert.  Heinrich 
Otto  von  Los  und  Johann  Wostrowec,  die  wegen  Krilnklichkeit  auf 
die  Vorlad un«.'  Liechtensteins  nicht  erschienen  waren,  wurden  aus  ihren 
Häusern  geholt  und  auch  in  den  Weifsen  Turm  geschaflft.  Zu  gleicher 
Zeit  hatten  auch  die  Prager  Königsrichter  die  schuldigen  Bürger  vor 
sich  geladen  und  ihre  Einkerkerung  auf  den  Rathäusern  verfügt. 
Gegen  die  aulserhalb  Prags,  aber  im  Lande  befindlichen  Rebellen- 
häupter wurden  Verhaftsbe fehle  erlassen  und  schleunig  durchgeführt. 
Endlich  mufste  noch  eine  Anzahl  Personen  gegen  Handgelübde  ver- 
sprechen ,  ihre  Häuser  nicht  zu  verlassen.  Die  zwei  Pei^soneu ,  die 
Liechtenstein  trotz  kaiserlichen  Auftrags  nicht  in  Haft  nahm,  waren 
Gumprecht  Cernfn,  weil  dei-selbe  schon  während  des  Aufstandes  die 
katholische  Partei  vielfach  begünstigt  und  seiner  Verbindung  mit  den 
Rebellen  noch  vor  der  Weifsenberger  Schlacht  ein  Ende  gemacht  hatte, 
und  Ladislaw  von  Seidlitz,  weil  derselbe  sich  frühzeitig  dem  Kur- 
fürsten von  Sachsen   angeschlossen   und   bei   der  Unterwerfung   des 


'  Wiener  Staatsarchiv:    lüstruktion   Ferdinands  IT.  für  den   Gerichtshof  dd. 
11,  Fehniar  1621. 
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Leitmeritzer  Kreises  ei-spriefsliche  Dienste  geleistet.  Dag^en  nalini 
Liechtenstein  fünf  I'ersonen  in  Haft,  die  ihm  nicht  bezeichnet  worden 
waren.  Von  den  Verhafteten  scheint  später  der  Barbier  Stegmann 
auf  freien  Fufs  gestellt  worden  zu  sein,  da  mehrere  liayrische  Oberste 
sich  für  ihn  verwendeten,  weil  er  sich  als  tttdit%er  Arzt  bewährte 
und  sie  seine  Hilfe  bei  der  Behandluntj:  kranker  Sohlaten  nicht  ent- 
behren konnten.  Es  waren  dies  übrigens  nicht  die  ersten  Verhaftungen, 
die  Liechtenstein  verfügt  hatte;  schon  einige  Wochen  vorher  hatte  er 
den  ehemali^'en  Rektor  der  Prager  Universität,  r>oktor  Jessenius,  den 
pfalzischen  Sekretilr  Doktor  Rilppel  und  den  Prämier  Appellntionsrat 
Doktor  Haunschüd,  sowie  den  Paul  Skreta  verhaften  lassen,  um  ihre 
etwaipe  Flucht  zu  verhindern  ^- 

In  Befolgung  der  Weisung:,  die  ihm  in  der  Instmktion  erteilt 
wonien  war  und  die  ihm  noch  vor  dem  kaiserlichen  Verhaftsbefehl 
zukam ,  lud  Liechtenstein  am  17,  Februar  dreilsig  flüchtif^e  Rebellen 
zur  Verantwortung  vor  den  Prager  Gerichtshofe,  darunter  den  Grafen 
Tburn,  Wilhelm  von  Ruppa,  Wenzel  von  Berka  und  den  damals  noch 
nicht  gefani^enen  Grafen  Joachim  Andreas  von  Schlickt  Der  letzt- 
genannte hatte  schon  am  17.  Januar  an  den  Fürsten  von  Görlitz  aus 
ein  Schreiben  gerichtet,  das  nnt  Hintansetzung  jeder  Selbstachtung 
die  Niederlage  auf  dem  Weifsen  Berge  und  seine  eigene  bedrängte 
und  unsichere  Lage  als  die  gerechte  Strafe  Gottes  für  seine  begangenen 
Sünden  erklärte  und  nur  darum  bat,  dafs  seine  Frau  und  seine  Kinder 
in  ihrem  Besitztum  nicht  bedrängt  werden  möcliten.  Seine  Bitte 
unterstützte  er  mit  der  Behauptung,  dafs  er  von  dem  beabsichtigten 
Fenstersturz  erst  anderthalb  Stunden  vor  der  Ausführung  erfahren 
und  ihn  trotz  eigener  Gefahr  widerraten  habe,  dafs  er  an  der  Ver- 
treibung der  Jesuiten  keine  Schuld  trage,  nie  zur  Konfiskation  der 
geistlichen  Güter  geraten  habe,  um  den  Bildersturm  im  Schlofs  nichts 
gewufst  habe  und  der  katholischen  Geistlichkeit  und  den  katholischen 
Laien  stets  ein  treuer  Schützer  gewesen  sei.  Einzig  und  allein  das 
bekannte  er,   dafs  er  die  Zusammenkunft  der  Stande  im  Carolinum 


»  Gindely  a.  a.  0.  IV  S.  53.  -  d^Elvert  a.  a.  0.  S.  m,  m. 

^  SÄchsisrhes  Staat^Hrcbiv:  VorlaiJung  der  flüchtigen  Rebellen  dd.  17.  Febnuir 
1621.  Die  Namen  der  Vorgelaiiiwoii  lauteu  in  der  offiziellen  Heihcnlblge:  Heinrich 
Mathm  Graf  von  Thurn,  Bolmchwal  Berka,  Wenzfl  Wilhelm  von  Ruppa,  Graf 
.loAcMm  Aödreiis  Schlick,  Gnif  Johann  Albin  Schlick,  Wenzel  Berka ^  Radslaw 
Wchynic,  Adam  Lukäan,  Smil  Hodöjovsk^,  Paul  Kaplif»  Johann  Ton  Bubna, 
Emfried  Berhisdorf,  Peter  Miller,  Johann  Miller,  Smil  von  Michalowic,  Johann 
Eisen,  Daniel  Skreta,  Johann  OrSinovsk^,  Wenzel  Pisediy,  ßeiyamin  Fniewein  .  • . 


-     22    - 

vor  dem  Fenst-ersturz  gefördert  und  die  evangelische  Religion  und  die 
Freiheiten  des  Landes  gegen  die  bösen  Ratgeher  des  Kaisers  ver- 
teidigt habe.  Sollte  seinem  Soline,  fuhr  er  fort,  nicht  das  Erbe  er- 
halten werden  können,  so  möge  wenigstens  seiner  Frau  ihr  Heiratsgut 
im  Betrage  von  20  000  Thalei*o  und  ein  von  ihr  gemachtes  Darlehen 
im  Betrage  von  11000  Thalern  ausbezahlt  und  deshaU*  von  der 
vollständigeD  Konfiskation  seines  Gutes  Swijan  abiiesehen  werden. 
Liechtenstein  nahm  diese  Zuschrift  mit  Befriedigung  auf  imd  ant- 
wortete dem  Grafen,  dafs  in  Anbetracht  der  bei  seiner  reuigen  Ge- 
sinnung zu  erwartenden  Dienste  bei  der  l^nterwerfung  von  Schlesien 
seiner  Frau  ein  Meierhof  auf  dem  Gute  Swijan  eingeräumt  worden 
sei,  Schlick  solle  durch  einen  ansehnlichen  Dienst  und  eine  be- 
lohnungswiirdige  „Demonstration"  dazu  helfen,  dafs  Schlesien  sich 
schleunig  unterwerfe,  und  auf  diese  Weise  seine  Verbrechen  sühnen. 
Bern  Grafen  mangelte  es  nicht  an  gutem  Willen,  das  Verlaugte  zu 
thun,  aber  thatsächlich  besals  er  keine  Auktoritilt  in  Schlesien  und 
die  lYovinz  unterwarf  sich  dem  Kaiser  nur  durch  Vennittlung  des 
Kurfürsten  von  Sachsen  ^  Liechtenstein  konnte  also  nicht  umhiu,  den 
Hafthefelil  auch  in  Bezug  auf  Schlick  zu  veröftentlichen,  der  sich  nun 
zu  seinem  Schwager,  dem  Herrn  von  Redern,  nach  Friedland  flüchtete. 
Als  dem  Kurfth-sten  von  Sachsen  der  Aufenthalt  des  FUichtlings  ver- 
raten wurde,  Siels  er  ihn  daselbst  (0.  März  lii21l  durch  eine  Reiter- 
eskorte  gefangen  nehujen  und  nach  Dresden  transportieren.  Von  hier 
aus  wurde  er  am  13.  Mai  an  die  Itöhmische  Grenze  geführt  und  den 
kaiserlichen  Behörden  ausgeliefert,  die  ihn  darauf  ebenfalls  in  Prag 
im  Weifsen  Turme  einkerkeiten -. 

I>ie  Gefangennahme  der  Häupter  des  Aufstandes  erregte  begreif- 
licherweise in  und  aufscrhaU>  des  Landes  das  grölste  Aufsehen  und 
bei  den  Betrotfenen  den  gröfsten  Schrecken.  Jeder  Widei^tand  war 
hingst  geschwunden,  jetzt  schwand  auclt  jeder  Stolz:  neun  der  ver- 
hafteten Direktoren,  darunter  auch  der  höi^hst  ehrenwerte  Budowec, 
baten  den  Kurfürsten  von  Sachsen  um  seine  Verwenduug  bei  dem 
Kaiser,  auf  dafs  ihnen  dieser  ihre  „ Verbrechen''  verzeihe,  sie  zu 
Gnaden  aufnehme  und  ihnen  den  Nutzgenufs  ihrer  Güter  wieder  ein- 
räume. Für  Wilhelm  von  Lobkowitz  hat  sogar  der  Obersthof rneister 
Adam  von  Waldstein  hei  dem  Kurfüi*sten  vor;  als  dies  nichts  half, 
richtete  Lohkowits^  selbst  seine  Bitte  an  Johann  Georg,  indem  er  wie 


*  Sächsisches  Staatsarchiv:    Schlick  an   LiechtensieiQ  dd.   17.  Januar  162 L 
Dieser  Brief  äst  im^latiert  Itei  d'Elvert  a,  a.  0.  S.  15  Äl»gednickt,    Elienda  awch  S.  18. 
^  Giodelv  IV  S,  56. 
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Schlick  behauptete,  dafs  er  an  dem  Fenstersturz  keinen  Anteil  gehabt 
habe  und  nur  dem  Zwange  gefolgt  sei.  Auch  die  Frauen  einiger  Ver- 
hafteten richteten  ein  ähnliches  Gesuch  an  den  Kurfürsten  von  Sachsen 
und  an  den  Herzog  von  Bayern,  Alles  dies  war  aber  vergeblich ;  das 
Los  der  Gefangenen  war  im  vorhinein  besiegelt'. 

Als  Liechtenstein  vom  Kaiser  das  Dekret  erhielt,  welches  ihn 
zum  Vorsitxendt'n  des  Gerichtshofes  ernannte,  stellte  er  demselben 
[Yor,  dals  in  Hochverratsjjrozessen  bisher  stets  der  König  den  Vorsitz 
geführt  habe;  dieser  Vorgang  empfehle  sich  nach  Ansicht  der  in  Prag 
anwesenden  Mitglieder  des  Gerichtshofes,  auch  jetzt.  Im  Falle  der 
Kaiser  nicht  erscheinen  könne,  sei  wenigstens  die  Absendung  eines 
«einer  Brüder  wünschenswert.  Diese  Mahnung  hatte  nicht  das  be- 
*absichtii;le  Kesultat.  Der  Kaiser  wollte  weder  selbst  bei  dem  Prozefs 
präsiiliereu,  noch  wollte  sich  sein  Bruder  Karl  damit  belielligeu  lassen, 
und  so  blieb  es  bei  der  geschehenen  Verfügung.  Der  Gerichtvshof  selbst 
konstituierte  sich  am  Ib.  März»  nachflem  zwei  Tage  vorher  auch  die 
in  Wien  ansässigen  Mitglieder  in  Prag  angelangt  waren.  Zu  Sekretären 
wurden  der  Reiehskofrat  Melantlcr  und  der  Appellationsrat  Kapjier, 
zum  Ankläger  oder  Prokurator  der  böhmische  Edehiianu  Pi*ib(k  JenlSek 
von  Onjezd  bestimmt.  Darauf  gelobten  sämtliche  Mitglieder  in  der 
Reichshofratßstube ,  die  für  die  öffentlichen  Verliaudlungen  bestimmt 
war,  ihr  Amt  gewissenhaft  zu  üben,  worauf  auch  der  Präsident  sein 
Gelöbnis  in  die  Hände  Adams  von  Waldstein  ablegte.  Nach  Be- 
endigung dieser  Formalitäten  bestimmte  das  Gericht,  dafs  zuerst  das 
Verhör  der  Direktoren  stattfinden  solle  und  trug  deshall)  dem  Doktor 
Melander  auf,  einen  Entwurf  der  P>agepunkte  zu  verfassen,  wobei 
demselben  das  Geschäftsprotokoll  der  Direktorialregierung  zur  Be- 
nutzung ül>ergebeu  wurde.  Am  18.  März  forderte  der  Gerichtshof  die 
(Erben  der  verstorbenen  Rebellen  auf,  binnen  Monatsfrist  auf  der 
Prager  Burg  sich  einzufinden  und  das  Urteil  über  dieselben  zu  ver- 
nehmen % 

Am  27.  März  ülierreiclite  Melander  seine  Arbeit,  die  aus  236 
Fragepunkten  bestand  und  die  von  den  Richtern  nach  kurzer  Ver- 
handlung einstimmig  gebilligt  wurde.    Zwei  Tage  später  mulsten  sich 


*  Gindcly  a.  a,  0.  IV  S.  55.  —  SÄchsiscbes  StaatsarcUiv:  Adam  von  Waldstein 
an  Kureach8€n  dd.  10.  Miirz  1621. 

*  d*£lvert  S.  37,  49  If.  Die  Namen  der  Personen,  deren  Erben  am  18.  März 
vor  diks  Gericht  geladen  wurde«,  sind:  Peter  von  Schwamberg,  Leoiibard  Colonna 
ron  Fels,  Johann  Älbrecht  Sinilicky,  Rudolf  Stubenberg,  Heinrich  Btirian  von 
Guttenstein,  tllrich  Wcbynsky,  Ulrich  und  Nicolaus  von  Gerstorfr  Albrecht  Pfeffer- 
kon),  Wenzel  von  Bubiia. 
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die  verhafteten  Direktoren  *  in  der  Reicbshofratsstube  einfinden ,  wo 
ihnen  der  Wortlaut  der  kaiserlichen  Vollmacht,  auf  Grund  deren  der 
Gerichtiihof  seines  Amtes  waltete,  mitfreteilt  wurde.  Der  Prokurator 
stellte  hierauf  das  An&iichen,  die  Verhafteten  io  Bezug  auf  die  Frage- 
punkte zu  inquirieren.  Auf  den  Gef?icbtern  sämtlicher  Direktoren  gab 
sich  Bestl^rzuug  kund.  Da  sich  keiner  von  ihnen  zum  Worte  meldete, 
i^Tirden  sie  wieder  abgeführt  und  zwar  diesmal  die  Herren  und  Ritter 
in  verschiedene  Häuser  in  der  Burg,  die  Bürger  dagegen  in  den  Weiföen 
Turin.  Jeder  von  ihnen  hatte  ein  besonderes  Gemach  inne,  so  dais 
sie  nicht  miteinander  verkehren  konnten,  alle  wurden  unter  strenger 
Bewachung  gehalten.  Um  die  Verhöre  zu  beschleunigen  und  bald  zu 
Ende  zu  bringen,  wurden  zwei  getrennte  Kommissionen  hiefür  er- 
richtet und  die  Gefangenen  je  einer  der  beiden  zugeteilt. 

Obwohl  man  den  Prozefs  nach  Möglichkeit  zu  bescldeunigea 
suchte,  stand  doch  nicht  zu  erwarten,  dafs  man  vor  Monatsfrist  mit 
demselben  fertig  werden  würde,  und  so  benutzte  Liechtenstein  die 
Zwischenzeit,  um  wenigstens  den  Prozefs  uegeü  die  flüchtigen  und 
verstorbenen  Reljellen  zum  Abschluls  zu  bringen.  Am  2.  April  erhob 
also  der  Prukurator  Klage  gegen  die  Flüchtigen,  die  sich  trotz  der  an 
sie  ergangenen  Vorladung  nicht  eingestellt  hätten,  und  verlangte,  dafs 
gegen  sie  als  notorisch  Schuldige  das  Urteil  gesprochen  werde.  Der 
Gerichtshof  stinmite  dem  Ansuchen  bei,  nur  verscliob  er  die  Fällung 
des  UrteilSj  um  hierüber  reiflich  zu  beraten,  auf  den  5.  April.  Das- 
selbe lautete  auf  den  Verlust  des  Lebens  und  der  Güter,  wovon  selbst- 
verständlich nur  der  letztere  Teil  vollzogen  werden  konnte.  Der 
Kaiser  hatte  gewünscht,  dafs  auf  die  Ermordung  der  Flüchtigen  ein 
Preis  gesetzt  wtlrde,  aber  der  Gerichtshof  in  Prag  entsprach  diesem 
AVunsche  nicht,  weil  eine  derartige  Prozedur  wohl  in  Italien,  aber 
nicht  in  Deutschland  üblich  sei  und  leicht  zu  einem  bösen  Beispiel 
dienen  konnte,  Ferdinand  gab  sich  damit  zufrieden  und  bestätigte 
das  Urteil  am  16.  April  in  der  Fassung,  wie  es  in  F*rag  gesprochen 
worden  war.  Als  die  Ratifikation  daselbst  aidangte,  wurden  die  Xauien 
der  Vennteilten  auf  je  zwei  Tafeln,  eine  deutsch,  die  andere  böhmisch» 
aufgeschrieben  und  von  dem  Henker  au  die  Galgen  der  drei  Prager 
Städte  angenagelt*.    Die  lieiden  Herolde  und  der  Trompeter,    weklie 


*  Es  waren  dies  Wilhelm  d.  ä.  von  Lowkowitz^  Paul  von  Rii^aii,  Weozel 
Budowcc,  Pftal  Kaplif,  Prokop  Dworecky,  Friedrich  von  Büa»  Bohiislaw  von 
Michftlowic,  Hans  von  Wostrowec,  Wenzel  Felix  Pi^tipeskr,  Otto  von  Los,  Martin 
FnieweiD,  Theodor  Sixt  von  Ottersdorf,  MMimiliari  Hoät\»lek,  Tobiaa  !5teffek,  Valen- 
tin Kocban,  Johann  Sclinltyg^  Christopli  KobtT. 

a  d'Eivert  a.  a,  0.  S.  52-55. 
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bei  der  öfFentlichen  Citation  und  bei  Piihlikation  *ler  Urteile  wider 
Hie  flüchtipreu  Rebellen  verwendet  wurden,  erhielten  60  beziehungs- 
weise 50  Thaler  als  EotlohnuD^'. 

Am  16.  April  forderte  der  köni^liebe  Prokiirator  auch  die  Urteils- 
spreehun^  über  die  verstorbenen  Rebellen,  worauf  seinem  Gesuche  am 
26.  April  willfahrt  werde.  Die  Namen  von  zehn  Personen,  iiämlieh 
Peter  von  Schwamber^'y  Leonhard  Colonna  von  Fels,  Johann  Albnx'ht 
Sniifiekj^  Rudolf  Stubenberg,  Heinrich  Bunan  von  Guttenstein,  Uliich 
von  Wch}Tisky,  Ulrich  und  Nicolaus  Gerstorf  von  Gar^torf,  Albrecht 
Pfefferkorn,  Wenzel  von  Bubna  wurden  ftir  ehrlos  erklärt  uud  ihr 
Besitz  konfisciert;  ihren  Nachkommen  sollte  jedoch  die  Strafe  zu 
keinem  Schimpfe  gereichen.  Der  Kaiser  bestätiffte  das  Urteil  am 
14.  Mai.  Gegen  zahlreiche  andere  vei-storbene  Rebellen  wurde  vor- 
läufifT  der  Urteilsspruch  aufgeschoben,  weil  man  noch  nicht  wufste, 
ob  sie  sieh  des  Hochverrats  im  ersten  Grade  schuldig  gemacht  hatten 
oder  nicht,  und  nur  im  ersteren  Falle  das  Urteil  auf  Konfiskation  der 
Güter  und  Brandmarlcung  des  Namens  lauten  konnte,  im  anderen 
Falle  aber  eine  Urteilsfällung  nicht  mehr  stattfintlen  durfte,  That- 
sächlich  wurde  gegen  viele  verstorbene  Rebellen  das  Urteil  erst  im 
Jahre  1622  und  in  den  folgenden  Jahren  gefällt  Liechtenstein  gab 
den  Wert  des  von  ihm  in  Beschlag  genoinmeuen  Vermögens  auf  fiaif 
Millionen  Tbaler  an.  Es  stimmt  dies  so  ziendich  mit  zwei  anderen 
Verzeichnissen,  von  denen  das  eine  den  Wert  der  nach  den  flöchtigen, 
verstorbenen  und  verhafteten  Rebellen  mit  Beschlag  belegten  Güter 
aaf  5278996  Thaler,  das  andere  auf  5  374  440  Thaler  angiebt.  Da 
aber  die  Frauen  der  flüclitigen,  vei-storbencn  uud  gefangenen  Rebellen 
Anspruch  auf  ihre  Mitgift  machten,  auch  die  Gläubiger  um  Zahlung 
der  auf  die  koüfiscierlen  Güter  von  ihnen  gewährten  Anlehen  baten» 
empfahl  der  Fürst  von  Liechtenstein  die  Aufstellung  einer  eigenen 
Kommission,  welche  diese  Ansprüche  untersuchen  sollte.  Der  Kaiser 
stimmte  diesem  Vorschlag  am  16.  April  bei,  was  nicht  hinderte,  flafs 
selbst  jene,  deren  Ansprüche  als  begiUndet  anerkaunt  wurden,  iiuf 
die  Befriedigung  derselben  überniäfsig  lange  warten  mufsten  oder 
geradezu  um  ihr  Recht  betrogen  wurden,  da  sie  mit  wertloser  Münze 
aasliezfihlt  wurden  -. 


1  Präger  Statthaltereiarchiv :  Zwei  Befehle  an  den  Rentmeistpr  dd.  8.  Mai  162L 

*  Büek   a.  a.  0.  XIJI  berfchn^^t  den  Wert  der  in  dießt^r  Zeit  in  Beschlag  ge- 

noiunieneu  Güter  auf  7  972  329  S*!bock  Meifsner  Groschen.   Wir  führen  statt  Meifsner 

Grobchen  immer  Thaler  an,  weil  der  YoUwichtige  Reichsthaler  ein  Schock  Meirsner 

Groschen  galt  —  d'Elvert  a.  a.  0.  S.  ,53,  h^—5B,  —  Bilek  XLni. 
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Mit  dem  Verhör  der  Gefangenen  war  man  gegen  Ende  April 
fertig  geworden.  Inwieweit  jeder  einzelne  bezüglich  der  wider  ihn 
erhobenen  Klagen  geständig  war,  ist  nicht  bekannt;  denn  wir  besitzen 
nur  die  Aussäen  von  Micbalowic.  Fruewein,  Rican.  Kaplff,  Otto 
von  Los.  P^tipesky.  Die  von  fünf  anderen  Personen,  namentlich  von 
Andreas  Schlick  und  Budowec  vorfindlichen  VerfaörsprotokoUe  enthalten 
nur  Aussagen  in  den  mit  ihnen  nachträglich,  d.  h.  nachdem  sie  bereits 
zum  Tode  verurteilt  worden  waren,  angestellten  Verhören.  Auch  be- 
trafen sie  nur  die  Verbindung  mit  dem  Pfalzgrafen  und  geben  über 
die  Anteilnahme  der  Verhörten  an  den  Vorgängen  in  Böhmen  keinen 
Auf»:hlu^  Die  Angeklagten,  deren  Verhörsprotokolle  noch  vorhanden 
sind,  wurden  zuerst  über  den  im  Carolinum  am  21.  Mai  abgehaltenen 
Protestantentag  und  über  den  Fenstersturz  befragt,  besonders  darüber, 
ob  der  letztere  vorbereitet  gewesen  sei  oder  nicht;  femer:  über  die 
Wahl  der  Direktoren,  über  die  Verfasser  der  beiden  Apologien,  über 
die  Vertreibung  der  Jesuiten,  über  die  Verhandlungen  mit  dem  Pfalz- 
grafen und  sonstigen  ausländischen  Fünften,  über  die  Absetzung 
Fenlinands  11..  die  Wahl  des  Gegenkönigs,  über  den  Abschluls  des 
Bündnissos  mit  den  österreichischen  Ständen,  mit  Bethlen  und  den 
Ungarn.  Die  Befragen  suchten,  wie  dies  in  soldien  Fällen  gewöhnlich 
geschieht,  ihrt^  Schuld  zu  bemänteln  oder  ganz  zu  leugnen:  nur  der 
hochbetagte  Otto  von  Los  gab  ehrlich  Antwort  auf  alle  Fragen.  Ob 
sein  Beispiel  auch  von  einem  Teile  jener  Verhafteten,  deren  Verhör 
sich  nicht  erhalten  hat,  befolgt  wuitle,  können  wir  weder  bejahen  noch 
verneinen-  Nach  seinem  Bekenntnis  war  die  alleinige  Veranlassung 
zum  Ausbrach  des  Aufwandes  die  Schlieisung  der  Kirchen  zu  Kloster- 
grab und  Braunau  und  das  gegen  die  Zusammenkünfte  der  Protestanten 
erlassene  VerK^t  gewesen.  Da  beides  den  ständischen  Privilegien  und 
namentlich  dem  vv^n  Rudolf  erteilten  Majestätsbrief  widersprach,  hätten 
sich  die  Stände  Tur  gewaltsamen  Beseitiguu::  der  böhmischen  Rat- 
geber des  Kaisers  entschlosssen ,  daaüt  aK^  nichts  feindliches  gegen 
den  Kaiser  unternehmen  wollen.  Zur  .Xufrechihaliung  ihivr  Rechte  und 
Freiheiten  hätten  dantuf  die  Stände  die  Wahl  der  Din?ktorpn  vor- 
genommen und  mit  aniier^n  lindem  KonloiieT;itionen  einge-jangen.  Als 
hierauf  die  kaiserliche  Armee  in  Böhmen  eiuiz^^fallen  >^i.  überall  mit 
Morxi.  BtukI  und  Verwüstung  wütend,  nicht  einmal  der  Frauen  und 
Knder  sichonend.  hänen  auch  die  Stände  sich  rüsten  müssen  und  sich 
wegen  dieser  Drsingsale  lur  Al^^tiung  Feixiinands  11  entsdilofisen. 
Sie  hänen  ihm  nicht  den  Eid  gebrvvhen,  dtHin  er  s^i  noch  nicht  im 
Besät?  des  Königreichs  gewesen:  auch  sei  er  nicht  ordnui^!sn)ä^g 
cewähl:.  M'üdtm  unter  Mi fsachtun*:  der  von  Rudi^li  II.  und  Mathias 
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erteilten  Reverse  als  König  angenoninien  worden.  An  der  Wahl 
des  Pfalzgrafen  zun)  Köm>  habe  er  (Otto)  sich  heteili^rt  und  sei  ihm 
treu  geblieben  bis  zu  seiner  Niederlafre:  da  aber  t^ott  nun  dem 
Kaiser  den  Sieg  erteilt  habe,  so  erkenne  er  diesen  fürderhin  als  seinen 
K5mg  und  Herrn  an.  Er  hoflfe,  daJs  er  utn  dieses  aufrichtifien  Geständ- 
nisses willen  niclit  als  Hochverräter  erklärt,  sondern  Seine  Majestilt  den 
Unterschied  zwischen  einem  regierenden  Köniir  und  einem  Ivlofsen 
Thronanwälrter  erkennen  werde.  Auf  die  Richter  tnachte  freilich 
dieses  aufrichtifre  Bekenntnis  einen  scldechteren  EiiMlniek,  als  die  Ab- 
leugnun^en  umi  Entschuldigungen  der  übrigen  Gefangenen;  sie  fanden 
darin  eine  ganz  besondere  Verstocktheit  und  Böswilligkeit'.  Die 
Antworten  der  nbrigen  Gefangenen  ergaben  die  Gewifsbeit,  dafs  der 
Fenstersturz  von  dem  Grafen  Thurn  geplant  und  den  Tag  vor  seiner 
Ausfühmng  von  ihm,  von  Albrecht  SniiHckv  und  einem  Mitgliede  der 
Familie  Wchynskv  bescldossen  worden  war.  Schon  vorher  hatte 
Graf  Schlick  in  dem  bereits  erwähnten  Schreiben  vom  17.  Januar 
und  dai'Buf  in  einem  zweiten  Schreiben  vom  2.  März*  beide  an  Liechteu- 
stein,  die  PlanmiUsigkeit  des  Fenstersturzes  zugestanden  und  ausdrück- 
lich den  Grafen  Thurn  als  den  Urheber  desselben  bezeichnet.  Von 
sich  selbst  hatte  Schlick  behauptet,  dafs  er  erst  anderthalb  Stunden 
zuvor  von  dem  geplanten  jVforde  erfahren  habe;  Thurn  habe  ihn 
nämlich  vor  dem  Zug  auf  das  Schlols  in  seiner  Wohnung  besucht  und 
ihm  den  tags  vorher  mit  Smiftcky  und  Wchynskv  gefafsten  Besclilufs 
mitgeteilt.  Schlick  behauptete,  dafs  er  damals  heftig  widersprochen 
und  um  Gotteswillen  gebeten  habe,  „eine  solche  unerhörte  That  nicht 
vorzunehmen/  a!>er  Thurn  habe  ihn  drohend  angefahren  und  bemerkt: 
Wer  nicht  dabei  sein  wolle,  solle  es  lassen,  wer  sich  aber  widersetzen 
würde,  dem  werde  gleiches  widerfahren.  Zuletzt  hahe  Thurn  ihn 
(Schlick)  aufgefordert,  aufs  Schlols  zu  kommen,  w^o  unter  den  Ständen 
Beratung  gepflogen  werden  könne,  ob  es  zur  That  konmien  solle  oder 
nicht;  aber  damit  habe  er  ihn  und  andere  hinters  Licht  geführt,  denn 
als  Schlick  mit  den  Ständen  auf  das  Schlots  in  die  Grüne  Stube  ge- 
kommen sei  und  erwartet  habe,  dafs  man  daselbst  erst  beraten  werde. 
sei  Thurn  aufgestanden  und  habe  sogleich  alle  aufgefordert,  sich  in 
die  Kanzlei,  wo  die  Statthalter  weilten,  zu  verfügen,  und  dort  sei  es 
zu  jener  Gewaltthat  gekommen^.  Bezüglich  der  beiden  Apologien 
wurde   in   den    \>rhören   sichergestellt,   dafs   die   ei*ste   von   Martin 


d'Elvert  S.  64  u.  78.  —  B^hmiscbea  Statthiiltereiarchiv:   Original  verhör  mit 
Otto  von  Lob,  ^  Gindely  a.  a.  0.  I  275  u.  IV  63. 

*  Archiv  von  Neidiaus;  Schlick  an  Liechtenstein  dd.  2.  März  1621. 
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Fruewein,  die  zweite  von  dem  Grafen  Andreas  Schlick  mit  Hilfe 
Skretas  und  einiger  anderen  Personen  verfällst  worden  sei. 

Am  17.  Mai  berichtete  Liechtenstein  dem  Kaiser,  dafe  das  Urteil 
über  die  17  gefangenen  Direktoren,  sowie  tiber  Doktor  Jessenius  ge- 
sprochen sei,  und  schickte  ihm  dasselbe  samt  den  Gründen  zu. 
Budowec,  Kaphf,  Dwofecky,  Michalowic,  Friedrich  von  Bfla,  Los^ 
Fruewein,  HoStiüek,  Steffek,  Kochan,  Kober  und  Jessenius  wurden 
zum  Tode  verurteilt.  Die  Todesstrafe  sollte  an  einigen  von  ihnen  in 
qualifizierter  Weise  vollzogen  werden :  den  Herren  von  Budowec  und 
Otto  von  Los  sollte  die  rechte  Hand  abgehauen  und  sie  dann  bei 
lebendigem  Leibe  gevierteilt  werden;  dem  Jessenius  sollte  die  Zunge 
ausgeschnitten  und  dann  die  Vierteilung  vorgenommen  werden;  dem 
Martin  Fruewein  sollte  die  rechte  Hand  y  dann  der  Kopf  abgehauen 
und  der  Leichnam  gevierteilt  werden;  Michalovic  und  Dwofeck^ 
sollten  zuerst  enthauptet  und  dann  ge>iertei]t  werden;  Kaplff,  Bda, 
Koohan,  Kober  und  HoStiedek  sollten  einfach  geköpft  werden.  Allen 
wurde  Ehre  und  Vermögen  abgesprochen.  Gegen  die  übrigen  ge- 
fangenen Direktoren  Lobkowitz,  Ri^an,  P^tipesky,  Sixt  von  Ottersdorf, 
Wostrowei»  und  Schultys  wurde  zwar  auch  der  Verlust  ihrer  Ehre,  ihres 
Lebens  und  ihres  Venuögens  angesprochen,  sie  aber  zugleich  der 
kais<Tlichen  Gnade  empfohlen. 

Für  Lobkowib:  sprach  der  Umstand,  dafs  er  unmittelbar  nach  der 
Schlacht  auf  dem  Weifsen  Berge  sich  dem  Kaiser  unterworfen  und 
duTvh  den  Herzog  von  Bayern  seine  Gnade  angerufen  hatte  und  damit 
ein  l^ispiel  gegeben  hatte,  welches  zahlreiche  Nachahmer  fand.  Da- 
zu kam,  da£!i  er  ohne  jegliche  Bildung,  »ein  purer  Idiot"*  war,  den 
nicht  eigene  Böswilligkeit,  sondern  die  Einwirkung  anderer  in  den 
Aufstand  getrieben  hatte,  femer  da(s  er  einem  hochansehnlichen  Ge- 
schleohte  ai^hörte,  welches  dem  Kaiserhause  bedeutende  Dienste 
gt^loistet  halte.  Lobkowitz  ersuchte  übrigens  nicht  allein  die  Richter 
und  den  Kurfürsten  von  Sachsen  um  ihre  Fürbitte,  sondern  wieder- 
holt auch  Polixena,  die  Frau  des  Kanzlers  Li^bkowitz,  und  den  Kanzler 
selbst.  S*nn  Schreiben  an  Frau  Polixena  beleuchtet  so  ganz  den 
grenzenlosen  Jammer  der  besiegten  Partei  ^  Mau  hatte  ihm  hienach 
noch  vor  dem  rrteilsspruch  nicht  blofs  seine  ganze  liegende,  sondern 
auch  seine  fahrende  Habe  mit  Beschlag  belegt,  ihm  1300  Marie 
Silber,  die  er  in  der  Münze  hane,  weggenommen  und  ihm  so  alle 
Mittel  zu  seinem  eigenen  Unterhalt  und  dem  seines  kmppdhaiten 


^  Axvlin  von  KAuduitt:  Wilholni  d.  A.  von  l.<«hkowitz  an  Fran  Pötixena  tob 
l.o«ko«:w  oa.  Id.  Mai  und  19.  .luni  1$:?1.    iVrM^lbo  *n  d«  Kuukr. 
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unii  bei  ihm  weilenden  Sohnes  geraubt,  so  dafs  er  sich  während  seiner 
Haft  DIU*  durch  die  Gaben  hefreundetor  Personen  erhalten  konnte. 
Um  sein  Elend  zu  vermehren,  hatte  sein  älterer  Sohn  in  Holland 
Schulden  gemacht  und  war  da  gefönirlioh  eingezogen  worden,  und  nun 
sollte  er,  der  selbst  den  ürgsteii  Mangel  litt ,  für  ihn  zahlen.  Sein 
trostloser  Brief  blieb  nicht  ohne  Eindruck  auf  Polixena;  zunächst 
scheint  sie  seiner  materiellen  Not  abgeholfen  zu  haben,  und  dann  ver- 
wendete sie  sich  bei  dem  Kaiser  für  seine  Begnadigung,  indem  sie 
ihren  kleinen  Sohn  diese  Bitte  vorbringen  liefs.  Da  auch  die  Wiener 
Ratgeber  die  Begnadigung  empfahlen,  so  wurde  vom  Kaisej-  vorläufig 
die  Vollziehung  der  Todesstrafe  ül»er  Lobkowitz  vei-sehoben  und  nur 
die  Güterkonfiskation  vollzogen- 

Die  Xach sieht  der  Todesstrafe  bei  Paul  Ri^au  enipfalil  Liechten- 
stein aus  dem  Grunde,  weil  er  die  Anhänger  des  Kaisers  und  die 
katholische  Kirche  vor  der  Konfiskation  ihres  Besitzes  habe  schützen 
wollen,  ferner  weil  er  die  Belagerung  Pilsens  widerraten  und  die  Be- 
zeichnung des  kaiserlichen  Kriegsvolks  als  eines  fremden  getadelt 
habe;  auch  habe  Rifan  stets  Verhandlungen  zur  Anbahnung  eines 
Ausgleichs  empfohlen  und  selbst  sich  dazu  erboten;  das  Bündnis  mit 
Österreich,  Mähren,  Schlesien  und  der  Lausitz  habe  er  nicht  gut- 
geheifeen  und  sei  deshalb  von  den  Rebellen  bereits  als  Feind  an* 
gesehen  worden.  Bei  Pßtipesky  führte  der  Fürst  als  mildernden  Um- 
stand an,  dafs  dieser  ursprünglich  die  Wahl  zum  Direktor  abgelehnt 
und  nur  auf  die  Drohung,  dafs  man  an  ihm  den  Fenstersturz  wieder- 
holen würde,  nachgegeben  habe ;  später  habe  er  mehr  als  zwanzigmal 
um  Entlassung  ersucht,  lialte  sicfi  an  der  Abfassung  der  Apologie  nicht 
beteiligt,  habe  Ausgleichsverhandlungen  mit  dem  Kaiser  angeraten, 
sich  wider  dessen  Absetzung  ausgesprochen  und  den  Verkauf  der 
geistliehen  Güter  widerraten.  Von  Sixt  von  Ottersdorf  behauptete 
Liechtenstein,  dafs  er  sich  an  den  Direktorial gescbäften  wenig  be- 
teiligt habe,  weil  er  krank  gewesen  sei,  ferner  dafs  er  gegen  die  An* 
Werbung  einer  böhmischen  Armee  und  gegen  den  Abschlufs  der 
fremden  Bündnisse  aufgetreten  sei.  Von  Wostrowec  l»emerkte  er, 
dafs  derselbe  an  der  Versammlung  im  Carolinum  am  23.  Mai  nicht 
teilgenommen  und  ei-st  nach  seiner  Wahl  zum  Direktor  an  dem  Auf- 
stände sich  beteiligt  habe;  übrigens  sei  er  ein  einfältiger  Mensch, 
dessen  Benehmen  vor  dem  Aufstande  tadellos  gewesen.  Bei  Schultys 
wurde  auf  seinen  geringen  Vei-stand,  auf  die  Unlust,  mit  der  er  in 
das  Direktoj'ium  eingetreten  sei,  und  auf  die  Dienste  hingewiesen,  die 
er  nach  der  Schlacht  auf  dem  Weilsen  Berge  bei  der  Unterwerfung 
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Kuttenbergs  and  der  Heranziehung  der  Bünrer  zu  bedeutenden  Geld- 
zahlungen geleistet  habe*. 

Die  Urteilsprüche  wurden  von  den  Mitgliedern  des  Gerichtshofes 
£llo  und  Talmberg  mit  aulserordentlicher  Geschwindigkeit  nach  Wien 
gebracht,  denn  schon  am  21.  Mai  nahmen  die  Beratungen  über  die- 
selben, bei  welchen  der  Kanzler  Lobkowitz,  Strahlendorf,  Nostitz, 
M.  Fabricius  und  die  beiden  Prager  Boten  zugegen  waren,  damit 
ihren  Anfang,  dals  man  sämtliche  Urteilssprüche  vorlas.  Tags  darauf 
empfahl  Talmberg  die  Begnadijning  Wilhelms  von  Lobkowitz,  insofern, 
als  er  ihn  zur  ewijien  Kerkerhaft  und  zum  Verlust  seiner  Güter  ver- 
urteilt wissen  wollte.  Ello  stimmte  bei,  wog^:en  Strahlendorf  be- 
merkte, man  müsse  sich  zuerst  darüber  einen,  ob  die  Todesstrafe  an 
allen  Personen  zu  vollziehen  sei,  über  welche  sie  der  Prager  Gerichts- 
Jiof  verhängt  habe.  Um  nicht  den  Vorwurf  allzugrofser  Rachgier  auf 
sich  zu  laden,  empfahl  er,  dieselbe  nur  an  neun  Personen,  drei  aus 
jedem  Stande  zu  vollziehen;  die  übrigen  könne  man  nach  Neapel  und 
Toscana  schicken,  auf  dafs  sie  von  dem  Könige  von  Spanien  und  dem 
Grofsherzog  von  Toscana  an  die  Galeeren  geschmiedet  würden.  Auch 
geeen  die  Vierteilung  bei  lebendigen  Leibe  sprach  er  sich  aus,  da  sie 
eine  überflüssige  Grausamkeit  sei.  Die  übrigen  Mitglieder  der  Kom- 
mission wollten  keine  solche  Schonung  üben;  dagegen  wollten  sie  die 
Schuldigen  auch  nicht  der  grausamen  Galeerenstrafe  ausliefem,  sondern 
schlugen  vor,  dais  jene,  an  denen  die  Todesstrafe  nicht  vollzogen 
würde,  zu  lebenslänglichem  Gel^gnis,  mit  oder  ohne  Zwangsarbeit, 
verurteilt  würden.  Der  Kaiser  bestimmte  nach  Anhörung  dieser  und 
anderer  Vorsohläne,  dafs  die  Toilesstrafe  an  Wilhelm  von  Lobkowitz^ 
Riean,  P^tipesky.  Wostrowec  nicht  vollzogen  werden  solle;  sie  seien 
im  Geföngnisse  zu  belassen  und  ihre  Güter  zu  konfiscieren.  Auch 
Sixt  von  Oiter^dorf  sollte  am  Leben  bleiben,  aber  ihm  die  Begnadigung 
ei^t  auf  dem  Richtplatze  angekündigt  wenlen.  In  qualifizierter  Weise 
sollten  hingerichtet  wenlen:  Michalowic,  dem  die  rechte  Hand,  dann 
der  Kopf  abgehauen,  Martin  Fruewein,  dem  gleicherweise  zuerst  die  rechte 
Hand,  dann  der  Kopf  abgehauen  und  der  nachher  noch  gevierteilt  und 
endlich  Jessenins,  dem  die  Zunge  ausgeschnitten,  dann  der  Kopf  abgehauen 
und  der  nachher  gevierteilt  wenlen  sollte.  Otto  von  Los  sollte  ent- 
hauptet dann  ge^ierteilt,  Budowec,  Bda,  Dwofecky,  Kaplff,  Schultys, 
Host'alek,  Jteffek,  Kober,  Koohan  einfach  enthauptet,  die  einzelnen 
Teile  der  Ge>ierteilten,  sowie  die  Köpfe  der  Enthaupteten  ausgestellt 
wenien.      Der  Prager  Gerichtshof  hatte  auch  das  Urteil  über  drei 
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Personen,  die  nicht  Direktoren  waren,  ein^eseliickt ,  niiniläch  über 
Suäicky,  Kutiiauer  und  Wodrtansky  und  für  dieselben  die  Todesstrafe 
ijareb  den  Stran^^  bestimmt.  Der  Kaiser  bestätit^te  dies  Urteil,  sowie 
das  über  drei  Pei-souen,  über  die  der  Tod  uielit  verhängt  wurde*. 
Die  Fra^e  Liechtensteins,  ob  zu  den  Verurteilten  rieistlii'be  ihres 
Glaubens,  also  namentlich  solche  der  Brüderiroität  zuzulassen  seien, 
beantwortete  Ferdinand  dahin,  dafs  nur  katholische  und  lutherische 
Geistliche,  in  keinem  Falle  aber  solche  der  Brüderunitiit  zuzulassen 
seien,  die  lutherischen  aucli  nur  ins  Gef^n^^nis  und  nicht  zur  Be- 
deitung  auf  die  Richtstätte.  Gleichzeitig  verlangte  der  Kaiser,  dafs 
mit  der  Exekution  gewartet  werde,  bis  auch  ^e^^en  den  Grafen  Andreas 
Sclilick  und  einige  andere  Personen  das  Urteil  gefällt  und  von  ihm 
bestätigt  worden  sei.  Zugleich  befahl  er,  die  Gefangenen,  darunter 
auch  bereits  Verurteilte,  nach  den  Verbindungen  der  Rebellen  mit 
dem  Auslande  und  mit  den  österreicliischeD  Erbländern  zu  befragen, 
damit  man  von  allen  gegen  die  Habsburger  gerichteten  Machinationen 
Kenntnis  erlange.  —  Mao  beeilte  sich  in  Prag  sowohl  mit  dieser 
Untersuchung,  als  auch  mit  der  Beendigung  der  Prozesse  wider  die 
übrigen  Gefangenen  und  schickte  dem  Kaiser  die  ^'ef^Allten  Urteile 
zu,  der  auch  diesmal  einige  derselben  milderte.  Darnach  sollte  dem 
Andreas  Schlick  zuerst  die  rechte  Hand,  dann  der  Kopf  abgehauen 
werden;  mit  dem  Schwerte  sollten  femer  noch  der  Prager  Schlols- 
hauptmann  Dionys  Ceruln,  Christoph  Harant,  Wilhelm  Kouecchlumsky, 
Elias  Rosin  d.  ä.,  Michael  Witmann,  Wenzel  MaSt^fowsky,  Andreas 
Kocour,  Simon  W^okac,  Georg  Reficky  und  Heinrich  Kozel  hin- 
gerichtet werden,  einige  sollten  in  die  Festung  Raab  gescliickt  oder 
ein  Jalir  oder  auf  unbestinunte  Zeit  im  Gefilngnis  gehalten  werden. 
Der  Kaiser  traf  diese  Bestinmiungen  am  2.  Juni  und  trug  dem  Fürsten 
von  Liechtenstein  auf,  die  Hinrichtungen  aller  zum  Tode  V'erurteilteü 
schleunigst  vorzunehmen,  da  er  gewillt  sei,  am  5.  Juli  die  Reise  nach 
Prag  anzutreten.  Wichtiger  als  alles  dies  war  der  Auftrag,  den  er 
am  Schlüsse  erteilte:  Der  Fürst  sollte  mit  den  Mitgliedern  des  Ge- 
richtshofes sich  beraten,  in  welcher  Weise  die  Prager  und  die  anderen 
StAdte  und  Gemeinden  zur  Verantwortung  gezogen  werden  sollten, 
wobei  er  seine  Meinung  dahin  aussprach,  dafs  sie  alle  zum  Verlust 
ihrer  Freiheiten  und  Privilegien  und  des  Patronatsrechtes  über  ihre 
Kirchen  zu  verurteilen  seien.  Durch  diesen  Auftrag  wurden  zutu 
erstenmal    nicht   blols   einzelne   hervorragende  Bürger,   sondern   die 
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Suidte  insgesamt  als  an  dem  Aufstände  mitschuldig  erklärt  und  ihre 
Bestrafung  angeordnete 

Der  Kaiser  hatte  seinem  Statthalter  empfohlen,  bei  Tilly  um 
Zusendung  eines  Teiles  des  ligistischen  Volkes,  das  bereits  nach  dem 
Westen  gerückt  war,  anzusuchen,  damit  die  Exekution  nicht  etwa 
durch  einen  Aufstand  vereitelt  würde.  Der  Fürst  hielt  die  Befolgung 
dieser  Weisung  für  überflüssig,  da  das  Waldsteinsche  Fuisregiment 
in  Prag  gamisonierte  und  er  von  dem  Reiterregiment  des  Herzogs 
von  Sachsen  700  Mann  für  die  Zeit  der  Exekution  in  die  Hauptstadt 
des  Landes  berufen  hatte.  Er  bat  nun  ausdrücklich  den  Kaiser  nicht  blois 
um  Zulassung  nichtkatholischer  Geistlichen  zu  den  Verurteilten,  sondern 
auch  um  Erlaubnis,  dafs  diese  Geistlichen  sie  zur  Richtstätte  begleiten 
dürften,  da  der  Prozefs  in  ganz  Europa  Aufsehen  err^e  und  die 
Versagung  der  Bitte  böses  Nachreden  verursachen  würde.  Auch  die 
sofortige  Einleitung  des  Prozesses  gegen  die  Städte  und  die  Aufhebung 
ihres  I^atronatsrechies  widerriet  er.  Noch  sei  die  äufsere  Gefahr 
nicht  geschwunden;  Mansfeld,  der  Markgraf  von  Jägemdorf  und 
Bethlen  seien  auf  den  Beinen  und  in  wechselseitiger  Korrespondenz 
und  es  sei  daher  zu  fürchten,  dafs  die  Prozessierung  der  Städte  gro&e 
Ungelegenheiten  zur  Folge  haben  könnte.  Sein  Rat  wurde  befolgt 
und  das  Einschreiten  gegen  die  Städte  vorläufig  vertagt*.  Auch  in 
Bezug  auf  die  Zulassung  nichtkatholischer  Geistlichen  änderte  der 
Kaiser  seine  Meinung  und  erlaubte  nicht  bloüs  den  lutherischen  Geist- 
lichen, sondern  auch  denen  der  böhmischen  Konfession  den  Zutritt 
zu  den  Verurteilten  und  die  Begleitung  derselben  zur  Richtstätte: 
nur  den  Mitgliedern  der  Brüderunität  versagte  er  auch  jetzt  jeden 
geistlichen  Trost.  Am  16.  Juni  bestätigte  oder  änderte  er  jene  Urteile, 
die  ihm  am  12.  zugeschickt  worden  waren  und  die  entweder  auf 
Todesstrafe  oder  auf  Gefängnis  lauteten. 

Am  17.  Juni  langten  in  EVag  die  700  Reiter  des  Regiments 
Sachsen  an  und  da  damit  die  nötige  Sicherheit  gewonnen  war,  säumte 
Liechtenstein  nicht  mit  den  Vorbereitungen  zur  Exekution.  Schon  am 
folgenden  Tage  wurde  auf  dem  Altstädter  Ring  von  Zimmerleaten  eine 
Art  von  Bühne  hergerichtet,  die  nel>en  den  Sitzen  für  die  die  Exe- 
kution überwachenden  Beamten  den  nötigen  Ramn  für  die  Hinrichtungen 
und  für  die  Unterbringung  der  dabei  nötigen  Werkzeuge  enthielt 
Am  19.  Juni  ¥runieu  die  Urteilssprüche  in  Gegenwart  sämtücher 
Mitglieder  des  Gerichtshofes  den  Gefangenen  mitgeteilt.  Es  geschah 
dies  auf  der  Burg  in  der  Reichshofrats$tul>e,  wohin  die  Ge&ngenen 
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geführt  worden  wareo.  Die  Todesstrafe  sollte  nach  dem  zur  Verlesung 
gelangten  Urteile  an  27  Personen  vollzogen  werden*  Dabei  wurden 
auch  Sixt  von  Ottersdorf  und  Rosin  genannt  dt\  man  ihnen  ihre  Be- 
gnadigung erst  auf  der  Richtstiitte  mitteilen  wollte;  an  ihre  Stelle 
traten  bei  der  Hinrichtung  selbst  Doktor  Leander  Röppel  und  Georg 
Haunschild,  da  die  Bestiltigung  ihrer  Todesurteile  am  Abend  des 
19.  Juni  m  Pra^:  anlangte^  und  dieselben  also  auch  sogleich  an  ihnen 
vollzogen  werden  koimten.  Martin  Fruewein,  der  auch  hingerichtet 
werden  sollte,  hatte  sich  der  Exekution  entzogen,  es  ist  ungewifs  ob 
durch  Selbstentleibuüg  oder  durch  eine  verunglückte  Flucht:  man 
fand  ihn  tot  im  Hirschgraben  unter  dem  Fenster  des  Turmes,  wo  er 
eingesperrt  gewesen  war.  Nach  geschehener  Publikation  verwendete 
sich  der  Erzbischof  von  l*rag  für  Dionys  Cemfn,  den  einzigen  Katho- 
liken unter  «len  Verurteilten,  und  bat,  dafs  entweder  die  Todesstrafe 
desselben  in  ewiges  Gefängnis  umgewandelt  oder  wenigstens  auf- 
geschoben würde;  der  Fürst  von  Liechtenstein  koonte  selbstverständlich 
dieser  Fürbitte  keine  Folge  geben '.  Als  sich  die  Nachricht  von  der  be- 
vorstehenden Exekution  in  Prag  verbreitete,  machte  sich  in  der  öffentlichen 
Meinung  ein  Umschwung  geltend:  während  man  bis  dahin  von  den 
Häuptern  des  Aufstaudes  mit  Hals  und  Verachtung  gesprochen  und  itinen, 
als  den  Urhebern  aller  Leiden  geflucht  hatte,  emiifand  man  jetzt  mit 
ihnen  Mitleid  und  mh  dies  auf  mannigfache  Weise  zu  erkennen.  — 
Unmittelbar  nach  der  Publikation  der  Urteilssprüche  fanden  sich  nach 
den  Weisungen  des  Kaisers  bei  den  Nichtkatholiken  Jesuiten  ein  und 
stellten  mit  ihnen  Bekehrungsversuche  an ;  erst  als  sich  diese  ver- 
geblich erwiesen,  wurden  zu  deu  Gefangenen  Geistliche  ihres  B*'keunt- 
niaees  zugelassen.  Nur  Budowec  und  Los»  beide  Anhänger  der 
Brüderunität,  starben  ohne  den  Empfang  des  Abendnrahls.  Bei  den 
böhmischen  Gefangenen,  die  auf  dem  Schlosse  eingekerkert  waren, 
waltete  U.  Rosacius,  Pfarrer  bei  St,  Nicolaus  auf  der  Kleinseite,  mit 
einigen  Gehilfen  seines  Amtes,  bei  den  deutschen  der  lutherische 
Pfarrer  M.  Lippacb,  bei  den  Gefangenen  im  Alt-  und  Neustädter  Rat- 
Imuse  die  Pfarrer  der  l)en  ach  Italien  Kirchen,  Die  Trostworte  und 
Belehrungen,  welche  die  Geistlichen  bei  dieser  Gelegenheit  spendete», 
waren  den  traurigen  Umständen  angemessen ,  dagegen  zeigten  die 
Klagen  und  Bitten  mehrerer  Verurteilten,  dafs  sie  sich  nicht  in  ihr 
trauriges  Los  zu  fügen  wufsten.  Andere  Gefangene  dagegen  waren 
in  ihr  Los  ergeben  und  gleichsam  bereits  über  den  irdischen  Jammer 
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erhaben.     Zuletzt  bemhigteii  ^ich  fast  alle  in  der  Überzeugung,  dals 
sie  fttr  den  Glauben  gekämpft  liätten,  und  im  ganzen  genommen  war 
dies   richtig;   denn   wenn   au€h  einige  der  PaileihiUipt^r  aus  Ehrge; 
den  Brand  angefacht  hatten,  seine  Nahrung  bekam  er  doch  nur  a 
dem   kirchlichen  Gegensatz,   der   zwischen   dem  Kaiser  und  seinen 
Unterthanen  best-and. 

Am  Sonntag  Abend  den  20.  Juni  wurden  die  Gefangenen  vom 
Hradschin  nach  dem  Altstädter  Ratliaus  gebracht  und  am  folgenden 
Morgen  geschah  dies  auch  mit  denen  vom  >Jeustädter  Rathaus,  Auf 
Bänken  und  Stühlen  brachten  sie  die  Nacht  teils  in  dumpfem  Hin- 
bluten,  teils  im  Gehet  und  fronmien  Gesängen  zu.  Die  Geistlichen 
waren  zugegen  und  suchten  die  Beängstigten  durch  Trostworte  auf- 
zurichten. Graf  Schlick,  der  bis  dahin  aus  Hoffnung  auf  Begnadigung 
den  Jesuiten  das  Ohr  geliehen  hatte,  empfing  nunmehr  das  Abend- 
mahl aus  den  Händen  des  M.  Lippach.  Am  frühen  Morgen  um  die 
fünfte  Stunde  wurden  die  Eingangspforten  in  die  Stadt  und  die  Brücken- 
thore  gespent,  und  die  Soldaten  nahmen  die  ihnen  angewiesenen 
Posten  ein.  Die  Königsrichter  tler  drei  Prager  Städte,  in  deren 
Gegenwart  die  Exekution  vorgenummen  werden  sollte,  fanden  sich 
auf  dem  Rathause  ein,  verfügten  sich  in  die  verschiedenen  Zimmer, 
wo  die  Gefangeneu  untergebracht  waren  uml  zeigten  ihnen  an,  dafs 
sie  sich  bereit  halten  sollten  auf  dem  Richtplatte  zu  erscheinen.  Da 
die  Exekution  nur  von  einem  einzigen  Henker,  dem  einige  Gehilfen 
zur  Seite  standen,  vorgenommen  vmrde,  so  wurden  die  Venuteilten 
einzeln  vorgerufen;  dies  war  auch  der  Grund,  dafs  die  Exekution 
volle  vier  Stunden  währte  und  die  zuletzt  Hingerichteten  auf  diese  ^j 
Art  zehnfache  Seelenqualen  überdauern  mufsteu.  Graf  Schlick  wa|^^| 
der  erste,  der  vorgerafeu  wurde,  ihm  wurde  zuerst  das  Haupt,  dann^^^ 
die  Haud  abgehauen;  an  Budowec,  Kaphi\  Dwofeckv,  Bila,  Otto  von 
Los,  Michalowic,  Dionys  Cerntn,  Kochan,  Steffek,  Kober,  Schultys, 
HoSMek  und  Jessenins  wurde  die  Todesstrafe  in  der  oben  angegebenen 
Weise  vollzogen,  nur  wurde  bei  Otto  von  Los  die  Vierteilung  unter- 
lassen. Ob  dies  Liechtenstein  auf  eigene  Verantwortung  so  befohlen 
oder  der  Kaiser  es  nachträglich  gestattet  hat,  ist  nicht  bekannt. 
Nach  ihnen  wurden  Christoph  Haraut  von  Po]?:ic,  Wilhelm  Konec- 
chJumsky,  Wenzel  Mastöfowskj,  Heinrich  Kozel,  Andreas  Kocour,  Reöck^^, 
Michael  Witman,  Simon  Wokät?,  Leander  Rüppel  und  Georg  Haim- 
schiid  enthauptet,  den  beiden  letzteren  wunle  vorher  die  rechte  Hand 
abgehauen,  Johann  Kutnauer,  Simon  SuSicky  und  Nathaniel  Wodfiansky 
wurden  gehängt;  dem  Theodor  Sixt  und  Elias  Rosin  wurde,  als  sie 
die  Bühne  betraten,  die  Begnadigung  angekündigt.    Am  andern  Tage 
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•de  an  einigen  Personen  die  Stäupung  vollzogen  und  der  Altstädter 
tliener  Xicolaus  Diwis  fi^r  die  Dauer  einer  Stunde  mit  der  Zunge 
an  den  Galgen  genagelt  ^  Die  Köpfe  von  zwölf  der  Hiugenrhteten 
und  zwar  von  Schlick,  Budowec,  Kaplff,  Dwo!*ecky,  Bfla,  Los,  Micha- 
lowic,  Kochan,  J?^teflfek,  Kober,  Jessenius  und  Haunschild  wurden  auf 
den  Altstädter  Brückenturm  angenagelt,  den  Köpfen  des  Schlick, 
Micbalowic  und  HauntschiM  auch  ihre  Hand,  dem  des  Jessenius  seine 
Zunge  beigefügt.  Klippels  Kopf  wurde  auf  dem  Altstüdter  Pranger 
aufgehängt,  der  Kopf  Flo^faleks  w^urde  nach  Saaz,  der  des  Schultys  nach 
Knttenberg,  den  Städten,  denen  sie  als  Bürger  angehörten,  geschickt. 
Schlicks  Hand  und  Kopf  wurden  auf  Bitten  seiner  Witwe  schon  am 
9.  Mai  1622  herabgenommen  und  neben  seinen  Körper  in  der  Alt- 
städter Sah'atorkirche  bestattet.  Die  Köpfe  der  übrigen  aber  blieben 
bis  zum  Jahre  1631,  bis  zum  Sacbseneinfal!  in  Prag,  auf  dem  Alt- 
städter  Brückentiinn  und  wurden  ei"St  dann  von  den  Freunden  der 
Hingerichteten  herabgeDornmeii  "und  bestattete 

Von  den  zum  Tode  Veruileilten,  aber  zum  Gefängnisse  Begnadigten, 
wurden  Wilhelm  von  Lohkowitz,  fiiian,  Pfitipesky,  Wostrowec,  Bern- 
hard Fünfkirchen  von  Fünfkirchen  (der  erst  am  17.  Juli  zujii  Tode 
verurteilt^  aber  am  26,  Juli  vom  Kaiser  begnadigt  worden  war),  Sixt 
von  Ottersdorf  vorläutig  in  der  Prager  Burg  im  Kerker  gehalten  und 
dann  vermöge  kaiserlicher  Resolution  vom  29.  April  1622  in  der  Burg 
Zbiroh  eingekerkert-  lliran  und  Fünfkirchen  starben  wahi-scheiiüich 
daselbst;  P^tipesky  und  W^ostrowec  wurden  am  16.  Mai  1623  auf 
freien  Fufs  gestellt.  Lobkowitz  erhielt  die  Vergünstigung,  dafs  er  sich 
in  Zbiroh  einen  eigenen  Diener  halten  konnte,  aber  deshalb  war  seine 
Lage  nicht  günstiger  als  die  der  anderen  Gefangenen,  <lenn  er  bekam 
dieselbe  Kost  und  klagte  deshalb  wiederholt  über  schlechte  Ver- 
pflegung. Um  so  besser  ging  es  seinem  Sohne,  wir  wissen  nicht,  ob 
dem  wegen  der  Schulden  in  den  Niederlanden  einige  Zeit  festgehalteneu 
oder  dem  Krüppel,  der  sich  in  Prag  befand;  denn  für  den  Unterlialt 
des  einen  dieser  Söhne  bestimmte  der  Kaiser  jährlich  die  Summe  von 
2000  Gulden.  Auch  W'ilhelm  von  Lobkowitz  wurde  später  aus  der 
Burg  Zbiroh  entlassen.  Sixt  von  Ottersdorf,  der  auf  dem  Altstädter 
Ratbause  in  Haft  blieb,  tauschte  am  19.  August  1622  diese  Haft  gegen 
häusliches  Gefängnis  um,  bis  ihm  am  10.  Mai  1023  auch  dieses  er- 
lassen wurde  ^.    Doktor  Borbonius,  der  auch  wegen  seiner  Teilnahme 


*  Gindely  IV  78—84,  -  d'Elvert  S,  88. 

*  Gindely  IV  81  und  82. 

*  d'Elvert  S.  114.  —   ßilek  a.  a.  0.  bei  den  Namen  der  Gefangenen:  Sc«la 
V  227  und  306. 
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an  dem  Aufstände  zur  Geföngnisstrafe  verurteilt  worden  war,  wtirde 
üäcli  anderthalbjähriger  Dauer  auf  die  Bitten  Liechtensteins  und  anderer 
augeseboner  Personen,  die  seiner  als  eines  vorzüglichen  Arztes  nicht 
entraten  konnten,  aus  der  Haft  entlassen;  dasselbe  geschah  auch  mit 
mehreren  anderen  Personen,  deren  Gefängnisstrafe  zuei*st  in  häusliche 
Haft  umgewandelt  und  später  ganz  nachgesehen  wurde. 

Während  die  gescliilderten  Prozesse  im  Zuge  waren,  versuchte 
der  Fürst  von  Liechtenstein  bezüglich  der  Güterkonfiskationen  eine 
rückläufige  Bewegung  anzubahnen.  Er  hatte  die  Erfahrung  gemacht, 
dafs  von  den  konfisi'ierten  Gütern  keineswegs  jene  Kontributionen  ab- 
geliefert wurden,  welche  jene  Edelleute  leisteten»  die  in  ihrem  Besitze 
belassen  worden  waren,  Liechtenstein  beschuldigte  die  neu  eingesetzten 
Sequestratoren ,  dals  sie  nur  ihren  Vorteil  im  Auge  hätten,  dafs  die 
hie  und  da  einquartierten  Soldaten  auf  Raub  und  Verschwendung  slu»- 
gingen  und  dafs  die  Bauern  all  ihr  Getreide  verkaufen  oder  beiseite 
schaffen  raüfsten*  Die  bayrischen  Offiziere  setzten  auf  eigene  Ver- 
antwortung einige  vertriebene  oder  düchtige  Edelleute  wieder  in  den 
Besitz  ihrer  Güter  ein,  „weil  sie  die  Wirtschaften  besser  und  eifriger 
besorgten  und  man  von  ihnen  den  Proviant  ordnungsraäfsig  erhielt;" 
namentlich  geschah  dies  zu  der  Zeit,  wo  die  Felder  bestellt  werden 
mufsten,  da  man  dies  nur  von  den  früheren  Besitzern  hotten  konnte. 
Liechtenstein  berichtete  hierüber  an  den  Kaiser  und  empfahl  die 
Wiedereinsetzung  der  vertriebenen  Edelleute  in  ihren  Besitz  für  den 
Fall,  dafs  sie  sich  rechtzeitig  zur  Huldigimg  eingestellt  hätten ^  Er 
wollte  also  jetzt,  durch  Erfahrung  belehrt,  jene  Milde  walten  lassen, 
die  der  Herzog  von  Bayern  gleich  anfangs  in  Aussieht  gestellt  hatte. 
Ob  er  sich  dabei  von  Mitleid  leiten  liels  oder  von  der  Angst  vor 
einer  neuen  Rebellion,  zu  welcher  sich  die  mit  Weib  und  Kindern 
zur  Verzweiflung  gebrachten  Edelleute  vei'anlafst  fühlen  konnten,  bleibt 
dahingestellt;  jedenfalls  hat  er  einen  edlen  Ratschlag  gegeben,  dessen 
Befolgung  dem  Lande  unendliches  Leid  erspart  hätte.  Aber  in  Wien 
wollte  man  nicht  mehr  zurückweichen :  die  Rekatholisierung  des  Landes 
und  der  Umsturz  der  alten  Verfassung  konnten  nur  dann  mit  Sicher- 
heit durchgeführt  werden,  wenn  der  alte  Adel  verarmte  und  beseitigt 
wurde.  Auch  hoffte  man  durch  die  Konfiskationen  der  steigendeu 
Schuldenlast  ledig  zu  werden.  So  kam  es,  dals  der  Vorschlag 
Liechtensteins  nicht  nur  nicht  angenommen,  sondern  ihm  der 
Auftrag  gegeben  wurde,  gegen  den  gesamten,  am  Aufstande  irgendwie 
beteiligten  Adel  des  Landes  vorzugehen  und  zwar  namentlich  gegen 


'  BöhmiscbeaStatthaltereiarcyr:  Liechtenstein  an  den  Kaiser  dd.^M&nE  1621. 
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jene,  die  währeod  der  Regiening  des  Kaisers  Mathias  ein  Amt  inne- 
(gehabt  und  daher  durch  Übernahme  der  ihnen  von  den  Rebellen 
übertragenen  Funktionen  ihrer  Pflicht  doppelt  untreu  geworden  seien, 
aber  auch  gegen  jene,  die  ohne  einer  solchen  früheren  VeipÜichtung 
untreu  geworden  zu  sein,  sich  doch  in  Kriegs-  und  anderen  Kom- 
missionen von  den  Aufständischen  eifrig  hatten  irebrauchen  lassen. 
Ferdinand  verlangte  zugleich  von  dem  Prager  Gerichtshof  ein  Gut- 
achten, ob  überhaupt  mit  Rücksicht  auf  die  Menge  der  Schuldigen 
ein  Prozefs  einzuleiten  und  ob  es  nicht  vorzuziehen  sei,  durch  Patente 
über  die  uanientlich  zu  benennenden  Übelthäter  sogleich  die  Strafe 
zu  verhängen.  Gleichzeitig  wünschte  er  zu  wissen,  wie  man  gegen 
die  Städte  vorgehen  sollet 

Liechtenstein  hatte  den  Ausbruch  eines  Aufstandes  befürchtet, 
wenn  die  Städte  prozessiert  würden;  um  so  weniger  konnte  er  es 
billigen,  wenn  neben  den  Städten  auch  der  gesamte  Adel  zur  Ver- 
zweiflung getrieben  wurde.  Der  Fürst  und  neben  ihm  der  gesamte 
Gerichtshof  widerrieten  deshalb  vorläufig  die  Bestrafung  der  ange- 
deuteten Koqjorationen  und  Pei^sonen :  man  müsse  die  iTchte  Zeit 
abwarten.  Die  Reichen  könnten  sich  mit  ihren  Gütern  nicbt  flüchten 
und  an  den  Armen  sei  nichts  gelegen.  Auch  sei  es  nicht  möglich, 
ohne  vorhergehende  Citation  und  VerhOr  ein  Urteil  zu  fällen  und  die 
Strafe  zu  bestimmen;  seien  doch  die  flüchtigen  Hauptrebelleu  zur 
Verantwortung  vorgeladen  worden  j  wie  könne  man  deiiinacfi  gegen 
unvergleichlich  geringer  Schuldige  schärfer  vorgehen.  Liechtenstein 
schickte  auch  den  Kammerrat  Michna  nach  Wien,  um  specielle 
Weisungen  in  einer  Anzahl  wichtiger  r*unkte  zu  erkugeu.  Er  wollte 
wissen,  ob  keine  der  Konfiskationen  in  den  Kreisen,  die  man  mit 
dem  Schwert,  alsci  vor  der  Schlacht  auf  dem  W^eifsen  Berge,  erobert 
hatte,  rückgängig  gemacht  werden  solle ^  ob  die  konfiscierten  Güter 
zu  Lehen  gemacht  und  ob  die  Schulden  und  die  Mitgiften  der  Frauen 
aus  den  konfiscierten  Gütern  bezahlt  werden  sollten  oder  nicht.  Auf 
diese  Fragen  verschob  der  Kaiser  vortäufig  die  Antwort;  dagegen  er- 
klärte er  auf  die  Zusctirift  Liechtensteins,  da  der  üble  Gang,  den  die 
Kriegsereignisse  in  Ungarn  nahmen,  zur  Vorsicht  mahnte,  er  wolle 
zur  Beruhigung  des  Landes  durch  oftene  Patente  einen  Generalpardon 
im  Lande  verkünden  lassen  und  jedermann  gegen  Leib-  und  Lebens- 
atrafen  und  Verlust  seiner  Ehre  sichern;  doch  sollten  alle,  die  sich 
gegen  ihn  und  seine  Vorgänger  versündigt  hatten  oder  sich  überhaupt 
irgend  einer  Schuld  bewulst  waren,  von  dem  Füi^steu  in  Gegenwart  einiger 


*  d'^^Tert  S.  94.  —  Der  Kaiser  an  Liechtenstein  dd.  2.  Juli  1Ö21. 
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Veilrauenspei^sonen  vorgerufen»  ihnen  ihre  Verbrechen  vorgebalten  und 
über  sie  eine  Strafe  an  Geld  oder  Gut  verluliigt  werden.  Der  Fürst 
wurde  aufgefordert,  ein  Verzeichnis  der  vorzuladenden  Personen  an- 
zufertigen, ihr  Vermögen  anzugehen  und  einen  Voi^schlag  zu  nmciien, 
wie  hoch  die  Strafe  bei  einer  oder  der  anderen  zu  bemessen  wäre. 
Auch  bezüfrlich  der  Städte  sollte  er  über  den  Grad  ihrer  Verschul dunar 
berichten  und  anraten,  in  welcher  Weise  sie  bestraft  werden  könnten, 
ohne  dais  sie  in  ihrer  „Nahrung  und  Wohlfahrt"  allzusehr  angetas;tet 
würden.  Nur  auf  das  Vennöiren,  nicht  mehr  auf  die  Person  der 
Schuldigen  war  es  also  fortan  abgesehen  ^ 

Der  Kaiser  teilte  dem  Fürsten  seine  Absicht  bezüglich  der  Ver- 
kündung des  so  liniitierten  General itardous  aui  26.  Juli  (1621)  init; 
aber  die  Publikation  desselben  unterblieb^  weil  man  vorher  die  utra- 
quistische  Geistlichkeit  ausweisen  wollte  und  dies  nicht  hätte  thun 
können,  wenn  mit  Ausnahme  etwaiger  Geld-  und  Güterstrafen  keine 
andere  Strafe  wegen  der  Teilnahme  an  dem  Aufstande  verhängt  w^orden 
wäre.  Als  aber  dann  die  Gefahr  vor  Bethlen  im  Schwinden  begriffen 
war  und  mit  diesem  Friedensverhandlungen  angeknüpft  wurden,  ver- 
fügte der  Kaiser  noch  im  selben  Mooat  und  zwar  am  28.  Oktober 
die  Ausweisung  der  utraiiuistischen  Geistlichkeit,  und  als  endlich  der 
Frie<ie  mit  Bethlen  am  7.  Januar  1622  zu  Nikolwburg  abgeschlossei 
worden  war,  wollte  er  nicht  länger  mit  der  Publikation  des  soge- 
nannten General pardons  zögern. 

Um  das  ersehnte  Ziel  zu  erreichen,  bedurfte  es  aber  zunächst 
einer  definitiven  Bestellung  des  böhmischen  Regiments  und  zugleich 
einer  solchen  Erweiterung  der  Machtvollkommenheit  des  Statthalters, 
dafs  er  imstande  war,  jeden  offenen  und  geheimen  Widerstand  nieder- 
zuschlagen. Liechtenstein  hwtte,  wie  es  scheint,  unter  dem  alten,  treu 
gebliebenen  Ariel  keine  Freunde,  ob  aus  Neid  oder  deslialb,  weil  si 
seine  Amtsführung  schlecht  fanden,  können  wir  nicht  entscheiden. 
Adam  von  Waldstein  bedauerte  zu  Ende  Juli  gegen  den  Kanzler 
Lobkowitz,  dafs  dieser  nicht  nach  Böhmen  komme,  weil  dort  keine 
Ordnung  und  kein  Recht  gelte  und  das  Land  schutzlos  dem  Ver- 
derben entgegengehe.  In  Wien  erörterte  man  infolge  der  abfälligen 
Urteile  über  Liechtenstein  die  Frage,  wer  an  seine  Stelle  gesetzt  werden 
könnte,  und  wollte  (im  September)  den  Erzherzog  Karl,  den  Bruder 
des  Kaisers^  zu  seinem  Nachfolger  ernennen;  da  jedoch  der  Erzherzog 


>  d'Elvert  S.  99-107.  Liechtensteins  Schill farelation  lid.  17.  Juli  1621-  Zu- 
schrift des  Kaisers  an  Liechtenstein  dd.  26.  Juli  1621.  —  Böhmisches  Statihalterei- 
aixhiv ;  Der  Kaiser  an  Liechtenstein  dd.  24.  Juli  1621. 
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Schwierigkeiten  machte,  entschiert  sich  Ferdinand  um  so  mehr  für  die 
Beil)ehaltung  Liechtensteins,  als  derselbe  gegen  Ende  des  Jahres  ein 
Geldgeschäft  vorschlug,  das  dem  Kaiser  aus  aller  Verlegenheit  helfen 
konnte.  Er  berief  den  Fürsten  deshalb  nach  Wien,  wn  dieser  Ende 
Dezember  oder  Anfang  Januar  eintraf,  aber  zunächst  wegen  Krilnklich- 
keit  das  Bett  hüten  niufste.  Erst  am  IL  Januar  war  er  soweit  her- 
gestellt, dals  er  in  einer  Sänfte  zum  Kaiser  getragen  und  von  ihm 
empfangen  werden  konnte.  Der  Kaiser  mag  hiebei  dem  Fürsten  seine 
Zufiriedenheit  mit  desst^n  Amtsflihning  ausgesprochen  haben;  denn 
schon  am  17.  Januar  unterzeichnete  er  ein  Patent,  durch  welches  er 
ihn  in  Anbetracht  seiner  «treuen,  rühndicfien  und  rechtschaffenen" 
Dienstleistung  zum  Statthalter  ernannte  und  ihm  die  Verwaltung  des 
Landes  nach  der  ihm  gleichzeitig  erteilten  Vollmacht  üliertrug.  Diese 
Vollmacbt  stellte  den  Fürsten  auf  eine  Stufe  mit  den  spanischen  Vice- 
königen  in  Mailand  und  Neapel  und  beseitigte  mit  einem  Federstrich 
<lie  verfassungsmäfsige  Wirksamkeit  der  obersten  Landesbeamten 
Böhmens.  Sie,  sowie  die  Beisitzer  des  Landrechts,  des  Kammer-  und 
Hoflebn^^erichtes,  silmtliche  Truppenführer,  alle  niederen  Beamten  und 
überhaupt  alle  Einwohner  des  Laufles  wurden  angewiesen,  dem  Fürsten 
denselben  Gehorsam  zu  leisten  wie  dem  Könige,  und  allen  seinen  An- 
ordnungen in  Verwaltung  und  Gerichtspflege,  in  finanziellen,  mili- 
tärischen und  sonstigen  Angelegenheiten  ohne  jede  Widerrede  bei 
sonstiger  schwerer  Strafe  Folge  zu  leisten  ^ 

Die  zweite  Angelegenheit,  die  den  neuen  Statthalter  in  Wien  be- 
schäftigte, betraf  den  Abscldufs  eines  Münzvertrages,  der  in  seinen 
Folgen  über  Bobmen,  wie  wir  sehen  werden,  noch  gröfseres  Wehe 
brachte,  als  die  bisherigen  Konfiskationen  und  Erijressungen. 

Am  Tage,  naclidem  Liechtenstein  /um  Statthalter  ernannt  worden 
war,  wurde  ihm  auch  der  Vorsitz  in  einer  Kommission  zugewiesen, 
die  aufser  ihm  aus  dem  CJbersthofmeister  Adam  von  Waldstein,  aus 
dem  Appellationspräsidenten  Talmberg  und  aus  dem  Hauptmann  der 
Prager  Neustadt  Sezima  von  Wrtba  bestehen  und  die  Untersuchung 
gegen  jene  pflegen  sollte,  ilie  sich  während  des  Aufstandes  geringer 
Vergehen  schuldig  gemacht  hatten-.    In  der  für  diesen  Gerichtshof 


'  Süehsisches  Staatsarchiv:  ZoiJier  an  Schönberg  dd.  2./12.  und  9.  19.  Januar 
1622.  —  Archiv  der  Staiit  Prag:  Kaiserliches  Patent,  die  Eniennung  Liechtenateins 
(zum  StAtthalter)  betreffend  M,  17.  Januar  1622.  —  Raudnltzer  Archiv;  Adam  von 
Waldstein  an  Lobkowitx  dd-  27.  Juli  162 L 

*  Aufser  diesen  Personen  wurden  noch  zu  Mitgliedern  dieser  Komm ission  der 
kaiserliche  Rat  Wilhelm  d.j.  von  LohkowitZt  der  Oberst  von  Wfesowec,  der  Haupt- 
mann der  Prager  Kleinseite  t'hristoph  Wratislaw  von  Mitrowic,    tlie  AppeUations- 
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augeferti^rten  InKtniklion  wird  dem  zugleich  eraannten  öffentlichen 
AEklA^'er  oder  Prokurator  Pfiblk  von  Oujezd  der  Auftrag  erteilt,  nacb- 
zufüfschen,  wer  wilhreud  der  vorangegangenen  Rebellion  ein  Kriegs-, 
Huf-,  8tÄ(lt-  ofler  Eatsiwit  innegehabt,  wer  irjü'end  eine  Koniinisßi^ 
in  oder  aulserbalb  des  Landes  erfüllt,  wer  die  Konföderationen  he- 
schworen  und  unterzeichnet ,  wer  irgend  welchen  Zusanimenkünften 
beigewohnt  und  die  Beschlüsse  gebilligt,  wer  andere  zur  Rebellion 
aufgefordert,  wer  feindselige  Reden  gegen  das  Haus  Österreich  ge- 
führt Oller  sonst  das  Interesse  der  Rebellion  gefördert  habe.  Alle 
irgend  eines  dieser  Verbrechen  schuldigen  Personen  seien  vorzuladen' 
und  nach  der  mit  ihnen  vorgenommenen  Untersuchung,  je  nach  der 
Schwere  ihres  Verbrechens  eine  Geld-  oder  Güterstrafe  über  sie  zu 
verhiiugen.  (iegen  jene,  welche  sich  nicht  einfinden  würden,  sei  als 
gegen  halsstarrige  Rebellen  vorzugehen  und  über  sie  die  Strafe  des 
Hochverrats  zu  verhängen.  —  Man  ereieht  aus  dieser  Instruktion, 
dafs  man  nun  schon  in  der  Bestrafung  des  Anfstandes  alles  Mafs  zu 
Ubei-scb reiten  sich  anscJiickte,  denn  nicht  einmal  die  Ärmsten  und 
Niedrigsten  konnten  von  sich  behaupten,  dafs  sie  kein  Amt  innegehabt 
und  an  keiner  Vei-sauimlung  teilgenommen  hätten,  die  in  irgend  einer 
Weise  ihre  Zustimmung  zum  Aufstand  aussprach.  Eine  grofse  Gefahr 
für  die  Schuldigen  bestand  in  der  Unklarheit  der  Strafandrohung. 
Sie  konnten  zwar  hiernach  hoffen,  dtifs  der  Gerichtshof  ihnen  nur 
einen  Teil  ihres  Besitzes  absprechen  werde;  in  Wirklichkeit  sprach 
er  aber  allen  irgendwie  Schuldigen  den  ganzen  Besitz  ab,  und  nur 
AUS  tlnade  wurde  ihnen  ein  Teil  wieder  zurückgegeben,  aber  nicht 
als  Gnmdt)esitz«  sondern  in  Form  eines  Geldbetrages.  Was  es  mit 
diesem  £r«at2  in  Geld  für  eine  Bewandtnis  hatte,  ersieht  man  daraus^ 
da&  gerade  «um  Zwecke  dieses  Ersatzes  im  Jahre  1622  eine  grofs- 
tftige  Mümverschlechterung  in  Sceiie  ffeeetzt  ^^urde,  durch  welche  dem 
alten  Adel  des  1-andes  die  Möglichkeit  eines  Wiederaufech wundes 
YoUsUüidig  benouunen  wurde.  Wenn  irgend  jemandem  der  vierte 
Teil  seliiea  Gutes  ersetzt  werden  sollte,  bekam  er  tbatsächlich  den 
vieruüdiwaiuügsten  Teil,  also  einen  Bettelpfennig, 


uad  UofUikaricIitir  JoImiiq  Kiuiffer,  Wiaat)  von  Klief^piich,  Melchior  Gniess  von 
ICotedl,  iMMk  Kapptr  von  Kappomeili  und  IVtrr  Fadis«  der  kaiderliche  Rat 
AvfMI  Sdmikdl  fnn  SdHtti«db»cli,  d«r  GtaUer  SekreOr  Johann  Frob^nius  and 
^ft  kaiiwrlichi*  SekretAr  JoKuno  ll(*fn€r  von  Ki^ss«If«ld  ernaimL  Dieselben  wurden 
«m  M»  IK  JdBtuur  m  Milsib<l«ni  dior  Koaimis»ioii  enuuuit;  in  der  Instruktion^ 
41t  4mk  ftatta  ?m  IdlclifWUia  lir  Mi«  Amt  fifltai  wird,  werden  nur  die  im 
Tibi«  ««|«Mritii  Kmm  ugelbkit.    Dwa  Httsü  dd.  18L  Jttwar  1688  im  bdhni. 
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Bevor  die  neu  eraacnte  Kommission,  oder  hesser  ausgetirückt 
der  neue  Koiitiskutionsgerichtshof,  seines  Amtes  waltete,  untensei ebnete 
Ferdinand  U.  am  3.  Febniar  1622  das  Dekret,  wekhes  unter  dem 
Namen  des  Generalpardons  verkündet  wurde,  und  das  allen  au  dem 
Aufstände  irgendwie  Beteiligten,  sofern  sie  nicht  flüchtig  gewordeo 
seien,  volle  Sicherheit  in  Bezug  auf  ihr  Leben  und  ihre  Ehre,  nicht 
aber  in  Bezug  auf  ihr  Eigentum  verhiefs.  Er  begründete  diese  Be- 
schränkung damit,  dals  er  hei  der  Bewältigung  des  Aufstandes  seine 
Güter  habe  verkaufen  und  einen  Teil  der  Krblilnder  verpfänden  und 
grofse  Schulden  machen  müssen;  da  sei  es  nun  recht  und  liillig,  dal's 
er  hiefür  einen  Plrsatz  beanspruche.  Alle,  welche  sich  schuldig  fühlten, 
sollten  sich  innerhallt  sechs  Wochen  nach  Kundgebung  dieses  Patentes 
bei  dem  Statthalter  anmelden  und  von  ihm  weitere  Weisungen  in 
Empfang  nehmen;  gegen  die  Schuldigen,  welche  sich  nicht  einßnden 
würden,  solle  nach  der  Strenge  des  Gesetzes  vorgegaagen  werden. 
Der  Generalpardon  wurde  erst  am  4,  Mai  1622  verkündet,  wahr- 
scieinücb  weil  Liechtenstein  erst  am  23.  April  von  Wien  nach  Prag 
zurückkehrte*  Der  in  demselben  enthaltene  Auftrag  wurde  in  der 
Weise  erfüllt,  dals  sich  die  Personen  des  Herren-  und  Rittei-standes 
vor  dem  Konfiskationsgerichtshof  selbst  stellten,  während  tlie  Bürger 
in  den  königlichen  Stildten  sich  bei  den  Königsrichtern  einfanden  und 
hier  unter  Angabe  ihrer  Vergehem  um  den  Pardon  ansuchten  ^ 

Nachdem  die  Frist  von  sechs  Wochen  verstrichen  war,  fand  sich, 
dafs  sich  26  schuldige  Personen  nicht  angemeldet,  sondern  ihr  Heil  in 
der  Flucht  gesucht  hatten;  sie  wurden  natürlich  alle  von  dem  Kon- 
fißkationsgerichtshofe  am  14.  Juli  zum  Verlust  ihres  Lebens,  ihrer 
Ehre  und  ihres  Vennögens  verurteilt.  Aufser  diesen  hatten  sich  47  I>r- 
sonen  deshalb  nicht  eingestellt,  weil  sie  mittlerweile  verstorben  waren, 
wie  z.  B,  Heinrich  Slawata,  der  Gemahl  der  Smifickyschen  Erbin. 
Es  wurden  deshalb  am  14,  Juli  ihre  Erben  vorgeladen,  um  die  Rechte 
der  Verstorbenen  zu  vertretend 

Mit  Fiücksicht  auf  die  geplanten  Konfiskationen  war  ei  eine  stete 
Sorge  des  Kaisers,  den  Rebellen  jede  Verfügung  über  ihr  Eigentum 
abzuschneiden.  Nicht  blofs  durfte  niemand  sein  Gut  verkaufen,  bevor 
über  ihn  das  Urteil  gesprochen  war,  auch  keine  Darlehen  durfte  er 
kontrahieren  oder  die  Rückzahlung  eines  von  ihm  gemachten  entgegen- 


*  Archiv  der  Stadt  Prag:  Kaiserliches  Patent  dd.  3.  Februar 

*  d'Elvert  S.  139—150.  Die  in  contumaciam  Verurteilten  waren  insbesondere: 
Christoph  von  Kedern,  FerdiDand  Swihowskj^  von  Rieseaburg,  Adam  von  Wchynic, 
Wenzel  MalowetB,   Kunti  Bohuslaw  Dwofecky  von   Olbramowic,  Wilhelm    Felix 

liT  von  Sulewic  u.  s,  w. 
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nehiiien.  Wiederholt  wurden  deshalb  Befehle  an  den  Fürsten  von 
Liechtenstein  erlassen,  der  dieselben  eifrifx  befolgte.  Sehlimm  erging 
es  den  Fritueu,  die  ifire  Mitgift  auf  dem  Gute  ihres  Mannes  versichert 
hatten,  wenn  dasselbe  kouiistviert  wurde,  und  ebenso  sdilimm  den- 
jeuigen,  die  ein  Anlehen  auf  demselben  vei*sicheit  hatten.  Still- 
schweigend erkannte  man  zwar  an,  dafs  die  Frauen  mit  Ausnahme 
jener,  die  flüchtig  geworden  waren,  nicht  verfolgt  werden  sollten;  ja 
<ler  Kaiser  bestiitiste  diesen  Giiindsatz  Ende  des  Jahres  1622  in  einer 
Zuschrift  an  Liechtenstein  ausdrücklich  ^,  aber  trotzdem  zahlte  man 
denselben  ihre  Mit^rift  ebenso  w^enig,  wie  den  Gläubigern  die  schul- 
iligen  Kapitalien,  Da  Hunderte  von  Frauen  ihre  Bitten  und  Klagen 
erhoben  und  ebenso  die  unschuhÜgeu  Darlehnsgelier,  onlnete  der  Füi-st 
zur  Untei-sucliung  der  Reciitsgültigkeit  der  vorgebrachten  Folgerungen 
eine  Kommission  an^.  Gleichzeitig  wurde  ihr  a ufg*^ trage n ,  auszu- 
forschen, ob  ein  wegen  Rebellion  Verurteilter  irgendwo  Geldansprüche 
habe,  damit  auch  diese  konfisciert  würden.  Dieser  Befehl,  ^l^n 
Ferdinand  schon  im  Jahre  1621  erteilt  hatte,  wurde  in  der  Folge 
mehrfach  erneuert^,  weil  die  Zahl  der  wegen  Rebellion  Angeklagten  voo 
Tag  zu  Tilg  wuchs.  Alle  Darlehen,  welche  ein  Veiiirleilter  gewährt 
hatte,  wurden  nun  gleichzeitig  gekündigt,  und  die  Schuldner  verhalten, 


^  Böbmiscbes  StatiLultereiarchiv :  Ferdinand  IL  ao  Liechteostein  dd.  16*  I*^ 
zember  1622. 

*  Die  KüLuiuissinn  liestand  uns  dem  Neustädter  StadthaupüiiaDu  Sezima  von 
Wrtha,  dem  königlichen  Rat  tJlriih  Befkovskjf'  von  Sebilov,  dem  Yicekämmerer 
(^•«rnin  von  Chml?nic  luid.  dem  Vicelandschreilver  Georg  d.  j.  Mistrovsky  von  XeinySI, 
dem  Beamten  bei  der  Landtaft-l  Johann  Woraficky  von  Piiln'nic,  dem  Landes- 
unterkamnieramtsbeamten  (ouTedniku  podkotiiumiho)  Wenzel  Obitetk^  von  Obitec, 
dem  Unterlandschreiber  (menSÜJO  fiistih'  pri  dskiicb  zemskych)  FPibik  Jeüiäek  von 
Oajezd,  dem  Altstadter  Primas  Kirebiiieier,  dem  Stadtrat  (spoluradnij  Andreas 
LeuhauB  von  Brevnov,  dem  Sladtsclireiber  (pisaf  mestskj^)  Adam  "Wenzel  Andreas, 
dem  Neustifcdter  Primas  Georg  Zibel  van  C'hocenic,  dem  Stadtrat  Johann  Sferiti  von 
Sferin  und  dem  Stadtscli reiber  Florian  Ldwcliovskj",  dem  KIcinseitiier  Primas 
Balthatsar  Globitz  <  dem  Stailtrat  Georg  Cikota  und  dem  Stadtscliretbor  Johann 
RoSÄcius.  Die  Oberaufsicht  wurde  dem  königlichen  Prokunitor  Adam  Riesenberg 
von  JaDovie,  dem  stellvertretenden  Altstiidter  Studtriditer  (.).  M.  C.  rychtafstvi  misto* 
drKicfmu)  und  Biersteurreinnebmer  (vyberti  posiidneho)  P'ranz  Osierstoek  von  Ast- 
feld, dem  Neustikdter  Staütrichter  Johann  Chi*)BObtomus  Schrepel  von  Schrepel- 
»pfirg  und  dem  Sekretär  bei  der  böhmischen  Kanzlei  Johann  llegner  von  Rössel- 
feld übertragen.  —  Prager  erzbischofliches  Archiv:  Patent  des  Fürsten  von  Liechten- 
filein  dd,  30,  Juli  1621.  —  Prager  Stattbaltereiarebiv :  Ferdinand  li.  an  Liechten- 
stein dd.  18.  Januar  und  10.  Februar  1621. 

*  Manuskript  des  Präger  Stadtarchivs  Nr.  10813.  Befehl  des  Überstlandhöf- 
meisters  Adam  von  Wald^itein  dd.  d.  März  1622.  Patent  Liechtensteins  in  Ansehung 
der  von  Kebellen  gemachten  Darlehen  dd,  25.  Mai  und  12.  August  1622. 
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dieselben  in  die  kaiserlichen  Kassen  zurtickzuzalilen ;  denjeni^^eD ,  die 
diesem  Befehle  nicht  nachkamen,  wurde  «jedroht,  dafs  sie  strafweise 
die  doppelte  Summe  würden  erlegen  mlissen^  Da  alle  Darlehen  auf 
die  Landgüter  in  der  Landtafel,  auf  die  Stadthäuser  in  den  Stadt- 
büchera  eingetragen  waren,  konnten  Schuldner  und  Gläubiger  sich  in 
privater  Weise  nicht  verständigen,  weil  die  Löschung  der  Schuld  in 
den  Ijetreflfenden  Büchern  nur  mit  Vorwissen  der  königlichen  Beamten 
geschehen  konnte.  Im  Laufe  der  ZHt  wurde  die  Kommission,  welche 
mit  der  Untei-suchung  der  Angelegenheit  der  Mitgifteu  der  Frauen, 
der  Gläubiger  und  Schuldner  betraut  war,  wiederholt  geändert  \  Diese 
Änderangen  und  Ernennungen  hatten  aber  nicht  die  Folge,  dafs  die 
Ansprüche  der  Witwen  und  berechtigten  Gläubiger  befriedigt  worden 
wären,  sondern  nur  die^  dafs  man  stets  neue  Darlehen  aufstöberte,  welclie 
die  Verurteilten  einzelnen  Personen  gemacht  hatten,  und  die  nun  mit 
Strenge  von  den  Schuldnern  eingetrieben  wurden. 

Vor  dem  Konfiskationsgerichtshofe  fanden  sieh  bis  anfangs  August 
202  Pei*sanen  ein,  welclie  sich  schuldig  bekannten  und  nun  durch 
mannigfache  Vorstellungen  eine  Milderung  der  wider  sie  auszusprechen- 
den Strafe  zu  eiTeichen  suchten.  Der  Gerichtshof  fllllte  nur  Urteile 
zweifacher  Art:  entweder  sprach  er  den  Angeklagten  frei,  oder  er  ver- 
urteilte ihn  zum  Verlust  aller  seiner  Güter,  Von  den  Verurteilten 
empfahl  er  einen  Teil  der  kaiserlichen  Gnade.  Der  Kaiser  trug  diesen 
Gnadenanträgen  insofern  Rechnung,  als  er  den  Allodhesitz  der  mintlest 
Schuldigen  in  Leben  verwandelte  oder  zwar  den  ganzen  Besitz  kon- 
fiscierte,  den  früheren  Besitzern  aber  den  Wert  zum  mindesten  des 
fünften,  im  besten  Falle  des  halben  Teiles  in  barer  Münze  auszuzalilen 
anbefahl.  Bei  der  Berechnung  dieses  aliquoten  Teiles  wurden  aber 
nie  jene  Güter  einbezogen,  die  vor  der  Schlacht  auf  dem  Weifsen 
Berge  während  des  Vormarsches  iles  kaiserlichen  Heeres  konfisciert 
worden  waren;  diese  blieben  ein  für  allemal  verfallen;  die  Begnadigten 
durften  nur  auf  den   aliquoten  Ersatz   für  ihre  anderswo  gelegenen 


'  Zuletzt  (dd.  20.  Nov.  1622)  wurden  uiit  diesen  Gescbilften  betraut,  der  Neu- 
»tädter  Stadthaiiptmann  Sezinia  von  Wrtba,  dtn-  Kiimmerer  Hartwig  Wratiüih»w  von 
Mitrowitz,  der  Appcllationsrat  Georg  Wilhelm  Michna  von  Weizenhofen  (z  Vacinova), 
der  Rat  Ulrich  Befkovsky  von  Seliifov,  der  Burggraf  des  Prager  Schlosses,  Wenzel 
Obltecky  von  01>itec,  der  Vicekiuiimerer  (niistokomornik)  Humprecht  <1.  ü,  Cemln  von 
Chud^nic,  der  Vicelandschreiber  (mistopi&äf|,  Georg  d.  j.  Mistrovsky  von  NemySl, 
der  Landtafelheiimte  (ufednik  pfi  dakikh  zemsk^ch),  Johann  d.  ä.  WoraCick^ 
Ton  PabSnic,  Christoph  Castolav  Dloubovesk^^  von  Langendarf  (z  Dlouhovsf]- 
LTricb  der  ältere  Uecbj-n^  von  Laäan,  Georg  Malowetz  von  Ch^nov  und  Wenzei  d.  ä, 
Bechyn?  von  L«Äan.  —  Prager  Stadtarcbiv:  Patent  des  Statthalters  dd.  26.  Novem- 
ber 1622. 
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Güter  reehiicD.  —  Der  Gericlitshof  mufste  natürlich  auch  zu  der 
Frage  Stelhin;^^  uehnieo,  inwieweit  der  von  dem  Herzog  von  Bayern 
und  dem  Kurfürsten  von  Sachsen  erteilte  Pardon  zu  respektieren  sei. 
Um  die  Zusiclierun^'en  Bayerns  kümmerte  man  sich  nicht,  da  sie  nur 
allgemein  gelautet  halten,  und  der  Herzog  selbst  auf  ihre  Einhaltung 
nicht  driiu^rte.  Anders  war  es  jedoch  mit  denen  des  Kurfürsten. 
Diese  lauteten  zu  Gunsten  einiger  namentlich  angeführter  Personen, 
nämlich  des  Herrn  Heinrich  Get^rpf  von  Wartenberg,  Wenzels  d.  Ä. 
von  Stanqiaeh  und  W'olfs  von  Saalhausen,  ferner  zu  Gunsten  einiger 
Städte  im  Leitmeritzer  und  Saazer  Kreise  und  des  dortigen  Adels. 
Der  Gerichtshof  wideiriet  die  Respektiermig  des  den  drei  genannten 
Personen  erteilten  Pardons.  Von  Saalhausen  und  Stampach  sei  e» 
gewifs,  dafs  sie  den  Pardon  erst  nach  der  Schlacht  auf  dem  Weifsen 
Berge  angesucht,  Waitenberg  habe  dies  zwar,  wie  es  heifse,  früher 
gethan,  alle  drei  hätten  sich  aber  an  dem  Aufstande  in  hervorragen- 
deni  Grade  beteiligt  und  seien  deshalb  des  Pardons  nicht  würdig, 

\'on  den  genannten  Personen  ist  besonders  Hans  Georg  von  Warten- 
berg durch  sein  Schicksal  merkwürdig.  Auf  ihn  und  seinen  Bruder 
Otto  Heinrich  war  das  in  Bölmien  seit  Jahrhunderten  heimische  und 
berühmte  Geschlecht  der  Wartenberge  zusammengeschrumpft.  Dei* 
ältere  von  den  beiden  Brüdern,  Hans  Georg,  der  Besitzer  der  Güter 
Rohozec,  Neuschlofs  und  Bühmisch-Leipa,  liatte  sich  nach  Ausbruch  des 
Auslandes  als  Kriegskommissilr  bei  dem  Aufgebot  zweier  Kreise  ver- 
wenden lassen  und  dadurch  an  dem  Aufstande  teilgenommen.  Als 
sich  jedoch  der  Kurfürst  von  Sachsen  zur  Hilfeleistung  ftlr  den  Kaiser 
Anschickte,  trennte  Hans  Georg  sein  Schicksal  von  dem  Böhmens, 
reiste  nach  Dresden  und  erklärte  sich  zum  Gehorsam  liereit  Da 
Ferdinand  den  Kurfürsten  von  Sachsen,  ebenso  wie  den  Herzc^  von 
Bayern  bevollmächtigt  hatte,  diejenigen  in  Gnaden  aufzunehmen,  die 
sich  auf  die  Anzeige  der  von  ihnen  Obernouimenen  Exekution  bereit 
erklären  wünlen,  die  Waffen  niederzulegen*  und  Wartenl>erg  diese 
Bedingungen  lange  vor  der  Schlacht  auf  dem  Weifsen  Bei-ge  erfüllt 
hatte,  wofür  er  neben  dem  Zeugnis  des  Kurfürsten  das  des  bei  ihm 
weilenden  Ot>ersthofmeisters  Adam  von  W^aldstein  anfilhren  konnte, 
so  glaubte  er  sich  in  seinem  Besitze  gesichert  Auch  war  seine  Ab- 
reise nach  Sachsen  nicht  unbekannt  geblieben ;  einige  Wochen  vor  der 
Weifeimbenrer  Schlacht  (am  16.  Oktolier  1620)  hatten  sich  auf  Neu- 
aehlofe  der  Kreishauptmann  Georg  von  Auscha  und  der  Rittmeister 
Adam  von  Kinsky  eingefunden  und  ihn)  getlroht  dals  man  gegen  ihn 
aufe  schärfste  voi-gehen  würde,  wenn  er  sich  nicht  un verweilt  bei  dem 
Heere  der  Aufständischen  einfinden  wünle.     Wartenbenr  war  deshalb 
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?lit  wenig  erstaunt,  als  er  im  Jahre  1621  von  dem  Fiu-sten  von 
Liechtenstein  nach  Prag  citiert  wurde,  um  sich  wegen  seiner  Teilnahme 
an  der  Rebellion  zu  verantworten.  Er  ersuchte  den  Kurfürsten  am 
seine  Vermittelung,  und  dieser  stellte  ihm  (in»  März  1621)  das  Zeug- 
nis ans,  dafs  er  sich,  unmittelbar  nachdem  der  Kurfürst  die  Auf- 
ständischen zum  Gehorsam  unter  Zusaffung  des  Pardons  aufgefordert, 
bei  ihm  und  dem  Herrn  Adam  von  Waldstein  eingestellt  und  zum 
Geborsani  gegen  den  Kaiser  bereit  erklärt  habe  ^  Mit  diesem  Zeugnis  aus- 
gerüstet, reiste  Wartenberg  nach  Wien  und  erhielt  darauf  von  dem 
Kanzler  Lobkowitz  die  Versicherung,  er  köune  nihig  wieder  nach 
Hause  reisen;  denn  er  werde  sowohl  bezüglich  seiner  Person  wie 
seiner  Güter  unangefochten  bleiben.  Auch  werde  der  Kaiser  bald  nach 
Prag  kommen,  er  könne  dann  l»ei  ihm  um  eine  Audienz  ansuchen  und 
eines  gniidigen  Bescheides  gewärtig  sein. 

So  verflofs  das  Jahr  1621  für  Wartenberg  in  Ruhe,  und  er  blieb 
wahrs<*heinlich  im  ungestörten  Genüsse  seiner  Güter.  Inzwischen  wurde 
zwischen  Liechtenstein,  dem  Obersten  Albrecht  van  Waldstein  und 
Michna  das  an  anderer  Stelle  besprochene  auf  wechselseitige  Be- 
reicherung und  auf  die  Erwerbung  zahlreicher  Güter  abzielende  Münz- 
geschilft  geschlossen,  und  da  die  Güter  Wartenbergs  gerade  in  jenem 
Teile  von  Böhmen  lagen,  den  Waldstein  für  sich  erwerben  und  zu  einem 
Oeaamtbesitz  arrondieren  wollte,  so  nahm  man  in  Böhmen  auf  die 
Versprechungen  des  Kanzlers,  wenn  sie  ja  dem  Statthalter  mitgeteilt 
worden  waren,  keine  Rücksicht,  sondern  lud  im  Monate  Juli  1(>22  den 
Herrn  von  Wartenberg  abermals  zur  Verantwortung  vor.  Er  pro- 
testierte mündlich  und  schrifllich  bei  dem  Fürsten  von  Liechtenstein 
gegen  <lie  wider  ihn  erhobene  Anklage,  berief  sich  auf  das  Zeugnis 
Adams  von  Waldstein,  dals  er  lange  vor  der  Belagerung  von  Bautzen 
(also  wahi-scheinlich  im  August  1620)  bei  dem  Kurfürsten  in  Dresden 
sich  eingefunden  habe  und  folglich  laut  dem  in  dem  kaiserlichen 
Patent  gegebenen  Versprechen  und  laut  der  dem  Kurfüi-sten  erteilten 
Vollmacht  des  Pardons  teilhaftig  geworden  sei.  Er  teilte  gleichzeitig 
dem  Fürsten  mit,  dafs  er  sich  nach  Dresden  verfügen  und  den  Kur- 
fürsten um  nochmalige  Ausstellung  eines  Zeugnisses  über  seine  Ge- 
bonameerkläning  ersuchen  werde,  und  bat,  mittlerweile  mit  der 
weiteren  Prozeilur  gegen  ihn  innezuhalten.  Der  Kurfüi-st  stellte  ihm 
zum  zweitenmale  das  verlangte  Zeugnis  aus,  Wartenberg  reiste  mit 


^  Sächsisches  Staatsarchiv;  Zeugenaussage  über  die  beabsichtigte  Gefangen- 
nahme Hans  Georgs  von  Wartenberg  dd.  16.  Oktober  1620.  Kursachsen  an  den 
Kaiser  dd.  15./25.  März  1621. 
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demselben  wieder  nach  Wien  und  bekam  den  Bescheid,  dafe  man 
weiteren  Bericht  aus  Dresden  und  Prag  einholen  werde,  und  er  sich 
mittlerweile  zufriedengeben  müsse.  Als  er  auf  die  Gefahr  hinwies, 
dafs  mittlerweile  gegen  ihn  ein  Urteilsspruch  gefällt  werden  könnte, 
wurde  er  damit  beruhigt,  bevor  der  Bericht  aus  Prag  vom  Forsten 
Liechtenstein  angekommen  sei  und  der  Kaiser  sich  darauf  resolviert 
haben  würde,  sei  für  ihn  nichts  zu  befürchten.  Als  Ferdinand  darauf 
nach  Rogensburg  abreiste ,  wurde  Wartenberg  aufgefordert,  sich  nach 
Prag  zu  begeben,  daselbst  den  Fürsten  von  Liechtenstein  um  die  Er- 
stattung des  Berichtes  zu  ersuchen  und  diesen  nach  Regensburg  zu 
bringen.  Am  3.  November  1622  in  Prag  angelangt,  hörte  er  aber  zu 
seinem  Entsetzen,  dafs  wider  ihn  ein  Urteilsspruch  gefällt  und  er  zum 
Verlust  aller  seiner  Güter  verurteilt  worden  sei,  femer  dafs  sich 
Albrecht  von  Waldstein  seiner  Güter  bemächtigen  wolle.  War  das 
Urteil  schon  darum  ungerecht,  weil  der  Kurfürst  von  Sachsen  Warten- 
berg vermöge  seiner  Vollmacht  pardoniert  hatte,  so  mute  umsomehr 
aulTallen,  dafs  er  zum  Verlust  der  ganzen  und  nicht  etwa  eines  Teiles 
der  Hal)e  verurteilt  wurde.  Wenn  irgend  jemand,  so  verdiente  er 
einige  Rücksicht  und  Schonung  ^ 

Wartenberg  l>eschwerte  sich  bei  dem  Fürsten  von  Liechtenstein 
über  das  ihm  widerfahrene  Unrecht,  erhielt  aber  von  diesem  zur  Ant- 
wort, er  möge  sich  an  den  Kaiser  wenden.  Als  er  den  Fürsten  zu- 
gleich um  die  Verabfolgung  der  fahrenden  Habe  auf  den  konfiscierten 
Gütern  ersuchte,  forderte  ihn  dieser  zu  einer  schriftlichen  Eingabe 
14.  NoTVr.  auf.  Wartenberg  kam  der  Aufforderung  nach ;  noch  hatte  er  aber  das 
Gesuch  nicht  unterschrieben,  als  er  die  Nachricht  erhielt,  dafs  Albrecht 
von  Waldstein  alle  seine  Mobilien  aus  dem  Schlosse  in  Rohozec  habe 
wegfahren  lassen.  Indem  er  dies  dem  Fürsten  von  Liechtenstein  be- 
richtete, klagte  er  mit  doppelter  Heftigkeit  über  das  ihm  zugefügte 
Unn'cht,  das  ihn  an  den  Bettelstab  bringe.  Sein  Jammer  steigerte 
:^ich,  als  si^in  frtiherer  Verwalter,  der  für  ihn  einige  Tausend  Thaler 
in  Verwahrung  hatte,  auf  Anstiften  seines  Bruders  Otto  Heinrich 
von  Wartonbt^rg  mit  den  Jesuiten  in  Verbindung  trat,  katholisch 
wunle  und  ihnen  dann  di\s  Eigentum  seines  Herrn  übergab.  Da  ihm 
seine  Klagen  nichts  halfen,  wendete  er  sich  abermals  an  den  Kurfürsten 
von  Sachsen.  Um  den  Kurfürsten  zu  nachdrücklicher  Unterstützung 
seiner  Ansprtlche  zu  vermögen,  l»eschlofs  Wartenberg,  abermals  nach 

^  Sjich$i$ohos  Sta.it$.^ivlüv :  ,1oh.^n  (u\^rg  von  Waitenbeiig  an  Liecbtensteiii 
kU\.  ä\  .Ulli  U^V.  üans  iWvr«!  von  WartenlnTg  an  Jon  Kurfürsten  von  Sachsen 
dd,  \  Noxombor  U»C*J  und  4.  ■I.'tnu.^r  16*J:v 
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Dresden  m  reisen,  und  ersuchte  deshalb  den  Fürsten  von  Liechtenstein 
um  einen  Pafszettel.  Anfaniss  war  dieser  bereit,  das  Gesuch  zu  be- 
T\illigen,  j^päter  verweifrerte  er  aber  die  erbetene  Erlaubnis  und  er- 
teilte sie  erst  auf  Fi^rbitte  des  Grafen  von  Slawata.  Da  Warteaberg  keine 
Mittel  zur  Bestreitung  *ler  Reisekosten  besafs,  so  gab  ihm  Fürst 
Liechtenstein  hundert  Gulden.  In  Böhmen  beeilte  man  sich  mittler- 
weile, das  pefzen  Wartenberfc  peföUte  Konfiskationsurtoil  dadurch  zu 
einem  umfviderrufliclien  zu  niachen^  rlafs  man  zu  dem  Verkaufe  seiner 
Güter  schritt.  Waldstein  hatte  bereits  Rohozec  besetzt  und  gepHindert; 
jetzt,  im  Jahre  1623,  kaufte  er  dieses  Gut  samt  Neuschlofs  und  den 
übrigen  Besitzungen  für  die  Abschätzungssumme  von  180  282  Gulden 
und  Itezahlte  diese  in  langer  Münze,  deren  Wert  in  vollwichtiger 
Münze  etwa  30  000  Gulden  betrug.  Der  Wert  der  kostbaren  Mobilien 
und  sonstiger  fahrender  Habe,  die  er  in  den  Schlossern  gefunden 
hatte,  war  gröfser  als  die  erlegte  Kaufsuninie,  so  dafs  er  thatsäcliHch 

■  die  Güter  umsonst  erwarb*. 
Da  aber  der  Kurfürst  von  Sachsen  sich  in  warmer  Weise  des 
Verfolgten  annahm,  trug  der  Kaiser  dem  Fürsten  von  Liechtenstein 
auf,  das  Urteil  wider  Wartenberg  zu  kassieren  und  den  Prozefs  neu 
vorzunehmen;  als  der  Statthalter  mit  der  Befolgung  dieses  Befehles  n,  okioi«»r 
Bsäumte,  wieilerholte  der  Kaiser  den  Befehl  am  26.  März  1624.  Warten- 
berg begab  sich  darauf  mit  Empfehlungsschreiben  des  Kurfürsten  ver- 
sehen nach  I'rag  und  bemühte  sich,  den  Stattlialter  für  die  beschleunigte 
Durchfiihrung  des  kaiserlichen  Befehls  zu  gewinnen,  allein  es  half 
nichts.  Liechtenstein  zog  ihn  fortwahrend  mit  leeren  Vei-sprechungen 
hin,  sodafs  er  sich  un  verrieb  teter  Dinge  von  Prag  entfernen  mufste. 
Er  verft^gte  sich  jetzt  in  die  untere  I^alz,  um  dort  eine  langjährige 
Verlobung  durch  eine  Heirat  abzuschliefsen  und  neue  Fürsprecher 
und  Freunde  an  den  Verwandten  seiner  Braut  zu  gewinnen.  Er  hatte 
nämlich  auf  einer  Reise  nach  Deutschland,  im  Jahre  1607,  die  pfalz- 

kpi*äfliche  Prinzessin  Sabina  kennen  gelernt,  eine  wechselseitige  Neigung 
war  in  beider  Herzen  entstanden,  aber  die  verwitwete  Mutter,  die 
11'alzgrilfin  Dorothea  Maria ,  hatte  um  keinen  Preis  ihre  Zustimmung 
zur  Heirat  geben  wollen,  obgleich  sie  dannn  vom  Kaiser  Mathias  und 
^  mehreren  Füi-sten  ersucht  worden  war.  Die  Prinzessin  harrte  aber 
^  peduldisz  durch  achtzehn  Jahre  aus;  die  Not,  in  die  ihr  Bräutigam 
geraten  war,  steigerte  nur  ihre  Liebe.   Als  demnach  Wartenberg  jetzt 


1  S^chBiBches  Staatsarchiv:  Haos  Georg  van  Warten berg  an  Liechtenstein  dd. 
14.  November  1622.  Wartenberg  an  Kursacbsen  dd.  4.  Januar  1623.  Beschwerde 
SÄbinas  von  Wartenberg  dd.  1622  (?)*  ^  BiJek  a.  a.  0.  S.  846. 
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bei  ihr  erschien,  bestürmten  beide  das  Haupt  der  Familie,  den  Pfalz- 
jn^fen  Johann  von  Zweibrftcken,  um  seine  Vermittlung  bei  der  Mutter» 
die  natürlich  jetzt  mehr  als  zuvor  Grund  für  ihre  Weii^erung  hatte. 
Trotzdem  ^laben  sie  und  ihr  Suhii,  der  Pfalzüraf  Georg,  endlich  die 
Zustimmuii<;.%  sodafs  die  Heirat  im  März  1625  vollzo^ren  wurde'. 

Die  Feinde  Waitenber^s  beschuldifrten  ihn  aber  nunmehr,  dafs  er 
sich  in  Deutschland  zu  dem  Zwecke  aufgehalten  habe,  um  mit  den 
Feinden  des  Kaisers  in  Fühlung  zu  kommen  und  mit  Gewalt  wieder 
in  den  Besitz  seines  Eigentums  zu  gelangen.  Gegen  diese  Beschul- 
digung traten  seine  neuen  Verwandten  und  deren  Diener  auf  und 
ersuchten  den  Kaiser  um  die  Rückgängigmachung  der  verfügten  Kon- 
fiskation, wobei  sie  sich  Empfehlungsschreiben  von  den  angesehensten 
fürstlichen  Persönlichkeiten  verschafften.  Sie  brachten  deren  allmählich 
35  Stück  von  allen  hervorragenden  deut^hen  Fürsten  zusammen, 
darunter  von  dem  Kurfürsten  von  Köln,  dem  Land.LTafen  von  Darm- 
stadt, dem  Erzherzog  Leopold,  den  Herzogen  von  Lothringen,  dem 
Kurfürsten  von  Sachsen,  dem  Kurfürsten  von  Bayern,  auch  einem  Prinzen 
von  Polen.  Die  angeführten  Namen  zeijien.  da£s  Wartenberg  und 
seine  Freunde  solche  Personen  um  ihre  Veniiittelung  ansuchten,  die 
dem  Wiener  Hofe  genehm  waren,  oder  sogar  in  nahen  verwandtschaft- 
lichen Beziehungen  zu  ihm  standen.  Um  den  Fürbitten  Nachdruck 
zu  gelten,  verfügte  sich  das  junge  Ehepaar  nach  Ebersdorf  (bei  Wien) 
in  die  NÄhe  der  kaiserlichen  Residenz,  die  der  Kaiser  damals  in 
Wiener- Neustadt  auiieeschlagen  halte,  ersuchte  denselben  um  eine 
Audienz  und  überreichte  ihm  dann  die  gewichtigen,  fürbittlichen 
Schreiben.  Ferdinand  benahm  sich  gegen  das  Ehepaar  recht  gnädig, 
er  veis^r&ch  die  Schreiben  zu  lesen,  ihre  Angelegenheit  in  Erwägung 
za  ziehen  und  darauf  einen  Beschlufs  zu  fassen.  Auch  die  Kaiserin 
erbot  sich  ihre  Fürbitte  filr  sie  einzulegen*. 

Nach  sechs  Tagen  erteilte  der  Kaiser  dem  Herrn  von  Wartenberg 
eile  zweite  Audienz,  nahm  von  ihm  ein  Memoire  über  seine  An- 
gelegenheit entgegen  und  versprach  abermals,  dasselbe  seiner  Lektüre 
unterziehen  zu  wollen.    Einige  Tage  später  teilte  er  ihm  durch  den 


I 


P&ligimf  Jobtan  an  £e  PiiligiikfiD  Witwe  Doiy). 
tbtt  Hiria  dd,  <L16.  FelmMr  162S.   Pfiü^pmf  Qeocf  Gustar  an  £nhenof  L.60[K)id 

dd.  »/19,  Mte  le^S.   Wartenberg  an  KomdMo  d.  d.  ^-^^  1626. 

o.  Apfll 
^  Kbfda:  TeneichMÜ  der  EittscIireibeQ  an  den  Kaiser.    (Septanib«  1625.) 
Haas  ron  Leininfpn  an  KiirsacliseD  dd.  i/12.  Aprü  le^   Befiehl  iber  im  Erfolg 
der  liit^rc«6S)oa  fiu-  d««  Herrn  von  Waftiiib««g  bei  dem  Kaiser  iet& 
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Obersten  Kanzler  und  dem  Herrn  von  Slawata  mit,  dafs  er  sämt- 
liche Schriftstücke  an  den  Fürsten  von  Liechtenstein  mit  dem  Auf- 
trage abgeschickt  habe,  binnen  eines  kurzen  Termins  ein  Gutachten 
darüber  einzuschicken;  mittlerweile  aber  habe  er  Wartenbergs  Ge- 
mahlin 1000  Gulden  zum  besseren  Unterhalt  angewiesen.  Es  schien 
also  doch,  als  ob  die  lang  ersehnte  Gnade  dem  Verfolgten  jetzt  zu 
teil  werden  sollte.  Lobkowitz  und  Slawata  tiberhäuften  ihn  mit  Auf- 
merksamkeiten, und  da  in  diesen  Tagen  die  Botschaft  nach  Wien 
gelangte,  dafs  der  Bruder  Hans  Georgs  von  Wartenberg,  Otto  Hein- 
rich in  Böhmen  von  den  Bauern  erschlagen  worden  sei,  stellte  man 
ihm  zum  mindesten  dessen  Gut  in  Aussicht.  Frau  von  Wartenberg 
wurde  nicht  müde,  den  Kaiser  mit  neuen  Bitten  zu  bestürmen,  folgte 
ihm  nach  Ödenburg,  als  er  daselbst  des  ungarischen  Reichstages  wegen 
weilte,  und  ersuchte  sowohl  die  Kaiserin,  wie  den  neugewählten 
tmgarischen  König  Ferdinand  III.  um  deren  Intervention.  Abermals 
wurden  ihr  1000  Gulden  zum  Unterhalt  angewiesen,  während  der 
Kanzler  Lobkowitz  ihrem  Gatten  mitteilte,  dafs  der  Kaiser  die  Ab- 
schätzung seiner  Güter  anbefohlen  habe.  Man  konnte  diese  Nachricht 
80  auffassen,  dafs  man  Wartenberg  den  Geldwert  auszubezahlen  ge- 
denke, da  man  Waldstein  wegen  seiner  Verdienste  um  die  Aufstellung 
einer  Armee  die  Güter  selbst  nicht  mehr  entreifsen  konnte  oder  wollte. 
Aus  allen  diesen  Hoffnungen  wurde  jedoch  Wartenberg  durch  ein 
Dekret  vom  18.  November  1625  herausgerissen,  in  welchem  kurz  und 
bündig  erklärt  wurde,  dafs  es  der  Kaiser  bei  dem  gegen  ihn  publi- 
zierten Urteil  bewenden  lasse  und  folglich  keine  Rücksicht  auf  den 
durch  Wartenbergs  Gehorsamserklärung  erworbenen  Pardon  nehmen 
wollet 

Frau  von  Wartenberg  geriet  über  diese  ebenso  unverhoffte  wie 
trostlose  Entscheidung  in  wahre  Verzweiflung,  sie  hatte  mit  grofsen 
Kosten  alle  die  Fürbittschreiben  erworben,  ihren  Schmuck  zum  Teil 
verkauft,  zum  Teil  versetzt  und  nun  befand  sie  sich  mit  ihrem  Gemahl 
trotz  der  angewiesenen  2000  Gulden  in  grofser  Not,  da  ihr  dieselben 
nur  in  Raten  verabfolgt  wurden  und  bis  zu  diesem  Augenblicke  auf 
die  2000  Gulden  erst  780  Gulden  ausbezahlt  worden  waren.  Fem 
von  der  Heimat  fühlte  sie  sich  von  einer  finanziellen  Katastrophe  be- 
-droht  und  so  entschlols  sie  sich  zu  einem  neuen  Bittschreiben  an 
den  Kaiser,  in  dem  sie  ihre  ganze  trostlose  Lage  schilderte  und, 
wenn  auch  nicht  mehr  um  die  Rückstellung  der  konfiscierten  Güter, 
doch  wenigstens  um  die  Anweisung  einer  Pension  ersuchte.     Sie  und 


^  Sächsisches  Staatsarchiv:  Kaiserliche  Entscheidung  dd.  18.  November  1625. 
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ihr  Gemahl  seien  sonst  genötigt,  ihre  letzte  Habe,  ihre  Kutsche  und 
und  Pferde,  zu  verkaufen.  Ihre  Bitten  halfen  aber  so  wenig,  wie 
eioe  neuerlifho  Eingabe  ihres  Gemahles,  iler  in  noch  kräftigerer  Weise 
die  bevorstehende  Armut  sohilderte  und  schon  sah,  wie  seine  Frau 
ihr  Brot  auf  der  Strafse  erbettele.  Wohl  untersuchte  mau  nochmals 
die  Berechti^m^  seiner  Klagen,  aber  das  Ergebnis  war,  dals  man 
ihm  nur  einen  gewissen  Rechtsanspruch  auf  RohozeCj  das  auf  54176 
Gulden  abgeschätzt  wurde,  zuerkannte.  Das  Eigentumsrecht  auf 
Neuschlofs  und  drei  Viertel  der  Stadt  Leipa  aber  wurde  ihm  ab- 
gesprochen, weil  er  diese  Güter  nach  seinem  Oheim  und  nur  als  Sequester 
und  nicht  als  Eigentuni  übernommen  habe.  Es  ist  hier  nicht  der 
Ort,  die  Bereehtigunir  dieses  Ausspruches  zu  untei-suchen ;  es  ist  auch 
gleichgültig,  ob  er  begründet  war  oder  nicht,  denn  indem  das  RecJit 
Wartenbergs  auf  Rohozec  anerkannt  wurde,  wurde  zugleich  abermals 
das  wifier  ihn  ausgesprochene  Koofiskationsurteil  als  zu  Recht  be- 
stehend erklärt.  Ob  ihm  also  ein  Besitzwert  von  54176  oder  von 
180  282  Gulden  konfisciert  wurde,  blieb  sich  in  der  Wirkung  gleich: 
es  wurde  ihm  eben  alles  genommen,  was  er  besafs.  Zu  gleicher  Zeit 
wurde  Wartenberg  auch  mit  der  von  seiner  Frau  gestellten  Bitte  um 
Auszahlung  einer  Pension  abgewiesen:  „bei  den  unerschwinglichen 
Kriegs-  und  anderen  Auslagen"  sei  es  dem  Kaiser  nicht  möglii-h,  über 
das,  was  er  bereits  gethan,  noch  etwas  mehr  zu  thuii,  er  wolle  des- 
halb mit  weiterer  Behelligung  vei'schont  sein.  So  in  allen  Hoffnungen 
betrogen,  begab  sich  das  Ehepaar  noch  Deutschland.  Dals  die  Gefühle 
Wartenbei-gs  fortan  für  den  Kaiser  und  seine  Familie  keine  freund- 
lichen waren,  zumal  uachdem  ihm  auch  das  Erbrecht  auf  den  Besitz 
seines  Brudei-s  abgesprochen  worden  war,  ist  begreiflich,  und  so  darf 
man  sich  nicht  wundern,  dafs  er  sich  an  dem  Zuge  des  Kurfürsten 
von  Sachsen  nach  Böhmen  im  Jahre  1631  beteiligte  und  bei  dieser 
Gelegenheit  doch  noch  seine  Reichte  zur  Geltung  zu  bringen  suchte. 
Als  narh  der  Ermordung  Wahlsteins  die  Güter  desselben  vom  Kaiser 
konfisciert  wnrden,  ward  auch  Wartenberg  wegen  Beteiligung  an  dem 
Sachseneinfall  abermals  zur  Konfiskation  seiner  Habe  verurteilt.  Das 
Urteil,  das  diesmal  keinen  praktischen  Wert  hatte,  wurde  offenbar 
deshalb  gefiUlt,  um  spiitereu  Ansprüchen  einen  Riegel  vorzuschiebend 
Aber  nicht  nur  in  Bezug  auf  Wartenberg,  auch  in  allen  Übrigen 


'  SÄcbsisches  Suuitsarcliiv:  Beredinung  libeT  die  Art,  wie  die  der  Frau  von 
Wartenberg  hewiUigten  2000  Gulden  vemtfolgt  wurden.  Sabina  toq  Wartenberg 
an  den  Kaiser  dd.  6.  Deiember  1625.  —  Kaiserliche  Entscheidung  dd.  20*  Juni 
162tK  —  Bdek  S.  846. 
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Füllen  eDtschiecl  der  Kaiser  filr  Niehteiubaltung  der  vom  Kurfürsten  von 
Sachsen  erteilten  l'ardon zusichern ngeo.  Ebenso  erteilte  er  mit  ^erinfien 
Än<lerüii;^'en  jenen  Urteilen  seine  Zustinimun^s  die  der  KoiifiBkations- 
gerichtshof  in  Ansehung  der  Flüchtlinge  und  verstorbenen  Rebelleu  gefällt 
hatte;  darnach  wurde  die  Konfiskation  des  ganzen  Besitzes  aller  Flücht- 
linge bestätigt,  bei  den  Verstorbenen  wurden  einzelne  Urteile  cfemildert 
und  nur  der  Minderzahl  ihr  ganzer  Besitz  abgesprochen ;  eine  Anzahl 
wurde  nur  zum  Verlust  der  Hälfte,  eines  oder  zweier  Drittel  oder 
eines  Fünftels  verurteilt  und  die  Allodf^üter  zweier  Besitzer  zu  Lehen- 
güteni  umjcewandelt,  fünf  Verstorbene  wurden  von  jeder  Schuh!  frei- 
pesjirochen  und  ihren  Erben  also  ihr  ^^anzer  Besitz  zugewiesen  K 

Bevor  man  gejjten  diejenigen,  die  sich  dem  Konfiskationsgerichts- 
hofe freiwillig  gestellt  liatten,  die  Urteile  zu  imblizieren  begann,  ver- 
hütete der  ^Stattli aller  jegliche  Schmälening  der  anzuboffenden  Kon- 
tiskationsmasse  dadurch,  dafs  er  ihnen  samt  und  sonders  jetle  Ver- 
fügung über  ihre  bewegltche  und  unbewegliche  Habe  verbot;  sie  durften 
nicht  einmal  einen  Unteilhan  aus  der  Leibeigenschaft  entlassen". 
Die  Publikation  der  Urteüssprüche  begann  am  29.  Oktober  1622  und 
zwar  wurrle  an  diesem  Tage  das  Urteil  über  15  Hdelleute  ausgesprochen. 
Drei  von  ihnen  wurden  freigesprochen ;  unter  den  Verurteilten  befand  sich 
auch  der  reiche  Herr  Johann  Malowetz  von  Malowic,  dessen  Güter 
gröfstenteils  im  Bud  weiser  Kt  eise  lagen  und  vor  der  Schlacht  auf  dem 
Weifsen  Berge  konfi8<.*iert  worden  waren.  Bei  dieser  Konfiskation 
blieb  es,  dagegen  sollten  ihm  von  seinen  aulserhalb  dieses  Kreises 
gelegenen  Besitzungen  der  halbe  Geldwert  ausgezahlt  werden.  Am 
3L  Oktober  wurden  siebzehn  Urteile  veröffentlicht,  von  denen  vier 
auf  Freisprechung  lauteten.  Jenaebdeni  der  Gerichtshof  mit  den 
einzelnen  Angeklagten  fertig  wurde,  überschickte  er  seine  Urteile 
nach  Wien,  wo  sie  von  dem  Kaiser  rasch  entweder  bestätigt  oder 
umgeändert  und  darauf  in  Prag  publiziert  wurden.  Solcher  der  Publi- 
kation der  Urteile  gewidmeter  Tage  gab  es  im  Monat  November  1622 
zehn,  in  denen  81  Personen  freigesprochen  und  122  Personen  ver- 
urteilt und  entweder  ihr  ganzer  oder  ein  Teil  ihres  Besitzes  konfisciert 
oder  ihr  freier  Besitz  in  ein  Lehen  umgewandelt  wurde.  Im  E)ezem- 
ber  wurden  an  vier  Gerichtstagen  17  Personen  verurteilt»  12  frei- 
gesprochen; im  Januar  1623  wurden  an  vier  Gerichtstagen  23  ver- 
urteilt und  11  freigesprochen,  im  Februar  an  vier  Gerichtstagen  38 
verurteilt   und   4  freigesprochen.     Bei   dieser  Gelegenheit  fand   man 


»  d'Elverl  S.  151—152. 

«  Prager  Stadtarchiv.  Patent  Liechtenstems  dd.  10.  Septemler  1622. 
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auch,  dafs  man  in  den  Konfiskationen  durch  Käufe  und  Verkäufe,  die 
während  des  Aufstandes  abgeschlossen  und  in  die  Landtafel  ein- 
getragen worden  waren,  gehindert  war.  Um  dieses  Hindernis  ein 
1623.  für  allemal  zu  entfernen,  kassierte  der  Kaiser  (am  20.  September) 
alle  Eintragungen  in  die  Landtafel,  die  während  des  Aufstandes  vor 
sich  gegangen  waren,  also  alle  Kaufkontrakte  und  sonstigen  Verträge, 
alle  Testamente  und  Entscheidungen  des  Landrechtes,  alle  Schuld- 
urkunden,  alle  Sicherstellungen  von  Mitgiften  und  befahl,  dafe  die- 
jenigen, die  weitere  Geltung  haben  sollten,  von  neuem  eingetragen 
werden  sollten.  Selbstverständlich  geschah  letzteres  nur  bezüglich 
jener  Personen,  deren  Loyalität  nicht  dem  geringsten  Zweifel  unter- 
worfen war^ 

Die  Urteile  des  Konfiskationsgerichtshofs,  die  in  ihrer  weiteren 
Fortsetzung  fast  den  gesamten  protestantischen  Adel  an  den  Bettel- 
stab zu  bringen  drohten,  verursachten  in  Böhmen  den  gröfsten  Jammer 
und  tausendfache  Verwünschungen;  aufserhalb  Böhmens  aber  erregten 
sie  das  gröfste  Aufsehen  und  verschafften  dem  kaiserlichen  Regiment 
denselben  Ruf,  in  dem  das  spanische  wegen  seiner  Inquisition  stand. 
Der  Kaiser,  der  gerade  in  Regensburg  weilte  und  hier  nicht  blofs 
offene  Klagen  von  den  Protestanten,  sondern  auch  manchen  Tadel 
von  Katholiken  zu  hören  bekam,  wurde  doch  stutzig  und  er  beschlofs 
in  etwas  einzulenken.  An  den  Fürsten  von  Liechtenstein  schrieb  er 
deshalb:  „Es  ist  nie  unsere  Meinung  gewesen  und  ist  es  auch  jetzt 
nicht,  den  böhmischen  Adel  auszutreiben  oder  auszurotten,  sondern 
denselben,  wenn  wir  nur  besagtes  unser  Erbkönigreich  Böheim  vor 
künftiger  Rebellion  und  Meuterei  gesichert  wissen,  in  gnädigstem 
Schutz  und  Acht  zu  halten,  auch  diejenijien  Kondemnierten,  welche 
nicht  sogar  enorm iter  delinquiert  und  bei  welchen  eine  Hoffnung  der 
Bekehmng  erscheint,  sonderlich  aber  deren  Güter  und  Vermögen  nur 
der  dritte  oder  wenigere  Teil  uns  adjudiciert  ward,  bei  solchen 
ihren  Gütern  verbleiben  zu  lassen."  Dabei  leitete  ihn  auch  die  Er- 
wägung, dafs  es  nützlicher  sei,  die  Kondemnierten  im  Besitz  der  Güter 
zu  belassen,  weil  sie  „leichter  und  lieber  ein  Mehreres  zur  Abstattung 
ihrer  Strafe,  als  jene  geben,  welche  durch  Kauf  die  Güter  an  sich 
bringen."  Der  Kaiser  traf  den  Nagel  auf  den  Kopf;  er  hätte  weit 
gröfsere  Summen  in  guter  Münze  von  den  Kondemnierten  erhalten, 
wenn  er  sie  in  dem  Besitz  ihrer  Güter  gelassen  hätte,  als  er  bei  dem 
Verkauf  an  schlechter  Münze  löste,  zumal  er  noch  vielfach  betrogen 

*  Böhmisches  Statthaltereiarcbiv :  Ferdinands  II.  Verordnung  dd.  20.  Sep- 
tember 1623. 
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wnrde  und  sich  zu  unbedachten  Geschenken  verleiten  liefs.  Ein  dem 
entiiprechender  Befehl,  wenn  er  rechtzeitig'  erteilt  worden  wäre,  Jiütte 
viel  Übel  verhüten  können;  jetzt  war  es  zu  spät,  deon  die  Besitzer 
aller  grofsen  Güler  waren  bereits  veniiteüt.  Indessen  darf  man  doch 
vielleicht  auf  Recliiiung  der  kaiserlichen  Weisung  i^etzen»  dai's  ilie  Zahl 
der  von  dem  Koiitiskationsgerichtshof  Freigesprochenen  sich  von  da 
an  etwas  mehrte  *.  So  wnirden  im  Mi\\"i  1623  au  ^ier  Gerichtstagen 
36  verurteilt^  15  freigesprochen;  im  April  an  zwei  Gerichtstafien  18 
verurteilt,  8  freigesprochen;  iiu  Mai  an  vier  Gerichtsta{2:en  60  ver- 
urteilt und  19  freigesprochen  oder  vollsülndig  begnadigt;  im  Juni  an 
fünf  Gerichtstagen  08  vemrtetlt,  einer  freigesprochen ;  im  Juli  an  drei 
Gerichtstagen  S4  verurteilt,  5  freigesprochen;  endlich  im  August  an 
drei  Gerichtstagen  52  verurteilt,  10  freigesprochen.  In  diesem  Miinat 
ertlols  jedoch  ein  Dekret ,  welches  durch  seine  Harte  die  hie  und  da 
geübte  Milde  vollstilmlig  aufwog.  Der  Kaiser  erklärte  nämlich  alle 
Schulden,  die  während  des  Aufstan<les  gemacht  und  auf  die  kon- 
fiscierteu  Güter  intabuliert  worden  waren,  samt  und  sondei"s  für  un- 
gültig und  enthob  sich  damit  ihrer  Bezahlung  aus  dem  Erlöse  dieser 
Güter ^.  Wahrend  des  Monats  Septend>er  wurden  zum  erstewmale 
keine  Verurteilungen  ausgesprochen;  um  so  thätiger  war  man  dagegen 
im  darauffolgenden  Oktober,  an  dem  vier  Gerichtstage  abgehalten  und 
86  Vorgenifene  veiiirteilt  und  17  freigesprochen  wurden,  Aufserriem 
wurden  am  10.  Oktober  noch  09  Personen,  von  denen  der  Ankläger 
erklärte,  dals  sie  zum  Teil  Greise,  zum  Teil  während  des  Aufstandes 
minderjährig  gewesen  waren,  dafs  keine  Schuld  derselben  erwiesen 
werden  könne  und  dafs  sie  endlich  auch  keine  Landgüter  hesaisen, 
li"eigesprochen.  Im  Novemher  wurden  an  einem  Gerichtstage  19  Per- 
sonen verurteilt,  19  freigesprochen,  im  Dezember  au  zwei  Gerichts- 
tagen 6  veniileilt,  einer  freigesprochen.  Zum  Schlüsse  des  Jahres 
1623  war  der  grofste  Teil  der  Arbeit  vollbracht;  wer  bis  dahin  noch 
nicht  verurteilt  oder  freigesprochen  war,  gehörte  gewifs  nicht  zu  den 
vermögenden,  sondern  höchstens  zu  den  wohlhabenden  Leuten,  und  so 
ist  es  begreiOich,  dafs  im  Jahre  1024  während  der  ersten  neun  Monate 
Dur  fünf  Gerichtstage  abgehalten  und  an  denselben  nur  drei  Personeu 
verurteilt  und  drei  freigesprochen  wunlen.  Im  Monat  Oktober  1024 
wurden  acht  Gerichtstage  abgehalten  und  au  denselben  8  Pei-sonen 
verurteilt  und  11  freigesprochen,   im  November  wurden  an  zwei  Ge- 


*  Böhmisches  l^tatthaUereiarcbiv:  Ferdinaod  IL  an  Liechtenstein  dd.  20.  Feiiruor 

*  Ebenda:  Ferdintind  H.  un  LiecMenstein  dd.  8.  August  1623. 
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richtsta^en  eine  Venuteiluii^*  und  zwni  FreisprefbuDgen,  im  l^ezeiiiber 
eine  Freisprei^hunj?  verkümlipL  Im  Jalire  1625  wurrteo  an  drei  Ge- 
nchtsta<;eü  drei  Verurteilungen  und  ein  Freispruch  publiziert,  endlich 
im  Jahre  1626  zwei  Personen  frei.L'esprochen.  Es  «reschah  dies  am 
22.  Mai,  an  welchem  Taj^e  also  die  Konfiskationsprozesse  aus  Anlafs 
des  Aufstandes  von  1618  ihr  Ende  nahmen. 

Indem  der  Kaiser  eine  Anzahl  Allode  in  Lehen  verwandelte, 
wollte  er  sich  nicht  mit  der  Aussicht  auf  den  Heimfall  derselben  hei 
Aussterben  der  direkten  männlichen  Erben  des  neuen  Lehenbesitzers 
liegnti^^cn,  sondern  einen  unmittelbaren  Gewion  herausschhi^jen.  Er 
entzog  nämlich  zunächst  allen  Lehen hesitzern  das  Patronatsrecht  und 
traf  die  Bestirnnmufr,  dafs  dieselben  neben  der  sonstigen  Landt^ssteuer 
jiüirlicli  ein  Prozent  vom  gegenwärtigen  Schätziaijiswert  ihres  Lehens 
entrichten  sollten.  Auch  verfügte  er,  dafs  die  Leheu  nicht  höher  als 
bis  zum  zehnten  Teil  ihres  Wertes  belastet  werden  dürften,  um  ihren 
Wert  im  Heimfall  nicht  zu  schmitlern.  Selbstverständlich  nmfsten 
die  neuen  Lehon.*nUer  aus  der  Landtafel  ausgeschieden  und  iu  die 
Hof-  und  Lt'hentafel  einverleibt  werflen.  Hinterdrein  entdeckte  die 
böhmische  Kauiiiier,  dafs  manche  iVrsonen  ad  feudum  kondemniert 
worden  waren,  die  kein  Lamigut,  wohl  aber  bares  Geld  besalsen  und 
da  man  doch  etwas  aus  ihnen  auspressen  wollte,  so  beantragte  sie, 
dafs  solche  Personen  wenigstens  den  fünften  Teil  ihres  Bargeldes  als 
Strafe  erlegen  sollten.  Der  Kaiser  forderte  über  diesen  A'orsrhlag 
die  l>öhmischen  Statthalter  und  das  böhmische  Appellationsgericht  zu 
einem  Gutachten  auf.  Das  Api»ellationsgericht  erklarte  die  Geldstrafen 
nicht  für  zulässig,  da  der  Kaiser  über  die  Verurteilten  keine  andere 
Strafe,  als  die  Umwandlung  ihres  AIIodl>esitzes  in  Lehen  verhängt 
habe  und  nunmehr  nicht  hinterdrein  ein  neues  Urteil  schöjjfen  könne, 
Ibisselhe  Appellationsgericht,  das  das  Recht  so  streng  wahrte,  be- 
merkte al>er  /um  Schlüsse,  es  gebe  nicht  blofs  Lehen,  die  in  Gütern, 
sondern  auch  solche,  die  iu  barem  Gelde  bestünden ;  es  könne  deshalb 
der  Kaiser  nachträglich  verfügen,  dafs  die  Kapitalien  der  ad  feudum 
Veruileiltjen  in  Lehen  umgewandelt  würden,  und  dann  stehe  es  ihm 
frei,  von  denselben  «ähnliche  Dienstleistungen  wie  von  Lehenjxütem 
ein^ufonlern'. 

Die  böhmischen  Statthalter  verwarfen  den  Vorschlag  des  Appel- 
lationsgerichtes aus  finanziellen  und  juristia'hen  Gründen.    Der  finan- 


^  Böhmisches  StatthaltereiarduT:  Ferdinand  IL  an  Liechtenstein  dd.  6.  Sep' 
tember  1623.  Die  böhmlsdift  Kammer  an  den  Kaiser  dd.  15.  Februar  1635.  ^ 
Archiv  des  k^  u.  k.  ReirJunfiiMmwiiinistoriums :  Gutachten  des  bobniiätiieo  Appella- 
tioiMtgericlito  dd.  SO.  JaDUir  1626. 
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zielle  Grund  bestaml  darin,  dafs  der  Kaiser  Geld  brauche  und  um 
jeden  r*reis  sich  dasselbe  verschaffen  müsse;  es  sei  also  vorteilhafter, 
wenn  er  jetzt  gleich  den  fünften  Teil  des  Kapitals  erlange,  als  wenn 
er  erst  iui  Laufe  der  Zeit  gewisse  Erträ^^nisse  einheimse;  der  jurististiie, 
jedenfalls  schwer  wiegende  Grund  bestand  darin,  dafs  es  ei-stens  bis 
dahin  in  Böhmen  keine  Lehen  in  Geld  oder  MobÜien  ge-jjebeu  habe 
und  damit  eine  neue  Einrichtung?  .geschaffen  wQrde,  die  zu  allerlei 
Unbe»|neuiliehkeiten  führen  könnte,  und  zweitens,  dafs  die  Uiteile 
wider  die  Rebellen  nur  auf  Umwandlung?  liegender  Güter  in  Lehen 
gelautet  hätten  und  nicht  nachtrllglich  umgestaltet  werden  konnten.  Die 
Richtigkeit  dieses  juristischeji  Einwandes  vorausgesetzt,  ist  es  aller- 
dings seltsam,  dafs  die  Statthalter  dem  Kaiser  rieten,  von  den  zut 
Umwandlung  ihrer  Güter  in  Lehen  Verurteilten  nachträglich  den 
fünften  Teil  ihrer  Kapitalien  einzufordern;  bedeutete  das  nicht  eben- 
falls eine  nachträgliche  Verletzung  des  Urteilsspruches,  der  sieb  nur 
auf  liegende  Güter  bezog?  Die  ^Politiker"  waren  aber  damals  ebenso- 
wenig verlegen  wie  die  Juristen,  wenn  es  sich  darum  handelte,  den 
Rebellen  gegenüber  dem  Recht  eine  Nase  zu  drehen.  Die  Statthalter 
rieten  also  dem  Kaiser,  nicht  in  Form  eines  Rechtsspniches  (non  per 
modum  sententiaej  den  Vennleilten  die  Zahlung  des  fünften  Teils 
ihrer  Kapitalien  aufzutragen,  sondern  hierüber  mit  ihnen  nur  ver- 
handeln zu  lassen.  Sie  würden  jedenfalls  gern  zahlen,  wenn  sie  des 
übrigen  Besitzes  versichert  würden.  Zufolge  dieses  Gutachtens  trug 
der  Kaiser  dem  Fürsten  von  Liechtenstein  auf,  von  jenen  Personen^  die 
blofs  Kapitalien  besafsen,  den  fünften  Teil  einzufordern,  doch  in  der 
Weise,  dafs  sie  vorgeladen  und  mit  ihnen  verhandelt  würde,  ob  sie 
nicht  vielleicht  „gutwillig"  noch  etwas  mehr  als  den  fünften  Teil  er- 
legen wollten.  Einige  Wochen  vor  diesem  Auftrag  befahl  der  Kaiser 
auch  jene  Lfhon  als  verfallen  zu  erklären  und  einzuziehen,  deren 
Benitzer  nach  ergangeneju  Urteilsspruch  sich  nicht  bei  dem  obersten 
Hoflehenrichter  angemeldet  hätten.  Dieser  Befehl  wurde  jedoch  nicht 
durchgeführt,  denn  Fürst  Liechtenstein  forderte  fünf  Monate  später 
nochmals  die  Lehenbesitzer  zur  Leistung  der  Ijohenpflicht  auf  und 
bedrohte  sie  erst  im  Nichtbefolgungsfall  mit  der  Konfiskation  ihres 
Besitzes,  ein  Beweis,  dafs  die  Strafe  bis  dahin  nicht  vollzogen 
wonlen  war'. 

Mit  den  Konfiskationsprozessen  in  unmittelbarem  Zusammenhange 


'  Archiv  des  k.  und  k.  Reichsfioanzministeriums:  Ferdrnaud  11,  an  Liechten- 
stein dd.  30»  Mai  1626.  —  Bühtnisches  StftUlialtereiarchiv :  Ferdinand  II.  ao  die 
böhmisfibe  Kammer  dd.  6.  April  1626.  —  Archiv  der  Stadt  Prag:  Patent  Liecht».'n- 
ateins  dd.  10.  September  1626. 
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uUshi  der  Flan,  die  Bräugerechtigkeit  nur  den  während  des  Aufstande» 
treu  gebliebenen  Gutebesitzem  und  königlichen  Städten  ungeschmälert 
zu  laat^n.  Ks  sollten  sich  also  derselben  nur  wenige  Personen  und 
die  Stallte  Pilsen  und  Budweis  weiter  erfreuen,  die  übrigen  Städte 
alH?r  fortan  nur  gegen  Zahlung  von  einem  Thaler  per  Fafs  brauen 
dürfen.  Die  wenigen  Rebellen,  die  im  Besitz  ihrer  Güter  durch  Um- 
wandlung derselben  in  Lehen  belassen  wurden,  sollten  einen  halben 
Thaler  i)er  Fafs  erlegen  und  zu  derselben  Zahlung  die  Käufer  von 
n.  Jani  IU;bellengütem  verhalten  werden.  Der  Kaiser  erliefe  von  Ödenburg 
die  entsprechenden  Weisungen  an  Liechtenstein.  Später  wurde  dies 
durch  die  erneuerte  Landesordnung  dahin  gemildert,  dafs  die  Städte 
nur  zur  Zahlung  eines  Guldens  angehalten  wurden,  von  den  katho- 
lischen Käufern  der  Rebellengüter  aber  keine  besondere  Zahlung  ver- 
langt wurde*. 

Die  Vorwürfe,  die  der  Kaiser  in  Regensburg  zu  hören  bekam, 
luitt(>n  ihn  übrigens  nicht  blofs  veranlafst,  dem  Konfiskationsgerichtshof 
ein  inildorcB  Verfahren  anzuraten,  sondern  auch  die  Auflassung  dieses 
(iericlitBhofoH  in  Beratung  zu  ziehen,   indem  er  bei  dem  Fürsten  von 
LiochtfMistein  anfragte,  ob  nicht  ein  Stillstand  in  den  Konfiskationen 
eintret(»n  und  ein  wirklicher  Generalpardon  erteilt  werden  solle.    Auf 
diese  Anfrage  antwortete,  soweit  bekannt  ist,  der  Fürst  erst  vier 
Monate  spIlU^;  er  widerriet  (am  15.  Juli  1623)  die  Aufhebung  des 
Konfiskationsgerichtshofes  und  beantragte  nur  den  Prozess  gegen  10& 
minder  schuldige  Personen,  die  ohnedies  nur  ein  geringeres  Vermögen 
bet»i\rsen,  fallen  zu  lassen.    Dieser  Vorschlag  wurde  angenommen,  die 
Prozesse  weiter  geführt  und  zahlreiche  Konfiskationen,   wie  aus  dem 
angegebenen  Verzeichnis  ereichtlich ,  verfügt.    Im  Monate  September 
t«iiR.    beantragte  die  böhmische  Kammer  mit  ihrem  Präsidenten  an  der  Spitze 
neuerdings  die  Aufhebung  der  Konfiskationskommission,   aber  nicht, 
um  damit  aller  Verfolgung  ein  Ende  zu  machen,  sondern  nur  um  die 
Kosten  A\r  die  Kommission  zu  ei^spai^en ,  da  sich  diese  jetzt  auf  eine 
höhert^  Sunnne   beliefen,   als  der  Ertrag  der  zu  erwartenden  Kon- 
fiskationen.   Die  Verfolgung  sollte  al>er  deshalb  kein  Ende  nehmen^ 
sondern  auf  die  AnkU\ge  des  Pn)kurators  eine  neue  (wahrscheinlich 
nicht  Wenders  lH>soldete  und  vom  Füllten  von  Liechtenstein  ernannte) 
Konanission  das  Urteil  fallen.     Der  Statthalter  empfahl  diesen  Vor- 
tts».    schlag  dem  Kaiser,  der  ihn  billigte  untl  am  3.  Oktober  die  Auflösung 
der  Konfiskationskommission  und  die  schleunige  Bet^ndigung  der  noch 

^  Arxhiv  do$  k.  u.  k.  l\eichstinAni!nini$tonum$ :   Der  Kaiser  an  Liechtenstein 

aa.  :v  Juni  it^>e. 
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anbADgi^eu  Prozesse  verfH*rto.  Zu  diesem  Beschlüsse  veraiilaMe  ihn 
wohl  auch  ilie  Sorge  vor  Bethlen,  der  ihn  dureh  seinen  Angriff  in  die 
gifjfste  Bedränpmis  brachte;  aus  deiiiselben  Grunde  wurden  die  im 
Monate  September  von  ihn»  ratifizierten  Urteile  von  Liechtenstein  erst 
im  Monat  Oktober  publiziert.  Auch  während  der  ersten  neun  Monate 
des  Jahres  \&M  wurden,  um  Bethlen  nicht  zu  einem  neuen  Au'j^riff 
zu  reizen,  nur  ilufserst  wenige  Verurteilungen  ausgesprochen'. 

Als  sich  die  äuisere  Gefahr  minderte,  rief  der  Kaiser  den  Kon- 
fiskationsgeriehtsbof  zwar  wieder  ins  Leben ;  allein  die  Mitglieder  des-  '■ 
selben  übten  ihre  Funktionen  nun  sehr  nachlässig  aus,  weil  ihnen  der 
frühere  Gehalt  nicht  wieder  bewilligt  worden  war,  ja,  einige  dei*selheü 
entfernten  sich  sogar  von  Prag.  Der  Kaiser  erliefs  darauf  an  Liechten- 
stein (am  2.  Mai  1626)  eine  strenge  Weisung,  aber  oh  wohl  auch  der 
Fürst  auf  ihre  Befoigung  drang,  fmchtete  sie  ebensowenig  wie  vier 
andere  vom  3.  Juni  1626  und  vom  10.  April,  4.  Mai  und  17,  Juli 
1627.  Die  drei  letzten  Mahnungen  waren  bereits  an  die  obereten 
Landesheamten ,  die  nach  der«  Tode  Liechteosteins  als  Stattlialterei- 
koilegiuiu  die  Hegiening  führten,  gerichteL  Die  Statthalter  ent- 
schuldigten die  bisherige  Saumseligkeit  luit  deu  äufsereu  Gefahren, 
die  jedes  strenge  Auftreten  getahrlich  erscheiueii  lielsen,  und  thatsäch- 
lieh  war  eine  solche  Gefahr  vorhanden,  als  Bethlen  im  Jahre  1626 
den  Kaiser  neuerdings  mit  Krieg  überzog.  Die  Stiitthalter  schickten 
zugleich  eiuen  Summarberieht  ein,  ans  dem  ersichtlich  sein  sollte,  was 
man  aus  der  weiteren  Fortführung  der  Konfiskationsprozesse  erwarten 
konnte.  Vor  dem  alten  Konliskationsgerichtshof  seien  im  Jahre  1623 
aufser  den  Verurteilten  oder  Freigesprochenen  noch  221  Pei-sonen  an- 
geklagt worden,  die  bereits  auf  die  Anklflge  geantwortet  hätten,  200 
andere,  ebenfalls  angeklagte  Personen  hiUten  nicht  geantwortet,  gegen 
100,  zur  Vorladung  verzeichnete  Pei-sonen  sei  noch  nicht  einmal  die 
Klage  erhohen  worden;  alle  diese  (im  eranzeu  521)  l*rozesse  raüi'sten 
reassimiert  oder  neu  instruiert  werden.  Dazu  komme,  dafs  der  Pro- 
kurator auch  gegen  begüterte  Witwen,  die  während  des  Aufstand  es 
der  rebellischen  Regierung  Steueni  gezahlt  und  an  dem  Aufgebot  sich 
beteiligt  und  ihre  Sohne  dazu  ausgerüstet  hätten,  Klage  erheben  wolle 
und  ebenso  gegen  78  Freibauern,  In  reifer  Erwägung  aller  Umstände 
widerrieten  aber  die  Statthalter  die  Prozesüierung  der  Freibauern,  weil 
deren  Verjagung  nur  zur  Verwahrlosung  ihres  Besitzes  führen  würde, 
da  man  kaum  jemanden  au  ihre  Stelle  setzen  könnte;  dagegen  eiu- 


»  tl'Elvert  ^  a.  0,    Der  Kaiser  an  Liechtenstein  dil.  18.  Milrz  u.  3.  Oktober 
Liechtenstein  an  dea  Kaiser  ild.  Uk  Juli  und  19.  September  1623, 


Olttobor 
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pfählen  sie  die  Einsetzung'  einer  neuen  Kommission,  weldie  alle  di 
oben  finp:edeuteten  Prozesse  rasch  durchführen  sollte.  Aber  diese  An- 
träfre  wurden  in  Gegenwart  des  Köniijs  von  Unfrarn,  des  Kardinals 
Dietrichstein,  des  Fürsten  von  Lobkowitz,  der  Grafen  Megjiau,  Slawata, 
Klievenhiller  und  Breuner  und  des  Freiherrn  von  Nostitz  beraten  und 
beschlossen,  dafs  alle  vom  Kaiser  ratifizierten  Urteile  des  alten  Kon- 
fiskationsgerichtshofes  unmittelbar  publiziert  werden  sollten^  mit  den 
übrigen  521  aniüekliiiL'ten  Personen,  sowie  mit  den  Witwen,  die  sich 
während  des  Aufstandes  kompromittiert  hätten,  seien  von  einer  Kom- 
mission Verhandlungen  einzuleiten,  ob  sie  sich  gutwillig  zu  einer 
Geldstrafe  für  ihre  Verbrechen  verstehen  oder  den  Rechtsweg  betreten 
wollten.  Mit  diesem  Besehlufs,  der  die  Billigung  des  Kaisers  fand, 
nahm  die  Konfiskation  des  Gutsbesitzes  endlich  ein  Ende.  Er  wurde 
am  13.  September  1627  gefafst  und  sollte  offenlmr  mit  Rücksicht  auf 
den  bevorstehenden  Aufenthalt  des  Kaisers  in  Prag  die  Vei-söhoung 
zwischen  diesem  und  seinen  Untertlianen  anbalinon  ^ 

In  Ausführung  dieses  Beschlusses  stellte  der  Kaiser  die  sogenannte 
Traktationskomniission  zusammen,  die  ihre  Thätigkeit  am  29.  November 
1627  begann.  Nach  mehrmonatl icher  Wirksamkeit  löste  der  Kaiser 
aber  auch  diese  Kommission  auf  und  übertrug  ihre  Geschäfte  der 
böhmischen  Kammer  (am  22.  Feliniar  1628).  Es  scheint  sogar  auch 
bei  diesem  Beschlüsse  nicht  geblieben  zu  sein,  denn  später  werden 
als  Mitglieder  der  Traktationskonmiission  die  Appeliationsräte  Georg 
Michna,  Johann  Mencelius  und  Andreas  Kotwa,  sowie  der  Reicbshofrat 
Wolf  Laminger  von  AI  benreit  genannt.  Die  Verhandlungen  drehten 
sich  allemal  um  die  Geldfrage:  die  Vorireladenen  vei-standen  sitdi  zu 
Zahlungen  von  6000  Tlialern  an  bis  zu  ganz  unansehnlichen  Summen. 
Manche  w-olUen  gar  nichts  erlegen,  beriefen  sich  hiebei  auf  ihre  Un- 
schuld Oller  ihre  Armut  und  wurden  auch  mitunter  wirklich  von  jeder 
Zahlung  entlmndeiu  Alle  Abmachungen  bedurften  der  Ratifikation 
des  Kaisers,  Am  15.  Mai  1630  erstattete  die  Traktationskonimissinn 
eine  Alt  Finalrelation,  in  der  sie  berichtete,  djils  sie  die  Verhandlung 
mit  mehr  als  2oO  l^ersonen  zu  Ende  geführt,  eine  Anzahl  derselben 
von  jeder  Strafe  entbunden,  von  den  ülirigen  aber  Geldstrafen  erhoben 
habe,  deren  Ertrag  sich  insgesamt  auf  iingefjlhr  80  000  Gublen  rheinisch 
belaufe.    Mit  700  noch  angeschuldigten  Personen  sei  die  Verhandlung 


'  Bftbmiscbeä  Stattbaltereiarchiv :  LiechtfiDstein  an  den  Prokurator  dd.  20.  Mai 
1626.  Ferdinand  11.  an  die  bötmisL-be  Kammer  dd.  10.  April  1627.  —  Archiv  des 
k.  und  k.  Ministerium  des  Innern:  Keferat  der  unter  dem  Vorsitz  Ferdinands  ITl. 
tagenden  Kommission  dd.  Kl  September  1627. 
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nicht  begonnen  worden,  weil  sie  arm  iiml  unbegßteit  oder  aüs- 
gewandert,  seieu.  Die  Traktationskommission  versprach  die  Verhand- 
lung auch  mit  diesen  rasch  zu  Kiide  zu  führen,  es  seheint  aber  nirht. 
dafs  dies  {geschehen  sei,  und  zwar  wohl  deshalh,  weil  kein  fTewinii 
mehr  m  Aussieht  stand:  erst  im  Jahre  Ht37  erfolgte  eine  kaiserliche 
Resolution,  welche  die  Einliehung  einer  Geldstrafe  auch  von  diesen 
Personen  anl>efaiiK  Die  Traktatinnskoniniission  riet  norh  die  Vor- 
ladung von  120  Witwen,  die  nicht  blofs  den  Aufstand  durch  Steuer- 
zahlung und  Beteiligung  aiu  Auf^j^ehot  untei'stützt ,  sondern  auch  das 
Haus  Österreich  öffentlich  geschmäht  hfttten.  Dieser  Antrag  faud  aber. 
wie  es  scheint,  nicht  die  Billigung  des  Kaisei-s  und  wahrscheinlich 
gingen  diese  Witwen  straflos  aus*. 

Aber  auch  diejenigen,  die  von  dera  Konfiskationsgeiichtshofe  cum 
oder  sine  clausula  losgesprochen  worden  waren,  wuriien  schlielslich  zu 
Geldzahlungen  gezwungen.  Sie  sollten  dieselben  nach  vorgängiger  Ver- 
handlung mit  dem  Fürsten  Liechtenstein  schon  im  Jahre  1624  erlegen, 
und  es  sollte  aus  diesen  Geldern  ein  Kollegium  für  die  Erziehung  der 
adeligen  Jugend  begründet  werden;  allein  es  wurden  weder  die  Gelder 
erlegt,  noch  das  Kollegium  begi'ündet  Erst  im  November  1628  wurde 
die  Angelegenheit  wieder  energisch  in  die  Hand  genommen.  Auf  An- 
raten  der  Statthalter  sollten  von  jedem  der  sine  clausula  Alisol vierten 
sovielmal  fünf  Thaler,  als  er  Untertliaoen  besitze,  von  dem  cum 
clausula  Absolvierten  alter  je  zehn  Thaler  erlegt  werden;  jene,  die 
keine  Güt^r  und  Unterlhanen  besafsen,  sollten  zehn  Perzent  ihrer 
Kapitalien  zahlen.  Der  Kaiser  fand,  dafs  diese  Strafe  im  allgemeinen 
zu  hoch  sei ,  und  da  sie  zumeist  nur  Katholiken  getroffen  hätte ,  so 
empfahl  er,  dafs  die  Statthalter  mit  jeden»  einzeln  verhandeln  sollten. 
Bei  der  deshalb  errichteten  „Traktationskommission  de  pio  opere" 
verpflichteten  sich  187  Personen  zur  Zahlung  von  78  995  Gulden,  vod 
welcher  Summe  bis  zum  Jahre  1631  aber  Idols  54  041  Gulden  erlegt 
waren  -. 

In   das  Schicksal    der   aus   ihrem   Besitz  verdrängten   Edelleute 


'  Dem  Miclina  und  dera  Mencelius  wurde  das  Dekret  ihrer  Enientiuiig  er^t 
am  6.  Juli  162H  zugestellt  (böhmische  Statthalterei  C  215,  C  ^U  Böhmisches  Statt- 
hakereiarchiv: Die  böhmische  Kammer  an  den  Kaiser  dd.  18,  Juli  1629,  Die 
TraktaHouskommissäre  an  den  Kaiser  dd.  7.  November  1629  und  15.  Mai  1630.  ^ 
ßilek  a.a.O.  CXXXIV  u,  CXLL  —  Archiv  des  k,  u.  k.  Reichsfinanxminiateriums : 
Die  iMihraische  Kammer  an  den  Kaiser  dd.  80.  Juni  1628.  Der  Kaiser  an  die 
böbmisebe  Kammer  dd.  17.  Juli  1628. 

«  Bilek  a.  a.  0,  CXLllI;  Schebeck:  Die  FenÜnandeische  Fundation  f Mitteilungen 
des  Vereins  fiir  Geschichte  der  Deutschen  in  Böhmen,  .lahrgang  1880). 
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wurden  auch  ihre  Frauen  und  GH4ubiger  verwickelt.  Zwar  hatte  die 
Regierung  wiederholt  anerkannt,  dafs  in  die  Koofiskationsprozesse  die 
Mitgiften  der  Frauen  und  die  Darlehen  unschuhiiger  l'ersonen»  aufser 
wenn  sie  während  der  Aufstandsjahre  kontrahieit  worden  waren,  nicht 
verstrickt  werden  dürften.  Es  hätten  demnach  bei  dem  Verkauf  eines 
kontiscierten  Gutes  zuerst  diei^e  Ansprüche  befriedigt  werden  sollen; 
allein  während  der  Jahre  1022  und  1623,  in  denen  die  meisten  Käufe 
abgeschlossen  wurden,  bezahlten  die  Käufer  den  ganzen  KaufscldlHng 
an  die  königliche  Kammer,  indem  sie  davon  ihre  dem  Kaiser  gemachten 
Dai'lehen  oder  ihre  Kriegsfordeningen  abzogen  und  den  Rest  l>ar  er- 
legten, und  so  geschah  es,  dals  die  Witwen  und  Gläubiger  fast  aus- 
nahmslos mit  ihren  Forderungen  das  Nachsehen  hatten,  denn  der 
Kaiser,  der  eigentlich  für  alle  diese  Ansftrüche  haftbar  war,  kounte 
nicht  zahleji,  Im  Jahre  1G2G,  als  die  eintrilgliehen  Konfiskationen 
zu  Ende  waren,  belief  sich  die  Sunnne  dieser  Forderungen  auf 
1813  248  Thaler.  Während  seiner  Anwesenheit  in  Prag  wurde  der 
Kaiser,  nach  seinem  eigenen  Geständnis,  „täglich  mit  unausgesetztem 
Ungestüm  und  grofser  Ungeduld"  von  den  Frauen  und  den  Gläubigern 
um  die  Befiiedigong  ihrer  Forderungen  „molestiert  und  angelimfen** 
und  sah  sich  deshalb  genötigt,  „auf  Mittel  und  Wege  zu  sinnen,  wie 
solchem  ganz  beschwerlichen  Wiesen  mit  ehester  Möglichkeit  Rat  ge- 
schaffen und  aus  dem  Grunde  abgeholfen  werden  könnte."  Um  diese 
Mittel  und  Wege  ausfindig  zu  machen,  halte  sicli  der  Kaiser  vom 
Landtage  ein  Moratoiium  von  einem  Jahre  erwirkt,  binnen  dessen  die 
betreffenden  Forderungen  nicht  exekutiv  eingeklagt  werden  durften, 
und  zugleich  eine  Kontiskationsrevisionskonunission  zusammengestellt', 
aus  deren  Instruktion  so  viel  ersichtlich  ist,  dafs  es  ihm  nicht  darum 
zu  Ihun  war,  die  Anspruchsberechtigten  zu  liefriedigeu ,  sondern  nur 
danim,  ihre  Ansprüche  herabzudrlicken  und  selbst  die  so  verringerte 
Summe  auf  die  Käufer  der  konfiscierten  Güter  abzuwälzen.  Es  sollte 
zunächst  eine  genaue  Revision  der  Ansprüche  vorgenommen  werden, 
um  zu  konstatieren,  ol>  die  Mitgift  in  der  That  eingezahlt  und  auf  die 
Güter  des  Mannes  versichert  war,  ol*  der  Gläubiger  das  Geld  vor  dem 


^  Sie  bestand  aus  den  Grafeti  Slawatii,  iU»in  Hofkarniaerpräsidenten  und  Abt 
von  Kremfiraünster  Anton  Wolfram,  dem  Vicekanzler  von  Kostitz,  den  kaiserlichen 
RMen  Joliann  d.  ü.  von  Talniberg  und  Wratislaw,  dem  Kammerrat  h>pmdler,  den 
Reich&hofrMtjn  Melamier,  Hillel»rand  und  liebhnrd,  und  dem  Appeüationsrat  Kotwa, 
Als  sich  der  Kaiser  später  von  Prag  enüerote  und  mit  ihm  auch  Slawata,  Wolfram^ 
Nostitz,  Spimller,  Melander  und  Hillebrand,  ernannte  er  an  deren  Stelle  zu  Mit- 
gliedern der  KüntiBkations-Ttevisionskommission  den  Frie<lrieh  von  Talml>erg,  die 
jungen  Gi'afen  von  Miirtinit^,  den  Paul  Michna  tunl  den  Kammerrat  Fabricius. 
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Jahre  1618  oder  nach  dem  Jahre  1624  geliehen  hatte,  denn  der  Kaiser 
erachtete  nicht  blofs  alle  während  der  Revolutionsjahre,  sondern  auch 
die  vor  der  Konfiskation  des  betreffenden  Gutes  gemachten  Schuldon 
für  ungültig,  die  letzteren  deshalb,  weil  keiner  der  Verurteilten  ein 
Recht  habe,  vor  dem  über  ihn  geföllten  Urteil  eine  Verbindlichkeit 
einzugehen.  Nur  eine  einzige  Ausnahme  wurde  mit  der  Anerkennung 
der  während  des  Aufstandes  kontrahierten  Schulden  gemacht,  und 
zwar  zu  Gunsten  des  Mitgliedes  des  Münzkonsortiunis  Hans  de  Witte. 
Dieser  behauptete,  dafs  ihm  eine  Anzahl  verurteilter  Personen  die 
Summe  von  61  075  Gulden  schuldig  sei,  und  zwar  datierten  41582 
aus  der  Zeit  vor  dem  Aufstand  und  19  493  aus  der  Zeit  während  des 
Aufetandes.  Die  Rechtsgültigkeit  der  ersteren  Schuld  wurde  anstands- 
los anerkannt  und  dem  de  Witte  die  Bezahlung  zugesichert.  Für  die 
Rechtsgültigkeit  der  zweiten  Schuldsumme  führte  er  an,  dafs  er  den 
Schuldnern  nicht  Geld  geliehen  habe,  welches  sie  vielleicht  für  den 
Aufstand  benützt  hätten,  sondern  nur  Waren  verabfolgt  habe,  und  dals 
man  ihm  dies  umsoweniger  verübeln  dürfe,  weil  er  sonst  seiner  älteren 
Ansprüche  bei  ihnen  verlustig  gegangen  wäre.  Gewifs  hatte  de  Witte 
recht;  aber  tausend  andere,  an  dem  Aufstande  nicht  beteiligte  Per- 
sonen hatten  ebenso  gerechten  Anspruch  auf  Befriedigung  ihrer 
Forderungen,  und  doch  war  die  kaiserliche  Regierung  schonungslos 
über  sie  hinweggegangen.  Hans  de  Witte,  der  damalige  Bankier  dieser 
Regierung,  erheischte  jedoch  gebieterisch  eine  schonende  Behandlung, 
und  so  entschied  sich  der  Kaiser  auf  den  Vorschlag  seiner  Geheimräte 
dahin,  dafs  er  dem  Gesuchsteller  die  Hälfte  der  Forderung  von 
19  493  Gulden  ersetzen  wolle  ^ 

Im  Falle  die  Forderung  einer  Frau  oder  eines  Gläubigei*s  nicht 
an  den  zwei  in  der  oben  angeführten  Instruktion  enthaltenen  Klippen 
scheiterte,  sollten  die  Kommissäre  mit  den  Anspruchsherechtigten  eine 
Verhandlung  über  die  Herabminderung  ihrer  Ansprüche  einleiten  und 
darauf  hinweisen,  dafs  jeder,  also  auch  der  Kapitalist  einen  Beitrag 
zu  den  Kosten  der  Bekämpfung  des  Aufstandes  leisten  müsse.  Nur 
jene  Ansprüche,  die  sich  nicht  auf  mehr  als  2000  Gulden  beliefen, 
wollte  der  Kaiser  befriedigen.  Nachdem  auf  diese  Weise  die  Summe 
der  Forderungen  erheblich  herabgemindert  war,  sollten  die  Kommissäre 
mit  den  Gutskäufern  sich  ins  Einvernehmen  setzen  und  sie  zur  Zahlung 
der  Mitgiften  und  sonstigen  Darlehen  mit  dem  Hinweise  auffordern, 
dafs  sie  die  Güter  unter  dem  Wert  gekauft  hätten  und  daher  zu  einer 


^  Archiy  des  k.  u.  k.  Reicbsfinanzministeriums :  Die  Hofkammer  an  ^en  Kaiser 
und  Beschlars  des  Kaisers  dd.  28.  Juni  1627. 
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Nachzahlunij:  verpflichtet  seien.  In  der  Instruktion  wies  der  Kaiser 
hiebei  auf  das  Beispiel  seines  Geoerals  Albrecht  von  Waldstein  hin; 
dieser  hatte  ihm  iiäiulich  200  000  Gulden  an  seinen  Forderuutren  frei- 
willig: nachgelassen  und  dandt  also  in  der  Thal  eine  ^aehzahlung  für 
die  angekauften  Güter  geleistet.  Sollten  die  Besitzer  der  Güter  dieser 
Aufforderung  nicht  naclikouiuven,  so  sei  ihnen  udt  einer  neuen  Ab- 
schätzung tles  Gutes  zu  druhen,  bei  welcher  ihnen  offenbar  das  ge- 
zahlte Geld  nur  in  dem  Werte  angerechnet  worden  Wilre,  welchen  es 
bei  der  EinzahluB*r  wirklich  besafs,  und  nicht  in  jenem  W^eite,  in  dem 
es  vor  dem  Münzbaukerott  kursierte.  Den  Kommissuren  wurde  die 
Vollmacht  erteilt,  alle  Gutskäufer  auf  das  Prager  Schlofs  zu  citiereu 
und  ihre  Entgegnungjen ,  dafs  sie  zu  nichts  mehr  verpflichtet  seiei 
entschieden  zurückzuweisen.  Damit  übrigens  der  Kaiser  und  sein< 
RÄte  von  „den  Parteien  nicht  weiter  molestiert  und  von  ihrem  Schreien 
und  Kfa«:ren  entübrigt  würden,"  sollten  50000  Gulden^  die  der  böhmische 
Landtag  hiefUr  bestimmt  hatte,  unter  die  dürftigsten  Witwen  und 
Waisen  und  sonstigen  Gläubiger  als  Abschlagszahlung  verteilt  werden. 
Da  einzelne  Witwen  nicht  blofs  ihr  Kapital  in  Anspruch  nahmen» 
sondern  auch  die  Nachzahlung  von  Zinsen  begehrtt»o,  entschied  der 
Kaiser,  dafs  dieselben  nicht  nachgezahlt  werden  sollten.  Im  Jahre 
1620  bewilligte  der  Landtag  zur  Befnedigung  der  Gläubiger  (>Ö  000 
Gulden.  Nach  dreijähriger  Verhandlung,  die  sich  auf  Ansprüche  im 
Betrage  von  1  457  689  Thaler  erstreckte,  wurden  dieselben  zu  Gunsten 
des  Kaisers  auf  816  274  Tluder  ermäfsigt.  Im  Jahre  1636  wurden 
die  Verhandlungen  wieder  aufgenommen ,  dieselben  erstreckten  sich 
diesmal  auf  die  Summe  von  435  477  Thaler,  die  abermals  zu  Gunsten 
des  Kaisers  auf  188  743  herabgemindert  wurde.  Die  Sunune  aller 
Ansprüche  belief  sich  demnach  auf  l  803  106  Thaler,  wovon  aber  nur 
1005  017  Thaler  gezahlt  werden  sollten;  solange  die  Zahlung  nicht 
erfolgt  war,  sollten  die  Gelder  mit  6  "  o  verinteressiert  werden.  Aber 
auch  die  herabgeminderte  Zahlung  wurde  zum  Teil  nicht  geleistet, 
oder  sie  verzog  sich  ins  endlose;  nur  wenige  Personen  wurden  voll 
und  rasch  l>efriedigt*. 

Neben  den  Witwen  und  Gläubigern  wurden  am  meisten  jene  ge- 
schädigt, denen  nach  dem  Urteile  der  Kontiskationskommission  ihre 
Güter  genonuuen  ♦   aber  der  Wert  eines  Teiles  derselben  in  Geld  er- 


'  Böhmit<dit«  &}tatthall€reiarcliiv ;  InsU'uktiQu  FertliEands  IL.  flir  die  Kontiska- 
üons-Ri'visituiskötnmissiou  dil.  7.  Dezt'iubur  1627.  Di«  böhmische  Kammer  ao  die 
StAUhAllor  M.  1.  Mfti  1021»,  Vorzeichiiis  iter  Tersonen  iinJ  ParteieTi»  denen  eio 
Teil  ihrer  FordiTiiupttn  nus  dorn  vom  Lmidtage  bewinigteu  60  000  Gulden  bezahlt 
wwi*»»  soi\U\  iUl  \l  Nbii  HV2\>.  —  Üilek  a.  a,  iX  XCll  ff.,  dann  CXIX. 
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setzt  wertien  sollte.  Bei  dem  Verkaufe  der  Güter  ualini  man  auf  ^le 
keine  Rücksieht;  ein  kaiserliches  Dekret  (vom  21.  November  1624) 
befahl  geradezu,  dals  die  ganze  Kaiifsumnie  in  die  köiii^lii'he  Kaiunier 
abgeliefert  und  für  Kriegszwecke  verwendet  werden  solle.  Die  so 
Geschädigten  worden  auf  die  Zukunft  verwiesen.  Als  sie  ihre  An- 
sprüche bei  der  Konfiskationskomniissiou  anmeldeten,  wunleu  sie  zu- 
nächst zur  VerzichtleistuEg  auf  einen  Teil  derselben  genötigt  und  ihnen 
auch  dann  nur  die  sechsprozentige  Verzinsimg  des  Kapitals  und  später 
die  Auszahlung  dessell>en  vei-sprochen.  Nur  ein  Teil  gelangte  jedoch 
zu  seinem  Gelde;  am  schlechtesten  ging  es  selbstverständlich  jenen, 
die  ausgewandert  waren.  So  klagte  z.  B.  Nikolaus  Lukawecky  von 
Lukawec,  der  sich  in  Polnisch-Lissa  niedergelassen  hatte,  dafs  ihm  ftn* 
die  zwei  nicht  konfiscierten  Drittel  seines  Gutsbesitzes  bis  zum  Jahre 
1643  nicht  die  leiseste  Entschädigung  zu  teil  geworden  sei,  ebenso- 
wenig wie  seiner  P>au  frtr  mehrere  Schuldverschreibungen,  die  ihr 
Adam  von  Waldstein  für  ein  Anlehen  von  2000  Thalern  und  die  Stadt 
Leitmeritz  für  ein  solches  von  1000  Thalern  ausgestellt  hatten.  Im 
Jahre  1665  wurde  die  weitere  Zahlung  der  Interessen  an  die  wenigen 
Bevorzugten»  denen  überhaupt  Interessen  gezahlt  worden  waren,  ein- 
gestellt und  zugleich  angeordnet,  dafs  die  bereits  gezahlten  Interessen 
vom  Kapital  abzureclinen  §eien,  so  dafs  dadurch  die  meisten  jeglicher 
weiteren  Entschädigung  verlustig  gingen  K 

Was  mit  den  konfiscierten  Gütern  geschah ,  ist  bereits  oben  ge- 
legentlich angedeutet  worden.  In  den  Jahren  1621 — ^1623  sah  sich 
der  Kaiser  genötigt,  an  den  verschiedensten  Orten  Anleihen  aufzunehmen, 
am  den  Kriegsbedürfhissen  zu  genügen  und  namentlich  den  Truppen 
den  schuldigen  Sold  auszuzahlen.  Er  hätte  diesen  Anlehen  ausweichen 
können,  wenn  er  gleich  einen  Teil  der  konfiscierten  Güter  verkauft 
hätte;  allein  er  wollte  sie  nicht  zu  Schleuderpreisen  verkaufen  und 
zog  es  daher  vor,  einen  Teil  derselben  an  seine  Gläubiger  zu  ver- 
pfänden.  So  gelangten  zahlreiche  I^ei-sonen,  namentlich  Aufrecht 
von  Waldstein  und  sein  Vetter  Adam  von  Waldstein,  Martinitz,  Friedrich 
von  Talmberg,  Polixena  von  Lobkowitz,  Wilhelm  d.  j.  von  Lobkowitz, 
Oberst  MarradaSj  Trauttiuausdor#',  Adam  von  Sternberg,  Magdalena 
Tfka,  zu  einem  bedeutenden  Pfandbesitz,  der  ihnen  ihre  Anlehen  zu 
hohen  Zinsen  verinteressierte,  l>ie  Münzfälschung,  zu  der  der  Kaiser 
im  Jahre  1622  seine  Zuflucht  nahm,  und  die  ihm  einen  Jahresgewinn 
von  sechs  Millionen  Gulden  in  Aussicht  stellte,   bestärkte  ihn  in  dem 


*  Bikk  a.  u.  0,  CXXIL  —  Sächsisches  Staatsarchiv;  Lukawecky  von  Lukawec 
Peter  Wcliynsky-  von  Wchynic  dd.  am  Faschings goimtag  lt>43. 
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Vorsatze,  die  konfiscierten  Güter  nicht  zu  verkaufen.  Aber  schon  in 
der  zweiten  Hälfte  des  genannten  Jahres  konnte  sich  der  Kaiser  der 
Erkenntnis  nicht  mehr  verschliefsen ,  dafs  nur  ein  Massenverkauf  ihn 
aus  seinen  sich  stets  mehrenden  finanziellen  Verlegenheiten  retten 
8».  fikDtbr.  könne.  Er  erteilte  deshalb  dem  Fürsten  von  Liechtenstein  Vollmacht, 
die  konfiscierten  Güter  so  teuer  als  möglich  zu  verkaufen.  Als  Grund- 
lage für  den  zu  vereinbarenden  Preis  galt  die  Sunmie,  auf  welche  die 
kaiserliche  Abschätzungskommission  den  Wert  der  Güter  veranschlagte. 
Dafs  bei  dieser  Abschätzung  nicht  besonders  ehrlich  vorgegangen 
wurde,  dafür  könnten  zahlreiche  Beispiele  angeführt  werden.  So  wurde 
die  Herrschaft  Schluckenau,  die  258  722  Thaler  wert  war,  auf 
105  000  Thaler,  die  Herrschaft  Weifswasser  (Böla),  die  411  815  Thaler 
wert  war,  auf  180  856  Thaler,  das  Gut  Maltheuer  (Malteyr),  das 
29  558  Thaler  wert  war,  auf  9279  Thaler  al^eschätzt :  das  Gut  Lipo- 
w^itz  (Lipowice)  wurde  auf  den  >ierten  Teil,  die  Güter  Wosek  und 
Kbelmic  (Kbelmice),  Dube^  und  Kej  auf  den  fünften  Teil  ihres  Wertes 
abgeschätzt.  Es  läfst  sich  auch  mit  ziemlicher  Sicherheit  nachweisen, 
dafs  der  Raus:  des  Käufers  für  die  Abschätzung  mafsgebend  warK 
Als  Ende  des  Jahres  1623  die  Mehrzahl  der  Rebellengüter  l>erfeit8 
verkauft  war,  konnte  auch  die  Hof  kammer  die  Augen  vor  dem  geübten 
Betrug  nicht  verschliefsen.  Sie  klagte,  dafs  der  Kaiser  bei  dem  Ver- 
kaufe um  die  Hälfte,  um  drei  Viertel,  ja  noch  um  einen  gröfeeren 
Teil  des  Wertes  betrogen  worden  sei,  und  dafs  manchmal  die  Mobilien 
auf  dem  Gute  mehr  wert  gewesen  seien,  als  der  Kaufschilling  betrug. 
Sie  riet  deshalb,  ein  Gutachten  von  Rechtsgelehrten  einzuholen,  ob 
nicht  eine  Nachzahlung  auf  die  verkauften  Güter  gefordert  werden 
dürfte;  im  Falle  dieses  Gutachten  bejahend  ausfallen  sollte,  so  solle 
von  den  Käufern  20  bis  25  l*rozeut  des  Kaufschillings  als  Nachzahlung 
verlangt  weixlen-. 

Derjenige,  der  sich  bei  den  Gut:>käufen  die  gröfsten  Vorteile  an- 
eignete, war  Albrecht  von  Waldstein,  weil  er  sie  im  grofsartigsten  Mafsstabe 
betrieb  und  alle  bis  zum  Jahre  1628  eflfektuierten  Gutskäufe  in  langer 
Münze  bezahlte.  Den  ersten  Kaufvertrag  schlols  Liechtenstein  mit 
ihm  über  13  Güter  zu  Ende  des  Jahres  1622  ab  und  schickte  den- 
selben dem  Kaiser  zur  Ratifikation.  Die  Hofkammer  tadelte  diesen 
Vertrag  in  mehrfacher  Beziehung.  Die  Güter  Dymokur,  Zinnie  (Zlu- 
nice),  Chot^lic  und  Chot^ic  (Ghot^^ice),  die  sich  unter  den  erwähnten 

'  Bilek  fi.  i».  0.  CXIV.  Sächsisches  Staatsarchiv:  Kanfkontrakt  über  die  Herr- 
schatt  Schluckenau. 

-  Wiener  Staatsarchiv:  Die  Hof  kammer  an  den  Kaiser  dd.  22.  Desembo- 1623. 
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IS  Gütern  befanden,  sollten  an  Waldstein  um  200  000  Gulden  ver- 
kauft werden;  die  Hofkanimer  behaujitete  aber,  dafs  sie  uin  178  965 
Gulden  mebr  wert  seien.  Einen  äbnlichen  Tadel  sprach  sie  auch 
wegen  des  allzubilligen  Verkaufs  der  anderen  Güter  aus.  Im  Januar 
1623  schlofs  Liechtenstein  mit  Waldstein  einen  neuen  Kaufvertrag?  auf 
15  Güter  ab,  wobei  er  ihm  86  000  Gulden  von  dem  Schätzungswert 
nachsah»  was  selbst  dem  Kaiser  Anlals  ij^ab,  dieses  Vorgehen  zu  tadeln. 
Der  Kaiser  willigte  auch  in  den  Verkauf  nur  unter  der  Bedingung, 
wenn  Waldstein  sich  mit  einem  Nacldafs  von  2G000  Gulden  begnüge'. 
Einer  gleichen  Begünstigung  durch  Ankauf  wertvoller  Güter  unter  der 
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*  Archiv  des  k.  u.  k.  Reich.'ifinünzminisleriuDiä:  Die  Hofkammor  an  den  Kaiser 
dd.  24.  Januar  1623.  Der  Küjslt  an  Liechteiibteiu  dd.  27.  Januar,  11.  Februar  und 
31.  März  1623.  —  In  welcber  Weise  Alhrecht  von  Waklstein  hei  dem  Ankaufe 
geioer  Güter  in  den  Jrtlireti  1622  und  1623  begünstigt  wmde^  erö;iebt  sich  aua 
folgendem  Daten,  die  dem  Archiv  des  k.  u  k,  Kviehstinunstniinistmums  entiioßiinen 
sind  und  welche  die  im  böhmischen  StatÜmltereiarchiv  vorhandenen,  vou  Bilek  be- 
nutzten Akten  ergänzen.  An  einigen  SteUen  stimmen  die  Angaben  des  hölimischen 
StatthaJtereiarchivsmit  tb'ö  im  Keichsfinanzministerialarchiv  vorhandenen  nicht  Qberein, 
I>er  Fehler  dürfte  aber  nur  im  böhmischen  Statthaltereiarchiv  zu  suchen  sein,  da 
man  annehmen  kann,  dafs  die  ehetnalige  llofkaminer  (daa  gegen wwrtige  Reicbs- 
finanzministeriura)  die  endgültigen,  also  richtigen  Daten  enthidt.  Die  Begünstigung» 
deren  sich  WaldUein  erfreute,  bestand  darin*  dafs  ihm  die  Güter  um  einen  hilligereo 
Preis,  als  ihr  Seh at^ongs wert,  abgelassen  wurden.  Die  Güter  Dymokur  (abgeschätzt 
auf  170  161  Thaler),  Chmi^Sic  (abgesehiktzt  auf  69326  Thaler),  fMmc  und  Chotfflic 
(abgeschätzt  auf  85:339  ThalerJ  kaufte  Waldstein,  wie  auch  im  Text  angefahrt  ist, 
zusiimmen  um  200  000  Gulden  oder  um  171429  Thaler;  Chocen,  abgeschätzt  auf 
73  38.5  Thalcr,  kaufte  er  um  öSlKiO,  Zümrsk,  abgeschätzt  auf  25  321  Thaler,  kaufte 
er  um  24CM}0Thalen  ZiJelowes  und  Sadowi,  abgeschätzt  auf  47  812  Thaler,  kaufte 
er  lun  47  iH)0  Tbaler,  Neuscblofs,  abgescbätat  auf  154.528  Thaler,  kaufte  er  um 
150  000  Thfller,  Leipa,  ahgeschiUzt  auf  9  74i3  Tbaler,  kauft«  er  um  M.^00  Thaler. 
Zwif etic,  abgeschätzt  auf  82  24fJ  Thaler,  kaufte  er  um  80  000,  Smrknwic,  abgeschätzt 
auf  48  948  Thaler,  kauft*^  er  um  46  000,  Dohfen«;,  abgeschätzt  auf  16  696  Thaler, 
kaufte  er  imi  16000,  Grofä-Tfemesna  (TremSSowes)  abgeschätzt  auf  21  525  Thaler, 
kaufte  er  um  21  000,  Ostromer,  ahgeschätzt  auf  8  536  Thalor  40  Groschen,  kaufte 
er  um  8536  Thaler  (er  gewann  also  hiehei  nur  40  Groschen),  ßorownie,  abgeschätzt 
auf  28120  Thaler,  kaufte  er  um  24  OOO  (Bilek  bemerkt,  dafs  Waldstein  um  diese 
24000  Thaler  gleichzeitig  auch  das  auf  4  500  Thaler  bewertete  Gut  ZdwrSi  erhielt; 
es  mag  das  richtig  sein,  aber  der  im  Archiv  des  k.  u.  k.  Reichsfinanzmtnisteriumfl 
enthaltene  Kaufkontrakt  erwälmt  nichts  davon),  I^obHkov,  abgeschiitzt  auf  29  177 
Thaler,  kaufte  er  um  25  000.  Diese  Güter,  deren  Schatzungswert  also  970963 
Thaler  betrug,  bezahlte  er  mit  686 46o  Thalem,  er  hatte  dabei  einen  Gewinn  von 
184  498  Thalem.  I>ie  angeführten  Güter  bilden  nur  einen  kleinen  Theil  jener,  die 
Waldstein  gekauft,  auch  bei  den  anderen  machte  er  Ähnliche  vorteilhafte  Geschäfte. 

UiDdely,  G«*f«orefMrmatioii  in  B&bmtiii.  0 
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Herrschaft  der  laDgen  Münze  erfreute  sich  der  Fürst  von  Eggenl)erg, 
welcliem  Liechtenstein  damit  seineo  Dank  für  das  Mtinzgeschftft  er- 
stattete. Der  Oberstburggraf  Adam  von  Stemberg  hatte  die  deni^ 
Freiherrn  Peter  von  Sehwaml)ei*g  konfiszierten  Herrschaften  Orli 
und  Klinj^^enberg  (Zwikov )  jrekaaft;  der  Kauf  wurde  aber  nach  seinem 
am  10.  April  1623  erfolgten  Totle  nicht  bestätigt,  sondern  die  Güter 
an  den  Fürsten  von  Eggenberg  im  Herbst  desselheu  Jiibres  um 
227  703  Thaler  verkauft.  Diese  Summe  war  etwas  höber  als  jene, 
um  welche  die  Güter  an  Sternberg  überlassen  worden  waren,  allein 
der  Kaiser  hatte  davon  keinen  Gewinn,  denn  Eggenberg  hatte  die 
Kaufsumnie  mit  Konnivenz  Liechtensteins  in  langer  Münze  erlegt,  ob  - 
wolil  seit  dem  3.  Juli  16*23  nur  die  Annahme  in  guter  Münze  bei  der 
Zahlung  von  Kaufschillingen  zulilssig,  und  der  Kauf  erst  im  Herbst 
1623  abgeschlossen  worden  war.  Da  Eggenberg  auch  das  Gut  Chejnow 
am  IB.  Juli  1623  um  80  000  Thaler  kaufte  und  den  Kaufschilling 
gleichfalls  in  langer  Münze  erlegte,  zahlte  er  für  die  drei  Güter 
307  703  Thaler  oder  352  258  Gulden,  erlegte  aber  thatsächlich  nur 
den  Wert  von  ungeföhr  50  000  Gulden.  Ferdinand  IL  schenkte  ihm 
S|)ilter  noeh  die  Stadt  Prachatitz  und  die  dazu  gehörigen  Güter,  sowie 
die  Herrschaft  Krumau  und  zuletzt  das  Palais  Scbwamberg  auf  dem 
Hradschin  in  lYag^ 

Zu  den  gröfsten  Gutskäufern  ua^h  Waldstein  gehörte  das  Ehe- 
paar Tn^ka,  das  über  grofse  Kapitalien  gebot  und  mit  dem  Kaiser 
vielfache  Leihgeschäfte  abschlofs.  Dafür  wurden  die  Eheleute  bei 
Gutski\ufen  vielfach  begünstigt  oder  ihnen  Güter  zur  Nutzniefsung 
überwiesen,  Im  Jahre  1627  verlangte  Frau  Tn^ka,  dals  ihr  auch  einige 
zu  den  StÄdten  Königgriltz  und  Cjisku  gehörige  Dörfer,  die  ihr  für 
ein  Anlehen  von  100  959  Thaleni  in  langer  Münze  in  Pfandbesitz 
überlaiisen  wonien  waren,  endgültig  übertragen  würden.  Abgesehen 
davon,  dafs  es  sonderliar  war,  vier  Jahre  nach  der  Devalvation  der 
Mflnxe  ein  solches  Verlangen  zu  stellen,  ohne  sich  zu  einer  Kach- 
lahlung  ni  verpflichten,  widersprach  die  Überlassung  der  städtischen 
Dörfer  auch  dem  von  dem  Kaiser  angenommenen  Grundsätze  ^  die 
Stildte  in  ihrem  Einkommen  nicht  weiter  zu  schmälern.  Infolgedessen 
wollte  Fenlinand  II.  die  Gewahrung  des  Ansuchens  anfangs  ganz  ver- 
ireig^rn,  besunn  sich  aber  dann  insofern  eines  andern^  als  er  ihr  die 
angesprochenen  Dörfer  ülierliefs,  den  Städten  aber  die  Auslösung  der- 
selben ge^ik  seinerzeitige  Erstattung  der  dargelieheneu  Summe  frei- 
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liefe.  Von  den  Tr^Jkas  dagegen  verlangte  er,  dals  sie  von  den  An- 
lehen,  die  sie  ihm  in  langer  Münze  geleistet,  einen  entsprechenden 
NachlaTs  gewähren  sollten.  Die  Verhandlungen  darüher  zogen  sifli 
bis  zum  Jahre  1631  und  endeten  damit,  dafs  sich  die  Eheleute  Tri'ka 
zu  einer  Nachzahhmg  von  mehr  als  einer  Million  für  die  von  ihnen 
erkauften  Güter  herbei liei'sen*.  Aus  der  Höhe  dieser  Summe  kann 
man   ersehen,  wie  sehr  die  Hofkammer  mit  ihrer  Klage  recht  hatte. 

Unter  den  bei  dem  Ankaufe  der  Güter  BegünstigLsteu  naliinen 
auch  die  Herren  von  Slawata  und  Martinitz  eine  hervorragende  Stel- 
lung ein.  Der  Kaiser  hatte  dem  ersteren  eine  Gnadengabe  von 
oOOOC»  Gulden  gewährt,  die  er  bald  darauf  auf  50000  Thaler  erhöhte, 
als  ihm  Slawata  ein  Anlehen  von  derselben  Höhe  machte*  Die  ganze 
Bunuue  von  100000  Thaleni  wurde  auf  die  Herrschaften  Zbirov  und 
Königshöf  versichert.  Im  folgenden  Jahre  (1623)  kaufte  Slawata 
während  der  Gültigkeit  der  langen  Münze  die  Güter  Domanic  unil 
Koschumbers  und  später  gegen  gute  Münze  nocli  andere  Güter;  das 
glänzendste  GevSchäft  machte  er  jedoch,  als  ihm  der  Kaiser  die  könig- 
liche LeibgedingheiTschal't  Melnik  für  ein  Darlehen  von  200000  Gulden 
in  langer  Münze  verpfändete.  Da  das  Anlehen  in  guter  Münze  nicht 
30000  Gulden  wert  war,  so  kann  man  sich  den  Nutzen  vorstellen, 
den  Slawata  spAter  aus  dem  Pfandbesitze  zog.  Auch  ist  es  begreif- 
lich, dafs  er  in  seiner  Korresjmndenz  mit  Trauttmansdoi-ff  die  in  langer 
Münze  gemachten  Anlehen  in  guter  Münze  zurückgezahlt  haben  wollte, 
denn  dann  konnte  er  sicher  sein,  dafs  Melnik  nicht  sobald  ausgelöst 
werden  würde.  Auch  im  Jahre  1624  ergofs  sich  das  F'üllhorn  der 
kaiserlichen  Gnade  über  ihn  und  seine  Frau.  Ferdinand  erliels  nilm- 
lich  der  letzteren  die  Nachzahlung  der  schuldigen  Steuerreste  im  Be- 
trage von  21  096  Thalern  in  Anbetracht  der  Dienste,  die  ihr  Gemahl 
ihm  geleistet  und  des  Scliadens,  den  sie  während  des  Aufstandes  auf 
ihren  Gütern  erlitten^. 

Ebenso  glänzende  Geschäfte  machte  Martinitz.  Er  kaufte  Güter 
für  die  Summe  von  537240  Gulden  und  bezahlte  davon  einen  grofsen 
Teil  in   langer  Münze.    Unter  der  Kaufsumme  befand  sich  auch  ein 


*  Archiv  des  k.  u.  k.  Reichstinanzministeriuins:  Die  Hafkammer  an  den  Kaiser 
dd.  11.  FebniRr  1627.     Zuschrift  m  Frau  von  Tri'ka  dd.  14.  Februar  1627. 

'  Archiv  von  Neuliaus:  Feriiinand  IL  an  die  Gräfio  Slawata  dd.  6.  April  1624. 
Ferdinand  11.  an  Slawata  dd.  25.  April  1624.  —  Archiv  dt-a  k.  u.  k.  Reichslinanz- 
nünisteriuffis :  Ferdinand  II.  an  Liechtenstein  dd.  12.  Septcmlier  1622.  Pfand- 
verschreibuDg  von  Melnik  dd.  24.  April  162^1. 
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r>fuiehefi  von  200  000  Thalern,  das  er  dem  Kaiser  gemacht  hatte  und 
wofür  ihm  dieser  zuerst  die  Güter  von  Koniotau,  später  (1623)  aber 
die  Stadt  Srhlan  und  die  Sdilaner  Goter  verpfändete,  worauf  er  ihm 
letztere  für  die  erwähnte  Scbuldsuiiiuie  käuflich  überliefe.  Zwar  machte 
ein  Mitglied  rler  Familie  Kawka  von  Rican  ein  höheres  Angebot  auf 
diese  Ciüter,  allein  das  Ansehen  des  Grafen  war  zu  fest  begründet, 
als  dafs  er  nicht  obpresiegt  hätte.  Infolge  seiner  glücklichen  Gutskäufe 
reidi  geworden»  konnte  er  es  im  Jahre  1625  wa^en,  für  seinen  Sohn 
um  die  Hand  rler  Markjifräfin  Johanna  von  Castiglione  zu  werben,  und 
in  der  That  kam  durrh  Vermittelung  des  Fürsten  von  Lobkowitz  diese 
Heirat  zustande.  —  Glänzende  Geschäfte  machte  auch  Paul  Michna, 
der  Blutsauger  Böhmens  und  der  böse  Genius  des  Füllten  Liechten- 
stein. Er  kaufte  Güter  um  395032  Thaler,  von  denen  die  Zahlung 
von  242473  Thalem  nachweisbar  gröfstenteils  in  langer  Münze  erfolgte; 
ein  Teil  *k'8  Restes  wurde  ihm  geschenkt.  Die  Fürstin  Polixena  von 
Lobkowitz  kaufte  Güter  im  Werte  von  350436  Thalern,  von  denen 
gleicherweise  ein  grofser  Teil  in  langer  Münze  bezahlt  wurde.  In 
gleicher  Weise  schlössen  äufsei-st  t:ünstige  Käufe  ab  der  Fürst  von 
Liechtenstein,  die  Herren  Friedrich  von  Talmberg,  Adam  von  TVald- 
stein,  Adam  von  Stemberg,  Wilhelm  der  Jüngere  von  Lobkowitz,  Otto 
von  Nostitz,  Heinrich  von  Kolowrat,  Hennann  von  Questenberg,  Graf 
von  Meggau,  die  Herren  von  Strahlendorf,  Werda  von  Werdenberg, 
Wilhelm  Graf  von  Wresowoc,  Wilhelm  und  Wenzel  Kinsky '.  So 
wurde  bi^ispielsweise  dem  Friedrich  von  Talmlierg,  der  doch  keine 
hervorragende  Stellung  unter  den  Anhängern  des  Kaisers  einnahm, 
die  Heri^chaft  WlaMm,  die  auf  G8  830  Thal  er  abgeschätzt  war,  um 
60  000  Thal  er  verkauft  und  von  dieser  Kaufsunime  noch  25  000  Thaler 
nachgesellen.  TalnduTii  erschlich  sich  dailurch  diese  Begünstigung,  dafe 
er  behauptete,  durch  den  Aufstand  einen  Schaden  von  100  000  Gulden 
erlitten  zu  haben  und  dafs  er  an  dem  Kanzler  Lobkowitz  einen  Füi-sprecher 
bei  dem  Kaiser  hatte.  Wilhelm  der  Jüngere  von  Lobkowitz  kaufte 
die  Güter  Buhuslaws  von  Michalowic,  die  zuerst  auf  61808,  spHter 
auf  55  364  Thaler  abgeschätzt  wurden,   um  50000  Thaler,   und  von 


*  Bilek  a.  a.  O.  C'XXVII,  CXXVIII.  -  Arcbiv  des  k.  und  k.  ReichsfinaM- 
minisleriuojs :  Die  Hofkamnier  an  die  böhraiBche  Kammer  dd.  28.  April  162-^.  — 
Böhmisches  StÄtüialtereiarchiv :  Ferdinand  IL  veri)f!indei  Schlan  und  die  zugehörigen 
Güter  an  Martinit«  dd.  1.  Juli  162:^.  —  ArcluY  des  k.  u.  k.  Reichfinanxroinisteriums: 
Martiniti  an  die  Hofkammer  dd.  30.  November  1623.  —  AicIiiT  von  Raadmtz: 
Martiniut  an  den  Kanzler  Lobkowitz  dd.  1.  Oktober  162*>.  —  Archiv  von  Nenhaus: 
Extrakte  aus  den  Briefen  Slawntas  und  Hartinitz'  dd.  30.  April  bis  27.  ^tai  1625*  — 
Wiener  StaatsArcbiv :  [He  Hof kamtiter  an  den  Kaiser  dd.  22.  Deaeml>er  1623. 
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dieser  Summe  wurden  ihra  noch  20000  Thaler  nachgesehen;  der  Statt- 
halter Liechtenstein  kaufte  Güter  uni  310563  Thaler,  dazu  schenkte 
ihm  der  Kaiser  aufser  dtnn  vom  Winterkönig  in  Prajr  zurückgelassenen 
Silber,  zuerst  die  Herrschaften  Goldenstein,  Eisenberg  und  Schildberg 
in  Mähren,  später  die  äufserst  unifaD^reichen  Güter  Karls  von  Äerotfn  K 
Allen  den  genannten  Personen,  mit  Ausnahme  der  TrCkas,  schenkte 
der  Kaiser  einen  Teil  des  Kanfschillings  als  Lohn  für  ihre  Verdienste 
oder  als  Eiitschildigung  für  ihre,  während  des  Aufstandes  erlittenen 
Verluste. 

Unter  den  Ausländem,  die  in  Böhmen  Güter  erwarben,  sind  in 
erster  Reihe  die  kaiserlichen  Obersten  und  Generale  und  die  der  be- 
freundeten Fürsten  zu  nennen,  denen  auf  diese  Weise  der  schuldige 
Sold  bezahlt  oder  die  Dankbarkeit  Ferdinands  kundgegeben  wurde. 
So  wurde  dem  Oberst  Aldriuger  bei  dem  Ankauf  des  Gutes  Grofs- 
Lippen  (Velk^  Lipno),  das  auf  27443  Thaler  bewertet  wurde,  20000 
an  Sold  in  Rechnung  ij'ebracht,  der  Rest  nachgeselieji ;  dem  Obersten 
MaiTadas  wurden  die  Güter  Frauenberg  (Hluboka)  und  WoÄic  statt 
um  den  ursprünglichen  Schätzungswert  von  273  367  Thaleni,  um 
200000  Gulden  überlassen,  und  da  ihm  der  Kaiser  von  dieser  Kauf- 
summe 80000  Gulden  schenkte  und  er  den  Rest  für  die  Unterhaltung 
seines  ReiteiTegimeDts  und  für  seinen  Gehalt  in  Rechnung  brachte»  so 
zahlte  er  schliefslich  nichts^. 


*  Archiv  von  Raudüitz:  Friedricli  von  Talraberg  an  Tiowkowitz  dd.  16.  Juli 
1622i  Memoire  dciä  Kanzlers  Lolikowitst  an  den  Kaiser,  utidatiert.  -■  Archiv  des 
k.  u.  k,  ReicJistioanzaiiniäleiiums:  Ferdinand  IL  ao  LiechteDstein  dd.  17,  JSeptemb^jr 
1622.  Revers  Liechtensteins  M.  23.  November  1622.  —  Sächsisches  Staatsarchiv: 
Kautkontrakt  über  die  Hrrrscliaft  Schhickenaiu  Langeiifeld  an  Zeidler  dil.  14./24. 
Januar  1624.     Die  Hofkainmer  an  den  Kaiser  dd.  5.  Oktober  1623. 

^  Die  Marradasschen  Erwerhiinpen  biUieo  eine  eigeiitümliche  lUustration  sm 
den  Koniiskationen  mid  En"i'erl>niigen  jener  Tage,  Das  Kegiraent  Marradas  hatte 
bei  seinem  EiDdriiigeu  in  BOhmeDt  thcilb  vor  der  Sclilacht  auf  dem  Weifsen  Berge, 
teils  nach  derselben  die  Güter  Fraiienberg,  Jungwo2tc,  Neuütiipov,  Wtdhartic, 
Nemilkov,  Mokrosuky,  Mih^in,  Neu  Bukowa,  CLMhonic,  Kotb-Lhota  t*'ervera  Lhota) 
und  Hradek  (dieses  letztere  jedoch  nur  Ijis  ziirn  Jahre  1623)  mit  Beschlag  belegt^ 
Marradas  hatte  diese  Güter  auf  Hecbnung  der  Süldlonieningen  des  Hegiments  ver- 
waltet und  die  Einkünfte  bis  zum  Jahre  1627  bezogen.  In  diesen  Jahren  beliefen 
fiäch  die  Fordemngen  des  Regiment«  Kamt  den  dem  Marradas  l>ewilligten  Gnaden- 
geschenken von  80  000  Gulden  aiit  814  795  Gulden.  Das  Regiment  oder  eigentlich 
Marradas  und  der  ehemals  in  die«:em  Regiraente  dienende  Kapitän  und  nunmehrige 
Oberst  Martin  von  üuerta  verlangten  die  Bezahlung  duich  Zuweisung  einiger  Guter  uml 
namentlich  der  von  ihnen  bisher  verwalteten.  Dieselben  waren  auf  622316  Gulden 
abgeschätzt  worden;  auf  das  Amiringen  des  Marradas  wurde  aber  die  Schtltzungs- 
aoimne  auf  504  500  Gulden,  erniedrigt  Offenbar  waren  Marradas  und  liuerta  er- 
bötig»   die   Sold  fordemngen    der   übrigen   Offiziere   und  dei'   Mannschaft  auf  ihre 
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Ähnlich  gute  Geschäfte  machten  zum  Teil  mit  Nachsicht  eines 
Teiles   des  Kaufschillings,   bei   ihren  Güterer Werbungen  die  Obersten 


Rechnung  zu  übfniehnien.    Thutsädüich   eifiÜUe  der  Kaiser  teils  im  Jahre  1627, 
leÜB  in  dem  folgenden   die  an  ihn  gerichteten  Wünsche   und   ttberliefs    zunächst 
Fraueoberg  luid  Jungwo^.ic  an  Marradas,    Frauenherg  war  ursprünglich  auf  273367, 
Tbaler  ahgescbfttzt,   auf  des  Marradas  AndringCD  w-urde  diese   Abschätzung   at 
258  893  Thaler  ermafsigt  und   schliefslich  ihm   dns  fiut  um    171429  Thaler  oder 
200  000  Gulden  üherlassen.     Jungwolic»  das   auf  68*^39  Thalpr  abges^tiätzt   war, 
kaulle   er  um  58996  Tbaler  i  beide   Knufe  wurden  loi  Jahre  1G2«  nbgeschlosspo. 
l»ie  Güter  >»euatu|K>v,   Welhartic,  Nemilkov,  MokroBuk)\  MilCin  und  Keu-BiikowÄi 
(Bukowä  novä)  kaufte   Martin  von  Ilueila   um  die  erniedrigte  Ahscbätzungsunime. 
Cerhonic  kaufte  Anna  PHchovskä,  und  mufstc  einen  Teil  der  Kaufsumme,   nämltcli 
17  OOO  Gulden»  an  das  Marradasschp  Regiment  ablielem;  Roth-Lhöta  (('erveuä  LhotaX 
das  50000  Thaler  weit  war*  ühernahm  der  Rittmeister  Bruccio  um  35  000  Gulden. 
Da    damit   die    Fürderungen    des   Marradasscben  Regiments  noch   nicht  befriedigii 
wai-en,  murrte  der  Kaiser  noch  manclierlei  andere  Opfer  briugen  und  unter  aud( 
dem  Marlin  Huerta   das  Gut  Schobitz  (Züiobce)  am  33  000  Gulden ^  dem  Marradasi 
das  Gut  Krenowic  (Krenowicc)  um  1^592  Thaler  überlassen.     In  welcher  Weise  der 
Rest  der  Forderung   beglichen  wurde,   ist   nicht  weiter  bekannt.     Hiexu   bemerken 
wir  noch,  dafs  dem  Man*adas  im  Jahre  1623  die  königliche  Stadt  Wo dfian  gegen 
ein  Darlehen  von  7000  Gulden  in  I'fand  gegeben  wurde.    Aus  dieser  Pfandschaft 
befreite   sich  Wodfiaii  ersit  im   Jahre    1710  gegen    Krlag  der  Pfandsumme  aa  den 
Fiirsteu   Adam   von  Scbwarzenberg,   dessen  Vorfahren  die   Ffandschaft  den  Erben 
des  Man'adas  im  Jahre  1661  abgekauft  hatten.    In  ähnlicher  Weise  erwarb  Martin 
von   Huerta  im  Verein   mit  Philipp  von  \*andainö  die  Pfandschaft  über  Pisek  um 
die  Summe  von  100  000  (iulden. 

Die  unberechtigten  Vorteile,  die  man  den  Käufern  heim  Ankauf  der  Güter  za 
teil  werden  liefs,  tinden  ein  bemerkenswertes  Gegenstück  an  dem  Unrecht,  das 
hiebei  drei  Familien  zufugte,  und  zwar  di*n  Enkeln  des  hingerichteten  Kaplif  vom 
Sulewic,  des  Wenzel  Ottokar  IV  rglcr  von  Ferglas  und  des  Bohushiv  Ruth  von 
Dirna  (z  Dimeho).  Die  Frau  des  hingerichteten  Kaplif  hatte  im  Jahre  161t>  ihren 
verwaisten  Enkelkindern  die  Güter  Neustupov  und  Milfio  testiert,  den  Nutzgenufs 
aber  ilirem  Manne  Ids  zu  seinem  Ableben  gesichert.  Als  im  Jahre  1621  gegen 
den  letztern  der  Hocbverratsprozefs  angestrengt  wurde,  wurde  nicht  blofa  sein 
Besitz,  sondern  auch  der  seiner  minderjährigen  Enkel  konfiscieit.  imd  alles  Bitten 
ihrer  vei-vkitweten  Mutter  um  die  Herausgabe  desselben  war  vergeblich.  Einer  der 
Enkel,  Cagpar,  trat  später  in  spanische  Dienste,  wurde  Oberst  und  machte  nun 
seine  Ansprüche  wieder  geltend.  Diesmal  war  die  kaiserHche  Regiei-ung  nach» 
sichtiger;  man  berechnete  den  Wert  der  konfiseierteu  Güter  auf  162510  Giüdeo, 
schlug  abt'r  davon  die  auf  den  Gütern  haftenden  Sthulden,  sowie  die  nachträglich 
über  den  Grofsvater  verhängte  Geldstrafe  ab,  sodafs  dem  F^tkel  niu"  noch  15  82S 
Gulden  zugewiesen  wurden.  Ausbeitahlt  aber  waren  sie  übrigens  selbst  im  Jahre 
1656  noch  nicht.  —  PergJer  wurde  im  Jahre  1623  von  jeder  Schuld  freigesprochen; 
trotzdem  wurden  ihm  seine  Güter  Welhartic,  Nerailkov  und  Mokrosuky  nicht  mehr 
herausgegeben  und  alle  seine  Bitten  um  Restitution  in  dieselben  fanden  kein  Geht»r. 
Ebensowenig  wurde  Bohuilav  d.  a.  Ruth  von  Dirna  berücksichtigt.  Der  Kon- 
tiHkationsgerichtshof  hatte  seinen  Allodhesitz  nur  in  einen  Lehenhesitz  verwandelt; 
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Herzog  Julius  Heinrich  von  Sachsen  -  Laueobum ,  Hueila,  Aehilles 
Ue  Soye,  die  Griifen  Wolf  von  Mansfeld,  Philipp  von  Salm,  Caspar 
Stadion,  Wilhelm  Wratislaw  und  Paradeis  von  Echaide.  Dem  Gr^en 
Buquoy  schenkte  tler  Kaiser,  wie  bereits  erwähnt  wurde,  die  beiden 
Schwambergisclien  Güter  G ratzen  (Novo  Hrady)  und  Rosenberg  S  dem 
Grafen  Tilly  20000  Tlialer  und  eiue  jährliche  Pension  von  1000  Thalern, 
Der  Jipistische  General  war  jedoch  damit  nicht  zufrieden  und  verlangte 
ßtadt  und  Kreis  Leitmeritz  zum  lebenslänglichen  Nutzgenulk  Das  An- 
suchen wurde  niclit  gewährt,  dagegen  ihm  später  in  Deutschland  ein 
Besitz  im  Werte  von  mehreren  Hunderttausend  Thalern  angewiesen. 
Der  bayrische  Ohei-st  Heimhausen  erhielt  25000  Gulden. 

Auch  die  Geistlichkeit  wurde  reichlich  mit  Geschenken  bedacht. 
Der  Erzbischof  von  Prag,  Kardinal  Han-ach,.  bekam  für  sein  Erzbistum 
die  HeiTschaften  iMoldautein,  Hnevkowic,  Kleteeuä  und  Zachotin, 
Roth^ecic  (Cervenä  Recice),  Neureichenau  (Rychnov  novy)  und  Roiimital; 
ebenso  wurden  einige  Propsteien  und  sämtliche  Klöster  mit  Gütern 
beschenkt.  Auch  das  Frager  Domkapitel  ging,  wie  wir  an  einer 
anderen  Stelle  Iterichtelen,  nicht  leer  aus,  und  ebensowenig  der 
Kanonikus  Plateis,  dem  der  Kaiser  um  seiner  besonderen  Verdienste 
willen  12000  Gulden  schenkte.  Den  Löwenanteil  der  Schenkungen 
trugen  jedoch  die  Jesuiten  davon.  Für  ihre  Prager  und  Kuttenberger 
Kollegien  erhielten  sie  elf  mehr  oder  weniger  umfangreiche  Herr- 
schaften und  Güter,  drei  Meierhöfe,  ferner  einen  Teil  der  der  Stadt 
Kutt^nberg  zugehörigen  Güter,  45283  Thaler  im  baren,  dreizehn 
Prager  Häuser  und  die  Druckerei,  die  ehedem  Hynek  von  Waldstein 
in  Betrieb  gesetzt  hatte.  Ebenso  wurden  ihre  Kollegien  in  JiCin, 
Komotau,  ßrüx  und  Kruniau  nut  Gutsschenkungen  bedacht.  Der 
Weit  sämtlicher  vou^  Kaiser  an  Laien  und  Geistlichkeit  gemachten 
Schenkungen  dürfte  sich  nahe  auf  die  Summe  von  5  Millionen  Gulden 
belaufen   haben  ^.     Dafs  der  Kaiser  trotz  seiner  Freigebigkeit  nicht 


trotzdem  konnte  er  sein  Gut  Roth-Lhota  den  Klauen  seiner  Bedränger  nicht  ent- 
rei/ken  und  mufste  froh  sein,  dafs  ihm  seio  anderes  Gut  BoreC  erblicli  belassen 
wurde.  An  die&eni  Beispiele  im  kleinen  sieht  man»  wie  nebeo  der  mafslnaen 
Gewftli  im  aUgemeinen  noch  hundertfaches  Unrecht  im  einzelnen  bei  den  Konfis- 
kationen geübt  wurde. 

^  Archiv  des  k.  u,  k.  Reichsfinanzministeriums:  Die  Hofkammer  an  deu  Kaiser 
dd.  7.  Oktober  1023.  Der  Kaiser  un  die  böhmische  Kjimuier  dtl.  21.  November 
1623.  —  Kaiserliche  Resolution  an  die  Statthalter  Böhmens  dd,  17.  Juli  1627.  — 
Bilek  a.  a.  0.  CVlll  ff.  uml  CXXH  ff. 

»  Bilek  CXXÜl— CXXVJL  —  Böhmisches  Statthaltereiarchiv:  Ferdinand  IL 
an  Liechtenstein  dd.  24.  September  1622.  Eriiherzog  Leopold  an  den  Kaiser  dd. 
18.  April  162J3.     Ferdinand  II.  an  die  böhmische  Kanuner  dd.  4.  Juli  1623.    — 
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allen  Bittsteller o,  deren  Zaiil  von  Tag  zu  Tag  wuchs  und  unter  denen 
sich  auch  sein  Bruder  Leopold  befand,  gerecht  werden  konnte,  ver- 
steht sieb  von  selbst. 

Unter  die  Bittsteller,  die  wohl  das  gröfste  Anrecht  auf  Be- 
rtlcksichtigunjir  hatten,  gehörten  die  Bürger  von  Pilsen.  Sie  ersuchten 
den  Kaiser  während  seiner  Anwesenheit  in  Böhmen  (im  Jahre  1623), 
nicht  nur  um  Bestätigung  ihrer  l'rivilegien  und  die  Wiedereiuriuniiung' 
ihrer  während  des  Äufstandes  veipOmdeten  Güter,  sondern  auch  um 
Ersatz  des  Schadens,  den  sie  um  ihrer  Treue  willen  erlitten  hatten  und 
welchen  sie  auf  500000  Thaler  anschlugen,  und  um  die  Rückzahlung 
der  an  Mansfeld  als  Ranzion  erlegten  231 120  Gulden  samt  fälligen 
Interessen,  Nach  ihrem  Vorschlag  sollten  für  diese  beiden  Summen 
die  vier  umliegenden  Kreise  aufkonuueu,  weil  sie  an  der  Rebellion 
teilgenommen  hätten.  Bezüglich  der  Bestätigung  der  Privilegien  machte 
der  Kaiser  keine  Schwierigkeiten,  ebensowenig  bezüglich  der  Wieder- 
einräumung der  verpfändeten  Güter,  da  ohnedies  der  Grundsatz  galt, 
dafs  alle  während  des  Äufstandes  gemachten  Schulden  ungültig  seien. 
Für  den  Ersatz  der  angesprochenen  Kapitalien  fehlte  es  aber  an  Geld, 
weil  der  Konfiskationsgerichtshof  alle  Schuldigen  zu  Gunsten  der  kaiser- 
lichen Kasse  au  Geld  und  Gut  strafte  und  denmach  fOr  andere  An- 
sprüche nichts  übrig  blieb.  Da  jedoch  Pilsen  unter  allen  Umstäudeai 
eine  Berücksichtigung  verdiente,  ordnete  der  Kaiser  au,  dafs  diejeuigea 
Bewohner  des  Pilsner,  Rakonitzer,  Saazer  und  Elbogner  Kreises,  denea 
nur  ein  Teil  der  Güter  konfisciert  und  der  Wert  des  Restes  in  Geld 
ausbezahlt  werden  sollte,  von  diesem  Gelde  an  Pilsen  einen  aliriuotea 
Teil  erlegen  sollten.  Da  aber,  wie  oben  erzählt  wurde,  den  so  Be- 
gnadigten erst  nach  Jahren  ein  Teil  ihrer  Forderungen  bezahlt  wurde, 
den  meisten  aber  gar  nichts,  so  empfing  Pilsen  un  zwei  fei  hilft  trotz 
des  kaiserlichen  Versprechens  keinen  Heller  ^ 

Als  der  gröfste  Teil  der  konfiscierten  Güter  verschleudert  war, 
sah  man  in  Wien  den  Unsinu  ein,  Güter  gegen  Geld  zu  verkaufen^, 
das  kaum  den  achten  Teil  seines  Nominalwertes  galt.  Der  Kaiser^ 
verbot  daher  am  3.  Juli  1623  dem  Fürsten  von  Liechtenstein  dieses 
Geld  an  Zahlungsstatt  anzunehmen,  obwohl  es  noclj  immer  gesetzlich 
kursierte.  Der  Statthalter  kehrte  sich  aber  nicht  an  das  Verbot,  ver- 
kaufte trotzdem  noch  Güter  im  Betrage  von  drei  Millionen  Gulden  und 


Archiv  des  k.  u.  k.  EeidiBfinanzministeriums:  Fer<linanii  IL   an  Liechtenstein  dd. 
9.  Miii  1628. 

*  Archiv  des  k.  u.  k.  ReichsfiDanzministeriunjs :    Kaiserliche    Resolution    be* 
lüglich  Pilsens  dd.  14.  Mai  1623. 
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nahm  bei  der  Zahlung  nach  wie  vor  sdile<*hte  Münze  mi.  Wenigstens 
WTirde  diese  Beschuldi^niug  gegen  Liechtenstein  nach'  seinem  Tode  er- 
hoben und  zwar  mit  solchem  Erfolg,  dafs  selbst  sein  Sohn  und  Erbe 
die  Herrschaft  Schwarzkosteletz  nochmals  ankaufen  mufste,  wenn  er 
sie  vor  der  Konfiskation  schützen  wollte.  Auch  von  anderen  Personen, 
welche  ihre  Kmfe  mit  schlechtem  Gelde  bezahlt  hatten,  zu  einer  Zeit, 
wo  dasselbe  nicht  mehr  angenommen  werden  sollte,  wurde  Nach- 
zahlung verlan^'t,  und  von  einzelnen  ist  es  sichergestellt,  dafs  sie 
dieser  Aufforderung  auch  nachkamen  ^  Wie  liederlich  die  Gebarung 
überhauitt  war»  ergiebt  sich  daraus,  dafs  einzelnen  Personen  sogar 
Güter  überlassen  worden  waren  ^  ohne  dafs  man  ihren  Wert  vorher 
taxiert  hatte,  und  dafs  es  einer  nachträglichen  Verorflnutig  zur  Ab- 
stellung dieses  Übelstandes  bedui'fte,  bei  welcher  Gelegenheit  der 
Kaiser  auch  befahl,  denjenigen  die  Güter  wie<ler  wegzunehmen,  die  ^- Jjp^ 
den  Kaufschilling  gar  nicht  erlegt  hätten-^. 

Es  wurde  oben  berichtet,  dafs  der  Kaiser  dem  Fürsen  von  Liechten- 
stein schon  am  2.  Juni  1621  den  Auftrag  gab,  auch  gegen  die  könig- 
lichen Städte  den  Prozefs  wegen  Teilnahme  am  Hochverrat  zu  be- 
ginnen, Liechtenstein  al>er  dies  widerriet,  weil  alles  noch  zu  sehr  ver- 
worren und  der  Feind  noch  nicht  ans  dem  Lande  getneben  sei,  und 
der  Kaiser  infolgedesvsen  seinen  Befehl  zurücknahm.  Allein  sclion 
wenige  Tage  darauf  linderte  er  seine  Meinung,  wahrscheinlich  weil  er 
durch  die  Bestrafung  der  Stndte  betritchtliche  Summen  zu  erlangen 
hoffte;  er  gab  nämlich  dem  Fürsten  den  Befehl,  das  Vermögen  der 
Städte  abzuschätzen  und  ihnen  eine  Geldstrafe  aufzulegen.  Doch 
wollte  er  hiebei  schonend  vorgehen  und  befahl,  die  Strafe  so  zu  be- 
messen ,  flafs  die  Stildte  nicht  zu  Grunde  gerichtet  würden.  Dies 
wurde  aber  bei  der  Ausführung  nicht  beachtet.  Der  Gutsbesitz  vieler 
Städte  wurde  entweder  vollständig  oder  teilweise  konfisciert,  und  so 
gerieten  alle  Anstalten,  die  aus  dem  Erträgnisse  dieser  Guter  erhalten 
wurden,  in  Veifall ;  nnmentlich  galt  dieses  von  den  Armenhäusern, 
den  Hospitälern  und  den  Schulen,  die  infolgedessen  tief  herabsanken 
und  nur  in  wenäg(*ii  Städten  sich  wieder  hoben,  wo  die  Jesuiten  fhre 
Lehranstalten  begründeten.  Der  Wert  der  den  Städten  entzogenen 
und  nicht  mehr  zurUckLregebpnen  Güter,  der  ihnen  konfiscierten  öffent- 
lichen Schuldtitel,  dann  der  den  einzelnen  Privaten  auferlegten  Geld- 
Strafen  beläuft  sich  für  ganz  Böhmen  auf  2  403  870  Thaler.    Wenn 


iß.  Juli 
1621. 


^  Das  Niibere  in  dem  Kapitel  über  den  Liecbteosteinsclien  Münzprozefs. 
^  Böhmisches  StattluiUereiarcliiv :    Ferdinand  II.  an  die  bühiiiische   Kammer 
dd.  27.  August  1625. 
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jiiaii  Mezu  die  KrieKskoutiibutionen  fügt,  zu  denen  die  Städte  iö  den 
ersten  Jahren  des  SOjähriiEreii  Krie^res,  solaiifie  sie  noch  zahlimgsMig 
wareii,  lieranprezogeu  wurden,  und  die  für  25  derselben  sich  auf 
5  377  451  Gulden  rheiaisch  beliefen,  wahrend  Pra«^,  das  unter  den 
25  Städten  nicht  mitgerechuet  ist,  allein  über  2  Millionen  Gulden  er- 
legte, so  läi'st  sich  daraus  der  folgende  Verfall  des  städtischen  Wesens 
leicht  erklären* 

Unter  den  angegebenen  Verlusten  sind  nicht  einmal  die  Konfis- 
kationen mitgerechnet,  denen  das  Vermögen  einzelner  Bfn-ger  unter- 
lag*. Der  Kaiser  begnügte  sich  nämlich  nicht  mit  der  Bestrafung  der 
Gemeinden  als  solche,  er  ordnete  auch  eine  Untersuchung  wider  die 
einzelnen  Bürger  an,  die  unter  Aufsicht  einer  eigenen  Untersuchungs- 
kommission hauptsächlich  von  den  Kaisernchtern  gepflogen  wurde. 
Die  Mitglieder  der  Kommission  waren  der  damalige  Hauptmann  der 
kaiserlichen  Herrschaften  und  Saazer  Kreishauptmann  Georg  Michna, 
ferner  Johann  Wenzel  von  Kolberg  und  Andreas  Kntwa  von  Freifeld. 
Kach  ihrem  Antrage  wurden  am  6,  August  1(323  elf  Prager  Bürger 
ihres  ganzen  Vermögens  verlustig  erkläit^.  Dals  nicht  mehr  Pragerj 
Bürger  zum  Verluste  ihres  ganzen  Vennögens  verurteiii  worden  waren, 
hatte  zum  Teil  seinen  Grund  in  der  beabsichtigten  Sclionung  des 
Bürgerstandes,  zum  Teil  darin,  dafs  man  den  meisten  eine  Geldstrafe 
auferlegte,  die  im  Augenblick  mehr  eintrug,  als  die  Konfiskation  ihrer 
Häuser,  weil  man  für  diese  nur  wenige  Käufer  fand  und  sie  deshalb 
verwahrlosen  lassen  mufste.  Im  Laufe  des  Jahres  1623  wurde  deshalb 
die  Mehrzahl  der  Bürger  zu  Gehlstrafen  verurteilt,  nach  deren 
Erlegung  sie  von  weiteren  Prozessen  befreit  sein  sollten.  Die  Strafen 
waren  jedoch  so  hoch  bemessen,  dafs  die  meisten  sie  nicht  erlegen 


*  d'Klvert  a.  lu  0,:  Der  Kaiser  an  Liechtenstein  liil.  2.  Juni  1621.  Li^ehten- 
Btein  an  den  Kaiser  M.  14.  Juli  162 L  In  diesem  Schreiben  erwähnt  Liechtenstein 
des  an  ihn  vom  Kaiser  dd.  16.  Jtdi  ergangenen  Stillstandsbefebts.  —  Bilek  XCIX  ff. 
Vollständig  konfisciert  wurde  der  Besitz  der  Städte  Görkau  (Borek),  Bühmi.sch-Brod, 
(  aslau,  Taus,  Königslrerg  (KinSperk),  Kmirim.  Lauo,  Scblacken^erth  (OstrovK  Pisek, 
Prachatitz,  Ridvonitz,  Kiidolfsiadt  (BudoHbv),  ScMan,  Sehloggenwald  (Slavkov), 
Mies  (Stfihro),  Taehau,  Moldautein  und  Wt.idilan.  Teilweise  wuriie  der  Gutsbesitz 
folgender  Städte  konfisciert:  Deutächhrod,  Kultenberg,  Königgrdtz,  Elhogen, 
RokycMii  Tabor  und  Trautcoaii.  Den  übrigen  Städten  wurden  spater  (1628)  ihre 
konfigcierten  rniter,  soweit  sie  nicht  mittlenveile  verkauft  waren,  zmiickgegelien» 
um  sie  ans  ihrem  Verfall  zu  heben.  Es  sind  das  Prag,  Beraun,  JungbunzUm,  Neu- 
Bydzov,  Kriniginhof,  Eger,  Koniotau,  Chmdim,  Jaromer,  Kaaden,  Klattau,  Kolin, 
Leitmeritz,  Melnik,  Briix,  Hohenmaut,  Nimburg,  Pilgram,  PoliCk.i.  Piibrara,  Berg- 
reichcnatein,  Sobealau,  ScliCittenliofen  utid  Saaz. 

■  Bilek  a.  a.  O.  CVII  und  970-10:37. 
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koDüteü.  Die  Bewohner  des  Teinviertels  sollten  20  295  Thalcr  zahlen, 
blieben  aber  darauf  12  555  Thaler  schuldijjj;  die  Bewohner  des 
SL  Gallus\iertels  sollten  S7  700  Thaler  erlejj;eu ,  blieben  aber  28  790 
Thaler  schuldig,  und  älinlich  die  Bewohner  der  übrigen  Stadtteile. 
Da  trotz  aller  Mahnungen  die  Strafgelder  nicht  in  der  gewünschten 
Höhe  eingingen,  befahl  der  Statthalter,  gegen  die  Säumigen  mit  dein 
Verkaufe  ihrer  Güter  und  Häuser  vor/ugehenV. 

In  dem  Itetrcffenden  Dr kret  si>rach  der  Statthalter  so,  als  ob  dit^ 
Bap^xer  aus  blol'seni  Mutwillen  die  ihnen  auferlegte  Zaldung  ver- 
weigert hätten;  thatsächlich  war  er  jedoch  überzeugt,  dafs  ihnen  die 
nötigen  Mittel  fehlten.  Um  die  Zahlung  zu  erleichtern  und  doch  die 
ganze  Strafsumnie  hereinzubringen,  schlug  er  vor,  dafs  dieselbe  zur 
Bezahlung  derjenigen  Gläubiger  verwendet  werde,  die  den  Stadt- 
genieinden  ein  Darlehen  geleistet  hatten,  das  nicht  der  Konfiskation 
verfallen  sei.  Die  Bürger  sollten  deshalb  mit  den  Gläubigern  in  Ver- 
handlung treten  und  nnt  ihnen  die  Modalitaten  der  Rückzahlung  und 
allfällige  Fristen  vereinbaren.  Er  hoffte,  auf  diese  Weise  würden  die 
Bürger  nicht  zur  Preisgebung  ihrer  Nahrung  und  zum  Verla^ssen  von 
Haus  und  Hof  gezwungen  sein,  weil  ihnen  die  nötigen  Zahlungsfristen 
bewilligt  werden  würden.  Die  Hofkaiumer  riet  dem  Kaiser,  auf  den 
Vorschlag  Liechtensteins  einzugehen,  und  fand  hiefür  seine  Zustinniiung. 
Dieses  Auskunftsmittel  half  jedoch  nichts.  Die  Bürger,  denen  tiurch  die 
vielfachen  Kontributionen  ihr  bares  Vermögen  bis  auf  verschwindende 
Reste  genommen  worden  war,  konnten  sich  mit  den  Glilubigern  in 
keine  ernstlichen  Unterhandlungen  einlassen,  und  so  hatten  die  letzteren 
ebenso  das  leere  Nachsehen,  wie  bei  ihren  Forderungen  au  die  adeligen 
Gutsbesitzer.  Die  erbiirmliche  Lage  der  Städte  blieb  schlielslich  auch 
dem  Kaiser  nicht  verborgen,  und  da  es,  wie  er  in  einer  Zuschrift  an 
die  böhmische  Kammer  behauptete,  nie  seine  Absicht  gewesen  war,  die 
Städte  „bei  ihrer  ohnedies  grofsen  Bedrängnis  und  auf  sie  gelegten 
schweren  Contributionen  im  Grund  zu  ruinieren ,  sondern  vielmehr 
bei  hriuslichen  Ehren  zu  erhalten,  auf  dafs  sie  sich  wieder  etwas  er- 
holen und  wir  uns  ihrer  inkünftig  wieder  balieuen  könnten,"  so  be- 
fahl er  mn  28.  April  1625,  dais  mit  weiterer  Bestrafung  der  einzelnen 
Bürger  eingehalten  werde.  Da  aber  gleichzeitig,  wie  an  anderer  Stelle 
berichtet  wird,  die  Gegenreformation  mit  aller  Strenge  durchgeführt 
wurde,  überlegten  \iele  Bürger,  die  an  ihrer  Überzeugung  festhielten. 


19.  .Tuoi 


*  Prager  Stadtarchiv:  Liechtenstein  an  die  Neustadter  Kaiserrichter.  ^  Böh- 
misches Statthai lereiarcliiv :  latent  Liechtensteins  dd.  19.  Juni  1624.  —  Bilek  a.  a.  0. 
8  »55  ff. 
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ob  es  nicht  hesser  sei,  den  Rest  ihrer  Habe  zu  verkaufen  oder  an 
Befreuiulete  abzutreten  und  aus  dem  Laude  zu  tiüchteu.  Viele  tliateu 
es»  und  dies  gab  abennals  Veranlassung  zu  Konfiskationen.  Ein  Dekret 
befahl  den  Kaiserriditern,  alle  Verkäufe  oder  Abtretungen  von  Gütern 
und  Häusern  flüchtiger  Bürger  für  ungültig  zu  erklären  und  den  ge- 
samten Besitz  der  Flüchtlinge  zu  konfiscieren.  Die  Kaiserrichter  kamen 
diesem  Befehle  mit  um  so  gröfserem  Eifer  nach,  als  sie  schon  vorher 
ohne  besonderen  Befehl  die  Habe  der  Emigranten  konfisciert  imd  sich 
hiebei  einen  Teil  dei^selben  angeeignet  oder  wenigstens  den  Ertrag 
der  liegenden  Güter  eingeheimst  Imtteu.  Dipses  Vorgehen  verui'sachte 
ein  solches  Ärgernis,  dafs  der  Kaiser  eine  strenge  Untersuchung  an- 
befahl und  namentlich  zu  wissen  begehrte,  wer  die  Kaiserrichter  zur 
Beschlagnahme  der  Güter  vor  seinem  Befehle  bevollmächtigt  habe'. 
Der  Niedergang  der  böhmischen  Städte  trat  aber  infolge  der 
sinnlosen  Beraubung  derselben  je  länger  je  mehr  zu  Tage,  so  dafs 
der  Kaiser  einen  wirksamen  Schritt  zur  Linderung  ihrer  Not  zu 
thun  bcschlofs.  Anlal's  hiezu  bot  ihm  der  Beiicht  der  Reformations- 
kommission über  den  Fortschritt  der  katholischen  Religion  in  den 
meisten  Städten;  der  Kaiser  war  erbötig,  jenen,  deren  Bürger  sich 
insgesamt  zur  katholischen  Kirclie  bekannten,  ihre  Güter  zurückzugeben, 
insoweit  sie  nicht  an  Privatleute  verkauft  waren,  und  forderte  nun 
von  den  Statthaltern  Böhmens  ein  Gutachten  ab,  ob  er  nicht  aus 
diesem  Anlasse  sich  einen  jährlichen  Silberzins  hiefür  ausbedingen 
könnte.  Bei  dieser  Gelegenheit  erinnerte  er  sich,  dafs  die  Städte 
auch  einen  besomleren  Kammerzins  zahlten,  und  verlangte  von  der 
böhmischen  Kammer  einen  Bericht  über  seine  Entstehung  und  sein 
Erträgnis.  Die  Kammer  konute  bezüglich  des  ersteren  keine  genügende 
Auskunft  gebeji,  bezüglich  des  letzteren  gab  sie  an,  dafs  der  gesamte 
Kamnierzins  6303  Thaler  jährlich  betrage.  Gegen  eine  Erhöhung  des- 
sellten  und  indirekt  gegen  den  beantragten  neuen  Silberzins  sprach 
sie  sich  in  scharfer  Weise  aus;  man  müsse  den  Städten  auflielfen  und 
sie  nicht  durch  weitere  Besteuerung  unterdrücken,  sie  seien  liart  genug 
gestraft  uml  durch  die  Unterhaltung  der  Soldaten  und  imerhörte  Be- 
drückungen so  ausgemergelt,  dafs  in  ihnen  kaum  die  Hälfte  der  Häuser 
bewohnt  und  kaum  der  dritte,  ja  sogar  nur  der  vierte  Teil  <ler  Bürger  vor- 


'  Archiv  des  k.  u.  k-  Reichstinanzmimstermms:  Bericht  d^r  Hofkammer  dd. 
22.  Oktober  1624.  —  Böhniiscbes  Statthaltereiiirchiv :  Fertlinand  U.  an  die  böh- 
mische Kammer  M,  28.  April  1625.  Kaiserlicher  Befehl  an  dea  Kleinseitiier 
Kaiserrichter  dd.  6.  Miirz  1626.  —  Archiv  von  Raudnitzr  Der  Kaiser  an  die  böh- 
miscbe  Kammer  diL  12.  Miu  1626. 
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haüden  sei;  ixauze  Strafsen  stünden  wüst  und  leer.  Sie  seien  so  berab- 
gekomoien,  dals  sie  nicht  eioiiial  eißen  Boten  halten  und  zahlen 
könnten,  und  dabei  von  übennfilsigen  Schulden  belastet.  Aus  diesem 
Grunde  empfahl  die  Kammer  die  Zurtickp:ahe  sämtlicher  noch  nicht 
verkaufter  Güter  an  die  Städte;  —  würden  sie  doch  auch  davon  eher 
„eine  Last  als  einen  VorteiP'  haben  ^  weil  ihnen  dann  selbstverständ- 
lich die  Bezahlung  tler  Stadtschulden,  die  sonst  auf  dem  Kaiser  haften, 
Aufgebürdet  werdeii  mtifste^  Wolle  der  Kaiser  die  Städte  nicht  zu 
^Dörfern"  machen,  so  müsse  er  von  jeder  weitem  aufserordentliehen 
Besteuerung  ablassen.  Da,  wie  es  scheint,  auch  die  böhmischen  Stattr 
halter  auf  die  Erhebung  eines  Silberziiises  nicht  einrieteu,  so  stellte 
der  Kaiser  im  Jahre  1628  einfach  einer  Anzahl  königlicher  Städte  ihre 
Güter  zurück,  selbstvei-stUndlich  mit  der  Belastung,  dafs  sie  jetzt  für 
die  Gemeindesebulden  aufkommen  mufsten.  Da  die  Güter  gänzlich 
verwüstet  waren,  so  wurde  ihnen  damit  thatsächlich  nur  eine  Last 
aufgebürdet  und  kein  Vorteil  zugestanden. 

Um  den  gesunkenen  Wohlstand  des  Landes  zu  heben,  gedachte 
man  endlich  auch  der  Bergstädte,  deren  allgemeiner  Niedergang  augen- 
scheinlich war,  da  sie  die  Kosten  des  Bergbaues  nicht  decken  konnten, 
und  derselbe  deshalb  gröfsteu teils  stillstand.  l>ie  Berghauptleute  von 
Schlaggenwald  und  Joachimsthal  rieten  zu  SteuerbegtmstigungeD ;  das 
Biergeld,  die  Weintaxe,  die  neue  Salzsteuer,  der  Ochsenaufschlag  und 
andere  Gebühren  sollten  in  den  Bergstädten  nicht  erhoben  werden. 
Die  böhmische  Kammer  emidahl  dem  Kaiser  nur  die  Abschaffung  des 
Biergeldes  und  der  neu  eingeführten  Weintaxe  und  zwar  aus  dem 
Gnmde,  weil  die  Bergstädte  seit  jeher  vom  Biergelde  befreit  gewesen 
und  diese  Befreiung  ihnen  auch  nach  dem  Jahre  1620  zugestanden 
und  die  Weintaxe  ihnen  nachgeselien  worden  sei.  Die  Hofkammer 
empfahl  die  Annahn^e  dieses  Vorschlages  nur  insofern,  als  sie  das 
Biergeld  und  die  Weintaxe  in  den  BergstÄdten  zwar  erhoben,  aber  zu 
Gunsten  der  Bergstädte  selbst  verwendet  wissen  wollte.  Der  Kaiser 
und  seine  Geheiiuräte  billigten  dieses  Auskunftsniitteb  Es  war  das 
aber  nur  ein  armseliges  Palliativmittel,  das  den  Verfall  der  Bergstädte 
nicht  mehr  bintanhielt-. 


'  Böhmisches  Stutthaltereiarchiv:  Ferdinand  11.  an  die  böhmischen  Statthalter 
dd.  19.  April  1627.  Ferdinand  IL  an  die  Reforaiationskonimission,  undatiert.  — 
Archiv  des  k,  und  k.  ReichsfiDanzministeriums:  Die  böhniisclie  Kammer  an  den 
Kaiser  dd-  2.S.  April  1627. 

^  Archiv  des  k,  und  k,  Heichsfinanzministeriums :  Die  böhmische  Kammer  an 
Ferdinand  II.  dd.  13.  Mürz  1627.  Bericht  der  Hotkammer  imd  Beschlufs  des 
Kai^rs  und  des  Gelieinxrates  dd.  10.  April  1627.  KaiBerliche  Resolution  dd. 
14.  April  1627, 
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Aus  dem  Mitgeteilten  ist  ersichtlicb,  wie  mit  deiu  Fortsclireitea 
der  Konfiskation  jede  Rtlcksicht  nicht  blofe  auf  die  Schuldigen,  sondei 
aneh  auf  die  Unscliultii^en  schwand,  Nuch  eine  An^ele>?enheit  wurde 
auf  ^^leiche  Weise  im  Sinne  der  Gewalt  eutschieden,  und  zwar  die 
Lösung  der  Büiiü:schaften.  War  jemand  als  Bür^e  für  einen  Schuldner 
eingetreten,  dessen  Gut  nachher  konfisciert  wurde,  so  blieb  er  dem 
Gläubiger  f?ef?enßber  haftbar,  und  doch  hätte ^  wenn  BUrge  und 
Gläubiger  während  des  Aufstandes  keinen  Makel  auf  sich  «reladen 
hatten,  die  Gerechtigkeit  verlangt,  dafs  der  Gläubiger  aus  den  konfis- 
eierten  Gütern  befriedigt  werde.  Da  al>er  die  Regierung  den  Eitrag 
der  Konfiskationen  nicht  schmälern  lassen  wollte,  so  schlug  die  höhniiscbo 
Kammer  vor,  den  Bargen  nur  ein  Moratorium  von  unbestimmter  Dauer 
zur  Erfüllung  ihrer  \>ri>flichtung,  die  eigentlich  an  dem  konfiscierten 
Gute  haftete,  zu  gewähren.  Auf  diese  Weise  bekam  der  Gläubiger 
nichts,  den  Bt^rgen  belastete  aber  die  stete  Furcht,  zur  Erftilluug  der 
Verpflichtungen  herangezogen  zu  werden,  die  eigentlich  der  Regierung 
oblagen'.  Eine  ähnliche  Willktir  atmet  eine  kaiserliche  Verordnung, 
dafs  fttr  Schulden,  die  an  einen  Auswanderer  zurückgezahlt  worden 
waren,  und  von  denen  nachgewiesen  werden  konnte,  dafs  sie  dem 
Kaiser  zur  Strafe  verfallen  waren,  die  liereits  verkauften  Güter  des 
Auswanderers  haftbar  seien,  und  von  dem  Käufer  die  Zahlung  der- 
selben gefordert  werden  könne. 

Die  sichtliclie  Entvölkerung  des  Landes  veranlalste  schliefslich  den 
Kaiser  zu  zwei  Verordnungen,  von  denen  die  eine  die  Auswanderung 
verhüten,  die  andere  dem  Lande  neue  Einwanderung  sichern  sollte.  Die 
erste  <dd,  29.  Januar  1628)  verbot  nämlich  unter  Strafe  von  100  Schock 
böhmischen  Groschen  (oder  200  Thaler)  die  Beherbergung  eines  um 
des  Glaubens  flikhtigen  Bauern  oder  Stadtangehörigen,  die  zweite 
(dd.  9,  Mai  1628)  vei-sprach  allen  jenen,  die  sich  auf  einem  verlassenen 
Bauerngninde  ausiedeln  würden,  die  Befreiung  von  der  Robot  und 
jeglicher  Steuer  während  dreier  Jahre.  Die  Verordnung  des  Kaisers 
betraf  zunächst  die  kaiserlichen  und  Leibgedinggüter  uud  die  Be- 
sitzungen der  königlichen  Städte;  doch  enthielt  sie  auch  eine  Auf- 
fordenmg  an  die  Besitzer  aller  Privatgüter,  allen  neuen  Ansiedlern 
eine  ähnliche  Begünstigung  zu  teil  wenien  zu  lassen.  Es  bedarf  wohl 
nicht  der  Versichernng,  dafs  die  erste  Verordnung  vielleicbt  in  fielen 


*  Böhmisches  Statthaltereiarchiv:  GutachteD  iler  böhmischen  KsiniMr  ift  An* 
sebofig  der  Bürgschaften  dd.  20.  August  1627.  Kaiserliche  Verordnung  dd. 
26,  April  1628. 
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Fallen  Ihr  Ziel  erreii'hte,  keinei^we^s  aber  die  zweite;  die  Ansiedlunor 
in  Böhmen  bol  damals  für  niemaiKl  etwas  verlockendes  ^ 

Das  Beispiel  ^  welches  der  Kaiser  mit  der  Prozessienin^  der 
Häupter  des  Aufstattdes  ge^'eben  hatte,  fand  eine  komödienhafte  Nach- 
ahmung aul'  iler  der  Gräfin  Slawata  gehöripjen  Herrschaft  Neuhaus. 
Die  Stadt  Neuhaus  hatte  sich  den  besondern  Hafs  des  Gemahls  ihrer 
Gnindherrin  dadurch  zugezogen,  dafs  sie  sich  während  seines  Exils 
der  innerhall)  ihrer  Stadtmauern  befindlichen  Jesuitenkirche  und  ihrer 
Besitzungen  bemächtii^t  und  bei  dem  böhmischen  Landtag  um  Befreiung 
von  dem  Unterthansverbande  und  ura  Aufnahme  in  die  Reihe  der 
königlichen  Städte  angesucht  hatte.  Die  Schlacht  auf  dem  Weifsen 
Berge  machte  allen  diesen  Selbständigkeitsgelüsten  ein  Ende,  und  die 
Stadt  und  jene  Ddrfer,  die  sich  an  dem  Aufstände  beteiligt  hatten, 
nuUsten  am  26.  April  lö2l  ihrer  Obrigkeit  wieder  den  Treueid 
schwören.  Damit  sollte  es  jedoch  nicht  genug  sein.  Am  16.  Juni 
erschien  im  Auftrage  des  noch  in  Passau  weilenden  Slawata  eine 
Komnii&sion  auf  dem  Rathaus,  lud  alle  Personen  vor,  die  sich  während 
des  Aufstandes  irgendwie  blofsgestellt  hatten,  und  liefs  sie  gefönglich 
ins  Schlofs  abführen.  Während  die  Untersuchung  gegen  sie  gepflogen 
wurde,  forderte  Slawata  in  wiederholten  Dekreten  sämtliche  Einwohner 
zum  Übertritte  zum  Katholicismus  auf  und  bedrohte  jene,  die  l>is  zu 
Weihnachten  1621  diesem  Befehle  nicht  nachgekommen  sein  würden,  mit 
der  Ausweisung.  I)ie  Gefangenen  suchten  sich  anfangs  zu  verteidigen, 
liefsen  jedoch  später  davon  ab  und  baten  allesamt  um  Gnade.  Von  einer 
solchen  wollte  jedorh  Slawata  nichts  wissen.  Nachdem  die  Unter- 
suchung, die  ül>er  ein  Jakr  währte,  zu  Ende  war,  reiste  der  Haupt- 
mann der  Hen-scliaft  Neuhaus,  Ketzel  von  Rottendorf  zu  Slawata 
nach  Passau  und  erstattete  ihm  über  ilas  Resultat  derselben  einen 
Bericht  und  hekani  darauf  für  die  weitere  Behandlung  der  Inquisiten 
eine  genaue  und  eingehende  Insü-yktion,  die  ebenso  von  dem  klein- 
lichen Geiste  des  Gutshenn,  wie  von  der  Lust  zeugt,  mit  der  ihn  die 
Bestrafung  seiner  Unteithaneo  erfüllte.  Nach  der  Rückkehr  Ketzels 
sollte  unter  Vorsitz  des  Gerichtshofes,  der  mit  der  Untersuchung  be- 
traut gewesen  war,  der  von  Slawata  entworfene  Gerichtsspmch  am 
17.  August  1622  publiziert  werden.  Schon  tags  vorher  wurde  durch 
feierliches  Glockengeläute  die  Neuhauser  Gemeinde  aufs  Rathaus  citiert 
und  aufgefordert,  sich  bei  dieser  Publikation  einzufinden.  Ein  ähn- 
licher Befehl   war   auch    an   die   Gemeindeältesten   der  Heirscliaften 


1  Böhmisches  Statthaltereiarchiv:  Verorduang  Ferdinands  II.  dd.  29.  Januar 
1628.  —  Archiv  von  KAchod:  Verordnung  Ferdinands  11.  dd.  9.  Mai  1628. 
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PocMtek,  Serowitz,  Retk  und  Strttz  erpangeu.  Als  sich  alle  Voi 
geladenen  auf  dem  Schlosse  eingefunden  liatten ,  übergab  Ketzel  dem 
Geriebtshof  die  Entschtidung  Slawatas.  Der  Gerichtshof  miifste  darauf 
einer  Messe  beiwohnen  nnd  sieh  dann  auf  das  Eathaus  verfügen,  wo- 
hin auch  die  Gemeindeglieder  beordert  wurden.  Auch  die  verhafteten 
Ini]uisiten  wnrden  dahin  gebracht,  und  ebenso  inulsten  sich  jene  dort 
einstellen,  die  gegen  Bürgschaft  in  Freiheit  belassen  worden  v^aven. 
Im  Rathaus  selbst  wurde  in  einem  eigenen  Zimmer  ein  grofser  Tisch 
hergerichtet,  an  dem  der  Gerichtshof,  die  Stadträte,  die  Ältesten  der 
Gemeinde  und  die  Hauptleute  der  Vorstiidte  ihren  Sitz  nahmen, 
wiVhrend  sicli  an  einem  kleineren  einige  herrschaftliche  Beamte  nieder* 
lielsen;  hinter  eigens  errichteten  Schranken  stellten  sich  die  Au- 
geklagteu  und  hinter  ihnen  die  Gemeindemitglieder  auf.  Alle  diese 
Einzelnheiten  hatte  Slawata  wie  ein  Tiieaterregisseiir  genau  bestimmt. 
Nachdem  die  Namen  aller  Angeklagten  zum  Behufe  der  Konstatieruug 
ihrer  Anwesenheit  verlesen  worden  waren,  wurde  zur  Eröffnung  der 
einzelnen  Pakete  geschritten,  in  denen  Slawata  die  Strafen  für  die 
Angeklagten  festgesetzt  hatte.  Das  erste  Paket  enthielt  das  Urteil 
über  vier  Personen,  denen  dasselbe  vorgelesen  wurde,  worauf  sie  sich 
samt  allen  übrigen  Augeklagten  in  die  Ratsstube  begeben  mufsten. 
Kaum  dort  angelaugt,  wurden  sechs  der  Angeklagten  wieder  in  den 
Gerichtssaal  vorgenifen  und  ihnen  ihr  Urteil  aus  dem  zweiten  Paket 
vorgelesen.  Damuf  wurde  das  dritte  Paket  entsiegelt  und  zehn  neu 
Vorgerufenen  das  Urteil  verlesen,  und  in  ähnlicher  Weise  geschah  es 
noch  mit  mehreren  anderen  Paketen.  Ein  Teil  der  Abgeurteilten 
wurde  auf  freiem  Fufse  belassen,  acht  jedoch  wurden  in  das  Schlofs 
gebracht  und  dort  in  Haft  gehalten. 

Am  folgenden  Tag  fand  sich  der  Gerichtshof  nach  beendetem 
Gottestiienst  wieder  auf  dem  Rathause  ein,  und  nun  wurden  die  In- 
struktionen vorgelesen,  welche  Slawata  dem  Hauptmann  seiner  Herr- 
schaft, dem  Regenten,  dem  Stadtprimas,  dem  Stadtächi-eiber,  den  Zech- 
uieistern  zu  geben  für  gut  fand,  und  welche  darauf  berechnet  waren, 
die  Autonomie  der  Neuhauser  Gemeinde  und  sämtlicher  Oitsgemeinden 
auf  das  denkbar  geringste  Mais  herabzusetzen  und  alles  seinem  Willen 
zu  unterordnen.  Acht  der  Venirteilten  wunlen  darauf  (am  20.  Au^st) 
nach  dem  Schlofs  Serowitz  (^irovnice)  abgeführt  und  daselbst  in 
weitererer  Haft  belassen;  jenen,  die  bei  dieser  Gelegenheit  ihre  Bereit- 
willigkeit zum  Übertritt  in  die  katholische  Kirche  an  den  Tag  legten, 
wurde  Milderung  der  Strafe  zugesagt.  Sechs  Verurteilte  wurden  ins 
Neuhauser  Stadtgef^lngnis  abgeführt,  vier  andere  aus  dem  Gefilngnisse 
entlassen,  zweien  eine  Frist  von  drei  Monaten,  zwei  anderen  eine 
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Frist  von  sechs  Wochen  zugemessen,  binnen  welcher  sie  katholisch 
werden  mufsten;  im  widrigen  Falle  wurde  ihnen  eine  schlimmere  Be- 
handlung in  Aussicht  gestellt  Sechzehn  noch  im  Schlofs  verwahrte 
Personen  sollten  ebenfalls  zur  Annahme  der  katholischen  Religion  ge- 
mahnt und,  im  Falle  sie  dieser  Mahnung  nicht  Folge  leisteten,  nach 
dem  Schlosse  Bistritz  abgeführt  werden.  Thatsächlich  wurden  dreizehn 
von  ihnen  dahin  geführt. 

Slawata  ging  mehr  theatralisch  als  scharf  mit  seinen  Unterthaneu 
vor;  denn  niemand  wurde  an  seinem  Leben  geschädigt,  die  Häftlinge 
wurden  in  passenden  Räumen  untergebracht  und  ordentlich  verpflegt. 
Die  Güter  von  neunzehn  zur  Haft  Verurteilten  wurden  konfisciert  und 
ihr  Wert  auf  22  874  Thaler  abgeschätzt.  Slawata  selbst  wollte  damit 
keinen  Gewinn  für  sich  herausschlagen,  er  bestritt  daraus  nur  die 
Kosten  für  den  Unterhalt  der  Gefangenen,  für  die  Bezahlung  ihrer 
Schulden,  für  die  Erziehung  ihrer  Kinder  und  verwendete  den  Über- 
schufe,  der  sich  auf  12000  Gulden  belief,  zum  Bau  einer  neuen  Kirche  ^ 
Am  18.  October  1622  hielt  Slawata  in  Begleitung  seiner  Frau  und 
seiner  Kinder  nach  vierjähriger  Abwesenheit  seinen  Einzug  in  Neuhaus, 
bei  welcher  Gelegenheit  ihn  die  Frauen  und  Kinder  der  Verhafteten 
um  deren  Freigabe  baten.  Diese  Bitte  erfüllte  er  am  15.  November; 
die  Gefangenen  wurden  freigegeben,  aber  die  Konfiskation  ihres  Be- 
sitzes aufrecht  erhalten.  Als  ihn  die  Neuhauser  Bürgerschaft  um  die 
Bestätigung  ihrer  Privilegien  ersuchte,  antwortete  er  (am  24.  August 
1623),  dafs  er  diesem  Ansuchen  nicht  nachkommen,  sondern  einen 
Teil  derselben  kassieren  werde  ^.  Im  folgenden  Jahre  wiederholten 
die  Neuhauser  die  Bitte  um  Bestätigung  ihrer  Privile^nen  mit  der 
Versicherung,  dafs  sie  nun  alle  katholisch  seien  und  ihre  voran- 
gegangenen Verbrechen  bitterlich  bereuten.  Slawata  lehnte  jedoch 
auch  diesmal  die  Bestätigung  mit  der  allerdings  begründeten  Be- 
merkung ab,  dafs  die  Bekehrung  keine  vollständige  sei^. 

Es  ist  nicht  bekannt,  dafs  auch  andere  Führer  der  katholischen 
Partei  auf  ihren  Gütern  einen  ähnlichen  Prozefs  gegen  ihre  Unter- 
thaneu eingeleitet  hätten.  Zwar  geschah  es,  dafs  sich  einige  der 
obersten  Landesbeamten  und  Prälaten  der  erblichen  Güter  einiger 
durch  den  Aufstand  kompromittierter  Amtsuntergebenen  bemächtigten 


^  Archiv  von  Neuhaus:  Instruktion  Slawatas  dd.  9.  August  1622.    Geschichte 
von  Neuhaus  (anonym)  S.  89  ff. 

'  Ebenda:  Slawata  an  die  Gemeinde  Neuhaus  dd.  24.  August  1622. 
•  Geschichte  von  Neuhaus  S.  95. 

Gindely,  Oegenrefonnation  in  Böbmen.  6 
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und  sie  auch  mit  Geldstrafen  belegten;  als  aber  dies  zur  Kenntnis 
des  Kaisers  gelangte,  verbot  er  dieses  Vorgehen,  und  befahl,  dafs 
hierüber  eine  genaue  Untersuchung  stattfinden  solle.  Alle  auf  Amts- 
oder geistlichen  Gütern  vorgenommenen  Konfiskationen  wollte  also 
der  Kaiser  allein  zu  seinen  Gunsten  vorgenommen  wissen*. 


^  Böhmisches  Statthaltereiarchiv:   Ferdinand  U.  an  die  böhmische  Kammer 
dd.  9.  Mai  1626. 
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Bedeutung  der  Schlacht  auf  dem  Weifsen  Berge.  —  Ratschläge  Slawatas.  -  Lage 
der  katholischen  Geistlichkeit  vor  und  nach  der  Schlacht  —  Erzhischof  Johann 
Lohelius  von  Prag.  —  Caspar  Questenherg,  Aht  von  Strahov.  —  Beratungen  über 
die  geplanten  religiösen  Neuerungen  in  Böhmen.  —  Vorschläge  des  Lohelius.  — 
Aufnahme  derselben  bei  Kaiser  Ferdinand  II.  —  Pater  Dominicus.  —  Rückkehr 
des  Erzbischofs  und  der  katholischen  Geistlichkeit  nach  Prag.  —  Wiederbeginn 
des  katholischen  Gottesdienstes  in  der  Domkirche.  —  Gemäfsigte  Haltung  Liechten- 
steins gegenüber  den  deutschen  Lutheranern  und  den  slavischen  Utraquisten.  — 
Das  Gutachten  der  Prälaten.  —  Beginn  der  Gegenreformation  in  Prag.  —  Ankunft 
des  päpstlichen  Nuntius  Caraffa  in  Prag.  —  Der  Domherr  Plateis.  —  Frohnieich - 
namsprozession  im  Jahre  1621.  —  Vorschläge  CarafFas.  —  Strenge  Edikte  des 
Kaisers.  —  Gegenvorstellungen  Liechtensteins.  —  Milderung  der  kaiserlichen  Be- 
fehle infolge  der  von  Mansfeld  und  Bethlen  drohenden  Gefahr.  —  Aufhören  dieser 
Gefahr.  —  Erster  Ausweisungsbefehl  gegen  die  Prädikanten  (13.  Dez.  1621).  — 
Haltung  der  utraquistischen  Geistlichkeit  —  Administrator  Dicastus.  —  Abschied 
der  Prädikanten.  —  Plateis  und  Questenherg  in  Wien.  —  Versuch  zur  Abschaffung 
des  Laienkelches.  —  Gegenmafsregeln  Liechtensteins  und  der  „Politiker".  —  Ver- 
haftung des  Pfarrers  an  der  Teinkirche  Locika.  Sein  Tod.  —  Entfernung  von 
Statuen  und  Bildern  des  Georg  von  Podßbrad  und  Johann  Hus.  —  Priestermangel.  — 
Agitation  gegen  die  lutherischen  Pfarrer  in  Prag  und  Böhmen.  —  Katholisierung 
der  Prager  Stadträte.  —  Vertreibung  der  lutherischen  Prädikanten.  —  Fürbitte 
Kursachsens  für  dieselben.  —  Der  Regensburger  Deputationstag.  —  Abmahnung 

des  Königs  von  Spanien. 

Die  Schlacht  auf  dem  Weifsen  Berge  gehört  zu  jenen  Kämpfen, 
die  über  das  Schicksal  eines  Staates  endgültig  entschieden.  Nicht 
blofe  die  Verfassung  und  die  kirchlichen  Verhältnisse  Böhmens  wurden 
umgestaltet,  auch  die  staatliche  Selbständigkeit  nahm  zwar  nicht  ver- 
fassungsmäfsig ,  aber  faktisch  ein  Ende;  denn  über  die  wichtigsten 
Angelegenheiten  des  Landes  entschieden  fortan  nicht  die  Stände  mit 
ihrem  König,  sondern  dieser  selbst  nach  dem  Rate  seiner  Vertrauens- 
männer, die  oft  nicht  einmal  in  Böhmen  wohnhaft  oder  begütert  waren. 
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Endlich  leitete  auch  die  Schlacht  einen  Umwandlungsprozefs  in 
den  nationalen  Verhältnissen  ein:  während  bis  dahin  die  slavische 
Bevölkerung  im  Lande  die  gebietende  war,  und  der  Deutsche  als 
„Gast  und  Fremdling"*)  eine  untergeordnete  Stellung  einnahm,  trat 
allmählich  das  umgekehrte  Verhältnis  ein,  der  Slave  galt  zwar  nicht 
gerade  als  Gast  und  Fremdling,  wurde  aber  zu  jener  untergeordneten 
Stellung  herabgedrückt,  welche  die  Deutschen  bis  dahin  eingenommen 
hatten.  Der  lähmende  Eindruck,  den  die  Schlacht  unmittelbar  nach 
ihrem  Ausgang  auf  alle  Betroffenen  übte,  deutete  prophetisch  ihre 
bedeutenden  Folgen  an.  Obwohl  das  geschlagene  Heer  einen  festen 
Stützpunkt  an  dem  befestigten  Prag  hatte,  die  Sieger  an  Zahl  den 
Besiegten  nur  unbedeutend  überlegen  und  mit  Geschützen  nur  mangel- 
haft ausgerüstet  waren,  so  dafs  sie  eine  erfolgreiche  Belagerung  bei 
der  herannahenden  Winterzeit  kaum  hätten  unternehmen  können, 
dachte  doch  niemand  mehr  an  Widerstand.  Der  Wahlkönig  flüchtete 
sich  mit  seinen  Getreuen  ins  Ausland,  die  Armee  folgte  dem  Beispiel 
oder  betrieb  fortan  in  zerstreuten  Scharen  das  Räuberhandwerk  im 
Lande.  Die  Einwohner  Prags  waren  so  bestürzt,  dafs  sich  am  Tage 
nach  der  Schlacht,  als  man  den  Einzug  der  Sieger  erwartete,  kaum 
jemand  auf  der  Strafse  blicken  liefs,  sodafs  der  Kapitän,  welcher  im 
Einverständnis  mit  den  städtischen  Behörden  den  Einmarsch  regeln 
sollte  und  deshalb  von  dem  kaiserlichen  Obergeneral,  dem  Grafen 
Buquoy,  als  Parlamentär  vorausgeschickt  wurde,  nur  hie  und  da  eine 
Person  an  dem  Hausthor  stehend  antraf:  alles  bangte  vor  Plünderung 
und  vor  der  Strafe  für  die  Teilnahme  an  dem  Aufstande. 

Kaiser  Ferdinand  und  seine  Ratgeber  waren  wohl  entschlossen. 
Strenge  gegen  ihre  Gegner  zu  üben  und  die  Verfassung  zu  ihrem 
Vorteile  umzugestalten;  sie  hatten  aber  keineswegs  von  Anfang  an 
einen  festen  Plan,  wie  weit  sie  darin  gehen  sollten,  keinesfalls  wollten 
sie  den  gesamten  Besitz  der  Protestanten  angreifen,  sondern  nur  den- 
selben zur  Tragung  der  Kriegskosten  heranziehen.  Vorläufig  begnügten 
sie  sich  damit,  von  der  Verwaltung  des  Landes  Besitz  zu  ergreifen 
und  sich  durch  keine  Rücksicht  auf  die  bestehenden  Gesetze  binden 
zu  lassen ;  die  Neugestaltungen  in  Verfassung  und  Verwaltung  sollten 
noch  Gegenstand  eingehender  Beratungen  sein.  Einzelne  Katholiken, 
darunter  Herr  von  Slawata,   bestürmten  freilich  den  Kaiser  sogleich 


*  Mit  diesen  Worten  bezeichnete  der  Kurfürst  von  Sachsen  in  seinem  Briefe 

29   Oktober 

an  Ferdinand  II.  dd.  3— ^r; . —  1622  selbst  die  Deutschen  in  ßöhmen  und  der 

o.   November 

bekannte  Landtagsbeschlufs  von  1615  läfst  in  Ansehung  der  Deutschen  auch  keine 

andere  Deutung  zu. 
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mit  weitgehenden  Anträgen,  und  suchten  ira  Handumdrehen  den  voll- 
ständigen  Bruch  niit  der  Verganf?enheit  herbeizuführen.  Der  Fürst 
von  Liechtenstein,  den  der  Kaiser  gleich  nach  erlano^eni  Siesje  zum 
Statthalter  in  Bohiiien  mit  unbeschränkter  Machtvoükoinuienheit  er- 
nannt hatte,  stellte  sich  aber  nicht  an  die  Seite  dieser  Eiferer;  ihm 
lag  nicht  daran,  die  Machtbefugnisse,  die  er  übte,  soofleich  durch  eine 
neue  Verfassunis^  zu  sanktionieren,  da  ein  solches  Vorgehen  nur  die 
Verzweiflung  der  Besiegten  steigern  und  ernstliche  Verlegenheiten 
bereiten  konnte.  Ihm  lag  vor  allem  daran  ^  dafs  sich  die  neuen 
Machtverhältnisse  einlebten,  erst  wenn  dies  der  Fall  war,  konnte  mau 
an  ihre  Koiiifikation  schreiten.  Die  Ungeduld,  die  den  Herrn  von 
Slawata  beseelte,  teilten  aber  auch  die  Häupter  der  katholischen 
Geistiiclikeit.  Im  Laufe  des  Aufstandes  war  ihnen  Unbill  aller  Art 
widerfahren,  der  Erzliischof  von  Prag,  Lohel,  hatte  flüchten,  seinem 
Beispiele  der  Abt  von  Strahov,  Caspar  Questenberg,  folgen  müssen; 
die  wenigen  im  Lande  übriggebliebenen  Klöster  hatten  sich  infolge  des 
auf  ihnen  lastenden  Druckes  entvölkeit,  in  Pi-ag  selbst  hatten  nach 
der  Vertreibung  der  Jesuiten  nur  noch  einige  Prämonstratenser, 
Kapuziner,  Franziskaner  und  Minoriten,  jeden  Augenblick  der  Aus- 
weisung gewilrtig,  ein  schüchternes  Dasein  geführt.  Nicht  besser  war 
es  dem  Säkularklerus  ergangen.  Aus  der  Ilaupstadt  hatte  sich  die 
Donigeistlichkeit  entweder  entfernt  oder  in  dem  Kloster  Strahov  oder 
im  Minoriteiikloster  bei  St.  Jakob'  einen  ilnnlichen  Unterhalt  gefunden, 
im  Lande  hatten  über  hundert  Pfarrer  ihre  Benefizien  teils  gezwungen 
teils  freiwillig  aufsegebeu  und  waren  in  Not  und  Elend  zu  Grunde 
gegangen,  während  ein  anderer  Teil  sich  mit  den  Anhängern  der 
böhmischen  Konfession  vereint  hatte  und  sonach  von  der  Kirche  ab- 
gefallen war.  Die  drei  Jahre  des  Aufstandes  hatten  also  unter  der 
katholischen  Geistlichkeit  die  tiefsten  Lücken  hervorgebracht,  die  durch 
keinen  Nachwuchs  ergiinzt  wurden,  da  sich  niemand  für  einen  Stand 
herangebildet  hatte,  der,  wie  es  den  Anschein  hatte j  in  Böhmen 
fernerhin  überflüssig  war.  Als  der  Aufstand  besiegt  wurde  und  die 
noch  vorhandene  katholische  Geistlichkeit  wieder  frei  ihres  Amtes 
walten  konnte,  reichte  sie  nicht  einmal  für  die  treugebltebenen  An- 
hanger ihrer  Kirche  aus,  so  sehr  hatten  die  uugtinstigen  Verhältnisse 
ihre  Reihen  gelichtet. 

Trotzdem  beabsichtigte  der  Erzbischof  Johann  Lolielius  die  Re- 
katholisiemng  des  ganzen  Landes  unmittelbar  nach  der  Schlacht  auf 


*  Archiv   der  Propaganda:  Das  Präger  Domkapitel  ao   die  Propaganda  dd. 
14.  Oktolier  1626. 
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dem  Weifsen  Bei^e.      Er  war  iö  Eger  im  Jahre  1549  geboren  und 

von  armer  und  niedriger  Herkunft,  sodafs  er  in  frtiher  Jugend  in 
die  Dienste  des  Pndaten  von  Tepl  trat.  Da  jedoch  seine  Begabung 
bald  erkannt  wurde,  so  durfte  er  studieren  und  trat  in  den  Prä- 
moßstratenserorden  ein  1 1573).  Seine  theologischen  und  philosophischen 
Studien  vervollständigte  er  darauf  bei  den  Jesuiteu  in  Prag  und 
zeichnete  sich  durch  seine  Kenntnisse  und  seine  exeniplariscbe  Lebens- 
weise derart  aus,  dais  er  zum  Prior  des  Strahover  Klosters  ernannt 
und  im  Jahre  1586  zum  Abte  daselbst  erwählt  wurde.  Als  solcher 
bemühte  er  sich  um  die  Heranbildung  eines  Nacti Wuchses,  der  um  so 
nötiger  war,  als  das  Kloster  bei  seinem  Amtsantritte  nur  zwei  Mönche 
beherbergte.  Da  er  streng  auf  gute  Disciplin  in  seinem  Kk»ster  hielt 
und  durch  das  gute  Beispiel  seiner  Untergeb**nen  der  sinkenden  Be- 
deutung des  Katholicismus  in  Böhnien  wenigstens  einigermafsen  ent- 
gegentrat^ lenkte  er  die  Aufmerksamkeit  des  Generals  des  Pränjonstra- 
tenserordens  auf  sich,  und  wurtle  von  ihm  zum  General  vikai-  ernannt. 
SpMor  (im  Jahre  1602)  machte  ihn  der  Erzbischof  von  Prag  Zhyn^k 
Berka  von  Duba  zu  seinem  Stellvertreter  und  bewirkte  seine  Er- 
nentmng  zum  Bischof  von  Sebaste  (1604).  Als  solcher  blieb  er  noch 
immer  Abt;  erst  im  Jahre  1612,  als  er  vom  Kaiser  zum  Nachfolger 
des  Prager  Erzbischofs  Karl  von  Lamherg  ernannt  wurde,  legte  er 
die  Würde  eines  Abtes  nieder.  Von  der  Wahrheit  der  katholischen 
Lehre  tief  Überzeugt,  dürfte  er  viel  dazu  beigetragen  haben,  dals  sich 
Kaiser  Mathias  in  dem  Streite,  ob  die  protestantischen  Unterthanen 
geistlicher  Güter  berechtigt  seien,  Kirchen  zu  hauen,  gegen  dieselben 
entschied,  und  gewils  hat  er  es  hauptsilchlich  bewirkt,  dafs  der  Kaiser 
ihm  die  Anstellung  sämtlicher  Pfarrer  auf  den  königlichen  Gütern 
übertrug,  um  wenigstens  diese  für  die  Katholiken  zu  sichern.  Er 
hatte  es  demnach  schon  damals  auf  die  Unterdrückung  der  Protestanten 
w^enigstens  in  dem  kleinen  Kreise,  in  detu  er  wirksam  war,  abgesehen, 
womit  er  übrigens  nui*  ein  Beispiel  befolgte,  das  dunjals  alle  Religions- 
parteien gaben.  iHildung  war  unbekannt,  sie  wurde  allgemein  al»j 
Abfall  vom  Glauben  angesehen  und  vemrteilt.  Man  darf  sich  deshalb 
nicht  wundern,  wenn  er  nach  dem  unerwartet  glänzenden  Siege  seiner 
Partei  die  Gelegenheit  ausnützen  und  seinem  Glauben  in  einem 
viel  grölseren  Kreise  zur  Herrschaft  verhelfen  wollte.  Seine  körper- 
liche Kraft  war  jedoch  schon  dahin  und  wenn  er  trotzdem  eine 
energische  Thätigkeil  zu  entfalten  suchte,  so  geschah  dies  hauptsäch- 
lich auf  Veranlassung  seines  Nachfolgeitj  in  der  Abt  würde,  des  Caspar 
Questenberg,  der  mit  ihm  aus  dem  Lande  geflüchtet  war  und  sich 
mit  ihm   während  des  Aufstandes  in  Wien  aufgehalten  hatte.     Auch 
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Questenberg  hatte  gleicli  Lohel  schou  vor  dem  Ausliruch  des 
AufstADdes  sich  bemerkbar  gemacht.  Er  entstamnite  einem  Kölner 
Geschlechte,  das  um  diese  Zeit  i»  vier  Brüdern  blühte,  aufser  Caspar 
in  zwei  herv^orragenden  Wiener  Persöulichkeiten ,  dem  Hofkriegsrat 
Gerhard  und  dem  Reichshofrat  Hermann  Questeuberg ,  wi\hrcnd  der 
vierte  Bruder  Johann  nur  zur  Stellung  eines  Hofkanzleire^istrators 
gelangtet  Caspar  zeichnete  sich  nach  seinem  Eintritt  in  den  Prä- 
moastratenserorden  als  Prediger  aus  und  bekleidete  dann  in  dem 
Orden  die  Stelle  eines  Novizenmeisters  und  Priors,  Als  Lohel  die  erz- 
bischöfliche Würde  von  Prag  antrat,  wurde  Questenberg;  einstimmig  zum 
Abte  von  Strahov  erwählt  und  bald  daraui*  auch  vom  neuen  Erzbischof 
zu  seinem  Kanzler  ernannt.  Die  Einträchtigkeit  beider  mag  auch 
dadurch  gefordert  worden  sein,  dafs  beitie  Deutsche  waren  und  in 
Bezug  auf  die  Beurteilung  der  politisch- religiösen  Bewegung  in  Böhmen 
zwischen  ilinen  keine  Meinungsverschiedenheit  obwaltete. 

Wenige  Tage  nach  der  Schlacht  auf  dem  Weifsen  Berge  forderte 
der  Kaiser  einige  seiner  Räte  zur  Abgabe  eines  Gutachtens  über  die 
in  Böhmen  einzuführenden  Reformen  auf»  soweit  sie  sich  auf  die 
Gerecht) gkeitsptiege,  das  Finanzwesen  und  die  religiösen  Angelegen- 
heiten bezogen.  Die  Räte  meinten  zwar,  über  die  letzteren  müsse 
das  Gutachten  des  Erzbischofs  von  Prag  eingeholt  werden,  fleuteten 
al^er  doch  an,  wie  sie  die  Stellung  der  Geistlichkeit  künftig  sichern 
wollten.  Sie  sollte  einen  eigenen  Staml  bilden  und  aut  dem  Land- 
tage Sitz  und  Stimme  erhalten,  ihr  alle  während  des  Aufstau  des  ent- 
zogenen Güter  mit  vollem  Ersatz  der  inzwischen  nicht  behobeneu 
Einkünfte  zurückgestellt,  die  Karls- Uni versiült  den  bisherigen  Besitzern 
entzogen  und  mit  der  katholischen  von  den  Jesuiten  geleiteten  ver- 
bunden werden,  in  allen  Städten  der  Kaiserrichter,  Trimas  und  Stadt- 
öchreiber  der  kuthcdisclieu  Kirche  angehören  und  von  ihnen  allein  im 
Verein  mit  dem  katholischen  Oitspfarrer  die  Schulmeister  und  Kantoren 
angestellt  und  entlassen  werden.  Die  von  den  Anhängern  der 
böhmischen  Brüderunität  erbauten  Kirchen  sollten  niedergerissen,  die 
von  ihnen  in  Besitz  genounnenen  zurückizestellt,  den  Katholiken  die 
Hauptkirche  auf  der  Altstadt,  die  Teinkirche,  eingeräumt,  die  Jesuiten 
mit  den  nötigen  Einkünften  versehen  und  dem  erzbischöflichen  Kon- 
sistorium die  alleinige  Jurisdiktion  im  Lande  eingeräumt  werden. 
Das  Gutachten  riet  also  nicht  die  Verjagung  der  gesamten  protestan- 
tischen Geistlichkeit  und  Beschlagnahme  ihrer  Kirchen  an,   es  wollte 


*  d'EIvert  a.  a.  0.  IV  19.    Oennak,   Praemonstrati  v  Cechäch  a  na  Morav€ 
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ßich  mit  der  Koofiskiition  der  Tdukirche  und  der  Karls-Uuiversität 
begnilj2teu,  allein  seine  Tendenz  war  doch  auf  das  vollstilndi^e  Ver- 
derben der  Protestanten  ueriehtet-,  da  es  den  Bestand  ihrer  Kirchen- 
behörde,  des  sogenannten  unteren  Konsistoriums,  nicht  dulden,  sondera 
dem  Erzbischof  die  Loitnn.ij  der  kirchlichen  An/ieleixenheiteii  in)  irauzea) 
Lande  anvertrauen  wollte'. 

Minder  weiUrehend  ist  ein  zweites  Gutachten,  das  von  einem  ui 
unbekannten  Verfasser  herrülirt  und  den  katholischen  Bedürfnissen' 
Rechounp:  trägt,  ohue  die  iiewallsaine  Schädigung  der  Protestanten 
vorzuschlagen.  In  Prap:  sollten  nur  jene  Kirclien  in  Beschlag?  i?e- 
nonimen  werden,  auf  die  der  Koni*.'  oder  die  Katholiken  ein  Anrecht 
hatten,  also  die  Bethlehemskirche  und  die  Frohnleichnaniskirche,  die 
als  Eijxentiim  des  Könif?s  ^^alten,  ferner  die  Kirche  l>ei  St.  Nicfdaus 
aut'  der  Altstadt,  auf  die  der  Abt  von  Strahov,  und  die  Nicolauskirche 
auf  der  Kleinseite,  auf  die  der  Dechant  von  Karlstein  rechtliche  Aül- 
Sprüche  hatte.  Sonst  sollten  einifie  Klosterkirchen  zu  katholischen 
Pfarrkirchen  umgestaltet  werden  und  zwar  St,  Jacob  auf  der  Altstadt 
und  die  Kirche  des  Emauskl osters;  die  Kirchen  auf  dem  Karlshof  und 
bei  St.  AiKillinaris,  die  jetzt  wüst  lagen,  sollten  neu  hergerichtet,  auf 
dem  Wyschehrad  eine  ordentliche  PfaiTe  bei  der  katholischeu  Kii*che 
errichtet  werden  und  gleiches  mit  der  Malteserkirche  auf  der  Kleio- 
seite  und  der  Kirche  St.  Benedict  auf  dem  Hradsehin  geschehen. 
Zur  besseren  Regelung  des  Kirchenwesens  hielt  der  Verfasser  des 
Gutachteus  es  für  unuiugäuglich  notwendig,  dafs  vier  neue  Bistümer 
errichtet  wtlrdeu,  deren  Dotation  durch  Einziehung  einiger  Klöster 
odei'  Kirchen  würden  zu  beschaffe u  wäre.  So  könnten  für  das  neu  zu 
errichtende  Bistum  von  Leitmeritz  die  Einkünfte  der  dortigen  Propstei 
verwendet  werden;  für  das  neue  Bistum  in  KöniggriUz  die  Einkünfte 
des  Klosters  Braunan,  für  das  Bistmu  in  Budweis  die  Einkünfte  des 
Klosters  Gtddenkron;  für  das  in  Pilsen  die  des  Nonnenklosters 
Chotieschau  ^- 

Dicse  Ratschläge  wurden  jedoch  durch  die  Wünsche,  die  der 
Erzbischof  dem  Kaiser  schon  am  1.  Dezember  1620  vorlegte,  weit 
überholt    Er  verlangte,  dafa  sämtlichen  Städten  und  allen  protestan- 


1  tititÄchten  der  Räte  an  Ferdinand  IL  Ohne  Datnui,  aber  dem  Monale  Juni 
oder  Juli  1621  an(?i?böng.  In  rliesem  Gutachten  wird  eine«  zweiten  Gutachtens 
Erwähoang  gethan,  das  wenige  Tage  nach  der  Schlacht  auf  dem  Weifst^n  Berge 
abgegeben  wurde,  und  hiebei  dessen  Inbalt  in  der  Weise,  wie  wir  ihn  im  Texte 
skizzieren,  angegeben, 

•  KiUtenherger  Archiv:  Ratio  juvandiie  reltgionis,  Gutachten,  erstattet  an 
den  Erzbischof,  ohne  Datum. 
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tischen  Gutsbesitzern  die  Kollatur  ihrer  Pfarrbenefizien  entzogen 
und  ihm  übertragen,  die  Pfarren  auf  allen  königlichen  Gütern  (die 
mitterweile  in  protestantische  Hände  gekommen  waren)  wieder  mit 
Katholiken  besetzt  und  für  den  Unterhalt  der  Domkirche  und  ihren 
Gottesdienst  die  nötige  Vorsorge  getroffen  wurde.  Auch  er  verlangte, 
dafs  der  Kaiser  die  Karls-Universität  ihren  bisheri<?en  Leitern  entziehe 
und  die  Leitung  den  Jesuiten  untei-stelle  •,  gleiches  sollte  auch  mit 
dem  von  dem  letzten  Rosenberger  in  Sobßslau  begründeten  Gymnasium 
geschehen.  Die  Bitte  des  Erzbischofs  lief  also  darauf  hinaus,  dals  die 
Anstellung  sämtlicher  Pfarrer  und  die  Leitung  des  gesamten  Unter- 
richtswesens den  Protestanten  entzogen  werde.  Sie  enthielt  zwar  noch 
nicht  die  Forderung,  dais  den  Laien  das  Bekenntnis  ihres  Glaubens 
verwehrt  werde;  aber  die  Folge  der  verlangten  Zugeständnisse  konnte 
keine  andere  sein,  als  die  Ausrottung  des  Protestantismus,  denn  ohne 
Lehrer  und  Seelsorger  konnte  er  nicht  fortbestehend 

Kaiser  Ferdinand  war  in  religiöser  Beziehung  kein  Freund  halber 
Maföregeln,  und  so  konnte  man  erwarten,  dafs  er  zur  Rekatholisierung 
des  Landes  seine  Hand  bieten  werde.  Zum  Unglück  für  die  Protestan- 
ten wurde  sein  Eifer  nicht  blofs  von  seinem  Beichtvater,  sondern  auch 
von  dem  Karmelitermönch  Dominicus  a  Jesu  Maria,  der  den  Herzog 
Maximilian  von  Bayern  und  die  Ligisten  auf  ihrem  Zuge  nach  Böhmen 
begleitet  und  die  zögernden  kaiserlichen  und  ligistischen  Feldobersten 
zum  Angriff  auf  das  böhmische  Heer  am  Weifsen  Berge  gemahnt 
haben  soll,  angefeuert.  Dominicus  war  von  Geburt  ein  Aragonier 
und  hatte  sich  teils  infolge  persönlicher  Veranlagung,  teils  infolge 
seiner  Erziehung  jene  glühende  Frömmigkeit  angeeignet,  welche  die 
romanische  Natur  so  häufig  auszeichnet.  Als  er  in  den  Karmeliter- 
orden eintrat,  ward  er  eine  solche  Leuchte  desselben,  dafs  ihn  sogar 
Philipp  n.  in  seiner  Zelle  mit  einem  Besuche  beehrte,  welchem 
Beispiele  natürlich  die  höchsten  spanischen  Würdenträger  folgten. 
Man  schrieb  seinem  Gebete  Wunder  Wirkungen  zu,  und  so  ist  es  be- 
greiflich, dais  Maximilian  ihn  ei-suchte,  die  Oberaufsicht  über  die 
Geistlichkeit,  die  das  ligistische  Heer  bei  der  Bekämpfung  des  böhmi- 
schen Aufstandes  begleitete,  zu  übernehmen.  Dominicus  folgte  diesem 
Rufe  und  als,  wie  allgemein  geglaubt  wurde,  seine  Mahnung  auf  dem 
Weifsen  Berge  ein  so  glänzendes  Resultat  im  Gefolge  hatte,  stieg 
sein  Ansehen  auf  das  höchste.  Die  ganze  kaiserliche  Familie  fühlte 
für  ihn  die  gröfste  Verehmng;  der  Kaiser  selbst  liefs  ihn  durch  den 
Grafen  von  Hohenzollern  in  München,   wohin  er  sich  mit  Maximilian 


^  Prager  erzbischöfliches  Archiv:  Lohelius  an  den  Kaiser  dd.  1.  Dez.  1630. 
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von  Bayern  begeben  hatte,  bejxrüTsen  und  zu  einem  Besuche  in  Wien 
einladen.  Leidenschaftlicher  Eifer  für  die  Ausbreitung  der  katholischen 
Kirche,  gepaart  mit  der  Überzeugung  einer  ihm  übertragenen  göttlichen 
Sendung  machte  sich  in  seiner  zweimaligen  Unten*edung  mit  Hohen- 
zollern  geltend,  sodafs  der  letztere  hievon  ganz  bewältigt  an  den 
Kaiser  schrieb,  „seine  (des  Paters)  Worte  sind  also  beschaffen  und 
werden  von  ihm  mit  soldier  Energie  vorgehraelit ,  dal's  man  etwas 
sonderbares  darüber  verspüren  und  darvon  halten  muis,  dais  seine 
Aussprüche  vom  heiligen  Geist  dirigiert  werden  und  aus  besonderer 
Ottenbarung  herffiefseu."  Domiuicus  vei-sicherte,  dais  er  taglich  über 
den  Plan  der  „Wiederherstellung**,  d.  h.  der  Rekatliolisierung  des 
Landes  so  iingestreugt  nachdenke,  dais  ihm  dies  den  Schlaf  raube, 
Wie  es  bei  einem  Manne  zu  erwarten  war,  den  Philipp  II.  persönlich 
verehrte,  war  das  Ergebnis  dieses  Nachdenkens  nicht  der  Rat  zu 
christlicher  Milde,  sondern  zu  äufserster  Gewalt.  Doujinicus  wider- 
riet dem  Kaiser  die  Reise  nach  Böhmen,  bevor  die  Rebelleuhiluptlinge 
hingerichtet,  ein  Zeughaus  und  ein  Fort  bei  Prag,  von  dem  aus  die 
Stadt  l»eherrscht  werde,  errichtet  seien.  Die  Häupter  des  Aufstandes 
waren  also  noch  nicht  einma!  verhaftet  und  schon  verlangte  Dominicus 
ihre  Hinrichtung.  Er  entliefs  schliefslich  den  Grafen  von  Hohenzüllern 
mit  dem  Versprechen,  dafs  er  trotz  der  winterlichen  Jahreszeit  sich 
in  vierzehn  Ta^en  auf  den  Weg  nach  Wien  begeben  werde.  Vielleicht 
war  die  erste  Wirkung  seiner  Ankunft,  dafs  der  Kaiser  dem  Erzbischof 
Loliel  den  Befehl  gab,  nicht  lituger  in  Wien  zu  weilen,  sondern  nach 
Prag  zurückzukehren,  um  dort  die  erwünschte  Wirksamkeit  zu  üben, 
namentlich  aber  die  Douikirche  wieder  mit  kirchlichem  Schmuck  und 
mit  Kruzifixen,  die  der  unduldsame  llofprediger  Friedrichs  von  der 
I^falz  entfernt  hatte,  zu  vei^ehen '.  Der  Statthalter  von  Buhmeu 
Ftli"St  von  Liechtenstein  sollte  das  nötige  Geld  beschaffen. 

Der  Befehl  des  Kaisers  traf  den  Erzbischof  nicht  mehr  in  Wien; 
denn  dieser  hatte  sich  einige  Tage  zuvor  nach  Krumau  begeben  und 
vnn  dort  aus  in  Voraussicht  des  kaiserlichen  Auftrages  dem  I^rager 
Domdechant  den  Befehl  erteilt,  die  Leichen  der  Protestanten,  die 
juittlerweile  im  Dom  begraben  worden  waren,  von  da  zu  entfernen. 
Prag  hatte  sich  inzwischen  wieder  mit  katholischen  Geistlichen  l>e- 
völkert ;  nut  dem  siegreichen  Heere  waren  zahlreiche  Priester,  nament- 
lich Jesuiten  in  dieser  Stadt  eingezogen,  und  ihnen  folgten  jene,  die 


*  Wiener  StaatÄarchiv :  Graf  von  Hohenzolleru  an  Fenünand  IL  dd.  10.  JoDunr 
162 L  —  Gindely:  Ein  Beitrug  zur  Biographie  des  P.  Dominicus,  —  Ejzbischöf- 
liches  Archiv :  Ferdinand  U.  an  Lohel  dd.  29.  Januar  1621. 
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sich  während  des  AufsUndes  hatten  flüchten  uülssen  und  die  uim 
unverweilt  von  ihren  Gebäuden  wieder  Besitz  naimien.  Der  Erz- 
bischof seihst  hielt  am  1.  Februar  seinen  Einzuji?  iu  die  Hauptstadt 
des  Landes;  die  Arbeiten  in  der  Donikirehe  wurden  nun  beschleunigt, 
iodafs  schon  am  8.  Februar  der  erste  katholische  Gottesdienst  dariu 
«gefeiert  werden  konnte,  bei  welcher  Feier  sich  alle  hervorragenden 
in  Praj,'  anwesenden  Personen,  namentlich  Lieclitenstein  und  Tilly  be- 
teiligten. Am  {jrleichrn  Tage  feierten  auch  die  Jesuiten  den  ersten 
Gottesdienst  in  ihrer  Kirche '. 

Um  das  von  Lohel  entworfene  Pro^'ranmi  durchzuführen,  bedurfte 
e^i  nicht  blofs  mancher  Neueningen  auf  geistlichem,  sondern  auch  auf 
weltlichem  Gebiete;  mimentüch  mulsten  die  Protestanten  aus  allen 
Ämtern,  die  sie  noch  inne  hatten,  entfernt  werden.  Einiges  war  iu 
dieser  Richtung'  gleich  nach  der  Schlacht  auf  dem  Weilsen  Berge 
geschehen.  Liechtenstein  hatte  nämlich  die  von  den  Aufständischeu 
vertriebeneu  katholischen  Beamten  in  ihre  früheren  Stellungen  ein- 
gesetzt, aber  es  waren  dies  nur  wenige  Personen,  und  so  versahen 
noch  immer  hauptsficliüch  Protestanten  die  Geschäfte,  namentlich  war 
die  Verwaltung  tler  königlichen  Gtiter  iu  ihrer  Hand.  Vielen  Katholiken 
war  dies  ein  Dorn  im  Auge,  sie  klagten  deshalb  den  Forsten  oder 
seine  Rathgeber  der  Lauheit  an.  Mit  Unrecht!  Die  so  Beschuldi*iten 
hatten  gewifs  keine  Svm]}athien  für  den  Aufstand  und  dessen  Teil- 
nehmer, aber  sie  trugen  tlen  Verhaltnissen  Rechnung  und  wollten  die 
Umforumng  nur  alimählich  herbeiführen,  weil  ein  überstürztes  Vor- 
gehen einen  neuen  verzweifelten  AutstiUid  hervorrufen  konnte.  Aus 
diesen»  Gnmde  tastete  Liechtenstein  das  Patronatsrecht  der  Stiidte 
nicht  an  und  gestattete  den  Kuttenhergern ,  deren  Pfane  erledigt 
war,  die  Besetzung  derselben  unter  der  Bedingung,  dafs  der  neue 
Pfarrer  entweder  ein  Bekenner  der  Augsburger  Konfession  oder  des 
alten  Utraquismus,  keineswegs  aber  ein  Anhänger  des  Calvinismus, 
d.  h,  kein  Bekenner  der  böhmischen  Konfession  sei^.    Auf  den  Wunsch 
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'  Prager  Dümkapitdart hiv :  Lohül  an  den  l>cchant  Caspar  tlö  Radtiuza  dd 
29.  Jamiar  1G21.  —  <iimjely:  Geschichte  des  dreifsigjiührigen  Krieges,  Bd.  !\'  527. 
Das  Datum  2^.  FeWuar  l'rtr  den  Wiederltegioii  des  katholischen  (iotiesdicnstos  giel>t 
Caraffa  in  seiner  Kelatio  Bdlii'rnini  MS.  in  der  Bihliothek  l'onsina  tn  Boni  nn. 
Es  stimmen  auch  liantit  dk'  AonaIeD  der  höhmiächen  KapuzinerordeDSprovinz  I  2t>6 
bberein. 

*  Kuttenberger  Archiv:  Liechtenstein  an  die  Kuttenberger  dd.  27-  Fehniar 
lt>20.  —  Wiener  Staatsarchiv:  Atiüzug  aas  dem  Berichte  eines  Ungenannten  an 
den  Heraog  von  Bavem,  —  Erablschofliches  Archiv:  Lohelius  an  Wilhelm  von 
Lobkowiu  dd.  8.  Mjirz  1621.  Lohelius  an  Liechtenstein  dd.  11.  März  und  5.  April 
1621.    Betehl  der  erzbiscbofliihen  Kanzlei  an  den  Slatltrat  v^m  Tfebeiiic.    Lobelius 
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des  Erzbiscbofs  mufste  er  aber  beim  Kaiser  anfrapjen,  ob  nicht  alle 
Geistlichen,  die  im  Rufe  des  Cahinisinus  standen,  zu  vertreiben  seien, 
wekbe  Anfrage  Ferdinand  umdrehend  bejahend  beantwortete,  da  man 
in  dieser  Hiusichl  keine  Rücksicht  auf  den  Kurfürsten  von  Sachsen 
zu  nehmen  brauchte.  Der  Erzbischof  oder  vielmehr  sein  Hintermann, 
der  Abt  (Juestenberg  stachelte  überhaupt  den  Eifer  der  obensten 
Laiidesbeamten  an.  Er  drang  auf  die  Ersetzung  protestantischer 
Beamten  durch  katholische  und  verlaugte,  dafs  auf  deu  königlichen 
Herrschaften,  wo  ibiii  die  Verleihung  der  katholisehen  l*farren  schon  durch 
Mathias  übertragen  worden  war,  ihm  jetzt  auch  die  protestantischen 
Pfarren  unterstellt  würden ;  er  bemühte  sich  ferner  um  die  Aufnahme 
von  Katlioliken  in  den  Bürgerverband  der  Prager  und  anderer  Städte. 
Zugleich  rekiamierte  er  die  während  des  Aufstandes  occupierten 
katholischen  Kirchen-  und  Pfarrgründe  im  Elbogner  Kreise,  die  zu 
Kreishemistellen  in  Prag  gehörteu,  und  verlangte  für  den  Fnicht- 
genuss  einen  Schadenersatz.  Aus  denisell)en  Grunde  verlangte  er,  dafs 
der  Prager  Bürger  Wodftansky  ihm  für  das  von  den  Ossegger  und 
Schwazer  Stiftsgütern  eingenommene  Geld  Rechnung  lege  und  Bohuslav 
Michalowic  für  den  in  Ossegg  von  ihm  persönlich  angerichteten  Schaden 
Ersatz  leiste*  zu  diesem  Behufe  verlaugte  er  die  Zuweisung  des  dem 
WodftanskV'  in  der  Altstadt  Prag  zu  konfiscierenden  Hauses  und  des 
dem  Michalowic  zu  konfiscierenden  Dorfes  Trupschitz. 

Im  Gegensatz  zu  dem  Erzbischofe,  der  alle  Abweichungen  von 
dem  katholischen  Glauben  und  dem  römischen  Ritus  im  Laude  unter- 
drücken wollte,  war  Liechtenstein  geneigt,  mit  Rücksicht  auf  deu 
Kurfüi'steu  von  Sachsen  den  Anhängern  der  Augsburger  Konfession, 
die  nur  einige  Geioeinden  im  Lande  bildeten  und  zwar  in  Prag,  Brüx 
und  im  Gebiet  von  El  bogen  und  Eger,  zudem  nur  I*eutsclie  zu  ihren 
Mitgliedern  zilldten,  die  Existenz  zu  gestatten.  Die  slavischen  Einw<»hner 
des  Landes  waren  mit  Ausnahme  der  wenigen  Katholiken  durchwegs 
Anhänger  der  böhmischen  Konfession,  die  im  Jahre  1 575  ausgearbeitet 
worden  war  und  ein  Genn seh  von  calvinischen  und  lutherischen  Lehrsätzen 
enthielt,  denen  auch  noch  die  Anhänger  der  böhmischen  Brüderunitlt 
ihre  Lehrmeinungen  beigemischt  hatten.    Diese  Konfession  war  damals 


an  den  Hauptmann  der  Herrschaft  Brandeis  an  der  Elbe  dd.  15.  Mar/.  1621. 
Lohplius  an  die  Stadt  Pritcbatitz  dd.  15.  März  162L  Lohelitis  an  Karl  Egloff  dd. 
18.  Mäit!  162L  Lohelius  an  den  böhmiscben  Kanzler  dd.  2ö.  April  1621.  — 
Egerer  Krenzhemiaichiv :  Lohelius  an  Liechtenstein  dd.  30.  März  1621.  —  d'Elveit: 
Beitrüge  zur  Geschiclite  der  böhniiseben  Länder  im  17.  Jahrbunderle  S.  34. 
Lierlitenstein  an  Ferdinand  IL  dd.  27.  Februar  1621.  Caraffa:  Commenlaria,  Fer- 
dinand an  Liechtenstein  dd.  1.5.  Murz  1621. 
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als  der  Glaubensausdruck  der  Utraquisten  und  Brüdemnität  pro- 
klamiert worden.  Da  aber  Rudolf  II.  nach  dem  Tode  seines  Vaters 
dieser  Konfession  die  Anerkennung  versagte,  so  hatten  auf  den  Schutz 
der  Gesetze  nur  die  Katholiken  und  die  Altutraquisten,  die  sich  von 
dem  römischen  Bitus  nur  durch  den  Laienkelch  unterschieden,  Anspruch 
erheben  können.  Die  Anhänger  der  böhmischen  Konfession  machten 
aber  den  grölsten  Teil  der  Bevölkerung  aus  und  so  hatte  man  von 
ihrer  Unterdrückung  absehen  müssen.  Von  den  drei  Religionsparteien, 
welche  somit  thatsächlich  im  Lande  bestanden,  verschwanden  zuerst 
die  Altutraquisten  und  zwar  im  Jahre  1594.  In  diesem  Jahre  trat 
nämlich  zwischen  ihnen  und  der  römischen  Kirche  die  volle  Aussöhnung 
ein.  Der  Papst  erkannte  sie  als  Söhne  der  Kirche  an,  und  sie  selbst 
unterstellten  sich  dem  Erzbischof  von  Prag,  wogegen  ihnen  der  Laien- 
kelch auch  weiter  verabreicht  wurde.  Die  Anhänger  der  böhmischen 
Konfession  hatten  erst  durch  den  ihnen  im  Jahre  1609  erteilten 
Majestätsbrief  gesetzliche  Duldung  erlangt.  Sie  bezeichneten  sich  in 
dem  Majestätsbriefe  noch  als  Utraquisten,  allein  thatsächlich  hatten 
sie  mit  dem  alten  Utraquismus  nichts  zu  thun,  sondern  standen  voll- 
ständig auf  protestantischem  Boden.  In  Bezug  auf  die  slavischen  Ein- 
wohner des  Landes  beabsichtigte  nun  Liechtenstein,  die  der  böhmischen 
Konfession  bisher  gewährte  Duldung  aufzuheben;  dagegen  sollten 
die  Anhänger  des  Laienkelchs,  die  sich  ja  seit  dem  Jahre  1594  völlig 
mit  der  Kirche  ausgesöhnt  hatten,  nicht  beeinträchtigt  und  den  An- 
hängern der  Konfession  von  1575  der  Übertritt  zu  ihnen  freigestellt 
werden.  Durch  allmählichen,  nicht  plötzlichen  Zwang  hoffte  er  zum 
Ziele  zu  gelangen  und  zugleich  durch  den  zu  erwartenden  Übertritt 
zahlreicher  „Prädikanten**,  wie  die  nichtkatholischen  Geistlichen  damals 
gewöhnlich  genannt  wurden,  den  nötigen  Klerus  für  die  Konvertiten  zu 
gewinnen.  Aus  diesem  Grunde  richtete  er  die  Frage  an  den  Erzbischof, 
ob  man  jene  Prädikanten,  die  sich  zum  Gehorsam  gegen  die  Kirche 
bereit  erklärten,  nicht  in  Gnaden  aufnehmen  und  ihnen  die  Erteilung 
des  Laienkelchs  ft^istellen  sollte.  Zugleich  fragte  er  an,  ob  man  den 
ültraquisten  alle  Prager  Pfarren  oder  vorläufig  nur  drei  wegnehmen 
solle  ^. 

Zur  Beantwortung  dieser  Fragen  berief  Lohelius  die  Prälaten  des 
Landes,  soweit  sie  in  Prag  anwesend  waren,  zu  einer  Beratung  zu- 
sammen. Ein  und  der  andere  der  Versammelten  wollte  denjenigen, 
die  sich  zum  Gehorsam  gegen  die  katholische  Kirche  bereit  erklären 


*  MS.  der  Prager  Universitätsbibliothek.    Brevis  narratio  de  successu  rerum 
ecdesiasticarum  in  regno  Bohemiae. 
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wurden,  die  ßeil)ehaltung  des  Laienkelchs  gestatten,  die  Mehrheit 
stimmte  aber  dieser  milden  Auffassung  nicht  zu,  sondern  verlangte, 
die  Konvertiten  sollten  sich  unbedingt  dem  Erzbiscbofe  fügen  und 
folglich  auch  das  Abendmahl  nur  unter  einer  Gestalt  verabreichen. 
Ob  man  an  diesen  Überläufern,  die  selbstverständlich  im  Besitze  ihrer 
Pfarren  bleiben  sollten,  überhaupt  einen  Gewinn  machte,  war  aller- 
dings zweifelhaft.  Auf  die  Frage,  ob  man  sämtliche  Kirchen  Prags 
in  Beschlag  nehmen  solle  oder  nur  drei,  rieten  einige  Prälaten  das 
erstere,  denn  solange  die  Gegner  im  Besitze  auch  nur  einiger  Kirchen 
seien,  würde  das  Volk  in  diese  strömen  und  die  katholischen  Kirchen 
würden  leer  bleiben.  Üble  Folgen  eines  schärferen  Auftretens  brauche 
man  nicht  zu  fürchten,  da  sich  der  Kurfürst  von  Sachsen  damit  zu- 
frieden geben  würde,  wenn  man  nur  die  lutherischen  Kirchen  nicht 
sperre.  Da  jedoch  der  Graf  von  Mansfeld  damals  noch  die  Orte 
Tabor,  Wittingau  und  Klingenberg  in  Böhmen  besetzt  hielt  und  die 
Hauptmacht  desselben  in  der  Oberpfalz  stand,  aufserdem  der  Wieder- 
ausbruch des  Krieges  mit  Bethlen  unmittelbar  bevorstand,  so  durfte 
man  in  Böhmen  die  Saiten  nicht  allzustraif  spannen,  weil  sonst  die 
Verzweiflung  das  Volk  zu  einem  neuen  Aufstande  reizen  konnte. 
Die  Prälaten  beschlossen  daher  mit  Stimmenmehrheit  vorläufig  blofe 
drei  Pfarrkirchen  in  Beschlag  zu  nehmen,  aber  allmählich  in  dieser 
Richtung  weiter  vorzugehen*. 

Kaum  hatte  Lohelius  das  Gutachten  der  Prälaten  in  der  Hand, 
so  schickte  er  dasselbe  dem  Kaiser  und  beklagte  sich  dabei  über  die 
geringen,  bisher  erlangten  Früchte  des  Sieges  der  katholischen  Waffen. 
Unter  dem  erschreckenden  Eindrucke  des  eben  erfochtenen  Sieges, 
sagte  er,  hätte  die  Reformation  mit  einem  Schlage  durchgeführt 
werden  sollen,  leider  sei  das  nicht  geschehen.  Wenn  er  demnach 
dem  Kaiser  vorläufig  nur  die  Ratschläge  der  Prälaten  übermittelte 
und  nicht  auf  der  sofortigen  Vertreibung  der  gegnerischen  Geistlich- 
keit bestand,  so  verwarf  er  doch  entschieden  das  von  Liechtenstein 
befürwortete  Zugeständnis  der  Communio  sub  utraque^. 

Noch  bevor  eine  Antwort  des  Kaisers  erflossen  war,  berief  Fürst 
Liechtenstein  den  Administrator  und  sämtliche  Prager  Pfarrer  zu  einer 
Sitzung,  in  welcher  er  sie  befragen  liefs,  ob  sie  bereit  seien,  sich  dem 
Erzbischof   zu  unterwerfen  und    sich  von  ihm  zu  Priestern  weihen 


*  Erzbischöfliches  Archiv :  Responsio  prselatorum  ad  duos  articulos  ab  archi- 
episcopo  ad  discutiendum  propositos.  29.  April  1621.  Articuli  duo  pro  communi 
ecclesia}  bono  in  rogno  Bohemiae  promovendo  discutiendi.  undatiert,  aber  im 
Monat  April  niedergeschrieben. 

'  Erzbischöfliches  Archiv:  Lohelius  an  Ferdinand  11.  dd.  3.  Mai  1621. 
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zu  lassen.  Welche  Antwort  diese  gaben,  ist  nicht  bekannt,  jeflenfalls 
wurden  sie  von  tödlichem  Schreck »:^n  ergriffen.  Die  Auswamlerung, 
zu  der  sich  (^ewils  vorher  schon  zahlreiche  Geistliche  entschlossen 
hatten,  frriff  nun  weiter  um  sich;  es  heilst,  dal's  bis  zutu  Monat  Mai 
1621  beiläufig  an  200  Prädikanten  den  beiniatlichen  Boden  ve^liefsen^  i^n. 
Liechtenstein  ftlhrte  nun  auch  un  verweilt  den  zweiten  Kat  des  Prälaten - 
gutaehtens  aus,  indem  er  sicfi  dreier  Kirchen  in  den  Prager  Städten 
bemächtigte  und  zwar  der  von  St  Nicnlaus  auf  der  Kleinseite,  St,  Ägidi 
auf  der  Altstadt  un*!  St,  Heinrich  auf  der  Neustadt,  Wenige  Tage 
später  befahl  er  den  Bfirsernieistern  und  Räten  der  Prager  Stildte, 
in  den  Strafsen  und  Häusern  nachzuselieii ,  oh  sieh  daselbst  nicht 
Malereien  zur  Verspottung  des  Papstes  und  Kaisers  befAnden  und  die 
betreffenden  Hausbesitzer  anzuzeigen,  ebenso  auf  die  Verfeser  und 
Sänger  spöttiscljer  Lieder  zu  fahnden.  Endlich  erteilte  er  dem  Neu- 
städter Stadlbauptmann  den  Befehl,  den  Pfaixer  von  St.  Adalbert,  der 
durch  seine  calvinischen  Predigten  die  Gemeinde  aufreize,  auszuweisen. 
Dadurch  war  auch  die  vierte  Pfarre  gewonnen^. 

So  war  der  erste  Schritt  zur  Gegenreformation  bereits  gethan, 
als  Carlo  Garaffa.  der  neue  Nuntius  am  kaiserlichen  Hofe,  in  Prag 
anlangte.  Derselbe  gehorte  einer  vornehmen  neapolitanischen  Familie, 
der  der  Fürsten  von  Roccella  an  und  war  von  Papst  Paul  V.  ;!um 
Bischof  von  Aversa  ernannt  worden.  Seine  Kenntnisse  und  seine 
persönliche  Geschicklichkeit  empfahlen  ihn  für  die  Leitung  von  Staats- 
angelegenheiten,  und  so  geschah  es,  dafs  er  einige  Monate  nach  der 
Schlacht  auf  den»  Weifsen  Berge  von  Gregor  XV,  zum  Nuntius  am 
Wiener  Hofe  ernanut  wurde.  Nach  der  Instniktion,  die  für  ihn  (am 
12.  April  1621)  ausgefertigt  wurde,  sollte  er  sich  für  die  IJliertragung  \mi. 
der  pfälzischen  Kur  auf  Maximilian  von  Bayern  verwenden  und  dafür 
«orgen,  dafs  die  (iber-  und  Unteqifalz  in  katholische  Hände  kilmen. 
Die  weiteren  Aufträge  bezogen  sich  auf  die  Durchführung  der  Gegen- 
refonnation  in  Böhmen^.  Caraffa  reiste  von  Bayern,  wo  er  sich  mit 
dem  Herzog  Maximilian  ins  pjnvernehmen  gesetzt  hatte,  ehe  er  sich 
nach  Wien  an  das  kaiserliche  Hoflager  b(»gab,  zueilst  nach  Prag,  wo 
er  die  kirchlichen  Verhültnisse  aus  eigner  Ansciiauung  kennen  lernen 
wollte,  um  fiie  geeigneten  Mittel  für  die  Gegenreformation  vorschlag<*n 


k 


*  Gindely  a- a.  0»  IV  529  if.  —  Böhmisches  Sutthnltereiarchiv :  Liechtenstein 
die  Prager  Städte. 

*  Prager  städtisches  Archiv:  Lte<;htenstein  an  den  Neustaiker  Hauptmuiin  tid« 
3.  .Itini  1621. 

*  Barberinische  Bibliothek  in  Rom:  Instruktion  ftir  Carafl'a  dd.  12.  Ajiril  lti21« 
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zu  können.  Ge^en  Ende  Mai  hielt  dieser  Mann,  der  auf  das  Schicksal 
Böhmens  den  pröfsten  Einflufs  üben  sollte,  seinen  Einzug  in  Pi*ag, 
wo  er  mit  dem  Erzbischof,  dem  Abt  Questenberg  und  dem  Domherrn 
Plateis  über  die  religiösen  Verhältnisse  des  Landes  Unterredungen 
hatte.  Der  genannte  Domherr  war  der  Enkel  eines  gewissen  Arnold 
Plateis  von  Plattenstein,  der  in  Sachsen  ansässig  war  und  bei  dem 
Kurftii-sten  Moritz  und  seinem  Bruder  August  in  hohen  Ämtern  ver- 
wendet wurde.  Arnolds  Sohn  Johann  hatte  sich  den  juridischen 
Studien  gewidmet,  dann  grofse  Reisen  zu  seiner  weitem  Ausbildung 
gemacht  und  sich  zuletzt  in  Prag  niedergelassen,  wo  er  in  der  deutschen 
Abteilung  der  böhmischen  Hofkauzlei  die  Stelle  eines  Sekretärs  und 
die  Direktion  des  Zollwesens  inne  hatte  und  später  von  Kudolf  II. 
den  Titel  eines  kaiserlichen  Rates  erhielt.  Im  Jahre  1605  wurde  ihm 
das  böhmische  Inkolat  als  Mitglied  des  Ritterstandes  verliehen.  Bei 
seinem  Eintritt  in  die  kaiserlichen  Dienste  dürfte  er  zur  katholischen 
Kirche  übergetreten  sein,  und  so  ist  es  bei  ihm,  als  Konvertiten  be- 
greiflich, dafs  er  sich  dem  Aufstande  im  Jahre  1618  nicht  anschlofs. 
Er  wurde  deshalb  von  den  Direktoren  aus  dem  Amte  entlassen  und 
sogar  eingekerkert  und  starb  noch  während  des  Aufstandes.  Johann 
Plateis  hinterliefs  vier  Söhne  und  eine  Tochter.  Der  älteste  Sohn 
war  unser  Plateis,  der  sich  der  theologischen  Laufbahn  zuwendete, 
dann  nach  Rom  ging  und  dort  durch  seine  Gelehrsamkeit  solches 
Aufsehen  erregte,  dal's  er  vom  Papst  Paul  V.  zu  seinem  HauspräJaten 
ernannt  wurde.  Nach  Ausbruch  des  Aufstandes  ging  er  nach  Mähren, 
wo  er  sich  als  eifriger  Anhänger  des  Kaisers  hervorthat  und  deshalb 
von.  den  mährischen  Direktoren  ins  Gefängnis  geworfen  wurde,  aus 
dem  er  sich  nur  durch  eine  Zahlung  von  10000  Gulden  befreien 
konnte.  Seine  Treue  fand  später  ihren  Lohn,  indem  er  zum  Domherrn 
in  Olmütz,  Breslau,  Prag  und  am  Wyschehrad  erwählt  wurde  und 
Ferdinand  IL  sein  Haus  auf  der  Altstadt  Prag,  das  nach  ihm  das 
Plateis*  benannt  wurde  mit  besonderen  Privilegien  ausstattete.  Er 
befreite  es  nämlich  von  allen  städtischen  Abgaben  und  Verpflichtungen, 
erteilte  dem  Eigentümer  das  Recht,  jegliches  Gewerbe  darin  zu  be- 
treiben, Wein  und  Bier  auszuschenken,  Fremde  zu  beherbergen  und 
auch  hiefl\r  zu  keiner  Steuer  an  das  Land  verpflichtet  zu  sein  2. 


^  Das  Haus  heifst  noch  heute  so  und  gehört  durch  seine  Gröfse  und  das 
reiche  Einkommen,  welches  es  abwirft,  zu  den  bemerkenswertesten  Bauten  Prags. 

^  Böhmische  Landtafel:  Instrumentenbucli  Nr.  123.  BeCkovsky  III  16.  Die 
Behauptung  Beökovskys,  dafs  Plateis  wiederholt  von  den  Direktoren  mit  dem  Tode 
bedroht  wunlo,  und  der  Henker  schon  bereit  stand,  das  Urteil  an  ihm  zu  voll- 
ziehen,  jrehort   in   das   Reich    der   Ertindungen,   die   offenbar   die  Nachkommen 
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An  Plateis  fand  Caraffa  den  gröfsten  Gefallen,  wozu  nicht  blofs 
dessen  Gelehrsamkeit,  sondern  auch  seine  sprachlichen  Kenntnisse 
beitrugen.  Der  Nuntius  konnte  sich  mit  ihm,  der  der  italienischen 
Sprache  mächtig  war,  leichter  als  mit  jedem  andern  verständigen; 
dabei  handhabte  Plateis  auch  die  deutsche  und  böhmische  Sprache 
welche  nach  den  Berichten  des  Nuntius  damals  ungefähr  gleichmäfsig 
in  Prag  herrschten,  mit  vollkommener  Gewandtheit.  Zudem  machten 
ihn  seine  und  seines  Vaters  persönliche  Erlebnisse  zu  einem  nach- 
sichtslosen Gegner  der  Protestanten  und  zu  dem  eifrigsten  Förderer 
der  Gegenreformation.  Auch  den  Prager  Domherrn  Kotwa  erkannte 
der  Nuntius  als  passenden  Gehilfen  bei  der  Durchführung  der  von 
ihm  übernommenen  Aufgaben.  AufLohel  selbst  rechnete  er  nicht  viel, 
da  er  ihn  vom  Alter  gebrochen  und  demnach  unfähig  zu  einer  durch- 
greifenden Thätigkeit  fand. 

Caraffa  bemühte  sich  zuerst,  die  Rückkehr  jener  Ordensleute,  die 
noch  nicht  ihre  früheren  Klöster  in  Prag  aufgesucht  hatten,  und  ein 
inniges  Verhältnis  zwischen  den  Ordensleuten  und  dem  Erzbischof 
herbeizuführen;  es  gelang  ihm  auch  die  beste  Harmonie,  namentlich 
zwischen  dem  letzteren  und  den  Jesuiten,  zu  stände  zu  bringen. 
Durch  seine  Bemühungen  wurden  den  Utraquisten  abermals  zwei 
Kirchen  entzogen,  von  denen  die  eine  dem  Orden  der  barmherzigen 
Brüder  zum  Eigentum  übergeben  wurde.  Während  seiner  Anwesen- 
heit feierten  die  Katholiken  das  Frohnleichnamsfest  des  Jahres  1621 
durch  eine  solenne  Prozession,  wie  eine  solche  seit  vielen  Jahren, 
wahrscheinlich  seit  der  Erteilung  des  Majestätsbriefes,  nicht  abgehalten 
worden  war.  Da  die  gleiche  Feierlichkeit  im  ganzen  Lande 
wiederholt  werden  sollte,  so  erliefs  der  Erzbischof  an  alle  Gemeinden 
den  Befehl,  den  Prozessionen  kein  Hindernis  in  den  Weg  zu  legen. 
Schon  früher  und  zwar  am  Gründonnerstag  hatten  auch  die  Kapuziner  ».  aphi 
die  im  Jahre  1620  unterbliebene  öffentliche  Geifselung  wieder  vor- 
genommen. Unter  ihrer  Patrouanz  war  nämlich  im  Jahre  1603  eine 
Verbindung  von  Geifselbrüdern  begründet  worden ,  die  sich  jährlich 
öffentlich  bis  aufs  Blut  geifselten^  Caraffa  hielt  täglich  Beratungen 
mit  den  hervorragendsten  Geistlichen   über  die  Beschleunigung  der 


Johanns  zur  Glorificierung  ihres  Ahnherrn  ersonnen  haben.  —  Das  Privilegium 
für  das  Haus  Plateis  wurde  im  Jahre  1626  erteilt  und  ist  in  der  Landtafel  enthalten. 
*  Gindely  IV  531.  —  Bibliothek  Corsina  in  Rom :  MS.  Ragguaglio  dello  stato 
di  religione  nel  regno  dl  Bohemia  von  Caraflfa.  Annalen  des  Kapuzinerordens  in 
Böhmen  I  69  n.  267. 

Gindely,  Gefenrefonnatioii  in  Böhmen.  7 
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Gegrenreformatioiij  in  denen  man  sich  endlich  über  den  einzuseblagenden 
Wej?  einigte.  Der  Majestätshrief  sollte  kassiert  und  dadurch  dem 
rechtlichen  Bestand  der  böhniischeu  Konfession  ein  Ende  gemacht 
werden,  es  sollte  kein  Unterschied  in  der  Kirche  geduldet,  also  der 
Laienkelch  beseitijit  werden  und  der  Erzbischof  die  alleinige  Autorität 
in  kirchlichen  An^ielegenheiten  sein.  Alle  Patronutsrechte,  welche  hislier 
von  Häretikern  ausgeübt  worden  wären,  sollten  an  den  Kaiser  heim- 
fallen, die  Karls- Universität  von  ihren  bisheripreu  Professoren  gesäubert, 
und  den  Jesuiten  t^ber«:eben  werden;  aurh  alle  ühiigen  calviDistischea 
Lehrer  und  ihre  Anhänger,  sowie  alle  sonstigen  Sekten,  also  auch  die 
Lutheraner,  sollten  nicht  mehr  geduldet  werden.  Um  den  Kurfürsten 
von  Sachsen  zu  schonen,  sollte  diese  Verfolgung  unter  iiolitischen 
Vorwanden  l>eginuen,  also  die  Geistlichen  ausgewiesen  werden,  weil 
sie  calvinistische  Lehren  verbreitet,  die  Rebellion  von  der  Kanzel  jiut* 
geheifseii,  die  Wahl  Friedrichs  von  der  Pfalz  gelnl>t  oder  den  rebellischen 
Beratungen  im  Carolinum  beigewohnt  hätten.  Wenn  diejenigen,  welche 
sich  dieser  Vergehen  schuldig  gemacht  liätten,  verbannt  würden,  so 
sei  zu  hoffen,  dais  viele  aus  Furcht,  in  Untersuchung  gezogen  zu 
werden,  von  selbst  die  Flucht  ergreifen  wünJen.  Um  den  Schrecken 
zu  vergrölsera,  wurde  als  zweekmälsig  erkannt  wenn  zwei  oder  drei 
Prager  Pfarrer,  namentlich  der  Administrator,  der  den  Pfalzgrafeu 
gekrönt  hatte,  verhaftet  würden. 

Als  dem  Kaiser  die  Bittschrift  des  Prager  Klerus  zugeschickt 
wurde,  lag  ihm  noch  ein  zweites  Gutachten  vor,  dessen  Urheber  nicht 
bekannt  ist,  aber  jedenfalls  eine  einftulsreiche  Persönlichkeit  i  Liechten- 
stein?) war;  dasse?llje  riet,  aufser  der  Bethlehems-  und  Frohnleichnants- 
kirche,  die  bis  dahin  den  Anhängern  der  ßitkderunititt  geh(>rt  hatten, 
aber  seit  einiger  Zeit  geschlossen  waren,  nur  die  St.  Adalbertskirche 
in  Podskal  für  die  Katholiken  in  Besitz  zu  nehmen;  doch  könne  man 
von  den  Prager  Stadträten  die  freiwillige  Einriiunmng  einiger  Pfair- 
kirchen  verlangen.  Die  geplante  Vertreibung  der  ^calvinischen  Geist- 
lichkeit'* Ijetrefiend,  henierkt  das  Gutachten,  dafs  niemand  sich  werde 
als  Calvinist  bekennen  wollen;  es  riet  daher,  sämtlichen  Geistlichen 
eine  Erklärung  betreffs  ihrer  Konfession  abzuverlangen.  Ein  Teil  der 
Geistlichen  werde  sich  vielleicht  zur  Augsburger  Konfession  bekennen, 
und  dieser  sei  zu  schonen,  die  übrigen  aber  seien  auszuweisen.  Auch 
für  die  Zurückfzebliebenen  dürfe  keine  geistliche  Behörde,  kein  Kon- 
sistorium geduldet  werden.  Wenn  es  so  au  einem  Mittelpunkt  für  die 
häretische  Geistlichkeit  fehlen  würde,  sei  zu  erwarten,  dafs  Uneinig- 
keit unter  derselben  einreifsen  werde,  was  nur  zum  Vorteil  für  die 
katholische  Kirche  ausschlagen  könne.    Gegen  die  Geistlichen,  die  am 
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Aufstande  teilgenoniinen  hätteo,  sei  selbstvei'stjmrnirh  der  Prozefs  (iiircli- 
zufübren.  Eiidlich  njüsse  den  Trofessoren  an  der  Karls-Urdvei^itilt  fias 
weitere  Unterrichten  verboten  werden,  was  am  besten  so  laresehetie, 
dafs  gleichzeitig  ihre  Dotationen  ihnen  entzogen  würden  ^ 

Der  Kaiser  liefs  die  Bittsrhiift  des  Klenis  und  dieses  Gutachten 
seinen  Räten  zukommen  und  forderte  sie  auf,  ihre  Meinun,«?  darüber 
zu  äiiiseni.  Die  Kiite  schlössen  sich  in  Anbetracht  der  noch  immer 
von  aufseu  drohenden  Gefahren  dem  milderen  Gutafhteii  an.  In 
diesem  Sinne  eifol^te  denn  auch  die  Entscheidun;^  des  Kaisers.  In 
einer  Zuschrift  an  den  Fürsten  von  Liechtenstein  hilli<rte  Ferdinand 
die  vom  Erzbischofe  angeratene  Beschla^aiahme  der  drei  Pfarrkirchen 
(bei  St.  Heinrich,  St  Ä^di  und  St.  Mcolausj,  die  der  Fürst  bereits 
aus  eigener  Maditvollkommenheit  durchgeführt  hatte  und  tmg  ihm 
auf,  auch  die  Frohuleichnaiiiskirche  auf  tier  Neustadt,  die  Bethlehems- 
kirche auf  der  Altstadt  und  die  St.  Adalbertskirche  in  Podskal  den 
Katholiken  einzuräumen  und  dasselbe  auch  mit  der  Teinkirche  in  Pratz 
zu  thun »  sobald  dies  ohne  Schwierigkeit  ueschfhen  könne.  Endlich 
bestimmte  er,  dafs  fileich  nach  erfol^r  Hinrichtung;  der  Hitupter 
des  Aufstandes,  die  thatsächlich  am  21.  Juni  vollzogen  wurde,  alh^ 
Pradikanten,  Professoren  und  Schulmeister,  welche  „calvinisi^he  und 
pikai-diselie"  Irrtümer  gelehrt  und  verbreitet  (dies  bezog  sich  also  auf 
die  Anhänjzer  der  böhmischen  Konfession  und  der  Bifidemnitüt,  nicht 
auf  die  der  Augsburger  Konfession ),  die  Wahl  des  Kurfürsten  von  der 
Pfalz  zum  König  für  rechtmÄfsig  anpresehen,  ihn  ^jekröut  oder  den 
Beratunfien  der  Rebellen  im  Collegium  Carolinum  beigewohnt  hätten, 
unter  Festsetzung  einer  kurzen  Jurist  des  Landes  verwiesen  werden 
sollten;  die  Schuldigen,  die"  im  Lande  blieben,  sollten  mit  strenger 
Strafe  l)edroht,  aulserdem  aber  erkliiil  werden,  dafs  diese  Verweisung 
nicht  um  der  Religion,  sondern  um  der  Hebellion  willen  geschehe. 
Nach  Erlassung  dieses  Befehls  u]achte  Ferdinand  eine  Wallfahrt  nach 
Mariazell,  wo  er  sein  liereits  in  Loretto  abgelegtes  Gelübde,  keine 
Protestanten  in  seinem  Reiche  zu  dulden,  erueueite-. 

Als  er  nach  Wien  zurückkehrte  und  keine  Nachricht  voiiand,  ol> 
und  wie  Liechtenstein  seinen  Befehlen  nachgekoinmen  sei,  forderte  er 


^  Wiener  Staatsarcliiv:  Bittsclirift  des  böhmj&clien  Klerus  an  den  Kaiaer. 
Ohne  Datum,  aber  nach  dem  InLak  vor  der  Hinrichtung  der  Häupter  des  Auf- 
fit&ndes.  Die  Schrift  mufs  also  io  der  ersten  Jimihidfte  vertarst  worden  sein.  — 
Media  promovendae  religionis  in  Boemia  (ebendaX  Gutacbten  der  Räte  über  diese 
beiden  Scbriftssücke  (ebenda). 

*  d'Elvert  a.  a.  0.  S.  73  u-  74.  Ferdinand  11.  an  Liechtenstein  dd.  3.  Juni 
1621.  —  Gindely  a.  a.  0.  IV  534. 
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ihn  zur  Berichterstattung  auf.  Nun  waren  damals  die  kaiserlichen 
Waffen  in  Ungarn  im  Zurückweichen  begriffen  und  von  Mansfeld  und 
dem  Markgrafen  von  Jägemdorf  drohten  neue  Gefahren.  Liechten- 
stein fand  es  daher  nicht  ratsam,  die  calvinischen  und  pikardischen 
Lehrmeister  auszuweisen,  zumal,  wie  auch  er  bemerkte,  niemand  sich 
als  Calvinist  oder  Pikarde  bekannte,  sondern  jeder  als  Anhänger  der 
böhmischen  Konfession,  die  nicht  mit  dem  calvinischen  Glaubens- 
bekenntnis identisch  sei,  gelten  wollte.  Liechtenstein  hob  auch  her- 
vor, dalJs  die  Ausweisung  der  Prädikanten  nicht  viel  ändern  wtlrde, 
da  den  Städten  und  Herrschaftsbesitzern  das  Patronatsrecht  noch  nicht 
entzogen  worden  sei  und  sie  deshalb  an  die  Stelle  der  Ausgewiesenen 
Gleichgesinnte  oder  mindestens  Lutheraner  ernennen  würden,  die  man 
dann,  ohne  den  Kurfürsten  von  Sachsen  zu  beleidigen,  nicht  ausweisen 
dürfte.  Er  riet  deshalb  nicht  blofs  mit  der  Verfolgung  der  Protestanten 
innezuhalten,  sondern  auch  die  weiteren  Hochverratsprozesse  und  Kon- 
fiskationen auf  günstigere  Zeiten  zu  verschieben.  Endlich  hielt  er 
auch  die  sofortige  Ausweisung  der  Prädikanten  wegen  der  Erbitterung, 
die  dies  in  Deutschland,  Schlesien  und  Ungarn  erregen  würde,  für 
höchst  bedenklich.  Erst  dann,  wenn  der  Kaiser  ohne  Gefahr  wieder 
mit  Strenge  würde  auftreten  und  den  Städten  und  dem  Adel  das 
Patronatsrecht  würde  entziehen  können,  sei  der  Zeitpunkt  zur  Aus- 
weisung der  Prädikanten  gekommen ;  dann  würde  er  auch  die  Pfarren 
samt  und  sonders  mit  Katholiken  besetzen  könnend 

Mittlerweile  sah  Caraffa,  der  zu  voller  Übereinstimmung  mit  dem 
Erzbischof  gelangt  war,  sein  Geschäft  in  Prag  als  beendet  an  und 
bereitete  sich  zur  Reise  nach  Wien  vor.  Um  stets  über  die  Vorgänge 
in  Böhmen  unterrichtet  zu  sein  und  seine  Ratschläge  und  Weisungen 
am  richtigen  Orte  verwertet  zu  wissen,  ernannte  er  den  Domherrn 
Plateis  zu  seinem  Generalvikar  und  gab  ihm  damit  eine  Art  Ober- 
aufsicht über  den  Erzbischof  ^.  Als  Caraffa  in  Wien  anlangte  und  den 
Kaiser  für  die  alsbaldige  Ausweisung  der  Prädikanten,  d.  h.  für  die 
Durchführung  seines  dem  Fürsten  von  Liechtenstein  gegebenen  Befehls, 
zu  gewinnen  suchte,  traf  daselbst  das  eben  geschilderte  Schreiben  des 
letztgenannten  ein,  welches  vorläufig  einen  vollständigen  Stillstand  in 
der  Gegenreformation  anriet.     Der  Nuntius  wollte  aber  davon  nichts 


»  d*Elvert  a.  a.  0.  S.  94  ff.  Der  Kaiser  an  Liechtenstein  dd.  2.  Juli  1621. 
Liechtenstein  an  den  Kaiser  dd.  14.  Juli  1621. 

-  Die  Ernennung  des  Plateis  zum  Generalvikar  des  Nuntius  ergiebt  sich 
»liraus,  dafs  er  in  einer  spater  zu  erwähnenden  Einschreibung  in  das  Missale  der 
Martinskircho,  dit»  Caraffa  selbst  in  seinem  Ragguaglio  wörtlich  anfUhrt,  als  solcher 
1  umzeichnet  wird. 
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wissen;  nach  seiner  Aüsicht  war  der  Kaiser  Gott  zum  Dauke  für  den 
gleichsam  durc*Ii  ein  Wunder  erfochtenen  Sieg  auf  dem  Weifsen  Berge 
verpflichtet  und  miüste  diesen  durch  die  Vertreibung  der  i^esamten 
bJiretischen  Geistlichkeit  und  Lehrei-schaft  erstatten.  Mit  der  Erfüllung 
der  Dankespflicht  gegen  Gott  leiste  er  aber  auch  seineu  weltlichen 
Interessen  Genüge,  deDP  die  häretischen  Geistlichen  hätten  7xim  Auf- 
stände und  zur  Wahl  des  Gegeukönigs  den  Anstofs  gegeben,  sie  ver- 
dienten deshalb  schon  aus  politischen  Gründen  bestraft  und  ausge- 
wiesen zu  werden»  Auch  werde  dem  Kaiser  durch  die  Veitreibuug 
der  Prädikanten  die  Gelegenheit  geboten,  an  ihre  Stelle  katholische 
Priester  einzusetzen  und  dadurch  seine  HeiTschaft  zu  sichern.  Nach- 
dem sich  Caraffa  auch  mit  Eggenberg  und  den  anderen  Mitgliedeiii 
des  Geheimrates  besprochen  und  ihren  Eifer  geschürt  hatte,  gelangte 
er  insofern  zu  dem  ersehnten  Ziele,  als  der  Kaiser  den  am  3,  Juni 
erteilten  Befehl  wiederholte.  Es  geschah  dies  alter  doch  nicht  in  der 
früheren  Allgeuieinheit,  sondern  der  Kaiser  befahl  nur,  die  Ausweisung 
über  diejenigen  zu  verhängen,  welche  die  von  den  Defensoren  vor 
dem  Fenstersturz  verfafste  Proklamation  an  das  Volk  von  den  Kanzeln 
verkündet,  die  verbotenen  Zusammenkünfte  im  Carolinum  hefördert. 
und  „die  unordentliche**  Krönung  vollziehen  geholfen  oder  sonst  die 
Rebellion  notorisch  untei-stutzt  hätten.  Bei  allen  kontiscierten  Gütern 
sollte  der  Füist  das  Patronatsrecht  dem  Kaiser  vorbehalten  und  bei 
der  Besetzung  aller  Pfarren  des  königlichen  Patronats  im  Einvernehmen 
mit  dem  Erzbiscliof  vorgehen  K 

Auch  der  Erzbischof  tmg  den  faktischen,  gefilhrlichen  Verhält- 
nissen in  dem  Gutachten,  das  er  dem  Kaiser  über  dessen  Auftorderung 
erstattete,  Rechnung.  Auch  er  wollte  nur  jene  Prädikanten  sogleich 
bestraft  weissen,  die  sich  während  des  Aufstandes  stärker  kompromittiert 
hatten.  Zugleich  schlug  Lohelius  vor,  entweder  alle  dadurch  frei- 
gewordenen Pfarren  in  Prag  oder  wenigstens  zwei  oder  drei  in  jedem 
Stadtteile  mit  Katholiken  zu  besetzen.  Um  für  die  Neubesetzungen 
die  nötige  Geistlichkeit  zur  Veilügung  zu  haben,  empfahl  er  zugleich 
die  Prager  PfaiTen  auf  neun  zu  reducieren;  vier  sollten  auf  der  Alt- 
stadt, vier  auf  der  Neustadt,  eine  auf  der  Kleinseite  belassen  werden, 


■  Caraifa  erzählt  in  dem  ^itierteti  Hagguaglio,  dafs  eia  Dekret  ausgearbeitet 
wurde,  welches  den  protestantischen  Geistlichen  Prag  binoen  ilrei  Tagen  uod 
Böhmen  binneu  aclit  Tagen  zn  riviimeD  anbefahl.  Wenn  dieses  wirklich  schon 
damalü  ausgetirbeitet  wurde,  so  ist  es  fedenlalls  dem  Fürsten  Liechtenstein  nicht 
zur  Danacbachtung  zugeschickt  worden,  sondern  statt  dessen  blofs  der  iju  Texte 
erwähnte  Befehl,  wie  der  Brief  Ferdinands  an  Liechtenstein  dd.  26.  Juli  1621  ibei 
d'EJvert  S.  107)  atisM'etst.  —  Gindely:  Geschichte  des  dreifsigj ährigen  Krieges  1  269, 
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je  zwei  von  den  Pfarren  auf  der  Altstadt  UDd  Neustadt  sollten  katho- 
lisch sein  (die  Kirche  am  Tein,  hei  St  Martin,  hei  St.  Stephan  und 
St.  Heinrich),  die  anderen  sowie  die  Kleinseitner  Pfarre  vorläufip  im 
Besitze  der  Protestanten  bleiben.  Uni  dies  mit  mögliehst  wenigem 
Gerftusch  zu  bewerkstelligen,  sollte  man  mit  den  Stadträten  der  Alt- 
und  Neustadt  unterhandeln  und  sie  dazu  bringen,  dafs  sie  die  Über- 
gabe der  betreffenden  Pfarren  an  Katholiken  selbst  vorschlügen;  es 
würde  leicht  sein,  sie  dazu  zu  l>ewegen,  da  sie  auch  den  Verlust  der 
übrigen  ftU'chten  müfsten.  Alles  dies  sollte  nur  für  den  Fall  gelten, 
wenn  der  Fürst  von  Liechtenstein  sich  stark  genug  fühle,  jeden  et- 
waigen Aiifstaml  niederzuschlagen.  Sei  er  dies,  so  möge  er  die  er- 
teilten Ratschläge  energisch  durchführen,  im  entgegengesetzten  Falle 
enthalte  er  (Luhelius)  sich  jedes  weiteren  Ratschlages,  da  es  unnütz 
sei,  etwas  zu  verlangen,  wms  nicht  durchgeführt  werden  könne.  Auf 
keinen  Fall  dürfe  sich  aber  die  allgemeine  Amnestie,  die  der  Kaiser 
auf  Andringen  des  Kurfürsten  von  Sachsen  den  Teilnehmern  des  Auf- 
standes erteilen  wollte,  auch  auf  die  protestantischen  Geistlichen  und 
Professoren  beziehen,  damit  man  l^ei  passender  Gelegenheit  wieiier 
gegen  sie  vorgehen  könntet 

Als  der  Pfarrer  von  St.  Stephan  von  dem  Neustädter  Rat  (offen- 
bar auf  Andringen  Liechtensteins  in  Befolgung  des  erzbischöf liehen 
Gutachtens)  entlassen  wurde,  hielt  er  mit  seinen  Gesinnungsgenossen 
eine  Versammlung  im  Carolinum  ah,  in  der  man  unzweifelhaft  die 
veiftigte  Entlassung  bespracli  und  über  Mittel  zu  ihrer  Rückgitngig- 
machung  beriet.  Der  Pfarrer  von  St.  Martin,  der  wahrscheinlich 
wuIste,  dafs  er  von  einer  ähnlichen  xMalsregel  bedroht  war,  tadelte 
auf  der  Kanzel  diejenigen  Geistlichen,  die  den  Mahiiungen  des  Erz- 
bischofs folgend,  von  dem  Protestantismus  abgefallen  wilren  und  den 
Erzbischof  als  ihren  Oberhirten  anerkannt  hätten.  Als  der  Kaiser 
dies  erfuhr,  befahl  er  dem  Fürsten  von  Liechtenstein,  gegen  beide 
PfaiTer  als  Urheber  einer  neuen  Rebellion  strafend  vorzugehen  und 
bezüglich  ihrer  Ei-setzung  Vorschläge  zu  thun.  Liechtenstein  ant- 
wortete darauf,  dafs  er  den  Pfarrer  von  St.  Stephau  entfernt  habe, 
den  von  St.  Martin  aber  als  den  minder  Schuldigen  vorläufig  noch 
auf  seinem  Posten  belassen  wolle-.  Da  einige  Tage  darauf  der  Jahres- 
tag der  Sehlacht  auf  dem  Weifsen  Berge  zum  erstenmale  wiederkehrte, 
so  forderte  der  Erzbischof  die  gesamte  Prager  Geistlichkeit  zu  einer 


'  Müncbner  Reichsarchiv:  Der  Erzbiscbof  an  den  Fürsten  von  Liechtenstem 
dd.  14,  Augnsl  1621. 

*  Böhmisches  Statthaltereiarcbiv :  Ferdinand  11.  an  Liechtenstein  dd.  18,  Ok- 
tober 1621.     Liechtenstein  ftu  Ferdinand  IL  dd.  27.  Oktober  162  L 
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feierlichen  Dankprozession  auf,  die  sich  von  der  Domkirche  Ins  auf 
das  Scbladitfeld  hegeben  sollte  '. 

Die  ungünstigen  Verhältnisse,  um  derentwillen  der  Kaiser  und 
seine  Ratgeber  sich  in  ihrem  An^^rilfe  gegen  die  Protestanten  liatteu 
mRfsigen  müssen,  erreichten  endlich  im  Monat  Oktober  ihr  Ende, 
Am  10.  Oktober  schlofs  Mansfehi  mit  Maximilian  von  Bayern  einen 
Vertrag,  dm-ch  den  er  sich  zur  Räumung  aller  von  ihm  in  Böhmen 
und  in  der  Oberpfalz  besetzten  Plät^ze  und  zur  P'^ntlassung  seines 
Volkes  verpflichtete.  Obwohl  er  den  Vertrag  nicht  pünktlich  einhielt, 
und  namentlich  sein  Kriegs volk  nicht  entliefs,  so  räumte  er  doch,  was 
ft^r  Böhmen  das  Wichtigste  war,  die  Oberpfalz  und  zog  nach  der 
unteren  Pfalz;  die  Gefahr,  dafs  durch  seine  Mithilfe  der  Aufstand  in 
Böhmen  wieder  auflodern  könnte,  war  also  beseitigt.  Fast  zu  gleicher 
Zeit,  nftmlich  am  11.  Oktober,  begannen  in  Nikolsburg  die  Verhand- 
lungen zwischen  Ferdinand  II.  und  Bethlen  über  den  Abschlufs  eines 
Friedens;  auch  die  von  Ungarn  drohende  Gefahr  nahm  also  ein  Ende 
und  es  stand  nicht  mehr  zu  befürchten,  dafs  sich  Bethlen  und  Mans- 
feld  die  Hand  reichen  würden.  Nun  bemühte  sich  Caraffa,  den  Kaiser 
für  einen  allgemeinen  Ausweisungsbefehl  gegen  die  Geistlichkeit  der 
böhmischen  Konfession  zu  gewinnen.  Um  jeder  Gefahr  zu  begeg:nen, 
riet  er  zur  Befestigung  van  Prag  und  zur  Anwerbung  zweier  Regi- 
menter, die  in  dieser  Stadt  stationiert  werden  sollten  ^  Bezüglich 
der  Anwerbung  folgte  man  seinem  Rate  und  da  die  Anzeichen  für 
den  günstigen  Ausgang  der  Nikolsburger  Verhandlungen  sich  mehrten, 
verstummten  endlich  diejenigen,  die  zur  Vorsicht  mahnten.  Der  Kaiser 
trug  dem  Fürsten  von  Liechtenstein  auf,  mit  der  Ausweisung  Ernst 
zu  machen,  und  so  publizierte  dt^r  letztere  am  13.  Dezember  das  erste 
allgemeine  Aus  Weisungsdekret  wider  fiie  Geistlichkeit  der  biVbinischen 
Konfession.  Im  Eingang  dessell>en  beschuldigte  er  die  fVadikauten, 
dalJs  viele  von  ihnen  am  Sonntag  Rogate  (am  20.  Mai  1618)  eine 
giftige  und  zum  Aufruhr  aufreizende  Schrift  vorgelesen  hi^tten.  Er 
meiüte  damit  jene  Schrift,  welche  die  Urheber  der  Zusammenkunft 
im  Carolinum,  die  zum  Fenstersturz  führte,  zu  ihrer  Rechtfertigimg 
ausgearbeitet  und  noch  vor  der  Zusammenkunft  den  IVager  Pfarrern 
behufs  Vorlesung  auf  den  Kanzeln  zugeschickt  hatten^.  Nach  Aus- 
bruch fies  Aufstandes,  so  lautete  es  weiter,  hätten  einige  von  ihnen 
in  ihren  Predigten   zur  Einigkeit  und  Ausdauer  in  der  Rebellion  ge- 


•  Prager  Domkapiti^larGhJv:  Lohelius  an  die  Prager  Geistlichkeit  dd,  30.  Okt. 
1621.  —  Erzbiscböflit'lies  Archiv:  Lohelius  an  Liechtenstein  dd.  29.  OkL  162L 

■  CarafTas  RagguagUo  MS.  a.  a,  0, 

*  Giodely:  Cteschichte  des  böhmischen  Aufstandes  1  269. 


\m. 


-^     104 


mahnt,  in  Prag  und  auf  dem  Lande  tüglieh  für  das  Gelingen  des  Auf- 
standes gebetet  und  solche  Gebete  auch  durch  den  Druck  verbreitet; 
alle  hätten  zur  Wahl  des  Afterköni^  {geraten ,  denselben  anerkannt 
und  ebenso  den  Abschlufs  der  „vei-fluchten  Konföderation"  (des  Bünd- 
nisses zwischen  deu  böhmischen  Ländern.  Ungrarn  und  Osten-eich 
gegen  Ferdinaiul  IL)  in  „gottloser  Weise ""  herbeiführen  geholfen. 
Auch  jetzt  zeigten  sie  ihre  schlechte  Gesinnung  in  der  Abhaltung 
heinilicfier  Zusammenkünfte,  die  keinen  anderen  Zweck  hätten,  als 
die  Erregung  eines  neuen  Aufruhrs.  Obwolil  sie  eine  weit  strengere 
Strafe  verdient  iiätten,  so  l)eschr;tnke  man  sich  darauf,  alle,  die  sich 
an  einem  dieser  Verbrechen  beteiligt  hatten,  aufzufordern,  Prag  binnen 
drei  Tagen  und  <las  Land  binnen  acht  Tagen  zu  räumen.  Aus  Gnade 
würde  ihnen  gestattet,  ihr  bewegliches  Vermögen  mitzunehmen,  ihr 
unbewegliches  aber  binnen  drei  Monaten  zu  veräui'seni  \  Der  Wort- 
laut des  Dekrets  könnte  es  zweifelhaft  erscheinen  lassen,  ol>  sich  das- 
selbe auf  IVag  itUein  oder  auf  das  ganze  Land  hoi^iehe.  Der  Zweifel 
wird  jedoch  dadurch  beseitigt,  dafs  Liechtenstein  dasselbe  auch  den 
übrigen  königliclten  Stiften  zuschickte.  Soweit  bekannt,  wurden  die 
Gutsherren  nicht  zur  I'ubUkation  des  Patentes  aufgefordert.  Bei  den 
katholischen  war  dies  nicht  nötig  und  bei  den  protestantischen  unter- 
liefs  man  es  wahi-scheinlich  deshalb^  weil  man  die  Konfiskation  ihi^s 
ganzen  Besitzstiuides  plante. 

Das  am  13,  Dezember  itublizierte  Ausweisungspateut  venii-sachte 
unter  den  Betroffenen  Jammer  und  Entsetzen.  Seit  der  Schlacht  auf 
dem  Weifsen  Berge  war  die  utraquistische  Geistlichkeit  in  steter  Angst 
und  Sorge;  sie  verhielt  sich  so  ruhig  und  zurückgezogen  als  möglich, 
betete  ftlr  den  Kaiser  und  den  Erfolg  seiner  Waffen  und  ging  auf  der 
Kanzel  jeder  politischen  Anspielung,  die  zu  ihren  Ungunsten  gedeutet 
werden  konnte,  sorgfältig  aus  dem  Wege.  Dafs  nicht  eine  geänderte 
Überzeugung,  sondern  nur  Rücksiclit  auf  ihren  Lebensunterhalt,  auf 
Weib  und  Kind  ihr  diese  Reserve  auferlegte,  war  selbstvei*ständlich. 
Nur  wenige  Geistliche  hatten  den  Mut,  ihre  Zuhörer  zur  Staudhaftig- 
keit  gegenüber  der  in  Aussicht  stehenden  religiösen  Verfolgung  zu 
mahnen,  wie  dies  z,  B.  der  Pfarrer  hei  St.  Stephan  that,  aber  dadurch 
veranlafste  er  auch  seine  unverweilte  Entfernung.  Aller  Augen  rich- 
teten sich  schon  seit  längerer  Zeit  auf  den  Pfarrer  der  Teinkirche 
und  Administrator   des   „unteren   Konsistoriums",   Dicastus,   der  den 


*  Aüsweisuugsbelelil  des  Fiirsteu  LiechteiiHteiß  dd.  13.  Dezember  1621.  MS. 
in  dem  stAdtischeu  Archiv  von  Prag.  —  Böhmisches  StatthaUereiarchi^ :  Liethten- 
stein  an  die  Stadt  KuUt^nberg  dd.  14.  iJezember,  an  die  Stiidte  Schönfeld,  Schlacken- 
wertli,  Eger,  Königsberg,  Tucbati  und  Joachimsthal  dd.  17.  Dezemtier  1621. 
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Ge^enkönig  gekrönt  hatte  und  dadurch  schuldiger  geworden  war,  als  alle 
anderen.  Von  ihm  erwartete  man  ein  Zeichen  niannbafteu  Wider- 
standes. Allein  gerade  er  beugte  sich  mehr  als  alle  Qhrigen.  Durch 
hyperloyale  Kundgebungen  suchte  er  seine  frühere  Parteinahme  ver- 
gessen zu  machen;  den  von  ihm  gekrtinteu  König  erklärte  er  als 
Feind  <ias  Vaterlandes,  wünschte  dem  Kaiser  den  Sieg  und  wieder- 
holte dies  in  jeder  Predigt.  Ein  Teil  seiner  Anhänger  hatte  Mitleid 
mit  seiner  Schwäche,  die  meisten  verurteilten  jedoch  seine  Nach- 
giebigkeit als  Feigheit  und  Verrat  an  der  guten  Sache'.  —  Als  nun 
der  Ausweisungsbefehl  erfolgte,  fügten  sich  demselben  in  l^rag  dreilsig 
Geistliche,  darunter  auch  Dicastus;  sieben  gaben  dem  Zuspruche  des 
Domherrn  Plateis  nach,  traten  zur  katholischen  Kirche  über  und 
blieben  zum  Lohne  dafür  i>eä  den  Kirchen»  die  sie  bis  dahin  ver- 
waltet hatten.  Wenn  man  aber  von  ihrer  Wirksamkeit  einen  Ein- 
druck auf  das  Volk  erwartete,  so  sah  man  sich  getäuscht,  denn  sie 
ernteten  bei  ihren  früheren  Anhilngern  nur  Verachtung.  Vor  dem 
Abzüge  erteilten  die  Ausgewiesenen  zahlreichen  Gläubigen  das  Abend- 
mahl unter  beiden  Gestalten,  ohne  dafs  mau  sie  daran  gehindert 
hätte.  Als  sie  um  die  Erlaubnis  ersuchten,  von  ihren  Gemeinden 
feierlich  Abschied  nehmen  zu  dürfen,  wurde  ihnen  dies  zwar  ver- 
weicert;  es  wurde  aber  gestattet,  dafs  sich  die  Gläubigen  ohne 
(ilückengeläute  in  der  Kirche  vei-sammelten,  wo  dann  der  Abschied 
ohne  besondere  Feierlichkeit,  aber  unter  wechselseitigem  Seufzen  und 
AVeinen  erfolgte  2,  was  vielleicht  einen  grölseren  Eindruck  maclite  als 
tausend  Worte.  Die  Frau  des  Obei-sthofmeistei-s  Adam  von  Waldstein 
wui'de  durch  den  Abzug  ihres  Seelsargei^s,  des  I^farrens  von  St.  Nicolaus 
auf  der  Kleinseite,  Rosaeius,  so  schmerzlich  berührt,  dais  sie  in  eine 
ihwere  Krankheit  vei-fiel.  Durch  den  Abzug  hatten  die  Geistlichen 
Achtung  und  Sympathie  wiedergewonnen,  was  sie  durch  ihre 
frühere  demütige  Haltung  verscherzt  hatten:  man  sah,  dals  sie  um 
ihrer  Überzeugung  willen  Leiden  auf  sich  zu  nehmen  bereit  w^aren. 
Die  Ausgewiesenen  lenkten  ihre  Sciinttr  nach  Schandau  in  Sachsen, 
von  wo  sie  ein  (iesuch  an  den  Kurfürsten  rit'hteten,  in  dem  sie  ihn 
um  seine  Fürbitte  beim  Kaiser  et-suchten,  auf  dafs  ihnen  die  Rück- 
kehr gestattet  würde. 

Das  AuBweisungsdekret  wurde  übrigens  nicht  einmal  in  Prag  voll- 


*  Böhmisches  StattliRltereiai'chiv :  Zusehrifi  an  den  Administrator  Dicastus 
dd.  5.  Jimi  162L 
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8ti\ndig  riurchgefütirt  Selbst  in  dieser  Stadt  blieben  einige  Geistliche 
zurück;  sie  scheuten  sich  nicht,  ihre  Anhänger  in  heimlichen  Kon- 
vent! kein  um  sich  zu  versaninieln,  ja,  einer  derselben  hielt  so^ar  am 
Neujahrsta^^e  in  der  Kirche  zu  St.  Castuhts  eine  Prediirt  und  lud  seine 
Zuhörer  für  den  folgenden  Sonntag  in  die  Kreuzkirche  ein.  An  dem 
zweitjzenamiten  Tage  versanimelte  sich  eine  solche  Menschenmenge, 
um  die  angekündigte  Fredigt  zu  huren,  dafs  der  grofste  Teil  der 
Glaubigen  keinen  Platz  in  der  Kirche  fand,  sondern  auf  der  Gasse 
verweilen  niufste'.  Die  Richtigkeit  dieser  Thatsache  wird  durch  ein 
Schreiben  des  Erzhischofs  an  Plateis  verbürgt, 

Die  Stadt  Kuttenberg  war  die  erste,  die  gegen  die  Ausweisung 
ihrer  Geistlichkeit  hei  dem  Fürsten  von  Liechtenstein  eine  Verwahrung 
einlegte.  Die  Kuttenberger  Geistlichkeit  habe  nie  jene  aufrührerische 
Proklamation  von  den  Kanzeln  verlesen  und  stets  das  Wort  Gottes 
treu  und  aufrichtig  gepredigt.  Ihre  Ausweisung  würde  das  Ende  des 
Bergbaues  in  der  Stadt  bedeuten,  denn  ein  gioi'ser  Teil  fler  Bergleute 
würde  auswandern,  und  das  Bergwerk,  wenn  das  Wasser  nicht  mehr 
von  kundigen  Leuten  weggeieitet  würde,  zu  Grunde  gehen.  Bei  dieser 
Gelegenheit  erfahren  wir,  dai^  Kuttenbeig  wie  IVag  eine  sprachlich 
gemischte  Stadt  war;  ein  Teil  der  Geistlichkeit  predigte  deutsch,  da 
ein  Teil  der  Bergarbeiter  nur  dieser  Sprache  mächtig  war,  der  andere 
böhmisch  ^. 

Als  der  Statthalter  im  Begriffe  war,  das  Ausweisungsdekret  zu 
veröffentlichen,  wollte  der  Erzlnschof  die  Angelegenheit  wegen  Be- 
schlagnahme aller  stfUl tischen  Patronate,  die  er  schon  einmal  bei  dem 
Kaiser  angeregt  hatte,  ins  reine  bringen.  Er  richtete  deshalb  ein 
Schreiben  an  denselben  und  schickte  zu  diesem  Behiife  seine  beiden 
Ratgeber  Plateis  und  Questenberg  nach  Wien,  indem  er  dieselben 
mehreren  hochgestellten  Persönlichkeiten  empfahl^.  Der  Erzbischof 
klagte  hiebei,  dafs  die  Städte  des  Landes,  namentlich  Prag,  dem 
Verhiste  des  Patronatsr echtes  auf  alle  Weise  und  namentlich  durch 
Schmeicheleien  beim  Fürsten  Liechtenstein  vorzubeugen  suchten. 
Plateis  und  Questenberg  sollten  zugleich   die  Vertreibung   auch  der 


^  Prager  erzbtscbÖflicheB  Archiv:  Lohelius  an  Plateis  dd.  4  Januar  1622. 

^  Kuttenberger  ArchiT:  Die  Stadt  Kuttenberg  an  Liechtenstein  dd.  22.  De- 
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lutherischen  Prediger  zu  erw!r1(eiL  Da  <ler  Füi^t  von  Liechtenstein 
sich  zum  Jahreswechsel  in  Wien  eingefunden  hatte,  wurde  in  seinem 
Palais  eine  Beratung  abgehalten,  an  der  sich  (Juestenberg  und  Plateis 
beteilij^ten.  Mun  gab  ihnen  bezüglich  der  kitheriischen  I'rediger  nach, 
beschlofs  aber  die  'Ausweisung  mit  Rücksicht  auf  den  bevurstehendeu 
^ansehen  Reichstag  bis  Ostern  zu  vertagen.  Es  sei  gleich  hier  be- 
'uierkt,  dafs  die  Durchflihrung  des  Beschlusses  später  nochmals  ver- 
schoben wurde  und  zwar  aus  Rücksicht  auf  Kursachsen  und  den  he- 
voi-stfheuden  Deputationstag  in  Regensburg'. 

Wahrend  der  Anwesenheit  seiner  beiden  Vertreter  in  Wien  er- 
hielt der  Erzbischof  zwei  Schreiben,  das  eine  vom  Nuntius,  das  an<lere 
vom  Kaiser.  Caraffa  teilte  ihm  nämlich  mit,  dafs  der  Papst  das  Gut- 
machten des  römischen  Inquisitionstribunals  über  die  Zulassung  der 
Jommunio  sub  utratiue  eingeholt  und  nach  der  Erstattung  desselben 
sich  entschlossen  habe,  dies  Zugeständnis  für  Deutschland  überhaupt 
und  ftlr  Böhmen  insbesondere  zu  widerrufen.  Darnach  sollte  also  der 
Erzbischof  allen  Pfanern  die  Austeilung  der  Conimunio  sub  utra(iue 
verbieten  und  jene  Laien,  die  sich  dieser  Weisuug  nicht  fügen  wollten» 
als  Ketzer  behandeln.  Der  Kaiser  aber  forderte  den  Erzbischof  auf, 
mit  einer  Anzalil  taugliclier  und  verschwiegener  Theologen  zu  l»eraten, 
wie  <lie  katholische  Religion  für  tlie  Zukunft  in  Böhmen  gesichert  und 
wie  Priilatureu,  Klosterstiftungen,  Kollaturen  und  Jurisdiktionen  „in 
Acht  genonmien  und  in  eine  bestiunute  Ordnung  und  Verfassung  ge- 
! bracht"  werden  könnten.  Über  die  Mitteilung  CaraiTas  war  der  Erz- 
bischof sehr  i-rfreut,  bat  aber,  auch  den  Kaiser  von  der  püpstliclien 
Entscheidung  in  Kenntnis  zu  setzen,  auf  dafs  dieser  ihn  in  der  Durch- 
führung derselben  unterstütze 2, 

In  der  Antwort  an  <len  Kaiser  wiederholte  der  ErzhistHifff  seine 
frühere  Bitte,  dal's  allen  protestantischen  Gutsbesitzern  das  Besetzungs- 
recht der  Pfarreien  entzogen  werde  und  ersuchte  die  Geistlichen,  die 
zur  katholischen  Kirche  übergetreten  seien,  in  anderer  Weise  zu  ver- 
sorgen, da  man  sie  auf  ihren  Harren  wegen  der  Verachtung,  die  auf 
ihnen  laste,  nicht  belassen  könne.  Weiter  sollte  der  Kaiser  die  Kirchen 
und  Klöster  in  den  Besitz  ihrer  ursprünglichen  Stiftungen  setzen,  da 


*    C&raflfas  Kagguagho  a.  a.  0. 
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sich  jetzt  die  Gelegenheit  dazu  biete.  Der  Sinn  dieses  letzten  An- 
suchens war,  dafs  die  freistlichen  Güter,  die  im  Laufe  der  Zeit  in 
Laienliände  überi^iegangen  oder  kontisdert  worden  waren,  zuillck- 
ei*statiet  wertien  sollten.  F^s  war  dies  eine  Bitte  von  der  gi'öfsten 
Tragweite,  die  in  den  Eingaben  der  katholischeh  Geistlichkeit  noch 
oft  wiederkehren  sollte.  Endlieh  mahnte  der  Krzbischof  den  Kaiser, 
um  allfillli|?eu  Tumulten  zu  begesruen,  zur  Unterhaltung  einer  starken 
Besatzüuc:  in  Böhmen  und  namentlich  in  Prag*.  Wenige  Tage  später 
ersuchte  er  um  einen  end.irülti.t:eD  Bescheid  in  Bezug  auf  die  dem 
Kaiser  durch  Plateis  und  Questenberg  vorgetragene  Bitte  bezüglich 
der  Überlassung  der  Kollatur  über  die  Präger  Kirchen,  weil  er  nur 
so  an  Ansehen  gewinnen  und  eine  ^iurcligreifendere  Wirksamkeit 
l^ben  könne  ^. 

Als  die  Ostertage  des  Jahres  1622  herannahten,  erteilte  der  Erz- 
bischof in  Befolgung  des  päpstlichen  Auftrages  allen  Prager  I*farrern 
den  Befehl,  das  Abendmahl  nur  unter  einer  Gestillt  zu  verabreichen. 
Bas  Volk  hatte  sich  im  ganzen  der  Ausweisung  der  Geistlichkeit 
stumm  gefügt.,  da  ihm  das  teuerste  Erinneniogszeichen  an  seine  reli- 
giöse Vergangenheit .  für  das  rlie  Väter  Ströme  von  Blut  vergossen 
hatten,  der  Laienkelch,  übriggeblieben  war.  Ei;  war  vorauszusehen, 
dafs  dessen  Abschaflfiing  eine  gröfsere  Aufregung  zur  Folge  haben 
würde,  als  alle  bisherige  Verfolgung.  Die  „Politiker",  mit  welchem 
Xanien  CaraJTa  diejenigen  bezeichnete,  die  sich  niclit  blofs  von  kirch- 
lichen, sondern  auch  von  staatlichen  Erwägungen  leiten  liefsen,  ver- 
dammten deshalb  die  Beseitigimg  des  Laienkelchs,  weil  dieselbe  das 
Volk  unnötig  reizen  würde,  sie  verdammten  sie  auch,  weil  der  Laien- 
kelch von  Pius  IV.  gestattet  worden  war,  und  souach  die  Anhänger 
desselben  gerade  so  wie  die  unierten  Griechen  als  Söhne  der  katholi- 
schen Kirche  betrachtet  werden  konnten.  Sie  bemühten  sich,  den 
Fürsten  von  Liechtenstein  für  ihre  Anschauung  zu  gewinnen,  und  er* 
reichten  dies  um  so  leichter,  als  er  stets  für  ein  milderes  Auftreten 
gewesen  war  und  seine  protestantischen  Erinnerungen  ihn,  im  Gegen- 
satz zu  anderen  Konvertiten,  tolerant  machten.  In  der  That  bevoll- 
mächtigte Liechtenstein  von  Wien  aus,  wohin  er  zu  Anfang  des  Jahres 
1622  gereist  war,  die  Pfarrer  am  Tein  und  bei  St.  Heinrich  zur  Uster- 
zeit  jedent,  der  darnach  verlange,  die  Kommunion  unter  l*eiden  Gestalten 


^  Erzbischöfljches  Archiv:  Lohelius  an  den  Kaiser  dd.  10.  Januar  1622. 
LoheHua  an  Liechtenstein  dd.  11.  Januar  1622. 

*  Prager  entbischöfliches  Archiv:  LoheUus  an  den  Kaiser  dd.  5.  März  1622. 
Lohelius  aii  den  Kaiser,  iiadatiert. 
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zu  verabreichen.  Von  dieser  Vollmacht  machte  der  Pfarrer  am  Tein, 
Lodka,  Gebrauch  und  erteilte  am  Gründonnerstag  an  mehr  als  tausend 
Personen  das  Abendmahl  unter  beiden  Gestalten.  Dieser  Vorgang, 
der  als  eine  offene  Mifsachtung  des  vom  Nuntius  publizierten  Ver- 
botes gelten  muTste,  erzürnte  die  eifrigen  Katholiken  auf  das  äufserste, 
und  sie  beschlossen  alsbald  eine  Gegendemonstration.  Vier  Tage 
später,  am  Ostermontage  celebrierte  der  Domherr  Plateis  eine  Messe 
in  der  Martinskirche,  wo  im  Jahre  1414  zum  erstenmal  der  Laien- 
kelch in  Gebrauch  gekommen  war,  und  erteilte  darauf  in  Anwesen- 
heit von  mehreren  hundert  Zuschauem  einigen  wenigen  Laien  das 
Abendmahl  unter  einer  Gestalt.  Die  Thatsache,  dafs  in  jener  Kirche, 
in  der  die  Verteilung  des  Laienkelchs  ihren  Anfang  genommen,  nun- 
mehr dieselbe  endgültig  beseitigt  sei,  wurde  zur  bleibenden  Erinnerung 
in  das  Missale  der  Martinskirche  eingetragen*. 

Als  der  Nuntius  von  dem  Vorgange  in  der  Teinkirche  Kunde  er- 
hielt, war  auch  er  auf  das  äufserste  aufgebracht.  Augenblicklich  eilte 
er  zum  Kaiser  und  beklagte  sich  nicht  über  Liechtenstein  selbst,  wohl 
aber  über  die  Eigenmächtigkeit  der  ihm  untergebenen  Beamten,  die 
auf  eigene  Verantwortung  sich  in  kirchliche  Dinge  einmischten.  Seine 
Klage  fand  volle  Würdigung:  der  Kaiser  befahl  seinen  Beamten  auf 
das  strengste,  die  Sorge  für  kirchliche  Angelegenheiten  allein  den 
Geistlichen  zu  überlassen,  und  tadelte  sie  wegen  ihrer  Eigenmächtig- 
keit in  der  schärfsten  Weise.  Die  „Politiker"  nahmen  den  Tadel 
nicht  ruhig  hin,  da  sie  sich  der  Gefahr  bewufst  waren,  mit  der 
ein  allfälliger  Aufstand  alle  Katholiken  bedrohte,  und  überschütteten 
den  Domherrn  Plateis,  den  sie  im  Verein  mit  dem  Nuntius  für  den 
Urheber  der  scharfen  Worte  des  Kaisers  ansahen,  mit  Klagen  und 
Drohungen.  Da  Caraffa  seit  seiner  Ankunft  in  Österreich  sich  als 
eigentlicher  Gebieter  der  böhmischen  Diöcese  geberdete  und  dies  unter 
anderem  dadurch  kundgegeben  hatte,  dafs  er  Plateis  zu  seinem 
Generalvikar  ernannte,  suchten  die  „Politiker"  die  Eifersucht  des  Erz- 
bischofe  gegen  die  sichtliche  Schmälerung  seiner  Auktorität  aufzu- 
stacheln und  ihm  nahezulegen,  dafs  er  sich  dem  Nuntius  nicht  zu 
fügen  brauche,  so  lange  dieser  ihm  nicht  ein  specielles  Breve  des 
Papstes,  das  ihm  Gehorsam  auftrage,  vorweisen  könne.  Ein  gewisser 
Flaminius  de  Rubels  erörterte  in  einem  Gutachten  die  Frage,  ob  der 
Erzbischof  von  Prag  einer  Appellation  an  den  Nuntius  Rechnung  tragen 


»  Bibliothek  Corsina:  Relation  Caraflfas  dd.  8.  Oktobor  1622.  In  dieser  Ein- 
tragung, die  auch  Caraffa  wörtlich  anführt,  wird  Plateis  Olmützer,  Prager, 
Wyschehrader  und  Breslauer  Domherr  genannt. 
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müsses  und  verneinte  dieselbe  ^  Nicht  zufrieden  mit  der  Aufstaclieluug 
des  Erzbischofs,  die  ttbrijxens  eioij^en  Eifolj?  jrehabt  haben  düifte,  flöfsteu 
sie  auch  denjenigen  Geistlichen,  die  das  Abendmahl  unter  beiden  Ge- 
stalten Yoralireiehten,  Mut  ein,  indem  sie  veij>iclierten>  d^üs  in  Böhmen 
die  Geistlichkeit  der  weltlichen  AiLktorität  unterstehe.  Welche  Beamten 
mit  Ausnahme  Liechtensteins  für  den  Laienkelch  eintraten,  ist  nicht 
bekannt^  aber  sie  müssen  zahlreich  fiewesen  sein.  Wahrscheinlich  ge- 
hörte zu  ihnen  der  Obersthofmeister  Adam  von  Waldstein,  der  zwar 
Katholik  war,  aber  eine  Anhänfierin  der  böhmischen  Konfession  zur 
Frau  hatte. 

Alle  Anstrengunjren  der  ^Politiker**  waren  jedoch  vergeblich  und 
der  erste,  dessen  Scliicksal  den  Sieg  der  Gegenpartei  erkennen  liefe, 
war  der  Pfarrer  am  Tein.  Er  war,  wie  oben  erwähnt  ein  Konvertit, 
der  sich  von  der  liöhmischen  Konfession  losgesagt  und  dem  Erzbischufe 
Gehorsam  geschworen  hatte;  nach  der  Vertreibung  des  Dicastus  war 
er  dafür  zum  Pfarrer  am  Tein  ernannt  worden.  Indem  er  am  Grün- 
donnerstag gegen  das  Verbot  des  Erzbischofs  den  Laienkelch  aus- 
spendete ,  gewann  er  das  verlorene  Zutrauen  des  Volkes  wieder  und 
beschlofs  nunmehr,  auf  dem  betretenen  Wege  auszuharren.  Vom  Erz- 
bischof zur  Verantwortung  vorgeladen,  erschien  er  nicht.  An»  zweiten 
Sonntage  nach  Ostern  aber  rief  er  wiederum  das  Volk  zum  Empfang 
des  Laienkelchs  mit  den  Worten  auf:  „Wer  den  Kelch  empfangen 
will,  der  trete  im  Namen  Gottes  heran,  ich  werde  denselben  austeilen, 
obwohl  einige  dies  hindern  wollen;  aber  man  nuils  Gott  mehr  ge- 
horchen als  den  Menschen !  Manche  wollen  euch  in  euerem  ererbten 
Glauben  bedrücken ;  bleibt  treu  in  demselben  und  lafst  euch  nicht  4ia- 
von  abziehen!  Ich  bleibe  eins  mit  euch  wie  ein  Hirt  mit  seiner  Herde*" 
Unter  Thränen  bat  er  imw  Schlüsse  seine  Zuhörer,  für  ihn  zu  beten 
und  ihn  zu  schlitzen,  wenn  ihm  ein  Unglück  begegnen  sollte.  Seine 
Ahnmig  ging  in  Erfüllung.  Noch  ehe  der  Gottesdienst  beendigt  w^ar, 
betrat  der  Kaiserrichter  in  Begleitung  mehrerer  Musketiere  die  Kirche, 
um  ihn  im  Auftrage  des  Oben?ten  Albrecht  von  W^aldstein,  dem  der 
Erzbischof  über  den  Ungehoi-sam  Locikas  berichtet  hatte,  in  Haft  zu 
nehmen.  Als  die  Musketiere  mit  Gewehren  und  angezündeten  Lunten. 
durch  die  Kirche  schritten,  liemächtigte  sich  des  Volkes  ein  solcher 
Schrecken,  dals  alles  sich  aus  der  Kirche  drängte  und  bei  dieser  Ge- 
legenheit   ein   Täufling   totgetreten   wurde.     Locika   selbst  fiüchtete 


*  Prager  erzblschöflichea  Archiv:  Votum  Flaminii  de  Rubels  ad  questionein, 
ftB  Ärchiepigcopiis  Pragensis  qua  legatus  oatus  teneatiir  appellationi  ad  nuntium 
apostolicum  deferre,  —  Relation  Caraffus  dd.  8.  Oktober  1622  a.  a.  0. 
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während  des  Tumultes  durch  die  Sakristei  in  seine  Wohnung.  Blitz- 
schnell verbreitete  sich  in  Prag  das  Gerücht,  dafe  die  Katholiken 
einen  Mordanschlag  gegen  die  Prütestanleu  im  Sinne  führten;  eilends 
verliefs  daher  das  Volk  auch  die  anderen  Kirchen  und  Höh  angst- 
erfüllt in  die  Häuser*  Aber  auch  die  Katholiken  gerieten  in  Schrecken; 
sie  fürchteten  einen  Volksaufstand,  so  dais  die  ganze  Stadt  eine  Beute 
der  höchsten  Besorgnis  wurde.  Selbst  Michna,  der  durch  seinen 
Glaubenseifer  bekannte  Sekretiir  der  böhmischen  Statthalterei,  glaubte 
damals  das  allzu  scharfe  Vorgehen  gegen  Andei-sgliiubige  tadeln  zu 
müssen,  da  es  zu  so  aufregenden  Scenen  führte.  Die  Verhaftung 
Looikas  blieb  vorläufig  aufgescJiobou,  zumal  sich  am  Abend  an  tausend 
Menschen  bei  seiner  Wohnung  einfanden ,  um  ihn  zu  schützen.  Die 
Ängstlichkeit  der  Fiehörden  dauerte  jedoch  nicht  lange ;  nach  drei 
Tagen  ermannten  sie  sich  und  nahmen  den  Locika  doch  in  Haft  und 
zwar  diesmal  ohne  Hindernisse  von  seiten  des  ei ng esc hüch teilen  Volkes, 
Der  Erzbischof  leitete  gegen  Locika  einen  Prozefs  ein,  infolgedessen 
er  nach  eigenem  (ieständiiis  als  rückfilliiger  Ketzer  zur  Gefangenschaft 
im  Kloster  Ossegg  verurteilt  wurde.  Hier  starb  er  nach  einigen  Wochen 
eines  plötzlichen  Todes.  An  seine  Stelle  trat  der  Domheir  der  Präger 
Metro i) ol i ta nk i rch e ,  Kotwa,  da  die  Bedeutung  der  Pfarre  es  nötig 
machtet  dals  man  dieselbe  jetzt  mit  einem  verlälslieheu  Geistlichen 
besetzte.  Einige  Monate  spiUer  setzte  der  Nuntius  im  Einverständnisse 
udt  Miclma,  der  diesmal  keine  Bedenken  hatte,  durch,  dafs  von  der 
Teinkirche  die  Statue  Georgs  von  Pod^brad,  der  mit  dem  Schwerte 
in  der  Hand  den  über  ihm  befindlichen  Kelch  zu  verteidigen  schien, 
entfernt  und  an  ihre  Stelle  eine  Muttei-gottesstatue  gesetzt  wurde  ^ 

Wenn  der  Laienkelch  beseitigt  wurde,  so  war  selbstverstiindlich 
kein  Platz  mehr  füi'  den  Huskultus.  Der  Nuntius  hatte  wahrend 
seiner  Anwesenheit  in  Prag  mit  Mifsfallen  bemerkt,  dafs  man  das  An- 
denken des  Magistei-s  noch  immer  feierte  und  demzufolge  am  6,  Juli, 
an  seinem  Todestage,  alle  Arbeiten  wie  an  einem  Feiertatre  einstelle. 
CarafiEa  trug  nun  dem  Domherrn  Platt  eis  auf,   dafür  zu  sorgen,  dafs 


*  Relation  Caraffab,  MS.  der  Prager  Universitätsbibliothek :  Brevis  narratio  de 
succesbu  rerum  ecclesiasticaruiu  in  regno  Bohemiae  siib  fitieni  atini  1620  usque  ad 
aimum  1628  Skala  V  212  u.  213,  —  Raudnitzer  Archiv:  Michna  an  den  Kanzler  dd. 
13.  April  1622.  Caraifa,  Skala,  Michna  und  das  citierte  Manuskript  widersprechen 
sich  in  mancherlei  Nelienumständen.  So  crziihlt  z.  B*  SkAla,  aUerdings  nur  als 
Oerücht,  Locika  sei  nach  Purglitz  gebracht  und  dort  eiithanptet  worden.  Wenn 
das  Gerücht  wahr  wäre»  so  hätte  irian  Locika  härter  behandelt  als  die  UauptteiU 
nehmer  des  Aufstandes,  die  man  vor  Gericht  gefordert  und  öffentlich  abgeurteilt 
hatte.  Wir  glauben  deshalb  nicht  an  die  Wahrheit  des  von  8kala  erzählten 
Oerüchtes, 
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dies  nicht  geschehe;  da  diesem  aber  der  weltliche  Arm  nicht  zu  Ge- 
bote stand,  er  vielmehr  bei  den  Beamten  in  Prag  wegen  seines  allzu- 
grofsen  Eifers  verhafst  war,  so  konnte  er  nur  durch  die  Mitwirkung 
der  Prager  Pfarrer  zum  Ziele  gelangen.  Zu  diesem  Zwecke  befahl 
er  ihnen,  die  Kirchen  am  6.  Juli  geschlossen  zu  halten,  damit  das 
Volk  in  denselben  nicht  die  gebräuchlichen  Gresänge  zu  Ehren  Husens 
anstimmen  könne.  Dies  wirkte;  denn  als  das  Volk,  das  am  Morgen 
zu  den  Kirchen  strömte,  sie  geschlossen  fand,  kehrte  es  heim,  öffnete 
die  Verkaufsläden  und  arbeitete  in  den  Werkstätten  wie  an  gewöhn- 
lichen Werktagen.  Nun  ging  es  an  die  Bildnisse  und  Statuen  des 
Magisters,  Der  Vorsteher  des  neubegründeten  Klosters  der  barm- 
herzigen Brüder  in  Prag,  Fra  Giovanni  ßattista  Vincentio,  stellte  im 
Auftrage  Caraffas  eine  Generalvisitation  nach  derartigen  Abbildungen 
in  den  Hospitalkirchen  Prags  an  und  liefs  sie  verbrennen,  ein  Bei- 
spiel, welches  später  allgemeine  Nachahmung  fand^ 

Ein  Hauptgrund ,  weshalb  die  Gegenreformation  nicht  mit  mehr 
Erfolg  durchgeführt  werden  konnte,  bestand  in  dem  Mangel  an  der 
nötigen  Geistlichkeit.  Der  Erzbischof  ersuchte  daher  den  Papst  um 
die  Erlaubnis,  auch  aufserhalb  der  Quatemberwochen,  die  sonst  allein 
für  die  Priesterweihe  bestimmt  waren,  die  Weihen  erteilen  zu  dürfen  *. 
Er  erhielt  die  Erlaubnis  und  vollzog  die  Weihe,  so  oft  sich  ein  Kan- 
didat einstellte;  aber  deren  waren  trotzdem  nur  wenige.  Da  man 
Priester  aus  Deutschland  wegen  der  sprachlichen  Verschiedenheit  nur 
in  den  deutschen  Bezirken  des  Landes  brauchen  konnte,  ersuchte  der 
Nuntius  den  General  des  Minoritenordens ,  die  Provinz  Gnesen  mit 
der  von  Böhmen  zu  verbinden  und  polnische  Mitglieder  dieses  Ordens 
nach  Böhmen  zu  schicken.  Auch  dieses  Aushilfsmittel  half  erst  später, 
als  einzelne  Polen  sich  die  böhmische  Sprache  in  dem  Grade  .an- 
geeignet hatten,  dafs  sie  auch  predigen  konnten.  Vorläufig  konnte 
mau  also  aus  den  Landgemeinden  die  Prädikanten  schon  deshalb  nicht 
entfernen,  weil  sonst  niemand  die  Kinder  getauft  und  die  Ehen  ein- 
gesegnet hätte.  Bis  zum  Oktober  des  Jahres  1622  waren  nur  17 
Pfarrer  in  Prag,  die  Pfarren  in  Podßbrad,  Brandeis  an  der  Elbe, 
PardubitÄ,  Kostelec,  Leitmeritz,  Prachatitz,  Pisek,  Wodtian,  Stra§ic, 
Trupschitz,  Katowic  und  Kasejowic  mit  Katholiken  besetzt  Diejenigen 
Orte,  wo  der  katholische  Gottesdienst  stets  im  Gebrauch  war,  sind  hier 
nicht  angeführt^.    Um  dem  Priestermangel   abzuhelfen,  stattete  der 


*  Kelation  Caraflfas. 

-  Praper  erzbischöfliches  Archiv:  Der  Erzbischof  von  Prag  an  den  Papst  dd. 
21.  Juli  1622. 

^  Caraftas  Relation. 
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Kaiser  auf  Bitten  des  Nuntius  das  Bartholomäuskollegium,  welches 
unter  die  Obhut  des  Jesuitenordens  gestellt  wurde,  mit  einem  Ein- 
kommen von  1200  Thalem  aus,  mit  dessen  Hilfe  jährlich  zwölf 
Alumnen  für  den  Priesterstand  herangebildet  werden  sollten.  Um  auch 
den  Adel  für  die  kirchliche  Laufbahn  zu  gewinnen,  schlug  der  Erz- 
bischof dem  Kaiser  die  Errichtung  einer  adeligen  Erziehungsanstalt 
vor,  zu  deren  Unterhalt  er  das  Vermögen  des  Klosters  Braunau, 
dessen  Mönche  anderswo  untergebracht  werden  könnten,  verwenden 
wollte.  Die  adelige  Erziehungsanstalt  sollte  auf  dem  Hradschin  im 
Allerheiligenkolleg,  das  selbstverständlich  der  utraquistischen  Uni- 
versität zu  entziehen  wäre,  ihre  Heimstätte  finden.  Aus  demselben 
Grunde  empfahl  der  Nuntius  dem  Kaiser  die  Ansiedelung  des  Augustiner- 
und  Karmeliterordens  in  Prag,  welchem  Vorschlage  derselbe  auch  bei- 
stimmte, 80  dafe  im  Jahre  1622  diese  Orden  die  ersten  Vorbereitungen 
zur  Begrtlndung  von  Klöstern  trafen.  Einer  ähnlichen  Fürsorge  er- 
freute sich  von  Caraifas  Seite  der  Prämonstratenserorden  um  seines 
Abtes  Questenberg  willen.  Das  Prämonstratenserstift  in  Mühlhausen, 
dessen  Güter  Kaiser  Maximilian  II.  im  Jahre  1575  verkauft  hatte, 
wodurch  der  Ruin  des  Klostei-s  herbeigeführt  worden  war,  wurde  neu 
errichtet  und  zu  diesem  Behufe  die  Herrschaft  Mühlhausen,  welche  dem 
Bernhard  d.  j.  Herrn  Hodöjovsky  von  Ilodßjov  konfisciert  worden  war, 
dem  Prämonstratenserorden  wieder  eingeräumt.  Auch  hiebei  hatte 
Caraffa  mit  dem  Widerstände  der  „Politiker"  zu  kämpfen  ^  Der  Nuntius 
empfahl  auch,  solange  der  Priestermangel  währte,  die  Pfarren  mit 
Jesuiten  und  Kapuzinern  zu  besetzen.  Auch  dieses  Aushilfsniittel  er- 
wies sich  jedoch  nur  in  geringem  Grade  wirksam :  die  Kapuziner,  die 
im  Jahre  1599  nach  Prag  berufen  worden  waren  und  bis  zum  Jahre 
1622  aufser  ihrem  Prager  Kloster  nur  noch  die  Klöster  in  Budweis 
und  Raudnitz  begründet  hatten,  waren  nach  Böhmen  aus  Italien  ge- 
kommen und  zählten  in  der  böhmisch-österreichischen  Ordensprovinz 
meist  Italiener  oder  Deutsche,  welche  man  nur  in  den  deutschen 
Gegenden  des  Landes  als  Pfarrer  verwenden  konnte;  dasselbe  galt 
zum  Teil  auch  von  den  Jesuiten  2. 

Mittlerweile  hatte  Lohelius  den  Domherrn  Plateis   abermals  mit 
verschiedenen  Aufträgen  nach  Wien  gesendet;  der  wichtigste  betraf 


1  Caraffas  Relation  dd.  8.  Oktober  1622.  Bilek:  DCjiny  konfiskacf  v  Cecbach.— 
Prager  erzbischöfliches  Archiv:  Lobeliu»  an  den  Kaiser,  undatiert  Lohelius  an 
Papst  Gregor  XV.  dd.  23.  Februar  1622.  Lohelius  an  Ludovisius  Santolinus  dd. 
23.  Februar  1622. 

'  Annalen  des  Kapuzinerordens.    MS.  des  Ilradschiner  Kapuzinerklosters. 
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die  Entfernun^r  der  lutherischen  Pastoren  aus  Prag  K  Die  deutscheu 
Lutheraner  hatten  oach  der  Erteilung  des  Majestätsbriefes,  der  sich 
allerdings  nur  auf  die  Anhänfier  der  böhmischen  Konfession  bezo^r, 
aber  doch  auch  die  tliatsäcldiclie  l)ulduii,ij;  der  Lutheraner  zur  Folge 
hatte,  zwei  Pfarrgemeindeu  in  Prag  gegründet.  Caraffas  und  des 
Krzbischofs  wiederholten  Bitten  um  ihre  Auflösung  hatte  der  Kaiser 
aus  Rileksieht  auf  rlen  Kurfürsten  von  Sachsen,  seinen  bewälnten  Bundes- 
genossen, bisher  nur  mit  Vertröstungen  auf  die  Zukunft  beantwortet 
Was  der  Erzbischof  und  seine  Anhänger  thun  könnten,  um  unter 
stillschweigender  Billigung  der  Behörden,  den  Lutheranern  das  Leben 
wenigstens  tm  verbittern,  das  thaten  sie:  der  Maiteserjmor  verbot 
dem  lutherischen  Pfarrer,  auf  der  Kleinseite  eine  Funktion  in  einem 
der  Häuser  v<>rzunehmen,  die  seiner  Jurisdiktion  untei-standen ;  auch 
sollte  er,  wenn  er  mit  einem  Leichenzug  an  denselben  vorüberging, 
keine  Grabgesäuge  singen.  Der  Pfarrer  bemerkte  auf  dieses  Verbot, 
dafs  er  üur  Übung  seiuer  AuitspHicht  berechtigt  sei,  wenn  ein  Glaubens- 
genosse ihn  darum  ersuche,  dafs  er  erbötig  sei,  jedesmal  um  die  Er- 
laubnis des  Eintrittes  in  die  dem  Prior  unterstehenden  Häuser  anzu- 
suchen, bei  Sterbenden  oder  schwachen,  ungetaufteu  Kindern  aber 
diese  Erlaubnis  nicht  abwarten  könne*.  Aber  obgleich  somit  die 
lutherischen  Pfarrer  gewissenuafsen  uutjer  Polizeiaufsicht  standen, 
fanden  sie  in  ihren  Kirchen  eifrigeren  Zuspruch  als  je  zuvor  ^  da  die 
Anhänger  der  Imhmischen  Konfession  nur  bei  ihnen  noch  einigen  Trost 
fanden  und  von  ihnen  den  Luienkelch  empfangen  konnten.  Dieser 
Umstand  mul'ste  bei  dem  Erzbischote  die  Überzeugung  wecken,  dafs 
er  mit  der  Gegenreformation  nie  zum  Ziele  konmien  werde,  solange 
die  beiden  lutherischen  Pfarrer  in  Prag  geduldet  würden,  und  in  dieser 
Überzeugung  wurde  er  durch  die  Klagen  seiner  Pfarrer  noch  bestärkt, 
von  denen  die  weitaus  gröfsere  Zahl  halben  MaJsregeln  abgeneigt  war. 
Der  Erzbischof  gab  in  seinen  Briefen  an  den  Kaiser  zu,  dals  dieser 
dem  Kurfürsten  von  Sachsen  bezüglich  der  Duldung  gewisse  Ver- 
sprechungen gegeben,  als  der  letztere  sich  ihm  bei  der  Bekämpfung 
des  böhmischen  Aufstandes  angeschlossen,  aber  nui*  unter  der  Be- 
dingung,   dafs   die    Böhmen    zum    Gehorsam    zurückkehren    würden; 


^  Pmger  erzbi  sc  höfliches  Archiv :  Lohelius  an  Platcis  dd.  13.  August  1622.  — 
Lohelius  an  deo  Kaiser  dd.  (zu  Anfang  Augiiist)  1622.  Ein  zweiter  undatierter 
Brief  Lohelius'  an  Ferdinsind  II.  enthält  die  Forderungen,  die  er  an  ihn  stellte, 

■  nöbmisclies  Statthaltereiarehiv:  Die  latheriscben  Pfarrer  auf  der  Kleinseite 
ao  Adam  von  Waldstein  dd.  9.  April  1622. —  Träger  erzhischöfHches  Archiv:  Lo- 
helius an  den  Nuntius  Cimiffii  dd.  13.  August  1622.  Lohelius  au  Phiteis  dd. 
13.  August  1622. 
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das  sei  aber  nicht  geschehen,  sondern  sie  seien  mit  Gewalt  bezwungen 
worden.  Zudem  hätten  andere  Fürsten  für  den  Kaiser  mehr  geleistet, 
als  der  Kurfürst,  und  zwar  seien  dies  der  Papst,  der  Könip:  von 
Spanien,  der  Herzog  von  Bayern,  die  Fürsten  der  Liga;  auf  dii^se 
müsse  also  der  Kaiser  mehr  Rücksicht  nehnien^  als  auf  jenen.  Auf 
alle  Fälle  sei  die  \'erschiedenheit  im  Glauben  die  Quelle  unendlichen 
Unheils  in  Böhmen  jirewesen.  Mindestens  müsse  den  lutherischen 
Pfan-em  untersagt  werden,  böhmisch  zu  predigen,  oder  in  dieser 
Sprache  die  Sakramente  zu  erteilen,  flamit  dem  Zuströmen  des  Volkes 
in  ihre  Kirchen  ein  Rie^jel  vor^^eschoben  würde;  weiter  solle  ihnen 
verwehrt  werden»  Taufen  und  Trauungen  bei  Personen  vorzunehiuen, 
die  nicht  zu  ihrer  PfaiTe  gehörten.  Man  siebt  aus  diesen  Forderungen, 
dafs  sich  die  luiluTischeu  Pfarrer  den  nationalen  Bedüifnissen  an- 
zubequemen suchten.  Als  Lohelius,  offenbar  den  Anreguügen  Questen- 
ber^s  Folge  leistend,  den  Domherrn  I^lateis  mit  dieser  Forderuni(  nach 
Wien  sandte,  emi)fahl  er  ihn  besonders  dem  Kanzler  Lobkowitz,  von 
dessen  bewährtem  Glaubenseifer  er  eine  günstige  Einwirkung  auf  die 
kaiserlichem  Entschlüsse  erwartetet  Als  Plateis  schon  in  Wien  war, 
empfahl  Lohelius  ihm  nochmals,  die  Vertreibung  der  lutheiischen 
Pfarrer  emsig  zu  betreilien,  zu  welcher  Wiederliolung  seines  Auftrages  • 
er  sich  durch  die  ununterbrochenen  Klagen  der  konvertierten  Pfan'er 
genötigt  sab.  Er  fürchtete,  dafs  sie  bei  allfälligeiu  Mangel  an  dem 
nötigen  Unterhalte  die  Vorwürfe  ihres  Gewissens  (wegen  des  Glaubens- 
wechsels) tiefer  empfinden  würden-. 

Als  Plateis  in  Wien  den  Aufträgen  des  Erzbischofs  nachzukommen  a^piunh 

1899 

sich  bemühte,  war  auch  der  Statthalter  von  Böhmen  daselbst  an- 
wesend. Der  Kaiser,  durch  den  Nuntius  für  die  Ausweisung  der 
Lutheraner  sewoimen,  trug  dem  Fürsten  auf,  dieselbe  unmittelbar  nach 
seiner  Rückkehr  nach  Prag  zu  verfügen.  Auch  diesmal  riet  Liechten- 
«tein,  die  Durchfühiung  dieser  Malsregel  aufzuschieben,  weil  ein 
Deputationstag  in  Hejrensburg  im  Anzüge  war,  d,  i.  eine  Vei-sammlung 
der  Kurfürsten ,  sowie  einiger  deutscher  Reichsfürsten  und  Bischöfe. 
Der  Kaiser  beabsichtigte   die   Resultate  der  Weifsenberger  Schlacht, 


*  Prager  erztjiscböfliches  Archiv:  Gutachten  Questenbergs  ülipr  die  Gestattiing' 
des  IjÄienkelchs  und  die  Vertreibung  der  lutberischeri  Pfarrer,     Ohne  I>atum,  aber 
den   letzten  Moniiten  ded  Jahres  1622  angehoriff.     Loholius  an  den  Kanzler  Lob- 
ko^tz  dd-  16.   August  1622. 

*  Präger  ei'zhisdi&f liebes  Archiv:  Lohelius  an  Plateis  dd.  7,  September  1622. 
iHfr  Erzbiscbof  trägt  ibm  auf,  beim  Nuntius  ti'ir  die  Vertreibung  der  lutherischen 
Pfarrer  sich  zu  bemaben,  ^ne  anxii  sacerdotes  frequentem  conscientise  remorsam  €uiu 
alimoniiie  penuria  persentiecant.^ 
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insoweit  sie  das  Eeich  betrafen,  durch  den  Deputat  ionstag  sanktionieren 
zu  lassen :  der  geächtete  Kurfürst  von  der  Pfalz  sollte  also  seiner  Kur 
entkleidet  und  dieselbe  auf  Maximilian  von  Bayern  tibertragen  werden. 
Der  Kaiser,  welcher  nicht  hoffen  konnte,  die  Zustimmung  des  deutschen 
Reichstages  zu  dieser  Mafsregel  zu  erlangen,  begnügte  sich  mit  der 
Berufung  des  Deputationstages,  auf  welchem  die  Katholiken  die  ent- 
scliiedene  Majorität  hatten.  Da  jedoch  auch  die  Zustimmung  der 
Protestanten,  namentlich  Kursachsens,  wünschenswert  war,  so  wider- 
riet Liechtenstein  die  Vertreibung  der  Lutheraner  aus  Böhm'en,  weil 
dies  der  Allianz  mit  Kursachsen  ein  Ende  bereiten  würde.  Als  der 
Kaiser  die  Angelegenheit  seinem  Geheimrate  zur  Beratung  über- 
gab, bemühte  sich  Caraifa,  noch  vor  der  hiezu  anberaumten  Sitzung 
den  Kanzler  von  Böhmen  und  andere  Geheimräte  für  seine  Anschauung 
zu  gewinnen ;  er  stellte  ihnen  die  Ausweisung  nicht  blofs  als  religiöse 
Pflicht  vor,  sondern  betonte  auch,  wie  niedrig  die  Stellung  des  Kaisers 
wäre,  wenn  er  um  politischer  Gründe  willen  nicht  ebenso  in  seinen 
eigenen  Besitzungen  Herr  wäre,  wie  der  Kurfürst  von  Sachsen,  der 
keinen  katholischen  Gottesdienst  dulde,  in  den  seinigen.  Diese  Gründe 
wurden  von  den  Anhängern  Caraffas  in  der  darauffolgenden  Sitzung 
ebenfalls  vorgebracht  und  fanden  keinen  Widerspruch;  es  wurde  also 
beschlossen,  die  lutherischen  Prädikanten  nicht  blofs  aus  Prag,  sondern 
aus  ganz  Böhmen  zu  vertreiben.  Selbst  Liechtenstein,  der  an  der 
Beratung  teilgenommen,  widerstrebte  diesem  Beschlüsse  nicht  weiter 
und  teilte  denselben  alsbald  dem  Nuntius  mit  dem  Versprechen  mit, 
dafs  er  ihn  trotz  mancher  Bedenken  alsbald  durchführen  werdet 
Neben  CarafFa  schrieb  sich  übrigens  das  Verdienst,  den  Kaiser  für  die 
Ausweisunj^  der  Prädikanten  gewonnen  zu  haben,  auch  der  Provinzial 
des  Ka[)Uzinerordens ,  Fra  Romano,  zu.  Ferdinand  wendete  in  der 
That  diesem  Orden  seine  besondere  Gunst  zu;  bei  der  Grundstein- 
legung des  Kapuzinerklosters  in  Wien,  die  im  Jahre  1622  stattfand, 
zeichnete  er  den  Orden  dadurch  aus,  dafs  er  sein  Mahl  unter  den 
Brüdeni  einnahm  und  den  Provinzial  zu  seinem  Tische  einlud.  Aus 
diesem  Grunde  hatte  der  Erzbischof  von  Prag  den  Provinzial  um  seine 
Mithilfe  ersucht,  und  es  ist  kein  Zweifel,  dafs  auch  Fra  Romano 
und  seine  Ordensbrüder  dem  Kaiser  zur  Ausweisung  der  Lutheraner 
rieten. 

In  der  erwähnten  Geheimratssitzung  beschränkte  man  sich  jedoch 

*  Bibliothek  Corsina  in  Rom:  Caraffas  Ragguaglio  MS.  —  Erzbischöfliches 
Archiv :  Fra  Homano  an  den  Erzbischof  Lohelius  dd.  20.  September  1622.  Arnuden 
des  Kapuzinerordens  in  Prag. 
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nicht  auf  den  geschilderten  BeschluJs;  auch  andere  nicht  minder 
wichtige  Angel^^nheiten  wurden  endgültig  geregelt.  Die  erste  betraf 
die  wiederholt  von  Lohelius  ausgesprochene  Bitte  wegen  Übertragung 
aller  Kollaturen :  es  wurde  beschlossen,  dem  Erzbischof  dieselbe  für 
sämtliche  Pfarren  in  Prag  und  auf  den  königlichen  und  konfiscierten, 
ob  nun  verkauften  oder  noch  unverkauften  Gütern  für  solange  zu 
übertragen,  als  es  dem  Kaiser  belieben  würde.  Weiter  wurde  be- 
schlossen, dalis  unter  Androhung  strenger  Strafen  alle  ketzerischen 
Zusammenkünfte  in  und  aufserhalb  Prags  verboten  werden  sollten  (eine 
Verordnung,  die  auf  Betreiben  des  Nuntius  schon  wiederholt  gegeben, 
aber  nicht  beachtet  worden  war),  dafs  von  der  karolinischen  Univer- 
sität alle  bisherigen  Lehrer  entfernt  und  dieselbe,  sowie  alle  übrigen 
Schulen  des  Landes  der  Leitung  der  Jesuiten  unterstellt  werden  und 
bei  auftauchenden  Streitigkeiten  ein  dem  Laienstande  angehöriger 
Präsident  entscheiden  solle;  femer  dafs  die  Einkünfte  des  Erzbischofs 
auf  6000,  die  des  Kapitels  auf  24000  Thaler  erhöht,  den  Jesuiten  in 
Prag  eine  Summe  von  20000  Thaler  zur  besseren  Einrichtung  ihres 
Kollegiums  ausgezahlt,  aus  dem  Prager  Stadtrate  alle  Ketzer  entfernt 
und  überhaupt  dessen  Wirksamkeit  eingeengt  und  ihm  nur  in  un- 
wichtigen Angelegenheiten  ein  freies  Entscheidungsrecht  zugewiesen, 
endlich  dafs  das  Armenhaus  in  Prag  vergröfseil  und  die  Zahl  der 
Pfleglinge  von  80  auf  200  vermehrt  werden  solle.  Entweder  bei  dieser 
Gelegenheit  oder  ein  wenig  später,  wurde  den  Jesuiten  auch  die  Auf- 
sicht über  sämtliche  Druckerzeugnisse,  also  das  Censuramt  übertragen. 
Keine  Schrift  durfte  gedruckt  oder  verkauft  werden,  für  die  nicht 
zuvor  die  Zustimmung  des  Statthalters  und  der  Jesuiten  eingeholt 
worden  war^. 

Fürst  Liechtenstein  kehrte  von  den  Wiener  Beratungen  am 
13.  Oktober  nach  Prag  zurück,  um  die  kaiserlichen  Befehle  zu  voll- 
führen. Die  lutherischen  Geistlichen  hatten  keine  Ahnung  von  der 
ihnen  bevorstehenden  Verfolgung,  denn  der  Fürst  hatte  sie  dreimal 
vor  und  nach  Abschaffung  der  böhmischen  Prädikanten  zu  sich  ein- 
geladen, sie  des  kaiserlichen  Schutzes  versichert  und  sie  nur  aufge- 
ifordert,  bescheiden  aufzutreten.  Die  Behandlung,  die  sie  in  letzter 
Zeit  in  Prag  erfahren,  konnte  sie  zwar  gegen  diese  Versicherungen 
mifstrauisch  machen;  allein  sie  waren  überzeugt,  dafs  der  Kaiser  sich 
der  Rücksicht  auf  die  sächsische  Allianz  nicht  entschlagen  könne.    Erst 


^  Prager  erzbischöfliches  Archiv:  Ferdinand  IL  an  Liechtenstein  dd.  17.  Sep- 
temper  1622.  —  Bibliothek  Corsina:  Relation  Caraffas  de  statu  ecclesise  Bohemica^ 
dd.  8.  Oktober  1622. 
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Beim  oder  zehn  Tage  vor  dem  gegen  sie  jzeführten  Schlage  erhielten 
sie  die  Nachricht,  dafs  etwas  gegen  sie  im  Werke  sei,  und  sie  wendeten 
sich  aiigenhlicklich  an  den  Km-filrsten  mit  der  Bitte  um  seine  mächtige 
Fürsprache  oder  iini  die  Erlaulmis,  Gesandte  in  seinem  Namen  an 
den  Kaiser  schicken  zu  dürfen.  Bevor  sie  jedoch  eine  Antwort  he- 
kamen,  war  ihre  Ausweisung  eine  Thatsache*.  Liechtenstein  leitete 
dieselbe  damit  ein,  dals  er  zuerst  eine  Purifikatiün  der  Prager  Stadt- 
räte vornahm.  Am  2L  und  22.  Oktober  wurden  die  Protestanten  auü 
dem  Alt-  und  Neustildter  Rat  entfernt,  beide  Ratskollegien  neu  zu- 
samniengestellt  und  die  Autonomie  der  Gemeinde  dadurch  lahmgelegt, 
dafs  neben  dem  Könägsrichter  auch  der  St^idthaiiptuiann  einen  mafs- 
irelientlen  Eintiul's  auf  die  Gemeindeangelegenheiteu  gewann.  Nachdem 
durch  diese  Maisregeln  einer  alltalligen  Übereinstimnmng  zwischen  der 
stitdtischen  Behörde  und  dem  zum  Autstand  geneigten  Volke  vor- 
gebeugt war,  orteilte  der  Fürst  dem  Stadthauptniann  den  Befehl, 
die  Uithensche  Geistlichkeit  vorzurufen  und  ihr  mitzuteilen,  dai's  die 
Prager  ÖtiUlte  durch  die  vorangegangene  Rebellion  ihre  Kollaturen 
verwirkt  hätten,  dafs  dieselben  samt  und  sonders  an  den  Kaiser 
hei ni gefallen  seien  untl  dieser  foilan  nach  seinem  Gefallen  über  sie 
verfügen  werde.  Aus  diesem  Grimde  seien  sie  aus  ihrem  bisherigen 
Dienste  gnädigst  zu  entlassen  und  aufzufordern,  sich  fortan  der  Aus- 
übung ihres  Amtes  ^,in  und  aufserhalb  der  Kirchen  in  den  Prager 
Stiidten  zu  enthalten."  Die  Entlassung  erfolgte  also  nicht  wie  bei 
den  Utraquisten  wegen  politischer  Gründe.  Zu  gleicher  Zeit  wurden 
auch  die  übrigen  lutherischen  Prädikanten  im  Lande,  namentlich  der 
Pfaner  von  Brüx  ausgewiesen ^- 

Der  Staiithauptmann  lud  an  demselben  Tage,  an  dem  das  Dekret 
ausgestt^Ut  wurde,  die  beiden  lutherischen  Prediger,  Magister  Lippach 
und  Sifrismuiid  Schwarz,  zu  sich  ein  und  teilte  ihnen  in  Anwesenheit 
einiger  Prager  Stadtiate  die  Verfügung  des  Stattbaltei^s  mit,  indem  er 
sie  zugleich  aufforderte,  binnen  drei  Tagen  die  Stadt  zu  verlassen- 
Die  softirtige  Ausweisung  war  in  tleni  betreffenden  Deki'ete  nicht 
ausgesprochen;  unzweifelliaft  war  aber  dem  Stadthauptniann  der  be- 
treffende Befehl  mündlich  erteilt  worden.  r)ie  l»eiden  Prediger  er- 
suchten um  Verliingerung  des  Ausweisungsteniiins,  weil  ihre  Frauen 
krank   seien,   und   baten  für  den  Fall  der  Nichtgewährung,  dafs  sich 

'  ^;^i■UsiscJles  Suiatsurcliiv!  Kelation  über  die  Prager  Vorgiknge.  —  Die  e\iin- 
geUsche  Ui'imnnde  bei  der  Sah  atorkirche  in  Prag  an  Kursadisen  dd.  15,  Okt  1622. 

*  Hohniiüches  Suuhaltereiarchiv:  Liecbtfinstein  an  den  Stadthauptmann  (vemlQ 
dd.  24.  Oktober  1622.  —  Sachsisches  Staatsarchiv:  Der  evangelische  Pfarrer  ?on 
hviix  an  Knmachsen  dd,  17,27.  Iieiember  1622. 
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dieselben  sowie  ihre  Kinder  iu  den  Pfarrhilusern  uorh  längere  Zeit 
aufhalten  dürften.  Die  letztere  Hitte  wurde  zu^estaiideu,  alier  für  die 
Abreise  der  Pfarrer  selbst  die  Frist  nur  um  einen  Tapt  verlängert. 
Der  eine  PfaiTer  ei-suchte  darauf  um  die  Krlaubuis,  am  folgenden 
Tage  einigen  Beichtkindern  das  Abendmahl  erteilen  zu  dürfen,  aber 
auch  dies  wurde  ihm  nicht  zuj^estanden.  Mau  übte  also  diesmal, 
trotz  des  milden  Tones  des  Ausweisungsdekretes,  eine  grofsere  Strenge 
als  bei  der  Ausweisung  der  utraquistiseheii  Prildikauten,  Diese  hatten 
während  der  ihnen  zum  Verlassen  der  Stadt  zugemessenen  Frist  die 
geistlichen  Funktionen  noch  ausüben  und  Hunderten  von  Personen 
das  Abendmahl  erteilen  dürfen,  die  deutschen  Prediger  dagegen 
mulsten  sich  jeder  Funktion  enthalten  und  allsogleich  die  Sperrnng 
und  Versieglung  ihrer  Kirchen  (St.  Salvator  und  St.  Trinitas)  geschehen 
lassen.  Am  selben  Tage  liefs  der  Fürst  von  Liechtenstein  den  aus- 
gewiesenen  F*farrern  mitteilen,  die  Ausweisung  hätte,  ihrem  Gesuche 
entsprechend ,  immerhin  noch  um  einige  Tage  vei*schohen  werden 
können,  er  ersuche  sie  jedoch,  um  allfjllligen  Unordnungen  in  l*rag 
zu  begegnen,  schon  am  Samstag  (am  fünften  Tage)  abzureisen,  wobei 
er  ihnen  eine  schützende  Fieiseeskorte  und  ein  Reisegeld  von  400  Gulden 
und  sonstige  FtVrderung  versiirach.  Da  die  Pfarrer  mit  diesen  ße- 
stimumngen  zufrieden  waren,  so  trug  der  Fürst  dem  Prager  Stadtrat 
auf,  für  sie  sechs  Wagen  zur  Uoterbriuguüg  ihrer  Bücher  und  sonsti- 
gen Mobilien,  und  eine  Kutsche  mit  vier  Pferden  zur  Fortschaffung 
ihrer  Personen,  sowie  zweier  ihrer  Gehilfen,  bereit  zu  halten.  Un- 
mittelbar vor  der  Abreise  trug  der  Fürst  deto  Rentmeister  auf,  dem 
Führer  der  Kskorte  400  Gulden  auszuzahlen,  damit  dieser  die  Zeh- 
rungs-  und  sonstigen  Reisekosten  für  die  Ausgewiesenen  berichtigen 
könne*.  Am  29,  Oktober  verlieJ'sen  sie  die  Stadt,  geleitet  von  einer 
Menschenmenge,  die  nach  Tausenden  zählte.  Als  sie  eine  halbe  Meile 
hinter  die  Stadt  gelangt  waren,  bestieg  Magister  Lipimch  einen  nahen 
Hügel  und  hielt  eine  Ansprache,  in  der  er  einen  herzzeiTeifsenden 
Abschied  von  den  Zurf^ckbleihenden  nahm.  Eine  Sammhing,  die  unter 
diesen  in  aller  Eile  veranstaltet  wurde,  brachte  400  Gulden  zusaunnen, 
die  den  Scheidenden  eingehändigt  \Mirden»  Die  ausgewiesenen  Pfarrer 
and  ihre  Begleiter  langten  wahrscheinlich  am  3.  November  in  Dresden 
an,  wo  sie  schon  am  4.  November  namens  der  lutlterischen  Gemeinde 


*  Säcbgisclie4ä  StÄatsarchiv :  Memorial,  was  ain  24.  Oktober  1622  um  4  Uhr 
nachmittags  den  deutschen  Predigern  vorgebßlten  worden.  —  Hebtinn  über  die 
Präger  Vorgänge,  utitlftticrt,  —  Böhmisches  StaUhaltcreiarchiv :  Liecbtenstpin  an 
den  Kaisemchter  dd.  27.  Oktoher  1622. 
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in  Prag  den  Kurfürsten  ersuchten,  seinen  EinfluJs  zur  Rücknahme  des 
Ausweisungsbefehles  geltend  zu  machen  ^ 

Noch  bevor  der  Ausweisungsbefehl  über  die  lutherische  Geistlich- 
keit verhängt  wurde,  hatte  sich  der  Kurfürst  von  Sachsen  seiner  ver- 
folgten Glaubensgenossen  angenommen  und  zwar  that  er  dies  in  einem 
Briefe  an  den  Hen-n  Adam  von  Waldstein,  als  im  Dezember  1621 
die  böhmischen  Prädikanten  ausgewiesen  wurden.  Als  bald  darauf  in 
Mähren,  wo  der  Kardinal  Dietrichstein  dieselbe  Stellung  einnahm  wie 
Liechtenstein  in  Böhmen,  und  also  die  gegenreformatorischen  Be- 
strebungen keinen  Widerstand  fanden,  die  lutherischen  Prediger  aus 
Iglau  veitrieben  wurden,  legte  der  Kurfürst  in  einer  eigenen  Zuschrift 
an  den  Kaiser  für  sie  Fürbitte  ein,  indem  er  ihre  Beteiligung  an  dem 
böhmischen  Aufstande  als  die  Folge  eines  auf  sie  geübten  Zwanges 
hinstellte.    Noch  hatte  er  hierauf  keine  Antwort  erhalten,  als  er  von 

*  Süchsischcs  Süiatsarchiv :  Kursachsen  an  den  liat  von  Annaburg  dd. 
15./25.  November  1622.     Die    Prager    lutherischen   Prediger  an    Kursachsen   dd. 

i—ir —  i  -  1622.  Die  sächsischen  Gesandten  beim  Regensburger  Konvent  an 
4.  November  ^  ® 

Kursachseu  dd.  7.^17.  Dezember  1622.  —  Gindely  a.  a,  0.  IV  547.  Da  sich  sowohl 
lutherische,  als  auch  utraqnistischc  Geistliche  nach  Sachsen  zogen  imd  mit  ihnen 
auch  zahlreiche  Laien,  welche  die  Auswanderung  dem  Drucke  in  der  Heimat  vor- 
zogen ,  erteilte  jetzt  der  Kurfürst  einzelnen  Städten  die  Erlaubnis ,  allen  auswan- 
dernden Geistlichen  auf  einige  Zeit  bei  sich  Unterkunft  zu  gewähren,  andern 
Personen  jedoch  nur  dann,  nachdem  über  ihren  Lebenswandel  und  den  Grund 
ihrer  Auswanderung  genaue  Erkundigimgen  eingezogen  worden  waren.  Bei  der 
Abreise  nahm  übrigens  Magister  Lippach,  wahrscheinlich  unter  stillschweigender 
Zustimmung  des  Fürsten  von  Liechtenstein,  einige  Kirchenkleider  und  das  Geld  mit, 
welches  zur  Unterstützung  der  beiden  evangelischen  Gemeinden  (seit  dem  Jahre  1610) 
von  den  Keichsständcn  gesammelt  und  nach  Prag  geschickt  worden  war.  Es  bestand 
teils  in  barem  Gelde,  teils  in  zwei  Schuldscheinen,  lautend  zusammen  auf  12  000 
Gulden,  welche  sich  der  Kurfürst  von  Sachsen  im  .Tahre  1620  ausgeliehen  hatte. 
Das  bare  Geld  wurde  von  den  Flüchtlingen  bald  aufgebraucht,  die  Schuldscheine 
dagegen  wurden  zuerst  bei  dem  Oberhofprediger  Hoe  und  nach  dessen  Tode  bei 
einem  Prager  Exulanten,  Georg  Schindler,  hinterlegt  Von  seiner  Witwe  verlangten 
alle  Kxulanten  die  Herausgabe  derselben,  um  ihre  Auszahlung  von  dem  Kurfürsten 
zu  erwirken,  aber  auch  der  Kaiser,  der  zur  Kenntnis  des  Darlehns  gekommen  war, 
verlangte  die  Rückzahlung  desselben  zu  seinen  Gunsten.  Von  sächsischer  Seite 
wurden  seine  Ansprüche  nicht  beachtet,  dagegen  fand  man  es  später  recht  und 
billig,  dafs  das  Cield  zu  Nutzen  und  Fronnnen  der  böhmischen  Exulanten  verwendet 
würde.  I)«'r  Sohn  des  mittlerweile  verstorbenen  Kurfürsten  Johann  Georg  verord- 
nete dt'bhalb  (dd.  l-l  23.  März  1666),  dafs  ein  Teil  zur  Besoldung  des  Pfarrers,  der 
vor  dem  Pirnaischen  Thore  in  Dresden  den  Exulanten  den  Gottesdienst  in  böhmischer 
Sprache  hielt,  ein  Teil  zur  Unterstützung  der  Exulanten  und  der  Rest  nach  Abgang 
der  böhmischen  (Gemeinde  zu  milden  Stiftungen  verwendet  werden  solle.  Die  be- 
treifenden Aktenstücke  sind  im  sächsischen  Staatsarchiv  vorhanden. 
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der  Prager  Salvatorgemeinde  vernahm,  dafs  seine  Glaubensgenossen 
in  Böhmen  dasselbe  Schicksal  treffen  sollet  Der  Kurfürst  wendete 
sich  vorläufig  an  den  Fürsten  von  Liechtenstein,  erklärte,  den  bezüg- 
lichen Gerüchten  keinen  Glauben  schenken  zu  wollen  und  warnte  vor 
der  Verfolgung,  weil  sie  nur  neue  Unruhen  im  Gefolge  haben  könne. 
Der  Fürst  antwortete,  dafs  der  Kaiser  thatsächlich  die  Ausweisung 
verfügt  habe  und  dafs  man  es  ihm  nicht  verübeln  könne,  wenn  er 
als  Sieger  über  die  Rebellion  nach  seinem  Belieben  vorgehe.  Noch 
schmerzlicher  als  der  Kurfürst  von  Sachsen,  der  fortan  der  ärgsten 
Vorwürfe  seiner  Glaubensgenossen  gewärtig  sein  mulste,  fühlte  sich 
sein  Oberhofprediger  Hoß  getroffen.  Er  hatte  aus  Hafs  gegen  die 
Böhmen  wegen  eines  ihm  persönlich  in  Prag  angethanen  Schimpfes 
dem  Kurfürsten  zur  Allianz  mit  dem  Kaiser  geraten,  und  nun  machten 
sich  Folgen  geltend,  die  ihm  schwer  auf  das  eigene  Gewissen  fallen 
muDsten.  Um  zu  thun,  was  ihm  noch  möglich  war,  erinnerte  er  in 
einer  Zuschrift  den  Fürsten  von  Liechtenstein  an  dessen  wiederholte 
Erklärungen  zu  Gunsten  der  Lutheraner,  bemerkte,  dafe  auch  zahl- 
reiche kaiserliche  Räte  mündlich  und  schriftlich  die  Sicherheit  der 
lutherischen  Pfarrer  verbürgt  hätten,  und  nun  würden  alle  diese  Ver- 
sprechungen nicht  eingebalten.  Zu  dem  sei  die  Sperrung  der  beiden 
lutherischen  Kirchen  in  Prag  keine  blofse  Privatangelegenheit:  sie 
seien  durch  Sammlungen  bei  den  Kurfürsten  und  Fürsten  des  Reiches 
aufgebaut  worden,  der  Kaiser  Rudolf  habe  dazu  seine  Zustimmung 
g^eben,  sogar  die  Baupläne  eingesehen  und  gebilligt,  bei  der  Grund- 
steinl^ung  sein  Musikcorps  mitwirken  lassen  und  die  geprägten  Denk- 
münzen fi-eundlich  angenommen.  Die  Vertreibung  der  Prediger  ent- 
halte also  nicht  blofs  einen  Bruch  der  kaiserlichen  Zusagen,  sondern 
füge  auch  den  fürstlichen  Reichsständen  ein  ,.Leid"  zu.  Dieses  Vor- 
gehen werde  „Müstrauen"  und  vielleicht  einen  neuen  Aufstand  im 
Oefolge  haben  2. 

Man  darf  an  der  katholischen  Überzeugungstreue  des  Fürsten 
von  Liechtenstein  nicht  zweifeln ;  er  war  ein  Konvertit  und  zwar  hatte 
er  sich  von  den  Protestanten  unter  Kaiser  Rudolf  getrennt,  also  zu 
einer  Zeit,    wo  dieselben  in  Österreich  in  vollem  Aufstreben  begriffen 


^  Sächsisches     Staatsarchiv:     Kiirsachsen    an     Adam    vou    Waldsteiii    dd. 

?}l^^^Lj^.h    Kursachsen  an   den  Kaiser  dd.   4./14.  Oktober  1622.     Kur- 
10.  Januar  1622. 

Sachsen  an  den  Fürsten  von  Liechtenstein  dd.  10./20.  Oktober  1622.    Liechtenstein 

an  Kursachsen  dd.  27.  Oktober  1622. 

24  Oktober 

*  Sächsisches  Staatsarchiv :  Hoe  an  Liechtenstein  dd.  „  "rv -.—  1622. 

8.  November 
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waren  uml  der  Abfall  von  ihnen  keine  Vorteile  bot.  Aber  trotz  seiner 
neuen  und  wahrsclieiulifh  inaigen  Überzeufninjr  war  er  seinen  frt^heren 
(ihnil>eusftenossen  nicht  so  feindlich  gesinnt,  wie  viele  andere  Räte 
des  Kaisers;  er  war  auch  ein  zu  kluger  Kopf,  um  nicht  die  Getahren 
zu  ernieüsen,  die  der  Verlust  der  sachsischen  Allianz  für  den  Kaiser 
und  die  Katholiken  \iu  Gefolge  haben  konnte.  Die  Brifr^fe  des  Kur- 
fürsten und  seines  Oberhofpreditrers  beuunihiujten  ihn  deshalb,  und 
er  uab  jetzt  nachträglich  seinem  Mifsfallen  an  dem  kaii^erlichen  Be- 
fehle, dem  er  freilich  iu  Wien  zuletzt  selbst  nicht  mehr  opponiert 
hatte,  unumwundenen  Ausdruck.  Er  liefs  einen  sächsischen  Agenten, 
der  iu  Prag  weilte,  einen  gewissen  Püchler,  zu  sich  kommen,  befragte 
ihn,  ob  sich  der  Kurfürst  an  deuj  Reiiensbur^er  Deputiitionstape  be- 
teilicren  werde,  und  benutzte  diese  Frap:e,  um  mit  dem  Agenten  ein 
Gespräch  tiber  die  vollzogene  Ausweisung  einzuleiten.  Als  er  die 
Hoffnung  aussprach,  der  Kurfürst  werde  wohl  über  dieselbe  nicht  mifs- 
gestimnit  sein,  antwortete  Püchler,  dais  der  Kurfürst  jedenfalls  über 
die  Verletzun^^  der  kaiserlichen,  schriftlich  und  mündlich  izemachten 
Zusagen  erbitt-ert  sein  werde.  Liechtenstein  erwiderte  darauf,  dals  die 
Reichskonstitutionen  jedem  Reichsstaiid  in  der  Bestimmung  der  Reli- 
gion seiner  Unterthaiien  freie  Hand  liefsen  und  dafs  deshalb  auch 
der  Kaiser  in  Böhmen,  das  er  mit  dem  Schwerte  gewonnen,  nach 
seinem  Belieiien  vorgehen  dinfe.  PiichhT  wollte  nicht  zugel)^n,  dafs 
die  Eroberung  ein  solches  Recht  begründe,  wollte  auch  die  Gültigkeit 
der  Reichskonstitutionen  für  Böhmen  nicht  gelten  lassen  und  wieder- 
holte die  Beliaui>tung  Hoös  über  die  exceptionelle  Stellung  der  mit 
dem  Gelde  deutscher  Reichsstände  erhauten  lutherischen  Kirchen* 
Vom  Standpunkte  des  bestellenden  Reichsrechtes  waren  seine  Ein- 
wendungen unbegründet:  dasselbe  gab  klar  und  bestimmt  den  Landes- 
lürsten  das  Reformationsrecht  in  die  Hand.  Vom  Standpunkte  de« 
böhmischen  Staatsrechtes  allerdings  war  di*>  religiöse  Freiheit  durch 
die  Erteilung  des  Majestätshriefes  und  faktische  Anerkennung  der  An- 
hänger iler  Au£?sburger  Konfession  zu  einem  Grundgesetz  des  Landes 
geworden;  aber  eben  an  dieses  fühlte  sich  der  Kaiser  durch  den 
Aufstand  und  seine  Bezwingung  uicht  mehr  gebunden.  Als  Püchler 
in»  Laufe  des  Gespräches  beinerkte,  wie  scfuuerzlich  es  früher  <vor 
der  Begnindung  der  zw^m  lutherischen  Pfarren*  für  die  Lutheraner 
gewesen  sei,  wenn  sie  zufUllig  auf  der  Reise  in  Prag  erkrankten  und 
ohne  geistlichen  Zuspruch  starben,  wie  dies  z.  B.  einem  braunschwei- 
gisclien  und  badischen  Gesandten  geschehen  war,  erwiderte  Liechten- 
stein: „Mein  lielier  Püchler,  Ihr  wifst,  dafs  ich  ja  iu  allweg  aufrich- 
tigen Herzens  gewesen   und    nr^ch  hin.    Ich  sage  und  bekenne  Euch, 
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dafs  mir  das  so  schleunige  Vorf!:ehen  nicht  gefallen.  Ich  sprach  wegen 
der  deutschen  Kirchen  mit  dem  Kaiser  und  seinen  Räten;  Gott,  mein 
Gewissen  und  meine  Seele  sind  Zeugen,  dafs  ich  dagegen  gesprochen, 
und  der  Landhofmeister  Herr  von  Waldstein  wird  dies  bestätigen. 
Aber  da  dies  nichts  geholfen  hat,  ein  Herr  ein  Hen*  ist  nnd  ein 
Diener  ein  Diener,  habe  ich  auf  vielfältige  Befehle  folgen  müssen. 
Ich  hoffe  aber  zu  Gott,  wenn  der  Kaiser  und  der  Kurfürst  in  Person 
zusanuueiitrefleu  mid  miteinander  reden,  so  wird  die  Sa*^he  vielleicht 
auf  einen  guten  Weg  gebracht  und  beglichen  werden."  Schüelslich 
bemerkte  der  Forst,  dafs  er  HoC^s  Schreiben  empfangen  habe  und  ihm 
eine  solche  Bedeutumr  beimesse^  dafs  er  es  an  gebührenden  Orten 
mitgeteilt  habe.  Füehler  erfuhr,  dafs  Herr  von  Martinitz  und  die 
Jesuiten  in  Prag  von  dem  Schreiben  in  Kenntnis  gesetzt  wurden  ^ 

Da  die  Antwort,  die  Liechtenstein  direkt  an  den  Kurfürsten  von 
Sachsen  richtete,  demselben  keine  Hoffnungen  machte,  entschlofs  sich 
Johann  Georg,  auch  an  den  Kaiser  zu  schreiben.  Im  Eingang  des 
Briefes  erklärte  er,  er  habe  dem  Gerüchte,  als  ob  der  Kaiser  eine 
Verfolgung  der  Lutheraner  plane,  nicht  glauben  wollen,  und  deshalb 
bei  dem  Fürsten  von  Liechtenstein  angefragt,  aber  gerade  an  dem 
Tage,  an  dem  sein  Schreiben  in  Prag  anlangte,  sei  die  Sperrung  der 
beiden  lutherischen  lurchen  erfolgt.  Es  sei  wahr,  dafs  die  Bötimen 
durch  den  Aufstand  ihre  Privilegien  verwirkt  hätten,  doch  sollten 
mancherlei  Gründe  den  Kaiser  veranlassen,  nicht  aberall  volle  Strenge 
walten  zu  lassen  und  zwar  zunächst  die  Erwägung,  daJs  der  Aufstand 
nicht  von  Geistlichen,  sondern  von  hochgestellten  weltlichen  Personen 
erregt  wurde,  dafs  die  Angehörigen  der  „deutsclien  Nation"  als  Fremd- 
Unge  und  G liste  den  Böhmen  in  ihr  Vorhaben  nicht  hineinreden 
noch  ihnen  vorschreiben  konnten,  was  sie  zu  thun  oder  zu  lassen 
hätten ;  sie  seien  vielmehr  unter  der  [>efen8oren  Botmäfsigkeit  gewesen 
und  hätten  sich  nach  deren  Befehlen  richten  müssen.  Gesetzt  aber 
auch,  dafs  die  deutsche  Nation  solcher  Unruhe  und  Rebellion  über- 
führt wtirde,  so  müsse  doch  zwischen  den  Schuldigen  und  Unschuldi- 
gen ein  Unterschied  gemacht,  es  dürften  wenigstens  nicht  alle  durch 
die  Sperrung  der  Kirchen  gestraft  werden.  Hätten  sich  doch  auch 
viele  Katholiken,  wenn  auch  gezwungen,  an  dem  Aufstand  beteiligt 
und  sie  würden  trotzdem  in  ihrer  Religionsübung  nicht  geschädigt. 
Der  Kurfürst  wolle  zwar  den  Kaiser  nicht  daran  erinnern,  in  welcher 
Gefahr  seine  Hoheit  und  Würde,  sein  Besitz  uml  die  katholische 
Kirche  gestanden  und  wie  diese  Gefahr  durcli  seine  Mithilfe  beseitigt 


Sächsischem  Staatsarchiv:  Püchler  {in  IIoö  dtb  16.  November  1622. 
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worden  sei,  wohl  aber  daran,  dafs  die  Hilfe  Kursachsens  zu  dem 
Zwecke  geleistet  worden  sei,  die  Katholiken  und  Lutheraner  „in  jenen 
Stand  und  in  jene  Sicherheit"  zu  versetzen,  deren  sie  sich  vor  der 
Rebellion  erfreut  hatten.  Zudem  habe  ihm  der  Kaiser  in  seinem 
Briefe  vom  6.  Juni  1620  den  Schutz  der  Lutheraner  versprochen  und 
ihn  durch  verschiedene  Botschaften  ermahnt,  dem  Aufstande  nicht 
ruhig  zuzusehen,  weil  sonst  den  Lutiieraneru,  im  Falle  der  Aufstand 
siegreich  bliebe,  dasselbe  begegnen  könnte,  was  den  Katholiken  be- 
gegnet sei.  Dem  kaiserlichen  Versprechen  und  den  Versicherungen 
der  kaiserlichen  Gesandten  habe  er  getraut  und  sich  nicht  eingebildet, 
dafs  seine  Mithilfe  das  Verderben  seiner  Glaubensgenossen  zuwege 
bringen  könnte.  Auch  vor  den  Ständen  des  niedersächsischen  Kreises 
stehe  er  gebrandmarkt  da,  denn  nur  durch  die  Erklärung,  dafs  seine 
Hilfe  für  den  Kaiser  der  Augsburger  Konfession  zu  keinem  Nachteile 
gereichen  würde,  habe  er  sie  zur  Neutralität  bewogen  ^ 

Um  zu  beurteilen,  inwieweit  die  Vorwürfe  des  Kurfürsten  be- 
gründet waren,  mufs  man  zwischen  dem  kaiserlichen  Briefe  vom 
6.  Juni  1620  und  den  Versicherungen  der  verschiedenen  Gesandten 
unterscheiden.  Letztere  lauteten  offenbar  dahin,  dalis  der  Kaiser,  im 
Falle  ihm  der  Kurfürst  Schutz  gegen  die  Calviner  (mit  welchem 
Namen  man  die  Anhänger  der  böhmischen  Konfession  bezeichnete) 
bieten  würde,  die  Lutheraner  gewifs  nicht  verfolgen  würde.  Gingen 
diese  Versprechungen  weiter  als  jene,  zu  denen  sich  der  Kaiser  in 
dem  erwähnten  Briefe  vom  6.  Juni  1620  herbeiliefs?  In  demselben 
erklärt  er  „deutsch,  aufrichtig,  freundlich  und  gnädig,"  dafs,  obwohl 
er  denjenigen,  die  sich  freiwillig  zum  Gehorsam  anmelden  würden, 
nur  den  Fortgenufs  ihrer  Privilegien  und  nicht  ausdrücklich  auch  die 
Aufrechthaltung  des  Majestätsbriefes  zugesagt  habe,  dies  nur  deshalb 
geschehe,  damit  seinen  „und  S.  L.  Feinden  nicht  Ui^sach  gegeben 
werde,  ihre  calvinistischen ,  blutdürstigen  und  gefährlichen  Anschläge 
unter  dem  Deckmantel  des  Majestätsbriefes  zur  Verhinderung  aller 
Polizei  und  des  Religionsfriedens  auf  die  Bahn  zu  bringen."  „Ich 
versichere,"  heifst  es  weiter,  „E.  L.  hiemit  kaiserlich,  deutsch  und 
aufrichtig,  dafs  nichtsdestoweniger  all  dasjenige,  so  von  mir  E.  L.  ver- 
sprochen, und  der  Religionsfrieden  im  Reich,  darauf  das  übrige  alles 
gerichtet,  darunter  verstanden  und  demselben  wirklich  nachgekommen 


^  Coli,  (.■amernriann   in   der   Münchner   Hof bibliothek :   Kursachsen   an   Fer- 

,.       ,  ,.    ,,    21).  Oktober   .„^^ 
dmand  II.  dd.    ,   ^,  -       ,    -  1G22. 
^.  >ovemnpr 
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werden   solle,  dabei  auch  die  alten  Husiten  in  Böbeimb  vermög  der 
älteren  Vergleicbimgen  nicbt  ausgeschlossen  sein  sollen.** 

Der  Brief  verspricht  somit  nicht  klar  und  offen  die  Duldunp:  der 
Augsburger  Konfession,  sondern  nur,  dafs  der  Kaiser  den  (Augsburger) 
ReligionsMeden  im  Reich  und  die  dem  KurfQrten  gemachten  Ver- 
sprechungen einhalten  würde.  Diese  Versprechungen  dürften  aber 
identisch  mit  den  Erklärungen  seiner  Gesandten  gewesen  sein^  und  diese 
lauteten  gewifs  auf  die  Duldung  der  Lutheraner  in  Böhmen  auch  nach 
Niederwerfung  des  Aufstandes.  Aufserdem  hatte  aber  Ferdinand  un- 
zweideutig die  Duldung  der  alten  Husiten,  d.  h.  derjenigen,  die  sich 
von  der  römischen  Kirche  nur  durch  den  Laienkelch  unterschieden 
und  sich  im  Jahre  1594  feierlich  mit  Kom  ausgesöhnt  hatten,  ver- 
sprochen. Diese  schriftliche  Zusicherung  hatte  der  Kaiser  verletzt, 
indem  er  zu  der  Abschaffung  des  Laienkelches  seine  Zustimmung  gab, 
jetzt  verletzte  er  auch  seine  mündlichen  Versprechungen  durch  die 
Sperrung  der  lutherischen  Kirchen.  Wenn  der  Kurfürst  also  deshalb 
Klage  führte,  war  er  in  seinem  Rechte.  Um  dem  Kaiser  zu  Gemüte 
zu  filhren,  wie  sehr  er  gegen  ihn  im  Unrecht  sei,  schickte  er  ihm  die 
Kopie  des  kaiserlichen  Briefes  vom  6.  Juni  1620.  Seinen  Gesandten 
in  Regensburg  aber  trug  er  auf,  im  Falle  man  ihnen  gegenüber  die 
Nichteinhaltung  der  kaiserlichen  Versprechungen  damit  rechtfertigen 
würde,  dafs  sich  niemand  freiwillig  zum  Gehorsam  gemeldet  habe, 
sondern  alle  nur  dem  Zwange  gefolgt  seien,  zu  erwidern,  dafs  man 
doch  einen  Unterschied  machen  müsse  zwischen  jenen,  die  selbständig 
hätten  handeln  können,  und  jenen,  die  zum  Ungehorsam  gezwungen 
worden  seien.  Die  Defensoren  und  Direktoren  seien  allein  die  Herren 
der  Lage  gewesen,  alle  übrigen  hätten  von  dem  kaiserlichen  Ab- 
mahnungsschreiben gar  keine  Kenntnis  erhalten,  die  Strafe  dürfe  also 
nicht  alle  gleichmäfsig  treffend  Es  hiefs,  dafs  die  Mutter  des  Kur- 
ftlrsten,  eine  feurige  Anhängerin  der  Augsburger  Konfession,  ihren 
Sohn  zu  dem  scharfen  Schreiben  an  den  Kaiser  veranlafst  habe,  und 
wahrscheinlich  war  sie  auch  diejenige,  die  die  Anfertigung  der  Kopie 
empfohlen  hatte. 

Der  Überbringer  des  kurfürstlichen  Briefes  richtete  seine  Schritte 
nicht  nach  Wien,  weil  der  Kaiser  nicht  mehr  daselbst  weilte,  sondern 
bereits  die  Reise  nach  Regensburg,  woselbst  die  Beratungen  des  Depu- 
tationstages stattfinden  sollten,  angetreten  hatte.    Der  Bote  traf  mit 


*    Sächsisches    Staatsarchiv:   Ferdinand   an    Karsachsen    dd.    6.   Juni    1620. 

:t'    n       A.      '    ^         u       A^   26.  Dezember  1622 
Karsachsen  an  die  Gesandten  in  Regensburg  dd.     5  Januar  1623    ' 
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der  kaiserliciien  Reisegesellschaft  in  Schärdiiig  zusammen.  Ferdinand 
langt«  daselbst  Mitte  November  an,  begleitet  von  seiner  Frau  und 
seinen  Kindern,  von  seiner  Hi»fdienersclmi't  und  seinen  wichtigsten 
Raten,  darunter  dem  Herrn  von  Ej^j^enberg»  den  Grafen  von  Hohen- 
zollern,  Harrach,  Trauttmansdorff  und  Füi-stenberjr,  den  Hennen  Zden^^k 
von  Lohkowitz,  Adam  von  Waldstein,  Strahlendorf  und  Nostitz,  Alles, 
was  l»ei  Hofe  Rang,  Ansehen  und  Einfluls  besafs,  war  um  den  Kaiser 
versammelt.  Der  Brief  des  Kurfürsten,  der  durch  seine  enei^sche 
Sprai'he  das  Ende  der  särhsisclien  Allianz  anzukündigen  schien,  fiel 
wie  eine  Bombe  unter  die  Hüte,  von  denen  die  meisten  die  öifentlicheE 
An«(elegenheiten  nur  von  ihrem  egoistischen  Standpunkte  beurteilten 
und  namentlich  der  Vorteile,  deren  sie  durch  die  in  Böhmen  verhfingten 
Konfiskationen  teilhaftig  geworden  waren,  verlustig  zu  gehen  fürchteten. 
Ihr  Unwille  kehrte  sich  jetzt  ausschliofslich  gegen  Caraffa,  den  sie 
allgemein  als  den  Störenfried  bezeichneten ;  ihm  gaben  sie  die  Schuld, 
dafs  die  Verband  hing  in  Regensburg  voraussichtlich  nicht  den  ge- 
wttnschten  Gang  nehmen,  der  Friede  im  Reiche  nicht  zu  stände 
kommen,  Sachsen  sich  vom  Kaiser  trennen  und  mit  dessen  Feinrlen 
verbinden  würde.  AnmaJsend  im  Glück  und  feig  in  der  Gefahr, 
sahen  sie  schon,  wie  sich  die  feindlichen  Heere  organisierten  und  eine 
Stärke  erreichten,  gegen  die  kein  Widerstand  möglich  sei;  das  Ver- 
derben der  katholischen  Religion  und  des  Erzhauses  schien  ihnen  un- 
vermeidlich. Garafta  war  nicht  in  Schärding,  als  das  kursächsische 
Schreiben  dort  eintraf,  er  hatte  der  Bequendicbkeit  wegen  einen 
andeien  Weg  nach  Regensburg  eingeschlagen  und  hatte  auf  diesem 
durch  seine  Freunde  von  dem  Inhalt  des  Schreibens  und  dem  dadurch 
erregten  Sturm  Kunde  erhalten.  Er  erwartete  deshalb  den  Kaiser  in 
Straubing,  wo  er  von  ihm  am  18.  November  1622  in  Audienz  empfangen 
wurde.  Er  wieiterliolte  alle  von  ihm  so  vielfach  für  die  Verfolgung 
vorgebrat-hten  Gründe  und  sprach  die  Hoffnung  aus,  dafs  Ferdinand 
nicht  blofs  seinen  Ruhm,  Prag  von  den  Keticern  gesäubert  zu  haben, 
Mindern  auch  das  Staatsinteresse,  das  die  Einheit  in  der  Rebgion 
dringend  erheische,  nicht  gefiihrden  werde.  Der  Kaiser  erwiderte,  es 
sei  wahr,  der  Kurfürst  habe  ihm  einen  langen  und  scharfen  Brief  ge- 
schrieben. Aus  der  Art,  wie  Ferdinand  den  Inhalt  desselben  erörterte 
und  der  überschickten  Kojae  erwähnte,  gewann  der  Nuntius  den  Ein- 
druck, dafs  derselbe  sein  Vorgehen  bedauere  und  wünsche,  er  hätte 
die  Ausweisung  erst  nach  dem  Regensburger  Deputatioustag  verhängt. 
Umsomehr  verteidigte  CaratTa  seine  bisherigen  Ratschläge:  wenn  ein 
Fehler  geschehen  sei,  so  sei  es  der,  dafs  man  zu  lange  mit  der  Aus- 
weisung  gezögert   haf»e.     Würde   man   die   Lutheraner  noch   weiter 
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dulden ,  so  hätte  man  ikn  Böhmen  nichts  gewonnen ,  denn  das  Volk 
würde  samt  und  sonders  zu  ihnen  treten.  Er  machte  aufmerksam, 
daJk  die  Ketzer  nie  mit  dem  erreichten  Erfolp  zufrieden  sein,  soudem 
stets  weiter  greifen  würden,  ood  <jafs  der  Kurfüi*st  in  seinem  Gebiete 
ja  auch  keinen  katholischen  Gottesdienst  dulde.  Seine  Argumente, 
dafs  man  in  Böhmen  nirht  anders  handeln  dürfe,  als  wozu  sich  jeder 
Reichsfurst  berechtigt  glaube,  dafs  jeder  Staat  eine  Beute  der  Anarchie 
geworden  sei,  in  dem  die  kirchliche  Einheit  fehlte,  machten  in  der 
That  auf  den  Kaiser  Eindruck.  Unmittelbar  nach  der  Unterredung 
mit  Carafla  berief  er  seine  Geheimräte  zu  einer  Beratung,  und  in 
dieser  wurde  lieschlossen,  an  der  eingeschlagenen  Politik  nichts  zu 
ändern  und  bei  der  verfügten  Ausweisung  zu  beharren.  Mau  erörterte 
in  dieser  Sitzung  auch  die  Antwort,  die  man  dem  Kurfürsten  geben 
solle;  man  wollte  ihm  Verliandlongen  über  den  Gegenstand  in  Aus- 
sicht stellen,  wenn  er  den  Deputationstag  in  Regensburg  persönlich 
besuchen  würde,  und  bemerkte  halb  im  Scherze,  man  würde  den 
Lutheraneni  in  Böhmen  freie  Keligionsübung  gestatten,  wenn  der 
Kui*füi^t  <len  Katholiken  in  seinem  Gebiete  sie  ebenfalls  gestatten 
würde  ^  Die  feste  Haltung  des  Kaisers  dauerte  jedoch  nur  einige 
Tage.  Kaum  war  Ferdinand  in  Ilegensburg  angelangt,  so  traf  ein 
reites  Sehreiben  des  Kurfürsten  von  Sachsen  ein»  in  dem  dei-selbe 
lerichtete,  dafs  infolge  seiner  Bemühungen  sich  der  Kurfürst  von 
Brandenburg  und  die  Herzöge  von  Pommern  und  Braunschweig  zum 
Besuch  des  Regensburger  Deput^tionstages  entschlossen  hätten,  dafs 
aber  die  Sperrung  der  lutherischen  Kirchen  diesen  BesehluJs  rück- 
gängig machen  wUrde.  Er  selbst  sei  ganz  ..perplex"  über  dieselbe 
und  ersuche  den  Kaiser  um  Aufhebung  derselben,  damit  er  sich  nach 
Regensburg  verfügen  könne  ^.  L>er  Kaiser  that  zwar  uicht,  was  der  Kur- 
fürst wollte,  aber  er  gab  wenigstens  dem  Fürsten  von  Liechtenstein  den 
Befeld»  in  der  Spenung  der  lutherischen  Kirche  innezuhalten,  und  da  biß 
dahin  nur  die  Pfarrer  in  Pnig  und  Brlix  ausgewiesen  worden  waren, 
sollten  aie  l'farrer  iui  Elbogener  und  Eirerer  Gebiet  unbehelligt  ge- 
lassen wertlen*  Doch  sollte  dies  unauffilllig  geschehen,  damit  niemand 
den  anbefohlenen  Stillstand  merke.  Diese  Nachgiebigkeit,  die  man 
als  ersten  Schritt  zur  Duldung  der  Augsburger  Konfession  hätte  be- 
trachten können,  bekämpfte  CaraÜ'a  natürlich  auf  das  nachdrückliehste 
imd  fand  hiebei  an  dem  in  Regensburg  anwesenden  Bischöfe  von 
"Würzburg,  einem   wegen  seiner  Frömmigkeit  hochgeachteten  Manne, 


1  Caraftafi  Hagguaglio. 

»  Sächsisches  Staatsarchiv:  Kui^achsen  an  FeriliDaiid  IL  dd,  9.19.  Nov.  1622. 
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kraftige  Unterstützung.  Der  Nuntius  behauptete,  auf  irgend  einem 
Wege  Einsicht  in  einen  Teil  der  Korrespondenz  zwischen  dem  Kur- 
fürsten von  Sachsen  und  seinem  Prinzipalgesandten  in  Regensburg^ 
dem  Grafen  Wolfgan^  von  Mansfeld,  genommen  zu  haben;  dadurch 
sei  er  zu  der  Überzeugung  gelangt,  dafs  der  Kurfürst,  nur  um  den 
Vorwürfen  seiner  Glaubensgenossen  zu  beg^nen,  scharf  angetreten 
sei,  und  dafs  seine  Behauptung,  er  beteilige  sich  we^en  der  Verfolgung 
der  Lutheraner  nicht  an  dem  Regensburger  Deputationstage,  nicht 
ernst  zu  nehmen  sei,  weil  er  ohnehin  nie  die  Absicht  gehabt  habe, 
dort  zu  erscheinen.  Seinen  Gesandten  hatte  der  Kurfürst  nach  den 
Enthüllungen  Caraifas  wohl  den  Auftrag  gegeben,  über  die  Behandlung 
der  Lutlieraner  heftige  Klage  zu  führen,  aber  heimlich  ihnen  befohlen, 
sich  zufrieden  zu  geben,  wenn  die  Gegenreformation  nur  nicht  auch 
auf  Schlesien  sich  bezöge,  wo  er  sich  den  Ständen  gegenüber  bei  der 
Wiederunterwerfung  unter  des  Kaisers  Auktorität  zur  Duldung  der 
Augsbure:er  Konfession  verpflichtet  hatte,  und  wenn  ihm  die  Lausitz, 
die  er  für  seine  Hilfeleistung  vom  Kaiser  als  Pfandgut  erhalten  hatte, 
belassen  würde.  Garaffa  setzte  von  dem  Inhalt  der  geheimen  In- 
struktion den  Kaiser  in  Kenntnis  und  bewirkte  dadurch,  dafs,  wenn 
auch  der  Kaiser  seinen,  dem  Fürsten  von  Liechtenstein  erteilten  Be- 
fehl nicht  widerrief,  wenigstens  kein  Schritt  zu  weiterer  Nachgiebig- 
keit gethan  wurde.  ^  Wir  bemerken  indessen,  dafe  die  falsche  Rolle, 
die  Garaffa  dem  Kurfürsten  zuschreibt,  durch  die  im  Dresdner  Archiv 
befindlichen  Instruktionen  und  Korrespondenzen  nicht  bestätigt  wird, 
dafs  sich  keine  Stelle  in  ihnen  vorfinde,  die  auf  eine  Doppelrolle  hin- 
wiese, und  dafs  wahrscheinlich  Garaffa  einer  Täuschung  unterlag,  in- 
dem man  ihm  gegenüber  einigen  kurfürstlichen  Weisungen  eine  falsche 
Deutung  unterlegte. 

Die  Aufrichtigkeit  des  Kurfürsten  zeigte  sich  zunächst  darin,  dafs 
er  die  geistlichen  Kurfürsten  zu  einer  billigeren  Behandlung  der 
Lutheraner  zu  bewegen  suchte  und  deshalb  ihnen  das  Bedenkliche  der 
durch  die  Ausweisung  der  Prediger  venirsachten  Aufregung  unter  den 
Lutheranern  schilderte-.  Weiter  richtete  er  ein  erneutes  Ansuchen 
an  den  Kaiser  um  die  Rückberufung  des  Brüxer  Pfarrers.  Johann 
Georg  hatte  zu  dieser  Bitte  einen  besonderen  Grund.  Als  er  sich  im 
Jahre  1620  zur  Intervention  in  den  Ländern  der  böhmischen  Krone 
anschickte,  erbot  sich  die  Stadt  Billx  zur  Anerkennung  des  Kaisers 

*  Itöhinisches  Statthaltereiarchiv:  Ferdinand  an  Liechtenstein  dd.  30.  Nov. 
C'arattas  Kaggnajjlio. 

-  Wiener  Staatsarchiv:  Auszug  aus  dem  Schreiben  des  Kurfürsten  von 
Sachsen  an  die  Kurtursten  von  Mainz  und  Köln  dd.  9.19.  Dezember  1622. 
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als  König  von  Böhmen  und  erhielt  darauf  von  dem  Kurfürsten  unter 
Brief  und  Siegel  die  Zusicherung,  dafs  sie  die  Augsburger  Konfession 
frei  bekennen  dürfe  ^  Der  Kurfürst  setzte  indessen  seine  Hoffnung 
hauptsächlich  auf  die  katholischen  Fürsten  und  deren  Fürsprache,  und 
thatsächlich  erteilten  sie  seinen  Gesandten  mehr  oder  minder  weit- 
reichende Zusicherungen.  Der  Herzog  von  Bayern,  dem  an  der  Freund- 
schaft Kursachsens  viel  gelegen  war,  weil  er  nur  mit  dessen  Hilfe  in 
den  gesicherten  Besitz  der  heifsbegehrten  Kur  gelangen  konnte,  er- 
klärte, dafs,  wenn  die  Angelegenheit  der  böhmischen  Reformation  zur  ^'j^^** 
Sprache  kommen  sollte,  er  es  an  sich  nicht  fehlen  lassen  würde,  da 
er  zwischen  beiden  Religionsparteien  im  Reich  ein  gutes  Vertrauen  zu 
erhalten  wünsche. 

Thatsächlich  richteten  die  drei  katholischen  Fürsten,  welche  in 
Regensburg  anwesend  waren,  an  den  Kaiser  die  Bitte,  die  weitere  Re- 
formation in  seinem  Reiche  einzustellen  und  über  Mittel  nachzudenken, 
wie  im  äufsersten  Falle  auch  den  vielfachen  Bitten  des  Kurfürsten  von 
Sachsen  in  Bezug  auf  die  Restitution  der  beiden  lutherischen  Kirchen 
in  Prag  genügt  werden  könnte.  Dieses  Ansuchen  machte  auf  Ferdinand 
einen  solchen  Eindruck,  dafs  er  dem  Fürsten  von  Liechtenstein  den 
Auftrag  gab,  sich  mit  den  vorzüglichsten  Theologen  in  Böhmen  zu 
beraten,  inwieweit  ohne  Verletzung  des  Gewissens  und  zur  Verhütung 
gröfseren  Übels  den  Wünschen  des  sächsischen  Kurfürsten  willfahrt 
werden    könnte^.     Wie    die   Gutachten    der    böhmischen   Theologen 


*  Sächsisches  Staatsarchiv :  Kursachsen  an  Ferdinand  II.  dd.  20./30.  Dez.  1622. 

*  Die  merkwürdige  Zuschrift,  welche  wir  in  den  Monat  Januar  versetzen, 
hat  sich  nur  zum  Teil  in  lateinischer  Übersetzung  und  undatiert  erhalten  und  zwar 
im  Prager  Jesuitenarchiv,  welches  nach  Aufhebung  des  Jesuitenordens  dem  Wiener 
Staatsarchiv  einverleibt  wurde.    Die  wichtigste  Stelle  der  Zuschrift  lautet: 

Tres  electores  imperii,  qui  hie  praesentes  sunt,  id  mihi  consilii  dederunt,  ut 
ulteriorem  religionis  executionem  in  nostro  haereditario  regno  Boemiae  ut  et  in 
aliis  provinciis  inhiberem  et  de  optimis  mediis  cogitarem,  quibus  per  semel  datam 
generalem  condonationem  subditi  ad  quietem  et  meliorem  constantioremque  sub- 
iectionem  reduci  possint,  ac  quomodo  in  extremae  necessitatis  casu  ad  multiplices 
preces  et  petitiones  electoris  Saxoniae  ratione  duorum  Germanicorum  templorum 
condescendi  possit. 

Cum  ergo  hae  res  maiori  ex  parte  huiusmodi  sint,  quae  conscientiam  con- 
cernant,  in  iisque  caute  et  attentione  magna  procedendum  sit,  postulo  a  V.  Charitate 
dementer  velit  cum  praecipuis  et  probatissimis  theologis  ac  religiosis  in  Boemia 
consultationera  instituere  in  causa  petitionis  electoris  Saxoniae  et  investigare,  utrum 
ac  quantum  sine  conscientiae  praeiudicio  ad  avertendum  raaius  malum  ei  concedi 
posait,  mihique  praedictorum  theologorum  uti  et  suam  sententiam  ac  iudicium 
quam  celerrime  significare  et  transmittere;  ac  simul  praedictam  executionem  aliquan- 
tum  inhibere. 

Gindely,  Gegenrefonnation  in  Böhmen.  9 
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lauteten,  ist  leider  nicht  bekannt,  doch  ist  kein  Zweifel^  dafs  sie  die 
Duldung  widerrieten. 

Dem  persönlichen  Auftreten  der  KurftiMeQ  entsprach  nicht  «zanz 
die  Haltung  iJirer  Vertreter.  Der  Mainzer  Kanzler,  Herr  von  Metter- 
nich,  erklärte  in  der  Sitzung  des  Deputationstages  am  18.  Januar, 
dafs  nachdem  die  Ausweisung  der  Lutheraner  aus  Böhmen  einmal  er- 
folgt sei,  diese  Mafsregel  ohne  Verletzung  der  kaiserlichen  Auktorität 
und  des  Gewissens  nicht  mehr  widerrufen  werden  könne.  Auch  der 
Kurfürst  von  Mainz  selbst  bemerkte  gegenüber  dem  Schwiegereohne 
des  Kurfürsten  von  Sachsen,  dafs  sich  der  Kaiser  an  sein  Versprechen 
der  Aufrechthaltuug  der  Privilegien  und  folglich  iler  Relijanonsfreiheit 
in  Böhmen  niclit  für  gebunden  erachte,  weil  er  dieses  Land  mit  dem 
Schwerte  gewonnen  habe.  Doch  lenkte  der  Kurfiirst  zum  Schlüsse 
etwas  ein,  indem  er  erklärte,  „dafs  wenn  aunehndiche  Mitte]  (zur 
Vergleichung)  zu  finden  wirren,  er  gern  das  seinige  thun  wollte,** 
Er  habe  selbst  darüljer  nachgedacht,  ob,  weil  die  lutherisi^he  Kirche 
zu  Prag  „Ihrer  Majestilt  so  gar  im  Gesicht  lüge,  mau  den  Evangelischen 
nicht  vielleicht  eine  Kirche  vor  der  Stadt,  wie  zu  Wien  vergönnen 
könnte,  doch  wisse  er  nicht,  ob  und  wie  weit  sich  etwa  dieser  Vor- 
Bi'blag  möchte  prakticieren  lassen."  —  Kurmainz  liefs  es  somit  nicht 
wie  der  Herzog  von  Bayern  bei  blofsen  Worten  bewenden,  sondern 
machte  auch  einen  besonderen  Vorschlag,  der  wenigstens  teilweise  eine 
Befiiedigung  der  sächsischen  Wünsche  enthielt. 

Noch  hatte  der  Kaiser  nicht  auf  die  Klagen  Kursaehsens  und 
namentlich  nicht  auf  den  Brief  vom  8.  November  geantwortet. 
Jetzt  war  er  durch  die  Mahnungen  Caraffas  und  wohl  auch  durch 
die  Ratschläge  des  Herzogs  von  Bayern,  der  es  mit  seinen  Ver- 
sicherungen den  sächsischen  Gesandten  gegenüber  nicht  aufrichtig 
meinte,  in  seiner  Unnachgiebigkeit  bestärkt,  und  nach  vielfachen  Be- 
ratungen, an  denen  sich  der  Reichsvicekanzler  Ulm,  der  böhmische 
Kanzler  Lobkowitz  und  die  Reichshofräte  Strahlendorf  und  Nostitz  be- 
teiligten ,  wurde  am  25.  Januar  eine  Antwort  auf  4ias  kurfürstliche 
Schi-eiben  festgestellt  und  abgeschickt.  Sie  lautete  al>lehnend:  der 
Kaiser  erörterte  in  derselben,  dafs  er  den  Fortgenufs  der  Privilegien 
nur  jenen  Bewohnern  Böhmens  angeboten  habe,  die  sich  gleich  nach 
Kenntnisnahme  dieses  Anerbietens  dem  Herzog  von  Bayern  oder  dem 
Kuifüi'sten  von  Sachsen  „ohne  Schwertstreich  und  unven*ückten  Fiifses 
ergeben  würden,**  und  dals  ihnen  auch  für  diesen  Fall  nicht  ausdrück- 
lich der  Fortgenufs  des  Majestätsbriefes  zugesichert  worden  sei.  Auch 
in  seinem  Schreibeji  au  den  Kurfüreteu  dd.  6.  Juni  1620  habe  der 
Kaiser  keineswegs  die  Anerkennung  des  Augsburger  Religionsfriedens 
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zugesa*rt.  Nun  sei  Böhmea  nur  durch  Gewalt  zum  Gehorsam  ge- 
zwuüfzen  wonlen,  und  so  würde  es  zum  nicht  geringen  „Despekf 
der  kaiserlichen  ÄuktoritM  ausschlagen,  wenn  diis  Land  im  weiteren 
Oenufs  seiner  rvivih?^ieu  und  nanieutlich  des  Majestätshriefes  be- 
lassen würde.  Die  Anhäop:er  der  Auj?slvurger  Konfession  hätten 
übrigens  schon  von  Kaiser  Rudolf  den  Majestätsbrief  in  Bezug  auf 
ihre  Duldung  nur  in  der  F>wartung  erhalten,  dafs  sie  stetvS  die  schuldige 
Treue  und  Gehorsam  leisten  würden.  Nun  hätten  sich  aber  die 
Lutheraner  nach  der  im  Frühjahr  1620  erfolgten  Aufforderung  zum 
Gehorsam  nicht  von  den  Heliellen  getrennt,  die  lutherische  Geistlich- 
keit seihst  habe  vielinehi"  gleich  zu  Anfang  der  RehelHon  auf  ihren 
Kanzeln  die  Proklamation  der  Defeosoren  vorgelesen  und  ihre  Glaubens- 
genossen zum  Besuche  der  rebellischen  Versammlung  im  Cai'o- 
iinum   aufgefordert,    dann    währeu^i    des    Aufstaudes   alle    Welt   zur 

sifrigen  Bethätigung  ihrer  Feindseligkeit  gegen  die  angestammte 
Auktorität  aufgefordert  und  sei  auch  bei  der  Krönung  des  Gegen- 
königs zugegen  gewesen.  Es  sei  somit  klar,  dais  die  Lutheraner  sich 
desselben  Verbrechens  schuldig  gemacht  hätten,  wie  die  Anhänger  der 
böhmischen  Konfession.  Der  Kaiser  sei  gewillt,  nur  den  Accord  ein- 
zuhalten« den  der  Kurfürst  mit  der  Lausitz  und  mit  Schlesien  ab- 
geschlossen, weil  sich  diese  Länder  gröfstenteils  ohne  Anwendung  von 
Waffengewalt  zum  Gehoi-sam  erboten  hätten.  Die  V<trwürfe,  welche 
somit  die  kaiserliche  Antwort  gegen  die  lutherischen  Prediger  erhob, 
waren  übrigens,  wie  sich  aus  einer  njichtnlglich  angestellten  Unter- 
suchung ergab,  nicht  unbegründet  ^ 

Das  kaiserliche  Schreiben  wurde  dem  Kurfürsten  mit  ungewöhnlicher 
Eile  überbracht,  denn  scluju  vier  Tage  später,  am  29.  Januar,  war  er 
JD  seinem  Besitze.  Er  beantwortete  dasselbe  am  folgenden  Tage  mit 
einem  Briefe,  in  welchem  er  zugab,  dals  die  hartnäckigen  Rebellen 
eine  Bestrafung  vordienten ,  aber  er  untei'schied  wiederum  zwischen 
jenen,  die  befehlen  könnten,  und  jenen,  die  gehorchen  müfsten  und 
nur  aus  Furcht  oder  Unwissenheit  gesündigt  hätten.  Die  Abmahnungs- 
patente seien  in  den  Händen  der  Direktoren  gebMel>en,  und  nur  wenige 
Leute  aus  dem  Volke  hätten  von  ihnen  Kenntnis  erlaugt,  am  wenigsten 

iber  die  Deutschen,  welche  auch  darum,  ^weil  sie  Fremdlinge  seieiL 
'unter  der  Böhmen  Protektion  stünden,  keinen  Stand  bildeten,  mit  der 
Absetzung  (des  Kaisers  als  König  von  Böhmen)  und  mit  der  Wahl 
(des  Gegenkönigs)  nichts  zu  schaffen  gehabt  hätten."    Von  den  gegen 


*  Sächsisches  Staatsarchiv;  Ferdmanil  IL  an  Kursachseo  dd.  25,  Januar  1623.  — 
iUudnitKer  Archiv:  Michmi  an  den  böhmischen  Kanzler  M,  21.  Januar  162S. 
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die  lutherische  Geistlichkeit  erhobenen  Vorwürfen  wisse  er  nicht,  ob  sie 
berechtigt  seien,  aber  selbst  für  den  Fall,  dafe  sich  die  Geistlichen  so 
vergangen  hätten,  wie  der  Kaiser  sage,  wollte  er  doch  ihre  Gemeinden 
geschont  wissen.  Überhaupt  seien  nur  die  Anstifter  der  Rebellion  und 
die  Verführer  des  Volkes,  nicht  aber  dieses  selbst  zu  strafen.  Schliefs- 
lich  berief  er  sich  abermals  auf  seine  den  evangelischen  Beichsständen 
gegebene  Zusage,  dafs  durch  seine  dem  Kaiser  geleistete  Hilfe  der 
Augsburger  Konfession  kein  Eintrag  geschehen  solle,  und  sprach  des- 
halb die  Hoffnung  aus,  der  Kaiser  werde  bei  seinem  abweislichen 
Bescheid  nicht  verharrend  Diese  Hoffnung  erwies  sich  freilich  als 
eitel,  denn  als  auf  dem  Deputationstag  dem  Kaiser  eine  Schrift  über- 
reicht wurde,  in  der  die  protestantischen  Kurfürsten  und  Fürsten 
die  in  Böhmen  durchgeführte  Gegenreformation  beklagten,  erklärte 
der  Kaiser  den  Deputationstag  nicht  für  berechtigt,  sich  in  die  An- 
gelegenheiten Böhmens  einzumischen  2. 

Diese  Antwort  verstimmte  selbstverständlich  den  protestantischen 
Teil  des  Deputationstages;  aber  auch  die  Mehrzahl  der  Katholiken 
konnte  sich  der  Sorge  für  die  Zukunft  nicht  entschlagen.  Aus  diesem 
Grunde  richteten  sie  eine  eigene  Zuschrift  an  den  Kaiser,  worin  sie 
ihn  ersuchten,  wenigstens  einigermafsen  der  Bitte  Kursachsens  Gehör 
zu  geben,  und  wofern  dies  nicht  der  Fall  sein  könnte,  ihm  doch  in 
anderer  Weise  geföllig  zu  sein,  damit  der  „so  hoch  meritierte  Kurfürst 
nicht  offendiert,  sondern  in  gehorsamer  Devotion  erhalten  würde." 
Da  diese  Angelegenheit  eine  religiöse  sei,  so  möge  sich  der  Kaiser 
bei  seinen  Theologen  und  Beichtvätern  Rats  erholen.  Den  Theologen 
müfsten  die  Akten  des  Mühlhausner  Tages  vorgelegt  werden,  damit  sie 
daraus  ersehen  könnten,  in  welcher  Weise  Rudolf  H.  für  die  Länder 
der  böhmischen  Krone  die  Augsburger  Konfession  bestätigt  habe, 
welche  Versprechungen  der  Kaiser  bezüglich  ihrer  Duldung  selbst  für 
den  Fall  gegeben  habe,  wenn  Böhmen  mit  dem  Schwerte  bezwungen 
würde ;  denn  dafs  solche  Versprechungen  geschehen  seien,  erweise  der 
Inhalt  des  damaligen  kurfürstlichen  Schreibens  an  den  Kaiser.  — 
Schliefslich  gaben  sie  zu  bedenken,  ob  die  wohl  vollendete,  aber  noch 
nicht  konsolidierte  Eroberung  Böhmens  nicht  wieder  in  bedenkliches 


*  Sächsisches   Staatsarchiv:   Kursachsen    an   den   Kaiser  dd.   20./30.  Januar 
1623.  —  Caraifas  Kagguaglio. 

■  Sächsisches  Protokoll  der  Beratungen  des  Eegensburger  Deputationstages  dd. 
24  «Januar 
Q  veb         ^^*^^*     ^^^^    Kaisers   Replik   auf  das   Gutachten    der    Kurfürsten   und 

Fürsten  dd.  G.  Februar  1623. 
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ßchwanken  geraten,  üb  uicht  die  Übertragung:  der  Kur  auf  Maxirailiau 
[▼OD  Bayern  sdiwieriger  werden,  und  ob  nii-hl  durch  die  Entfreinduuj4 
•hsens  fortan  jede  tloffnuns^  auf  den  Zusammentritt  der  gesamten 
Reichsstände  entschwinden  würde.  Vielleicht  sei  der  Kaiser  ,^e?en  die 
alifällipjen  Gefahren  ^'enufjsan»  ^'eriistet;  sie  Wülsten  es  nicht  und  millsten 
<lies  seiner  Eotscheiduu}^  überlassen,  jedenfalls  aber  würde  die  Gefahr 
aufserordentlich  wachsen,  wenn  sich  der  Kurfürst  von  Sachsen  den 
Feinden  beigesellen,  und  zu  diesen  auch  Dänemark,  Schweden,  die 
Hansestädte,  die  protestantischen  Reichsstande,  Holland  und  England 
treten  würden,  abgesehen  davon,  dal's  weder  den  Türken  noch 
UnK^arn,  noch  dem  Bethlen  zu  trauen  sei.  Die  Katholiken  mahnten  s.  Pöbnmr 
jedoch  den  Kaiser  nur  im  Vertrauen  zur  Nachgiebigkeit;  denn  als 
der  Deputations  tag  in  seiner  Gesamtheit  seine  Meinuug  über  die  Re- 
fonnation  in  Böhmen  abgab,  forderten  nur  die  Protestanten  die  Frei- 
gebung der  Augsburger  Konfession,  während  die  Katholiken  dieser 
Forderung  zwar  nicht  widersprachen,  sich  ihr  aber  auch  nicht  an- 
schlössen ^ 

Trotzdem  glaubten  wohl  uuterrichtt^te  Teilnehmer  des  Deputations- 
tages bis  zuletzt  die  Nachgiebigkeit  des  Kaisers  in  Aussicht  stellen  zu 
dürfen,  da  sogar  Spanien  sich  auf  Seite  des  Kuifürsteu  von  Sachsen 
stellte.  Als  nümlich  der  kaiserliche  tiesandte  in  Spanien,  Graf 
Khevenhiller,  <iie  Nachricht  von  der  Ausweisung  der  lutherischen 
Prädikanten  empfing  und  dieselbe  dem  Konig  Philipp  und  seinen 
Ministern  mitteilte,  fanden  sie,  obgleich  sie  keine  genaue  Kunde  von 
den  Versprechungen  besafsen,  die  der  Kaiser  dem  Kurfürsten  von 
Sachsen  geniacht  hatte,  doch,  dafs  sich  der  letztere  ,Jnllig  beschweren 
könne,"  und  dals  sich  der  Kaiser  durch  die  „unzeitige  Exekution  seihst 
Unruhe  schaffe."  Khevenhillers  Bericht  hierüber  traf  um  die  Mitte 
Februar  in  Regensburg  ein  und  war  wohl  mit  Ursache,  dafs  man  eine 
Wendung  zu  Gunsten  der  Lutheraner  erwartete^.    Der  Mainzer  Kanzler 


*  Wiener  Staatsarchiv:  Stmhiendorf  an  Ferdinand  II,  dd.  8.  Februar  1628.— 
'Bächsiscbes  Staatsarcbiv:    ResoIutiüD    des  Regensburger  Deputation stages  auf  die 

Replik  des  Kaisers  dd.  15.  Februar  1623- 

*  Archiv  von  RaudniU:  Khevaiiliiller  an  Lolikowitz  ild,  2t.  Januar  1623. 
Khe>'eDhitler  hat  irrtümlich  162^2  statt  162^  geschrieben:  wir  rektifizieren  deshalb 
das  iJatum»  Auch  ein  8chreil»en  des  Kanjülers  Lobkowitz  an  Khevenhiller.  welches 
dos  Vorgehen  des  Kaisers  zu  rechtfertigen  sachte  und  dessen  Inhalt  von  Kheven- 
hiller den  in  Spanien  marsgebenden  Kreisen  mitgeteilt  wurde,  ändeite  deren  Urteil 

Lt.    Alle  Welt  behauptete  auch  dann  noch,  dafs  man  dem  Kui^füjrst  vqd  Sachsen 
le  „Satisfaction''  schuldig  sei.    (Archiv  von  Eaudnitz:  Khevenhiüer  an  Lobkuwitz 
im  Mai  1628.) 
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erklärte  gegen  die  sächsisehen  GesandteD.  ihrem  Herrn  würde  „ein 
solches  Contento  geschehen,  dafs  man  sich  di?Bsen  nicht  verrauten 
würde;  der  Kaiser  habe  zu  dem  Kurfürsten  von  Mainz  jresagt,  er 
wolle  dem  von  Sachsen  mit  einer  Annehtnlichkeit  be^je^eu,  denn  er 
könnte  ihn  nicht  in  diesem  Dispust  lassen  ^.** 

Der  Re^'ensbiirger  Tag  endete  jedoch  >  ohne  dafs  der  Kaiser  die 
Ausweisung  der  Prager  und  Brüxer  Geistlichkeit  zurückgenommen  hatte. 
Als  die  sächsischen  Gesandten  sich  von  dem  Kurfürsten  von  Mainz 
verabschiedeten,  erfuhren  sie,  dafs  dieser  wiederholt  und  ernstlich  den 
Kaiser  um  Widerruf  des  Ausweisungsdekretes  ersucht,  dieser  aber  die 
Antwort  bis  zur  Ankunft  des  Kurfürsten  von  Sachsen  in  Regensburg 
verschoben  habe;  wäre  die  Ankunft  eifolgt,  so  würde  die  Antwort 
bei  dem  dankbaren  Gemüte  des  Kaisers  gewifs  nicht  zu  Ungunsten 
desselben  ausgefallen  sein^.  Thatsilchlich  hatte  der  Kaiser»  als  er  von 
Regenshurg  über  Prag  nach  Wien  zurückreiste,  den  Landgi-afen  Ludwig 
von  Darmstadt,  den  Schwiegersohn  des  Kurfürsten  von  Sachsen,  nach 
Dresden  geschickt,  um  den  Kurfürsten  zu  einer  persönlichen  Zu- 
sammenkunft einzuladen.  Der  Kaiser  hatte  sich  zu  dieser  Einladung 
auf  die  Aufforderung  der  vier  katholischen  Kurfürsten,  zu  denen  jetzt 
infolge  des  Beschlusses  des  Depuüitionstages  auch  Maximilian  von 
Baveni  gehörte,  entschlossen,  Sie  hatten  ihm  zugleich  geraten,  wegen 
der  „grofseu  und  nahen"  Knegsgefahr  dem  Kurftu-sten  von  Sachsen 
in  etwas  zu  „condescendiei-en**;  diesem  Ratschlag  hatte  sich  auch 
Maxinjilian  angeschlossen,  da  ihm  die  Gefahr  eines  allfilll igen  Anschlusses 
Kursachsens  an  die  Gegner  nicht  entging.  Indessen  hielt  sich  das  Ent- 
gegenkomme]! des  Kaisers  auch  jetzt  in  bescheidenen  Grenzen;  denn 
er  liefs  durch  den  Landgrafen  die  Hoflnung  aussprechen,  der  Kurfürst 
werde  bei  der  persönlichen  Begegnung  der  Sperrung  <ler  lutherischen 
Kirchen  nicht  erwähnen,  da  der  Kaiser  ohne  Verletzung  seines  Ge- 
wissens und  Schmälerung  seiner  AuktoritÄt  solchen  Wünschen  nicht 
willfahren  könne.  Bei  diesem  schon  in  vorhinein  ab  weislichen  Auf- 
treten blieb  dem  Kuri'ürsten  nichts  anderes  übrig,  als  die  gewünschte 
Zusammenkunft  abzulehnen»  da  dieselbe  eher  „zu  Weiterungen''  als 
zu  einer  Annäherung  führen  könnte,  zumal  er  auch  mit  der  in  Regens- 
burg   vollzogenen   Übertragung    der  pfälzischen   Kur    an  Maximilian 


^  Sicbsiadiee  Staatsarchiv:  Die  sächsischen  Gesandten  in  Regenshurg  an  deti 
Kurfürsten  von  Sachsen  ild.  11,/2L  B'ebruar  1623. 

■  Sttthsisches  Staatsarchiv:  Die  sächsischfin  Gesandten  an  Kursachsen  dd, 
20./m  März  1628. 
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von  Bayern  nicht  einverstanden  war^.  —  Der  Regensburger  Depu- 
tationtag erfüllte  also  die  von  den  böhmischen  Lutheranern  auf  ihn 
gesetzte  Hoffnung  nicht;  der  Triumph  Caraifas  war  ein  vollständiger. 


^  Wiener  Staatsarchiv:  Die  katholischen  Kurfürsten  an  den  Kaiser  dd. 
17.  März  1623.  Ferdinand  an  Kursachsen  dd.  15.  April  1628.  Kaiserliches 
Memorial  für  den  Landgrafen  von  Darmstadt.  —  Sächsisches  Staatsarchiv:  Kur- 
sachsen an  den  Kaiser  dd.  12./22.  April  1628. 
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Ausgang  des  Streites  um  die  Universität 

Das  Werk  der  Rekatholisierung  Böhmens  erforderte  auch  die 
Entfernung  aller  protestantischen  Lehrer  und  die  Beschlagnahme  der 
Prager  Universität  für  den  Katholicismus.  Über  das  Schicksal  der 
Universität  konnte  man  sich  schon  darum  keinem  Zweifel  hingeben, 
weil  ihr  gewesener  Rektor,  der  Anatom  Jessenius,  sich  die  persönliche 
Feindschaft  des  Kaisers  zugezogen  hatte.  Jessenius  war  nämlich  nach 
dem  Ausbruche  des  Aufstandes  im  Auftrage  der  Direktoren  nach 
Prefsburg  gereist,  wo  der  ungarische  Reichstag  eben  Ferdinand  11. 
zum  Könige  gewählt  hatte,  um  eine  Allianz  zwischen  Böhmen  und 
Ungarn  anzubahnen  und  die  Krönung  des  neugewählten  Königs  zu 
hindern.  Als  er  sich  auf  den  Rückweg  begeben  wollte,  war  er  von 
dem  Palatin  Forgach  verhaftet  und  nach  Wien  transportiert  worden, 
wo  es  ihm  beinahe  schlimm  ergangen  wäre;  doch  begnügte  man  sich 
vorläufig  mit  seiner  Haft  und  tauschte  ihn  später  gegen  einen  anderen 
Gefangenen  aus.  Jessenius  hatte  dann  im  Jahre  1618  das  Rektorat, 
war  für  das  folgende  Jahr  abermals  gewählt  worden  und  hatte  in 
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'dieser  Stellimj:  den  Walilkönipr  Friedrich  ersucht,  dieser  möge  die 
vom  Landtage  nach  der  Vertreibiiiiif  der  Jesuiten  vert'ü|?te  Ein- 
verleibuug  ihres  Kolle^iriuiiis  und  ihrer  Gilter  in  die  Karls-Uni versitftt 
]»estätigen.  Diese  Anirelep:enhett  wurde  jedoch  damals  nicht  endgliltig 
liusi^etrageu  und  nur  die  Jesuiten-Bihliothek  der  VerwaUuui,^  der  Uni- 
versität üherlassoD.  Jessenius  war  mittlerweile  abermals  mit  dem 
pfälzischen  Kauzler  Ples.sen  nach  Ungarn  ^'ereist,  hatte  Bethlen  um 
eine  stärkere  Hilfe  für  Böhmen  ersucht  und  den  «le wünschten  Erfolg 
erlangt.  Als  nach  seiner  Rückkehr  die  Wahl  der  Uuiversitittsdif?nitäre 
vorgenommen  werden  sollte,  zögerte  man  damit,  da  das  kaiserlich- 
litristiS4!he  Heer  sich  bereits  Pilsen  näherte  und  die  Ereignisse  auf  dem 
Kriegsschauplatze  alle  Gemüter  beschäftigten.  Dieser  Uuschlüssigkeit 
machte  Jessenins  durch  seine  Resignation  ein  Ende,  die  Neuwahl 
wurde  am  IG.  Oktober  vorgenomnien  und  zum  Rektor  ein  im  zartesten 
Jugendalter  stehender  Schüler  der  Universität  Hildprandt  von  Walters- 
kirchen, zum  Prorekto!-  Professor  Campanus  gewählt.  Der  neue  Rektor 
wurde  wegen  seiner  Jugend  von  iler  Verpflichtung,  an  den  Beratungen 
der  Universität  teilzunehmen,  dispensiert  und  gleichzeitig  sein  Vor- 
mund ersucht,  die  Annahme  des  Rektorates  zu  gestatten.  Von  diesem 
langte  am  7.  November  ein  Schreiben  an,  worin  er  die  Erlaubnis 
unter  Berufung  auf  die  Ungunst  der  Zeitumstände  verweigerte  und 
sein  Mündel  abrief.  Am  folgenden  Tage  fand  die  Schlacht  auf  dem 
Weifeen  Berge  statt.  Die  Bestürzung  infolge  derselben  war  so  furcht- 
bar, dafs  die  Professoren  an  keine  Neuwahl  dachten,  und  so  war 
Campanus  als  Prorektor  berufen,  den  nunmehr  drohenden  Anfeindungen 
die  Stirn  zu  bieten.  Die  erste  ihm  und  seinen  Kollegen  zugefügte 
ünbül  bestand  darin ,  dafs  27  Soldaten  mit  sechs  Weibern  im  Caro- 
linum  einquartiert  wunlen  und  die  Univei-sität  ihre  Verpflegung  über- 
nehmen mufste.  Der  Sekretär  Michna  gab  zwar  hiebei  das  Ver- 
sprechen, dafs  die  anderen  Kollegienhäuser  von  jeder  Einquartierung 
verschont  bleiben  würden,  was  aber  später  nicht  eingehalten  wurde. 
Überdies  streckte  der  Barmherzigenordenspriester  P.  Johannes  Romanus 
seine  Hand  nach  dem  der  öniversitiit  gehörigen  Dorfe  und  Meierhof 
Pocemic  aus.  Dieser  P.  Johannes  war  von  dem  Herzoge  von  Bayern 
zum  obersten  Spitalraeisler  für  das  ligistische  Heer  ernannt  worden: 
er  und  die  ihn  begleitenden  Ordensbrüder  heschilftigteu  sich  demnach 
mit  der  Pflege  der  verwundeten  Soldaten.  Nach  der  Schlacht  auf 
dem  Weifseu  Berge  wies  ihm  Tilly  da«  Dorf  Porernic  zu,  aus  dessen 
Einkllnften  er  und  seine  Begleiter  den  Unterhalt  gewinnen  und  wohl 
auch  etwas  für  die  Krankenpflege  erübrigen  sollten.  Von  dieser  Besitz- 
ergreifung erhielt  man  im  Carolinum  am  12.  Dezember  Kunde.    Man 
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^^ndte  den  Professor  Troilus  zu  P.  Johannes  und  liefs  ibn  nach  den 
Giilnden  seines  Vorgehens  fragen.  Der  I-ater,  ein  gesprächiger  Herr, 
erklärte,  das  Dorf  nach  Kriepsrecht  in  Besitz  genommen  zu  haben: 
die  iKilnisehen  Hilfstruppeu  hätten  es  auf  dem  Heiinwe«i:e  in  Brand 
stecken  wollen  und  nur  auf  seine  Bitte  hätten  sie  davon  abgelassen. 
Um  seinem  Orden  den  Besitz?  zu  sichern,  habe  er  beim  Kaiser  uro 
die  Zuweisung  desseUien  ea^ucht  und  hülfe  ilemnäclist  eine  günstige 
Antwort  zu  erhalten,  da  er  gehört  habe,  dafs  der  Universität  wegen 
ihrer  Teilnahme  an  der  Rebellion  alle  Güter  weggenommen  werden 
sollten.  Wolle  die  Univeratat  mit  ihm  deshalb  einen  Streit  beginnen, 
so  sei  er  erbötig,  mündlich  und  schriftlich  Rede  zu  stehen;  übrigens 
lade  er  die  Professoren  zu  sich  ein,  um  diese  Angelegenlieit  freund- 
schaftlich mit  ihnen  zu  Itesprechen*  —  Die  Professoren  folgten  seiner 
Aufforderung  und  hörten  nun  dassellie,  was  ihnen  M.  Troilus  berichtet 
hatte.  Als  ihm  der  letztere  einige  Tage  später  Vorstellungen  machte, 
weil  er  das  Vieh  aus  dem  Meierhofe  verkauft  hatte,  zeigte  ihm  P, 
Johannes  ein  Dekret  des  Fürsten  von  Liechtenstein ,  welches  ihn  zur 
Besitzergreifung  von  Poreruic  und  der  dazu  gehörigen  Döifer  be- 
vollmächtigte. Troilus  erwiderte,  dafs  Pouernic  keine  weiteren  De- 
peudenzen  habe,  sondern  sich  auf  das  gleichnamige  Dorf  beschränke. 
P.  Johannes  behauptete  jedoch ,  dals  ein  zwei  Meilen  entferntes  Gut 
noch  dazu  gehöre  fer  meinte  offenbar  das  Gut  Michle)  und  dafs  er 
trotz  seiner  Berechtigung  sich  dessen  nicht  bemächtigt  habe.  In  aller 
Aufrichtigkeit  bemerkte  er  zum  Schlüsse:  „Ich  will  offen  sein;  das 
Carolinum  wird  nicht  lange  als  solches  bestehen  bleiben,  die  Jesuiten 
werden  es  übernehmen  und  darin  Unterricht  erteilen.'*  Zwei  Tage 
spilter  (am  28.  Dezember  1620)  fanden  sich  abermals  alle  ProfessoreJi 
bei  ihm  ein,  um  sich  die  an  Troilus  gerichteten  Worte  wiederholen 
zu  lassen.  Sie  baten,  er  möge  doch  als  Barmherziger  Bruder  auch 
mit  ihnen  Barmherzigkeit  üben  und  ihnen  erlauben,  tlas,  was  an  Ge- 
treide und  Strob  in  Porernic  noch  vorhanden  sei^  zu  nehuien,  um  es 
ÜXr  die  bei  ihnen  ein^juartierten  Soldaten  verwenden  zu  können.  Diese 
Bitte  erfüllte  der  Pater  zwar  nicht,  er  blieb  sich  aber  in  seiner 
Freundlichkeit  gleich  und  riet  den  Professoren,  sich  an  den  Kaiser 
zu  wenden,  um  v<>n  ihm  die  Freigebung  von  Pocernic  zu  erbittend 
Prorektor  Campanus  ging  nun  zum  Obei-stlandhofmeister  Adam 
von  Waldstein,  der,  wie  erinnerlich,  den  Protestanten  freundlich  ge- 
sinnt war  und  ersuchte  ihn  um  seine  Fürsprache  bei  dem  Statthalter, 
2.  jaiiuar  damit  Pocemic  freigegeben  und  die  einquartierten  Soldaten  aus  ihren 
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Kollegienhäuseni  entferat  würden.  Waldstein  sagte  seine  FUrspraehe 
zu  und  thatsÄdilich  ül>ennittelte  darauf  der  Statthalter  dem  P.  Johannes 
die  Eingabe  der  Universität  und  forderte  ihn  zu  ihrer  Beantwortung 
auf.  Der  Pater  sab  nun  an,  dals  ihm  Poreniic  von  TilJy  zugewiesen 
worden  sei  und  verlangte,  dalk  ihm  der  Nutzgenufs  ooi'h  durch  etwa 
fünf  bis  sechs  Wochen  frelassen  werde,  bis  der  Kaiser  für  die  Be- 
dürfnisse des  Hospitals  in  anderer  Weise  vorgesor^t  haben  würde. 
Liechtenstein  schickte  diese  Antwort  der  Universität  zu,  die  sich  uiit 
derselben  nicht  befxnügte,  da  sie  wegen  der  Verwüstung  ihrer  übrigen 
Besitzungen  und  wegen  der  Zahlungen  an  die  bei  ihr  einquartierten 
Truppen  sich  in  der  gröfsten  Verlegenheit  befand  und  weder  den 
Lehrern  noch  den  Schülern  den  nötigen  Unterhalt  bieten  konnte. 
Ihre  neuerliehe  Eingabe  hatte  zur  Folge,  dafs  der  Statthalter  dem 
P.  Johannes  die  Räumung  von  Porernic  auftrug  *. 

Mittlerweile  versuchte  die  Universität,  sich  in  ein  freundliches 
Verhältnis  zu  den  Jesuiten  zu  setzen.  Am  8.  Januar  begab  sich  der 
Prorektor  mit  mehreren  akadeiiiischen  Würdenträgern  und  einem  Notar 
zu  denselben,  um  die  Besitzergreifung  der  Jesuiten-Bibliothek  zu  recht- 
fertigen; dieselbe  sei  ihnen  während  des  Aufstaiides  anbefohlen  worden, 
sie  hätten  aber  die  Bücher  sorgfilitig  verwahrt  und  seien  nun  bereit» 
sie  den  Jesuiten  wieder  zu  übergeben.  Die  Jesuiten  nahmen  diese 
Erklärungen  freundlich  auf  und  versprachen  auf  das  Ansuclien  des 
Prorektors  sogar,   sich  bei  dem  Grafen  Tilly  zu  verwenden,   dals  die 

Ltzuug  aus  dem  Carobnum  entfernt  und  die  Universität  wieder  in 
den  freien  NutÄgeoid"s  ihrer  Güter  gesetzt  würde.  Dafs  dieses  Ver- 
sprechen nicht  eingehalten  wurde,  ist  nahezu  selbstverständlich;  die 
Zusage  erschien  angesichts  der  sich  stets  ntehrenden  Bedrängnisse 
geradezu  als  Verspottung.  Am  25.  Februar  beauftnvgte  der  Fürst  von 
Liechtenstein  die  Universität,  gröfsere  Räume  im  Carolinum  für  die 
Einlagei'ung  von  Getreide  und  Salz  bereit  zu  halten.  Der  akademische 
Senat  wandte  sich  in  dieser  Bedrängnis  an  den  Sekretär  Michna,  der 
seine  Intervention  zusagte,  seiner  Zusj^e  aber  mit  demselben  Eifer 
und  Erfolg  wie  die  Jesuiten  nachkam.  Die  Walirnehmung,  dafs  mit 
der  Universität  verfahren  werde,  wie  mit  einem  lierrenhjseu  Gute, 
veranlal'ste  den  Prorektor  und  die  l*rofessoren  zu  einem  äufserst  de- 
mütigen Bittgesuch  an  den  Kaiser,  in  welchem  sie  bekannten,  gefehlt 
und  nicht  gesehen  zu  haben,  was  deutlich  zu  sehen  war.  „An  Dich, 
Vater  des  Vaterlandes,  richten  wir  unsere  Bitte,  verzeih',  wir  haben 
geirrt,   wir  haben  unbesonnen  gehandelt,   wir  bereuen  dies  .  .  .  und 
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ergeben  uns  Deiner  Gnade  ....  Gott  bat  unsere  Sünden  durch  den 
Krieg  gestraft,  die  Güter  der  Universität  sind  verwüstet  und  das  Dorf 
PocVniic  hat  der  ehrwürdi^ie  Vater  .Inliann  Baptista  Rouianus,  Mit- 
glied des  Bariaherzigeu  (»rdens,  in  Besitz  genommen  ....  An  Dich 
und  Deine  (inade  wenden  wir  uns  flehend  ...  Du  mögest  uns  ver- 
zeihen, was  wir  gesündigt,  und  die  bedrängte  UniversitM  truiUiig  unter- 
stützen und  ihre  Privileifien  wietier  zur  Geltung  bringen".  Gleich- 
zeitig richteten  si«p  eine  Zuschrift  an  den  Kanzler  und  empfahlen  ihr 
Gesuch  seiner  Untei-stützung.  Mit  der  persönlichen  Übergabe  beider 
Schriftstücke  betraute  man  den  Professor  Georg  Schultys  von  Gers- 
dorf und  den  üniversitätsnotar '. 

Da  damals  die  Strafse  von  Prag  nach  Wien  von  Wegelagerern  und 
räuberischen  Soldaten  wimmelte,  bat  Schultys  den  Dondierm  Plateis. 
der  zufällig  gleichfalls  nach  Wien  reiste,  sich  ihm  anschbefsen  zu 
dürfen.  Die  Erlaulmis  wurde  erteilt,  und  so  traten  er  uud  sein  Be- 
gleiter am  12.  März  die  Reise  an.  Nach  seiner  Ankunft  in  W^ien 
besuchte  Schultys  alsbald  den  Kanzler,  der  ihn  freundlich  empfing  und 
ihm  die  Überreichung  der  an  den  Kaiser  gerichteten  Bittschrift  zu- 
sagte. Als  aber  Schultys  einige  Tage  später  anfragte»  ob  dies  schon 
geschehen  sei,  nahm  der  Kanzler  eine  ganz  andere  Haltung  ao;  er 
machte  der  Universität  wegen  ihres  Rektors  Jessenius  Vorwürfe^  tadelte 
sie,  dafs  sie  den  Standen  gestattet  habe,  im  Carobnun»  sich  zu  ver- 
sammeln und  dort  ihre  rebellischen  Verbindungen  zu  schliefsen,  dafs 
sie  der  Brüderunität  den  Gebrauch  der  Universitätskirche  überlassen, 
den  Coli  bat  bei  deu  Protessoreu  abgeschaffl,  Gahiner  und  Mitglieder 
der  Brüderuni tiU  in  den  Professorenverband  aufgenounnen  und  sich 
der  Güter  der  Jesuitenakademie  bemächtigt  habe,  dafs  der  Rektor 
Jessenius  mit  ihrer  Zustimmung  das  Haus  Österreich  angegriffen  und 
die  Krönung  des  Kaisern  zum  König  von  Ungarn  habe  verhindern  wollen, 
während  die  Universität  dem  Äftin'könig  Frie^lrich  Geschenke  angeboten 
und  ihn  durch  Gedichte  verherrlicht  habe.  Zu!n  Schlüsse  bemerkte 
er,  die  Universität  sei  eine  katholische  Stiftung,  ihre  jetzigen  Mit- 
glieder benutzten  die  Güter  uurechtmäfsig,  da  dieselben  von  Reclits- 
wegen  den  Katholiken  gehörten ;  vor  dem  Kaiser  dürfe  man  Über- 
haupt der  Prager  Universität  nicht  erwähnen.  Nach  diesen  Vorwürfen, 
die  das  Ärgste  befürchten  liefsen,  entliel^  der  Kanzler  Schultys  und 
deu  ihn  hegleitenden  Notar  mit  den  Worten:  ,,rhi-  könnt  nach  Hause 
gehen,   und   werdet  seiner  Zeit   die  Antwort   (auf  euer  Gesuch)  er- 


«  MS.  a.  fl,  O.    A.  14,  .s.  47-52» 


h 

I 


* 


—     141     - 

halten  ^'*.  =  Man  venibelte  es  später  den  l)eiden  Gesandten,  ilafs  sie 
Dach  rtieseni  Abschied  nach  IVag  zurück kolirten,  ohne  die  kaiserlii'he 
Antwort  zu  erwarten ;  nanieotlii*li  erlioh  Professor  Troilus  den  Vor- 
wurf, dafe  sie  voreilij^  zurück^ekehit  seien.  Diese  Ausohuhiigun},'  wies 
der  Notar  zurück,  indem  er  tue  Worte  des  Kanzlers  wiederholte  und 
sich  hiehei  auf  das  Zeu^mis  des  Domherrn  Plateis  berief,  der  wahr- 
scheinlich zugegen  wan 

Da  Scbultys  aufgefordert  worden  war  {wahi-scheinlich  von  dem 
fftcfasischen  Gesandten  in  Wien  selbst),  den  Kurfürsten  von  Sachsen 
um  seine  Verraittlung  zu  ersuchen,  berichtete  er  dies  dem  akademischen 
Senat,  der  darauf  den  BesehluJs  fafste,  nicht  blofs  den  Kurfürsten, 
sondern  auch  seinen  i  Jherliofprediger,  Doktor  Hoö,  mit  Bittj^esuchen 
zu  bestftnuen,  mit  deren  Überreichung  abermals  Scbultys  und  den 
ehemaligen  PfaiTer  M.  Victorin  Vrbensky  zu  betrauen.  Den  Kurfürsten 
baten  sie  um  seine  Fürsprache  l>ei  dem  Kaiser  für  die  Universität; 
an  Hoö  schrieben  sie,  ihr  pranzes  Elend  drücke  das  einzige  Wort  aus: 
Wir  sind  gewesen  (fuimus).  „Die  Lehrer  und  Schüler  sind  zersprengt, 
die  Kollegien,  niimentlicb  das  Caralinum,  sind  von  Soldaten  bewohnt, 
die  BesitzunireD  der  Universität  sind  verwüstet,  der  bedeutendsten  Be- 
sitzung, des  Dorfes  Pot-ernic,  hat  sich  ein  Barmherzigenordensbruder 
bemächtigt,  und  selbst  der  Befehl  des  Fürsten  von  Liechtenstein,  die- 
selbe der  UniversitiU  wieder  einzuräumen,  fruchte  nichts/  Da  sowohl 
in  dieser  Zuschrift  als  auch  in  der  an  den  Kaiser  gerichteten  über 
die  Zersprengung  der  Lehrer  und  Schüler  geklagt  wird,  so  könnte 
man  annehmen,  dals  die  Vorträi^e  an  der  Universität  nach  der  W^eifsen- 
berger  Schlacht  ein  Ende  genomuten  hatten,  doch  scheint  dies  nicht 
ganz  der  Fall  gewesen  zu  sein,  da  tloch  noch  eine  Stundeneinteilung 
entworfen  wurde '■^. 

Als  der  Zeitpunkt  heraufiekommen  war,  in  welchem  die  aka- 
demischen W^ürdenträger  wiedergewählt  werden  sollten,  legte  der  Pro- 
rektor Campanus  seine  Würde  nieder  und  seinem  Beispiele  folgten 
auch  seine  Kollegen.  In  der  Neuwahl  wurde  Campanus  zum  Rektor, 
Daniel  von  Deutschenberg  zum  Prorektor  gewählt,  aul'serdem  wurden  28.  Apni 
von  den  Professoren  auch  die  Vorsteher  der  Schulen  bei  St.  Salvator, 
St  Heinrich  und  St.  Nicolaus  auf  der  Kleinseite  bestimmt. 

Am  27,  April  erstatteten  Schultys  und  sein  Begleiter  dem  aka- 
demischen Senate  Bericht  über  ihre  Reise.    Bei  dem  Kurfürsten  hatten 


*  MS.  des  Prager  UmversitätEarchives  t  A,  14,  S, 
"  MS.  a.  a.  0.    A.  14,  S.  .54—56,  205  und  230. 


-54  und  89, 


—    142    — 


sie  keine  Auilionz  erlangt ,  sondern  waren  nur  von  seinem  Kanzler 
emilfangen  worden.  Nachdem  dieser  die  Bittschrift  gelesen,  tadelte 
er,  dal's  darin  die  Bedrückungen,  die  der  Universität  widerfahren, 
nicht  eingehend  geschildert  seien  und  ennahnte  sie,  nach  Hause 
zurückzukehren  und  einen  ausführlichen  Bericht  ausÄuarbeiteu.  Freund- 
licher wurden  sie  von  Hoe  empfangen,  der  ihnen  die  Punkte  andeutete, 
welche  sie  in  ihrer  neu  auszuarbeitenden  Schrift  erörtern  und  klar- 
stellen mtlisten.  Sie  sollten  angeben,  welche  Guter  der  Universität 
entzogen  worden  seien,  eine  Abschrift  ihrer  Privilegien  vorlegen  und 
darauf  hinweisen,  dafs  die  Universität  nicht  unter  den  Ständen  ver- 
treten sei  und  kein  Stimnireclit  auf  den  Landtagen  habe,  ferner  sollten 
sie  erklären,  dafs  die  Vergehungen  einzelner  Professoren  während  des 
Aufstandes  nicht  der  ganzen  Universität,  sondern  nur  den  Schuldigen 
zur  Last  faUen  durften,  dal's  Jessenius  nicht  mehr  Rektor  sei,  kein 
Calviner  mehr  eine  Professur  bekleide  und  känftighin  nur  Anhänger] 
der  Auirsburger  Konfession  zur  Professur  würden  zugelassen  werden.  — 
Aus  dieser  letzten  Bemerkung  ersieht  nuin,  wie  das  Luthertum  sich 
die  Besiegung  des  böhmischen  Aufstandes  zunutze  machen  wollte,  und 
gewifs  ist,  dafs  die  meisten  Böhmen  unter  Verzichtleistung  auf  die, 
„böhmische''  Konfession  sich  gern  der  Augsburger  Konfession  ange-' 
schlössen  hätten»  wenn  sie  sich  um  diesen  Preis  der  zwangsweisen 
Einverleibung  in  die  katholische  Kirche  hätten  entziehen  können  \ 

Der  Senat  konnte  die  von  Sachsen  gewünschte  Abschrift  der 
Privilegien  nicht  sogleicb  anfertigen,  weil  das  Universitätsarchiv  ver- 
siegelt w^ar,  und  liefs  daher  den  Statthalter  durch  den  Sekretär  Michna 
um  die  Wegnahme  iler  Siegel  eimichen.  Auf  diese  Weise  erfuhr 
Michna  von  der  nach  Dresden  abgeschickten  Gesandtschaft  und  machte 
nun  dem  Senat  die  heftigsten  Vorwürfe:  wie  er  es  habe  wagen  können. 
sich  an  den  Kurfüi"sten  zu  wenden  und  den  Kaiser  dadurch  möglicher- 
weise  mit  diesem  in  einen  Streit  zu  verwickeln  ?  Dieser  Vorwurf  war 
insofern  gerechtfeitigt,  als  selhstverständlich  die  Unterlhanen  keines 
Staates  sicli  au  einen  fremden  Füi*sten  um  seine  Intervention  gegen 
die  Verfilgungen  ihres  eigenen  Fürsten  wenden  dürfen;  allein  in  der 
Lage,  in  der  die  Universität  sich  befand,  war  dieser  an  sich  unbe- 
rechtigte Schritt  begreiflich,  zumal  ihr  nichts  Ärgei*es  geschehen  konnte, 
als  was  ihr  ohnedies  bevorstand.  Die  l)eiden  nach  Sachsen  abge- 
schickten Boten  sahen  nun  ein,  dafs  sie  einen  gefährlichen  Auftrag 
übernommen  hatten  und  suchten  sich  nach  Möglichkeit  bei  Michna 
rein  zu  waschen,   allein  dieser  wies  alle  ihre  Entschuldigungen  mit 
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der  BemerkuDg  ab,  dafs  nieniaDd  ja  bisher  die  Universität  oder 
Idie  pro testaoti sehe  Geistüchkeit  i.'t'S(iiädigt  habe.  Diese  Behauptung 
war  iusoferii  richtig',  als  die  Universität  nocli  nicht  auffrelöst,  die 
protestantische  Geistlichkeit  zu  jener  Zeit  noch  nicht  ftirtgeja^xt  war; 
beides  war  nur  geplant,  aber  so  offen,  dafs  es  begreiflich  war,  wenn 
die  Bedrohten  überall  Rettung  suchten,  wo  sie  sie  zu  finden  hofften. 
Noch  härter  tadelte  der  Statthalter  die  Abschickunfr  der  Gesandtschaft. 
Er  forderte  eine  Deputation  der  UniversiUit  vor  sich  und  warf  ihr 
vor,  dals  man  im  Carolinuin  neue  rebellische  Pläne  aushecke  und  dem- 
zufolge auch  die  Gesandtschaft  abj^eschickt  habe.  Die  Zuschrift  sei 
zwar  niäXsig  gehalten,  aber  niUndlich  hätten  die  Gesandten  sicher 
um  so  ärgere  Kla^ren  erhoben  und  behauptet,  man  beal)sichtige  die 
protestantischen  Kirchen  zu  schlielsen  uu<l  die  Univei^ität  aufzulösen. 
Einige  Tage  später  beauftragte  Michna  den  Senat,  er  solle  an  den 
Kurfürsten  von  Sachsen  ein  Schreilieti  richten  und  sich  entschuldigen, 
dafs  er  rlie  von  seinem  Kanzler  verlangten  Schriftstücke  nicht  senden 
kfinne.  Das  Koucept  des  Schreibens  wurde  angefertigt,  aber  von 
Michna  nicht  gutgeheifsen  und  selbst,  nachdem  es  noch  dreimal  tiber- 
arbeitet worden  war,  von  ihm  verworfen,  weil  der  Senat  seinem  Ver~ 
'langen  Dicht  entsprach,  die  in  Dresdeu  verbreitete  Nachrirht  von  der 
beabsichtigten  Sj^errung  der  protestantischen  Kirchen  und  der  AuJ- 
,lösung  der  Universität  als  unwahre  Gerüchte  zu  bezeichnen.  Der 
^Senat,  durch  offene  und  versteckte  Drohungen  fortwährend  geängstigt, 
entwarf  schliefslich  ein  Koncept,  in  welchem  er  auf  das  bestimmteste 
erklärte,  dafs  er  die  Gesandten  zu  den  angedeuteten  Klagen  nicht 
ennächtigt  habe  und  die  Klagen  selbst  unbegründet  seien.  Zugleich 
versprach  er  dem  Kurfürsten  die  Abschrift  der  Privilegien  der  Uni- 
.versität  und  eine  Schilderung  ihrer  geschichtlichen  Entwickelung  ein- 
zuschicken \  ein  Versi)rechen ,  welches  er  später  nicht  erfüllte,  weil 
dies  nui*  neue  Schwierigkeiten  bereitet  hätte.  Diese  Antwort,  fand 
endlich  den  Beifall  Michuas. 

Mittlerweile  beklagten  sich  die  Bauern  von  Po<*ernic  bei  der 
Universität  über  den  Beamten,  den  der  Barmherzigenordeu  mit  der 
Verwaltung  von  iNu^eruic  betraut  hatte ;  er  kerkere  sie  ohne  je<ie  Ver- 
anlassung ein,  lasse  sie  in  Ketten  legen  oder  spanne  sie  in  den  Bock, 
höhne  sie  und  erkläre,  es  liege  ihm  nichts  daran,  ob  sie  im  Kerker 
verfaulten  oder  niclit;  er  iireife  nach  den  Waisengeldern  und  nach 
dem  Geraeiudevermögen,  verhindere  die  Bezahlung  der  Schidden  und 
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taste  auch  das  Vermögen  Einzelner  an.  Niemand  dürfe  sich  auch  nur 
auf  eine  kurze  Strecke  aus  dem  Dürfe  entfeiuen,  ohne  ihn  um  Er- 
laubnis zu  fra^ren.  Die  Universitilt  ]egie  diese  Klasie  dem  Fürsten 
von  Liechtenstein  vor  und  erinnerte  ihn  daran,  dal's  das  Dorf  <Iem 
Barniherzigenorden  nuj'  für  sechs  Wochen  eingeräumt  worden,  dieser 
Zeitraum  aher  hingst  abgehiufen  sei.  Gleichzeitig  liefs  sie  Herrn 
Adain  von  Wahisteiu  um  seine  Fürsprache  hei  dem  StatÜialter  er- 
suchen. Der  Rektor  und  der  Prorektor  tiegaben  sich  pei-sönlich  zu 
Walilstein  und  erhielten  die  tröstliche  Zusage,  dafs  er  sich  ihrer  an- 
nehmen wertle;  auch  Michua  stellte  sich  scheinbar  auf  ihre  Seite,  in- 
dem er  verspraeli,  dafs  die  von  P.  Johannes  ungerechtfertigter  Weise 
vollzogene  Besitzergreifung  rückgängig  gemacht  werden  würde  und  er 
der  Universität  hierin  behilflich  sein  werde.  Da  jedoch  die  Erfülhmg 
dieser  Versprechungen  nicht  gleich  zu  erwarten  stand,  die  Universität 
auch  von  ihren  ülirigen  Gütern  kein  Einkommen  hatte,  und  doch 
Geld  benötigte,  um  dir*  in  ihren  Kidlegien  einquartierten  Soldaten 
zu  erhalten,  die  Steuern  zu  zahlen  und  <lie  Ernte  auf  den  übrigen 
Besitzungen  lieimzuführen,  m  ersuchte  sie  um  die  Erlaubnis»  ein  An- 
lehen  kontrahieren  und  hiefür  irgend  eioe  stild  tische  Schuld  Urkunde 
verpfänden  zu  dürfen.  Bezüglich  der  Rückstellung  von  Po<^eruic  be- 
kam die  Universität  schliefslich  von  dem  Statthalter  den  Bescheid» 
dafs  sie  sich  nuch  einige  Zeit,  bis  zur  Ankunft  des  Kaisers  in  Prag 
(die  damals  als  in  den  nächsten  Tagen  bevorstehend  galt)  gedulden 
sidle.  Die  Kontrahierung  eines  Anlehens  wurde  ihr  gestattet,  jedoch 
nicht  auf  eine  städtische  Schuldurkunde,  sondern  auf  ihren  eigenen 
Besitz,  T)a  derselbe  vorlilufig  kein  Einkommen  abwarf,  so  war  es 
freilich  schwer,  darauf  ein  Anlehen  zu  erhalten»  und  es  scheint,  dafs 
gerade  dies  die  Hegiening  beabsichtigte*. 

Am  16.  Oktober  fand  eine  neue  Rektorwald  statt,  an  Stelle  des 
abtretenden  Campauus  wurde  Troilus  zum  Rektor  gewählt.  Unter 
deoj  neuen  Rektorat  steigerten  sicli  die  Schwierigkeiten,  da  nicht  blof^ 
die  wiederholte  Bitte  um  Einräumung  von  Poi'ernic  ungehurt  ver- 
hallte, sondern  auch  die  Kontrahierung  eines  Anlehens  nicht  gelang, 
trotzdem  aber  von  der  Uuiversität  Steuern  eingefordert  und  im  Xicht- 
bezahlungsfall  mit  der  Beschlagnahme  des  Gutes  Michle  gedroht  wurde. 
In  der  Senatssitzung  am  20.  November  verhehlte  man  sich  nicht,  dafs 
die  Gefahr  einer  Auflösung  der  Universität  vor  der  Tbür  stehe;  man 
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hatte  wahrscheinlich  erfaliren,  ilals  der  Kaiser  schon  am  2b,  Oktober 
die  Ausweisiingt  der  utraqiiistischen  Geistlichkeit  aus  Prag  anbefohlen 
hatte,  ein  Befehl,  welchen  der  ^Statthalter  freilich  erst  aiu  1:3.  Dezem- 
ber publizierte.  Der  Rektor  foi'derte  lieshalb  die  Anwesenden  auf, 
sich  für  alle  Fälle  bereit  zu  halten  uud  sich  mit  den  niit!j];eu  Geld- 
mitteln zu  versorgen,  wenn  sie  etwa  verjatrt  würden.  Es  wurde  be- 
schlossen, einen  Teil  der  falirenden  Habe,  über  die  man  noch  ver- 
fügte, zu  verkaufen  und  ein  Anlehea  aufzunehmen,  zu  dem  sich  eine 
fromme  Frau  erboten  hatte.  Da  umn  hotitej  dafs  sich  auch  der  l'rima- 
tor  vtin  Schlau  zu  einem  Darlelieu  verstehen  würde,  so  reisten  der 
Rektor  umi  noch  einifie  Dip^nitäre  dahin,  wurden  aber  auf  dem  WejJte 
von  fünfzehn  Soldaten  an;ircfallen  und  ihrer  llal>seligkeiten  beraubt. 
Als  sie  in  Schlan  anlan^rten  und  ihre  Bitte  bei  dem  Priniator  vor- 
brachten, erhielten  sie  anfangs  einen  ganz  abschlilgigen  Bescheid,  ei-st 
als  sie  am  folgenden  Morgen  sich  nochmals  bei  ihm  einfanden,  wurde 
ihnen  in  Gegenwart  des  Kaiserrichters  und  anderer  Personen  die  Ge- 
wahrung eines  Anlehens  von  600  Thalern  zugesagt,  wenn  sie  dasselbe 
in  leichter  Münze  annehmen  würden.  In  der  Not»  in  der  sich  die 
Universität  befand,  hätte  sie  auch  Blechniünzen  angenommen,  wenn 
sie  nur  gesetzlichen  Kurs  hatten,  und  so  sträubte  sich  aucli  der 
Rektor  nicht  gegen  die  von  dem  Priniator  gestellte  Bedingung.  Da 
die  geliehene  Summe  bald  verausgabt  war,  trat  der  Senat  mit  dem 
Juden  Piukles  wegen  eines  Anlehens  von  400  Thalern  in  Unterhand- 
lung und  wollte  ihm  eine  kostbare  Decke  zum  Pfand  geben.  Piukles 
bot  nur  200  Thaler,  mit  denen  man  sich  begnügen  nuifste,  und  da 
man  zugleich  von  einem  gewissen  Heikar,  einem  BrlluergeJiilfeu,  ein  ^'* Vj^^f"*^''- 
Anlehen  von  100  Thalern  erhielt,  war  für  einige  Tage  die  ärgste  Not 
behoben.  Nach  der  Ausweisung  der  utraijuistischen  Pfarrer  ersuchte 
die  Universität  ileu  Pfarrer  von  8t.  Heinrich,  einen  der  neu  einge- 
setzten katholischen  Geistlichen,  um  die  Abhaltung  des  Gottesdienstes 
in  der  ßethlehemskirche.  Dei-selbe  wollte  darauf  nur  dann  eingehen, 
wenn  Plateis  dazu  seine  Zustimmung  gebe;  darauf  wandte  sich  die 
Universität  an  den  Pfarrer  von  St.  Ailalbert,  gleichfalls  einen  Katho- 
liken, der  die  Zusage  ohne  weiteres  erteilte*.  Man  sieht,  die  Profes- 
soren waren  bereits  so  nachgiebig  geworden,  dals  sie  gegen  den  katho- 
lischen Gottesdienst  in  ihrer  Kirclie  nicht  nur  keinen  Einwand  er- 
hoben, sondern  geradezu  um  denselben  ersuchten. 

Für  die  Regierung  war  jedoch  die  Autlosung  der  Universität  eine 
beschlossene  Sache ;  nur  wollte  man  sie  nicht  in  Form  eines  Dekretes 
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volkiebeii,  sondern  als  eiae  Strafe  infolge  der  von  tier  Uaivei-sität 
verletzten  Stiftuiigsbriefe  liinstellen;  sie  forderte  deshalb  von  dem 
Rektor  die  Auslieferung  aller  Urkunden,  die  sich  auf  die  Stiftüniz  und 
Entwickeliing  der  Carolina  liozogen.  Da  das  Archiv  entsiegelt  worden 
war,  so  konnte  der  Rektor  diesem  Verlangen  nachkommen;  alle  Ur- 
kunden wurden  eingesehen  und  inventiert»  darauf  das  Archiv  von  den 
zu  diesem  Behufe  aligei^chickteu  Regierungykommissiireu  geschlossen 
und  die  Schlüssel  mitgenommen  ^  Bei  dieser  Gelegenheit  oder  wem'g 
spater  wurde  den  Professoren  jede  Versammlung  im  Carolinum  ver- 
boten. 

Als  der  Georgstag  heranrilckte,  sollten  die  akademischen  Neu- 
waiden stattfinden ;  da  aber  den  Professoren  und  Magistern  jede  Ver- 
sammlung verboten  war,  so  suchten  sie  in  der  Statthalterei  um  die 
Erlaubnis  zu  einer  solchen  au.  In  der  Statthalterei  zögerte  man  mit 
der  Erteilung  derselben  und  entschuldigte  dies  mit  der  Abwesenheit 
des  Statthalters.  Da  wollte  der  Rektttr  Troilus,  der  wohl  schon  da- 
mals seinen  Übertritt  zur  katholischen  Kirche  vorbereitete,  auf  seine 
Stelle  verzichten,  die  anderen  Würde ntrilger  erklärten  jedoch,  eine 
Verzichtleistung  könne  nur  in  Gegenwart  aller  Professoren  gei^chehen 
und  ßo  nahm  er  dieselbe  zurück.  Mittlerweile  langte  Liechtenstein 
in  Frag  an  und  der  akademische  Senat  begab  sich  sogleich  in  das 
Haus  des  Statthalters,  um  dort  neuerdings  seine  Bitte  vorzutraseu;  er 
wurde  zwar  nicht  empfangen,  erhielt  aber  die  Mitteilung,  dals  den 
Würdenträgern  der  Universität  in  herkömraliclier  Weise,  also  in  An- 
wesenheit sämtlicher  Professoren  und  Magister,  die  Verzichtleistung 
auf  ihre  Würden  freigestellt  werde.  Zugleich  wurde  der  Senat  auf- 
gefordert, über  diesen  Akt  einen  Bericht  einzuschicken.  Diesem  Be- 
fehle kam  <ler  Senat  nach  und  erklärte  in  einem  von  sämtlichen 
Magistern  und  Professoren  unterzeichneten  Bericht,  dafs  der  Rektor, 
die  IJekane  und  die  Pröpste  der  einzelnen  Kollegien  in  ihrer  Gegen- 
wart auf  ihre  Wurden  verzichtet  hätten'^.  Damals  hatte  der  Statt- 
halter gerade  einen  „Generalpardon*"  verkündet,  der  sich  freilich  nicht 
auf  den  Nachlafs  von  Vermögensstrafen  beziehen,  und  auch  nur  jenen 
zu  teil  werden  sollte,  die  ihre  Verbrechen  während  des  Aufstaiides 
freiwillig  bekennen  würden.  Nach  diesem  verklausulierten  Gfueral- 
pardon,  als  dem  letzten  Rettungsanker,  griffen  die  Universitätsrait- 
glieder  in  dieser  ihrer  voraussichtlich  letzten  Gesamtsitzung  und  be- 
schlossen »  ein   reumütiges  Bekenntnis  abzulegen,    um   sich   vielleicht 
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dadurch  ihre  weitere  Existenz  zu  sichern.  Sie  bekannten  also,  den 
Ständen  am  21.  Mai  1618  und  an  den  folgenden  Ta^'en  Zutritt  ius 
jCarolinum  grestattet  zu  haben;  sie  hätten  aber  nicht  anders  handeln 
iLönnen,  da  sie  der  Jurisdiktion  der  protestantischen  Stande  unter- 
standen hätten.  Sie  bekannten  ferner,  dafs  sie  auf  Befehl  der  Stünde 
zur  Erhaltung  der  Truppen  beigesteuert  und  Hyjnnen  auf  den  After- 
könig und  auf  die  Geburt  seines  Sohnes  verfafst  hätten.  Aus  diesen 
Antraben  folgerten  sie,  dafs  sie  eigentlich  nie  gefehlt  hätten»  sondern 
nur  jene,  denen  sie  zu  Gehorsam  verf »fliehtet  gewesen  seien.  Diese 
Eingabe  hatte  ebensowenig  Erfolg  wie  alle  übrigen  Bitten,  eine 
Neuwahl  der  Univei-sitiitswürdenträger  fand  nicht  mehr  statt;  die 
Universität  als  solche  versammelte  sieh  nicht  mehr.  Die  letzte  Sitzung 
im  Carolinum  fand  allerdings  erst  am  7.  Mai  1622  statt,  betraf  aber 
nur  Privatangelegenheiten.  Nicht  durch  ein  Dekret,  sondern  durch 
die  Resignation  des  akademischen  Senats  wurde  die  Universität  faktisch 
aufgelöst.  Zu  Inspektoren  ihrer  Güter  ernannte  der  StatthaUer  bald 
'darauf  den  Weinbergmeister  VeCek  von  Hadostic  und  den  Altstädter 
Rat  Georg  Moller, 

Der  Kaiser  ging  nun  an  die  Umwandlung  der  carolinischen  Uni- 
versität in  eine  katholische.  Die  Lobeserhebungen,  die  Caraifa  und 
Lohelius  den  Jesuiten  zu  teil  werden  liefsen,  sowie  die  Achtung,  die 
er  selbst  für  diesen  Orden  empfand,  bewirkten,  dafs  er  den  Entschlufs 
fafste,  die  carolinische  Universität  in  die  von  seinem  Grofsvater  P'erdi- 
nand  L  im  Jahre  1561  begrllndete  Jesuitenakadeniie  einzuverleiben, 
so  dafs  diese  Akademie,  welche  urspillnglich  nur  die  theologische  und 
philosophische  Fakultät  enthielt,  in  eine  vollständige  Universität  um- 
gewandelt werden  sollte.  Der  Gedanke  einer  solchen  Ergänzung  der 
Jesuitenakademie  tauchte  damit  nicht  zum  erstenmal  auf;  iK^reits  im 
Jahre  1584  war  eine  Erweiterung  gephmt  worden.  Damals  hatten 
sich  an  den  Beratungen  der  Oberstburggraf  Wilhelm  von  Rosen berg, 
|der  Erzbischof  Martin  Medek,  der  päpstliche  Nuntios  und  die  Herrn 
Georg  Popel  von  Lobkowitz,  Ulrich  Felix  von  Lobkowitz  und  Georg 
von  Martinitz  beteiligt;  allein  da  offenbar  die  Mittel  zur  Erhaltung 
nicht  beschafft  werden  konnten,  so  war  der  Plan  unausgeführt  ge- 
blieben. Die  Jesuitenakademie  nannte  sie!»  nach  ihrem  Begründer  die 
Ferdioandeische,  Ferdinand  I.  hatte  den  Vätern  das  Recht  zur  Er- 
teilung aller  akademischen  Grade  zugesprochen,  wie  sie  solche  an 
anderen  von  ihnen  geleiteten  Anstalten  (den  Universitäten  von  Graz 
und  Ingolstadt)  erteilen  durften  und  mit  dei-selben  Wirkung,  als  ob 
sie  au  einer  deuts<*hen,  italienischen,  französischen  oder  spanischen 
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Universität  erlangt  wordeo  wären  ^  Dies  Privile'?ium  war  von 
Mathias  dahin  erweitert  worden,  dafs  die  Akademie  sich  aller  jener 
Rechte  ed'reuen  solle,  welche  ähnliche  von  den  Jesuiten  geleitete  An- 
stalten  und  UniversitMeu  durch  päpstliche  Verleihuiijj:  besiifsen;  zu- 
gleich hatte  er  das  ursprünfiliche  Stiftuiis:sveniiöKen  durch  eine 
Schenkung  von  2000  Thalf^rn  v»'rmelirt,  die  aus  den  Eiiikünfteu  der 
Herrschaft  ChVuinec  jährlich  bezahlt  werden  sollten.  Ferdinand  IL 
wollte  nun  durch  Einverleibunsj  der  carolinischen  Univereitlit  in  die 
von  seinen  Vorfahren  bein*üudete  Akadettiie  eine  neue  vollständige 
Univei-sitilt  schaffen,  welche  den  Namen  der  carolo-ferdinandeischeu 
führen  sollte,  den  ersten  Namen  zur  Erinnennii,^  an  den  ursprüng- 
lichen Stifter,  den  zweiten  zur  Kriuneruii^  an  den  Bej^'ünder  der 
Akadeniie  und  an  ihn  selbst,  als  denjenigen,  der  beide  Anstalten  ver- 
eint habe.  In  einer  am  15.  Juli  1622  ab*:ehaltenen  Sitzung  des  ge* 
heiuien  Rates  wurde  tlie  Vereinii^ung  beschlossen  und  gleichzeitig  den 
Jesuiten  auch  das  Amt  der  Bl'ichercensur  übertrageii,  Ferdinaud  be- 
fahl von  ()denburg  aus,  wo  er  des  unganschen  Reichstages  wegen 
weilte,  dem  F'ürsten  von  Liecfitenstein,  bei  den  Vorstehern  des  Prager 
Jesuitenkollegiums,  dem  Visitator  P.  Argenti,  dem  Provinxial  P.  Rumer 
und  dem  Rektor  P.  Coronius  anzufragen,  oh  ihnen  die  Einverleibung 
der  carolinischeti  Universität  genehm  sei;  wenn  sie  mit  seinem  Wunsche 
Übereinstimmen  wiU'deu.  so  würde  er  die  päpstliche  Zustimmung  dazu 
erwirken.  Aber  obwohl  Carafta  und  Lohelius  den  Jesuiten  zuredeten, 
auf  den  kaiserlichen  Wunsch  einzugehen,  so  weigerten  sie  sich  an- 
fangs doch,  indeui  sie  erktäiten,  dal's  sie  mit  der  Verwaltung  ihrer 
Akademie  vollauf  zu  thun  hätten  und  dals  sie  die  Streiligkeiteu  und 
Verleumdungen  scheuten,  welche  die  Vereinigung  mit  der  Carolina  im 
Gefolge  haben  würde.  Michoa  beniidite  sich,  ihren  Widerstand  zu 
brechen,  und  bei  dieser  Gekgenheit  dürften  sie  sich  über  die  Be- 
dingungen ausgesprochen  haben,  unter  denen  sie  zur  Einverleibung 
der  Carolina  erbotig  waren;  wenigstens  eröitert  ein  dieser  Zeit  an- 
gehoriges  und  von  Michna  ausgehendes  Gutachten  diese  Bedingungen. 
Von  einer  freien  Wahl  der  Universitätsdignitilre  wollten  sie  nichts 
wissen,  weil  dies  ihren  Fäntluls  beschränken,  sie  auf  gleiche  Stufe  mit 
den  weltlichen  Fakultäten  stellen  und  sie  ihrer  Kontrolle  unterwerfen 
würde,  namentlich,  weun  der  Rektor  einer  der  beiden  weltlichen 
Fakultäten  angehörte,    Sie  wollten  Fremdem  keine  Einflufsuahme  auf 


'  Status  ecclesi»  catholicae  in  regno  Bohemiie.  Relatin  facta  a  Cardinali 
Harriich  a  1637.  MS.  im  Kloster  Strahow.  —  Frager  erzbischöf liebes  Archiv:  Status 
caasjv  ot  controveri»ia'  Prag,  acail.  Carolina'  dictae  16o2. 
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ihre  EiDriehtiiogen  gestatten,   sondern   diese  selbst  ihrer   Herrschaft 
unterstellen   und   deshalh   vf'rlans:ten  sie,    dafs   der  Rektor  der  ver- 
einigten Universität  stets  zugleich  der  Rektor  des  Kollefjiuin  Clemen- 
tinuDi  sei;  da  letzterer  nur  vom  Jesuitenj:;enern!  ernannt  wurde,  sollte 
somit    die  oberste  Leitung   nur  dem  Orden   zustehen.     Dafs  die  an- 
fängliche ablehnende   Haltung  der  Jesuiten  nur  den   Zweck  gehabt, 
möglichst  günstige  Berti njruuL^en  zu  erzielen,   trat  übrigens  nunmehr 
offen  an  den  Tag,  indem  sie  sicJi  hennihten,   dem  Einwände  zu  be- 
gegDen,  dals  bei  ihren  weitgehenden  Anspriicben  es  vorzuziehen  wäre, 
wenn  die  Vereinigung  unterbliebe.     Sie  wiesen  zu  diesem  Zwecke  auf 
die  Unzukömmlichkeiten   hin,   welche  der  Bestand   von   zwei  Univer- 
Bittlten  in  Prag  nebeneinander  im  Gefolge  haben  würde,   namentlich 
darauf,  ilaJs  dies  zu  ununterbrochenen  Reibunfren  zwischen  den  Lehr- 
körpern Anlals  bieten  wurde.     Auch  würden  die  Studenten  nicht  mehr 
im  Zaum  gehalten  werden  können;  denn   da  der  Übertritt  von  einer 
zur  anderen  Universität  gestattet  werden   mftfste,   würden  diejenigen, 
die  sich   gegen   die   Disciplin  versündigen    und  zu  Strafen  verurteilt 
würden,  sich  ihnen  durch   den  Übertntt  zu  entziehen  suchen.     Da 
zudem    die   Vereinigung    der  Carolina    mit    der   Ferdinandea  haupt- 
sächlich aus  {lern  Grunde  erfolgen  solle,  um  der  katholischen  Religion 
zum  Siege  zu  verhelfen,  so  könne  daran  nicht  gezweifelt  werden,  dafs 
sich  die  Jesuiten  hiebei  als  die  verläfslichste  Stütze  erweisen  würden, 
da   niemand   m  scharf  zwischen   der  wahren  und   falschen  Lehre  zu 
unterscheiden  wisse,  wie  sie.     Sie  würden  auch  auf  die  Reinheit  der 
Sitten    unter    den   Studierenden   auf  das  sorgsamste   achten   und   die 
Universität   vor  Verwirrunjien   bewahren,  wie   sie  sich   an   ähnlichen 
Lehranstalten   geltend   machten.     Schon   aus   diesem    Grunde   müsse 
ihnen  die  ausschliefsliche  Leitung  der  Univei^itat  übeilragen  werden. 
Da  die  Jesuiten   mit  der  Übernahme  der  Carolina  das  von  derselben 
bisher  geübte  Recht,  alle  Lehrerstellen  an  den  Stadtschulen  (les  Landes 
zu   besetzen,   beansprucliten,  so   deuteten  sie  in  dem  Outachten  auch 
darauf  hin,  dafs  sie  am  tauiilichsten  zur  Prüfung  dieser  Lehrer  seien, 
indem  Juristen  und  Mediziner  aus  Mangel  an  Zeit  oder  aus  Bequem- 
lichkeit diesem  Gegenstanrle  nicht  die  nötige  Aufmerksamkeit  wiftmen 
würden  und  die  Ketzerei  demnach  nie  ausgerottet  werden  würde.    Da 
nach  Ansicht   der  Jesuiten   der  Kanzler  der  Universität  die  Aufsicht 
darüber  führen  mufste,  ob  alle  Professoren  ihren  laichten  uaclikonnnen, 
so  sollte  auch  der  Kanzler  ihrem  Orden  entnommen  werden*.    Endlich 


^  Bolmiisches  Staühaltereiarcliiv:   Ratio  et  modus  quo  Carolina  academia  cum 
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verlangten  sie  mit  den  Gütern  der  Carolina  frei  schalten  imd  sie 
durch  Tausch  kouimassieren  zu  dürfen ;  du  dadurch  das  Einkoniinen 
erhöht  werden  konnte,  so  erre<_'te  dieses  Verlangen  keia  Bedenken. 

Nachdem  Michna  den  scheinbaren  Widerstand  der  Jesuiten  besiegt 
hatte,  einigte  er  sich  mit  dem  Ordensvisitator  über  die  Art  und  Weise, 
wie  dw  Einverleilning  vor  sich  gehen  solle  und  berichtete  hierüber 
an  den  Kaiser,  der  mit  den  ihm  zugeschickten  Vürschlägen  einver- 
ßtanden  war  und  deren  Durchführung  anbefahl  ^ 

Ganz  ohne  Widerspruch  snllte  aber  der  Erfolg  des  Jesuitenordens 
nicht  bleiben.  Kaum  hatte  Lohelius  von  dem  den  Jesuiten  erteilten 
Censurrecht  Kunde  bekommen,  so  war  er  aufs  äufserste  erbittert,  denn 
er  betrachtete  dies  als  den  schnödesten  P^ingrilT  in  seine  Rechte.  In 
einer  Zuschrift  an  den  Kaiser  protestierte  er  auf  das  energischeste 
gegen  diese  auf  seine  Kosten  erteilte  Befugnis.  Sein  Protest  ver- 
zögerte freilich  die  Übergabe  der  Carolina  unter  die  Leitung  der 
Jesuiten  nicht;  denn  schon  am  30.  Oktober  wurde  den  Inspektoren 
und  Kuratoren  der  carolinischen  Universität,  dem  Weiubergmeister 
Ve^ek  von  R^dostic  und  dem  Altst^dter  Stadtrat  Moller  im  Namen 
des  Kaisers  anbefohlen,  die  Univei'sität  samt  dem  Inventar  Über  alles 
bewegliche  und  unbewegliche  Vermögen  den  Präger  Jesuiten  zu  über- 
geben, ein  Befehl j  der  ohne  jeden  Widerstand  ausgeführt  wurde  ^. 
Zwei  Tage  später  (am  2.  November)  starb  der  Erzbischof  im  Alter 
von  73  Jahren.  Caraffa  hatte  ihm  kurz  vorher  in  einer  seiner  Rela- 
tionen das  Lob  gespendet,  dals  er  von  den  besten  Absichten  beseelt 
sei,  dabei  aber  bedauert,  dais  er  vom  Alter  gebrochen,  nicht  in  allen 
Angelegenheiten  Rat  zu  schaffen  wisse,  sodals  er,  wenn  er  nicht  durch 
Plateis  und  Questenbeng  geleitet  würde,  sieh  grofse  Fehler  und 
Schwachheiten  wth*de  zu  schulden  kommen  lassen.  „Man  kann  über- 
haupt nicht  leuguen",  bemerkte  er,  „dafs  die  Kirche  Böhmens  eines 
frischeren  und  kräftigeren  Oberhirten  bedarf."  Dais  Lohelius  schon 
länp:ere  Zeit  vor  seinem  Tode  altersschwach  gewesen  ist»  darf  man 
wohl  glauben;  jedenfalls  hat  aber  zu  dem  absprechenden  Urteil 
Caraffas  auch  die  Gegtiei'schaft  beigetragen,  die  sich  allmählich  zwischen 
dem  Nuntius  und  dem  Erzbischofe  entwickelte.  Der  letztere  mag  es 
schwer  empfunden  haben,  dal's  Caraffa  in  der  Prager  IHöcese  wie  in 
.seiner  eigenen  Domäne   waltete   und  die  Ap[>ellationen,   die  sonst  an 


*  Scbmidl:  Historia  Soc«  Jt*sii  provincia^  Bi^bemiip  III.  .*I57  und  folg.    Böhm. 
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den  römischen  Stuhl  gingen,  an  sich  rifs»  Der  Erzbischof  beklagte 
\^ch  über  letzteres  beim  Papste  und  wollte  auch  von  der  Wahl  eines 
»adjutons,  die  niaü  ihm  eioen  Monat  vor  seinem  Tode  nahelegte, 
'wegen  seiner  „Gottlob  vemiöglichen  Leibeskräfte"  nichts  wissen  und 
sprach  hiebei  die  Vemiutung  ans,  dals  dem  Anwärter  es  vermutlich 
mehr  „um  die  Milch  und  Wolle",  ab  um  die  Sache  m  tbuii  sei.  Sein 
Tod  bewies  jedoch,  dafs  es  mit  seinen  Leibeskräften  nicht  so  gut  be- 
stellt gewesen  war,  wie  er  sich  schmeichelte,  und  so  konnte  Caraffas 
Wunsch  nach  einem  tÜchtiKen  Oberhirten  erfüllt  werden.  Das  Prager 
Domkapitel  wählte  filr  die  frei  gewordene  Stelle  den  einen  Sohn  des 
kaiserlichen  Günstlings,  Ernst  Grafen  von  Harrach,  und  bat  den  Kaiser 
um  Bestätigung  der  Wahl.  Der  neu  Gewählte,  am  4.  November  1598 
geboren,  stand  in  dem  jugendlichen  Alter  von  24  Jahren.  Seine  erste 
Ausbildung  hatte  er  in  den  Jesuitenkollegien  zu  Kruraau  und  Neu- 
haus erhalten.  Als  er  von  dem  ErzbiscUof  Lohelius  gehrrat  worden 
war,  hatte  er  sich  als  zweiten  Namen  den  des  hl.  Adalbert  erbeten, 
welche  Bittre  der  Erzbischof  nicht  nur  erfüllte,  sondeiii  auch  mit  dem 
Wunsche  begleitete,  dafs  er  ihm  einmal  auf  den  erzbischöflichen  Stuhl 
folgen  möge.  Ernst  Adalbert  reiste  darauf  nach  Rom  und  beendete, 
abermals  unter  der  Leitung  der  Jesuiten,  seine  Studien  im  CoIIegium 
germani<*um.  Papst  Gregor  XV.  machte  ihn  zu  seinem  Kämmerer 
mjd  Sekretär,  und  von  dieser  Stellung  wurde  er  vom  Kaiser  auf  den 
erzbischöilichen  Stuhl  von  Prag  berufen.  Ferdinand  gab  der  Bitte  des 
Domkapitels  um  so  lieber  nach,  als  er  seinen  Günstling  in  dessen 
Sohne  auszeichnen  und  zugleich  auch  den  Jesuiten  durch  die  Erhebung 
ihres  Schillers  gefällig  sein  konnte.  Vennöge  des  Rechtes,  das  ihm 
als  König  von  Böhmen  zustand,  präsentiei'te  er  den  jungen  llarrach 
von  Regensburg  aus  dem  Papste  zur  Bestätigimg.  Nachdem  Gregor  XV. 
diese  erteilt  hatte,  wurde  der  iieuv  Erzbischof  koiisekriert  (am  2.  April 
1624)  \ 

Die  Zeit  der  Sedisvakanz  benützten  die  Jesuiten  nicht  blofs  zur 
Besitzergreifung  der  Carolina  mid  ihrer  Gebäude  und  Güter,  sondern 
auch  zum  Entwürfe  eines  neuen  Stiftsbriefes,  der  ihnen  die  weit- 
gehendsten Rechte  einräumen  sollte.  Am  14.  November  1622  wurde 
die  Universitätsbibliothek  von  den  vom  Statthalter  hiezu  deputierten 
Kommissären  dem   Rektor  des  Jesuitenkollegiums  P.  Siderius  ül>er- 


'  Beckovsky:  I,  373.  Kraal,  Arno5t  hrabtl  Harradi,  kaniinal  a  arcibiskup 
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geben,  und  in  den  ioljieodeii  Tageu  legten  die  mit  der  Verwaltung 
der  Uuiversitatsfjütor  betrauten  Koiuniissäre  Reoliüimg.  Siderius  war 
mit  dersellien  nicht  zufrieden;  nachden»  er  mit  Hecht  getadelt  hatte» 
daJs  ihm  Ve^ek  nicht  alle  im  Kataloge  verzeichneten  Stiftiingsurkunden 
abgeliefert  habe,  brachte  er  auch  gegen  dessen  Geschäftsführung  viel- 
fache Beschwerden  vor  und  nmchte  ihn  für  den  dadurch  entstandenen 
Schaden  verantwortlich.  Man  konnte  daraus  wahrnehmen,  dafs  die 
Jesuiten  alle  erlangten  Rechte  auf  das  entschiedenste  wahren  würden; 
sie  bewiesen  dies  auch  gegenüber  dem  Orden  der  Barnilierzigeu,  von 
dem  sie  die  un verweilte  Räumung  von  Po(?eniic  verlangten*  Ohne 
erst  eine  Weisung  von  Seite  des  Statthalters  abzuwarten,  kamen  die 
Barmherzigen  Brüder  diesem  Verlangen  nach  und  versprachen  auch 
alle  Waisengelder  zurückzustellen,  die  sie  seit  zwei  Jahren  eioge- 
nomnien  hatten  ^ 

Zu  Anfang  des  Jahres  1023  fand  die  feierliche  Einverleibung 
der  Carolina  in  die  Jesuitenakademie  statt,  und  kurze  Zeit  darauf  be- 
stätigte der  Kaiser  dieselbe  durch  einen  eigenen  Bestätigungsbriel^ 
In  demselben  führte  er  als  hauptsächlichsten  Grund  für  die  Vereinigung 
die  Fürsorge  für  den  reinen  Glauben  an  und  erteilte  der  vereinten 
Universität  den  Namen  der  Carolo-Ferdinandea.  Die  Jesuiten  sollten 
allein  das  Recht  haben  die  akademischen  Grade  an  derselben  zu  er* 
teilen,  die  Vortrage  zu  bestimmen;  die  Rektorstelle  sollte  stets  mit 
derjenigen  des  Rektoi-s  des  Träger  Jesuitenkollegiums  verbunden  sein 
und  seine  Ernennung  in  der  Befugnis  des  Jesuitengenerals  liegen, 
ebenso  auch  die  Eniennung  des  Kanzlers,  der  ebenfiills  dem  Jesuiten- 
orden angehören  müsse.  Diese  Anordnungen  sollten  allerdings  nur 
vorläufige  Gültigkeit  halien,  da  der  Kaiser  für  die  vereinigte  Uni- 
versität einen  eigenen  Stiftsbrief  entwerfen  lassen  und  für  denselben 
die  Zustimmung  des  Papstes  einholen  wollte.  Die  Jesuiten  ernannten 
nun  drei  l'rofessoren  für  die  medizinische  Fakultät,  die  vor  Beginn 
ihrer  Vorlesungen  das  Glaubensbekenntnis  in  die  Hände  des  Rektors 
ablegen  mufsten ;  darauf  wurde  die  juridische  Fakultät  neu  eingerichtet, 
indem  zwei  Profesf^oren  für  dieselbe  ernannt  wurden,  zu  denen  sich 
im  Jatire  1626  noch  ein  dritter  gesellte  2. 

Wie  aus  dem  Proteste  Loheis  ersichtlich  ist,  war  es  nicht  die 
Laienwelt,  welche  zuerst  tbe  Jesuiten  in  ihren  neu  erlangten  Privi- 
legien anfocht,  sondern  ihre  geistlichen  RJitbrüder,    ^\Js  das  Erzbistum 
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vakant  war,  hielten  sirli  die  Vorsteher  zweier  io  Böhmen  angesiedelten 
Orden  für  verpfliditet,  gejj^en  die  Üljeraiitwortmig  der  Universität  ia 
die  absolute  Gewalt  der  Jesuiten  ihre  Stimine  zu  erheben;  sie  sind 
nicht  irenannt ,  aber  wir  werden  kaum  irre  gehen ,  wenn  wir  in  dem 
einen  den  Abt  des  PrämonstratenserstiftesStrabov,  Questenherg,  vermuten. 
Sie  richteten  an  den  damals  bei  dem  DeputationtAge  in  Regensburi? 
weilenden  Kaiser  das  Ansuchen,  dals  ihren  Ordensan?ieliörip;en  der  Zu- 
tritt zu  den  theolo^seben  Lehrkanzeln  offen  gelassen  werde.  Ft^rdi- 
nand  setzte  den  Fürsten  von  Liechtenstein  davon  in  Kenntnis  und 
forderte  ihn  auf,  das  Gutachten  der  Jesniten  einzuholen.  IHeselben 
lehnten  (am  ö.  Februar  1623)  jede  Berufung  von  Professoren  aus 
anderen  Orden  ab,  angeblieh  im  Interesse  des  Friedens,  und  um  die 
Unverletzlichkeit  des  kaiserlichen  Entschlusses  zu  wahren.  Ilirt^  ab- 
weisliche  Erklämuij  wurde  dem  Kaiser  mitgeteilt,  der  einige  Wochen 
darauf,  auf  der  Rückreise  von  Regensburg,  in  Prag  eintraf,  um  duiTh 
eigenen  Augenschein  von  der  Lage  fies  Landes  Kenntnis  zu  nehmen. 
Er  sah  mit  Bedauern  die  Verwüstung  des  Landes,  hotfte  aber  alles 
zu  einem  besseren  Gedeihen  zu  bringen,  wenn  seine  religiösen  und 
politischen  Reformen  durchgeführt  würden.  Kr  hatte  deshalb  auch 
jetzt  nur  für  die  Klagen  und  Bitten  der  Geistlichkeit  ein  offenes  Ohr. 
Um  dem  Mangel  an  katholischen  Priestern  abzuhelfen,  weihte  Caraffa, 
der  mit  dem  Kaiser  in  Prag  weilte,  einige  Kandidaten,  drang  auch 
auf  Errichtung  katholischer  Schulen  in  verschiedenen  Städten  des 
Landes  und  sorgte  für  die  Berufung  der  nötigen  Lehrer.  Der  Kaiser 
selbst  ermahnte  die  böhmischen  Landesbeamten  zur  eifrigen  Förderung 
des  Reformationswerkes  und  unternahm,  um  den  Konvertiten  ein  gutes 
Beispiel  zu  geben,  zwei  Wallfahrten  zum  Muttergi^ttesbilde  in  Alt- 
bnnzlauK  Die  Jesuiten  liefsen  es  selbstverständlich  nicht  an  Auf- 
merksamkeit für  ihn  fehlen,  die  er  dankbar  aufnahm.  Als  er  von 
Prag  wieder  abreiste,  liefs  er  seinen  Wagen  vor  dem  Jesuitenkollegium 
halten,  vor  dem  die  Väter  sich  mit  ihren  Schülern  aufgestellt  hatten, 
reichte  dem  Visitator,  dem  Provinziat,  dem  Rektor  und  einigen  her- 
vorragenden Ordensmitgliedern  die  Hand,  versicherte  sie  seiner  Gnade 
und  versprach  ihnen  einen  baldigen  Besuch.  Diese  auszeichnende 
Freundlichkeit  blieb  natürlich  nicht  ohne  Wirkung  und  vemrsachte,  dafs 
sich  die  geistlichen  Gegner  der  Jesuiten  vorläufig  nicht  wieth^r  an 
sie  heranwagten ''.    Die  Haltung  des  Kaisers  konnte  man  auf  Rechnung 
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seines  damaligen  Beichtvater,  des  Jesuiten  Becanus,  setzen,  der  ihn 
auf  der  Reise  uach  rmi^  luitl  Wien  begleitete. 

Mittlerweile  war  der  Zeitpunkt  lieraogekommeuj  an  dem  der  neu- 
eraannte  Erzbischof  sein  Amt  antreten  sollte.  Es  lag  den  Jesiiiteu 
nun  vor  allem  daran,  auch  diesen  für  sich  zu  gewinnen,  um  allöi 
Hindernisse  der  von  ihnen  angestrebten  Herrschaft  über  das  geistige 
Leben  Böhmens  zu  entfernen.  Die  Gelegenheit  schien  günstig;  der 
neue  Erzbisehof  war  in  ihren  ErziehungshiUisern  aufgewachsen,  empfand 
Hocliachtung  und  Dankbarkeit  für  sie  und  bethätigte  dies  gleich  bei 
seiner  Ankunft  in  Prag,  indem  er  uu verweilt  ihr  Kollegium  aufsuchte 
und  sie  begrüiste.  In  den  folgenden  Wochen  luden  sie  ihn  wieder- 
holt zu  Tische  ein  und  führten  ihm  zu  Ehren  eine  Komötüe  auf.  Auf 
die  Bitte  des  Rektors  Xinienes,  eines  Spaniers,  um  Bestätigung  der 
von  seinen  Vorgängern  dem  Orden  erteilten  Piivilegien,  ging  der 
Erzbischof  nicht  nur  bereitwillig  ein,  sondern  erteilte  ihnen  auch  die 
Erlaubnis,  überall  im  Lande  predigen  und  Beichte  hören,  das  Abend- 
mahl und  die  Dispens  vom  Fastengebot  erteilen  zu  dürfend 

Mittlerweile  hatten  die  Jesuiten,  einem  kaiserlichen  Auftrage  ent- 
sprechend, durch  eiuen  ihrer  Ordensgeuossen  einen  Stiftungsbrief  ent- 
werfen lassen,  der  die  Bedingungen  enthielt»  unter  welchen  die  Carolina 
der  Ferdinandea  einverleibt  und  jene  Vorteile  und  Privilegien  ge- 
sichert werden  sollten,  in  deren  Genufs  sie  bereits  waren»  oder  die 
sie  sich  aneignen  wollten.  Der  Stiftungsbrief  besagte  im  Eingange, 
dafs  die  Art,  wie  die  carolinische  Universität  bisher  geleitet  worden, 
ein  Ende  nehmen  und  jener  Leitung  Platz  machen  solle,  wie  sie  in 
der  Ferdinandeischen  Akademie  üblich  war.  Der  Rektor  des  Prager 
Jesuitenkollegiunis  solle  stets  Rektor  der  Carola-Ferdijiandea  sein  und 
solange  bleiben,  Ins  er  von  seinen  OrdoDSoberen  vom  Rektorat  des 
Jesuitenkollegiunis  entfernt  würde,  jede  anderweitige  EinÜufsnahnie 
auf  die  Bestellung  des  Rektors  sollte  unterbleiben.  Dem  Rektor 
sollten  alle  Professoren  und  Schüler,  sowie  alle  Untversitätsbeamtea 
unterstehen  und  Gehorsam  leisten,  neben  dein  Rektor  ein  dem  Jesuiteji- 
onlen  angehöriger  Kanzler  die  Oberaufsicht  über  die  Studien  führen 
und  die  Erlaubnis  zur  Verleihung  der  akademischen  Grade  erteilen, 
nachdem  vorher  der  Kaudi<lat  das  Glaubensbekenntnis  abgelegt  habe. 
Die  Universität  sollte  aus  vier  Fakultäten  bestehen;  in  der  theo- 
logischen und  philosophischen  Fakultät  sollten  die  Jesuiten  allein  die 
Professuren  vei-sehen  und  niemals  ein  Mitglied  eines  anderen  Ordens 
oder  ein  Säkularkleriker  ohne  ihre  Erlaubnis  Vorträge  in  diesen  Fakul- 
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täten  halten  dürfen.  Ihrem  Emi essen  sollte  die  Unterrichtsmethode^ 
die  StUDdeneinteiluag,  die  Art  und  Weise  der  Erteilung  der  Grade 
und  die  Ernennung  der  beiden  Dekane  überlassen  bleiben.  Die  Er- 
nennung der  Professoren  der  juridischen  und  medizinischen  Fakultäten 
sollte  dem  Jesuiteiirektor  anbei ni^estellt  sein.  Bevor  sie  aber  zur 
Auslobung  ihres  Lehrfaches  zugelassen  würden,  sollten  sie  das  Glaubens- 
bekenntnis in  seine  Hiinde  ablegen  und  ihm  Gehorsam  geloben.  Auf- 
gabe des  Rektors  würde  es  sein,  soi*gfflltig  darauf  zu  achten,  dals 
sie  in  ihren  Vorträgen  nicht  den  Glauben  und  die  guten  Sitten  ver- 
letzten ;  wenn  dies  je  geschehe,  so  sei  er  verpflichtet,  beizeiten  Abhilfe 
zu  schaffen.  Die  beiden  Laien fakul täten  sollten  ihre  Dekane  wählen 
di)rfeu,  die  Gewählten  jedoch  die  Bestätigung  des  Rektors  einholen. 
Dem  Rektor  sollte  es  zustehen,  im  Verein  mit  den  Dekanen  der 
sämtlichen  Fakultäten  und  je  einem  oder  zwei  Doktoren,  deren  Wahl 
ihnen  freigestellt  war,  den  Plan  und  die  Methode  des  Unterrichts  für 
die  beiden  weltlichen  FakultiUen,  die  Art  fler  Promotionen,  die  Mais- 
regeln für  Aufrechterhaltung  der  Disciplin  festzustellen ;  die  betreffen- 
den Verordnungen  sollten  so  beachtet  werden,  als  ob  sie  Befehle  des 
Kaisers  wären.  Wenn  durch  diese  Bestimmungen  irgend  ein  Privi- 
legium der  caroliuischen  Universität  verletzt  würde,  so  habe  das  nichts 
auf  sich,  denn  der  Kaiser  w^olle  dieselben  nur  insoweit  gelten  lassen, 
als  sie  mit  seinen  Absichten  bei  der  Begründung  der  neuen  Uni- 
rersität  hannonierten  und  den  Einrichtungen  des  Jesuitenordens  nicht 
widerstrebten.  Unter  den  Privilegien  der  carolinischen  Universität, 
deren  Gültigkeit  fortdauern  sollte,  werden  insbesondere  die  Privilegien 
König  Wenzels  IV.  und  Papst  Bonifacius  IX,  amreführt.  Das  erstere 
befreite  die  Universität  von  aller  weltlichen,  das  letztere  von  aller 
geistlichen  Gerichtsbarkeit,  die  etwa  der  Erzbischof  von  Prag  als  ge- 
borener päpstlicher  Legat  in  Bezug  auf  Civil-  und  Kriminalstreitig- 
keiten in  geistlichen  oder  weltlichen  Angelegenheiten  in  Anspruch 
nehmen  würde;  die  päpstliche  Bulle  Bonifaz  IX.  bestimmte,  dals  die 
Universität  nicht  blofs  alle  Streitigkeiten  zwischen  ihren  Mitgliedern, 
Lehrern  und  Studenten,  sondern  auch  zwischen  ihnen  und  auswärts- 
stehenden  Personen,  ohne  weitere  Zubissung  einer  Appellation,  ent- 
scheiden und  die  im  Krimi nal]>rozesse  Verurteilten  in  den  dazu  be- 
stimmten Kerkern  in  Haft  nehmen  dürfe.  Indem  der  Kaiser  diese 
Privilegien  bestätigte  und  dem  Rektor  die  Gerichtsbarkeit  übertrug, 
bevollmächtigte  er  ihn  zugleich,  da,  wo  sein  geistlicker  Stand  ihn  in 
der  Urteilsfällung  hindern  sollte,  statt  seiner  andere  Richter  zu  er- 
nennen und  ihnen  die  Untersuchung  und  Urteilsfallung  zu  übertragen. 
Die  Universitilt  sollte  insbesondere  das  Recht  haben,  die  Strafe  der 
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Landesverweisung  über  ihre  iMitcrlieder  zu  verfiiiüp:eD  und  diese  Strafe 
eo  zu  vollziehen,  als  ob  sie  der  Kaiser  selbst  verhängt  hätte.  Endlich  sollte 
sich  die  neue  Universität  aller  Rerhte  und  Freiheiten  erfreuen,  in  deren 
Genuls  sich  die  Universitäten  von  Wien ,  Paris,  Bolo|2rna,  Salanianca  und 
Ingolstadt  oder  irgend  welche  christliehe  Univereitat  der  Welt  befänden. 

Dim'h  die  aufgezählten  Bestini niungen  war  den  Jesuiten  (lie  un- 
umschränkte Leitung  der  Uuiversitätsangelegenheiten,  also  des  höheren 
Unterrichts  übertrageir,  sie  begnügten  sich  aber  nicht  damit,  sondern 
wollten  auch  in  die  Hechte  der  alteti  carolinisohen  Universität,  sofern 
diese  die  Oberaufsicht  über  die  Stadtschulen  führte,  eintreten  und 
diese  Hechte  dadurch  erweitern,  dafs  sie  den  gesamten  Unterricht  im 
Lande  ihrer  Aufsicht  unterstellt  wissen  wollten.  l)eni<;einilfs  nahmen 
sie  in  den  Entwurf  des  Stiftsbriefes  die  Bestimmung  auf,  dafs  sie  be- 
rechtigt seien,  den  Lehrplan  für  alle  (iynmasien  und  Trivialschulen 
vorzuschreiben  und  alle  Lehrer  zu  beaufsichtigen.  Jeden,  der  sich 
irgendwie  gegen  den  Glauben  versündigte,  solle  der  Rektor  vor  sein 
Tribunal  bemfen  und  entweder  gebessert  an  die  Schule  zurückschicken 
oder  aus  seinem  Amte  entlassen  und  des  Landes  verweisen  düifen. 
Keine  neue  Schule  sollte  ohne  seine  Erlaubnis  in  Prag  begründet 
werden,  und  jeiler,  der  die  Erlaubnis  zur  Gründung  erhalten  würde, 
das  Glaubensbekenntnis  in  die  Hände  des  Rektoi-s  ablegen.  Kein 
Lehrer  sollte  in  Zukunft  angestellt  werden,  der  nicht  ein  Befähigungs- 
dekret bei  den  Jesuiten  eingeholt  hatte.  Durch  diese  allgemein  lauten- 
den Bestimmungen  wurden  auch  die  Klosterschulen  und  die  Prager 
Doius4'hule  betroffen,  so  dafs  also  auch  die  Lehrer  geistlichen  Standes 
der  Kontrolle  der  Jesuiten  unterstellt  wurden.  Aus  dem  Gesagten  er- 
giebt  sich,  dafs  den  Jesuiten  die  Rechte  eines  Inquisitionstribunals 
über  die  ganze  Lehrerschaft  eingeräumt  werden  sollten. 

Die  Privilegien,  welche  der  Kaiser  den  Jesuiten  bezüglich  der 
geistigen  Leitung  des  Landes  ül>ertnig,  wären  nicht  vollstündig  ge- 
wesen ^  wenn  er  das  ihnen  im  Jahre  1622  zugesprochene  Censurrecht 
nicht  auch  diesem  Stiftungsbrief  einverleibt  und  erweitert  hätte. 
Während  die  Jesuiten  bis  dahin  die  Censur  nur  im  Einverständnis 
mit  dem  Statthalter  übten,  sollten  fortan  der  Rektor  untl  seine  Dele- 
gierten selliständig  vorgehen  dürfen.  Es  wurde  ihnen  das  Recht  zu- 
erkannt, alle  Buch-  oder  Bilderläden  zu  untersuchen  und  alles,  was 
der  Religion  und  den  guten  Sitten  widerstreiten  würde,  zu  kontis- 
cieren;  im  Wiederholungsfälle  solltt^  der  politische  Magistrat  das  ganze 
Warenlager  der  Schuldigen  in  Beschlag  nehmen  und  zum  Nutzen  der 
Universität  verwenden.  Alle  Buchhändler  sullten  dem  Rektor  das 
Verzeichnis  der  Bücher  zuschicken,   die  sie   am  Lager  hielten,   und 
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niemand  etwas  drurkeo  lasseo,  lievor  er  hiezu  die  Erlaubnis  des  Uni- 
versiUVtskauzlers  erhiiiirt  habe. 

Machte  der  Stiftiuiizsliriefentwurf  die  Jesuiten  auf  diese  Weise 
tjm  absoluten  Herren  des  ganzen  ünterrielitswesens  und  der  litterari- 
ihen  Bildung,  so  sollte  er  auch  ihr  Veriiiogen  sichern  und  luehren. 
Alles  bewegliche  und  unbewe<,'liche  Eigentum,  weldies  das  Collep:iun) 
Clenientinuui ,  wo  die  Akademie  nnterLEehracht  war,  besafs,  sollte 
diesem  Kullejjiuni  allein,  auch  nach  der  V'ereini^unir  mit  der  caro- 
liQisehen  Universität  verbleiben.  Das  Collo^dum  Clementinuni  sollte 
auch  jene  1400  Thaler  erhalten,  welche  Ferdinand  I.  von  den  Ein- 
künften des  Ivlosters  (^yhin  demselben  zu^^ewiesen  hatte,  und  deren 
Zahlung  später  der  Stadt  Zittau  zugefallen  war,  welche  die  Güter  des 
Klostere  angekauft  hatte,  ferner  20l>0  Thaler  jähi'lich,  welche  seiner 
Zeit  Kaiser  Äfathias  ans  den  Einkünften  der  Ilens(*haft  Chkmiec  an- 
gewiesen hatte',  dann  die  Güter  Beniartic  und  TuchomeHc,  welche 
die  Jesuiten  <fekauft,  snwie  ein  Haus  mit  \Veinj.'arteii  hei  Brüx.  Neben 
diesem  aus  Zahluuijen  und  Grundbesitz  bestehenclen  V'ermögeu  sollte 
vom  Aufxenblick  der  Vereinigung  der  t'arolinischeu  Universität  mit 
der  Akademie  das  Jesuitenkollegiuuj  auch  in  den  Besitz  des  gesamten 
beweglichen  und  unbeweglichen  Vermögens  der  Carolina  gelangen, 
doch  gehalten  sein,  aus  dem  neu  gewonnenen  Eänkommeu  die  Tni- 
fessoren,  Beaujffn  und  Lehrgebäude  der  beiden  weltlichen  Fakultäten 
zu  erhalten,  den  (iberschufs  aber  für  die  Akailemie  verwenden  dürfen. 
Das  Collegium  Clemeutinum  sollte  also  fortan  alleiniger  Eigentümer 
sämtlicher  Güter  und  Einkünfte  der  vereinigten  Universität  sein,  unri 
die  beiden  weUlii'heu  Fakultäten  nur  Ans[>ruch  auf  ihren  Unterhalt 
erheben  düifen.  Demgeinäls  waren  die  Jesuiten  nicht  zur  Rechnungs- 
legung aus  ihrem  Kiukommen  verpflichtet,  sie  durften  auch  mit  den 
Gütern  der  earnlinischeu  lliiversilät  frei  schalten  und  walten,  die- 
selben gegen  andere  umtauschen,  ohne  um  (lenehmigung  des  etwaigen 
Tausches  ansuchen  zu  müssen.  Es  wurde  ihnen  endlicli  das  Recht 
ge$(eben,   alle  jene  Guter,   die   ehedem  zur  Univei^ität  gehörten  und 
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Wenzel  Wcb}Tiskyt  fieni  diese  Herrschaft  im  Jahre  1615  koufisciert  worden 
WÄT  und  der  sie  jetzt  von  Ferdinand  IL  wieder  erworben  hatte,  weigerte  sieb  die 
^Thaler  jährlich  zu  zahlen,  allein  seine  Weigerung  baif  ihm  nichts;  iiuf  die 
der  Jesuiten  raufste  er  »ieli  diizn  verstehen,  ihre  Fordeningen  mit  der  Kiiipitäl- 
tltniDie  ?on  33180  Thalern  abzulösen.  In  dieser  Angeleg^nbeit  haben  sich  die 
Jesuiten  keines  Übergriffs  schuldig  gemacht,  sondern  nur  die  Kerbte  der  carolini- 
schen  Universität  gewahrt.  (Btdimiscbes  Statthaltereiarebiv :  Ximeues  an  den 
Kaiser  dd.  1624.  Ferdinand  11.  an  IJechtenstcin  dd.  26.  Februar  1624.  Wenzel 
Wcbynsky  an  Ferdinand  IL  dd.  22.  November  1624.  Resolatioti  Ferdinands  II., 
Tmd&tiert). 
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ihr  irgeuflwie  entfremdet  worden  waren,  zu  reklamieren.  Wenn  end- 
lich aus  irgend  welchen  Gründen  in  der  Zukunft  wieder  eine  Teilung 
der  Uuiversitüt  eintreten  würde ^  so  waren  die  Jesuiten  nicht  zur 
Herausgabe  des  Vermögens  der  carolinisehen  Universität  verpflichtet, 
vorausf^esetzt ,  dals  die  Trennung  nicht  durch  ihre  Schuld  herbei- 
geführt wurde.  Der  St)ftungsl>riefentwurf  Ijestätigte  zum  Sclilusse 
mancherlei  neue  den  Jesuiten  gemachte  Schenkungen,  die  zum  Teil 
zu  Gunsten  des  Jesuitenkollegiums ,  zum  Teil  zu  Gunsten  des  von 
ihnen  geleiteten  Seminai's  bestimmt  waren.  So  bestütigte  er  die 
Schenkung  jährlicher  900  Schock  Groschen,  welche  die  Gemahlin  des 
Kaisers  Mathias  dem  Kollegium  für  die  Erhaltung  seiner  Zöglinge  ge- 
macht und  erweiterte  diese  Schenkung  durch  die  Zuweisung  der  neu 
geschenkten  Hillfte  der  St^dt  Auscha,  der  Herrschaften  Giessdorf 
Liebeschitz  {X.ih6§ice)y  Rocbov  und  Tetschendoif  (Tec^InC^ves),  die  den 
Herren  Georg  und  Adam  Christof  Sezima  konfisciert  worden  waren, 
und  ttberliefs  ihnen  eine  jährliche  Zahlung  von  8000  Schock  Groschen, 
von  denen  jedoch  die  Hälfte  für  das  unter  itirer  Aufsicht  stehende 
Armenhaus  bei  St.  Wenzel  verwendet  werden  sollte.  Für  allen  diesen 
Besitz  sollten  sie  von  allen  Steuern  befreit  sein  und  samt  ihren  Unter- 
thanen  von  allen  Truppeneinlagerungen  verschont  bleiben. 

Durch  alle  diese  Privilegien  hatten  die  Jesuiten  für  ihren  Eio- 
flufs  und  ihre  materielle  Existenz  gesorgt;  doch  enthielt  der  Entwurf 
daneben  auch  mannigfache  Bestimmungen  zu  Gunsten  begabter  Jüng- 
linge aus  dem  Volke,  welche  den  Jesuiten  umsomehr  zur  Ehre  Re- 
reichen, als  sie  damit  in  entschiedenem  Gegensatz  zu  der  herrschen- 
den Adelswelt  gerieten.  Es  sollten  nämlich  auch  Söhne  von  nicht- 
freien Personen  an  der  Universität  studieren  dürfen  und  sobald  sie 
einen  akademischen  Grad  erreicht  hätten,  ihrer  Unterthanspflicht  ledig 
werden,  König  Wtadislav  IL  hatte  bereits  der  Universität  dieses  Privi- 
legium erteilt,  aber  dasselbe  war  im  Laufe  der  Zeit  aufser  Rechtskraft 
getreten.  Die  Jesuiten  strebten  jetzt  seine  Erneuerung  au  mit  der 
Begi'ünduug,  dals  durch  die  Femhaltung  des  niederen  Volkes  von  den 
Studien  ein  fühlbarer  Mangel  an  tüchtigen  Leuten  entstehe,  welche 
die  Staats-  und  St^dtgeschäfte  besorgen  könnten.  Der  durch  den 
akademischen  Grad  Freigewordene,  sollte  aber,  wie  der  römische 
Klient,  seinem  efiemaligen  Hen-n  stets  besondere  Achtung  zollen  und 
als  Advokat  nie  gegen,  sondern  nur  für  ihn  einen  allfälligen  Prozefs 
führen.  Der  volksfreuudlidie  Zug,  der  den  Stiftungsbriefentwurf  in 
Ansehung  tler  Unterthauen  durchweht,  verleugnet  sich  auch  nicht 
in  jenen  Bestimmungen»  welche  die  Belohnung  ausgezeichneter  Studenten 
betreffen.    Jeder  Student,    der  unter  den    Kandidaten   der  Magister- 
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für  Philosoptiie  und  freie  Künste  den  ei-sten  Platz  erlangt  halte, 
'sollte,  wenn  er  niclit  adelig  war,  adelig  werden,  und  der  Rektor  ihni 
hierüber  ein  Zeugnis  ausstellen,  das  dieselbe  Rechtskraft^  wie  ein  vom 
Kaiser  ausgestellter  Adelsbrief  haben  sollte.  Gehörte  der  Vorzu^- 
kandidat  schon  dem  Adel  au,  so  sollte  er  sieh  besonderer  kaiserlicher 
Gunst  erfreuen  und  leichteren  Zutritt  zur  Würde  eines  Pfalzgrafen 
erlaogen.  Diejenigen,  welche  als  Kandidaten  des  theologischen  Doktorats 
den  ersten  Platz  erlaugten,  sollten,  wenn  sie  niederen  Standes  waren, 
auf  die  Stellen,  welche  der  Kaiser  bei  dem  Wyschehrader  und  dem 
Allerheiligen-Kapitel  in  Prag,  sowie  bei  dem  Olmützer  und  Brünner 
Kapitel  besetzen  konnte  ♦  nach  gleich  ausgezeichneten  Edelleuten  den 
nächsten  Anspruch  haben,  adelige  Doktoren  und  Licentiaten  der  Theo- 
logie den  Vorzug  vor  allen  ülnigen  Bewerbern  um  die  Propstei  in 
Leitmeritz,  auf  dem  Wyschehrad  und  in  Brunn  besitzen;  Adelige*  die 
als  Doktoren  oder  Licentiaten  der  Rechte  den  ersten  Platz  erlangten^ 
sollten  vor  allem  zu  Appellations-  und  spriter  zu  Reichshofräten  be- 
fordert werden.  Die  Professoren  der  Rechte  sollten,  sobald  sie  drei 
Jahre  ihres  Amtes  j?ewaltet,  den  Titel  königlicher  Riite  erlangen;  die 
Professoren  der  Medizin  nach  dreijähriger  Dienstleistung  in  den  erb- 
lichen Adelsstand  erhoben  werden  und  der  Rektor  berechtigt  sein, 
den  Doktoren  dieser  beiden  Fakultäten  den  Adelsgrad  zu  erteilen. 

Man  sieht,  die  Jesuiten  eigneten  sich  in  dem  Entwürfe  eine  fast 
schrankenlose  Machtvollkommenheit  an:  sie  suchten  sich  eine 
Stellung  zu  begründen,  die  ihnen  mö«:lichst  viele  Rechte  sicherte  und 
nach  Möglichkeit  alle  Lasten  von  ihnen  fernhielt.  Der  Entwurf  des  Stifts- 
briefes wurde  dem  Kaiser  zugeschickt,  von  diesem  dem  Kanzler,  welcher 
zu  Anfang  des  Jahres  1624  in  Prag  weilte,  und  von  diesem  wieder 
dem  Fürsten  von  Liechtenstein  zur  Prüfung  und  Begutachtung  vor- 
gelegt. Die  Verzögerung,  welche  damit  eintrat ,  war  nicht  nach  dem 
Sinne  der  Jesuiten;  schon  am  21.  Januar  1624  bat  der  Rektor  des 
Prager  Jesuitenkollegiums,  P.  Ximenes,  um  möglichste  Beschleunigung 
der  Entscheidung.  fJagepren  verlangte  der  neueraannte  Erzbischof, 
der  eben  von  dem  Inhalte  des  Stiftsbriefes  einige  Kunde  erhalten 
hatte,  zu  den  Beratungen  über  allfällige  Modifikationen  desselben  heran- 
gezogen zu  werden ,  zumal  der  Stiftsbrief  nicht  blofs  das  seinen  Vor- 
gängern erteilte  Kaozlerrecht  über  die  carolinische  Universität  be- 
seitigte, sondern  auch  solche  Rechte,  auf  die  er  vermö^ife  der  Be- 
söminungen  des  Tritlentiner  Konzils  allein  Anspruch  hatte,  wie  z.  B. 
die  Btichercensur  und  die  voraus;j:ehende  Pitifimg  jedes  Lehrers  in 
Bezug  auf  seine  Sitten  und  seine  Kenntnisse  den  Jesuiten  tibertrug. 
Er  ersuchte  deshalb  tlen  Kaiser,  ihn  in  Gemeinschaft  mit  einem  oder 
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zwei  Prälateo  und  den  Oberstlaüdoffizieren  zu  den  Beratungen  über 
den  Stiftungsbrief  einzuladen.  Wenn  dies  nicht  geschehen  könnte,  so 
wünschte  er  wenij^stens  ausführlieh  von  den  Forderungen  der  Jesuiten 
in  Kenutiüs  gesetzt  zu  werden,  flaniit  er  hierüber  seiD  (iutachten  er- 
statten könnte'.  Ein  ^deiches  Ansuchen  richtete  er  am  selben  Tage 
auch  an  den  Fürsten  von  Liechtenstein  und  an  die  obersten  Landes- 
ofhziere. 

Der  Statthalter  wartete  die  Erlaubnis  des  Kaisers  nicht  erst  ab, 
sondern  übermittelte  selbst  dem  Erzbischof  zwar  nicht  den  Entwurf 
des  Stiftsl>riefes,  aber  doch  einiire  Schriften,  die  ihm  die  «j^ewünsehte 
Kenntnis  verschaffen  konnten.  Da  Harrach  gerade  nicht  in  Praj^  an- 
wesend war,  so  jrelangten  sie  in  die  Hände  seines  Sekretärs  Adolf 
Sintzig,  der  über  sie  nicht  weui^'  stutzig  wurde  und  sie  dem  l'ropst 
an  der  Prager  Domkirche  und  dem  Abte  Questenberg  mitteilte.  Beide 
rieten  die  augenblickliche  Benachricliti^^ung  des  Erzbischofs  an.  In- 
dem der  Sekretär  dies  tliat,  erbat  er  sich  tlie  Erlaubnis,  dem  Erz- 
bischof unverhüllt  alle  Urteile  über  die  Forderungen  der  Jesuiten  be- 
richten zu  dürfen,  da  ihn  sonst  niemand  von  denselben  in  Kenntnis 
setzen  würdet 

War  hieiiach  Sintzig  kein  Freund  der  Allgewalt  der  Jesuiten,  so 
war  der  Erzbischof,  trotz  seiner  hei  ihnen  erlangten  AusWlriung,  dies 
ebensowenig.  Als  er  die  Forderungen  der  Jesuiten»  die  seine 
historischeu  Rechte  als  Kanzler  der  Universitllt  beseitigten,  ihn  jeder 
Aufsicht  Über  den  Unterricht  entkleideten  und  silmtliche  Orden  von 
den  Professuren  ausschliefsen  wollten,  kennen  lernte,  berief  er  so- 
gleich eine  Anzahl  Theologen  zu  einer  Beratung,  wie  man  solchen 
Übergriffen  begegnen  könne.  Unter  den  Fjiigeladenen  befand  sich 
auch  ein  verhältnismäfsig  junger  Kapuziner,  der  aber  bereits  eine  be- 
deutsame \' ergangen  hei  t  hinter  sich  hatte,  P.  Valerianus.  aus  dem  Ge- 
schlechte flerer  von  Magni.  Er  hiefs  ui-sprünglich  Maximilian  und  war 
im  Jahre  1586  in  Mailand  geboren,  aber  schon  im  Alter  von  ein  oder  zwei 
Jahren  nach  Prag  mit  seinen  Eltern  gekoninien,  wo  sein  Vater  die  Kück- 
zahlung  einer  grofsen  Geldsumme,  die  er  dem  Kaiser  Maxijuilian  II*  ge- 
liehen hatte,  betrieb,  aber  von  Jalii'  zu  Jahr  vertröstet  wurde,  ohne  zum 
Ziele  zu  gelangen.  Obwohl  also  durch  Abstmnmung  ein  Italiener,  empfing 
Valerianus  doch  seine  ganze  Ausbildung  in  Böhmen  und  sprach  selbst- 


'  Prager  erzbischöfltches  Archiv:  P,  Ximenes  an  den  Kaiser  dd.  21.  Jaouar 
1624,  rir<*i  Briefe  des  Erzbjschofs  an  FerdiiiaBtl  II.,  an  Liechtenstein  tmd  an  die 
obersten  Landes  Offiziere  dd.  2,  März  1624. 

"  Prager  Uiriversitätsbihlioiliek :  MiS.  Adolf  von  Sintzig  on  den  Erzbischof 
Harrach  dd.  i5.  März  1624. 
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venOndlich  neben  der  italieniscben  Mu::e>i ri  b-  :-.u.'b   i:e  V-i.ieL  in 
I'rag  gebräuchlichen  Sprachen,  da^  I»-u:?-rb-  n-i  I.  :;::.i>-br.   In  ^inen 
Stadien  zeigte  er  ebensoviel  Eiftr  aiiT^lrLt;  ->:hzrit:j  »rtr  .=-r  \\'U 
iiuüser  Frömmigkeit  beseelt  und  tie^u-rb:»:  ir-biiS  h^unj  io-  l-u  er- 
richtete Kapuzinerkloster  auf  dem  Hr^'i-^h:-.   *  ■  tri    i-L  ir^'ücren 
des  berOhniten  P.   Laurentiui  von  BriLi>:  laus':i>.    ¥.:u  .-uLjtijer 
Zufall  stellte  ihm  eine  plänzeude  Ljüf'jhn  .:.  A'i-:\i:.     ><::::  « «hrim 
Karl  Magni  hatte  im  Anftraiie  Ruiuli-  II.  r.L-  -'-ml  i:*- ■rurili-h-  Rei>e 
nach  Polen  unternommen  und  da>ei?'?i  'Üt  Lj^h^r-:  P>rkt\nLT-;:i.iit  d»^ 
Kardinals  Aldobrandini  semacbt.    AK  •i.e^'-^  unter  'i-n.  Ndii.en  Cle- 
meus  VnL  den  pftpstlichen  Stuhl  V*-*!;e-'.   erinn^ri»    *-r   -i.b  >-iije> 
Freundes  und  forderte  ihn  auf.   eiri*-n  =•  ;:.er  \^fl*r:.  UA'h  Rmih  zu 
senden,    wo  er  fOr  dessen  Fortkt«rii:j,»-n   -t'^*-:,  ^  IIv-.     \\i.;:i   deui 
Wunsche  der  Eltern  sollte  Vakrianu*  -iÄhin  zirbrrn:   v*h-  n  M.reiiete 
man  alles  fQr  ihn  vor  und  sah  ihn  im  (rei>te  ii.it  »;:ntr.'..'!:-b^ij  AiiiV-m 
ausgestattet,  als  der  Jondiiit:  diesen  Plinen  »r:n  Kn-ie  ii.ci>-hte  uü*i  er- 
klärte, in  den  Eapuzinerordeu  eiutnttn  zu  w..]leri.    Verj';tili.?h  suobte 
ihn  seine  Mutter  durch  flehenili«'he  Bitten  v-ii  fiie-ern  Knt-h]u.->e  a>»- 
wendig  zu  machen.  Auch  sein  älterer  Hru-ier  J>hann  B.ij-ti^t  f«<kte  dem 
Beispiele  des  jüngeren.    So  traten  beide  Bruiler  im  J^hre  l'j'.»2  unu-r 
grofsem  Zulauf  der  Menge  ins  Kloster,  welche  <ien  PliuTritt  zwi.ier  wohl- 
habender Edelleute  in  den Bettelord^n  k^tuni  ^»eiTeiflioh  t<'iud.  Ixr ältere 
Bnider  starb  kurze  Zeit  nach  iler  Kinkk-idun-'i  der  juü-'ere.  ijunkllich 
in  der  Befolgung  aller  Gek»ote  s»-ine>  '»riien-.  -u«:hle  durch  Kusleiunpen 
sein  Fleisch  zu  zähmen,  verfiel  ah-r  zuletzt  in  eine  *'dche  Schwäche, 
dals  seine  Oberen  darauf  aufmcrk^itm  wur>i<-n  und  ihm  l^efahleu.   die 
nötige  Nahrun«:  zu  sich  zu  nehmen  un*!  der  Biuhr-  zu  ptl^jen.    ba  er 
nach  Ablauf  des  Noviziat^  noch  ni<'ht  17  Jahr«  zahlte,  hätte  er  nach 
den  Ordensregeln  nicht  zur  rruf^-fs  zu::e]as>eu  wt-rdeu  .sollen ,  allein 
seine  Vorsteher  fanden  ihn  so  geei.^net  für  -meinen  Br-ruf.  dals  sie  ihn 
dennoch  zur  Ablegung  der  Gelübde  zuliel.-ren.    Ki   wurde  darauf  nach 
Wien  berufen,  um  den  dortijien  N«ivizen  ein  j:ute>  P>eis|>i«l  zu  «reben, 
und  das  that  er  vollauf,  indem  er  während  der  damalitreu  I'estkrank- 
heit  alle  Kranken  mit  Aufoiderun.'  pttfcte.  ihre  \Vund<ii  wusdi  und 
ihnen  jede  Hilfe  leistete.    Im  .Jahre  10^»5  wurd»-  er  nach  I'raj:  zurück- 
geschickt,  wo  er  kurze  Zeit  den  Studien  oblat:.  worauf  man  ihn  den 
Truppen,  die  aus  Böhmen  zur  Pii-kämjjfuni:  liocskavs  nach  l'n^'am 
zogen,   nachschickte,   offenbar   um    wieder   K ranken wärterdien.ste  zu 
leisten.    Diese  Unterbrechunj:  hatte  jrdorh  bald  ein  Knde,  er  kehrte 
wieder  nach  I'rajr  zurück  und   beschäfiiirt«-  .^ieli  neuerdin-rs  mit  dem 
Studium,   namentlich   der  I'hilosi>])hi*'.     Mittlerweile    wurde  er  zum 

Cindely,  Gcfumfonution  iu  liOhmrii.  H 
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I'riester  «geweiht   uud   darauf  als  Prediger  verwendet,   als  welcher  er 
auch   italieuisfh   vor  dem  Kaiser  und  seinem  Hofe  predigte.     Durch 
seine  Beredsamkeit,  Gelehrsamkeit  und  Frömmigkeit  pewanu  er  manche 
hervorrajxende    Persönlichkeit    für    die    Kirche;    su    gelanf?   ihm    dies 
nameutlich  mit  dem  Fürsten  Guinlaker  von  Liechtenstein,  dem  Binider 
des  späteren  Stattli alters   von   Böhmen.     Im   Jahre   1614    wurde  Va- 
lerianus  a!vS  italienischer  l're(Hger  und  Le!irer  der  Philosojthie  in  den 
Wiener  Konvent  herufeii.     Es  zeigte  sich  nun,  dafs  er  nicht  blofs  zu 
diesen  Ämtern   vorzüglich   veranlagt  war,   sondern  dafs  er  auch  über 
eine   grofse  Gewamltheit  im  gesellschaftlichen  Verkehr  verfügte,  sich 
leicht  iu  seine  Umgebung   zu  schicken    wulste,   nicht  blofs  tiher  die 
religiösen,  sondern  auch  über  die  politischen  Verhältnisse  genau  unter- 
richtet   war    und    richtig    über   sie    urteilte.     Sein    staatsmilnnisches 
Taleut  veranlafste»   dafs  er   nach  Polen  geschickt  wurde,   als  König 
Sigmund  sich  mit  dem  Plane  tmg,   Podolien,   das  durch  die  Einfälle 
der  Türken  und   Tartareu   entvölkert   war,   zu  kolonisieren.     Einige 
dieser  Kolonien   sollten    von    dem    neu  gegi'ündeten  Orden   der  un- 
beHeckten   Empfängnis    als    Grenzfestungen    errichtet    und    verteidigt 
werden.     Valerianus   wurde  um   seine  Mithilfe  angegangen  und    ver- 
fügte sich  dann  von  Polen  als  Berichteretatter  nach  Rom.    Der  Plan 
Sigismunds  verwirklichte  sich  jedoch  nicht,  und  so  kehrte  Valerianus 
wieder   nach   Wien   zurück.     Im   Jahre   1619   war  er  Guardian   des 
Linzer  Klostei-s;    in  dieser  Stellung  mufste  er  sich,   da  er  längst  die 
Aufmerksamkeit   und   den  Hafs  der  Protestanten   wachgerufen  halte» 
nach  ftidien    flüchten,   doch  beschräukte  sich  sein  Aufenthalt  daselbst 
nur  auf  die  Zeit  bis  zur  Besiegung  des  obcrösterreiehischen  Aufstaudes, 
so   dafs  er  schon  im  Jahre  1620  wieder  zurückkehrte.    Im  folgenden 
Jahre  wurde  er  nach  W^ien  berufen  und  zum  Ordensdefinitor  gewählt. 
Seine  Tüchtigkeit   war   inzwischen   dem  Herzog  von  Bayern   bekannt 
geworden»  der  ifm  nach  Frankreich  schickte,  um  die  Zustimnmng  des 
Königs   Ludwig  für  die  fjbertragung  der  pfälzischen  Kur  auf  seine 
Person  zu  gewinnen;   nebenbei   sollte  er  rlie  Veltliner  Streitigkeiten, 
die   damals   zu  einem    Kriege  zwischen  Frankreich  und  Spanien   zu 
führen  drohten,  auszugleicJien  suchen  uud  endlich  ein  BUndnis  zwischen 
der  katholischen  Liga  und  Frankreich   vermitteln.    In  Ansehung  des 
ersten  Punktes  eilangte  Valerianus  einen  vollen  Erfolg,   da  er  hieriu 
von   dem  päpstlichen  Nuntius   untei'stützt   wurde;   in  Bezug  auf  den 
Veltliner  Streit  war  Frankreich  erbötig,  dem  Papst  die  Vermittelung 
zu   übertnv-jen,   was  den  Herzog   von  Bayern  gleichfalls   bofiiedigte; 
nur  seine  Bemühungen  in  Bezug  auf  das  Bündnis  schlugen  fehl,  weil 
Frankreich  die  Verbindung  mit  den  deutschen  Protestanten  nicht  auf- 
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geben  wollte.  Valerianus  suchte  die  Fmnzosen  für  das  Bündnis  niit 
Grüiideii  zu  gewinnen,  die  von  keiner  Anhänglichkeit  an  das  Kaiser- 
haus zeugten;  deuD  in  einer  Konferenz,  die  er  deshalb  mit  dem  fran- 
zösischen Kanzler  ßrulart  und  dem  Staatsse krt^tilr  Puysieux  hatte, 
wies  er  auf  die  Macht  der  Lijja  und  darauf  hin ,  dafs  ein  Bund  mit 
ihr  ein  wirksames  Gegengewicht  gegen  die  Macht  der  Habshur^er  bilden 
würde  (1).  Er  betrachtete  sich  also  trotz  seiner  in  Trag  genossenen 
Erziehung,  und  trotzdem  er  fast  nur  in  Österreich  thätig  gewesen 
war,  nicht  als  Österreicher,  sondern  als  Italiener  und  regelte  danach 
seine  politischen  Sympathien.  Als  die  Bündnis  Verhandlungen  zu  keinem 
Resultate  führten,  rief  ihn  Maximüian  von  Paris  ab;  er  blieh  jedoch  nocli 
einige  Wochen  dort,  weil  der  Papst  seine  Dienste  daselbst  in  Ansprucli 
nahm*.  Die  Annalen  der  böhmischen  Kapuzinerordensprovinz  erzählen 
von  dem  Aufsehen ,  welches  Valerian  in  Paris  durch  seine  allseitige 
Bildung  erregte  und  wie  das  Königspaar  und  die  vornehmsten  Herren, 
sowie  die  französischen  Kapuziner  zu  ihm  wie  zu  einer  Leuchte  auf- 
blickten. Wir  sind  nicht  im  stände,  zu  kontrollieren,  oh  dieses  Lob 
nicht  übertrieben  ist,  wir  wissen  nur,  dafs  er  sich  ganz  und  gar  das 
Mifsfalleu  seines  weit  berühmteren  Ordensbruders  und  (iehilfen  des 
Kardinals  Richelieu,  des  P.  Josef,  zuzog,  so  dafs  dieser  ihn  später  bei 
den  Verhandlungen  über  ften  Mantuaner  Erbstreit,  mit  tlenen  der 
Kaiser  ihn  betraut  hatte,  nicht  als  Teilnehmer  dulden  wollte.  Ob 
Eifersucht  der  Grund  dieses  Mifsfallens  war  oder  vielleicht  die  Art 
und  Weise,  wie  Valerianus  die  Gesciulfte  behandelte,  bleibt  dahin- 
gestellte 

Nach  seiner  Rückkehr  nach  Wien,  die  etwa  im  Juli  1623  erfolgte, 
wurde  er  vom  Ordenskapitel  zum  Guardian  in  I*rag  erwählt.  Er 
schlug  also  wieder  seinen  Wohnsitz  in  jener  Stadt  auf,  die  seine  eigent- 
liche Heimat  und  Bildungsstätte  war.  Seine  Abstammung  und  gesell- 
schaftliche Gewandtheit  brachte  ihn  in  Beziehungen  mit  den  be- 
deutendsten Geschlechtern  des  Landes;  namentlich  vermittelte  sie  nicht 
nur  die  persönliche  Bekanntschaft,  sondern  einen  vertrauten  Verkehr 
mit  Albrecht  von  Waldstein ,  dem  er  im  Alter  nahe  stand;  denn  der 
General  war  nur  um  drei  Jahre  älter.    Der  Ruf  seiner  Frömmigkeit, 


*  Über  die  Gesandtschaft  Valeri^tnus'  nach  Frankreich  halje  ich  iimstiiadhch 
ID  dem  Baiiil  IV,  Seite  48^—^493  im^iuer  Gesthichte  des  drcifsigj übrigen  Krieges 
berichtet  unil  so  weise  ich  tinisoinehr  daraut'  liiE»  als  diese  Tbatigkeit  Yalerians' 
in  keiner  BeziMuing  zu  Böhmen  steht.  Siebe  aiicb:  Münchner  Stiuitsarcliiv:  Maxi- 
mihan  an  P.  Valerianus  Magni  dd.  28.  Mai  l*>2.'i 

•  Cousin:  La  jeunesse  de  Mazurin,  MS.  Annalen  der  l)öhmisL'ben  Kapuzinei- 
onlensprovinz,  Bd.  IV.  S.  :j4ö. 
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die  allerdings  durcli  seine  diplomatischeD  Dienstleistungen  kaum  ge- 
fördert wurde,  aber  doch  unangetastet  dastand,  lenkte  auch  die  Au^en 
des  neuen  Erzbischofs  auf  ihn,  m  dafs  er  ihn  zu  seineui  Beichtvater 
wählte.  Dadurch  orlan^le  Valerianus  eioen  niafsgebeiiden  Eiuflufs  auf 
Harrach,  und  als  ihn  der  letztere  um  seinen  Rat  in  der  Universitäts- 
angelegenbeit  anirin^%  erklärte  sich  Valerianus  neben  anderen  GiUnden 
auch  deshalb  gegen  die  Wünsche  der  Jesuiten,  weil  sie  den  Kapuzinern 
und  allen  anderen  Orden  jede  Thätigkeit  an  der  Prager  Universität 
verwehrten.  Valerianus  hielt  sich  für  tüchtig  genüge  um  mit  jedem 
der  Präger  Jesuiten  um  die  Palme  der  Gelehrsamkeit  zu  ringen. 
Zwischen  ihm  und  dem  Orden  begann  jetzt  ein  Kampf,  der  sich  spÄter 
auch  auf  das  theologische  Gebiet  erstreckte.  Valerianus  griff  die 
Jesuiten  unerschrocken  an,  sie  wehrten  sieh  mit  gleicher  Entschieden- 
heit und  verfolgten  ihren  Gegner  mit  immer  steigendem  Hasse. 

Da  das  Gutachten  der  vom  Erzhischof  herufeuen  Theologen  die 
Ansprüche  der  Jesuiten  als  mit  den  erzbischöflichen  Rechten  im  Wider- 
spruch stehend  bezeichnete,  erklärte  Harrach  dorn  Rektor  des  Jesuiten- 
kollegiums mündlieh,  dal's  er  in  die  Einverleibung  der  carolinischen 
Universität  in  der  geplanten  Weise  nicht  einwillige;  zugleich  pro- 
testierte er  gegen  die  mittlerweile  thatsächlich,  wenn  auch  nicht  recht- 
lich vollzogene  Vereinigung  und  gegen  die  Vornahme  der  Promotionen. 
Als  sich  die  Jesuiten  um  seine  Proteste  nicht  kümmerten,  weil  sie 
der  Gunst  des  Kaisers  sicher  waren,  riditete  Harrach  seinen  Protest 
an  iliescn  selbst*  dankte  ihm,  dafs  er  den  Stiitsbrief  noch  nicht  unter- 
zeichnet habe  und  verlangte  die  Einräumung  jener  Rechte,  die  ihm 
die  Gründungsurkunde  der  earolinischen  Universität  erteilte.  Acht 
Tage  später  protestierte  er  in  einer  Zuschrift  an  den  Fürsten  von 
Liechtenstein  gegen  die  Erteilung  der  akademischen  Grade  von  Seiten 
der  Jesuiten  f  wiederholte  4lieseii  Protest  einige  Tage  darauf  durch 
zwei  Domherren,  die  er  zu  dem  Rektor  des  Prager  Jesuitenkollegiufus 
abschickte,  und  verbot  jede  Amtshandlung  in  den  Räumen  der  earo- 
linischen Universität  *.  Der  Rektor  stellte  sich  dagegen  auf  den 
Standpunkt,  dafs  die  Vereinigung  der  carolinischen  und  ferdinandei- 
schen  Universität  bereits  vollzogen  sei,  dafs  also  niemand  das  Recht 
habe,  ein  Verbot  in  irgend  einer  Angelegenheit  zu  erlassen,  es  sei 
denn,  dafs  er  im  ordentlichen  Prozefsweg  obgesiegt  habe.  Da  er  je- 
doch fürchten  mufste,  dafs  der  Erzbischof  den  Streit  in  Rom  anhängig 
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*  Prager  erzbbchöfliches  Archiv;  Harrach  an  Ferdinand  II.  dd.  9.  Aprü 
1624.  —  Tomek,  Geschichte  der  Frager  Universitikt.  Seite  260.  —  Böhmisches 
Statthaltereiarchiv:  Der  Entbiachof  an  den  Fürsten  von  Liechtenstein  dd.  17.  April 
1624. 
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machen   imd   man   dort  seine  Antwort  nicht  genügend  finden  würde, 
so   stellte   er    nkht   nur  die  Promotionen  ein,   sondern  bot  sich  auch 
zu  Uoterhandlunseu  an.     Er  verlanjrte,  dafs  Harrach   ihm  seine  Be- 
schwerden schriftlich  mitteile.    Dabei  heklafjte  er  sich  üher  die  Leiden- 
schaftlichkeit, mit  der  man  jetzt  die  Jesuiten  bekümpfe,  es  verursache 
dies  viel  ^Skandal",  der  hei  der  geföhrlichen  huge  der  Kirche  ver- 
mieden werden  solltet      Diese  Zuschrift  beantwortete  der  Erzbischof 
mit  dem  Hinweis  auf  die  Eingriffe  in  seine  Rechte  als  Erzl>isehof  und 
Kanzler  der  Universitilt.    Zugleich  sprach  er  sidi  in   einem  zweiten 
Schi-eiben   an  den  Fürsten  von  Liechtenstein ®   tadelnd  über  die  Auf- 
hebung der  earolinischen  Universität  aus,   weil   der  Kaiser  für  sich 
allein   dazu  nicht  berechtigt  sei,  und   die  den  Jesuiten   an  der  ver- 
einigen (also  neuen)  Universität  erteilte  Befuiij^nis  zu  Vorträgen  üher 
Theologie  und   kanonisches  Recht  vom  Papste  allein  erteilt  werden 
könne;  er  bekämpfte  femer  die  Ernennung  des  Kanzlers  durch  die 
Jesuiten;  die  Ablegun;^  der  Professio  fidei  von  Seite  der  Professoren 
in   die  Hände   des  Rektors,   weil    sie  nach  den  Bestimmungen  des 
Tridentiner  Konzils  und  nach  der  Bulle  Pius  IV,  in  die  des  Bischofs 
erfolgen  solle;   den  Ausschlufs  sämtlicher  geistlicher  Orden  mit  Aus- 
Bahme  der  Jesuiten  von  den   Professuren,   weil   dadurch   auch   dem 
päpstlichen  Verfüguogsrechte  Eintrag  geschehe.     Als  mit  den  bischöf- 
lichen Rechten   im  Widerspruche  stehend   wird  auch  die  Aufsicht  er- 
klärt,  die  den  Jesuiten   in  Bezug  auf  Glauben  und  Sitten   Über  alle 
am  Lehramte  im  Lande  Beteiligten  eingeräumt  werden  sollte,   weil 
ihnen   damit  ein  Inquisitionsrecbt  zugestanden   werde,   das  nur  dem 
Bischöfe  gehöre ;  denselben  Vorwurf  erhebt  er  auch  gegen  ihre  Bticher- 
censur.    Im  Interesse  des  Unterrichts  fand  der  Erzbischof  die  alleinige 
Herrschaft  der  Jesuiten  ebensowenig  von  Vorteil,  weil  Thomisten  und 
Scotisten   gar    nicht    zum   Worte  kommen   und   auf  der  UniversiUtt 
jeder  Wetteifer  fehlen    würde.    Auch   die   Meutliche  Ordnung  würde 
tiurch  die  Vorschläge  der  Jesuiten  bedroht,  denn  die  Schulmeister  im 
ganzen  Lande   würden  sich  gegen  die  Unterstellung  unter  den  Orden 
Jesu  auflehnen.     Die  Erlaubnis,   Güter  der  Carolina  umtauschen  zu 
dürfen,  sei   ebenfalls  verwerflich;   denn,  fragte  der  Erzliischof,  „was 
sollte  geschehen,   wenn  dieselbe   wieder  hergestellt  würde  und   ihre 


^  Präger  erzbischöfliches  Archiv:  Der  Ri^ktör  des  Präger  .Jesiiitenkoltegiiuna 
Xiioenes  an  den   Erzbiscliof  Harrach  dd.  23.  April  1624.  —  Schmitil  111.  p.  556. 

'  Prager  erzbischoflicliPs  Archiv:  Annotata  ex  diplomate  imperiali  acadeoiiie 
1  arolo  -  Ferditiandea?.  Der  Erzlnschof  sehrieb  eigenhändig  zu  diesem  Schrift- 
Jtöcke:  Estraltf»  di  cose  piü  uonsiderabili  nel  dipianm  dell'  uiiiversitii  Carolo- 
Ferdioandea  1G24. 


^     166     ^ 

Güter  dufi-li  Tausch  in  andere  Hände  gekommen  seien?**  Ebenso 
bedenklich  fand  der  Erzbisfhof  die  den  Jesuiten  zugestandene  Steuer- 
freiheit, weil  sie  dem  Interesse  des  Fiskus  widerstrebe,  sowie  das 
ümen  eioi^'eräuinte  Strafrecht,  vermöge  dessen  sie  sogar  Personen  des 
Landes  verweisen  konnten,  die  nicht  zur  Universität  gehörten.  End- 
lieh focht  er  selbst  das  den  Unfreien  zugestandene  Recht  zum  Besuch 
der  Universititt  an,  sowie  die  {lamit  im  Zusammenhang  stehende  Be- 
freiung von  ihrer  Untertbansjiflicht,  weil  sie  mit  den  Rechten  ihrer 
Herren  und  mit  den  Ganones,  in  welchen  die  Weihung  Unfreier  ohne 
Zustimmung  ihrer  Eigentümer  verboten  sei,  im  Widei-spiiich  stehe. 

Als  P,  Ximenes  von  diesen  Einwürfen  Kenntnis  erhielt,  konnte 
er  sich  nicht  verhehlen,  dals  der  Erzbischof  Recht  behalten  würde, 
wenn  der  Streit  sich  nach  Rom  hinziehe,  und  <!afs  es  demnach  für 
die  Jesuiten  nur  von  Vorteil  wäre,  wenn  sie  sich  friedlich  mit  dem 
Erzbischofe  verständigten.  Er  wendete  sich  also  mit  einem  zweiten,, 
diesmal  jeder  Schiirfe  entbehrenden  Schreiben  an  ihn  und  sprach  die 
Hoffnung  aus,  dafs  die  meisten  Einwendungen  schwinden  würden, 
wenn  der  Erzbischof  erfahre,  welche  Deutung  nach  Ansicht  der 
Jesuiten  den  angefochtenen  Stellen  des  Stiftsbriefes  zu  gehen  sei. 
In  Bezug  auf  die  Kanzlerwürde  konnte  allerdings  keine  Erklilrung  an 
der  Thatsache  etwas  ändern,  dafs  die  Jesuiten  dieselbe  für  sich  in 
Anspruch  nahmen;  Ximenes  gab  daher  den  Anspruch  auf  diesen  Posten 
auf  und  behauptete,  dafs  rlie  Jesuiten  gar  nicht  darnach  strebten, 
sondern  sich's  zur  gröfsten  Ehre  anrechnen  würden,  wenn  die  Carolo- 
Ferdinandeische  Universität  den  Erzbischof  zum  Kanzler  haben  würde. 
Er  ersuchte  zugleich  denselben,  irgend  einen  Domhen'n  mit  den  Ver- 
handlungen über  einen  friedlichen  Ausgleich  zu  betrauen,  damit  die 
bösen  Mäuler  zum  Schweigen  geliracht  würden  und  auch  der  leiseste 
Verdacht  und  Schein  eines  Zwiespaltes  zwischen  der  Gesellschaft  Jesu 
und  ihrem  Oberhirten,  sowie  zwischen  ihm  selbst  (Ximenes)  und  dem 
Erzbischof,  den  er  von  frühester  Jugend  wegen  seiner  ausgezeichneten 
Tugenden  verehrt  habe,  beseitigt  werde.  Diese  unterthäoige  Zuschrift 
fand  eine  ebenso  freundliche  Antwort:  Harrach  war  zu  Unterhand- 
lungen bereit,  wenn  seine  Kanzlerrechte  nicht  angetastet  würden,  und 
entschuldigte  die  Schärfe  seiner  früheren  Ausstellungen,  mit  denen  er 
den  Jesuiten  nicht  habe  nahe  treten,  sondern  nur  seine  Rechte  ver- 
teidigen wollen.  Die  weitere  Korrespondenz  bewegte  sich  in  dem- 
selben freundlichen  Geleise,  eigentliche  Unterhandlungen  fanden  jedoch 
nicht  statt,  da  iler  Erzhischof  sich  nach  Wien  begeben  hatte.  Als  er 
zurückkehrte  und  das  Jesuitenkollegium  bei  Gelegenheit  der  Ignatius- 
feier  besuchte,  bat  ihn  der  Rektor  um  Beschleunigung  der  Ausgleichs- 
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verhandluiigeD  und  um  Zurücknahme  des  Verbotes  der  ProniotioueD. 
Der  Erzbischof  erbat  sich  als  Antwort  alle  auf  die  Beizründung  der 
Carolina  bezüglichen  Urkunden,  um  sich  über  seine  Rechte  genau 
belehren  zu  können,  welchem  Verlangen  Ximenes  bereitwillig  nach- 
kam. Als  aber  eine  Woche  venring»  uhne  dals  der  Erzbisehof  irgend 
eine  Entscheidung  gefallt  hätte»  hatte  die  Geduld  der  Jesuiten  ein 
Ende;  der  Rektor  erklärte,  dafs  er  mit  der  Erteilung  der  akademi- 
schen Grade  nicht  länger  innehalten  werde,  da  von  Seite  der  Jesuiten 
alles  geschehen  sei,  um  den  Streit  friedlich  auszutragen*. 

Der  Kaiser  hatte  mittlerweile  den  Stalthalter  an  die  Absendung 
des  Gutachtens  gemahnt,  das  er  im  Januar  von  ihm  verlangt,  aber 
noch  immer  nicht  erhalten  hatte.  Als  Liechtenstein  ihn  nun  von  den 
Einwürfen  des  Erzbischofs  in  Kenntnis  setzte,  trug  er  ihm  auf,  den 
Erzbischof,  den  Rektor  des  Jesuitenkollegiums  und  andere  Interessenten 
vor  sich  zu  fordern  und  zwischen  ihnen  zu  vermitteln  ^.  Dies  geschah, 
allein  die  Verhandlung  nalim  eine  für  die  Jesuiten  so  ungünstige 
Wendung  T  dafs  Ximenes  nicht  nur  thatsächlich  zur  Erteilung  der 
akademis^'hen  Gmde  schritt,  sondern  mit  dem  Abbruche  der  Unter- 
handlungen drohte  und  die  Bullen  und  sonstigen  Schriftstücke,  die  er 
dem  Erzbischof  zur  Einsicht  ttbei^ehen  hatte,  peremtorisch  zuiiick- 
verlangte.  Der  letj^tere  sandte  dem  Rektor  darauf  (am  5.  September 
1624)  eine  Zuschrift,  in  welcher  er  seine  Ansprüche  auf  die  Leitung 
der  neuen  Universität  erörterte.  Erzbischof  Ernst  von  Pardubitz  sei 
bei  der  Gründung  der  Universität  zu  ihrem  Kanzler  ernannt  worden; 
als  solcher  habe  er  nicht  blols  seine  Zustimmung  zur  Erteilung  der 
akademischen  Grade  gegeben,  sondern  auch  verschiedene  Streitigkeiten 
unter  den  Mitgliedern  der  Universität  geschlichtet,  Rekurse  ange- 
nommen und  entschieden  und  Verordnungen  erlassen.  Marrach  nahm 
nun  nicht  blofs  alle  diese  R*^chte  in  Anspruch,  sondern  wahrte  sich 
auch  das  Olieraufsichtsrecht  ülier  die  Güter  der  caroliniscben  Uni- 
vensitiU,  da  dieselben  meistenteils  von  Geistlichen  geschenkt  worden 
seien.  Er  verlangte  auch,  dafs  er  um  seine  Zustimmung  bei  der  An- 
stellung der  Professoren  ersucht  werde,  da  das  Tridentiner  Konzil 
voi*schreibe ,  dafs  nienmnd  einen  Lehrstuhl  besteigen  dürfe,  der  nicht 
vom  Bischof  bezüglich  seiner  Lebensweise  und  seines  Wissens  einer 
Prüfung  unterzogen  worden  sei.  Er  formulierte  schliefslich  seine 
Forderungen  dahin,   dais  er  als  Rechtsnachfolger  des  Ernst  von  Par- 


1  Prager  erzbiscböfliches  ArchiT:  Ximenes  an  den  Erabischof  *ld,  6.  Mai  1624. 
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dubitz  den  Titel  eines  KaDzlei"s  führen  und  dessen  Befugrniase  üben, 
also  die  Erlaubnis  zur  Erteilung  der  akademischen   Grade   erteilen, 

die  Kandidatt-ii  prüfen,  nacJi  Bedüifnis  neue  Gesetze  ^eben,  in  Streitig- 
keiten Appellationen  entgegenuehiuen,  in  Sehwierigkeiten  Rat  erteilen 
und  au  seiner  Stelle  einen  Vicekanzler  ernennen  dtirfe,  der  alle  von 
den  Mitfiliedern  der  Universität  durch  den  Druck  zu  veröffentlicb enden 
Bücher  censuiieren  solle;  dafs  er  femer  die  Oberaufsicht  über  die 
Güter  der  carolinischen  Universitilt  führen  und  ihm  alle  neuen  Lehrer 
zur  Bestätigung  vor«,'estellt  werden  sollten.  Diese  Ansprüche  ergraben 
sich  aus  verschiedenen  päpstlichen  Bullen,  kaiserlichen  Verordnungen 
und  aus  dein  an  den  Universitäten  geltenden  Gewohnheitsrecht,  Die 
allfilllige  Nachgiebigkeit  der  Jesuiten  könne  er  übrigens  nicht  als  den 
Ausdruck  ihres  Wohlwollens  gegen  seine  Person  ansehen,  sondern 
müsse  sie  als  sein  gutes  Recht  in  Anspruch  nehmen;  solange  aus  dem 
Stiftsbrief  nicht  jene  Punkte  entfernt  würden*  die  seinen  Rechten 
widerstreiten ,  werde  er  sich  zu  keinem  Ausgleich  verstehen.  Zwei 
Tage  nach  Überreichung  der  obigen  Zuschrift  liefs  er  eine  Protestation 
aufsetzen,  welche  alle  im  Carolimun  vollzogenen  Promotionen  ftlr  un- 
gültig erklärte;  er  drohte  sogar,  diese  Protestation  öffentlich  an- 
ßchlagen  zu  lassen,  wenn  die  Jesuiten  nicht  von  den  Promotionen  ab- 
lassen würden \  Die  letzteren  antworteten,  dai's  sie  die  Protestation 
abreifsen  lassen  und  eine  Antiprotestation  veröffentlichen  würden. 
Übrigens  erklilrten  sie,  dals  die  Kanzlerrechte  des  Erzbischofs  sich 
nur  auf  die  carolinische  Univei^ität  bezogen  hätten;  diese  sei  jedoch 
in  Häresie  verfallen  und  deshalb  vom  Kaiser  aufs^elöst  worden,  es 
fehle  also  das  Subjekt,  auf  welches  der  Erzbischof  seine  Rechte  geltend 
machen  könne.  Diesem  Einwurfe  begegnete  der  Erzbischof,  indem  er 
dem  Kaiser  das  Recht  zur  Aufhebung  der  Universität  absprach,  weil 
sie  niclit  von  ihm,  sondern  vom  Papste  Clemens  VII.  begründet  worden 
sei  und  nichts  gegen  den  Kaiser  verbrochen  fiabe.  Wenn  die  Ver- 
brechen derjenigen,  welche  widerrechtlich  die  carolinische  UniversitiU. 
an  sich  gerissen,  dem  Kaiser  ein  Recht  zur  Auflösung  gelien  wtU'den, 
so  besitze  er  ein  solches  auch  bezüglich  der  Akademie  der  Jesuiten, 
denn  auch  sie  sei  während  des  Aufstandes  von  den  Ketzern  in  Besitz 
genommen  worden.  Da  die  Jesuiten  leugneten,  dai's  der  Erzbischof 
als  Kanzler  andere  Rechte  geübt  habe,  als  die  Kandidaten  für  aka- 
demische Grade  zu   i»rüfen,   zu  approbieren  und  ihnen  das  Licentiat 


*  Präger  orzbischöfHches  Archiv:  Xiinenes  an  Harrach  dd.  Ö.  August  1624. 
Ilarrucli  an  Xifiienes  dd.  5,  September  1624.  Protestwlion  des  Erzbisohofg  dd. 
7.  Scptornhor  1^24,     Der  Erzbischof  an  Liechtenstm  dd.  8.  September  1624. 
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zu  erloileu,  ihm  also  das  Recbt  al>spracb<?n ,  neue  Gesetze  zu  freben 
oder  Appellationen  von  selten  der  Utiiversitätsrnit^lieder  anzunehuien, 
so  suchte  der  Erzbischof  diesen  Einwurf  dadurch  zu  widerlegen,  dafs 
er  ein  Statut  des  Ernst  von  Panlubitz  citierte,  dessen  Eingranfi  also 
lautete:  „Wir,  Ernst  etc.  Kauzler,  machen  zum  Nutzen  und  Frommen 
der  Universität  und  um  Ruhe  und  Frieden  in  ihr  zu  erhalten  und 
die  Studien  zu  fördern ,  naclisteheode  Verordnunp:  bekannt,"  Im 
weiteren  Texte  des  Statuts  hiels  es:  „Behufs  des  Entwurfs  der 
Satzungen  sollen  von  der  Universität  einige  I^ersonen  ficwllhlt  werden, 
welche  im  Verein  mit  uns  und  unseren  Kommissäreu  solche  Anord- 
nungen treffen  sollen,  wie  sie  für  jede  Fakultät  ersprielslich  sind.*" 
Schliefslicli  hiefs  es:  „So  oft  irgend  ein  Zweifel  (über  die  Auslegung 
der  Satzungen)  entsteht,  soll  die  Universität  behufs  der  Erläuterung 
ah  uns,  als  ihren  Kanzler,  rekurrieren'."  Diese  Stelleu  widerlegten 
allerdings  vollstÄndig  die  Behauptungen  der  Jesuiten.  Im  freudigen 
Gefühl  seines  Erfolges  schrieii  der  Erzhischof  an  den  Fürsten  von 
Eggenberg:  es  stehe  nun  fest,  dafs  seine  Opjiosition  gegen  den  Stifts- 
brief begründet  gewesen  sei,  die  Jesuiten  hätten  ihn  nun  selbst  auf- 
gegeben. Wären  sie  von  Anfang  an  vorgegangen  wie  jetzt,  so  würden 
sie  ohne  Streit  zu  ihrem  Ziele  gelangt  sein,  denn  er  selbst  sei  ebenso 
von  Ehrfurcht  gegen  den  Kaiser  (und  seine  Wünsche)  wie  von  inniger 
Anhänglichkeit  an  die  Ordensmitglieder,  als  seine  Lehrer  durchdmngeo, 
und  wolle  keinem  dieser  Gefühle  durch  unzeitigen  Widei'spruch  Ab- 
bruch thun.  Die  Bedingungen,  unter  denen  er  sich  mit  den  Jesuiten 
vertragen  würde,  fafste  er  in  folgender  Weise  zusammen;  er  wolle 
keinen  Einflul's  auf  die  Leitung  der  ferdinand eischen  Akademie  be- 
anspnicbeD,  da  auch  seine  Vorgänger  keinen  ausgeübt  hätten,  er  habe 
auch  nichts  dagegen,  dafs  der  Kaiser  ihr  die  zwei  weltlichen  Fakul- 
täten (der  carolinischen  Universität)  einverleibe,  verlange  aber,  dafs 
die  Professoren  der  beiden  weltlichen  Fakultäten  ihm  die  Professio 
fidei  abzulegen  und  von  ihm  die  Bestätigung  in  ihren»  Amte  einzu- 
holen hätten.  Die  Einverleibung  des  i'arolinischen  Verniögeus  in  das 
JesuitenkolIe*j[ium  blofs  durch  kaiserliche  Anordnung  könne  er  nicht 
gut  heifsen,  sondern  verlange  dazu  die  Zustimumng  des  Papstes.  Die 
Jesuiten  wolle  er  nicht  daran  hindern ,  Privilegien  aller  Art  für  ihre 
neue  Schöpfung  zu  erwerben,  wenn  sie  seine  Rechte  als  Ordinarius 
nicht  berührten  ^    Aus  dem  Angeführten  ist  ersichtlich,  dalB  zwischen 


^  Priiger  erzbischöfliches  Archiv:  P.  Iliacyntns  prior  ordinis  pniMliiÄlomm 
apiid  S.  Agnetera  Praga?  expooit  diflicultaU?8  et  differentias  inter  architpbcopum 
Pragoisein  et  societatein  Jesu  dd.  14.  Oetober  1624.  —  Toniek  ii.  a.  0.  261, 
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den  Wünschen  der  Jesuiten  und  denen  des  Erzbischofs  noch  ein  weiter 
Abstand  war-  Ferdinand,  der  sich  um  diese  Zeit  bereits  unter  der 
Leitimg  des  P.  Lamorniain  befand,  wollte  aber  die  Jesuiten  um  jeden 
Preis  befriedigen  und  natim  dabei  die  Vennitteluop  seines  Günstlings, 
des  Grafen  Karl  von  Harraeh,  welcher  der  Vater  des  Erzbisehofs  war, 
in  Anspnich.  Dieser»  bereit,  die  Wünsche  seines  Ilen-n  zu  erfüllen, 
lud  seinen  Sohn  zur  Weinlese  nach  Brück  an  der  Leitha  ein  und  be- 
mühte sich ,  ihn  für  die  Forderungen  der  Jesuiten  zu  gewinnen. 
Seinem  Zuspruch  jrelant^  es  auth,  den  Erzbischof  für  die  kaiserlichen 
Wünsche  jjünsti^  zu  stimmen;  dieser  beigab  sich  nach  Wien  und  liewies 
bei  den  nun  fo Irrenden  Ausgleichs verhandkingen  die  weitgehendste  Nach- 
«riebigkeit  An  denselhen  beteiligten  sich  aufser  ihm  unfi  Eggenberg 
die  Jesuiten  Rumer,  Xiraenes  und  Lamorniain  und  der  Nuntius  Caraffa, 
Der  Vertrag,  welcher  so  zu  stände  kam,  besiegelte  die  Niederlage 
des  Erzbischofs.  Er  erklärte  sich  damit  einverstanden ,  dais  die 
Jesuitenakademie  nach  eingeholter  ijüpstlicher  Zustimmung  erweitert, 
also  eine  juridische  und  medizinische  Fakultät  an  ihr  errichtet,  und 
diese  erweiterte  Akademie  genau  in  dersellien  Weise  verwaltet  werde, 
wie  die  von  Ferdinand  errichtete;  da  die  Erzbischöfe  in  dieser  keine 
Rechte  geübt  hätten,  so  sollten  sie  auch  in  der  neuen  keine  in  An- 
spruch nehmen-  Von  der  Carolina  sollte  keine  Rede  mehr  sein  und 
nicht  behauptet  werden,  dafs  sie  von  den  Jesuiten  neu  errichtet  oder 
ihrem  Kollegium  einverleibt  worden  sei.  Die  Carolina  sollte  also  ein- 
fach als  nicht  existierend  angesehen  werden,  und  die  beiden  Ver- 
mittler Eggenherg  und  Caraffa  verbürgten  sich  dafür,  ilafs  der  Kaiser^ 
sie  unter  Vorbehalt  der  Zustimmung  des  f*apstes  für  aufgehoben  er- 
kläre. Mit  der  Übertragung  ihrer  Güter  an  das  Jesuitenkollegiuni 
war  der  Erzbischof  nnter  der  Bedingung  einverstanden,  dnfs  die  päpst- 
liche Zustimmung  hiefür  eingeholt  würde.  Die  erweiterte  Jesuiten- 
akademie sollte  fortan  die  Bezeichnung  Prager  Akademie  führen,  und 
der  Erzbischof  wollte  den  Jesuiten  gestatten,  bei  dem  Kaiser  um  alle 
Arten  von  Privilegien  für  dieselbe  zu  werben,  voraiLsgesetzt»  dafs  sie 
seinen  Rechten  keinen  Eintrag  tbun  würden  ^ 


1624.  Das  Schreiben  ist  lateinisch  und  besagt  nicht  klar  genug,  ob  Harrach  das 
Bestiltigunprecht  flir  die  Profcssorrn  der  jnridischen  und  meiiizinischen  Fakultät 
oder  für  alle  vier  Fakultäten  in  Aiiöpnitli  nahai.  Da  er  jedoch  im  Eingang  die 
ferdinandeische  Akademie  in  keinem  ihrer  Rechte  nntasten  wollte,  dürfte  sich  sein 
Anspruch  nar  auf  die  zwei  genauntea  Fakidtätrn  l>ezogen  haltf^n. 

'  M8.  des  Klosters  Strahov,  Status  ecclegia*  cathol.  in  regno  Bobemite.  — 
Schmidl  HL  5W.  —  Prager  erzbischöfliches  Archiy:  Transactio  in  causa  luiiversi- 
tatis  Pragensis  dd.  27.  November  1624. 
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Aus  (Ipm  Inhalte  des  Übercinkomriiens  ersieht  man,  dafs  der  Erz- 
bischof mit  seinen  Anspradien  auf  die  Leitung'  der  Uiiiversitilt  voll- 
ständig Schiffbruch  litt;  er  sollte  in  ihr  gar  nichts  zu  sagen  haben, 
da  er  nur  Rechte  auf  die  Carolina  besafs  und  diese  nicht  der 
Jesuitenakademie  einverleilit ,  smideru  als  aufi^ehohen  erklärt  wurde. 
Nur  insofern  siegt«?  er,  als  in  dem  Vergleich  weder  von  der  Ober- 
aufsicht über  die  Schulen  im  Lande,  noch  von  der  Büchercensur  die 
Rede  war.  Allein  deshalb  verzichteten  die  Jesuiten  auch  auf  diese 
Fordeningen  nicht,  sondern  gaben  ihnen  soj^ar  im  Vertrage  selbst, 
allerdings  in  verdeckter  Weise,  Ausdruck.  Der  letzte  Artikel  besagte 
nämlich,  dals  der  Ezbischof  die  Jesuiten  nicht  hindern  werde,  sich 
jegliche  Art  von  Privilegien  vom  Kaiser  zu  erbitten,  wenn  sie  nicht 
gegen  die  bischöflichen  Rechte  verstofson  würdpR.  Ihrer  Geschicklich- 
keit blieb  es  also  ilherlassen,  ihren  Olierhirten  zu  weiteren  Kon- 
zessionen zu  bewegen,  un*l  so  konnten  sie  sich  noch  immer  mit  der 
Hoffnung  schmeicheln,  mit  seiner  Zustimmung  die  Büchercensur,  die 
Aufsicht  über  die  Schulen  im  Lande,  die  Hechte  eines  Inquisitions- 
tribunals über  alle  Schulmeister  und  jene  Gerichtsbarkeit  zu  erlangen, 
vermöge  deren  sie  sogar  Personen,  die  nicht  zur  Universität  gehörten, 
des  Landes  verweisen  konnten. 

Wenn  man  übrigens  annehmen  wollte,  dafs  der  Erzhischof  sich 
zu  einer  so  weitgehenden  Nachgiebigkeit  bestimmen  liefs,  weil  er  in 
Wien  von  seinen  Prager  Ratgebern  getrennt  war,  so  würde  mau  in'e 
gehen ;  denn  einer  der  vorzüglichsten,  P.  Valeriauus,  befand  sich  damals 
auch  in  Wien.  Er  war  am  14.  August  zum  Provinzial  der  böhuusch- 
österreichi sehen  Kapuzinerordensprovinz  gewählt  worden  und  hatte  als 
solcher  seinen  Aufenthalt  in  Wien  genommen*.  In  ihm  hätte  also 
Harraeh  Rat  und  Stütze  gefunden,  allein  seine  nersönlichen  Verhält- 
nisse zwangen  ihm  die  Nachgiebigkeit  auf:  sein  Vater  dankte  dem 
Kaiser  Rang  und  Reichtum,  er  selbst  war  ein  Schüler  des  Jesuiten- 
ordens und  gewöhnt,  denselben  zu  achten  und  zu  bewundern;  dazu 
war  er  ein  blutjunger  Mann  ohne  Lebenserfahrung  und  ohne  Festig- 
keit in  den  eiumal  gefafsten  Beschlüssen.  Daher  bewirkte  die  doppelte 
Dankbarkeit,  zu  der  er  sich  verjjfliclitet  fühlte,  dafs  er  den  Wünschen 
der  mit  dem  Kaiser  vereinten  Jesuiten  Rechnung  trug.  Sie  hatten 
ja  die  wankende  Kirche  in  vielen  Teilen  F^umpas  vor  dem  Falle  be- 
wahrt; es  liefs  sich  von  ihnen  eine  ähnliche  Wirksamkeit  in  der 
Wiederaufrichtung  derselben  in  Böhmen  erwarten,  und  da  durfte  er 
sie  als  Erzbischof  am  wenigsten  daran  hindern.     Auch  P.  Valerianus 


^  Annalen   der  bi^hmiMcllen  KapuziDerordenaprovinz.    MS.  a.  k*  0. 
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mag  voD  ähnlichen  Anschauuiigpü  izeleitet  gewesen  sein ;  beide  hofiften, 
dafs  die  Jesuiten  ihre  Kräfte  arspanoen  würden*  um  die  gewonnene 
Stellung  mit  Ehren  zu  behaupten  und  in  Harmonie  mit  den  Kirchen- 
oberen  zu  wirken.  Der  Vertrag  wiir4le  am  27.  November  geschlossen 
und  von  dem  Erzbisehof  und  Eggenberg  unterzeiciinet.  Am  1*  De- 
zember unterzeichnete  Caraffa  eine  Erkbinmg,  durch  welche  die 
Jesuiten  zum  Frachtgenufs  der  Güter  der  Carolina  und  zur  Erteilung 
der  akademisrheu  Grade  nach  erlangter  Zustimmung  des  Papstes  zu 
den  Vergleichsi>unkten  ermächtigt  wurden*  Der  Kaiser  tnig  seinem 
Vertreter  in  Rom,  dem  Duca  Savelli,  auf,  dieselbe  zu  erwirken  *, 

Die  Jesuiten,  welche  nicht  im  geringsten  zweifelten,  dafs  die 
schliefsüche  Entscheidung  auch  hierin  zu  ihren  Gunsten  ausfallen 
werde,  bemühten  sich  nun,  durch  Bcgröndung  neuer  Ordenshäuser 
und  Unterrichts  an  st  alten  die  Herrschaft  über  das  Schulwesen  in 
Böhmen  anzuhahnen.  Da  sie  in  diesem  Lande  schon  seit  dem  Jahre 
1622  eine  gröfsere  Machtfülle  anstrebten,  als  sie  sonst  in  ÖsteiTeich 
erlangt  hatten,  so  empfahl  sich  eine  Teilung  der  österreichischen 
Ördensprovinz,  die  sich  damals  auf  den  gesamten  Besitz  der  deutschen 
Habsburger,  also  auch  auf  Böhmen  und  Ungarn,  erstreckte.  Bei  dem 
Generalkonvent  des  Ordens,  der  im  Jahre  1622  in  Rom  abgebalten 
wurde,  sehlug  der  österreichische  Ordensprokuratoi"  P.  Cobentzl  die 
Trennung  Böhmens  von  dem  übrigen  Österreich  und  die  Errichtung 
einer  eigenen  Provinz  daselbst  vor,  welchem  Antrage  der  Ordens- 
general Mutius  zustimmte.  Noch  im  selben  Jahre  wurden  dem  Öster- 
reichischen Visitator  Weisuniren  zur  Durchführung  dieser  Treimung 
erteilt.  Als  die  nötigen  Vorbereitungen  getroffen  waren,  ernannte 
P.  Mutius  (am  15.  Juli)  den  P.  Argen tus  zum  Provinzial  der  öster- 
reichischen und  den  P.  Rumer  zum  Provinzial  der  neuen  böhmischen 
Ordensprovinz,  und  diese  Ernennung  wurde  am  23.  September  feier- 
lich im  Krumauer  Kollegium  mitgeteilt.  Zur  neuen  Ordensprovinz 
gehörte  nicht  bb)fs  Böhmen,  sondern  auch  Mähren,  Schlesien  und  die 
Lausitz.  Nun  wurde  die  Gründung  eines  Profefshauses  auf  der  Klein- 
seite von  Prag  in  Aussicht  genommen  und  dabei  auch  die  ghMchzeitige 
EiTichtung  eines  Gymnasiums  beschlossen,  um  der  adeligen  JugemK 
die  gröfsteiiteils  in  diesem  Stadtteile  wohnte,  den  Zutritt  zu  den 
Studien  zu  erleichtern.  Da  der  Erzhischof  beim  Abschlufs  des  Ver- 
gleichs ihnen  seine  Gunst  zugesagt  und  sie  ihrei^seits  ihm  ihre  tiefste 
Ergebenheit  versidiert  hatten,  so  begünstigte  er  ihre  Absiebt  und  er- 
wirkte beim  Kaiser,   dafs  dieser  ihnen  die  Nicohiuskirche  samt  den 


»  Schmirll  III.  5r>9. 
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gehörigen  Häusern  und  Schulen  übergab,  lui  selben  Jahre 
wurde  auch  die  Jesuiteuresideoz  in  Jiän  um  ein  Kollejiium  er- 
weitert, mit  dem  gleichfalls  die  Erriehtuiig  eines  Gymnasiums  ver- 
bunden war.  Im  folgenden  Jahre  sieiielten  sie  sich  in  Kuttenberj^:  an 
(1626),  wo  ihnen  der  Kaiser  fünfzehn  konfiscierte  Häuser  und  eine 
beträchtliche  Anzahl  konfiscierter  Ltörfer  zur  Errichtung  eines  Gym- 
nasiums izeschenkt  und  Frau  Barbara  von  Snlewic  sie  zu  Erben  eines 
ihr  in  dieser  Stadt  f?ehöriffen  Hauses  eingesetzt  hatte.  Die  Begrün- 
dung neuer  oder  die  Erweiterung!  alter  Kollefrien  erheischte  eine 
gröfeere  Zahl  von  Ordensniitgliedern.  Da  Böhmen  weitaus  nicht  die 
nötigen  Kandidaten  lieferte  —  befanden  sich  doch  unter  den  32  Pro- 
fessen,  die  sich  am  1.  Mai  1625  tai  einer  Beratunir  in  l*rag  ver- 
sammelteu ,  nur  acht  in  Böhmen  geliürti^e  Personen  —  so  wurden 
aus  Belgien  dreizehn  Jesuitenzöglinge  bemfen,  die  ihre  Ausbildung  in 
Brunn  erhielten  und  später  ihre  Thätigkeit  in  der  böhmischen  Ordens- 
provinz entwickelten.  Zu  diesen  gesellten  sicli  noch  viele  Jesuiten, 
die  ihre  Studien  bereits  beendet  hatten  und  als  Professoren  verwendet 
wurden;  sie  wurden  aus  Belgien,  Italien,  Frankreich  und  Spanien 
herangezogen,  so  dafs  das  geistige  Leben  Böhmens  ebenso  dem  roma- 
nischen Eiuflufs  unterlag,  wie  seine  Krieger  auf  dem  Weilsen  Berge 
zum  guten  Teil  der  romanischen  Kriegskunst  erlegen  waren  \  Mit 
der  Vermehrung  der  Jesuiten  ging  die  Vermehrung  ihres  Einkommens 
Hand  in  Hand,  denn  abgesehen  von  den  Schenkungen  bei  Begi'ün- 
dung  neuer  Kollegien  erwarben  sie  zugleich  die  Vermehrung  ihres 
Besitzes  bei  den  alten ^  namentlich  in  Prag,  Krumau  und  Neuhaus. 
Da  die  drei  Kollegien,  welche  sie  in  Prag  besalsen,  mehrere  hundert 
Schiller  und  eine  beträchtliche  Anzahl  Ordensmitglieder  und  Diener 
beherbergten,  so  fanden  sie  es  in  ihrem  Interesse  gelegen,  ein  eigenes 
Bräuhaus  zu  errichten,  für  welches  sie  vom  Kaiser  Steuerfreiheit  er- 
langten^. Dir  Eintluis,  ihr  Vermögen  und  ihre  Bedeutung  wuchs  von 
Tag  zu  Tag,  zumal  sich  auch  Alhrecht  von  Waldstein,  der  nunmehrige 
Hei-zog  von  Friedlaud  zu  ihren  eifrigsten  Anhängern  und  Förderern 
.gesellte.  Es  gab  keine  Bitte,  die  sie  während  der  Jahre  1625^1627 
an  ihn  richteten,  die  er  nicht  bereitwilligst  erfnllt  hätte;  dem 
Kollegium  in  Jirin  wies  er  bedeutende  Einktinfte  zu  und  plante 
die  Errichtung  neuer  im  Bereiche  seines  Herzogtums,  auch  liels  er 
es  dem  neu  begriindeten  Kollegium  in  der  Prager  Kleinseite  nicht  an 


'  8cbniidl  I!I,  605— «08,  614  und  folg.  —  Prager  erzbischöflkhes  Archiv: 
Ferdinand  II.  an  den  Krisbischof  von  Prag  dd.  4.  April  1625. 

■  Archiv  des  k.  k-  Unterriclitsmimsteriums:  Privilegium  Ferdinands  IL  ftir 
die  Jesuiten  in  AuKeliung  der  Errichtung  eines  Brauhauses  in  Prag. 
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materieller  Untierstütziing  fehlen  uad  begünstigte  die  Errichtung  von 
Kollegien  in  allen  jenen  Ländern,  wohin  er  seinen  siegreichen  Fufs 
setzte.  Waldslein  widste,  wekhen  Einflufs  die  Jesuiten  auf  den 
Kaiser  besafseii  und  wollte  sie  deshalh  zu  P'rcunden  haben.  Der 
Kaiser,  sein  Feldhen-  und  sein  allniüchtiger  Minister  waren  also  für 
die  Jesuiten:  wer  durfte  es  wagen,  ihre  in  Böhmen  erlaugten  Erfolge 
anzutasti^n  und  sie  an  der  Eneicliung  ihres  Zieles  zu  hindern? 

Und  doch  geschah  dies  und  zwar  mit  Erfulg,  Den  ersten  Änlafs 
hiezu  hatte  der  Erzhischof  von  Frag  gegel>en,  indem  er  einige  Monate 
vor  dem  mit  den  Jesuiten  getroffenen  Übereinkommen  der  Kon- 
gregation de  propagan<la  fide  einen  j^olitischen  und  relii?iüsen  Refor- 
niationsplao  bezüglich  B<dimens  vorlegte;  in  betreff  der  Universitüt 
hatte  er  darin  den  Wunsch  ausgesprochen,  dieselbe  möge  derart  ein- 
gerichtet  werden,  diifs  sie  taugliche  Subjekte  für  die  geistlichen  und 
weltlichen  Ämter  im  Laude  heranbilde.  Diese  Phrase  war  sehr  all- 
gemein gehalten  und  deutete  ebensowenig  auf  den  Streit  hin,  in  den 
der  F>zbischof  mit  den  Jesuiten  geraten  war,  wie  auf  den  Umstand, 
dafs  sie  allein  die  Lehriltjiter  in  der  theologischen  und  philosophischen 
Fakultät  versehen  und  die  vereinigte  Universität  ihrer  alieinigen 
Auktoritüt  unterthan  uiachen  wcdlten.  Das  Schriftstück  überliers  es 
sonach  der  Propaganda  selbst,  sich  genauer  zu  informieren'.  That- 
sächlich  erldelt  sie  einige  Wochen  später  durch  ein  Schreiben  des 
Fra  Girolamo  Lappi ,  Miuoritenordenspriester  bei  St.  Jakob  in  Prag, 
unverlangt  allerlei  Nachrichten  über  die  Streitigkeiten  um  die  Caro- 
lina, die  nicht  im  Sinne  der  Jesuiten  waren.  Da  die  Propaganda  die 
Bedeutung  des  Ordens  Jesu  nicht  erhöhen,  ihm  also  zu  der  an- 
gestrebten Herrschaft  in  Böhmen  nicht  verhelfen,  sondern  ihn  als  ein 
untergeordnetes  Mitglied  im  Organisnuis  der  Kirche  festhalten  wollte, 
80  waren  ihr  die  Mitteilungen  Lappis  willkommen  und  sie  beantwortete 
den  Antrag  des  Erzbischofs  von  Prag  dahin,  dafs  es  nach  dem  Bei- 
spiel anderer  Uni vei-si täten,  wie  z.  B.  der  von  Padua  oder  Bologna, 
am  nützlichsten  wäre,  wenn  neben  den  Jesuiten  auch  Mitglieder  anderer 
Orden  zu  den  Professuren  an  der  Uüivei'sität  in  Prag  zugelassen 
würden.  Um  in  dieser  Angelegenheit  mit  tler  nötigen  Sachkenntnis 
vorzugehen,  wünsclite  sie  zu  wissen,  wann  und  von  weu)  die  caro- 
liniselie  Universität  begründet,  wie  dieselbe  geleitet  worden  und  welche 
Ändemugen  in  ihr  im  Laufe  der  Zeit  eingetreten  seiend 


*  Archiv   tjer  Congregnlion  de   Propaganda  iide:   Protokoll   »ier  Sitzung  vom 
6.  September  1624 

*  Ehendft:    Zusclirit't  an    den  Krabiscbof  vod  Prag    tbl   7.   Orzeiuber    1624. 
Zuschrift  an  Fra  Girolaino  Lappi  d«i.  7.  Dezember  1024. 
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Als  die  EiniguDg  zwischen  deoi  Erzbischof  und  deu  Jesuiten  am 
27.  November  1624  stattf'efunden  hatte,  berichtete  Caraffa  dies  der 
Propaganda ;  da  jedoch  weder  er  noch  die  Jesuiten  eine  Abschrift  des 
abireschlosseiien  Vertrags  einschickten,  was  namentlicli  die  letzteren 
hätten  thuü  solleiL  da  die  Zustimmung'  des  Papstes  in  demselben  vor- 
behalten war,  so  verlangte  die  Propafranda,  die  ihre  Entscheidimg 
unter  dem  Vorsitz  des  l'ajjstes  treffen  wollte,  die  Übersendung  des 
Vertrages  und  ilbertnipt  mittlerweile  dem  Kardinal  Mcllino  das  Referat 
in  dieser  Angelegenheit  Wir  wissen  nicht,  oh  die  Abschrift  des  Ver- 
trages bereits  angelangt  war,  als  Mellino  in  der  Sitzung  vom  2.  Mai 
1625  diesem  Auftrage  entsprach.  Er  erklärte,  dafs  eine  Entscheidung 
nicht  getroffen  werden  könne,  solange  man  nicht  die  Sliftuugsurkunde 
der  Prager  Universität  eingesehen  habe,  und  schlug  deshalb  vor,  man 
Bolle  dieselbe  aus  dem  vatikanischen  Archiv  heraussuchen.  Dies  ge- 
schah, und  als  sie  hier  nicht  zu  finden  war,  wurde  der  Erzbischof 
von  Prag  aufgefordert,  sie  einzuschicken ^  Nachdem  die  Stiftuugs- 
urknnde  in  Rom  angelangt  war  und  Mellioo  von  ihr  Einsicht  genommen 
hatte,  erklärte  er  in  der  Sitzung  vom  22.  August,  dai's  der  zwischen 
Harrach  und  den  Jesuiten  abgeschlossene  Vertrag  nicht  gebilligt 
werden  könne,  weil  er  die  KanzleiTechte  des  I'rager  Erzbischofs  ab* 
schaffe.  Auf  seinen  Antrag  wurde  beschlossen,  dem  Kaiser  diese  Mifs- 
billigung  mitzuteilen  und  ihn  zur  Aufrechthaltung  der  erzbischöflichen 
Kanzlerrechte  aufzufordern.  Zugleich  tmg  man  aber  dem  Nmitius  Caraffa 
auf,  die  gröfste  Vorsicht  bei  der  Mitteilung  dieser  Mifsbilligung  zu 
beobachten:  im  Falle  er  auf  die  Unterstützung  des  Ei-zbischofs  von 
Prag,  seiner  Verwandten  und  Freunde  rechnen  könne,  so  sollte  er  ihn 
ins  Vertrauen  ziehen,  sonst  nicht  Aus  dieser  Weisung  geht  mit 
Sicherheit  heiTor,  dafs  der  Erzbischof  die  Abmachung  mit  den  Jesuiten 
nicht  etwa  hinterdrein  anfocht,  sondern  sich  derselben  r>line  weiteres 
:ltlgen  wollte,  wenn  sie  die  päpstliche  Zustimmung  erlaugt  hätte. 

Mittlerweile  bemühte  sich  der  kaiserliche  Gesandte  in  Rom,  Fürst 
Savelli,  die  Billigung  des  Vertrages  zu  erlangen,  aber  vergeblich,  da 
auch  der  Nuntius  Caraffa  nun  davon  abriet  und  vielmehr  empfahl, 
einen  Druck  auf  den  Jesuitengeneral  auszuüben,  damit  dieser  selbst 
seinen  Ordensgenossen  befehle,  von  ihren  Ansprüchen  auf  das  Kanzler- 
amt abzulassen.  Die  Propaganda  befolgte  diesen  Rat  und  beschlofsi^.  oktoK^^r 
unter  Zustimmung  des  in  der  Sitzung  anwesenden  Papstes,  den 
ijesuitengeneral  aufzufordern,  seinen  Ordensgenossen  in  Österreich  den 


Witt, 


'  Ebenda:  Zuschrift  od  den  Nniitins  Caraffa  dd,  8.  Februar,  17.  März  imd 
\th  Mai  1625.  Protokoll  der  t^itzung  vom  2.  Mai  1625.  Zuacbnlt  m  dm  Eva- 
hhchoi  von  Prag  thi  24.  Ätai  1625. 
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Befehl  zu  erteileD,  dafs  sie  von  den  AnsprücJieu  auf  das  Kanzleramt 
ablassen  niöchteu,  auf  dafä  durch  die  Einvedeibiing  der  Carolina  in 
ihre  Akadetiiie  den  Rechten  des  Präger  Erzbisehofs  kein  Abbruch  ge- 
schehe. Als  Lamormain  Kunde  von  diesem  Beschlüsse  erhielt,  war 
er  durchaus  nicht  geneigt,  sich  dem  päpstlichen  Befehle  zu  fügen, 
fürchtete  jedoch,  dafs  bei  lilnirerem  Zögern  der  Papst  dem  Erzbischof 
von  P]*ag  proprio  motu  das  Kanzleramt  übertragen  werde.  Daher  er- 
suchte er  den  Kaiser,  dahin  zu  wirken,  dafs  der  Pajtät  diesen  Ent- 
schlufs  nicht  fassf»,  und  diimit  zu  verhindern,  dafs  anderen  Orden  der 
Zutritt  zu  den  Lehrämtern  ao  der  Carolina  eröifuet  werde.  Der 
Kaiser  möge  vielmehr  selbst  oder  durch  den  Fürsten  von  Eggenberg 
mit  Nachdruck  in  den  Nuntius  drinfjen,  damit  der  Papst  die  bezüg- 
lich der  Prager  üuiversitiit  getroffene  Vereinbarung  ohne  weiteres 
Zögern  bestätige.  Welches  Gewicht  die  Worte  des  Beichtvatei-s  bei 
Ferdinand  hatten,  ergiebt  sich  daraus,  dafs  schon  am  folgenden  Tage 
der  Sekretär  des  Fürsten  von  Eggenberg  bei  dem  Nuntius  erschien, 
sich  bitter  über  die  Opposition  einiger  Mönche  gegen  den  zwischen 
dem  Erzbischof  und  den  Jesuiten  getroffenen  Vergleich  beklagte  und 
im  Namen  des  Kaisers  erklarte,  dafs  derselbe  „unter  keiner  Bedingung* 
in  eine  Änderung  des  Vertrages  einwilligen  werde.  Der  Nuntius  möge 
hierüber  an  den  Papst  berichten;  eine  Ähnliche  Weisung  sei  auch  an 
den  Fürsten  Savelli  abgegangen'.  Der  Gehorsam  gegen  den  Papst, 
den  die  Jesuiten  so  ostentativ  auf  ihre  Fahnen  schrieben  und  so  laut 
bezeugten,  hielt  also  diesmal  nicht  stand.  Als  der  Bericht  des  Nuntius 
über  die  Unterredung  mit  dem  Sekretär  in  Rom  anlangte,  sandte  die 
Propaganda  zwei  Kardinäle,  Melliuo  und  Bandino,  an  den  Jesuiten- 
general und  befahl  ihnen,  eine  ebenso  energische  Sprache  zu  führen, 


•  El^enda:  Zuschrift  ao  den  Erzlnscbol"  von  Prag  dd.  26.  Juli  1625.  Proto- 
koll der  Sitzung  vom  22.  August  und  27.  Oktober  1625.  Zuschrift  an  den  Nuntiaa 
dd,  30,  August  und  8.  Novcmbör  1625.  Caraffa  an  Cardinal  Ludovisi  dd.  7.  Januar 
1626.  —  Wiener  Staatsarchiv:  Lamonnain  au  Ferdinand  IL  dd.  5.  JanuiUr  1626. 
Die  bezeichnende  Stelle  dieses  merkwürdigen  BrieJes  lantet:  Int-ellexit  Sac.  Cies. 
M.  V.  Roma?  per  cuniculos  agi»  iit  contra  quod  anno  superiori  per  tranaactionem 
est  conchiKum  meditUorihiis  ilhLstrisnimo  domino  nuncio  et  excellentissimü  principe 
Eggenbergio  sunwnus  pontifix  veluti  proprio  motu  miinus  eancellarii  acadetniae 
Präitensis  eonferut  illustrtsstmo  domino  aribiepiscopo,  ut  vcl  hac  rattone  religiosif 
quibus  jam  totico  negavit  S.  Caea.  M.  V.  lecturaa  obfineant.  Quod  profecto  bono 
publico  et  juventuti  non  expedit.  Supplico  humillinie  Sacne  Cie4J.  Mti.  V.  ut 
deine ntissi in c  dignetur  per  se  aut  per  principem  (de  Eggenberg)  aut  quacanque 
alia  rationc  direre  illustrissinio  domino  nuncio  idque  seiio,  ut  curct  expediri  a 
S.  Sanctitiite  Romae  qn»  proposita  fueniut  de  acMetuia  Fragensi  Vienoensi  et  aliis. 
Id  expedire  bono  puhlico  et  religioiii,  nee  sibi  piacere  tantani  nioram. 
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wie  sie  der  Sekretär  gegen  Caraifa  gebraucht  habe.  Der  General 
sollte  seinen  Ordensmitgliedern  befehlen,  die  Angelegenheit  bezüglich 
der  Prager  Universität  ins  reine  zu  bringen,  „unter  keiner  Bedingung" 
das  Kanzleramt  anzustreben  und  selbst,  wenn  der  Kaiser  dies  wünsche, 
seinem  Wunsche  nicht  Folge  zu  leisten.  Dieser  Beschlufs  war  nicht 
blofs  eine  Folge  der  Beratungen  der  Propaganda,  sondern  auch  die 
einer  Verhandlung,  die  mit  den  Jesuiten  vor  dem  Forum  der  Pro- 
paganda selbst  eingeleitet  worden  war.  Während  eines  Zeitraums 
von  zwanzig  Tagen  mufste  ihr  Ordensprokurator  Laurentius  de  Paulis 
hier  Rede  und  Antwort  stehen,  mit  welchem  Recht  die  Jesuiten  auf 
Grund  eines  blofeen  kaiserlichen  Stiftsbriefes  an  der  neuen  Universität 
Vorträge  hielten,  in  der  juridischen  und  medizinischen  Fakultät  aka- 
demische Grade  erteilten  und  die  Güter  der  Carolina,  die  ohne  päpst- 
liche Zustimmung  nicht  aufgelöst  werden  dürfe,  in  Besitz  genommen 
hätten?  Der  Prokuratur  rechtfertigte  das  Vorgehen  des  Ordens  mit 
der  Erklärung,  dafs  alle  Handlungen  blofs  provisorischer  Natur  ge- 
wesen seien;  vom  Kaiser  sei  kein  Stiftsbrief  ausgestellt,  sondern  nur 
ein  Entwurf  ausgearbeitet  worden,  dessen  Gutheifsung  man  schliefslich 
vom  päpstlichen  Stuhl  erbitte.  Wenn  man  in  Hoffnung  auf  die  Ge- 
nehmigung des  Papstes  gewisse  Rechte  antecipiert  habe,  so  habe  man 
nicht  anders  handeln  können;  denn  die  Jugend  könne  nicht  so  lange 
ohne  Unterricht  bleiben,  bis  die  päpstliche  Zustimmung  eingetroffen 
sein  würde,  auch  hätten  die  Jesuiten  nichts  gethan,  worüber  sie  sich 
nicht  mit  dem  Erzbischofe  verglichen  hätten  ^  Die  Einwendungen 
des  Prokurators  waren  zwar  begründet,  sie  retteten  aber  die  Sache  der 
Jesuiten  doch  nicht,  weil  weder  der  Papst,  noch  die  Propaganda  ihre 
Alleinherrschaft  an  der  Prager  Universität  dulden  wollten.  Es  er- 
folgte daher  jener  scharfe  Beschlufs  als  Antwort  auf  die  nicht  minder 
scharfe  Weisung  des  Kaisers,  über  deren  wahren  Urheber  man  in 
Rom  nicht  im  Zweifel  war.  Die  Propaganda  glaubte  wahrscheinlich, 
durch  ihren  Beschlufs  den  Streit  beendet  zu  haben,  allein  sie  täuschte 
sich,  wenn  dies  der  Fall  war,  gewaltig;  denn  thatsächlich  geschah 
von  Seiten  der  Jesuiten  nichts,  was  auf  Gehorsam  gedeutet  hätte. 
Sie  verwalteten  die  neue  Universität  nach  wie  vor  und  gestatteten 
dem  Erzbischof  weder  einen  Einflufs  auf  dieselbe,  noch  die  Aus- 
übung der  Kanzlerrechte.    Zwar  trat  nun  auch  der  mittlerweile  zum 


'  A.  der  Propaganda:  Memoriale  all'  illustr.  Sign.  Card.  Mellino  dd.  6.  B'ebruar 
1626.  Zuschrift  an  den  Nuntius  dd.  14.  Febniar  1626.  —  Schmidl  giebt  in  seiner 
Geschichte  der  Jesuiten  der  böhmischen  Ordensprovinz  von  diesen  Verhandlungen 
des  Jesuitenprokurators  vor  dem  Forum  der  Kongregation  Kunde.  Bd.  III,  S.  826 
und  folgende. 
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Kardinal  ernaunle  Erzbischof  Harrach  aus  seiner  bisherigen  Reserve 
hervor,  offenbar  «:cleitet  von  P.  Valerian,  dem  nunmehrigen  Provinzial 
<jer  österreirhischen  Kapiizinerordeusprovinz.  ITarrafh  war  ??egen 
Ende  des  Jahres  102tt  naiii  Wien  gekommen,  um  mit  dem  Kaiser 
Über  die  zur  Durchffihrung  der  Reformation  in  Böhmen  notwendigen 
Mafsre^eln  zu  beraten  und  vtTlangte  bei  dieser  Gelegenheit  die  Wieder- 
aufrichtung der  Carolina,  aber  vergebHch\ 

Vielleicht  wünle  auch  die  Propaganda  die  Jesuiten  in  dem  fakti- 
schen Besitz  der  llnivei-sitiit  noch  langer  geduldet  haben,  wenn  sich 
nicht  die  Klagen  über  ihre  mafslose  Ilen*schsucht  gehäuft,  hätten,  so 
dafs  selbst  der  Nuntius  Caraffa,  ihr  bisheriger  Freund  und  Förderer, 
sich  zum  Wortfidirer  dieser  Klagen  machte.  Er  hatte  sieh  Tint  Lanior- 
main,  weil  der  Beichtvater  sich  auch  ihm  gegenüber  üulserst  heraus- 
fordernd benahm,  überworfen  und  fand  nuUj  dals  das  herrische  Auf- 
treten der  Jesuiten  flir  die  Wohlfahrt  der  Kirche  unzuträglich  sei.  In  einem 
Schreiben  an  den  Kardinal  Barherini  warnte  er  daher  vor  jeder 
weiteren  Nachgiebigkeit  gegen  <lieselben.  „Es  ist  gewife",  so  schrieb 
er,  „dafs  die  Jesuiten  durch  die  tiunst  des  Kaisers,  die  man  sieh  nicht 
grofs  genug  denken  kann,  eine  Machtstelkmg  erlangt  haben,  welche 
tue  aller  übrigen  Orden  übeiTagt  und  dieselben  von  jeder  W^irksam- 
keit  ausschliefst,  an  der  die  Jesuiten  ein  politisches  oder  geistliches 
Interesse  haben.  Thr  Einflufs  beschränkt  sich  aber  nicht  allein  auf 
die  Orden,  sie  besitzen  thatsächlich  die  Oberhand  über  alle,  seihst  die 
hervorragendsten  Minister  und  fangen  mit  ihnen  Streit  an,  wenn  sie 
sich  ihrem  W^illen  nicht  fügen.  So  geschah  es  dem  Grafen  Collalto, 
einem  Manne,  der  sich  nach  ileni  Fürsten  von  Eggenberg  des  grüfsten 
Einflusses  und  der  gröfsten  Macht  erfreute,  bei  dem  beabsichtigten 
Kaufe  eines  Hauses,  das  die  Jesuiten  für  sich  erwerben  wollten;  er 
nahm  Zufluclit  zum  Bürgermeister  und  fc^rderte  ihn  auf,  dem  Haus- 
besitzer die  Erklärung  abzunehmen,  dafs  er  (noch  vor  dem  Kaufangebot 
der  Jesuiten)  iu  (regen warf  von  Zeugen  ihm  den  Verkauf  zugesagt 
habe,  I^er  Bürgernieister  weigerte  sich  jedoch  aus  Furcht  vor  den 
Jesuiten,  diese  Erklärung  abzuverlangen,  und  als  er  von  CoHalto  duiTh 
Drohungen  ilazu  gezwungen  worden  war,  wollte  kein  katholischer 
Advokat  in  W^ieu  den  letzteren  v<^rtreten,  so  dals  er  zu  einen»  jirotestan- 
tischen  Zuflucht  nehmen  (uufste.  Eine  ähnliche  TvTannei  erlaubts^n 
sich  die  Jesuiten  auch  gegen  andere  Personen.  Einer  der  bedeutend- 
sten Minister  und  zugleich  Veilrauensmann  Eggenbergs  (Trauttmans- 
dorff?)  sagte  mir  dieser  Tage,  dafs  die  grofse  Gunst  des  Kaisers  für 


Annalen  der  böbmiscben  Kapiizinerorden&proFinz  zum  .rahre  1626. 
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die  Jesuiten  ihr  Verderben  herbeiführen  würde.  Diese  Gunst  war  seit 
jeher  bedeutend,  erreichte  aber  ihren  Gipfel,  seit  P.  Lamorniain  Beicht- 
vater des  Kaisers  wurde.  Der  ^^enaoote  Pater»  der  dem  römischen 
Hofe  nicht  besonders  freundlich  .iresinnt  ist,  wie  ich  Euerer  Herrlich- 
keit bereits  anderweitig  angezeigt  habe,  hat  sich  mittelst  dieser  Gunst 
in  alle  Geschäfte  einixemen^t,  welche  zu  dem  Geschi'tftskreis  der  Nun- 
tiatur und  der  Bischöfe  p:ehüren.  Sobald  ich  dies  m  Erfahruntr  brachte, 
habe  ich  es  in  fi*euudlicher  Weise  zu  verhüten  gesucht,  und  da  ich 
sah,  dals  er  zu  weit  vorging,  so  mulste  ich  ihm  entgegentreten.  Die 
Väter  der  Gesellschaft  und  namentlich  P.  Lamormam  haben  einen 
solchen  Zorn  gegen  mich  gefafst»  dafs  Gott  allein  wissen  mag,  was 
der  letztere  über  mich  dem  Kaiser  gesagt  hat,  wie  Euere  Herrlichkeit 

aus  dem  folgenden  entnehmen  kann Als  (der  Kapuziner)  F,  Magni 

sich  zu  Laniormain  verfügte,  um  ihm  von  den  BeschlO>;sen  in  An- 
gelegenheit der  böhmischen  Reformation  Kunde  zu  geT>en,  die  in  ge- 
meinsamer Beratung  von  den  Kardinalen  Dietrichstein,  Harrach  und 
mir  gefafst  wurden,  unfi  sich  entschuldigte,  dals  dies  nicht  früher  ge- 
schehen sei,  weil  zuerst  eine  Einigung  zwischen  den  obgenaunten 
Personen  habe  erfolgen  müssen,  erwiderte  Lamonnain,  dals  die  Mit- 
teilung nicht  nötig  gewesen  sei,  da  ich  ja  doch  nichts  bei  Seiner 
Majestät  bewirken  könne,  denn  erstens  hätte  ich  mich  bei  ihm  keiner 
besonderen  Wertschiltzung  zu  erfreuen  und  zweitens  seien  die  deut- 
ßchen  Forsten  der  Meinung,  die  Nuntien  würden  nur  deshalb  abge- 
ckt,  um  die  nitpstliche  Jurisdiktion  zu  eihöhen  und  die  der  Fürsten 
einzuen-zen*.  P,  Magni  teilte  mir  ferner  mit,  dafs  aus  der  weiteren 
Unterredung,  deren  er  sich  wöiilich  nicht  ennnerte,  soviel  hervor- 
ging, dafs  Laniormain  selbst  diese  Meinung  habe."  Indem  Caraffa  in 
seinem  Schreiben  sich  ilarauf  berief,  flais  ihn  nur  kirchlicher  Eifer 
dazu  getrieben  habe,  in  der  Reformation  Böhmens,  Mährens  und 
Österreichs  mitzuwirken  und  nicht  Machtgelüste,  bemerkte  er,  selbst, 
wenn  letzteres  wahr  wäre,  schicke  es  sich  für  Laoiomiain  am  wenigsten, 
diesen  Vorwurf  zu  erheben  und  ihn  in  seiner  Thätigkeit  zu  hindern. 
„Ich  bin  überzeugt",  fuhr  Caraffa  fort,  „dafs  seine  Reden  eine  Folge 
dessen  sind,  was  in  der  Universitätsangelegenheit  geschehen  ist.  Mir 
schien  es  am  besten,  in  dieser  wichtigen  Sache  nicht  nur  bis  auf 
weitere  Weisung  Euerer   Herrlichkeit   den   Unwissenden   zu   spielen, 


*  Diese  Depesche  Cttraffaa  kam  auch  iu  tiie  Hände  des  Kardinals  Magalia, 
der  hiezu  auf  den  Kand  bemerkte:  Diese  liehaupiupg  ist  verdächtig,  denn  er 
(F.  Magni)  hat  von  den  .Tesnilen  die  schlecbteste  Meiiiufig,  wie  er  dies  in  Wort 
und  That,  als  er  sieh  hier  (in  Rom)  authieltt  bewies. 
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sondeni  auch  aus  Rücksiebt  für  P.  Magni,  der  mirh  zur  Walinin;?  des 
Geheimnisses  aiifprefordert  hat  und  von  dem  Euere  Herrlichkeit  näheres 
erfahren  kann.  In  Andrei epenheit  der  Universität  haben  mir  die  Väter 
der  (iesellschaft  keine  Antwort  oder  Erklärun*^:  abfrej^eben,  ich  habe 
sie  auch  nicht  gedr«angt,  um  die  gnädi*^en  Befehle  Euerer  Herrlichkeit 
zu  erwarten.  Ich  kann  in  uieineui  Pflichteifer  nicht  unterlassen,  hin- 
zuzuführen,  dafs  man  sich  ^e^^en  die  Jesuiten  und  insbesondere  gefiea 
P,  Lamorniain  schützen  niufs"  K 

Der  Hinweis  auf  die  Allmacht  t\er  Jesuiten  in  Österreich  und  die 
Bemerkiinp:,  dafs  P.  Lamormaiu  die  iKipstliche  Jurisdiktion  anfeinde, 
brachte  die  Schale  des  Mifstrauens  in  Rom  zum  Übertliefsen.  Man 
nahm  die  Dienste  der  Jesuiten  dankbar  an,  aber  zu  einer  so  privile- 
pfierteu  Stelluni^  wie  die,  welche  sie  in  Böhmen  anstrebten,  wollte  man 
ihnen  doch  nicht  verhelfen,  Sie  sollten  sich  nach  wie  vor  in  den 
kirchlichen  Oriranismus  einfl^sifen  und  sich  nicht  denselben  unterthan 
zu  machen  suchen.  Der  Papst  niilsbilli^te  also  schlielslich  ihr  Ge- 
bahren  in  Böhmen  und  liefs  dem  Ordensjreneral  am  13.  Auirust  1627 
von  der  Propaganda  ein  Dekret  überniitteln ,  welches  den  Jesuiten 
verbot,  auf  Grund  des  mit  dem  Erzbischof  am  27.  November  1624 
abjjeschbtsj^enen  Ver-jleichs  akademische  Grade  zu  erteilen  oder  etwas 
zu  thuu,  was  den  Recliten  des  heilijjfen  Stuhles  oder  den  zu  Gunsten 
des  Erzbischofs  lautenden  Bestimmuui:;en  des  Tridentiner  Konzils 
widei*spreche,  solanpre  der  ^'erdeich  nicht  vom  juipstlichen  Stuhle  be- 
stÄtifft  oder  ihnen  die  uöti^'e  Vollmacht  erteilt  worden  sei.  Kardinal 
Harrach  wurde  «gleichzeitig  von  dieser  Verfünfuncr  bcnachrichtifrt  und 
grefragrt,  ob  der  kaiserliche  Stiftsbrief,  welcher  die  Carolina  der  Jesuiten- 
akademie einverleibte,  nur  ein  Entwurf  und  nicht  eine  definitive  Ver- 
fü^iucr  frewesen  sei,  welches  die  Güter  der  Carolina  seien,  wie  profs 
ihr  Wert  und  Erträjxuis  und  über  wie  viele  Benefi/ien  dieselbe  ver- 
füge, kurz,  die  Propmranda  wollte  jetzt  prenaue  Kenntnis  von  den  Be- 
sitzungen der  Carolina  haben.  Wie  Spott  nalun  sich  der  gleichzeitig 
an  den  General  ergangene  Befehl  aus,  dafs  die  Jesuiten  selbst  dem 
Kaiser  die  Gründe  auseinandersetzen  sollten,  welche  die  Propaganda 
zu  diesen  Weisungen  veranlagt  hätten:  sie  sollten  also  selbst  die 
Verteidiger  und  Lobredner  der  gegen  sie  gerichteten  Malsregel  ab- 
geben. Harrach,  dem  auch  Mitteilung  hiervon  gemacht  wurde,  erhielt 
die  ausdrückliche  Weisung,  sich  in  der  Univei-sitätsfrage  ganz  mbig 


*  UarberiniBche  Bibliothek  in  Rom :  Caraffa  an  Kai'dinal  Barberini  dd.  25.  No* 
vember  1626.  I)er  Schlufa  lautet:  Non  lascierö  dj  soggimigere  a  V.  S.  I.  per 
dehiio  dt'l  mio  c^irico,  cht?  necessario  Ü  riniedio  contro  deiti  l'adri  K  in  particolore 
contro  il  P.  Lainorman. 
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zu  verhalteo,  bis  xmxu  sehen  werde,  wekhe  Wirkung  die  dem  Geueral 
erteilten  Befehle  haben  würden*. 

Das  Dekret  der  Propii*janda  vom  13,  August  1627  ßfelangte  am 
20,  Oktober  nach  Prag:  und  verursachte  im  Je8uiteakol!e«:iuni  die 
gröfste  BestürzuniL:.  Wenn  man  der  A'ersicherung  des  1*.  Lamormain 
glauben  darf»  so  waren  die  Jesuiten  jetzt  entschlossen,  dem  ganzen 
Streit  dadurch  ein  Ende  zu  inaclien.  dals  sie  auf  die  Einverleibung 
der  Carolina  verzichteten  und  sicli  auf  ilire  alte  Akademie  beschränkten. 
Allein  der  Kaiser  wollte  nichts  davon  wissen:  er  hatte  gegen  die 
Carolina  einen  tiefen  Groll  iiefafst,  da  in  ihren  Rilitmen  die  Beratungen 
gUittgefunden  hatten,  welche  zum  Aufzup:  der  Stände  auf  die  Prager 
Burfj  am  23*  März  1618  und  zum  Fenstersturz  führten.  Nicht  Mols 
die  damaligen  Lehrer,  auch  das  Gebiiude  halste  er,  und  er  wollte  es 
nur  dulden,  wenn  es  im  Besitz  der  Jesuiten  war  und  durch  dieselben 
gleichsam  entsühnt  wurde.  Im  andern  Fall  war  er  entschlossen,  das- 
selbe niederreifsen  und  keinen  Stein  auf  dem  andern  zu  lassen;  au 
der  Stelle  aber  sollte  eine  Henkerswohnung  erbaut  und  eine  Schand- 
säule eiTJchtet  wenleo,  welche  diesen  Platz  als  veräucht  brandmarken 
würde,  weil  die  Rebellion  daselbst  ihren  Anfang  genommen  hatte*. 
Inwieweit  dies  das  Kaisers  eigene  Ansichten  und  Gefühle  waren  oder 
in¥rieweit  er  hiezu  aufgestachelt  wurde,  bleibt  dahingestellt,  jedenfalls 
hatte  die  von  Lamori riain  behauptete  Neigung  der  Jesuiten  zur  Nach- 
giebigkeit bald  eiu  Emle.  Sie  ;,'ehorchten  dem  Dekrete  vom  13.  August 
nur  in  Ansehung  der  Nichterteilung  der  akademischen  Grade,  ja  sie 
gingen  darin  soweit,  dals  sie  die  Promotionen  nicht  blofs  an  der 
juridischen  und  mcNÜzinischen  Fakultät,  sondern  auch  a»  der  theolo- 
gischen und  philosoiihischen  einstellten,  obwohl  das  Dekret  sieh  auf  diese 
beiden  letzteren,  als  ihrer  alten  Akademie  angehörig,  nicht  beziehen  konnte. 
Dafs  sie  aber  die  lloflnung  auf  den  endlichen  Sieg  nicht  aufgaben, 
zeigt  sich  schon  darin,  dals  der  Kaiser  alsbald,  offenbar  auf  Bitten 
Laniormains,  den  Papst  um  die  Zurücknahme  des  Dekrets  vom  13. 
August  ersuchte  und  dem  Fürsten  Savelli  befahl,  seinen  Eintiuls  in 
dieser  Richtung  geltend  zu  machen'*.  Alle  Bemühungen  des  Beieht- 
Valars  Rpielten  sich  diesmal  in  Prag  ab,  wohin  Ferdinand  mit  seiner 
ganzen  Familie  am  22.  Oktober  1627,  zwei  Tage  nach  dem  Bekannt- 
werden   des    Dekrets    vom    13.   August,    wegen    der    beabsichtigten 
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Krümmer  seine&  Sohnes  freküinuieu  war.  Da  die  Jcsuiteu  dem  Kar- 
diual  lliirrach  und  seinem  Ratgeber,  dem  P.  Valerian,  die  hauptsäch- 
liclibte  Scliuld  an  der  ErlassiiDg  des  Dekretes  zuschrieben,  fafsten  sie 
gej^^en  beide  einen  tiefen  Gr(d]  und  suchten  auch  dem  Kaiser  eine 
ähnliche  Abnei^^ung  einzuflölsen.  Es  gelang  ihnen  dies  auch  bezüglich 
des  Kardinals,  indem  Ferdinand  diesen  auf  Grund  einer,  gelinde  ge- 
sagt, unbegiinideten  Zuschrift  von  Seite  des  Jesuitengenerals  an  Lanior- 
main  beschuldigte,  dafs  er  sein  Wort  gebroclien  habe  und  gegen  den 
mit  den  Jesuiten  getroffenen  Vergleich  auffietreten  sei :  eine  Beschuldi- 
gung, die  niclit  richtig  ist,  da  die  Opijosition  gegen  den  Vergleich 
in  der  besseren  Einsicht  der  Mitglieder  der  Propaganda  ihren  Ursprung 
hatte,  Mit  P.  Valerian  dagegen  verkehrte  der  Kaiser  in  Prag  ebenso 
häufig  wie  in  Wieu. 

l*er  Kapuziner  war  aber  nicht  der  Mann»  der  der  Gefahr  aus 
dem  Wege  ging  und  sich  vor  den  Jesuiten  scheute.  Als  er  am  1.  No- 
lü-jT.  veinl)er  beim  Kaiser  zur  Audienz  vorgelassen  wurde^  verteidigte  er  zunächst 
den  Kardinal  wegen  des  angeblichen  Wortbruches,  indem  er  den  Satz 
aufstellte,  er  (der  Kardinal)  habe  den  Jesuiten  die  UniversiUlt  nicht 
entreifsen,  sondern  nur  nicht  selbst  von  ihr  ausgeschlossen  werden 
wollen.  Und  doch  sei  das  letztere  der  Fall ;  denn  thatsiichlicb  seien 
die  Jesuiten  Herren  der  Universitilt,  während  der  Kardinal  gar  keinen 
Einfiufs  auf  dieselbe  besitze.  Da  er  ursprüDglicIi  gegen  ihre  Eigen- 
mächtigkeit protestiert  und  alle  ihre  Uamllungen  als  null  und  nichtig 
erklärt  habe^  so  sei  seine  Äuktorität  in  den  Staub  gezogen;  alles  dies 
habe  er  jedoch  geduldig  ertragen,  damit  der  Kaiser  erkenne,  ein  wie 
treuer  und  ergebener  Diener  er  sei;  ja,  er  habe  sich  sogar  uiündlich 
und  sehriftlicli  verpflichtet,  das,  was  der  Kaiser  zu  Gunsten  der 
Jesuiten  in  Ansehung  tier  Carolina  verfügte,  beim  Papste  niiiit  anzu- 
fechten,  obwohl  es  jiräjudizicrlich  für  seine  und  seiner  Nachfolger 
Jurisdiktion  sei,  und  habe  dies  Versprechen  bisher  pünktlich  gehalten. 
Es  schmerze  ihn  also  doppelt,  dafs  der  Kaiser  trotzdem  seine  Auf- 
richtigkeit und  unterthänige  Ergebenheit  in  Zweifel  ziehe  und  dals 
die  Jesuiten  seinem  freundlichen  Entgegenkommen  nicht  in  dei-selbcn 
Weise  begegneten.  Zum  Beweise  wies  er  auf  jenes  Schreiben  des 
Jesuitengenerals  an  Lamormain  hin.  Er  bat  zum  Schlüsse,  der  Kaiser 
möge  offen  die  Verdienste  des  Kardinals  würdigen  und  zeigen,  dafs 
er  den  fals^^hen  Besehuldigiuigen  keinen  Glauben  schenke.  Obwohl 
Ferdinand  nun  erklärte,  dafs  er  die  Verdienste  des  Kardinals  aner- 
kenne und  den  Kapuziner  bevollmächtigte,  ihm  davon  Mitteilung  zu 
machen,  gewann  der  k^tztere  ans  der  Unterredung,  die  über  eine 
Stunde  wälirte,  doch  die  gegenteilige  Überzeugung,  nändich,  dais  der 
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?T  dem  Kardinal  und  seLüeu  Anbäugeni  uicht  günstig  gesinnt  sei, 
und  sie  im  Verdacht  habe,  ihm  absichtlich  Verlegenheiten,  wenn  nicht 
'Bchlitnnieres  bereiten  zu  wollen.  Es  zei*rte  sich  dies  nameutlieh,  als 
'die  Spniche  auf  die  Beschwerden  des  Kardinals  über  die  neue  Landes- 
Ordnung  kam,  von  der  an  einer  anderen  Stelle  die  Rede  sein  wird. 
Valerian  glaubte  siel»  zu  der  Vermutung  bereclitigt,  dais  nur  die  an- 
geborene Güte  lies  Kaisers  und  das  Vertrauen,  das  er  zu  ihm  (ValerianJ 
habe,  Ursache  seien,  dafs  er  sich  nicht  schUrferer  Worte  gegen  den 
Kardinal  bediente.  Er  war  übei*zeugt,  dals  der  Kardinal  ein  Opfer 
von  Verleumdungen  sei  K 

Der  Kapuziner  bezeichnete  zwar  niemanden  als  Urheber  der  Ver- 
leumdungen; allein  selhstverstiUnllicli  hatte  er  nur  die  Jesuiten  im 
Sinne,  die  sich  jetzt  immer  mi^hr  der  Gunst  des  Kaisers  erfreuten  und 
wiederholt  die  sprechendsten  Beweise  dafUr  erhielten.  Djis  auffillligste 
Zeugnis  seiner  tiefen  Ergebenheit  für  den  Orden  gab  er  am  1.  Januar 
1628,  an  welchem  Tage  er  in  Begleitung  seiner  Gemahlin ,  seines 
Sohnes  und  seiner  Töchter  dem  Gottesdienste  in  der  Jesuiteukirche 
beiwohnte  und  dann  das  Kollegium  mit  seinem  Besuche  beehrte;  er 
ging  durch  die  für  diesen  Besuch  prachtvoll  geschmückten  Räume, 
verfügte  sieh  dann  in  den  Speisesaal,  wo  er  jedem  einzelnen  Jesuiten 
die  Hand  reichte  und  nahm  enrlltch  an  dem  hergerichteten  Malile 
teil  Au  dem  Tische,  an  dessen  einer  Seite  er  nnt  seiner  Familie 
Platz  nahm,  sal's  ihm  gegenüber  der  neue  Rektor  P.  Santini,  der 
Kaiserin  gegenüber  P.  Lamormain,  dem  Erzherzog  gegenüber  P.  Fanini, 
den  Töchtern  gegenüber  l\  Philippi.  Das  kaiserliche  Gefolge  speiste 
in  zwei  anderen  Zimmern  und  die  übrigen  nicht  zur  kaiserlichen 
Tafel  gezogenen  Jesuiten  in  einem  dritten,  sodals  die  kaiserliche 
Familie  sich  ganz  (h*r  Unterhaltung  mit  den  bevorzugten  Jesuiten  hin- 
geben konnte.  Das  Gesehirr  für  die  Mahlzeit  und  die  Küche  hatte 
der  Kaiser  den  Jesuiten  für  diesen  Tag  geliehen,  zum  Trinken  bediente 
er  sich  aber  nur  der  ihnen  gehörigen  Gläser.  Nach  dem  Mahle  begab 
er  sich  auf  eine  halbe  Stunde  zm*  Kühe,  w<ihnte  dann  dem  Vesper- 
Gebete  bei  und  fuhr  darauf  nach  der  Burg,  begleitet  von  zwei  Reiter- 
lronen und  zwei  Fähnlein  Fufsvolk,  da  die  Sorge  für  seine  Sicher- 
die  nach  den  vorangegangenen  Ereignissen  in  Bölimen  bedroht 
ihien ,  diese  Vorsichtsmalsregel  nötig  machte^.  Bei  diesem  ei'sten 
Besuche  blieb  es  nicht;  so  oft  hervorragende  Gäste  bei  dem  Kaiser 
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in  Prag  erßchieDeii,  wie  unter  anderen  der  Grofsherzog  von  Toscana, 
80  geleitete  er  sie  in  das  Jesuiteukulle^iiim,  und  jedesmal  spielte  sich 
die  rioit  an,e:eorduete  Festjicbkeit  in  gleicher  Reilieufolge  ab.  Dafür 
dankten  die  .lesuiten  dem  Kaiser,  indem  sie  entweder  ilmi  zu  Fähren 
Schnften  voll  Lobeserhebungen  verötFentltchten  oder  Schauspiele  auf- 
fidirten,  die  nioht  bloi's  zu  seiner  Unterhaltung,  sondern  auch  zu  seiner 
Verherrlichung*  verfafst  waren.  In  die  Reihe  dieser  Schriften  *,'ehürt 
ein  gescliichtliches  Werk  über  Böhmen  und  seine  Schicksale,  in  dem 
das  Zeitalter  Ferdinands  IL  eine  glänzende  Beleuchlunj;  fand;  unter 
den  Schauspielen  wird  unter  anderen  eines  Stückes  Erwähnung  gethan, 
welches  sie  mit  Hilfe  ihrer  Zögliugte  auiTührten,  als  Ferdinand  IlL 
zum  König  von  Böhmen  uud  die  Kaiserin  zur  Königin  gekrönt  wurde. 
Dieses  Schauspiel  war  betitelt:  „Coustiiutiü  der  Grofse",  uud  hatte 
den  Jesuitenpater  Soli  man  zura  Verfasser.  Der  Kaiser  belohnte  den 
Dichter  mit  einem  Rosenkranz  und  zwei  koHtbaren  Gemälden,  die 
Kaiserin  die  jugendliehen  Schauspieler  mit  ebenso  wertvollen  Gesclienkeu. 
Trotz  der  geschilderten  Gunsthezeuguugen  schien  es  den  Jesuiten 
äufserst  wünschenswert,  sich  der  unbequemen  Opposition  Valerians 
zu  entledigen.  Zuerst  machten  sie  den  Versuch,  ihn  für  ihre  Sache 
zu  gewinnen.  Einer  seiner  Brüder  hatte  die  militärische  Laufbahn 
betreten,  war  Oberst  geworden  und  verfügte  über  einen  beträchtlichen 
Gutsbesitz.  Eiue  glänzende  Laufbahn  schien  ihm  bevorzustehen,  wenn 
er  von  eindufsreichen  Personen  gefördert  wurde.  P.  Lamormain  trug 
nun  dem  Valerian  seine  Unterstützung  für  den  Bruder  an.  Dieser 
ging  anfangs  auf  das  Anerbieten  nicht  ein,  gab  aber  spilter  auf  An- 
dringen seines  Bruders,  dem  er  von  der  Sache  erzäldt  hatte,  naeh. 
Der  Beichtvater  verlangte  jedoch  als  Gegendienst,  dafs  Valerian  die 
Schwierigkeiten  in  hetretf  der  Universität  ausgleiche  und  zeigte  sich 
dabei  so  freundlich  und  vertraulich,  tbifs  sich  der  Kajjuziner  vor 
Staunen  kaum  fassen  konnte.  Lamormain  wünschte,  dafs  Valerian 
den  Kardinal  ihm  geneigt  mache.  Dafür  wollte  er  sich  bei  dem 
Kaiser  für  Magni  verwenden  und  erwartete  ein  bedeutsames  Resultat 
aus  ihrer  beiderseitigen  Verbindung.  Valerian  beeinflufste  in  der 
That  den  Kardinal  im  Sinne  Laniormatns  und  bewog  ihn  zu  einem 
Schreiben  nach  Rom,  worin  er  sich  für  die  Beilegung  des  Univeiiritäts- 
streites  im  Sinne  der  Jesuiten  aussi^rach.  Als  der  Beichtvater  dies 
aus  sicherer  Quelle  ei-fahren  hatte,  emptahl  er  zwar  den  Bruder 
Valerians  bei  dem  Kaiser  und  bei  dem  Fürsten  von  Eggeuberg 
(wenigstens  behauptete  er,  dies  gethan  zu  haben),  suchte  sich  aber 
zugleich  in  die  Gunst  des  Kardinals  einzuschmeicholn  und  ihn  'rl'^en 
(ien  Valerian  einzunehmen,  weil  dieser  kein  geijorener  Unterthan  «les 
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Kaisers  sei  (was  der  Beichtvater  ebensowenig  war)  und  von  dem 
letzteren  mit  Miistrauen  betrachtet  werde.  Das  Vertrauen  des  Kar- 
dinals zu  dem  Kapuziner  war  abA.zu  grols,  als  dafs  Laniormain  es 
hätte  erschüttern  können,  imd  da  Yalerian  von  dem  gegen  ihn  ge- 
führten Schachzuge  Kunde  erhielt,  so  trat  jetzt  eine  noch  gröfsere 
Feindschaft  zwischen  ihm  und  den  Jesuiten  ein,  als  sie  bisher  be- 
standen hattet  -  Nachdem  der  direkte  Versuch  zur  Verdrängung 
Valerians  beim  Kardinal  mifslungen  war,  bediente  sich  Lamorniain 
zu  demselben  Zwecke  eines  Mittelsmannes,  und  zwar  eines  her- 
vorragenden, jedoch  nicht  namentlich  bekannten  kaiserlichen  Mi- 
nisters. Dieser  erklärte  öflfentlich,  dafs  die  Dienste,  welche  der 
Kapuziner  dem  Kardinal  leiste,  den  Kaiser  und  die  Jesuiten  mit  dem 
gröfeten  Mifstrauen  erfüllten,  Magni  werde  noch  den  Kardinal  und 
seine  Verwandten,  sowie  sich  selbst  und  seine  Brüder  und  Vettern 
zu  Grunde  richten,  ja  dem  ganzen  Kapuziuerorden  schaden.  Eine 
solche  Sprache  blieb  nicht  ohne  Wirkung  auf  den  Kardinal,  seine 
Brüder  und  Schwäger,  namentlich  auf  den  Herzog  von  Friedland  und 
die  Brüder  Valerians,  aber  der  Kapuziner  änderte  seine  Haltung  nicht, 
da  er  sich  im  Veitrauen  des  Kardinals  sicher  fühlte  und  persönlich 
nichts  zu  verlieren  hatte. 

Als  Lamormain  auch  durch  diese  Warnungen  nicht  zum  Ziele 
gelangte,  versuchte  er  es  auf  andere  Weise  zu  erreichen.  In  vertrau- 
lichen Gesprächen  mit  einem  Kammerherm  des  Kardinals  erzählte  er, 
dafs  die  Jesuiten  auf  die  Einverleibung  der  Carolina  verzichten 
wollten,  aber  durch  den  Kaiser,  der  gegen  dieselbe  einen  tiefen  Groll 
hege  und  um  keinen  Preis  ihre  Wiederherstellung  gestatten  wolle, 
davon  zurückgehalten  würden.  Der  Kaiser  sei  überzeugt,  dais 
P.  Valerian  gegen  das  Haus  Österreich  iutriguiere,  eine  Behauptung, 
die,  wie  oben  gezeigt  wurde,  im  Jahre  1622  nicht  unbegründet  war, 
aber  gegenwärtig  jeder  Wahrheit  entbehrte.  Lamormain  machte 
daraus  die  Nutzanwendung,  dafs  der  Kardinal  als  geborener  Unter- 
than  des  Kaisers  sich  der  Opposition  gegen  dessen  Wünsche  nicht 
anschliefsen  sollte;  wenn  der  Streit  bezüglich  der  Universität  nicht 
beigelegt  würde,  so  werde  sich  der  Kardinal  nie  mehr  einer  Gunst 
von  Seiten  des  Kaisers  erfreuen,  während  er  im  anderen  Falle  alles 
erlangen  könnte,  was  er  wünsche. 

Da  der  Kardinal  bei  der  Voreingenommenheit  des  Kaisers  nicht 
hoflfen  dui-fte,   dafs   andere  Lehrer   als  Jesuiten  an  der  theologischen 
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FakiilÜU  der  vereinigten  Universität  Zutritt  finden  würden,  er  aber 
den  heranzubildenden  Klems  ihrem  Unterrichte  nicht  ausschliefslich 
überlassen  wollte,  so  beubsichtigte  er  die  Errichtung'  eines  Seminars, 
in  dem  er  den  Unterricht  anderen  Orden  übertragnen  wollte.  Er 
plante  somit  iüe  Cjrliiiduog  einer  ähnlichen  Akademie,  wie  sie  Ferdi- 
nand L  zu  Gunsten  der  Jesuileo  geschaffen  hatte.  Wurde  das  Se- 
minar errichtet^  so  konnten  die  Jesuiten  sicher  sein,  dals  sie  an  ihrer 
philosophischen  und  theologischen  Fakultilt  keine  anderen  Zuliörer 
finden  würden,  als  ihre  eigenen  Ordens,Lrliede!\  Es  ist  uattii'lich,  dafs 
sie  dem  Hane  des  Erzbischofs  von  voruherein  feindlich  ge,yenüber- 
standen.  Lamormain  erklilite,  dafs  der  Kaiser  nie  seine  Zustimmung 
zur  En'ichtung  des  Seminars  erteilen  werde.  Bei  einer  zweiten  Ge- 
legenheit behauptete  Lamornmiu,  dafs  nur  die  Freunde  der  Gesell- 
ßchaft  Jesu  treue  Anhänger  des  Hauses  Österreich,  die  Feinde  der 
Gesellschaft  dagegen  Feinde  des  kaiserlichen  Hauses  seien.  Die  Nutz- 
anwendung auf  Valerian  ergab  sich  von  selbst,  und  der  Verdacht, 
der  auf  den  Kardinal  als  dessen  Gönner  fallen  sollte,  W(^r  mit  Händen 
zu  greifen.  Lamormain  bemerkte  weiter,  dats  Harrach  am  besten 
thäte,  wenn  er  zu  seinem  Beichtvater  einen  Jesuiten  wählen  und  sich 
seines  Rats  auch  in  allen  übrigen  Augelegenheiten  bedienen  würde; 
der  Rektor  des  Präger  Jesuiteukollegiums ,  1\  Sautini,  eigne  sich  vor 
allem  dazu;  er  sei  ein  ebenso  gelehrter  wie  kluger  Manu.  Wurde 
dieser  Rat  befolgt,  so  war  neben  der  Universität  auch  der  Erzbischof 
und  durch  diesen  die  ganze  Hiöcese  dem  Jesuitenorden  unterthan. 
Lamormain  behauptete  in  bewufster  Lüge  weiter,  dafs  das  Zerwürfnis, 
welches  sich  zwischen  Tapst  Urban  VHL  und  dem  Kaiser  wegen  der 
Hinneigung  des  erstereu  zu  Frankreich,  also  wegen  imlitisclier  Ver- 
hiUtnisse,  herausgebildet  hatte,  auf  Rechnung  des  Universitätsstreites 
zu  setzen  sei.  Wenn  man  den  Jesuiten  das  bewilligen  werde,  was 
der  Kaiser  ihnen  geben  wolle,  so  würde  zwischen  dem  letzteren  und 
dem  Papste  volle  Einigkeit  herrschen  und  die  Kirche  daraus  den 
gröfsten  Vorteil  ziehen  V. 

Trotz  dieser  fast  ausschliefslich  gegen  ihn  gerichteten  Aiigrifte 
beugte  sich  Valerian  nicht  vor  den  Jesuiten.  Er  bezeichnete  nach 
wie  vor  ihr  Verhalten  als  einen  Eingriff  in  die  Jurisdiktion  des  päpst- 
lichen Stuhles  und  lobte  den  Papst,  dafs  er  den  Schlüssel  zu  den 
Wissenschaften  den  Jesuiten  nicht  ausliefere,  deren  Bemühen  auf 
nichts  anderes  als  auf  die  Unterdrückung  aller  ihnen  nicht  zugehürigen 
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Universitäteu  gerichtet  sei.  Er  warf  ibiieu  vor,  dals  manclje  ihrer 
Lehren  falsch  seien,  und  führte  einige  Aussprüche  Lamorniains  zum 
Beweise  ihifür  an.  So  hatte  Lamormain,  allerdin^'s  aus  egoistischen 
Gründen,  «ten  Satz  verteidigt,  dafs  der  Kaiser  zur  liestitutiou  der 
ehemals  geistlichen  Güter  in  Böhmen  nicht  verpflichtet  sei^  ein  Satz, 
der,  wenn  nmu  nicht  alle  Eigeutunisverhaltnisse  auf  den  Kopf  stellen 
wollte,  nicht  anzugreifen  war,  aber  von  Valeriao  nicht  gebilligt  wurde. 
Der  Beichtvater  hatte  ferner  behauptet,  dafs  der  Erzbischof  keine 
anib^reu  Hechte  hei  iler  Gegenreformation  beanspruchen  düife,  als  das 
Wort  Gottes  frei  zu  predigen  und  die  Sakramente  auszuteilen;  alle 
mit  der  (ie-genreformatinu  sonst  verbundeoen  Angelegenheiten  sollten 
der  kaiserlichen  Entscheidung  unterliegen;  eine  Ansicht,  die  Valerian 
ebenfalls  nicht  teilte,  da  er  eine  übertriebene  Vorstellung  von  den 
Rechten  und  Freiheiten  der  Kirche  hatte,  die  mit  den  praktischen 
Verhältnissen  imvereinbar  waren.  Valerian  war  also  mit  seinen  An- 
griffen gegen  die  Jesuiten,  die  den  praktischen  Verhältnissen  Rech- 
nung trugen,  nach  heutigem  Urteil  im  Unrechte;  Recht  hatte  er  nur, 
wenn  er  ihre  Alleinherrschaft  auf  dem  Gebiete  des  Unterrichts  nicht 
dulden  wollte.  Da  Lamoruiain  jetzt  in  dem  Universitätsstreit  in  den 
Vordergrund  trat,  so  beschäftigte  sich  ein  kaiserlicher  Minister,  der 
zu  seinen  heimlichen  Gegnern  zählte,  mit  der  Frage,  ob  der  Streit 
nicht  ein  Ende  nehmen  würde,  wenn  der  I'apst  den  Beichtvater  nach 
Korn  abberufen  würde,  Valerian  stiuiutte  dieser  Ansicht  niciit  l>ei, 
weil  er  fühlte,  dals  der  Kaiser  dadurch  auf  das  äulserste  beleidigt 
werden  und  der  Papst  selbst  sich  kaum  zu  diesem  Schritte  ent- 
Bchliefseu  würde.  Besser  gefiel  ihm  ein  anderer  Vurscblag,  4iemzufolge 
der  l*apst  alle  Universitäten  unter  die  Aufsicht  der  betreffenden 
Bischöfe  und  den  Zugang  zu  den  Lehrstühlen  freistellen  sollte.  Die 
vier  oder  fünf  Jesuiteimnivei-sitiUen  —  so  viele  gab  es  im  ganzen  — 
würden  dadurch  dem  kirchlichen  Organisnms  besser  eingefügt  werden 
und  der  Streit  in  Prag  beendet  sein.  Am  dringendsten  riet  er  jeiloch, 
dals  der  Nuntius  im  Namen  des  Papstes  dem  Kaiser  Vorstellungen 
'mache  und  seine  Aufmerksamkeit  auf  die  Unzuköumdiclikeiten  richte, 
die  daraus  entstehen  müfsten,  wenn  der  Schlüssel  zu  den  Wissen- 
schaften den  Jesuiten  allein  anvertraut  wünle.  Sollte  freilich  der 
Kaiser  trotz  alledem  auf  seinem  Willen  beharren,  so  riet  Valerian  in 
Anbetracht  der  aufserordeutlichen  Verdienste  des  Kaisers,  die  den- 
selben sonst  zu  einem  Heiligen  stempelten,  zur  Nachgiebigkeit  gegen 
Iseine  Wünsche.  Er  empfahl  also  in  diesem  äufsersten  Falle,  die 
Jesuiten  zu  unl)eschränkten  Herreu  der  Carolina  zu  machen,  aber 
nicht  um  ihret-,  sondern  um  des  Kaisers  willen. 
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lu  dieser  Ansicht   konnten   ihn  die   Erfahrunp'en ,   die  er  eiuige 

Tage  später  machte,  imr  beKtürkon.  Er  hatto  iiisher  in  den  ver- 
trantesten  Beziehmif^^en  zum  Grafen  Karl  von  Harrat'h,  dem  Vater 
des  Kardinals,  und  zu  des  letzteren  Schwager,  dem  Herzog  von  Fried- 
land,  gestanden  und  Karl  von  Harrach  ihn  ei'st  vor  weuij?eü  Wochen 
ersucht,  seinen  Sohn  uicht  zu  verlassen,  sondern  ihm  in  der  Leitung 
der  Geschilftc  zur  Seite  zu  stehen.  Nun  aber  warnte  Harraeh  den 
letzteren  vor  den  Ratschlägen  des  Kapuziners,  weil  sie  ihn  wegen 
der  Feindschaft  desselben  mit  dem  Jesuitenorden  ins  Verderben  stürzen 
würden.  Der  Herzog  von  Fried land  unterstützte  diesen  Rat  und 
forderte  den  Kapuziner  auf,  sich  von  seiner  jetzigen  Beschäftigung 
zurückzuziehen  und  sein  Talent  in  wichtigeren  Angelegenheiten  zu 
verwenden,  wozu  er  ihm  die  Wege  ebnen  wolle.  Kurz:  dafs  der 
Kardinal  in  der  Universitätsfrage  den  Jesuiten  nicht  zu  Willen  war, 
ein  eigenes  Seminar  errichten  und  neben  der  Gesellschaft  Jesu  sich 
auch  anderer  Orden  bei  der  Refornmtion  Böhmens  bedienen  wollte, 
das  ärgerte  die  Jesuiten  zwar,  aber  sie  betrachteten  es  als  einen  ver- 
zeihlichen Fehler;  dals  er  aber  den  P.  Valerian  zu  seinem  Beichtvater 
und  vertrauten  Ratgeber  gewählt  hatte  und  nicht  von  ihm  lassen 
wollte,  das  war  eine  schwere  und  unverzeihliche  Sünde*.  Magni 
uuters(*hätzte  die  ihm  drohenrh^  Gefahi'  keineswegs.  Da  der  Kaiser 
allen  Besitz  und  alle  Macht  flir  verloren  zu  halten  schien,  die  nicht 
in  das  „unendlich  weite  Thal  der  Jesuiten''  geleitet  wurde,  so  watrte 
keine  angesehene  Pei-son  am  Hofe,  einen  Beichtvater  zu  wählen,  der 
einem  anderen  Orden  angehörte,  oder  einem  anderen  Orden  eine  be- 
sondere Beachtung  zu  zeigen.  Der  Erzherzog  Karl  muiste  ihnen  zu 
Gefallen  seinen  Beichtvater,  einen  Franziskaner,  entlassen  und  einen 
Jesuiten  nehmen;  eljenso  sollte  die  Braut  Ferdinaiuis  HL,  die  spanische 
Prinzessin  Maria,  ihren  Beichtvater,  einen  Franziskaner,  durch  einen 
Jesuiten  ersetzen.  Dem  Canonicus  Plateis,  dem  die  Jesuiten  nicht 
hold  waren,  weil  er  sich  unabhängig  gebärdete  und  auf  den  Kardinal 
einen  grofsen  Eintluls  übte,  entzogen  sie  durch  ihren  Einfluls  ein  ein- 
trägliches Privilegium^.  Ihr  Gebaren  ward  allmählich  ein  öffentliches 
Ärgernis:  sie  unterschieden  nur  zwischen  Anhängern  und  Gegnern^ 
sie  widersetzten  sich  jeder  guten  That,  die  unabhängig  von  ihnen  ge- 
schah und  waren  beleidigt,  wenn  den  Stiftern  anderer  Orden  Lob 
und  Verehrung  zu  teil  wurde.  In  Olmütz  war  iliuen  eine  Kirche  und 
ein  Kloster  übergeben  worden  j  welche  früher  dem  Fraiiziskanerorden 


*  Ebenda:  Valeria«  au  lupoü  dd.  29,  Januar  1628. 

'-^  VifUckJit  das  Privilegium,   welches  er  fiir  sein  Huus  auf  der  Altstadt,  von 
di'iii  oben  diu  Hede  wai,  eiUielt. 
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gehört  hatten ;  sofort  entfernten  sie  die  Bilder  des  heiligen  Franziskus 
aus  denselben )  feierten  den  ihm  zu  Ehren  eingesetzten  Festtag  nicht 
mehr  und  änderten  auch  den  Namen  der  Kirche  in  den  einer  Marien- 
kirche um. 

Valerian  glaubte  sich  daher  nur  dann  in  seiner  Stellung  als  Be- 
rater und  Gehilfe  des  Erzbischofs  gesichert,  wenn  er  mit  Bestimmt- 
heit nachweisen  konnte,  dafs  er  dem  Kardinal  im  Auftrage  des  Papstes 
und  der  Propaganda  zur  Seite  stehe  und  von  dem  letzteren  ohne  Zu- 
stimmung des  Papstes  nicht  entfernt  werden  dttrfe.  Der  Kardinal 
teilte  diese  Meinung  und  richtete  an  den  Sekretilr  der  Propaganda 
eine  diesbezügliche  Bitte,  die  dieser  bereitwillig  erfüllte,  indem  er 
dem  Jesuitengeneral  den  Befehl  erteilte,  seine  Ordensmitglieder  vor 
jeder  Anfeindung  des  Kapuziners  zu  warnen,  weil  „der  Papst  über 
alle  Mafsen  mit  seinen  Dienstleistungen  zufrieden  sei".  Es  war  dies 
das  glänzendste  Zeugnis,  das  die  Propaganda  dem  Valerian  ausstellen 
konnte  und  zugleich  der  schärfste  Verweis  an  die  Adresse  der  Jesuiten 
und  namentlich  an  die  Lamormains.  Trotzdem  riet  Valerian  auch  jetzt 
noch,  in  der  Universitätsfrage  den  Wünschen  des  Kaisers,  dessen  Güte 
er  über  alle  Mafsen  rühmte,  nachzugeben;  er  war  jedoch  überzeugt, 
wenn  der  Nuntius  dem  Kaiser  im  Namen  des  Papstes  auseinandersetzen 
würde,  wie  gefährlich  es  sei,  den  Jesuiten  allein  den  Zutritt  zu  den 
Lehrkanzeln  der  Universität  zu  gestatten  und  den  Erzbischof  von  ihrer 
Leitung  auszuschliefsen,  werde  Ferdinand  II.  sich  bald  benihigen  und 
nachgeben  ^ 

Die  Ansichten  Valerians  bezüglich  der  Übermacht  der  Jesuiten 
und  der  Notwendigkeit  ihrer  Bekämpfung  fanden  Wiederhall  bei  dem 
Bamabitenmönch  Florio  aus  Cremona,  der  in  dorn  neu  errichteten 
Barnabi tenkl oster  in  Prag  residierte.  Dieser  empfahl  dem  Sekretär 
der  Propaganda,  die  Ratschläge  des  Kapuzinei^s  wohl  zu  beherzigen 
und  auf  irgend  ein  Mittel  zu  sinnen,  wie  man  den  über  alles  vortreff- 
lichen Kaiser  zufriecien  stellen  könne,  ohne  die  Ruhe  der  Kirche  zu 
gefährden.  Die  Jesuiten  glaubten,  dafs  sie  allein  fähig  seien,  für  das 
Wohl  der  Kirche  zu  arbeiten,  und  wollten  auch  allein  mit  dieser  Auf- 
gabe betraut  sein;  wenn  man  ihnen  aber  nachgäbe,  so  würde  die 
Kirche  in  Deutschland  Gefahr  laufen,  „dafs  Rom  ihnen  eines  Tages 
werde  gehorchen  oder,  besser  gesagt,  thun  müssen,  was  sie  wollen^." 


*  Archiv  der  Propaganda:  Harrach  an  Ingoli  dd.  29.  Januar  1628.  Die 
Propaganda  an  Valerian  dd.  1.  März  und  zwei  Briefe  dd.  25.  März  1628.  Valerian 
an  Ingoli  dd.  11.  Mai  1628. 

"  Ebenda:  Florio  da  Cremona  an  den  Sekretär  der  Propaganda  Ingoli  dd. 
22.  Januar  1628.  Schreiben  dd.  12.  Mai  1628,  wahrscheinlich  von  Valerian  an 
Ingoli. 
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Wie  sehr  die  Jesuiten  damals  in  Böhmen  in  den  Vorderfniind  traten, 
ist  daraus  ersichtlich,  dafs  fast  zu  j^leieher  Zeit  das  Profeföhaus  in  der 
Kleiöseite,  das  Novizeiihaus  in  der  Neustadt  Pranrs  und  die  Kollegien 
in  Kger,  Leitnieritz  und  Klattau  lie^Tüuflet  wurden. 

Die  Propaii^anda  behanie  selhstvei^tändlich  nach  den  alarmieren- 
den  Warnun-jjen  Caraffas  und  Florios  um  so  mehr  hei  ihrem  früheren 
Entschlüsse,  die  Universitiit  den  Jesuiten  nicht  ^'anz  auszuliefern  und 
dem  Erzbischof  die  gehtthrenden  Rechte  zu  wahren,  und  wollte  sich 
hiezu  der  Vennittelun^^  des  Kurdinais  Kldesl  bedienen ,  der  eben  im 
Begriffe  war^  seinen  Aufenthalt  in  Rom  mit  dem  in  Wien  zu  ver- 
tauschen. Khlesl  war  bekanntlich  der  Prinzipalminister  des  Kaisers 
Mathias  j*ewesen  und  hatte  sich  durch  die  Art  und  Weise,  wie  er  die 
Bestimmung,'  der  Throufülfje  bei  Lehzeiten  des  Mathias  zu  ei-schweren 
und  zu  verhindern  suchte,  den  Hafs  des  Erzherzogs  Maximilian  und 
des  mutmafslichen  ThroQfol,uers  Ferdinands  II.  zuG:ezo*!en.  und  dieser 
Hafs  hatte  sich  ^^esteigert,  als  Khlesl  nach  dem  Aushruch  des  buhmi- 
echen  Aufstaudes  denseH>eu  nicht  energisch  bekämpfte,  sondern  durch 
aussichtslose  X'erhandlungeu  mit  den  Aufständischen  die  Lage  des 
Herrscherhauses  verschlechterte.  Erzherzo.<x  Maximilian  nahm  ihn  da- 
mals im  Einverständnis  mit  Ferdinand  gefangen,  liefs  ihn  nach  Schlofs 
Ambras  in  Tirol  in  Gewalu-sam  bringen  und  erzwang  von  Mathias 
die  Billigung  dieser  Malsregel  Ferdinand  gab  auf  Intervention  des 
Pajjstes  den  Kardinal  später  frei ,  und  dieser  zog  nach  Rom ,  wo  er 
so  lauge  blieb,  bis  ihm  im  Jahre  1028  die  Rückkehr  nach  Wien,  wo 
er  als  Bischof  von  Wiener-Neustadt  seinen  Sitz  hatte,  wieder  frei- 
gestellt wurde*.  Bei  «iieser  Gelegenheit  erging  au  ihn  die  schon  er- 
wähnte Aufforderung  der  Propaganda;  Khlesl  lehnte  den  Aultrag  je- 
doch ab,  in  dem  richtigen  Bewufstsein,  dals  er  am  wenigsten  die 
Person  sei,  welche  auf  den  Kaiser  den  gewünschten  Eindnick  üben 
würde.  Nun  beschlofs  die  Propaganda,  den  neuen  Nuntius  am  kaiser- 
lichen Hofe»  Pallotto,  mit  der  Verhandlung  zu  Ijetrauen;  zugleich  trug 
sie  ihm  auf,  sich  hei  den  Kardinälen  Khlesl,  Harrach  und  Dietrich- 
stein Rats  zu  erholen  und  sich  der  Mithilfe  Valerians,  der  „gewohnt 
sei,  sehr  freimütig  mit  dem  Kaiser  zu  siirechnn."  und  der  ihm  den  We^ 
ebnen  könnte,  zu  bedteueu,  Nach  der  Instndvtiou  der  Propaganda  durfte 
Pallotto  dem  Kaiser  und  den  Jesuiten  jedes  Zugeständnis  machen; 
nur  sollte  er  die  Rechte  des  Prager  Erzbisrhofs  auf  das  Kanzleramt 
wahren"^.     In   dem   Dekrete,    das   ihm   für  die   Verhandlungen  aus- 


1  Ebenda:  Zuschrift  an  den  Nuntkis  dd.  25.  MÄrz  1628. 
®  Ebenda:  Kblebl  an  bigoli  dd.  1.  April  1628.    Die  Propaganda  an  Pallotto  dd* 
14,  Juli  1628.    KaiiUiml  Dieti  icLsk-in  an  diu  Pro|njganda  dd.  25.  .luli  1628,   PüUotto  an 
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gestellt  wurde,  und  das  als  Gruiidla.ue  für  das  betrefloode  Abkomtnea 
dienen  sollte,  wurde  ihm  das  Ergebnis  desselben  durch  die  Worte: 
wenn  es  geschehen  kann  (si  tieri  potest^  freifrestellt.  Als  er  sich  bei 
Khlesl  Itats  erholte,  tndelte  derselbe  diese  tiubestimmte  Fiissunj?,  weil 
der  Kaiser  und  die  Jesuiten  dadurch  hinreichende  Gelecirenheit  finden 
würden,  alle  ihre  Wünsche  durchzusetzen;  schliefslich  schien  er  aber 
doch  mit  der  Fassnnp  des  Dekrete  einverstanden  und  empfahl  dem 
Nuntius  nur,  bei  der  Vorzeiimnir  desselben  auf  den  ^uten  Willen  der 
Propa^randa  hinzuweisen,  welche  die  nötip:eD  Bestimmungen  jedenfalls 
im  Einverständnis  mit  dem  Kaiser  treffen  wollte.  Er  riet,  dafs  Pallotto 
sich  zuerst  zu  Lauiormain  verfügen  mö^^e,  „dessen  Ansicht  in  dieser 
An^'elegenheit  der  Kaiser  ußfehlbar  zustimmen  werde  /  um  mit  ihm 
vertraulich  die  Mittel  zn  besprechen»  wie  man  die  manni«:fachen 
SchwienL?keiten  ausgleichen  könnte.  Im  Falle  er  dabei  zu  keinem 
befriedifJienden  Resultate  gelan^ren  würde,  so  sollte  er  liber  die 
noch  bestehenden  Differenzen  an  die  F^ropapanda  bericliten»  damit  sie 
eine  eodgiUti^'e  Entscheidung  treffe.  Sei  dies  geschehen,  so  werde  sie 
in  Namen  des  F'apstes  dem  Jesuiteniieneral  mitgeteilt  und  dieser  auf- 
gefordert werden,  seinen  Untergebenen  zu  befehleD,  die  Zustimmung 
des  Kaisers  für  diese  Entscheidung  zu  gewinnen  ^ 

Als  Pallotto  die  Bemerkungen  Khlesls  der  Propaganda  mitteilte, 
erklärte  sie,  dafs  die  Besorgnis  Khlesls  ganz  iibei-flüssig  gewesen  sei. 
Das  Dekret  der  Propaganda  sei  an  den  Papst  gerichtet  gewesen,  die 
Worte:  ^wenn  es  geschehen  kann,**  seien  in  allen  an  den  Papst  ge- 
richteten Beschlllssen  der  r*ropaganda  gebrauchlich.  Der  Papst  habe 
diese  Beschlüsse  gebilligt,  und  so  kt'mne  und  dürfe  von  denselben 
nicht  mehr  abgewichen  werden;  auch  sei  dem  Jesuitengeneral  im 
Namen  des  Papstes  bereits  der  gewünschte  Befehl  zugegangen.  Pallotto 
verhandelte  nun  mit  tleu  Jesuiten  und  namentlich  mit  1\  Lamonnain, 
dafs  sie  den  Befehlen  ihres  Generals  und  des  Papstes  Folge  leisten 
und  den  Kaiser  für  den  Beschlufs  der  Propaganda  gewinnen  möchten. 
Allein  auch  er  sah  sich  in  seinen  Bemühungen  getäuscht.  Die  Väter 
der  Gesellschaft  Jesu,  so  l>erichtete  er  nach  Rom,  weigern  sich,  zu 
[gehorchen;  „sie  behaupten,  die  Universitätsangelegenheit  gehöre  blofs 
vor  das  Fonmi  des  Kaisers :  die  Gesellschaft  sei  wohl  verpff ichtet,  die 
Befehle  des  Generals  und  des  Pafistes  zu  befolgen,  der  Kaiser  habe 
aber  seinen  eigenen  Willen,  und  diesen  zu  ändern,   fühlten  sie  sich 


logoli   dd.  2,  Auglist  1628.     Hnrrach  an  Kardinal  Bandini  dd.   16.  August  1628. 
Harrach  an  Ingoli  dd.  IC.  August  1628. 

'  Ebentla:   Püliotto  un  die  Propaganda  dd.  10.  August  1628.    Die  Propaganda 
[au  Pallotto  dd.   L  September  1628. 
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aufser    stnnde^"      Es    kam   thatsächlich    zu   keiner    Einigung.      Die 
Jesuiten   blieben   im  Besitz   der  Carolina  und  somit  der  ganzen  Uni- 
versität,   und   wenn   sie   auch    infol|*e  des  päpstlichen  Verbotes  keine 
akademischen  Grade  erteilten,  so  erfreuten  sie  sich  docfi  der  Einkünfte 
aus  den  Götern  der  Carolina.  Der  Papst  aber  forderte  nun  den  Erzbischof 
von  Prag  in  der  Errichtuiii^  eines  Seminars  für  die  Heranhiklunir  des 
SiVkularklerus  und   *^ab   dailurd»  Veranlassung  zur  Beijründiiug  einer 
neuen,  wenn  auch  unvollständigen  Universitilt.    Wenn  der  Papst  ^egen 
die  Jesuiten  scharfer  aufgetreten  wäre,  so  hiltte  er  unzweifelhaft  ibrea 
Gehorsam  erzw^ungen;   dals  er  dies  nicht  that  und  die  faktische  Ein- 
verleibung der  Carolina  duldete,  hatte  seinen  Grund  darin,  dafs  er 
von  ihnen  Dienste  in  der  Mantuauischeu  Frage  erwartete.    Der  Herzog 
Franz  von  Mantua  war  zu  Ende  des  Jahres  1627  gestorben,  und  die 
Spanier  suchten   sich  zum   Nachteil  seines  Erben   und  Vetters,  des 
Herzogs  von  Nevers,  eines  Teiles  der  Erbschaft  zu  bemächtigen,  wo- 
bei ihnen  der  Kaiser  behilflich   war.     Die  Jesuiten  suchten   nun  im 
Auftrage  des  Paptes  den   Kaiser  davon  abzuhalten,   und   wenn  sie 
und  namentlich  Laraormain   trotz   aller  Bemühungen  nicht  zum  Ziele 
gelangten,   so  miifs  doch  anerkannt  w^erden,  dafs  sie  sich  dieser  Auf- 
gabe mit  allem  Eifer  unterzogen  und  Laraormain  sogar  dadurch  seine 
Stellung  gefiihrdete.     FJne   solche  Opferwilligkeit  verdiente  eine  Be- 
lohnung, und  danim  liefa  der  Papst  die  Jesuiten  in  der  Universitäts- 
frage  vorläufig   in  Hube,     Aus   diesem  Grunde  konnte  auch  Valerian 
keine  Wendunt?  herbeiführen,  a!&  er  in  Rom  anlangte  und  die  Jesuiten 
daselbst  nicht  blofs  wegen   ihrer  dem   Ansehen   des  Erzbischofs  ab- 
trilglichen  Haltung  anklagte,  sondern  auch  ihre  Lehren  angriff,  w^elche 
er  als  ilrgeniiserregend   und   irrtündich    bezeichnete  (wobei  er  wahr- 
scheinlich  ihre   probahilistischen  Lehrmeinungen ,   die   seit  der  ersten 
Hälfte  des  17.  Jahrhunderts  eifrig  von  ihnen  kultiviert  wurden,  meinte). 
Der  schriftlich  und  mündlich  geführte  Streit  zwischen  Personen, 
deren   Orthodoxie   nicht   angezweifelt   wurde,   erregte   zu   seiner  Zeit 
grofses   Aufsehen   und   munterte   auch   andere   katholische  Theologen, 
die  den  Jesuiten  ihre  Erfolge  mifsgönnten,  auf,  dieselben  in  Wort  und 
Schrift  anzugreifen  oder  lÜe  bereits  begonnenen  Angriffe  fortzusetzen, 
80  dafs  sich  zwischen  den  Jahren  1620 — 1640  eine  umfangreiche,  den 
Jesuiten  feindliche  katholische  Litteratur  entwickelte.    Bei  denjenigen, 
welche  die  Kirche  vor  ihren  Gegnern  nicht  blofsgestellt  wissen  wollten, 
erregte  Valerianus  ein  solches  Ärgernis,   dafs  ein  Ordensbruder,  Do- 
minicus  von  Passau,  ihn  wegen  der  Heftigkeit  seines  Auftretens  warnte. 


^  Ebenda:  Pallotto  an  die  Propaganda  dd.  23.  September  1628. 
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Allein  der  Gewarnte  war  von  der  Richtigkeit  seiner  Anschauungen 
so  überzeugt,  dafe  er  in  seiner  Antwort  jene  für  thöricbt  erklärt,  die  sich 
des  Dominicus  als  eines  Sprachrohrs  bedienten.  „Ich  habe*^,  schrieb 
er,  „vor  dem  Jesuitengeneral  und  anderen  Mit<];liedem  dieses  Ordens, 
vor  dem  Papst,  dem  Kaiser,  der  Propaganda  mündlich  und  schrift- 
lich die  Gesellschaft  Jesu  einer  skandalösen  und  irrigen  Lehrmeinung 
beschuldigt  und  begehre  Hilfe  von  den  Fürsten  der  Christenheit,  da- 
mit diese  heilige  Gesellschaft  nicht  darin  zu  Grunde  gehe.  Meine' 
Schriften  liegen  dem  päpstlichen  und  kaiserlichen  Hofe  vor,  und  ich 
habe  Briefe  der  Propaganda  vor  mir,  die  meine  Schriften  billigt.  Ich 
habe  in  denselben  wiederholt  erklärt,  dafs  ich  die  Gesellschaft  Jesu 
verehre  und  liebe,  und  dafe  ich,  von  christlichem  Eifer  geleitet,  bei 
der  Propaganda  ihre  Milsbräuche  angezeigt  habe.  Wenn  die  Väter 
der  Gesellschaft  sich  ungerecht  von  mir  angegriffen  glauben,  können 
sie  meine  Schriften  widerlegen.  Nie  hat  jemand  von  mir  vernommen, 
dals  ich  ihnen  feind  sei,  wohl  aber  habe  ich  gesagt,  dafs  ich  nie 
weder  aus  Furcht,  noch  aus  Eigennutz  ihr  Schmeichler  sein  werde." 


Gindely,  Qegeniefonnation  in  Böhmen.  18 


Viertes  Kapitel. 


Freiwilliger  Übertritt  zum  Katholicismus.  —  Konvertiteii  als  katholische  Seelsorger. 

—  Andere  Versuche,  dem  Priestermangel  abzuhelfen.  —  Mafsregeln  gegen  die  auf 
dem  Lande  sich  aufhaltenden  Prädikanten.  —  Neuerliche  Ausweisung  derselben 
(1623).  —  Störende  Einwirkung  der  Wafifenerfolge  Bethlens.  —  Versuche  die  Bürger- 
schaft der  k.  Städte  zu  katholisieren.  —  Lamormain  als  Beichtvater  des  Kaisers. 

—  Neue  Edikte  gegen  die  Prädikanten  und  gegen  den  protestantischen  Adel  (1624). 

—  Die  Glaubensvisitatoren.  —  Widerstandsversuch  des  Wilhelm  Kinsky.  —  Karl 
von  ieroün.  —  Verhängung  von  Gefängnisstrafen.  —  Militäreinquartierung.  —  Gegen- 
reformation in  Kuttenberg.  —  Das  Silberbergwerk  in  Kuttenberg.  —  Erzdechant 
Appian.  —  Einquartierung  in  Kuttenberg.  —  Einzug  der  Jesuiten  daselbst  — 
Verfall  der  Bergwerke  und  Ruin  der  Stadt  —  Fortschritte  der  Gegenreformation 
in  anderen  Städten.  —  Widerstand  der  Frauen  in  Jungbunzlau.  —  Edikte,  betreffend 
die  Güter  der  Ausgewanderten.  —  Verlangen  nach  Restitution  der  geistlichen 
Güter.  —  Vorschläge  des  Erzbischofs.  —  Gutachten  der  Jesuiten  darüber.  — 
Kosten  der  Gegenreformation.  —  Die  Reformationskommissäre.  —  Geldgier  der 
katholischen  Geistlichkeit  —  Gegenreformation  auf  den  erzbischöflichen  Gütern, 
in  Jungbunzlau,  in  Taus.  —  Verwendung  Kursachsens  und  Gutachten  der  kaiser- 
lichen Räte  (1626).  —  Vorgehen  gegen  den  protestantischen  Adel.  —  Leitmeritz.  — 
Böhmisch  Brod.  —  Instruktion  der  Subdelcgierten.  —  Auflösung  der  Brüderunität 

—  Zersprengung  der  Nicolaiten. 

Gleich  nach  der  Ausweisung  der  lutherischen  Prediger  aus  Prag 
konnte  man  eine  sichtliche  Zunahme  der  Katholiken  konstatieren.  Die 
Not  aller  Art,  die  über  das  Volk  hereinbrach,  machte  dasselbe  frömmer 
als  je;  in  innigem  Gebete  flehte  es  die  göttliche  Hilfe  an,  und  wo 
konnte  es  dieses  anders  thun,  als  an  der  gewohnten,  kirchlichen  Stätte. 
Hielt  es  sich  auf  diese  Weise  von  dem  nunmehr  katholischen  Gottes- 
dienste wenigstens  nicht  fern,  so  war  schon  damit  für  die  Gegenrefor- 
mation viel  gewonnen.  Ein  in  dieser  Beziehung  gewifs  unparteiischer 
Zeitgenosse,  Paul  Skdla,  der  Geschichtsschreiber  des  böhmischen  Auf- 
standes, der  selbst  später  ins  Ausland  flüchten  mufste,  berichtet,  dafs 
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zu  Ende  des  Jahres  1622  sehr  viele  Anhänger  der  böhmischen 
Konfession  zur  katholischen  Kirche  übertraten,  ein  Teil  aus  Furcht, 
ein  Teil  aus  reifer  f  JherlefruDpf,  ein  Teil  aus  EiLrennutz,  Die  Stadt 
Prachatitz  erklärte  .sich  im  Jahre  1623  insgesamt  /um  übertritt  bereit 
und  verlangte  nur  das  Zu^reständnis  einer  Frist,  bis  ihre  Eiuwoliiier 
in  der  katholischen  Rel>?:rion  L^enugsam  unterrichtet  sein  wtlrden*. 
Hie  und  da  mag  der  Übertritt  nur  ein  iluiserücbcr  gewesen  sein,  be- 
Bonders  wenn  der  Pfarrer  an  der  alten  Überzeugung  festhielt  und  dies 
dem  Volke  nicht  unbekannt  war.  So  hatte  z.  B.  der  Erzbiscbof  den 
Pfarrer  in  Chrudini,  einen  Konvertiten,  mit  der  geistlichen  Leitung 
unter  der  Bedingung  betraut,  dals  er  ihm  fortan  in  allem  gehorsam 
sein  werde.  Aber  der  Pfarrer  fuhr  trotz  der  Abschaffung  des  Laien - 
kelches  fort,  denselben  auszuspenden  und  versprach  öffentlich,  dies 
auch  künftig  zu  tbun.  was  natörlich  einen  ungelieueren  Zulauf  zu 
ihm  zur  Folge  hatte.  Als  er  sogar  für  den  6.  Juli,  als  den  Festtag 
des  Johannes  Hus,  eine  Feier  ankündigte,  erregte  dies  unter  den 
Katholiken  ein  grofses  Ärgernis,  und  sie  ersuchten  den  Dechaut  von 
Pardubitz,  in  dessen  Spreugel  Leitomischl  gehörte,  dies  zu  verhindern 
und  den  Pfarrer  überhaupt  zu  einer  Änderung  seines  Gebahrens  zu 
veranlassen.  Da  der  Dechant  jedoch  nur  eine  spöttische  Antwort  er- 
hielt, so  trug  er  beim  Erzbischof  auf  die  Absetzung  des  Pfarrers  an-. 
Lohelius  kam  unzweifelhaft  nicht  blofs  diesem  Wunsche  nach, 
mdern  trat  auch  in  scharfer  Weise  gegen  jene  Konvertiten  auf,  die, 
nachdem  sie  von  ihm  eine  Pfarre  erlangt,  ihre  eingegangene  Ehe  nicht 
auflösten.  Am  12.  September  erliefs  er  ein  Dekret,  welches  allen  be- 
weiliten  Priestern  befahl,  ihre  Frauen  und  Kinder  binnen  vier  Wochen 
aus  dem  Pfarr hause  zu  entfernen;  im  Falle  sie  nieht  gehorchen  würden» 
wurden  sie  mit  einer  Geldstrafe  von  50  Thalern  und  ihre  Frauen  mit 
Vorladung  vor  das  Gericht  bedroht.  Nichts  zeigt  klarer  den  grolsen 
Mangel  an  katholischen  Geistlichen,  als  dafs  der  Erzbischof  nur  mit 
solchen  Strafen  uml  nicht  mit  der  Absetzung  drohte,  nichts  aber  auch 
mehr  die  Grausamkeit  des  Verfahrens,  welches  eheliche  Frauen  zu 
Konkubinen  stempelte  und  in  die  Welt  hinausstiefs.  Einige  Pfarrer 
baten  wohl  den  Erzbischof  um  die  Erlaubnis,  ihre  Frauen  behalten  zu 
dürfen,  aber  vergeblich ;  andere  gingen,  um  sich  nicht  der  Verordnung 
fügen  zu  müssen,  mit  Weib  und  Kind  ins  Elend.     Die  Mehrzahl  der 


'  Skala  V.,  S.  240.  —  Archiv  der  StadtJ*rachatitz:   Die  Stadt  an  tien  Füi-sten 
von  Eggen berg  dd.  IÖ2:^. 

-  Pniger  erzbiscböfliches  Archiv:    Matb*us  Appiiinus  jin  Lohelius  dd.  24.  Mai 
und  13.  Juli  1622. 
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Pfarrer  gab  jedoch  eine  schriftliche  Erklämofj  ab,  dafs  sie  gehorchen 
würden,  so  unter  andern  der  Pfarrer  von  Holic,  der  Pfarrer  von 
Sezemic  und  andere. 

Caraffa  that  alles  ntö-^liehe,  um  dem  Priesterniangel  abzuhelfen, 
denn  abgesehen  von  der  Erlaulmis,  die  er  für  den  Erzbischof  erwirkte, 
zu  jeder  Zeit  Priester  zu  weihen,  bemühte  er  sich  heim  Kaiser  um 
die  Zulassung  neuer  Orden  in  Böhnieo  und  bewirkte,  dafs  derselbe 
nicht  nur  deti  Augustiner-  und  Karmeliterordeu  nach  Bölimen  ver- 
pflanzte, sondern  auch  mit  den  nötigen  Einkünften  beschenkte.  Haupt- 
sächlich erhoffte  Caraffa  einen  günstigen  Umschwung  von  der  Eirich- 
tung  von  acht  oder  zehn  Bistümern.  P'ür  diesen  Plan  suchte  er  die 
reichsten  höbniischen  Edelleute  zu  gewinnen  und  in  der  That  gelang 
es  ihm,  den  Fürsten  von  Liechteostein  und  den  Kanzler  zu  dem  Ver- 
sprechen zü  bewegen,  dafs  sie  auf  eigene  Kosten  eine  Kathedralkirche 
auf  ihren  Gütern  begründen  und  sie  nnt  3000  Thaleru  Einkünften 
versehen  wollten.  Wie  ungeordnet  die  kirchlichen  Verhältnisse  bei 
den  Katholiken  waren,  ergiebt  sich  daraus,  dafs  die  Kircheni>atron© 
ihre  Pfarrer  ein-  und  absetzten,  ohne  sich  um  die  Zustimmung  des 
Erzhischofs  zu  kümmern,  oder  auch  Priester  aus  einer  fremden  Diöcese 
beriefen.  Dies  geschah  nicht  blofs  auf  den  Gütern  weltlicher  Patrone, 
sondern  auch  auf  denen  des  Stiftes  Hohenfurt.  Lolielins  verbot  des- 
halb dem  Abte  von  Hohenfurt,  sowie  allen  andern  I*atronen,  irgend 
eine  Pfarre  ohne  seine  Zustimmung  zu  besetzen,  gab  aber  doch  nach- 
träglich seine  Zustimnuing  zur  Bemfung  eines  nicht  in  die  Prager 
Diücese  gehörigen  Pfarrei-s,  weil  er  nicht  im  stände  gewesen  wäre, 
an  seiner  Stelle  jemand  anderen  mit  der  Seelsorge  zu  betrauen. 
Konnte  er  doch  nicht  einmal,  trotz  der  Bitten  des  Herrn  von  Martinitz, 
die  Düchantei  in  Smei?no  mit  einem  Kaplan  versehen;  der  Erzdechant 
von  Pilsen  mufste  seine  Kapläne  weit  in  die  Umgebung  schicken,  um 
die  notwendigen  geistlichen  Funktionen  zu  verrichten;  der  Erzbischof 
selbst  begnügte  sich,  den  Pfarrer  von  Königsberg,  einen  Tnmkenbold, 
blols  zu  verwarnen,  (jline  ihn  al »zusetzen,  da  er  keinen  Ersatz  fand. 
So  wai'  es  begreiflich,  dafs  der  Erzbischof  nach  jedem  Geistlichen 
griff,  der  ilmj  Gehoi-sam  zu  leisten  versprach,  mochte  er  sich  auch 
bis  dahin  noch  so  eifrig  für  ilie  l^öhmische  Konfession  erklärt  haben 
oder  während  des  Aufstandes  von  der  katholischen  Kirche  abgefallen 


*  Prager  erzbischöf liebes  Archiv:  Dekret  des  Erzbiscliofs  dd.  12.  September 
1622.  Erklämng  versthiedener  Pfarrer,  ebenda.  Gregorius  Loinniceus  an  das 
Triiger  Konsistorium  dtl.  27.  September  Uy22.  Mötbftms  Thoraast  Erzdeihant  von 
Bechin  an  den  Encbischrif  M.  14.  Oktober  1(322. 

Biiilintln'k  Cursina:  Relation  Caruffas  dd-  S    Oktober  1622. 


-     197     — 

sein.  So  fand  auch  ein  gewisser  Georg  Hieronyoms  von  Rataj  Gnade, 
obf^leich  er  seinen  Abfall  auch  dadurch  erschwert  hatte,  dals  er  sieb 
verheiratete;  seine  Krkläning,  dafs  er  die  eheliche  Verbindung  im 
Eiuverstiindiiis  mit  seiner  Frau  gelöst  habe,  wurde  als  genü«rend  an- 
genommen. 

Andererseits  kam  der  Erzbischof  auch  durch  den  allzu  grofsen 
Eifer  mancher  katholischen  Geistlichen,  namentlich  der  Jesuiten,  in 
Verlegenheit.  Paul  Thurii,  Rektor  des  Jesuiten-Kollegiums  in  Neu-  3.  jabät 
haus,  aus  dem  fränkischen  Kreise  gebörlig»  ersuchte  den  Erzbi.schof, 
bevor  er  noch  erfahren  hatte,  dafs  der  Papst  die  Absvchaffune:  des 
Laieokelcbes  anbefohlen  habe,  dem  IVopst  von  Neuhaus  das  Austeilen 
des  Laiewkelches  zu  verbieten.  Nun  hatte  Caraifa  dem  Erzbischof 
das  päpstliche  Verbot  bereits  am  22.  Dezember  mitgeteilt,  Loheläus 
war  also  in  Kenntnis  desselben,  als  ihn  das  Schreiben  Tburns  ereilte, 
wagte  aber  nicht,  dem  Propst  von  Neuhaus  den  gewünschten  Befebl 
zu  erteilen,  solange  nicht  auch  der  Kaiser  dazu  seine  Zustimmung 
gegeben  hatte*.  Erst  als  die  kaiserliche  Zustinunung  anlangte,  befahl 
der  Erzbi&chof  den  Dechanten,  welche  die  geistliche  Obeiaiifsicht  über 
mehrere  Pfarren  führten,  die  ihnen  untergebene  Geistlichkeit  vorzu- 
laden und  sie  zu  mahnen,  fortan  die  Komnumion  btofs  unter  einer 
Gestalt  zu  erteilen.  Der  Dechaut  von  Leitomisch!  kam  diesem  Befehle 
nach  und  berichtete,  dafs  voraussichtlich  alle  Pfarrer  dieser  Weisung 
entsprechen  würden,  klagte  al>er  über  die  mangelhafte  Unterstützung, 
die  er  von  seite  der  Ileri-schaftsbesitzer  erfahre.  Der  Übertritt  der 
Laien  zur  katholischen  Kirche,  bemerkte  er  biebei,  würde  weit  zahl- 
reicher sein,  wenn  beim  Begräbnis  von  Ketzern  das  Glockenliluten 
und  andere  kirchliche  Leistungen  verboten  würden,  wenn  niemand  zum 
Äbschiufs  einer  Ehe  zugelassen  würde,  aufser  er  habe  gebeichtet  und 
wenn  jene  empfind  lieh  gestraft  würden,  die  den  Gottesdienst  eines 
benachbarten  Pradikanten  l>esuchten.  Diese  Anregungen  berücksichtigte, 
soweit  es  bekannt,  der  Erzbischof  zuerst  in  Ansehung  des  Glocken- 
geläutes, indem  er  dasselbe  bei  protestantischen  Begräbnissen  verbot. 


'  Prager  erzbiscböfliches  Archiv:  Lohelius  an  den  Abt  von  Hohenfurt  dd. 
10.  Juli  1621.  Lohelius  an  den  Ardikiiakon  von  Hechin  dd.  10.  Juli  1621. 
Lohelius  an  Otto  von'  Oppersdorf  dd.  18.  Septemher  162 1.  Lohelius  an  den 
Erzdechant  von  Pilsen  dd»  10,  Juli  1621.  Lohelius  an  den  Pfarrer  von  Kftnigg- 
berg  dd.  2L  Oktober  1621.  Lohelius  an  .Järoälaw  von  Martinitz  dd.  7.  Januar 
1622.  —  Prager  Kapitclarchiv ;  P.  Thum  an  den  Erzbischof  dii.  3.  Januar  1622. 
Lohebus  an  Slawatt  dd.  15.  Januar  1622,  Lohelius  an  den  Dechaut  von 
Sme^jQO  dd.  3.  Febniar  1622.  Der  Priester  Jeronym  Rat^jsky  an  den  Erz- 
bi&chof dd.  20.  Februar  1522. 
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Gleiche  Klagen,  wie  der  Dechaut  von  Leitomis(*hl,  führte  auch  der 
Dechant  von  Aufsig.  Er  beschwerte  sich,  dafs  die  Bürger  sich  an 
Festtagen  aus  der  Stadt  entferüteii  uud  deo  Gottesdienst  in  den  be- 
nachbarten iirotestantischen  Pfiirreu  zu  Tiirmitz,  Schwaden  u.  s,  w. 
besuchten.  Da  sich  der  Ausweisungsbefehl  bis  <iahiii  nur  auf  die 
Pfarrer  der  königlichen  Städte  bezog,  so  konnte  der  Dechant  die  Aus- 
weisung der  „PriUlikanten"  aus  den  genannten  Orten  nicht  beantragen; 
er  begnügte  sich  also,  den  Erzbischof  um  die  Erwirkung  eines  strengen 
Befehls  an  die  Bürger  von  Aulsig  zu  ersuchen,  dals  sie  an  Festtagen 
tmter  sonstigem  Verlust  aller  ihrer  Privilegien  dem  katholischen  Gottes- 
dienst und  den  Prozessionen  beiw<dinen  sollten;  gleichzeitig  sollten 
unter  Strafandrohung  die  benachbarten  Prädikanten  angewiesen  werden, 
keinen)  Fremden  den  Eintritt  in  ihre  Kirclie  zu  gestütten.  Der  Dechaut 
liefs  übngens  auf  eigene  Verantwortung  einem  benachbarten  Prädi- 
kanten eine  solche  Weisung  zukommen,  mufste  aber  die  Erfahrung 
machen,  dais  dieser  sie  nicht  beachtete  und  sogar  seine  Zuhörer  gegen 
die  katholische  (ieistbchkeit  aufreizte.  Auch  ilie  Bürger  von  Aufsig 
erklärten  ihm  zum  Trotz,  je  mehr  er  schreie,  desto  fleiisiger  würden 
sie  den  Gottesdienst  in  der  Nachbarschaft  besuchen.  Der  Dechant 
erschrak  üher  die  gegen  ihn  ausgi  stofsenen  Drohungen  so,  dafs  er 
kaum  seine  Wohnung  zu  verlassen  wagte  und  flehentlich  um  die  Zu- 
schickung  des  oben  erw[ihnten  Befehles  bat,  damit  er  sich  mit  dem- 
selben vor  den  Bürgern  ausweisen  könne.  —  Gröl'seres  Entgegen- 
kommen fand  der  Pfarrer  von  Wolin,  als  er  den  Erzbischof  ersuchte, 
bei  dem  Freiherrn  von  Hiserle  die  Ausweisung  der  auf  dessen  Gute 
befindlichen  Prädikanten  zu  erwirken;  denn  bevor  der  Erzbischof 
diesem  Wunsche  nachkam,  hatte  Hiserle  demselben  bereits  willfahrt'. 
Ein  wichtiger  Schritt  in  der  Durchführung  der  Gegenreformation  ge- 
schah dadurch,  dafs  der  Kaiser  (14.  Juli  1623)  allen  Erwerbern  von 
konfiscicrten  Gütern  für  sich  und  ihre  Erben  die  Verijflichtung  auf- 
erlegte, auf  ihren  Pfarren  nur  katholische  Geistliche  einzusetzen;  die 
Prädikanten  durften  also  nach  diesem  Dekrete  nur  auf  den  Gütern 
jener  Heixen  ihre  Wirksamkeit  unbeanstandet  fortsetzen,  die  in  den 
Händen  von  Protestanten  geblieben  waren  oder  auf  von  Katholiken 
ererbten    (nicht    angekauften    Gütern),    wenn    die    Besitzer    duldsam 


J  Prager  erzbisdiönicbps  Archiv:  M.  J^biinnes  Mif'h«'ly,  Dechant  von  Aufsig 
an  Lohelius  dd.  10.  und  23,  Mai  1622.  P.  Adalbert  H:yek,  Dechant  von  Leitomiscljl 
an  LohcliuH  dd.  19.  Mai  1622.  LahHius  an  den  Pfarrei:*  von  Brüx  d(L  23,  .Tuli 
1622.  Tobias  Reßaiiuti,  Pfiirrer  in  Wolin,  im  Lohelius  dd.  28.  Juli  1Ü22.  Hiserle 
an  den  Erzbischof  dd.  23.  August  1622.  Jobann  Hageliiis  au  den  SekretAr'' 
Adolf  von  Sintzig  dd.  3,  September  1622. 
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waren,  weil  sie  i.  B,  |>rotestaii tische  Frauen  hatten.  Einige  Wocheu 
später  trug  der  Kaiser  dem  Fürsten  von  Liechtenstein  auf,  die  aus 
den  königlichen  Städten  ausgewiesenen  Prädikanten,  die  sich  noch 
ünmer  in  deren  Nähe  aufhielten,  auszuforschen  und  ihre  Vertreibung 
zu  veranlassen.  Der  Füi-st  trug  infolgedessen  dem  Hauptmann  in 
Schlaggenwald  auf,  die  Frädikanten  aus  der  Nacliharschaft  dieses 
Ortes  zu  verjagen,  ihnen  aher  dabei  die  Mitnahme  ihres  Eigentums 
zu  gestatten.  Einen  ähnlii-hen  Wortlaut  hatte  eine  Zuschrift  des 
Fiirsten  an  die  Stadt  Königinhof.  Gerichtliche  Untersuchungen  gegen 
die  Frädikanten  wurden  hiehei  auch  dann  nicht  eingeleitet,  wenn  sie 
ihre  Thätigkeit  trotz  des  V(?rbotes  fortgesetzt  hatten;  man  begnügte 
sich  mit  der  blofsen  Ausweisung  ^  Fragt  man,  aus  welchem  Grunde 
der  Kaiser  nicht  einen  Ausweisungsbefehl  gegen  aUe  I*nidikanten  im 
Lande  erteilte,  da  doch  offenbar  die  ganze  Tendenz  seiner  Mafsregeln 
darauf  hinausging,  so  ist  die  Ursache  wieder  in  den  politischen  Be- 
ziehungen zu  suchen.  Im  Frühjahr  1623  war  der  niedersächsisL'he 
Krieg  entbrannt,  der  sich  auf  ganz  Niederdeutschland  auszudehnen 
und  sonach  die  Vorhersagung  des  Kurfürsten  von  Sachsen  zu  verwirk- 
liehen drohte.  Noch  w niste  man  nicht,  ob  die  ligistischeu  Truppen 
ihrer  Gegner  Hen*  werden  würden  und  ob  nicht  ein  neuer  Angriff 
Bethlens  zu  l>efürchten  sei.  Als  aber  Tilly  tlber  Christian  von  Halber- 
stadt am  %.  August  einen  glänzenden  Sieg  hei  Stadtlohn  erfocht, 
glaubte  man  sich  in  Wien  sicher,  und  nun  fanden  füe  Mahnungen 
Caraffas  wieder  Gehör.  Wie  er  vorher  auf  der  Vertreibung  der  Frädi- 
kanten aus  Frag  und  auf  die  Schliefsung  der  lutherischen  Kirchen 
ohne  Unterlafs  gedrängt  hatte,  so  drängte  er  jetzt  auf  Ausweisung 
aller  Frädikanten  ohne  Ausnahme,  empfahl  aber  zugleich  neuerdings 
die  Befestigung  Frags,  un)  gegen  jeden  etwaigen  Volksaufstand  in 
dieser  Stadt  gesichert  zu  sein.  Da  der  Kaiser  die  mit  der  Befestigung 
verbundenen  Gel  dauslagen  scheute,  so  he  wog  Caraffa  den  Beichtvater 
des  Kaisers,  den  Jesuiten  Becanus,  demselben  die  Anlage  von  Forts 
als  eine  Gewissensptlicht  hinzustellen ,  weil  die  Unterlassung  dieser 
Vorsichtsniafsregel  das  Seelenheil  von  Tausenden  in  Gefahr  setzen, 
ja  violleicht  den  Verlust  des  ganzen  Königreichs  im  Gefolge  haben 
könne.  Infolge  der  Mahnung  seines  Beicfitvaters  beriet  sich  der  Kaiser 
mit  seinen  Geheimräten  und  gab  schlielslich  Albrecht  von  Wald- 
ßtein,  dem  Kommandanten  der  in  Böhmen  garnisonierenden  Tnippen, 


*  Büliniistlies  Statthaltereiarcßiv:  FerdinaDd  aii  Liechtenstein  dd.  14.  Jidi 
und  25.  September  1623.  —  Prager  erzhischöfUclies  ArcJiiv:  Lieehtenstehi  an  den 
Hauj)tiTiaiiD  in  Scilla ggenwald  dd.  2.  ttktober  1623.  Liechtenstein  an  die  Stadt 
Königinhof  dd.  IL  !>•  zember  1623. 
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den  Auftrajr.  ein  Fort  am  Wyschphrad  anzulegen,  zu  welchem  Behufe 
an  300  Häuser  tuigekauft  und  uietlergorissen  werden  raufsten.  Auch 
in  Anseliunp:  der  Prädikanten  gelan^'te  CarafTa  jetzt  zum  Ziele.  Ein 
Dekret,  das  der  Kaiser  im  Monat  September  ausstellte,  wies  sie  alle- 
samt aus  Stadt  und  Land  hinaus.  Infolgedessen  trug  der  Erzbischof 
allen  Dekanen  auf,  ihm  ein  Verzeichnis  derjenifien  Patrone  zusammen- 
zustellen, die  auf  ihren  Gütern  Prädikanten  heherlier^ten  ^ 

Al>er  auch  das  gepfen  sämtliche  Prädikanten  eingeleitete  Verfahren 
Iconnte  nur  von  halbem  Erfolge  begleitet  sein^  wenn  sich  die  zwangs- 
weise Gegenreformation  nicht  auch  auf  die  Laien  weit  bezog.  Selbst- 
verstimdlich  konnte  man  da  nicht  mit  einem  allgemein  lantenden 
Dekrete  auftreten ,  sondern  nuifste  diese  Mafsregel  durch  eine  Reihe 
von  Einzel bevStimmungen  anbahnen.  Der  Erzbischof  Harrach  ujachte 
den  Anfang  damit,  dafs  er  bei  der  Einführung  des  Augustinerordens 
in  die  Wenzelskirche  auf  der  Neustadt  Prags  sämtlichen  Pfarraugehöiigen 
den  Besuch  der  Kirche  anbefehlen  liefs;  den  Grandprior  des  Malteser- 
ordens ersuchte  er,  Trauungen  zwischen  Katholiken  und  Prolestanten 
nur  dann  zu  gestatten,  wenn  der  protestantische  Eheteil  gegen  Hinter- 
legung eines  Pfandes  in  einer  bestimniten  Frist  seinen  Übertritt  versprach. 

Mittlerweile  hatte  Bethlen  trotz  der  Niederlage  des  Halberstädters 
zu  den  Waffen  gegriffen,  die  kaiserlichen  Truppen  nberall  geschlagen 
und  war  bis  Göding  vorgerückt.  In  dieser  Not  mufste  man  es  in 
Böhmen  unterlassen,  das  Deki*et  bezüglich  der  Ausweisung  sämtlicher 
Prädikanten  durchzuführen.  Auch  der  Erzbischof  nmfste  sich  einer 
gröfseren  Verträglichkeit  befleifsigen;  er  gestattete  die  Trauung  Un- 
katholischer  wieder,  ohne  von  ihnen  bestinunte  Versi)rechungen  abzu- 
fordern, und  erlaubte,  dafs  auch  Andersgläubige  unter  Glockengeläute 
bestattet  würden«  Als  Bethlen  sich  zurückzog  und  die  Gefahr  schwand, 
wuchs  der  Mut  des  Erzbischofs  wieder:  er  forderte  die  Bauern  auf 
seineu  HeiTSchaften  bei  höchster  Strafe  zum  Besuch  des  katholischen 
Gottesdieüstes  auf  und  befahl  ihnen,  sich  von  dem  Pfarrer  in  der 
katholischen    Religion    unterrichten    zu    lassen^.     Auch   die   übrigen 


*  Träger  erzbiscbßfliches  Archiv:  Harroch  an  Ferdmand  U.  dd.  14.  Oktober 
1623.  liarrach  im  Lipclitenstein  dd.  11.  öktob«r  1623,  Harrach  an  die  sünntiichen 
Dekane  im  Lande  dd,  16.  Oktolier  1623.  liarrach  an  den  Erssdecbant  von  König* 
gräte  dd,  4.  November  1623.  Sintzig  an  den  Erzliisthof  dd.  20.  Oktober  1623.  — 
Vatikanisches  Archiv:    Relation  Carafffts  dd.  25.  St'pteniber  1624. 

■  Prager  erabischöf liebes  Arcliiv:  Harrach  an  den  Fürsten  von  Liechtenstein 
dd.  19.  Juli  1623.  Harnicb  an  den  Grandprior  des  Malteserordens  dd.  4,  Auj^st 
1623.  Harrach  an  den  Erzdt^chaiit  von  Kömggrätz  dd.  4.  November  1623,  Ilarraeb 
an  den  Pfarrer  in  Klattau  dd.  7,  November  1623.  Harrach  an  den  Hauptniann 
von  lit  cie  dd.  10-  Dezember  1623. 
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katholische»  Eiferer  traten  wieder  hervor,  obenan  selhstverstäiKlHch 
Caraffa,  der  nicht  nur  die  DurchführiHis?  der  bereits  aubefuhleuen, 
aber  später  sistierten  allgemeinen  Ausweisuuji  der  Prädikanten,  sondern 
auch  die  vollstämli^e  DurchfülirouK  di*r  Geiienrefonnation  bei  den 
Laien  anriet.  Letztere  konnte  sifh  natürlich  nicht  Idols  auf  Böhmen 
beschränken,  sie  mufste  auch  in  Mahren  und  Österreich  eifoli^'en,  war 
aber  eben  darum  ein  «]rrofses  Wa^mis;  leicht  konnte  sie  die  Ungarn 
und  Bethlen  abermals  zur  Er^reifiiiitr  der  Waffen  aufreizen  und  sämt- 
liche Frotestantou  in  Deutschland  zur  Verteidigung  ihres  Glaubens 
einigen.  Die  kaiserlichen  Minister  widersetzten  sich  daher  den  Rat- 
schlägen Caraffas;  die  eotsp rechenden  Dekrete  wurden  zwar  ausge- 
arbeitet, aber  im  letzten  Augenblicke  siegte  die  Stantsklugheit,  und 
sie  wurden  nicht  abgeschickt.  Eine  Abschlagszahlung  auf  Caraffas 
Andringen  erföltrte  aber  doch.  Der  Kaiser  traf  eine  Verfl^Lniug,  wo- 
durch dem  Katholicisujus  in  allen  königlichen  Städten  alluülhüch  die 
Olierhaud  gesichert  werden  sollte,  indem  er  befahl,  dafs  in  Zukunft 
nur  Katholiken  in  den  Bürgerverband  aufgentmimcn  wünltni.  Der 
Wortlaut  des  kaiserlichen  Befehls  ermächtigte  aber  den  Statthalter 
vm  Böhmen  wahi-scheinlich  zu  einer  noch  weitergehenden  Auslegung 
desselben;  denn  der  Statthalter  tnig  den  Kaiserrichtern  zugleich  auf, 
alle  jene  Personen  aus  dem  Btlrgerver bände  auszuschlielsen,  die  in 
densell>en  entweder  während  des  Aulstaudes  aufgenommen  worden 
waren,  oder  nachher  ohne  esDgehotte  kaiserliche  Zustimmung  in  den- 
selben Zutritt  gefunden  hatten.  In  Zukunft  sollte  auch  niemand  als 
Erbe  seines  Vaters  der  städtischen  Rechte  geniefsen  dürfen,  wenn  er 
hiefUr  nicht  die  Bewilligung  eingeholt  hatte,  die  nattliiic!i  nur  Katho- 
liken erteilt  werden  durfte.  Der  Kaiser  milderte  später  diese  Be- 
stimmungen dahin,  dafs  er  denjenigen,  die  während  des  Aufstandes 
das  Bürgerrecht  erlangt  hatten»  den  Genuls  desselben  unter  der  Be- 
dingung gestattete,  dafs  sie  katholisch  würden.  Diese  Begünstigung 
bewirkte,  dafs  zwar  viele  ihre  Bekehning  in  Aussicht  stellten,  den 
entscheidenden  Schritt  aber  solange  als  möglich  verzögerten*  Der 
Statthalter  befahl  daher,  dafs  alle  jene,  die  bis  zum  25.  Juli  nicht 
katholisch  geworden  waren,  ihres  Bürgerrechtes  verlustig  gehen  sollten 
und  ihre  Geschäfte  zu  schlielsen  hätten.  Diese  Drohung  hatte  natür- 
lich bei  den  meisten  die  erwartete  Folge  K    Auch  der  Erzbischof  trat 


*  Böhmisches  Statthaltereiarchiv:  Liechtenstein  an  Martinitz  dd.  12.  Januar 
1624.  Liecliti'nstein  an  die  Neustadt  Prag  dd.  IJO.  Mürz  1624,  Lieditensteiii  an 
die  ytiidte  Böhmens  dd.  12,  April  1624,  Ferdinand  an  Liechtenstein  dd.  22»  April 
1624*  Liechtenstein  an  den  Kaisemcbter  und  den  Bürgermeister  der  Neustadt 
Prag  dd.  6.  Mai  1624. 
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Jetzt  noch  ßtreoger  als  früher  auf.  Er  trufr  den  Pfarrern  auf  der 
Herrschaft  Wittiogau  aiit  alle  ketzerischen  Bücher  auszuforschen  und 
zu  verbrennen,  er  verbot  die  Trauun^'eu  zwischen  Katholiken  und 
Protestanten  ganz;  nur  dann,  wenn  beide  Teile  katholisch  seien  und 
vorher  gebeichtet  und  konimuniciert  hätten,  dürften  sie  getraut  werden. 
Kein  Ein|;j:epfarrter  sollte  an  Sonn-  und  Festtagen  seinen  Wohnort 
verlassen,  er  habe  denn  früher  dem  Gottesdienste  beigewohnt;  den 
Statthalter  ersuchte  er  nicht  blofs  um  die  Ausweisung  aller  in  Böhmen 
sich  aufbauenden  I'rädikanten,  von  denen  er  ihm  uarh  den  Mitteihmgeu 
Beiuer  Pfarrer  ein  vollständiges  Verzeichnis  zuschickte,  sondern  auch 
um  die  Bestrafung  aller  jener,  die  ihnen  heiudicb  oder  öffentlich  eine 
Unterkunft  paben.  Der  Druck,  der  jetzt  auf  den  Anhäujzeni  der 
Reformation  in  Pra^  lastete,  war  so  frrofs,  rials  die  in  Prag  ansässigen 
hitherisi'hen  Deutscheu  auszuwandern  beschlossen  und  den  Kurfüi-sten 
von  Sachsen  um  ihre  Aufnahme  ersucjiten,  ein  Gesuch,  das  dieser  zu 
erfüllen  sich  bereit  erkläite^ 

Als  Caraffa  wieder  darauf  (lrau^^  mit  der  allgemeinen  \'ertreibung 
der  Prädikanten  endlich  Ernst  zu  machen,  verwiesen  ihn  die  Wiener 
Staatsmänner  auf  den  Augenblick,  wo  die  damals  in  Schleusingen 
jirojektierte  ZusamTtienkuuft  der  Kurfürsten  von  Sachsen  und  Bayern 
vorüber  sein  würde.  Bei  dieser  Zusammenkunft  sollte  Kursachsen  die 
neue  Kurwürde  Bayerns  anerkeuiieii  und  sonach  dem  Beschlufs  des 
Ile^M'nsbyrger  T)eputatioustages  seine  nacliträgliche  Anerkennung  zu 
Uul  werden  lassen.  In  Wien  wollte  man  dieses  Resultat  uicht  in 
Frage  stellen,  und  deshalb  vertröstete  man  den  päpstlichen  Nuntius 
wieder  auf  sjiätere  Zeiten.  Allein  sein  Eifer  war  nicht  mehr  zu 
jcUgelu :  bei  keinem  seiner  Ratschläge,  die  der  Kaiser  bisher  ausgeführt 
hatte,  waren  die  prophezeiten  üblen  Folgen  eingetreten,  weshalb  sollte 
dies  also  jetzt  der  Fall  sein?  An  dem  neuen  kaiserliclien  Beichtvater, 
dem  Jesuiten  Lamormain,  der  nach  dem  Tode  des  Becanus  dies  Amt 
angetreten  hatte,  fand  er  womöglich  einen  nocli  grölseren  Eiferer  als 
er  selbst  war.  Gleich  nach  Antritt  seines  Amtes  empfahl  Lamormain 
dem  Kaiser  über  die  Durchführung  der  totalen  Reform  in  Böhmen 
eiMg  nachzudenken  und  sich  biefllr  durch  den  Empfang  der  Kommunion 
vorzubereiten.  Nachdem  Ferdinand  dies  gethiin,  entfernte  sich  sein 
Beichtvater  auf  vier  Tage  ins  Jesuitenkollegium,    um  dort  für  den  Er» 


'  Prager  errbischöf liehe»  Archiv:  Harrach  an  die  Pfarrer  auf  der  Herrschatt 
Wittiniraii  dd.  17.  .Innuar  1624,  llarrach  an  den  Dechant  von  Brüx  dd.  26-  Jatiaar 
1624.  llari-ach  an  Liechtenstein  dd.  19.  April  1624.  —  Sächsisches  Staatsarchiv : 
iHe   denischen  AiüiAiig«r  der  Augtburger  Konfession  in  Prag  au  den  Kurfiirstea 
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folg  seines  Uatschlagos  zu  beteu.  Als  or  wieder  mit  dem  Kaiser  zu- 
sainmeiitrnf,  erklärte  ihm  dieser,  dafs  der  heilige  Geist  \\m  iiacli  dem 
Empfang  der  Komnmnion  erleuchtet  und  angewiesen  habe,  allen  Rat- 
schlägen seines  Beichtvaters  ohne  jeden  Widei-spruch  nachzukominen  \ 

Die  Folge  dieser  Plrleuchtung  und  Weisung  waren  zwei  Dekrete 
von  einschneidender  Bedeutung.  Das  eine  wurde  in  doppelter  Aus- 
gabe am  18.  Mai  unterzeichnet  und  war  in  der  einen  Fassung  an  den 
EryJiischof  und  in  tler  anderen  an  den  Statthalter  gerichtet:  dem 
ersteren  trug  es  auf,  den  ketzerischen  Predigt-rn  nachzuspüren,  dem 
letzteren  hilfreiche  Hand  hiehei  zu  leisten.  Zwei  Tage  spfiter  unter- 
zeichnete der  Kaiser  ein  Dekret,  welches  auch  den  Adel  in  den  Kreis 
der  gegenretbrniatorischen  Bestrebungen  einbezog.-  Kein  Ketzer  sollte 
sich  mehr  der  Landtafel  bedienen  dürfen,  es  durften  fortan  Protestanten 
weder  Kaufe  imeh  Verkäufe,  weder  Cessionen  noch  Erhteihmgen  und 
Testamente  in  die  Landtafel  eintragen  lassen.  Der  Übergang  der 
Güter  eines  protestantischen  Edelmannes  auf  dessen  Kinder  war  da- 
mit, wenn  letzterer  nicht  den  Glauben  wechselte,  unmöglich  gemacht. 
DaJ's  der  Kaiser  am  gleichen  Tage  auch  die  Erteilung  des  Incolats  an 
Protestanten  verbot,  war  nur  eine  notwendige  Folge  dieses  Befehls. 
Zugleich  wurden  alle  jene,  die  an  ausländischen,  jjrote  stau  tischen  Uni- 
versitäten ihren  Studien  oblagen,  unter  Strafandrohung  zur  Rückkehr 
aufgefordert. 

Als  die  Nachncht  von  diesen  Verfügungen  nach  Rom  gelangte, 
erliefs  der  Papst  ein  eigenes  Breve  an  den  Kaiser,  um  dessen  Eifer 
zu  beloben;  die  Propaganda  aber  trug  in  enthusiastischen  Worten  dem 
^Nuntius  auf,  bei  der  ereten  sich  darbietenden  Gelegenheit  dem  Kaiser 
den  innigsten  Dank  für  seine  llandlungsweise  auszusprechen,  Ferdi- 
nand galt  ihr  fortan  als  ein  zweiter  Constantin  und  Tlieodosius^, 

Zur  Durchführung  der  Gegenreformation  genügte  selbstverständ- 
lich die  Erlassung  der  geschilderton  Dekrete  nicht,  man  mufste  auch 
ihre  Durchführung  energisch  in  die  Pland  nehmen,  Anfangs  suchten 
die  „Politiker"  unter  den  hohen  Beamten  wenigstens  das  zu  bewirken, 
dafs  die  Reform  in  jenen  Landesteilen,  die  nahe  an  Sachsen  liegen, 
aufgeschoben  werde;  allein  die  Eiferer  kehrten  sich  nicht  an  diese 
Vorsieht,  und  über  Auftrag  des  Grafen  Martinitz  begann  man 
mit  der  Vertreibung  der  Prädikanten  gerade  auf  den  Gütern  des 
Wilhelm  von  Kinsky,   die  an  der  sächsichen  Grenze  lagen.     Um  die 


i02i. 


*  Votikanisclies  Archiv:  Relatioo  Caraffas  d<J,  25.  Septeiid>er  1624. 

*  ll<ilation  CaraftM  am  25.  September  1624.  Benclite  der  PropaganfUi,  Prot*>- 
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dd.  13.  Juli  und  81.  August  1624. 
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Austreibung  iu  oin  festes  System  zu  biinfieu,  ernannte  man  für  diesen 
Zweck  eine  Anzahl  GeiieralvisitHtoreo,  Soweit  es  bekannt  ist,  waren 
dies  für  den  Leitmeritzer  und  Schlaner  Kreis  P.  Hieronymus  Lappius, 
General \isitator  des  Minoritenordens  iu  Deutsehland ;  für  den  Bunz- 
lauer,  Königgriitzer  und  Chrudimer  Kreis  der  Minoriteniirdenspriester 
und  Rektor  des  Prs^jer  Minoritenkolle^iunis  bei  St.  Jakob,  P.  Michael 
Mantilla;  fär  den  KouHmer  und  Cdslauer  Kreis  der  Doniinikanermöucb 
liud  Prior  des  Prager  Agnesklosters  P.  Ilyacinth  Stiegler  und  für  den 
Rakonitzer,  Saazer  und  ;Elhogener  Kreis  der  Doniinikanennöneh 
P.  Gecir^'  Landlierr  (die  anderen  Visitatoren  sind  nicht  bekannt).  Für 
ihr  Verbalten  wurde  ihnen  eine  genaue  Instruktion  erteilt;  denn  sie 
sollten  nicht  blofs  niederreifsen ,  sondern  auch  aufbauen,  nicht  Idofs 
dem  Priidikantenwesen  und  dem  alten  Gottesdienste  ein  Ende  machen, 
sondern  auch  die  verwaisten  Kirchen  mit  neuen  Geistlichen  versehen 
und  für  den  Gottesdienst  die  nötige  Vorsorge  treffen.  Der  Instruktion 
pemMs  läefsen  sich  die  Visitatoren ,  bevor  sie  sich  von  Prag  auf  ihre 
Posten  begaben,  vom  Erzbischof,  dem  Statthalter  (Liechtenstein)  und 
dem  kommandierenden  General  von  Böhmen  (Aihrecht  von  Wablstein) 
Patente  (die  offenbar  ihre  Befugnisse  erörterten)  und  Empfehlungs- 
briefe an  die  Kreishauptleute  ausstellen.  Auch  nahmen  sie  Empfehlungs- 
briefe an  jene  Personen  mit,  die  in  den  ihnen  zugewiesenen  Kreisen 
und  königlichen  Städten  die  vornehmste  Rolle  spielten. 

Im  Ki-eise  angelangt,  sollte  der  Visitator  den  Kreishauptmann 
besuchen,  ihm  seine  Aufträge  mitteilen  und  dann  sämtliche  Pfarrer 
und  sonst  im  Kreise  befindlichen  Geistlichen  und  einen  oder  den  anderen 
mächtigen  Gutsbesitzer  zu  einer  Beratung  berufen.  In  kluger,  freund- 
licher und  wohlwollender  Weise  sollte  er  die  Versamndung  anreden 
und  die  Schwankenden  für  die  katholische  Kirche  zu  gewinnen  suchen, 
täglich  während  der  Dauer  fler  Versamndung  die  Messe  lesen  und 
eine  Predigt  halten.  Mit  Hilfe  der  Anwesenden  hatte  er  ein  Ver- 
zeichnis sämtlicher  Pfarrkirchen  im  Kreise  zusammenzustellen,  sich  zu 
erkundigen,  welche  unter  das  Patronat  eines  Ketzers  gehörti^n^  ob  sieh 
nicht  hie  und  da  ein  Prädikunt  aufhalte,  auch  insireheim  Nachricht 
über  die  Lebensweise  der  einzelnen  Pfarrer  einzuliolen,  und  ob,  im 
Falle  sie  entfernt  werden  müfsteo»  leicht  ein  Ersatz  für  sie  zu  finden 
sei.  Da  durch  die  VertreihuuLr  der  Prädikanten  die  übergi*ofse  Mehr- 
zahl der  Pfarreien  wegen  Manu^els  katholischer  Geistlicher  unbesetzt 
bleiben  iimfste,  hatte  er  jene  Orte  zu  bestimmen,  an  denen  unbedingt, 
ein  Pfarrer  residieren  mufste,  zu  dem  dann  die  voiliUifig  noch  ver- 
waisten Pfarren  ihre  Zuflucht  zu  nehmen  hätten.  Doch  wurde  dafür 
gesorgt»  dafs  in  jenen  Orten,  die   mit  keinem  Geistlichen  versehen 
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werden  konnten,  nicht  aller  GoUes<ii«^nst  aufhöre:  ein  vertrauens- 
würdiger Laie  bekam  den  Auftrapr,  nach  einer  ihm  übergebenen^  ge- 
druckten Vorsclirift  zu  taufen,  an  Fostta^en  die  JuiZf-nd  in  tler  Kirche 
zu  katechisiereu  und  di</  Toten  m  besüitten.  Die  durch  fien  Visi- 
tator vorgenommene  Anstellung  der  Pfarrer,  zu  der  die  naclitrilgliche 
Gutheifsung  des  Erzbischofs  eiufjeholt  werden  mufste,  sollte  dem  Pa- 
tronatsrecht  der  Hen*schaftgbesitzer  keinen  Eintrag  thun,  sondern  als 
eine  Mafsregel  angesehen  werden ,  von  der  man  wegen  der  jetzigen 
Not  nicht  Uin^'ant:  nehmen  konnte.  Der  Visitator  betraute  auch  einen 
der  tüchtigsten  Geistlichen  mit  der  Aufsicht  lil»er  die  übrigen  Pfarrer 
des  Kreises.  Zugleich  trug  er  auch  Sorge  dafUr,  dafs  ein  genaues 
Verzeichnis  über  den  Besitz  und  das  Einkomnien  jeder  Pfarre  an- 
gefertigt werde.  Zur  Besorgung  dieses  unifassendeii  Wirkungskreises 
wurden  den  Visitatoren  zwei  Gehilfen  zugeteilt,  ein  Prediger  und  eiue 
zweite  Person,  welche  die  weltlichen  Geschilfte  besorgte.  Die  In- 
sti'uktion  trug  dem  Visitator  zweimal  ein  glimpfliches  Vorgehen  auf: 
er  wird  zuerst  gemahnt  ^  die  Entfernung  der  Pradikanten  von  jenen 
Kirchen,  in  deren  Besitze  sie  noch  seien,  mit  „möglichster  Liebe  und 
Güte*  zu  veranlassen,  mid  später  ilun  aus  Herz  gelegt,  bei  der  ihm 
übertragenen  kirchlichen  und  ijolitiscbeu  Mission  wohlwollend  vor- 
zugehen und  alle  Jene  Fälle ,  wo  ein  strengeres  Auftreten  nötig  sein 
sollte,  *lem  Erzbischof  und  den  weltlichen  Behörden  vorzubehaltend 
Der  Statthalter  ebnete  die  Wege  der  Visitatoren,  indem  er  alle 
Bewohner  des  Landes  zum  Gehorsam  gegen  ihre  Verfügungen  mahnte. 
Den  Kreishauptleuten  tnni  er  auf,  nach  allen  Pradikanten  in  ihrem 
Amtsgebiete  zu  fahnden,  da  wo  sie  noch  ihre  Funktionen  übten,  die 
Gutsherren  zu  ihrer  unverweilten  Ausweisung  aufzufordern,  die  Pradi- 
kanten selbst  nicht  blofs  zur  Einstellung  ihrer  Thätigkeit,  sondern 
auch  zum  Übertritt  zur  katholischen  Kirche  zu  mahnen,  da  mau  sie 
sonst  im  Verdacht  der  Unruhestiftung  haben  würde.  Wer  dieser 
Auffordeniög  nicht  folgen  würde,  solle  binnen  sechs  Wochen  bei 
sonstiger  köi-perlicher  Strafe  und  Güterkonhskation  das  Land  räumen'. 


*  Präger  erKbijächÖfliches  Archiv:  Secreta  instnictjo  pra  generalibus  TisitatoriUua 
iü  distratu  Bohemiit*  refonnationis  causa  dtüputündts.  Formiüa  commissionis  quie 
cuilibet  pro  visitalione  deputato  ab  archiepiscopn  dutJi  fuit  dd.  5.  August  1624. 
Nomina  visitatonmi  gcneraliuni  in  siögulis  diBtrictibiis  deputandorum.  Die  bo- 
zeii-hnende  Stelle  der  Instruktion  lanlct  also:  „Effective  majori,  qua  fifiri 
polest,  heiiignitate  omnes  praxlitantes  amovebit  (visitator  generalis),  si  qui 
residui  sunt,  ab  omni  BdministnitionR  ecdesiastica". 

*  Bökmisibes  Statthaltereiarchif:     Liechtenstein    an   die   Bewohner  Böhmens 
dd.  9.  August  1624. 
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Diejenigen  Gutsherren,  die  den  Prädikanten  weiter  Unterschlupf  ge- 
währen würden,  sollten  angezeigt  werden.  Man  sieht  aus  diesem  Auf- 
trage Liechtensteins,  dafs  er  weit  davon  entfernt  war,  gegen  die  Prädi- 
kanten, auch  wenn  sie  ihr  Amt  aufgaben,  mit  Freundlichkeit  und  Güte 
vorzugehen.  Thatsächlich  nahmen  sich  die  Visitatoren  nicht  die  in 
ihrer  Instruktion  aufgetragene  Milde,  sondern  die  von  Liechtenstein 
den  Kreishauptleuten  erteilten  strengen  Weisungen  zum  Muster,  zu- 
mal sie  fanden,  dafs  die  Prädikanten  sich  nicht  vor  ihnen  beugten, 
und  ebensowenig  das  Volk  zu  ihnen  Zutrauen  fafste.  Der  König- 
grätzer  Kreishauptmann  bereitete  sie  übrigens  auf  die  Schwierigkeiten 
vor,  die  ihnen  bevorstanden.  Als  er  die  Liste  der  Prädikanten,  die 
sich  in  seinem  Kreise  aufhielten,  an  den  Statthalter  einschickte,  be- 
merkte er,  dais  die  katholische  Geistlichkeit  zu  keinen  kirchlichen 
Funktionen,  weder  zu  Taufen  noch  Eheschliefsungen  berufen  werde, 
weil  die  Prädikanten ,  denen  das  Vertrauen  des  Volkes  ungeschwächt 
zur  Seite  stehe,  solche   heimlich  und  öffentlich  besorgten'. 

Die  Berichte  der  Visitatoren  bestätigen  diese  Angabe  vollinhalt- 
lich. Als  P.  Stiegler  den  KouHmer  Kreis  bereiste,  fand  er,  dafs  die 
Prädikanten  noch  überall  ihre  Thätigkeit  ausübten ;  er  riet  daher  nicht 
blofs  ihre  Entfernung  von  den  Orten  ihrer  Wirksamkeit,  sondern  ihre 
vollständige  Vertreibung  aus  dem  Lande,  wenn  sie  nicht  Katholiken 
würden.  Er  verlangte  auch,  dafs  die  Gutsverwalter,  die  auch  bei 
katholischen  Herren  gröfstenteils  protestantisch  waren,  unter  Straf- 
androhung angehalten  werden  sollten,  die  widerspenstigen  Prädikanten 
gefangen  zu  nehmen  und  nach  Prag  einzuliefern.  Man  sieht,  Stiegler 
schlug  ungefähr  dasselbe  Verfahren  vor,  das  Liechtenstein  schon  einige 
Tage  vor  seinem  Gutachten  angeordnet  hatte.  Stiegler  giebt  auch 
Nachrichten  über  die  fortdauernd  geringe  Zahl  katholischer  Priester. 
Im  Kourimer  und  öäslauer  Kreis  gab  es  deren  nur  fünfzehn,  in  der 
Stadt  Kouf'im  selbst  war  keiner.  Stiegler  stellte  auch  Anträge ,  be- 
treffend den  künftigen  Unterhalt  der  katholischen  Pfarrgeistlichkeit. 
Die  Pfarrer  waren  zum  Teil  auf  den  Zehent,  zum  Teil  auf  die  frei- 
willigen Gaben  der  Gemeinde,  zum  Teil  auf  den  Ertrag  des  Pfarr- 
gutes gewiesen.  Die  beiden  ersten  Quellen  drohten  jetzt  zu  versiegen, 
und  so  beantragte  er,  dafs  zur  Ergänzung  der  Pfarrdotation  ein  Teil 
der  Güter  der  Armenhäuser  verwendet  werden  sollte.  Er  teilte 
schliefslich  den  Koufimer  und  Öttslauer  Kreis  in  22  Bezirke,  in  welchen 
die  vorhandenen  katholischen  Geistlichen  samt  einigen  herangezogenen 

'  Böhmiachcs  Statthaltcreiarchiv :  Der  Köuiggrätzer  Kreishauptmann  Ott  von 
Oppersdorf  an  Liechtenstein  dd.  8.  August  1624. 
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Mönchen  die  Seelsorge  üben  sollten.  Jeder  dieser  neuen  Pfarrer  ver- 
waltete ungrefölir  sechs  bis  acht,  ja  die  von  Böhmisch  Brod  und  Seelau 
sogar  je  13  PfarrspreufjeP, 

Der  Visitator  des  Leitmeritzer  und  Schlaner  Kreises,  P.  Lappius 
aus  Bologna,  begann  seine  Thätij^keit  danjit^  dafs  er  in  einer  lateini- 
schen Proklamation  auf  den  Unterschied  zwischen  der  Blüte  Böhmens 
zur  Zeit  Karls  IV.  und  der  jetzi«^en  Verwüstung  hinwies,  die  letztere 
als  die  Folge  des  Abfalls  vom  Glauben  erklärte  und  daraus  die  Not- 
wendigkeit der  Umkehr  ableitete^.  Die  Proklamation  zeigte,  dal's 
ihr  \'ei'fasser  belesen  war,  prächtige  Phrasen  zu  drechseln  wul'ste, 
aber  mit  der  Not  des  Volkes  kein  Erbamieu  hatte.  Im  Anfange 
seiner  Thätigkeit  begegnete  er  keinen  auffallenden  Schwierigkeiten; 
anders  wurde  es  jedoch,  als  er  auf  die  Güter  des  Herrn  Wilhelm 
Kinskv  kam,  der,  obwohl  Protestant,  sich  im  Besitz  seiner  Güter  er- 
halten liatte,  weil  es  ihm  gelungen  war,  sein  Verhalten  während  des 
Aufstandes  zu  entschuidigeu.  Als  ihn  P.  Lappius  zur  Ausweisung  der 
Pradikanten  aufforderte,  zeigte  er  sich  über  diese  Aufforderung  höch- 
lich entrüstet  und  erklärte,  er  begreife  nicht,  wie  man  so  mit  ihm 
umgehen  könne,  da  er  dem  Kaiser  stets  treu  gebliehen  sei,  und  der- 
selbe ihm  mündlich  versprochen  habe,  keine  Gewalt  gegen  Auders- 
gllluljige  auzuwemlen.  Er  glaube  deshalb  nicht,  dals  sein  Besitz  dem 
allgemeinen  Ausweisungsbefehl  unterworfen  sei ;  seien  seine  bisherigen 
Prediger  Rehellen ,  so  wedle  er  sie  nicht  schützen ,  verlange  aber  an 
deren  Stelle  die  Zulassung  anderer.  Da  die  !>öli mische  Kammer  Be- 
fehle oline  Vorwissen  des  Kaisers,  ja  selbst  ohne  Vorwissen  des 
Fürsten  Liechtenstein  ergehen  lasse ,  so  werde  er  sich  nur  einem 
direkten  kaiserlichen  Befehl  fügen.  Erhalte  er  einen  solchen,  dann 
wolle  er  denselben  seinen  Predigr^rn  vorweisen  und  sie  zum  Verlassen 
des  heimischen  Bodens  auffordern;  dann  würde  aber  auch  aller  Welt 
klar  sein,  dafs  er  als  inniger  Anhänger  der  Augsburger  Konfession 
nur  dem  Zwange  gehorche.  Lappius  erwiderte,  dafs  die  von  Kinsky 
gerühmte  Treue  gegen  den  Kaiser  am  besten  aus  einem  raschen 
und  pünktlichen  Gehorsam  ei-sichtlich  sein  wtlrde,  seine  Zögerung 
aber  gebe  zu  seltsamen  Vermutungen  Anlafs.  Ob  er  vielleicht  bei 
der  Nähe  Sachsens  und  hei  der  befestigten  Lage  seines  Schlosses  auf 
gewaltsamen  Widerstand  sinne,  ohne  zu  bedenken,  dafs  sein  Beispiel 
auch  andere  zur  Nachahmung  aufreizen  würde,   und   dafs  dann  die 


'  Prnger  ei-zbischöriiches  Archiv:    R   Hyadnth  Stiegler  an  den  Erzlüschof, 
zwei  Brieie  dil.  12,  August  und  Briolo  dd.  26.  August,  7,  und  12.  Sfiptember  1624. 

*  Präger    erzbischöfiiches  Archiv:      Pateutes    Hieronymi    Lappii   a 
dd,  20.  August  1624. 
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kaiserliche  Gnade  plötzlich  ein  Ende  nehmen  könnte?  Kinsky  ver- 
hehlte sich  nicht  die  Gefahr,  die  ihm  ein  längerer  Widerstand  bereiten 
konnte,  und  da  Lappius  drohte,  er  werde  augenblicklich  sein  Amt 
niederlegen,  da  Kinsky  ihn  in  der  Ausübung  desselben  hindere ^  und 
nach  Prag  zurückkehren ,  so  ersuchte  er  ihn,  dies  nicht  za  thun;  er 
wolle  gehorchen,  wenn  eine  Antwort  vom  Fürsten  von  Liechtenstein 
auf  seine  ihm  zugeschickte  Anfrage  einlangen  würde.  Würde  ihm 
derselbe  mitteilen,  dafs  der  Kaiser  mit  ihm  keine  Ausnahme  machen 
wolle,  so  sei  er  zum  Gehorsam  bereit.  Thatsächlich  langte  bald 
darauf  ein  Schreiben  des  Statthalters  ein,  in  welchem  er  Kinsky  be- 
nachrichtigte, dafs  er  seine  Anfrage  dem  Kaiser  zur  Kenntnis  gebracht 
habe,  dieser  aber  unbedingten  Gehorsam  verlange.  Kinski  sollte  also 
alle  Pradikanten  ohne  Ausnahme  abschaffen,  selbst  solche,  die  sich 
etwa  in  seinen  Gütern  angekauft  hatten,  ihren  Lebensunterhalt  also  als 
Bauern  oder  Handwerker  gewinnen  wollten  ^  Lappius  gelang  es, 
während  seiner  Reise  einen  Prädikanten  zur  öffentlichen  Abschwöning 
seines  bisherigen  Bekenntnisses  zu  bew^en.  Während  der  Akt  mit 
möglichster  Feierlichkeit  in  Leitmeritz  vollzogen  wurde,  stellte  sich 
ein  anderer  lYädikant  vor  der  Kirche  auf  und  erklärte,  den  Abtrünnigen 
ermonien  zu  wollen,  wenn  man  ihm  beistehe.  Lappius  beantragte  die 
exemplarische  Bestrafung  des  Ruhestörers;  wahrscheinlich  wurde  er 
gepeitscht  und  dann  des  Landes  verwiesen'. 

Der  Visitator  des  Jungbunzlauer ,  Chrudimer  und  Königgrätzer 
Kreises,  P.  Mantilla,  begann  seine  Wirksamkeit  damit,  daüs  er  auf 
die  Ausweisung  aller  Prädikanten  und  ihrer  Frauen,  sowie  auf  die 
Versi^elung  aller  Häuser,  wo  häretische  Versammlungen  abgehalten 
wurden,  antrug.  Er  berief  nach  Jungbunzlau  alle  Pfarrer  dieses 
Kreises,  verteilte  unter  sie  die  Pfarren  in  ähnlicher  Weise,  wie  dies 
F.  Stiegler  gethan,  und  beriet  mit  ihnen  über  eine  strenge  und  un- 
eigennützige Führung  ihres  Amtes'.  Für  das  Ausspenden  der  Sakra- 
mente sollte  kein  Lohn  in  Anspruch  genommen,  die  ketzerischen  Schul- 
meister sollten  sobald  als  möglich  aus  den  Schulen  entfernt,  kein  Ketzer 
kirchlich  bestattet  und  nur  Katholiken  getraut  und  dafür  Sorge  ge- 
tragen werden,  dafs  an  Sonntagen  kein  Markt  gehalten  und  keine 


*  Prager  enbischöfliches  ArthiT:  Lappius  an  den  Erzbischof  (ohne  Datum). 
Liechtenstein  an  WiUielm  Kinski  dd.  20.  August  1624. 

*  Böhmisches  StatthaltereiarchiT :  Lappius  an  den  Ercbischof  dd.  1.  September 
1624.    Wilhehn  von  Lobkowitz  an  den  Sutthalter  dd.  2.  September  1624. 

'  Pnger  orxbischöfliches  ArchiT:  F.  MantiUa  an  den  Enbischof  dd.  23.  August 
1624.  Couolusa  per  convocationem  den  districtos  Xeoboleslaviensis  dd.  24.  August 
1624. 
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körperliche  Arbeit  venichtet,  an  Fasttagen  kein  Fleisch  gejjjessen 
wenle.  Die  Pfarrer  selbst  sollten  Ordnun*?  und  Sitte  wahren,  alle 
drei  MüoiUe  belichten;  im  Unterlassun^falle  sollten  sie  mit  10  Thalern 
Strafe  bele^'t  werden.  Kein  Pfarrer  sollte  eine  Konkubine  liei  sonstiger 
Strafe  von  200  Thalein  bei  sich  haben.  In  weiterer  Ausführung  seiner 
Aufträge  gelangte  Mantüla  in  den  Chrudinier  und  Königgrätzer  Kreis. 
Hier  machte  er  dieselbe  Erfahrung,  wekhe  sein  Kollege  La|ipius  in 
Teplitz  geniaelit  hatte.  Auf  den  Gütern  Karls  von  Zerotm  und  des 
Herrn  von  Tn^ka  walteten  die  Prädikanten  trotz  aDer  kaiserlichen 
Befehle  offen  und  ungehindert  ihres  Amtes.  Tr<^ka  war  ein  Schwager 
Waldsteins  und  mufste  deshalb  rücksichtsvoller  behandelt  werden; 
Zerotm  hatte  wegen  seiner  Treue  ge^^f^n  das  Kaiserhaus  im  Jahre 
1019  die  ärgste  Verfolgiuig  von  Seite  der  AufstäDdischen  erdulden 
müssen;  man  mufste  deshalb,  wenn  man  sich  nicht  der  ärgsten  Uu- 
dankbarkeit  schuldig  machen  wollte,  auch  gegen  ihn  Schonviug  und 
Böcksicht  walten  lassen.  Dies  füldten  auch  die  Kreishauiitleute,  und 
als  Mantilla  sie  zur  Ausweisung  der  Pradikanten  aus  den  Gütern 
Zerotfns  aufforderte,  erklärten  sie,  ohne  speciellen  Auftrag  des  Statt- 
halters öichtjs  thun  zu  wollen,  Mantilla  ersuchte  deshalb  den  Erz- 
bischof, die  nötigen  Befehle  bei  Liechtenstein  zu  erwirken.  Mittler- 
weile besuchte  er  die  Pfarrkirche  in  Morasic,  welches  zu  einem  der 
Güter  des  Herrn  von  Zerotm  gehörte,  und  versiegelte  diis  Eingangs- 
thor, luii  dem  Pradikanten  fortan  den  Zutritt  in  dieselbe  zu  wehren. 
Als  ZeroWo  davon  Kunde  bekam ,  eilte  er  herbei .  rils  die  Siegel  ab 
und  fühlte  den  Pradikanten  wieder  feierlich  ein,  so  dafs  dieser  auch 
fernerhin  alle  geistlichen  Funktionen  nicht  Idols  unter  den  zu  seinem 
Pfarrsprengel  gehörigen  Leuten,  sondern  auch  unter  der  bt*nachbarten 
Bevölkerung  verrichtete.  Da  Zerotin  auch  in  Brandeis  au  der  Elbe, 
wo  er  damals  seinen  Sitz  aufgeschlagen  hatte,  Pradikanten  hegte  und 
so  sich  offen  den  kaiserlichen  Anordnungen  widersetiste,  begnügte  sich 
Mantilla  nicht  mit  der  an  den  Erzbischof  gerichteten  Klageschrift, 
sonder»  forderte  auch  den  Kaiser  zur  Beseitigung  derartiger  Uu-* 
gehörigkeiten  auf.  Habe  er  glücklich  seine  Widersacher  mit  dem 
Schwerte  bekämpft  und  die  Anführer  iriü  dem  Tode  bld'sen  lassen, 
so  möge  er  auch  weiterhin  standhaft  sein  und  die  kirchliche  Äuktorität 
wieder  herstellen  ^ 


*  Prager  erzbischöfhches  Archiv;  Der  Decliiint  von  lieichs<tatU  au  den  Erss- 
bischof  d(l.  2.  NovemluT  1624.  Michael  Mantilla  a  l>rei>ano  an  den  Embischof 
dd.  1<>.  und  24.  Septeoibcr  und  26.  Oktober  1624.  Mantillii  an  den  Kaiser  dd. 
26,  Oktober  1624. 

Gindely,  Gefenrf formal ioti  in  Bdlimoii.  14 
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Die  Erfolge  der  Visitatoren  wurden  übrigens  uiclit  blofs  diii'di 
ikn  nflfeut'ii  Wiflerstnnfl  einiger  Herrsdiaftsbesitzt^,  sondern  auch  durcli 
NnrltsiHit  mtcr  Mitschuld  der  amtlichen  Organe  seihst  heeinträchtigt. 
Berieb  tele  doch  der  Ctlslauer  Kreishaiiptmann  au  Liechtenstein  trotz 
notdiischer,  ^'egenU'ili^er  Thatsaehen,  dafs  er  auf  seinen  Gütern  keinen 
Tnldikanteu  beherbergte.  Die  Klagen  der  Bergstiirite,  die  der  Au^^s- 
burger  Konfession  anhingen  und  ihre  Frädikanten  itielit  ausweisen 
wollten,  weil  sie  dann  ohne  jede  Seelsorge  bleiben  würden,  hatten 
den  Erfolg,  dalk  es  zwar  bei  der  Ausweisung  der  Frädikanten  verblieb, 
aber  ihnen  doch  gestattet  wurde,  in  ihren  Kirchen  zu  singen  und  die 
Begräbnisse  in  liisheriger  Weise  abzuhalten.  Seiiistverstündlich  wurde 
ihnen  anbefohlen,  nur  katholische  Lieder  zu  singen,  aber  bei  der 
mangelhaften  Kontrolle  blieb  dieser  Befeld  unbeachtet.  Die  Bergstädte 
Platten,  Gottesgab  und  Joachimsthal  ersuchten  den  Kuifüj-sten  von 
Sachsen  um  Schutz,  aber  erfolglos'.  Selbst  auf  der  Heri*schaft  Leito- 
niischl,  die  der  Frau  des  Kanzlers  gehörte,  fand  Mantilla  die  Dinge 
nicht  so,  wie  er  gewünscht  liatte.  Die  Bürger  von  Leitouiischl  be- 
suchten den  Gottesdienst  der  Frädikanten  und  der  herrscliaftliche 
llauptinann  wollte  über  sie  ohne  ausdrücklichen  Auftrag  seiner  Herrin 
keine  Strafe  verhängen.  Mantilla  wünschte,  dals  sich  der  Erzbischnf 
deshaU)  an  die  Füi-stin  von  Lobkowitz  wende,  damit  sie  nicht  blofs 
die  Besucher  des  protestantischen  Gottesdienstes  mit  Geklstrafen  be- 
lege, sondern  auch  alle  jene,  die  den  Übertritt  zum  Katholicisums 
verweigerten.  Als  der  katholische  Dechant  aus  eigener  MachtvoU- 
konmienheit  eine  Frau,  die  in  ihrem  Uause  ketzerische  Lieder  sang» 
mit  50  Thalem  strafte,  aber  hierüber  in  Streit  mit  dem  Hauptmann 
geriet,  der  sich  zwar  nicht  der  Frau  annahm,  wohl  aber  das  Geld  für 
die  Gutsobrigkeit  beanspnichte,  stellte  sich  Mantilla  auf  die  Seite  des 
Dechants.  Er  klagte  zum  Schlüsse  ebenso  wie  die  anderen  Visitatoren 
ober  den  Mangel  der  nötigen  Geistlichkeit;  seihst  die  wenigen,  die  in 
den  ihm  zugewiesenen  Iireisen  weilten,  seien  roh  und  so  unwissend, 
dafe  sie  nicht  einmal  die  Messe  zu  lesen  verständen.  Das  war  freilich 
ein  trauriger  Ersatz,  den  man  der  Bevölkeniug  für  die  verjagten 
Frädikanten  bot.  Der  Visitator  erkannte  dies  otfen  an,  aber  trotz 
aller  Bemühungen  besserten  sich  die  Verhältnisse  erst  im  Laufe  des 
nächsten  Jahrzehnts^. 


'  Böhmisches  Statthai t<;rdarchiv:  Liechtenstem  an  den  Saazcr  lüeishnupt- 
mann  dd.  26.  August  1624.  —  SächsiHches  Süiiitsariliiv:  Die  Süidte  Platten, 
<iolt08gub  und  Joachimsthal  an  Kursachsen  dd,  14. '24-  August  1624. 

'•'  BöhmiBches  Stalthnltereiarcliiv:  I»er  flaslauor  Krtisliauptnumii  an  Liechten- 
stein dd.  3.  September  1624.  her  Deciiant  von  Leitoini^dil  an  ihn  Erzdechant 
von  Königgrätz  Ad.  14.  Oktober  1624. 


^ 
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Schon  im  August  war  zur  KeDiituis  des  Kaisers  fielan|!:t,  dafs  in 
Prair  Jone  Personen,  denen  mmi  den  Fort2:enufs  des  Bürgerrechtes  zu- 
gesUinden  hattt^  wenn  sie  katholisch  würden,  nichl  nur  diese  Be- 
dinj^unj?  niilil  erfüllten,  sondern  dafs  sogar  einzelne  Bürger  wieder 
zum  Luthertum  überträten  und  lutherische  Prädikanten  sich  in  I*rii^ 
einschlichen.  Er  trug  dei^halh  dem  Erzbisehofe  strenge  auf,  diesen 
Ühelständen  m  begegßeu  und  hiefOr  die  Mithilfe  des  Fürsten  von 
Liechtenstein  in  Anspruch  zu  nehmen.  Der  letztere  hatte  um  diese 
Zeit  bereits  durch  Befehle,  die  er  an  alle  Welt,  namentlich  auch  an 
den  Plerrn  Trcka  schickte,  seinen  Eifer  an  den  Tag  gelegt  und  trug 
nun  neuerdings  durch  ein  (Teneralmandat  den  sihidlichen  Kreishaupt- 
leutcn  auf,  sich  die  Verjagung  der  Pradikanten  angelegen  sein  zu 
lassen;  Protestanten,  welchen  der  weitere  Aufenthalt  gegen  das  Ver- 
sprechen katholisch  zu  wenien,  gestattet  worden  wai;  sollten  im  Falle 
der  Mcliterfülluiig  dieses  Versprechens  als  Vagabunden  aufgegriffen 
und  deoigemafs  beliandelt  werden;  ebenso  sollten  jene,  die  den  PriUli- 
kauten  uffen  oder  heimlich  UnttTkuuft  gewfihrten,  zur  Anzeige  gebracht 
werden  ^  Als  Ferdinand  erfulir,  welchen  Widerstand  man  den  Visita- 
toren entgegengesetzt,  und  dafs  einzelne  Herren  sogar  die  versiegelten 
Kirchthüren  wieder  eröffnet  hätten,  befahl  er  dem  Fürsten  von  Liechten- 
stein, in  der  Abschaffung  aller  Priidikanten,  „ohne  Rücksicht  auf 
irgend  eine  Person,"  fortzufahren.  I*ieser  kaiserliche  Auftrag  war  vor 
allem  gegen  den  Ilemi  von  Äerottn  genulnzt,  der,  obwohl  niclit  aus- 
drücklich genannt,  durch  die  Worte:  „ohne  Rücksicht  auf  irgend  eine 
Person*^  deutlich  genug  bezeichnet  wurde-. 

Als  Zerottn  der  Weisung  auch  jetzt  nicht  nachkam,  erteilte  ihm 
der   böhniisclie    Statthalter   direkt   den   Befehl   zur  Abschaffung   der 


*  Wiener  Archiv  dvs  k.  k.  Ministerhiins  tVir  Kultus  und  LlDüTricht:  Ferdi- 
nand II.  an  den  Erzbisdmf  i!d.  4.  Septi'rnl>er  lfö4.  —  B^hniisclies  StaUlmlterei- 
archiv:  Licelitenstein  an  den  Herni  von  'Y\\\iii  üd.  24,  Heplember  1624,  Liechten- 
stein an  die  Kretsliauptlcute  dd.  4.  November  1624. 

ä  Bühmisdies  StatthaUoreiarchiv.  Ferdinand  II.  an  Lieebtenslein  dd.  26.  No- 
vi'inlier  1624.  Bftkovsky  führt  in  Band  II,  S.  402  tlitrunsgegehen  von  Hexek)  eine 
Ini^trukliüu  an,  die  Lieclilejihtein  den  Kreishutiptleuten  im  Jaiue  1024  bcziif^lieli 
der  Vertreibung  der  Pradikanten  gegeben  habe  und  wonach  jeder  mit  dem  Tode 
und  KüiiJiskiition  seines  Besitj^es  bedroht  wurde,  der  einen  I'rikdikanteu  beherbergte, 
Aueh  Comenius  fiibrt  in  seiner  historie  o  te^k^eh  protii^enslvich  eirkve  *?eske  diese 
Instruktion  an  imd  giebt  den  Monai  Juli  1624  als  ihr  Datum  an.  Beide  irren, 
eine  soldie  Instruktion  wurde  nie  gegeben,  am  allerwenigsten  im  Jahre  1624,  Wie 
rüeksichtälua  man  auch  bei  der  Ciegenrefomiation  vorging,  eine  so  burburi&dic 
8trafo  verhilngte  man  Über  keinen  protestantiücheu  Uulsherm,  wie  unsere  Dar- 
atellnng,  die  auf  authentischen  Dokumenten  beruht,  naehweist.  Die  von  Comenius 
und  Beckovsky  verüti'entlicUte  Instruktion  ist  ein  Falsifikat. 
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Pril(likaiil<*ii.  I>ii  J^erotiu  sich  nicht  verhehlen  konnte,  tlafs  man  seineu 
IJimehorslun  kaum  Inrige  dulden  werde,  ersuchte  er  den  silvhsisolien 
(to*^andte^n  am  WiPüer  Hofe  um  Hat,  was  er  thun  solle.  Was  ihm 
di(»si»r  ';fpanlw(»rtet  liat,  ist  nicht  bekannt*  jedenfalls  blieb  Zerotin  vor- 
likufi}.(  noch  in  Böhmen  und  liels  den  Prädikanten  utfen  und  heimlirh 
t<tMn{»n  Schutz  anj^redeiheu*. 

Wriiü  Zerotiu  und  noch  viele  seiner  Glauhensgenossen  trotz  aller 
Tatente  sich  mit  dem  Gehorsam  nicht  beeilten  und  derselbe  auch  von 
dmen  \hurh  einii^o  Wochen  keineswef?s  mit  scharten  Mitteln  erzwungen 
wurde,  so  h\^  dvr  Grund  wieder  in  den  gefährlichen  äulseren  Ver- 
haltnisst^n.  Der  KuifUrst  von  Bayern  hatte  den  Kaiser  vor  einer  sich 
ge^en  ihn  bildenden  neuen  Koalition  irewarnt,  und  der  letztere  hatte 
in.  j*n«iir  deshalb  im  Januar  Ui25  di'n  Balthasar  von  Marradas  nach  München 
f?eschickt,  um  eine  Geireukoalition,  die  sich  auf  alle  katholischen 
Kttrsten  ei'strecken  sollte,  anzubahnen.  Um  die  Gefahren  nicht  durch 
innere  Schwierij^keilen  zu  vergrorseru,  wollte  Ferdinand  wenigstens 
die  deutschen  Einwohner  Böhmens  nicht  unnötig  reizen.  Er  befahl 
daher,  bei  der  Gegenreformation  allen  Zwang  fernzuhalten,  die  kirch- 
liche Bestattung,  die  Taufe,  die  Trauunir  den  Bewohnern  der  deutschen 
Bergstadte  nicht  zu  untersagen,  sondern  sie  nur  durch  freundlichen 
ruterricht  zu  gewinnen.  Für  die  slavischen  Landesteile,  deren  Ge- 
schrt^i  nicht  nach  Deutsclilaud  hiaübertönte,  erfolgten  solche  Weisungen 
nicht.  Seit  dem  Jalire  1625  fand  überhaupt  in  diesen  Landesteilen 
eine  eifrige  Jagd  nach  Pr&dikanten  statt ;  wurden  sie  angezeigt,  so  er- 
folgte stets  von  Seite  der  böhmischen  Kammer  der  Auftrag  an  die  be- 
treuende Stadt,  sie  zu  entfernen*.  An  die  Gutsbesitzer  richtete  der 
Statthalter  die  gleichen  Weisungen.  Als  dem  Kaiser  von  Waldstriu 
die  Anwerbung  eines  üeeres  in  Aussicht  geteilt  wurde  und  dadurch 
sein  Mut  wuchs,  bognlkgle  tst  sich  nicht  mehr  mit  der  Ausweisung  der 
lY^ikanten,  sondern  trug  dem  Er/bischofe  auf,  sie  geftngUch  einza- 
jAehetk  unti  nach  Prug  xur  Bestnfiiiig  einzuschicken.  Ebenso  sollten 
«uch  ibrt'  rntedninftgeber  bestraft  werden;  die  Strafe  wollte  der 
Kaiser  jedesnial  nadi  dim  UmsUUiden  bestinunen.     Es  niatei 


I 


I 


Dio  MlMiickPii  Slattluüicr  ui   ILut 
l$a&.  —  SlckstM^ea  SiMteutIkit:    Kiri  nw  Im^tiu 
Wka  M.  Si  Mfti  ie25. 

Du 

Arcbh;    Dtr  Vfuttr  tm  SdibislaB  m 
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tütulich  an,  wenn  mltteo  in  der  Verfolgung  die  Stadt  Jungbunzlau 
sich  über  den  nmngelhaften  Unterricht  hekla^t  der  von  ihrem  iJecliant 
in  der  kathoHscJien  Religion  erteilt  werde  und  bei  der  Augsburger 
Konfession  und  liei  dem  Genuis  des  Abendmahls  unter  beiden  Ge- 
stalten belasi^en  zu  wenien  verlangt  Zu  dieser  offenen  Sprache  er- 
hoben sich  nicht  einnial  die  Kutteuberger,  die  doch  den  nach  baltigsten 
Widerstand  leisteten;  aber  der  Mut  der  Aufrichtigkeit  ma^^  wohl  den 
Mitgliedern  der  Brüderuniüit,  ilje  in  Jungbunzlau  ihren  Tlauptsitz  hatte, 
angeboren  gewesen  sein,  Selbstverstäudlit'h  hatte  diese  Bitte  keinen 
anderen  Erfolg  als  noch  stärkereu  Dmck*.  Bei  dieser  Gelegenheit 
henierkeu  wir,  dafs  es  damals  in  Jungbunzlau  noch  eine  deutsche 
Religionsgemeinde  gab  und  also  die  gegenwärtig  ganz  böhmische  Stadt 
<ianials  noch  gemischtsprachig  war. 

In  Befolgung  des  kaiserlichen  Erlasses  befahl  nun  der  Statthalter 
den  Gutsbesitzern,  die  Prädikanten  gefangen  zu  nehmen  und  nach 
Prag  abzuliefern ;  wenn  sie  im  Verdacht  der  Mitschuld  standen»  hatten 
sie  sich  in  Begleitung  der  Prädikanten  auch  selbst  einzufindeu.  Man 
machte  auch  jetzt  zum  eretenmal  von  der  militänschen  Einquartierung 
zum  Zwecke  der  Gegenrefonuation  Gebrauch.  Dem  Kaisenichter  in 
Beraun  wurde  der  Befehl  erteilt,  die  in  der  Stiidt  betiiidlichen  Soldaten 
von  den  Katholiken  wegzunehmen  und  sie  nur  bei  den  Protestanten 
einzuquartieren.  Da  aber  soviel  Prädikanten  eingefangen  wurden,  dafe 
man  sie  nicht  leicht  in  Prag  unterbringen  konnte,  trug  der  Statthalter 
den  Kreishan] jtleuten  auf,  <liese!ben  den  StadtriehteE^n  zur  Bewacliung 
zu  übergeben  und  dieselben  njit  Leib  und  Gut  für  ihr  Nichtentweichen 
verantwortlich  zu  machen.  Die  Kost  der  Gefangenen  war  auf  Wasser 
und  Brot  beschränkt.  Aus  Prag  selbst  wuitleu  die  Prädikanten  jetzt 
nach  Pürglitz  abgeführt  und  daselbst  in  gleich  einfacher  Weise  ver- 
köstigt. Der  Erzbischof,  der  überhaupt  an  der  Spitze  der  Gegen- 
reformation stand  und  den  kaiserlichen  Befehlen  violfacli  Vorgriff,  trat 
jetzt  auch  mit  Drohungen  gegen  die  Laien  weit  aid".  Von  seinem 
Schlosse  in  Re*?ic^  wo  er  wegen  der  Pest  weilte,  befahl  er  allen 
seinen  Unterthaneu  schleunige  Bekehrung;  wer  nicht  gehorchen  würde, 
gegen  den  wüi'de  er  „geziemende  Mittel  und  Wege"  betreten ;  welches 


Prager  erzbischöfliches  Archiv :  Ferdiniyid  11.  iin  den  Erzbischoi  von  Prag 
imd  an  die  Stattlialter  Böhme ns.  Zwei  Verordnunfjjeii  dd.  4.  April  1625,  —  rSobnii- 
Bches  Statthaltcrinarchiv :  Die  Genwinde  von  Juugburiülau  an  den  Kaiserrichtt<r 
dd.  27.  April  1625.  Der  Kaiserritihler  von  Jungbunzlau  an  die  böhmische  Kaiumer 
dd.  21.  Juni  1625.  Der  Kaiserrichtcr  in  Jungbunzlau  an  den  böhmisclien  Kiiinuier' 
Präsidenten  dd.  2L  Juni  lö25.  Die  böhmische  Kiunmer  an  den  Kaiaerrichter  in 
Jungbmudau  dd.  lU.  Dezember  1625. 
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diese  Mittel  und  Wege  sein  würden,  zeigte  seine  Zuschrift  an  seinen 
Hauptmann  in  Moldautein:  wer  sich  nicht  bis  zu  Michaeli  bekehre, 
dem  sollten  steine  Güter  zu  Gunsten  seiner  Kinder  konfisciert  werden. 
Im  Vorein  mit  der  Pest,  die  im  Sommer  des  Jahres  1625  in  Böhmen 
wütete,  mufston  diese  Drohungen  und  die  kaiserlichen  Mandate  das 
ge(|ui\lto  Volk  zur  Verzweiflung  bringend 

Der  Fortschritt  der  Gegenreformation  hing  aber  nicht  sowohl  von 
den  strengen  Befehlen  der  obersten  Behörden,  als  von  dem  Eifer  der 
nietleren  Verwaltungsorgane  ab,  und  zwar  in  den  königlichen  Städten 
von  den  Kaiserrichtern,  auf  den  herrschaftlichen  Gebieten  von  den 
HaupÜeulen.  Der  Kaiserrichter  von  Leitmeritz  rivalisierte  in  seinem 
Eifer  mit  dem  Erzbischofe.  Am  23.  Dezember  1625  berief  er  die 
Gemeinde  aufs  Ratliaus  und  verlangte  von  ihr  eine  kategorische  Er- 
klärung, ob  sie  bis  Neujahr  zur  katholischen  Kirche  übertreten  wolle. 
Als  die  Bürger  um  Verlängerung  des  Termins  bis  Jakobi,  dann  bis 
Püngsten  und  endlich  bis  Ostern  ersuchten  und,  weil  ihnen  dieselbe 
nur  bis  zum  Dreikönigsfeste  l>ewilligt  wurde,  an  die  böhmische  Kammer 
appellierten,  widerriet  der  Kaiserrichter  dringend  die  Bewilligung  des 
(lesuches.  IVr  Widerstand  würde  durch  Nachgiebigkeit  nur  wachsen, 
einige  der  angesehensten  Personen  hätten  ohnedies  erklärt,  lieber  Haus 
und  Hof  zu  verlasstm,  als  sich  zu  fügen,  und  nach  ihnen  richte  sich 
die  Menge.  Auch  dieser  Kaiserrichter  verlangte,  dafe  die  in  Leit- 
meritz befindlichen  Truppen  vorzugsweise  bei  den  Protestanten  ein- 
quartiert würden. 

Noch  vor  der  über  die  Prager  Pfarrer  am  13.  Dezember  1621 
verhängten  Ausweisung  mufsten  die  Kuttenberger  den  gegenreformativ 
risi'hen  Bemühungen  der  kaiseriichen  Behörden  Rechnung  tragen.  Die 
Gemeinde  wollte  die  Erzdechantei  an  der  Jakobskinrhe.  die  durch  den 
TckI  ihres  Inhabers  erieiiigt  war,  mit  einem  Manne  besetzen,  der  iu 
IVutsehlau^l  studiert  hatte,  dort  geweiht  worden  war  und  als  Anhänirer 
tles  Calvinismus  irali.     IVr  Münzmeister  Wfesowec,  der  dieses  Amt 


^  Ht>i»Bii:^*iie$  S€diaiuIu>n»ArvkiT :  Di«?  UMmii:s«lbefi  Sc&ohAher  an  Herrn  Jo^ktam 
d.  ä.  vvMi  TdifaBK*!:^.  aa  WÜbxHm  Kjvki  roa  Kk^ui  «U.  •».  ApnL  am  WUlt^fan  t^« 
KiO;jus  cki.  1:1  Mii  lt>:^\  IVr  K^2uBC5<-ke  Scutkilter  an  ien  Kivblijuxpczxuim  i^cto 
von  i>^Hfr$d^  id.  IT.  Mai  If>:fd^  >LirtiBicz  ood  WrULslav  an  den  Kaber  dd.  24.  Mai 
I^^^  lKt>  K^liaubscliett  >ca;;hdher  aa  die  Uaapd<*a£e  d«s  Pixlbnkr  Kr«si*s  dd. 
:fr.  Mai  It^fSs.  Ote  böhxni:s«:h<en  Scaohaher  an  Ü^  ESrödier  Toa  Castulo  vic  dd.  1 1.  Jusi 
IÄ?\  IVftfhl  aa  alle  Krebluopdfettte  dd.  S^  IVznnb«r  1»$35.  —  lYa^i^r  «ibt?cfc}^ 
lk'hR>s  ArvbLi« :  IVr  Kmöis^iof"  an  s«ae  riiClfnktiiien  dtL  II.  Sfpcembtfr  l'rrf?^  IVs- 
lA^<:j«:hK>t  aa  d^n  IVmikem  Kocwm  AL  IL  :S<ytCTiWr  IfSäSt  pNer  Enbcsc&üt  aa 
d»  Hw|rtwiinn  ut  M:aUtttteitt  dl.  l;JL  S«f«mJb<r  KSSSl 
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S(*hoii  vor  dem  Aufstände  liekleidet  hatte  und  jetzt  wieder  einj^eset^t 
worden  war,  vt^rliui^te ,  dafs  sie  eine  vert.rauenswürdi}.'ere  Person 
wählen  sollten  und  schlug'  ihnen  den  utraquistiseben  l*farrer  von 
Neliwizd,  Jereniias,  vor.  Nach  lan*^er  Weigerung  gab  der  Stadtrat 
nach,  stellte  aber  dem  jjenannten  Pfarrer  die  Bedingung,  dafs  er  keine 
neue  Cerenionien  eiufilbre  und  sirb  mit  der  Kiittenberger  Geistlichkeit 
vertrage.  Als  das  Frohuleichoamsfest  im  Anzüge  war,  befahl  der 
Münzmeister  den  Bür^ifern  die  Beteiligung  an  der  deshalb  von  dem 
Abte  des  SedlercT  Klostei*s  nach  der  Stadt  geführten  Prozession,  Der 
Stadtrat  heschlol's  aber  das  Gegenteil^  so  dafs  nur  einige  wenige 
Bürger  mit  dem  Münzmeister  hinter  dem  Sanctissimuin  daher-sehritteu'. 
Oa  Jeremias,  olvwohl  verheiratet,  eine  katholisierende  Richtung  ver* 
folgte  und  sich  katholischer  (iewänder  liedieutej  schickte  die  Gemeinde- 
vertretung eine  Iieputation  an  ihn  ab  und  mahnte  ihn,  alle  Neuerungen 
zu  unterliLSiien.  Er  erwiderte,  dafs  er  gleich  hei  der  Übernahme  des 
Amtes  Zerwürfnisse  befi^relitet  habe,  dafs  er  aber  einem  erteilten  Be- 
fehle gefolgt  sei,  und  nicht  wie  sie  in  den  Verdacht  des  Calvinisnms 
geraten  wolle.  Thatsächlii-h  beabsiehtigte  damals  der  Statthalter  den 
Neuutraquismiis  im  Dogma  und  in  den  Ceremonien  wieder  auf  den 
alten  Utraquiiimus  zurückzuschrauben  und  befahl  demzufolge  schon  im 
Monate  Juli  den  Kutten  bergern,  alle  eal  vi  n  istischen  Pferrer  zu  ent- 
fenien  und  au  ihre  Stelle  sokhe  einzusetzen,  die  sich  an  die  alte 
Kircheuordnung  hielten.  Die  Kuttenherger  erwiderten  auf  diese 
Weisung,  dafs  sich  auf  ihrem  Patronate  kein  Geistlicher  lielinde,  der 
Calvinist  wäre  oder  calvinistische  Lehren  verbreitete,  sondern  nur 
solciie,  die  nach  dem  Kvangelium  lebten,  Anhänger  der  Augsburger 
Konfession  und  zugleich  bereit  seien,  jene  gottesdienstliche  Ordnung 
anzunehmen,  üljer  die  sich  der  Kaiser  mit  dem  Kurfürsten  von  Sachsen 
bezüglich  der  Bekenner  der  Augsburger  Konfession  geeint  haben  würde, 
Offenbar  wurde  diese  Autwort  im  Kinverständnis  mit  der  Kuttenberger 
Geistlichkeit  gegeben,  die  um  den  Preis  ihrer  Existenz  die  buhmischt^ 
Konfession  gegen  die  Augsbnrger  vertauschen  wollte.  Die  Kuttenberger 
drohten  in  ihrer  Zusclirift,  dafs  die  Bergarbeiter  sieh  dem  religiösen 
Drucke  nicht  fügen,  sondern  lieber  auswamiern  würden,  und  bewirkten 
damit,  dals  Liechtenstein  in  der  That  mit  der  Ausweisung  der  Geist- 
lichkeit innehielt  und  später  ihnen  sogar  religiöse  Duldung  vei*sprach '-, 
Die  Besserung  war  jedoch  keine  dauernde.     Kaum  war  durch 
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ilas  Dekret  vom  1:^.  Dezember  1621  riie  utraquistisrhe 
aus  den  köuifrlicheii  Stiidten  uater  dem  Vorwanile  tiev  Ilebellion  aus- 
^^ewieseu  wonien,  so  forderte  aui'ti  schon  Wresowec  die  Kutte nberj^er 
auf,  aii/jiprebtui,  ob  ihre  Pfarrer  aus  eigenem  Antriebe  oder  auf  I^efebl 
für  deü  Afterkönig  Friedrieb  trebetet  hätten.  Als  der  Gemeinderat 
erwiderte,  dal's  die  jetzt  anijestellten  Geistliehen  wiihrend  iles  Auf- 
standes noch  nicht  in  KiittenlH^'g  prewesen  seien,  half  diese  jedenfalls 
jjrewiehtige  Entschuldigung  nur  soviel,  dafs  die  Geistlidikelt  nicht  zum 
alsbaldigen  Verlassen  der  Stadt  aufgefordert,  sondern  ihr  nur  verboten 
wurde,  Gottesdienst  zu  halten.  I»ie  Zusage  Li echt^^n Steins  wurde  also 
nicht  eingeTialten.  Zu  Weihnachten  fand  nur  in  zwei  Kirchen  Gottes- 
dienst statt,  der  Erzdechant  Jerennas  hielt  denselben  in  böhmischer 
Sprache,  der  lutherische  Pfarrer  an  d*^r  Georgskirclie  voi*  den  Afauern 
Kuttenbergs  in  deutscher*.  Da  JeremiaSy  obgleich  er  unter  der  Hand 
Sympathien  ftlr  die  Protestanten  an  den  Tag  legte,  bei  der  Ge- 
meinde seiner  Nachgiebigkeit  wegen  offener  Mifsachtung  begegnete, 
kündigte  er  ihr  seine  Dieiiste  auf.  Die  Kuttenberger  suchten  ihm 
diese  Absicht  auszureden,  weil  sie  einen  strengeren  Nachfolger  be- 
fürchteten, aber  umsonst.  Der  Mi^nzmeister  trug  indessen  der  Ge- 
meinde auf,  die  bisher  von  den  Utra<|uisteu  verwalteten  Kirchen  (da- 
runter die  Barbarakirche)  mit  Personen  zu  besetzen,  die  sich  beim 
Gottesdienste  des  Ornates  bedienten;  er  wollte,  wenn  diese  Bedingung 
eingehalten  würde,  sogar  die  früheren  Pfarrer  weiter  dulden^.  Allein 
weder  diese  noch  die  Gemeinde  waren  bereit,  dem  Befehle  nachzu- 
kommen; Mathiades,  der  Pfarrer  an  der  Barbarakirche,  wanderte  nun 
aus.  Die  anderen  Geistlichen  blieben  zwar,  waren  aber  um  so  be- 
sorgter für  ihre  Zukunft,  als  sie  borten,  dafs  Wf-esowec  selbst  den  Erz- 
dechant  Jeremias,  der  seine  Abreise  aus  Kuttenberg  vei-schoben  hatte, 
tadle,  weil  dieser  in  seinen  PretUgten  diis  Tridenttner  Konzil  angreife. 
Neben  dem  kirddichen  Druck  machte  sicfi  auch  der  politische  je 
lÄnger,  di»sto  mehr  geltend.  Die  Gemeinde  mufste  die  Wahl  der 
Schoppen  nach  dem  Belieben  des  Münzmeistei"S  vollziehen  und  es 
ruhig  geschehen  bissen,  dafs  die  Verwaltung  ihres  Annenhauses  und 
iler  damit  verbumlenen  (UUer  ihr  entwnntlen  und  der  Obsorge  des  neu 
eingeführten  Barmherzigenordens  übertragen  wurde.  Alle  ihre  Bitten 
und  ! 'roteste  halfen  ebensowenig,  als  das  Gesuch,  das  sie  an  den 
Kaiser  um  Rücknahme  des  dem  Erzbischof  für  alle  Pfarreien  in  den 
königlichen   Stildfen   übertragenen   Itesetzungsi^echtes   richteten.     Ver- 
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ebens  wiesen  sie  auf  die  Gefahr  hin,  die  <leni  Ertrage  des  Berirwerkes 
drohe,  wenn  ilie  deutsrheii  Bergarbeiter  des  religiösen  iJriickes  wegen  2.  NoveiBUT 
auswandern  würden;  diese  Drohung  machte  auf  den  Kaiser  keinen 
Eindruck  und  reizte  nur  den  Münznieister  zu  ener«i:ischen  Vorberei langen 
üOL'en  einen  allfälligen  Aufstand.  Während  bis  dahin  die  Kuttenberger 
von  der  Beherbergung  der  Truiipen  infolge  der  von  ihnen  geleisteten 
Zahlungen  vei-sohont  geblieben  waren,  wurde  ihnen  jetzt  der  Einmarst^h 
eines  Fidinleins  Fufsvolk  angekündigt  und  ihnen  unter  Todesstrafe  die 

rdentliehe  Bequartiemng,  Ernährung  und  Besoldung  desselben  auf- 
getnigen.  Das  Fähnlein  traf  in  der  Stärke  von  250  Manu  und  mit 
einem  Gefolge  von  150  Weibern  und  Kindern  am  13,  Dezember  1622 
in  Kutt(»nberg  ein'.  Wenige  Tage  spater  fand  sich  der  Mdnzmeister 
selbst  ein,  entliefs  den  iJerhant  Jerendas  endlieh  aus  seinem  Amte 
und  setzte  an  seine  Stelle  den  1\  Appian,  einen  entschiedenen  Katho- 
liken. Nur  den  lutheii sehen  Pfarrer  beliefs  er  vorläufig  in  seinem 
Amte,  tlot'h  unter  der  Bedingung,  daJs  sic!i  an  seinem  Gottesdienste 
nur  Deutsche  beteiligen  sollten.  Im  März  (1623)  befahl  er  auch  ihm, 
seine  Predigten  einzustellen  und  Kutten berg  zu  verlassen.  Da  sich 
jeduch  daraufhin  unter  den  deutschen  Bergarbeitern  eine  gewaltige 
Bewegung  kundgab  und  sie  mit  ihrer  Auswanderung  drohten,  so  ge- 
stattete er  ihm  zwar  vorläufig  den  weiteren  Aufenthalt  und  die  Aus- 
übung seiner  Funktionen,  aber  die  deutsche  Schule  bei  der  Georgs- 
kirche blieb  gesperrt^.  Zwei  Monate  später  wies  Wfesowec  die  utra- 
quistische  Geistlichkeit,  soweit  sie  nach  Einstellung  ihrer  Funktionen 
in  der  Stadt  verblieben  war,  aus  derselben  aus,  weil  sie  ununter- 
brochen offen  und  heimlich  ihren  Anhängern  geistlichen  Trost  spendete. 
Man  kann  sich  den  Jammer  vorstellen,  den  die  Frauen  und  Kinder 
der  Ausgewiesenen  erhoben;  wohin  sollten  sie  sich  wenden,  woher 
Unterhalt  beziehen?  Zwar  gelang  es  einen  Aufschub  des  Ausweisungs- 
termiuH  zu  erwirken,  aber  nur  für  kurze  Zeit;  denn  schon  im  Juli 
wurde  der  Ausweisungsbefehl  wievlerholt  und  am  27.  dieses  Monats 
verliefsen  21  Prädikanten  mit  Weib  und  Kindern  die  Stadt,  Einer 
von  ihnen,  Nosislavsky,  kehrte  zurück  und  blieb  heimlich  in  der  Stadt 
bis  zu  seinem  zwei  Jahre  später  erfolgten  Tode.  Auch  der  lutherische 
Gottesdienst  wurde  entgültig  eingestellt. 

Der   neu  ernannte  Erzdechant  Appianus  war  nunmehr  allein  mit 
der  Leitung  des  Kirchen wesenß  in   Kuttenberg  betraut.    Der  Münz- 

leister  sorgte  dafür,  dalis  derselbe  mit  beträchtlichen  Einkünften  ver- 
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sehet!  wurde.  Die  Stadt  sollte  ihm  den  Nutzgeuufs  des  Zibohlaver 
Hofes  einräumen  oder  statt  dessen  225  Thaler  zalilon,  aufserdem 
inulste  sie  sich  noch  zor  Zahluii}^  von  220  Thaler  jilhrlich  und  zur 
Lieferung  von  30  Metzeu  Weizen,  12  Metzen  Gerste,  10  Hetzen 
Hitfer,  3  Metzeu  Erbsen,  26  Fals  Bier  und  entspreche  ml  er  QuaetitiUeu 
\(ni  Butter,  Salz  und  Holz  veriirtiehlen,  so  dal's  er  (iie  Einkünfte  l>ezielieu 
sollte,  welche  früher  den  Pfarrern  bei  St.  Jakub,  bei  St.  Barbara  unil 
hei  der  Mütterti:(itteskirrhe  verabfolgt  wurden*  Wohl  verlangten  (iie 
Si'hüppen  und  (ienieindeältesten,  dafs  er  sich  mit  den  Einliimfteu  des 
Hofes  begnüge  und  keine  weiteren  Zahlungen  von  ihnen  verlange,  allein 
]nit  dieser  Bitte  wurden  sie  rundweg  abgewiesen.  Appiauus  wollte 
nieht  einmal  die  Lehrer,  wie  das  Ijis  dahin  ilblich  war,  aus  seinem 
Einkommen  verköstigen,  L»och  gelangte  auch  Appianus  nicht  zu  seinem 
Ziele,  als  er  darüber  klagte,  dafs  die  vprspnichpiien  Zahlungen  schleeht 
oder  gar  nicht  einliefen.  Es  war  richtig,  er  bezog  von  seinen  drei 
Pfarren  wohl  nur  das  Einkoumjen,  das  ehedem  der  Pfänder  an  der 
llauptkirclie  bei  St.  Barbara  bezogen  hatte,  aber  inimediin  war  es  ge- 
nug; denn  für  das  Jahr  1623  wies  man  ihm  nach,  dafs  er  ein  bares 
Einkonunen  von  1139  Thaleru  bezogen,  ungerechnet  die  verschiedenen 
StühtgebUhren  und  den  Wert  der  ihm  abgelieferten  Butter  und  des 
Holzes',  Was  für  ein  Manu  Appianus  gewesen  sein  mufs,  ergiebt 
sich  daraus,  dafs  er  bei  einem  Gastmahl  im  wälschen  Huf  mit  dem 
Mün/meister  in  Zank  geriet,  wobei  sie  sich  wechselseitig  mit  Tellern 
bewarfen,  und  dafs  der  Erzbischof  den  Dechant  von  Pardiibitz  beauf- 
tragte, eine  Untersuchung  über  die  angeblich  von  Appianus  verübte 
Tötung  eines  Knat)en  anzustellen.  Welches  Resultat  diese  Unter- 
suchung hatte,  ist  unbekannt;  es  ist  zu  vennuten,  dafs  er  dos  Ver- 
brechen nur  im  Rausche  oder  Zorn  verübt  hatte,  da  er  auch  weiter 
sein  Amt  vei^altete  *.  Er  jagte  allen  Genüssen  nach ,  unterhielt  mit 
Frauen  einen  unerlaubten  Verkehr  und  deckte  die  Kosten  dieser 
Lebensweise  durch  Erhebung  hoher  Abgaben  bei  Taufen  und  Be- 
grabnissen. 

Bis  dahin  hatte  sich  die  Verfolgung  hau|itsachlich  auf  die  pro- 
testantische Geistlichkeit  beschränkt;  nun  ging  man  auch  goi^^en  die 
I^aien  vor.  Gleich  nach  der  Ausweisung  der  Prädikauten  befahl  der 
Münzmeister  den   Btti-gern   von  Kutteuberg  den  katholischen  Gottes- 
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dienst  zu  besuchen  bei  sousti^rer  Geldstrafe ;  später  wurde  mit  gleicher 
Geldstrafe  das  Lese«  der  hfili^en  Schrift  und  der  alten  utraquistisrhen 
ro&tillc  bedroht.  Am  26.  Juli  beschied  der  Müiiziueister  deu  Stadtrat 
und  die  Schoppen  vor  sich  und  teilte  ihnen  mit:  es  sei  der  bestimmte 
Wille  des  Kaisers,  ilafs  sich  alle  Bürger  mit  ihren  Frauen  au  Bonn- 
und  Ft'iertagen  liei  dem  Gottesdienste  einzustellen  hätten;  nur  Krank- 
heit oder  ein  wichtij^er  Geschäftsganges  der  aber  vorher  dem  Kaiser- 
riehter  aiigezei»it  werden  müsse,  bilde  einen  Entschul d igimgs^^ni iid ; 
jedes  Ausbleiben  solle  bei  den  Bürgern  mit  50  T haier u,  bei  dem  ge- 
meinen Volk  ndt  25  Tlialern  gebüfst  werden.  Da  die  lutherischen 
Geistlichen  noch  immer  in  der  Stallt  weilten,  und  von  den  utraquisti- 
sehen  Pnidikauten  mehrere  zurückgekehrt  waren,  so  forderte  der 
MUnzmeister  den  Trimas  zu  ihrer  unverweilten  Ausweisung  auf.  Er 
bemerkte  schlieislich,  der  Kaiser  habe  auf  seiner  Reise  von  Prag  nach 
Wien  Kutteuberg  besuchen  wollen,  aber  seinen  Bcschlufs  geändert, 
lls  er  erfuhr,  dafs  sich  dort  noch  immer  Prädikauten  aufhielten. 
Vierzehn  Tage  spiUer  wurde  der  Befehl  bezüglich  des  Besuches  des 
Gottesdienstes  wiederholt  und  demjenigen,  der  einen  säumigen  Bürger 
anzeigen  würde,  ein  Dritteil  des  Straf^reldes  versprocheu  ^  Aber  wedt*r 
diese  Befehle  noch  die  sonstigen  Strafandrohungen  machten  aus  den 
K utteij bergern  Katholiken ,  sondern  steigerten  nur  ihren  Groll  gegen 
die  Verfolger.  Immer  wieder  drohten  sie,  wenn  der  Zwang  noch 
länger  andauern  würde,  werde  der  Betrieb  des  Silberbergwerkes 
Schaden  leidrn  oder  gar  ein  Ende  nehmen.  Thatsächlich  ängstigte 
dies  auch  die  kaiserlichen  Räte,  und  dies  war  die  Ursache,  dafs  sich 
Liechtenstein  zu  dem  oben  angeführten  Versprechen  verstanden  hatte, 
und  dafs,  als  er  die  Verletzung  desselben  wenigstens  duldete,  er  die 
Ausweisung  der  Prädikanten  nicht  mit  demselben  Eifer  wie  in  Prag 
betreiben  liefs.  Da  aber  die  Regierung  um  jeden  Preis  den  Pro- 
testantismus ausrotten  wollte,  mufste  sie  nach  Mitteln  und  Wegen 
suchen,  um  trob;  der  drohemlen  Auswanderung  der  deutschen  Bürger 
und  Bergarbeiter  im  Betriebe  des  Bergbaues  keinen  Stillstand  ein- 
treten zu  lassen.  Bisher  hatten  die  Bürger  und  die  Gemeinde  sich 
u)it  dem  Könige  in  die  Kosten  des  Bergbaues  und  in  den  Gewinn 
geteilt.  Einer  der  kaiserlichen  Räte  riet  nun,  dafs  Ferdinand  den 
Bergbau  wenigstens  durch  einige  Zeit  selbst  übernehme,  und  stellte 
die  Zustitmiiung  der  ärmeren  Bürger  und  damit  auch  ihre  Bekehrung 
in  Aussicht,  Zur  Beschleunigung  derselben  sollten  die  Bürger  ins- 
gesamt mid  einzeln  befragt  werden,  ob  sie  Katholiken  werden  oder 
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sich  weni«:sU»ns  im  katbolischeu  Glauben  unterrichten  lassen  wallten; 
diejenigen,  die  sieh  weigeni  wünleu,  das  eine  oder  das  andere  zu 
tbun,  sollten  eingekerkert,  als  Rebellen  mit  Geldstrjiien  belegt  und 
dann  aus  dem  Lande  gewiesen  werden.  Alle  diese  Malsregeln  sollten 
aber  nur  durchgeführt  werden,  wenn  der  Kaiser  den  Bergbau  zu 
(lbernehn»en  im  stainie  sei;  dazu  war  jedorb  kein  Geld  vorhanden, 
und  da  man  in  der  Verfolgung  der  Protestanten  fortfuhr,  so  mufste 
man  es  auf  den  drohenden  Verfall  ankommen  lassen.  Man  hatte  jetzt 
aurh  ein  sorgsames  Auge  auf  die  ZusainnienkiUifte ,  welche  die  Pro- 
testanten aufserhalb  der  Stadt  abhielten.  Als  verraten  wurde,  dadi 
ein  lutherischer  Geistlicher  in  einer  iu  der  Kühe  der  Stadt  gelegenen 
Kirche  Gottesdienst  halte,  wurden  die  Versammelten  von  einer  Tnippen- 
abteilung  überfallen  und  ihnen  die  Kleider  vom  Leibe  gerissen.  Der 
ifi2*.  Prediger  selbst  entkam  nur  mit  genauer  Kot'.  Am  26.  Februar  er- 
klärte der  Münzmeister  bei  Gelegenheit  der  Erneuerung  des  Stadt- 
rates, dafs  sich  fortan  niemand  in  der  Stadt  ankaufen  dürfe,  der  nicht 
Katholik  sei;  Kauf  und  Verkauf  zwischen  jenen,  die  bereits  ansässig 
waren,  wurde  jedoch  l)is  auf  weiteres  zugestanden,  wenn  sie  auch 
Protestanten  waren.  Taufen  und  Trauungen  sollten  nur  von  katho- 
lischen Geistlichen  verrichtet  werden,  aller  abseitige  Gottesdienst  und 
alle  häuslichen  Zusammenkünfte  sollten  unterbleiben.  Ein  Dekret  des 
Statthalters  (dd.  6.  Mai)  befahl  der  ganzen  Gemeinde  die  Beteiligung 
an  der  Frohnleichnamsprozession  und  bedrohte  die  Säumigen  mit  Aus- 
weisung aus  der  Stadt-.  Da  die  Gemeinde  allen  diesen  Anordnungen 
nur  insoweit  folgte,  als  sie  nicht  anilers  konnte,  und  bei  der  Träg- 
heit und  Gcnufssucht  Appians  kein  moralischer  Erfolg  zu  erwarten 
stand,  da  die  von  ihm  berufenen  katholischen  Lehrer  ihres  Amtes 
nicht  walteten,  sondern  durch  allerlei  Unordnungen  ihn  nachahmten, 
glaubte  man  auf  Seite  der  Regierung  nur  durch  Berufung  der  Jesuiten 
zum  Ziele  kommen  zu  können.  Wenn  diese  in  Kuttenberg  ein 
Kollegium  errichteten  und  damit  ein  Gymnasium  in  Verbindung 
brachten,  so  gewannen  sie  die  Jugend,  und  durch  den  von  ihnen  ge- 
wifs  eifrig  geleiteten  Gottesdienst  konnten  auch  die  Alten  gewonnen 
werden.  Der  Mtlnzmeister  besprach  diesen  Plan  mit  einigen  der  her- 
vorragendsten Bürger:  er  stellte  der  Gemeinde  völligen  Pardon  und 
Entfernung  der  ganzen  Besatzung  in  Aussicht,  wenn  sie  sich  ü\r  das 
zu  begründende  Kollegium,  das  der  Kaiser  grölistenteils  selbst  dotieren 


1  Prager  erzbiscliöfliclieä  Arclily:    Batio  qua  procedi  posset  ad  coDvcrtendos 
cives  KuttneoBCs,  Yeselsky  a.  a.  0. 

'  Veeelsky  o.  a.  0.  143,  145  und  146. 
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werde,  zu  einer  jährlidieii  Beitragsleistun^'  von  3000  Thalern  ver- 
ständen. Die  von  Wfesowec  vorgeladenen  Vertrauensmäuner  teilten 
ifiesen  Voi-sclila^^  der  Gemeinde  mit,  welche  ihn  jedoch  ablehnte.  Als 
dies  der  Münziiieister  erfuhr,  erklärte  er,  dals  sich  die  Kuttenberger 
die  Folgten  ihrer  Haiidliiugsweise  selbst  zuschreiben  iiiüfsteu'.  Da 
j?erade  damals  der  General visitator  Stie^Ier  seine  Schritte  nach  Kutten- 
berjr  richttni  wollte,  befahl  Wfesowec,  die  Bilder  Huseos  un*!  Luthers 
von  den  Wänden  der  Kirche,  wo  sie  pienialt  waren,  abzukratzen  und 
den  Kelch ,  njit  dem  das  Äufsere  der  Barbarakirche  verziert  war,  zu 
entfernen:  nichts  sollte  das  Auge  Stieglers  beleidigen. 

Während  die  Getneinde  den  religiösen  Dekreten,  insoweit  sie  nur 
ÄuJserlichkeiteii  vorschrieben,  nachkam,  raffte  sie  sich  zu  Bitten  und 
Protesten  auf,  so  oft  eine  neue  Zahlung  zur  Anwerbung  frischer  oder 
UnterhaUuQfr  der  bei  ihr  oder  anderswo  eiu(iuaitierten  Tnip|ien  ver- 
langt wurde,  und  sie  wies  immer  dringender  darauf  hin,  dals  ihr  bei 
Fortdauer  der  Zahlunjien  die  Mittel  zur  Instandhaltung:  des  Bergw^erks 
abgehen  würden  und  dasselbe  zu  Grunde  Ziehen  müsse-.  Die  Kata- 
strophe begann  sich  bereits  durch  einzelne  Anzeichen  anziikUndigen : 
in  die  Stollen  des  Ganzer  Bergwerkes,  das  wegen  Mangels  notwendiger 
Mittel  nicht  mehr  ordentlich  bebaut  wurde^  bracli  Ende  Janitar  Wasser 
ein,  dessen  Auspiunpung  anbefohlen,  aber  nicht  vollzogen  wurde.  Als 
eine  neue  Deputation  der  Gemeinde  in  Trag  um  Nai^hlals  der  zum 
Unterhalt  des  Marradasschen  Reiterregiments  ausgeschriebenen  Kon- 
tiibution  ersuchte,  weil  sonst  die  Mittel  für  den  Bergbau  fehlen 
würden,  wurde  dies  rundweg  abgelehnt  und  den  Abgesandten  erklilrt, 
der  Kaiser  habe  beschlossen,  ihnen  keine  Erleichterung  zu  gewahren, 
solange  sie  in  der  Ketzerei  beharren  würden®.  Alle  Klagen  der  De- 
putation machten  keinen  Eindruck  auf  die  obereten  Beamten;  der 
Gemeinde  wurde  vielmehr  aufgetragen,  die  Kontribution  im  Betrage 
von  7000  Gulden  unverweilt  zu  entrichten.  Eine  Audienz,  die  die 
Deputation  bei  dem  Mlinznteister  erlangte,  und  bei  der  sie  dieselben 
Bitten  und  Beschwerden  vorbrachte,  hatte  nur  eine  verschärfte,  ab- 
weisliche  Antwort  zur  Folge:  Wresowec  drohte,  jeder,  der  mit  seiner 
Bekehrung  silume,  würde  die  Stadt  verlassen  und  seinen  Besitz  seinen 
Kindern  überlassen  müssen,  die  nicht  mit  abreisen  dürften  und 
katholisch  erzogen  werden  würden.  Auch  eine  zweite,  nach  Frag  ab- 
geschickte   l>eputation   erwirkte   nicht   den    verlangten  Nachlals    der 


AntfUMt 
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^  Ve&elsky,  S.  152  und  folgeade. 

»  Veselaky  a.  a.  0.  165. 

>  Veflelaky  a,  a.  0.,  S.  16»  und  175. 
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Zahlung,  sondern  nur  einen  Aufschub  des  Tennins;  im  Nichtbefol^ninjis- 
falle  sollten  vier  Gemeindeangehörige  sich  bis  zur  erfolgten  Zahlung 
ins  Gefängnis  einstellen;  zugleich  wurde  die  Gemeinde  aufgefordert, 
binnen  vierzehn  Tagen  ihren  Übertritt  zum  Katholicismus  zu  erklären, 
sonst  würde  sie  hiezu  gezwungen  werden. 

Als  die  Gemeinde  von  dieser  Weisung  verständigt  wurde,  blieb  sie 
standhaft  bei  ihrer  religiösen  Überzeugung  und  lehnte  einstimmig  den 
Übertritt  ab.  Da  sie  nicht  zahlen  konnte,  wählte  sie  vier  Personen 
aus  ihrer  Mitte,  welche  sich  in  Prag  zum  Antritt  der  Haft  einstellten. 
Kaum  waren  dieselben  abgereist,  so  langte  in  Kuttenberg  ein  Befehl 
ein,  welcher  unter  verschärften  Strafen  nicht  blofs  die  Teilnahme  an 
der  Frohnleichnamsprozession,  sondern  auch  alle  sonst  bei  den  Katho- 
liken dabei  üblichen  Ausschmückungen  und  Feierlichkeiten  anbefahl 
und  jene,  die  nicht  Folge  leisten  würden,  mit  der  Konfiskation  ihres 
Besitzes  bedrohte*. 

Schon  im  Jahre  1624  konnte  sich  die  Regierung  nicht  verhehlen, 
dafs  es  mit  dem  Kuttenberger  Bergwerk  abwärts  gehe,  da  man 
wöchentlich  kaum  60 — 70  Mark  Silber  gewann  und  die  Betriebskosten 
die  Einnahme  wöchentlich  um  7—800  Thaler  überstiegen.  Die  Amts- 
leute von  Kuttenberg,  die  hierüber  einen  alarmierenden  Bericht  an 
den  obersten  Münzmeister  erstatteten,  teilten  ihm  zugleich  mit,  dafs 
sie,  um  keinen  Stillstand  im  Betriebe  eintreten  zu  lassen,  12  000  Thaler 
ausleihen  müfsten,  dafs  Mangel  an  dem  nötigen  Blei  und  Holz  drohe, 
wenn  für  Nachschaffung  nicht  rechtzeitig  vorgesorgt  würde,  und  dals 
es  auch  bald  an  allem,  was  sonst  zum  Betriebe  nötig  sei,  an  Eisen, 
Hanf  und  Brettern,  fehlen  werde,  dafs  die  Bergleute  nicht  genug  Be- 
schäftigung fänden  und  deshalb  die  Gemeinde  zu  verlassen  begännen, 
um  auf  andere  Weise  ihren  Lebensunterhalt  zu  gewinnen^.  Da  zu- 
gleich wegen  nicht  durchgeführter  Entwässerung  einzelne  Stollen  zu 
ersäufen  drohten,  stand  eine  Katastrophe  zu  befürchten.  Der  Münz- 
meister, der  seiner  Geldgier  fröhnte  und  eine  Summe  von  25  000 
Thalern,  die  ihm  zur  Instandhaltung  des  Bergwerkes  tiberschickt 
worden  war,  nur  zu  seinem  und  zu  seiner  Freunde  Nutzen  ver- 
wendet hatte ,  war  jetzt  um  seinen  eigenen  Vorteil  in  Sorge ,  und  so 
konnte  er  nicht  unterlassen,  dem  Fürsten  von  Liechtenstein  von  der 
Gefahr  zu  berichten  und  sich  über  die  Ursachen  derselben  auszulassen. 
Er  suchte  den  Grund  des  Verfalles  des  Bergwerkes  hauptsächlich  in 

»  Veselsk^,  S.  179  und  180. 

*  K.  und  k.  Reichsfinanzarchiv:  Die  Amtsleute  zu  Kuttenberg  an  den  obersten 
Münzmeister  dd.  29.  Juli  1624. 
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Her  Verarmung  lier  Bilr*ier,  welclie  er  in  noch  drastist'hereii  Farben, 
sr!iil(k'rtt\  als  es  die  Aintsleiite  liethan.  Starke  Koiitriljiitjoiieix  seien  voti 
ihnen  erhoben  worden,  wüclientlirh  lintten  sie  auf  das  Gan^^er  Berirwerk 
18G  Thaler  und  für  deo  Süil>  de?  in  Ciislau  liegenden  Rej^inients 
250  Gulden  zalilen  müssen  und  trotzdem  hätten  sie  die  bei  ihnen 
einquartierten  Truppen  verschwenderisch  verpflep:en  und  ihnen  noch 
ZaJdungen  leisten  müssen.  Diese  P>f)ressunp:en  hätten  viele  Bürger  zur 
Auswanderung^  genötigt.  Die  Zurückgebliebenen  seien  durch  die  Münz- 
verschlefhteruD*?  um  den  gröfsten  Teil  ihres  Vermögens  gekoniiuen; 
auch  sei  ihr  Betriebskapital,  das  27  000  Thider  betragen  habe,  dun'h 
eben  diesen  Bankerott  auf  3600  Thuler  zusanunengesch rümpft  und 
jetzt  vollstrindig  geseh wunden.  Auch  die  eingetretene  Teuerung  hatte 
sie  gezwungen,  den  ruinierten  Bergbau  aufz\igeben.  Nach  der  An- 
sieht des  Münznieistei-s  konnte  nur  geholfen  werden,  wenn  man  den 
weiteren  Bedrückungen  der  Bürgerschaft  ein  Knde  machen,  energisch 
die  Arbeit  wieder  aufnehmen  und  für  eine  bedeutende  Anzahl  erfahrener 
Arbeiter  sorgen  würde.  Dazu  bedürfe  es  eines  ordentlichen  Betriebs- 
fonds^ dandt  man  die  Arbeiter  i)ünktlich  entlohnen,  den  Privatleute« 
das  abgelieferte  Sill>er  alsbald  bezahlen  und  für  das  zum  Betriebe 
der  Bergwerke  notwendige  Holz  und  Blei  sorgen  könne.  Auch  riet 
Wfesowee,  dals  Lieehtenstein  ein  Patent  veröif entlichen  möge,  in 
welchem  der  Preis  aller  Handelswaren  und  namentlich  aller  Viktualieu 
bestimmt  würde,  und  teilte  zugleich  mit,  dafs  er  dies  bezüglich  des 
Brotes  und  Fleisches  bereits  gethan  habe.  Yä  hatte  mit  seinen  Be- 
hauptungen und  Ratschlägen  Recht t  aber  eigentündich  genug  muten 
sie  au,  wenn  man  weifs,  dafs  er  an  dem  Münzkonsortium  beteiligt 
war  und  dadurch  zur  Teuerung  aller  Lebensbedürfnisse  beigetnigeu 
Iiatte,  dafs  er  die  ihm  zum  besseren  Betriebe  übergebenen  Gekler 
nicht  ihrem  Zwecke  zuführte,  sondern  eigennützig  verwendete,  und 
dafs  er  durch  seine  Refonnationsliedrohungen  die  Bürger  zur  Ver- 
zweiflung brachte  und  hiedurch  am  meisten  Ursache  zur  Verarnnmg 
der  Stadt  und  zur  Auswanderung  der  Bürger  geboten  hatte  ^ 

Liechtenstein  übergab  die  Zuschrift  des  Wfesowec  einigen  fach- 
kundigen Leuten  zur  Begutachtung  j  und  diese  fanden  noch  andere 
Grümle,  weshalb  der  Ertrag  des  Bergwerks  die  Betriebsktjsten  nicht 
decke.  Sie  behaupteten,  {lafs  die  Bürger  nur  weniges  zum  Unterhalt 
der  Amisleute  und  zu  den  Kosten  des  Bergbaues  beitrügen,  indem  sie 
nur  zui'  Gewinnung  des  Kieses   und  für  die  Sitxliölzer  einen  Beitrag 


i  Archiv  lIcs  k-  und  k-  ReichsliiianjtmiuiBteriutiis:  WTesowec  au  LieehtenKtfin 
dd.  26.  August  1624. 
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Zahliiuj^,  soiulem  nur  einen  Aufsdmb  des  Termins;  im  Niditbefnl^runf^s- 
falk*  sollten  vier  Geitieindeaiip't'böripe  sich  bis  zur  erfolt^ten  Zahliinjy: 
ins  Gefiinn:öis  einstellen;  zugleieli  wurde  dir  Gemeinde  uufeefonlert, 
binnen  vierzehn  Tagen  ihren  Übertritt  zum  Kalholicismus  zu  erkliuen, 
sonst  würfle  sie  hiezu  gezwun^Tii  werden. 

Als  die  Gemeinde  von  dieser  Weisung  verständigt  wurde,  blieb  sie 
standhaft  bei  ihrer  religiösen  Ülierzeugung  und  lehnte  einstimmig  den 
Üliertritt  ab.  Da  sie  nicht  zidden  konnte,  wiVhlte  sie  vier  Personen 
aus  ihrer  Mitte,  weldie  sich  in  I*rag  zum  Antritt  der  Haft  einstellten. 
Kaum  waren  dieselben  abgereist,  so  langte  in  Kuttenberg  ein  Befehl 
ein,  welcher  unter  verscliärften  Strafen  nicht  blols  die  TeilualiiiK'  an 
der  Frohnleit'hnamsi>rozessiou,  sondern  auch  alle  sonst  Ijei  den  Katho- 
liken dabei  tlblicben  Ausschuiückungen  und  Feierlichkeiten  anbefahl 
und  jene,  die  nicht  Folge  leisten  würden,  mit  der  Konfiskation  ihres 
Besitzes  liedrohte*. 

Schon  im  Jahre  1624  konnte  sich  die  Regierung  nicht  verheiileu, 
dafs  es  mit  dem  Kuttenherger  Bergwerk  abwärts  gehe,  da  man 
wöchentlicli  kauTti  60—70  Mark  Silber  gewann  und  die  Betriebskosten 
die  Einnahme  wöchentlich  um  7— 800  Thaler  überstiegen.  Die  Amts- 
leute von  Kuttenberg,  die  hierüber  einen  alarmierenden  Bericht  an 
den  obersten  Müuzmeister  erstatteten,  teilten  ihm  zugleich  mit,  dafs 
sie,  um  keinen  Stillstand  im  Betriebe  eintreten  zu  lassen,  12  000  Thaler 
au^leilien  inUfsteUj  dafs  Mangel  an  dem  nötigen  Blei  und  Holz  drohe, 
wenn  für  Nachschaffung  nicht  rechtzeitig  vorgesorgt  würde,  und  dafs 
es  auch  bald  an  allem,  was  sonst  zum  Betriebe  nötig  sei,  an  Eisen, 
Ilanf  und  Brettern,  fehlen  werde,  dafs  die  Bergleute  nicht  genug  Be- 
schäftigung fänden  und  deshalb  die  Gemeinde  zu  verlassen  bi^gitnnen, 
um  auf  andere  Weise  ihren  Lebensunterhalt  zu  gewinnen".  Da  zu- 
gleich wegen  nicht  durchgeführter  Entwässerung  einzelne  Stollen  zu 
ersäufen  drohten,  stand  eine  Katastroiyhe  zu  befürchten.  Der  Münz- 
meister, der  seiner  Geldgier  fröhnte  und  eine  Summe  von  25  OöO 
Thalern,  die  ihm  zur  Instandhaltung  des  Bergwerkes  überschickt 
worden  war,  nur  zu  seinem  und  zu  seiner  Freunde  Nutzen  ver- 
wendet hatte ,  war  jetzt  um  seinen  eigenen  Vorteil  in  Sorge ,  und  so 
konnte  er  nicht  unterlassen,  dem  Fürsten  von  Liechtenstein  von  der 
Gefahr  zu  berichten  und  sich  über  die  Ursaclien  derselben  auszulassen. 
Er  suchte   den  Grund  des  Verfalles  des  Bergwerkes  hauptsächlich  in 


i  Vewlik^,  S.  179  und  ISO. 

•  E.  und  k.  R»^icli»ÜTmnzarchiv:  iJii'  Amtslout«  zu  Kuttenberg  an  «Icu  obersten 
MünKmeister  dd.  21).  Juli  1624. 
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dci'  \'pianmiii^  der  Bürger,  welche  er  in  noch  ilrastischeren  Farben, 
schilderte,  »als  es  <lie  Anit^leute  iietiian.  Starke  Küiitributinneii  seien  von 
ihnen  erfioben  worden,  wöchentlich  hiittea  sie  auf  dm  Ganger  Beri(wi*i'k 
186  Thaler  und  für  den  Stab  de?  in  Cdslau  liegenden  Repjiments 
250  (iuhlen  zahlen  müssen  und  trotzdem  hätten  sie  die  bei  ihnen 
einquartierten  Truppen  verscbwemlerisch  verpflegen  und  diiien  noch 
Zahlungen  leisten  müssen,  iJiese  Erpressungen  hätten  viele  Bürger  zur 
Auswanderung  genötigt.  Die  Zurückgebliebenen  seien  durch  die  MiUiz- 
verscblecbterung  um  den  grölsteii  Teil  ihres  Vermögens  gekonuiien; 
auch  sei  ihr  Bf^riebskapital,  das  27  000  Thaler  betragen  habe,  durch 
eben  diesen  Bankerott  auf  3600  Thaler  zusaunnengesch rümpft  und 
Jetzt  vollständig  geschwunden.  Auch  die  eingetretene  Teuerung  hatte 
sie  gezwungen »  den  ruinierten  Bergbau  aufzugehen.  Nach  der  An- 
sicht lies  Münznieistei-s  konnte  nur  geholfen  werden,  wenn  man  den 
weiteren  Bedrückungen  der  Bürgerschaft  ein  Ende  machen,  energisch 
die  Arbeit  wieder  aufnehmen  und  für  eine  bedeutende  Anzahl  erfahrener 
Arbeiter  sorgen  würde.  Dazu  bedürfe  es  eines  onlentlichen  Betrielis- 
fonds,  damit  man  die  Arbeiter  pünktlich  entlohnen,  den  Privatleuten 
tlas  abgelieferte  Silber  alsbald  bezahlen  und  für  das  zum  Betriebe 
der  Bergwerke  notwendige  Holz  und  Blei  sorgen  könne.  Auch  riet 
Wt-esowec,  (lafs  Liechtenstein  ein  Patent  veröffentlichen  möge,  in 
welchem  der  Preis  aller  Handelswaren  und  namentlich  aller  Viktualien 
liestimrat  würde,  und  teilte  zugleich  mitj  dal's  er  dies  bezüglich  des 
Brotes  und  Fleisches  bereits  gethan  habe.  Er  hatte  mit  seinen  Be- 
hauptungen und  Katsehlilgen  Recht,  aber  eigentümlich  genug  nuiten 
sie  an,  wenn  mau  weils,  dals  er  an  dem  Münzkonsoitium  beteiligt 
war  und  rladurcli  zur  Teuerung  aller  Lebensbedürfnisse  beigetragen 
hatte,  dals  er  die  ihm  zum  besseren  Betriebe  Ubergebenen  Gelder 
nicht  ihrem  Zwecke  zuführte,  sondern  eigennützig  verwendete,  und 
daJs  er  durch  seine  Reform ationsbedrohungen  die  Bürger  zur  Ver- 
zweiflung brachte  und  hiedurch  am  meisten  Ursache  zur  Verarmung 
der  Stadt  und  zur  Auswanderung  der  Bürger  geboten  hattet 

Liechtenstein  übergab  die  Zuschrift  des  Wfesowec  einigen  fach- 
kundigen Leuten  zur  Begutachtung,  und  diese  fanden  noch  andere 
Gründe,  weshalb  der  Ertrag  des  Bergwerks  die  Betriebskosten  nicht 
decke.  Sie  behaupteten,  dafs  die  Bürger  nur  weniges  zum  Uuterhalt 
der  Am1sleut€  und  zu  den  Kosten  des  Bergbaues  beitrügen,  indem  sie 
nur  zur  Gewinnung  des  Kieses  und  für  die  Sitzhölzer  einen  Beitrug 


'  Archiv  th^a  k.  und  k,  KeithsfinauzministeriuiJiB:  "WTesowec  an  Lieclitenstein 
dd.  26.  August  1624. 
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die  Berufung!  zweier  käriithner  und  zweier  sÄchsiscber  Sachverfetändi^en 
ar.  Jwoir.an,  welchem  Vorschlaix  der  Kaiser  insofern  beistiiinnte,  als  er  anstatt 
dvr  Sachsen  den  Berf^hauptinann  von  Joai'hiiustlial  zu  dieser  Kom- 
mission berief  iiml  deniselhen  d:uju  noch  den  lliiuittmaiiu  von  Sdila^r^^n* 
wald  beigeaellte.  Der  Gefabr,  welcbe  dem  Berglraii  Böhmens  we^en 
der  Gegenreformation  drohte,  trug  der  Kaiser  nur  insofern  Rechnung, 
as.  j»ui»r  als  er   dem   Statthalter  anbefahl,    in   den    Bergstiidten  Joacbimsthal, 

1625 

Platten,  Gottesgab  und  Bietstadt  jede  religiöse  Verfolgung  einzustellen, 
die  Protestanten  in  ihren  Kindstjnifeii,  Travmngen  und  Totenbestattunuen 
nicht  zu  störeil  und  nur  in  friedlicher  Weise  die  katholische  Kirche 
in  dit^seu  Städten  zu  fördern;  auf  Kuttenberg  dehnte  sich  jedoch  diese 
kaiserliche  Gnade  nicht  aus'. 

l)ie  böhmische  Kannner  war  mit  der  Absendung  von  Unter- 
suchungskommissAi^en  nach  Kuttenberg  nicht  einverstanden,  weil  sie 
die  grolsen  Kosten  dieses  VorL'ehens  scheute  und  keinen  Erfolg  wahr- 
scheiülich  fand,  da  sie  die  Ursache  iles  Niedergangs  allein  in  der 
GeriiigbaUi'rkeit  des  Erzes  sucht**,  Sie  riet  deshalb,  der  Kaiser  möge 
d<ni  Vnrschlair  des  Statt!Kiltei-s  gutheifsen  und  der  Stadt  Kuttenbei^g 
oder  jemandetn  anderen,  der  genug  Siclierheit  biete,  den  Botrieb  des 
l^tn*gwt»rks  Uberbissen.  Trotzdem  wurde  die  Visitationskommission 
nach  Kuttenherg  abgeordnet  uml  ihr  zuiileich  aufgetragen,  zu  ermitteln, 
unter  welcfien  Bedingungen  der  Stadt  der  Betrieb  des  Bergwerkes  zu 
ülu-rlassen  wiire.  Im  FnW  der  Vertrag  zu  stände  kam,  riet  die 
b<di mische  Kammer  auch  die  Reduktion  der  Bergbeamten  und  nameat- 
lich  die  Auflassung  der  Stelle  eines  obereten  MiUizujeisten^  au^. 

Infolge  dieser  V«>rschlrige  richtete  die  böhndsche  Kaaimer  an  die 
Kutlenberger  die  Auffonlerung,  den  Betrieb  des  Bergbaues  auf  eigene 
Kosten  für  die  Dauer  von  fünfzehn  Jahren  zu  Übernehmen,  den  Kaiser 
von  jeder  Beitrugsleistung  zu  entbinden,  den  Gewinn  aber  mit  ihm  zu 
teilen.  WUnle  die  Gemeinde  den  Antrag  nicht  annehmen,  so  würde 
von  königlicher  Seite  der  Bergbau  aufgelassen  werden,  aber  Kutten- 
berg zuijleich  aller  Privilegien  einer  Bergstadt  verlustig  werden.  Unter 
normalen  Verhültnisseu  wäre  die  Übeniahme  des  ganzen  Betriebes 
für  Kutienberg  vt^rteilhaft  gewesen;  allein  der  Gemeinde  mangelte 
ebenso  sehr  das  nötige  BetriebskapitaL  wie  den»  Kaiser.  Es  lasteten 
auf  ihr  Schulden,  die   vor  dem  Aufstande  kontrahiert  worden  waren. 


>  Ebenda:    Die  Hofkammer  an  den  Kaiser  dd.  28.  Junuar  1625.    BeschliLTs 
ded  Kaisers,  Tom  selben  Patnm.    Der  Kaiser  nn  Liechtenstein  dd.  27.  und  28.  JanoAr 

*  Rbenda:  Martiniiz.  Miciina,  C^min,  Falirictas  an  den  Kaiser  dd.  19.  Febniar 
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-wfthreinl  des  Aufstatides  war  sie  zu  ^rol'sen  Steuerleistungen  angehalten 
worden  und  seit  der  ßesiegung  desselben  hatte  sie  dem  Kaiser  ein 
Darlehen  von  20000  Thaler  hewilUgen  und  für  die  Verpflegung:  der 
Besatzuniren  und  für  Musteipliitze  an  200  000  Thaler  verwenden  müssen: 
zu  alledem  waren  ihre  Genieindeeinkünfte  und  stiidtischen  Güter,  mit 
denen  sie  sich  sonst  an  den  Auslagen  für  das  Bergwerk  beteiligt  hatte, 
konfisziert;  woher  sollte  sie  also  das  vergrölserte  Betriehskapital 
nehmen^?  Der  Stadtrat  war  freilich  trotzdem  erbotig,  ^en  gesamten 
Bergbau  mit  eigenen  Mitteln,  zwar  nicht  durch  fünfzehn,  aber  doch 
durch  fiinf  Jaijre  m  betreiben,  wenn  die  Gemeinde  von  allen  Steuern 
(wie  das  zum  gi'öisten  Teil  vor  dem  Aufstande  der  Fall  gewesen  war) 
und  von  allen  Eioquaiiierungen,  Durchzügen  und  Werbungen  befreit 
würde,  wenn  aller  Handel  und  Wandel  den  Bürgern  freigestellt,  wenn 
von  den  Lebensmitteln  aller  Art,  die  nach  der  Stadt  verfrachtet  wurden, 
keine  Grenzzölle  und  Mauten  erhoben,  wenn  freier  Zuzug  aller  Personen 
(also  auch  unterthilniger),  die  sich  im  Bergbau  verwenden  hissen 
würden,  gestattel  wünle,  wenn  der  Stadt  keinerlei  Unbill  uud  Be- 
schwerde von  den  ringsum  ansässigen  Edelleuten  zugefüirt,  also  die 
Zufuhr  von  Lehensmitteln,  die  Benützun^i  der  Strafsen  nicht  verwehrt 
würde,  wenn  sie  vor  keinem  anderen  Geiicht  als  dem  ihiigen  Rede 
und  Antwort  zu  stehen  hätte  und  also  keine  A|)pellation  an  den  Kreis- 
hauptmann oder  ein  anderes  weltliches  oder  geistliches  Gericlit  zu- 
gelassen wurde,  wenn  alle  Edelleute,  die  in  Kuttenberg  Häuser  besafsen, 
und  ebenso  alle  adeligen  Mietsleute  zu  denselben  Steuerleistungen  wie 
die  übri^'en  Bürger  angehalten  würden  und  wenn  ifmen  im  Betrieb 
des  Berjrwerkes  kein  Hindernis  bereitet  würde.  Dafür  waren  sie  er- 
bötiix,  alles  frewounene  Silber  al)zuführen  und  für  die  Mark  nur  neun 
Thaler  zu  verlaniiien;  der  Unterschied  zwischen  diesem  Preise  und 
dem  wahren  Werte  (etwa  14  Thaler)  war  also  der  Gewinn,  den  der 
Kaiser  von  dem  Berii: werke  weiter  beziehen  sollte  und  für  welchen 
die  Kutteuberger  anderseits  die  Befreiung  von  Staatssteuein  verlandeten. 
Zu  allen  ihren  wohlbepründeten  Forderungen  verlangten  die  Kutten- 
herf?er,  dafs  jedermann  „von  wo  innner*'  sich  mit  sein<^r  Habe  und 
mit  Weib  und  Kindern  bei  ihnen  ansiedeln,  den  Berf^liau  betreiben 
und  stets  wieder  un^^ehindert  sicli  entfernen  dürfe.  Wir  vernmfen, 
dufs  sich  unter  dieser  Fordern ii^^  das  barii,  was  sie  nicht  offen  aus- 
zudrücken wajrteu :  iler  Wunsch  nach  Freiheit  des  Glaubens,  denn 
wenn  ausnahmslos  jeder  „von  wo  immer"  sich  l)ei  ihnen  ansiedeln 
durfte,  so  waren  die  Protestanten  nicht  ausgeschlossen-. 


i.  Jani 
1025. 


»  VeseUky,  S.  2-27, 
«  Veselsky,  S.  187. 
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Dieser  Vertragsentwurf  fand   die  volle  Billipun?  der  Gemeinde, 
und  er  wurde  hierauf  dem  Kaiserrichter  mitgeteilt,  der  denselben  eben- 
falls LOithiefs.    Dageiren  war  die  böhmische  Kamnur  mit  demselben 
nicht  zufrieden,  so  dals  die  von  ihr  nach  Kuttenbenr  ab^eschiektea 
Kommissäre  mit  der  Gemeinde  über  einen  neuen  Vertra^:  verhandeln 
1625.    mufsten.    Derselbe  kam  am  20.  Juni  zu  stände  und  wurde  am  9.  Juli 
von  dem  Kaiser  ratificiert.     In  diesem  Vertrage  wurde  die  Gemeinde 
verijflichtet,  den  gesamten  Bergbau  auf  die  Dauer  von  zehn  Jahren 
zu  übernehmen,  jede  Mark  Silber  f&r  zehn  Thaler  abzuliefern  und 
aufserdem  den  zehnten  Teil   des  Gesamtgewinnes  zu  erlegen,  neue 
Stollen  aufzuschlielsen,  die  ihr  tibergebenen  Inventarstücke  und  Ge- 
bäude in  demselben  Zustande  später  wieder  abzuliefern,   wie  sie  sie 
übernommen,  die  ihr  zugeführten  Ratiboficer  Erze  einzuschmelzen  und 
das  gewonnene  Silber  abzuliefern.     Der  Fortgenufs  aller  ihrer  bis- 
herigen I*rivilegien  und  die  Rückstellung  der  konfiscierten  Gemeinde- 
besitzungen, soweit  sie  nicht  bereits  den  Jesuiten  verliehen  waren, 
wurden  zugesagt.    Es  wurde  ihr  auch  das  Recht  eingeräumt,  Steuern 
von  ihren  Bürgern  zu  erheben,  mit  deren  Hilfe  sie  den  Bergbau  besser 
betreiben  könnten.    Viktualien,  die  nach  Kuttenberg  geführt  wunlen, 
sollten  von  Zöllen  und  Mauten  befreit  sein.    Edelleute,  die  sich  in 
Kuttenberg  ansässig  machen  würden,  sollten  von  ihren  Häusern  an 
die  Stadt  zu  denselben  Zahlungen  verpflichtet  sein,   wie  die  übrigen 
Bürger,    dagegen    aber  sich   aller   bürgerlichen   Gewerbe   enthalten. 
Weiter  wurde  auch  bewilligt,  dafs  sich  jedermann  in  Kuttenberg  an- 
siedle, aber  das  Wort   „von  wo  immer"   (odkud  koliv)  wurde  aus- 
gelassen.    Dafs  der  nicht  ansässigen,  fluktuierenden  Bevölkerung,  die 
hauptsächlich    aus   .hochkundigen"    deutschen  Bergarbeitern  bestand, 
das  Bekenntnis  des  Luthertums,   aber  ohne  gottesdienstliche  Übung 
freijrelassen  wurde,  scheint  eine  in  Wien  erhaltene  Abschrift  des  Ver- 
trages zu  bestätigen.    Wir  sind  im  Zweifel,  was  wir  glauben  sollen; 
jedwede  Duldung  widerstrebte  den  Anschauungen  des  Kaisers,   aber 
da  er  eine  solche  den  deutschen  Bergstädten  zu  teil  werden  liel's,  so 
mag  er  auch  diesmal  bezüglich  Kuttenbergs  eine  beschränkte  Duldung 
zugestanden  haben,   zumal   dieselbe  vorzugsweise  den   Deutschen  zu 
Gute  kam^    Endlich  wurde  den  Kuttenbergem  zugestanden,  dafs  sie 
nirgends  anders  vor  Gericht  gerufen  werden  dürften,   als  bei  ihrem 
Stadtgericht:    nur    im    Falle    der   Appellation    sollten   sie    vor   dem 
Appellationsgericht  Rede  und  Antwort  stehen. 


*  Der  Müuzvertrag.  wie  ihn  Veselsky  aDführt.  stimmt  nicht  genau  mit  einer 
im  Wiener  Staatsarchiv  enthaltenen  Kopie  überein.    Daselbst  wird  für  die  Mark 
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Der  neue  Vertrag  war  für  die  kaiserlichen  Finanzen  so  günstipj, 
daJs  mau  die   vier  Bürger,   die  nach  Prag   wegen  Nichtzahlung  der 
Kriegssteuer  geschirkt   und   dort   in  Haft   genoniinen  worden   waren» 
jetzt  freiliefs,    weil   ja   ohae<lies   die  Kuttenberger  fortan   von  jeder 
Steuer  befreit  sein  sollten.     Der  Stadtrat  selbst  einigte  sich  jetzt  über 
die  Einhebung  von  vers<"hiedeuen  Arten  von  Gemeindesteuern,  niittelst 
deren  die  notwendigen  Kapitalien  zum  Betriebe  des  Bergwerkes  an- 
gesammelt werden  sollten:   aller   Handel   imd  Wandel,   alle   Lebens- 
mittel,   alle  Gewerbe   wurden    nach   Verhilltnis    besteuert,    weil  der 
augenblickli4'he  Bedarf  fi\r  den  Bergwerkhetrieb  nicht  nur  doppelt  so 
grofs  war  als  früher,   wo  der  Kaiser  den  weitaus  gröfseren  Teil  der 
Kosten  getragen  hatte,  und  weil  der  Stadt  aus  den  ihr  jetzt  nur  zum 
Teil  wieder  zurückgestellten  Gütern  erst  später  ein  Einkommen  winkte. 
Die  Gemeinde   ersuchte   zwar  den  Kaiser  auch  um  die  den  Jesuiten 
abgetretenen  Güter,  allein  diese  Bitte  war  um  so   vei"geblicher,  als 
gegen   sie  neue  Klagen   wei^am  ihrer  ketzerischen  Hartniickigkeit  er- 
hoben wunien.     Ue.r  Erzdochant  Appian  hatte,  da  er  mit  der  Gemeinde 
verfallen  war  und  auch  bei  einem  Teil  der  Katholiken,  namentlich  bei 
dem   Kaiser  richten  keine   Achtung  genofs,   die  Pfarre   in  Kuttenberg 
mit  der  in  Chrudini  vertauscht.    Gleich  nach  seiner  Entfernung  reichte 
er  aber  eine  Klageschrift  bei  der  böhmischen  Kammer  ein,  in  der  er 
die  Kuttenberger  beschuldigte,  dafs  sie  an  Stelle  des  vei^torbenen, 
Icatholischen  Primators  einen  Galviner  gewählt  hätten,  dal's  sie  Prädi- 
kanten  in  der  Stadt  beherbergten,  bei  Begräbnissen  sich  ihrer  Dienste 
be<lienten,  die  fvinder  von  ihnen   unterrichten  liefsen,   keine    Feier- 
tage hielten,  sondern  au  ihnen  wie  gewöhnlich  arbeiteten,  dafs  sie  den 
katholischen  Gottesdienst  nicht  besuchten,  heimlich  sich  aber  bei  den 


Silber  den  Kuttenbergern  zelin  Thaler  versprocheo,  während  in  dem  Vertrag  bei 
Yeselsky  nur  von  neun  Tbalem  (he  Rede  ist  Weiter  enthält  die  Kopie  im  Wiener 
SlaatearcMv  zu  §  H  folgenden  Zusat/»  der  bei  VeselsUy  (S,  20  j)  nicht  vorhanden 
ist:  „Soviel  di*i  Gewerken  (diel  sich  häuslich  niederlassen  wollen,  belangt^  sollen 
dieselben  der  heiligen  katholischen  Religion  halber  den  andern  Innwolinern  und 
Bürgern  ^'1  eich  gehalten  werden.  Welche  aber  nicht  hausgesessen  aeinJ,  mögen 
ihrer  Religion  halber,  doch  ohne  Esercitio,  frei  bleiben."  —  Man  kann  leicht 
vermuten,  dafs  dieser  Zusatz  nicht  die  kaiserliche  Bestiitignng  fand  und  dafs  der 
Kontrakt,  wie  ihn  Veselsky  abdruckt,  der  einzig  richtige  ist.  Nun  erzähU  aber 
Coraeniiis  in  seini*r  Historia  persecutionis  ecdesiae  Bohemiji?,  dafä  der  Kaiser  in 
dem  mit  den  Kutten  bergern  abgeschlossenen  Vertrag  denselben  Rehgionsfreibeit 
zugestanden  und  diesen  Vertrag  spüter  gebrochen  habe.  Religionsfreiheit  wurde 
freilich  den  Kuttenbergern  inicli  in  dem  oben  citierten  Entwurf  nicht  zugestanden, 
aber  doch  ein  Zugeständnis  der  fluktuierenden  namentlich  dentächen  Bevölkerung 
gemacht 
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Prädikanten  versanunelten,  den  Katholiken  alle  mögliche  Gewalt  zu- 
fügten und  den  aus  anderen  Städten  wegen  Ketzerei  Vertriebenea 
eine  Zufluchtsstätte  hei  sich  gönnten  und  mit  einigen  Städten  einea 
Bund  (zur  Fortsetzung  des  Widerstandes)  geschlossen  hätten  ^ 

Die  Anklagen  und  Verdächtigungen  Appians  fanden  umsomehr 
Gehör,  als  die  Widersetzlichkeit  der  Kuttenberger  gegen  die  Konver- 
sion nicht  bestritten  werden  konnte.  Von  Seite  der  böhmischen 
Kammer  wurde  die  Gemeinde  von  der  gegen  sie  erhobenen  Klage  in 
u.^c««HrKenntnis  gesetzt  und  zur  Verantwortung  aufgefordert.  Es  sei,  so  hiefs 
es  in  der  Zuschrift,  mit  ihr  zwar  ein  Vertrag  über  die  Fortführuu!? 
des  Bergbaues  geschlossen  worden,  aber  damit  sei  keineswegs  gemeint 
gewesen,  ihr  freie  Religionsübung  gegen  den  Willen  des  Kaisers  ein- 
zuräumen. Im  Falle  die  Bürger  sich  noch  weiter  irgend  eines  in  der 
Klage  angedeuteten  Vergehens  schuldig  machen  würden,  wurden  sie 
mit  Konfiskation  ihres  Besitzes  und  mit  Todesstrafe  bedroht  ^.  Einen 
Teil  der  Anklagen  wiesen  die  Kuttenberger  als  Verleumdungen  oder 
Verdrehungen  zurück;  dagegen  wufsten  sie  gegen  den  Vorwurf  der 
Ketzerei  nichts  stichhaltiges  vorzubringen.  Andrerseits  klagten  sie 
aber  nun  selbst  den  Dechant  der  Vernachlässigung  seiner  Pflichtea 
an.  Wiederholt  habe  er  die  Stadt  auf  zwei  und  mehrere  Wochea 
verlassen  und  für  keinen  Gottesdienst  in  der  Zwischenzeit  vorgesorgt. 
Während  der  herrschenden  Pest  habe  er  sich  geweigert,  die  Toten  zu 
Grabe  zu  geleiten,  aber  gleichwohl  die  Stolagebühren  erhoben.  Auch 
von  den  Ärmsten  habe  er  unerträglich  hohe  Zahlungen  verlangt  und 
wenn  sie  nicht  zahlen  konnten,  sie  zum  Erbetteln  der  verlangten 
Summe  aufgefordert.  Mit  Hilfe  des  erpreisten  Geldes  treibe  er  einen 
ausgebreiteten  Handel,  so  dafs  er  die  Bürger  auch  in  ihrem  Erwerbe 
schädige.  Zugleich  Si'hilderten  ihn  die  Kuttenberger  als  einen  sitten- 
losen Menschen,  der  nur  im  Umgang  mit  Frauenzimmern,  in  Maske- 
raden, unzüchtigen  Reden,  Liedern  und  Rätseln  und  im  Bankettieren 
sein  Behagen  gefunden  habe.  Dabei  sei  er  roh  und  gewaltthätig,  habe 
alle,  die  ihm  nicht  zu  Gesicht  ständen,  mit  dem  Kerker  bedroht  und 
sogar  eigenhändig  geprügelt,  so  dafs  einzelne  Personen  sich  vor  ihm 
flüchteten  und  trotz  aller  Gefahr  aus  seinem  Hause  über  eine  hohe 
Gartenmauer  sprangen.  Der  katholische  Kaiserrichter  Tulechov  stellte 
sich  diesmal  auf  die  Seite  der  angeschuldigten  Gemeinde;  auch  er 
kliVJte  den  Erzdechant  verdächtigen  Umgangs  mit  Frauen  und 
gemeiner  Haufhändel  an.     Er  behauptete  sogar,  ilafs  er  nach  fleilsiger 

-  VeM'lsky.  S.  *J:W.    Zuschrirt  an  die  Kuttenber^r  dd.  11.  Oktober  IÖ25. 
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Unifra^'e  die  Anklti^e  wegen  BeberbeniUDg  von  Prädikaiiteii  oder  Ab- 
haltüim  f^'eheiiiier  Vei*sammliingeii  nicht  betttÄtigeu  könne,  wohl  aber 
frefiiiifleii  liahe,  dafs  der  Busenfreund  und  Duzbruder  des  Dechants, 
ein  Fleisehlmuer,  trotz  seiner  angeblichen  Bekehrung  noch  inmier  ein 
Häretiker  sei.  Er  widerlepfte  auch  ilie  Behauptung  Apijians,  dafs  die 
Feiertage  nicht  ordentlit'h  gefeiert  worden  seien;  sie  wüi*den  im  Gegen- 
teil stets  den  Ta^'  zuvor  ausgerufen,  die  Wirtshauser  seien  während 
des  Gottesdienstes  leer  uml  allfällige  Besucher  derselben  würden  mit 
Gefängnis  bestraft;  dagegen  sei  soviel  sicher,  tlafs  der  Dechant  an 
Werktagen  nie  Gottesdienst  gehalten  habe  und  oft  wochenlani?  verreist 
gewesen  sei.  Nach  seinem  Beispiel  beuähnien  sich  auch  die  neu  ein- 
gesetzten katholischen  Schulmeister;  vom  Schulehalten  sei  bei  ihnen 
keine  Rede,  um  so  Heifsiger  besuchten  sie  die  Wirtshäuser  und  seien 
häufig  die  Ursache  nächtlicher  Unordnungen.  Zum  Schlüsse  gab 
jedoch  Tulechov  zu,  diüs  die  Kuttenberger  SchiV|>pen  einen  berüch- 
tigten Ketzer  aus  Kolin  als  Schreiber  in  ihre  Dienste  aufgenonmien 
und  mehreren  anderen  verdächtigen  Personen  Unterkunft  gegeben 
hätten'.  Auf  Grund  dieses  Berichtes  scheint  si*^h  die  böhmische 
Kammer  der  Kuttenberger  angenommen  zu  haben,  was  zur  Folge 
hatte,  dafs  sie  von  den  obei-sten  Beamten,  die  damals  wegen  der  Ab- 
wesenheit Liechtensteins  die  Statthalterei^eschafte  besorgten,  heftig 
getadelt  und  zugleich  der  zwischen  dem  Kaiser  und  den  Kuttenbergern 
abgeschlossene  Kontrakt  als  an  und  für  sich  ungültig  erklärt  wurde,  i.d 
weil  er  den  Befugnissen  des  Statthalters  Eintrag  tlme.  iJie  obersten 
Beamten  beschlossen  in  der  Unterdrückung  des  Frotestantisnms  nicht 
nachzulassen  und  deshalb  abermals  eine  Besatzung  nach  Kiittenberg 
zu  schicken.  Da  dies  die  böhmische  Kammer  als  im  Widei-spruch 
mit  dem  Kontrakte  stehend  tadelte,  gaben  sie  ihr  einen  scharfen  Ver- 
w^eis  und  erklärten^  dafs  die  Besatzung  deui  Bergltetriebe  keinen  Ein- 
trag thun  würde-.  Noch  vor  der  Ankunft  der  Besatzung  scliickten 
die  obersten  Beamten  eine  Koniniission  nach  Kuttenberg  zur  Unter- 
suchung der  Sachlage  ah.  Die  Katholiken,  die  von  dieser  Konmnssion 
verhört  wurden ,  bestätigten  alle  Anklagen  Ai>pians  bezüglich  der 
häretischen  Haltung  der  Kuttenberger,  namentlich  ihren  Verkelir  mit 
den  IMUlikanten,  von  dem  Tulechov  nichts  erfahren  haben  wollte. 
Sie  führten  nicht  nur  das  Zeugnis  des  DechanLs  von  St^panov  an,  der 


1825. 


'  Wiener  Staatsarchiv:  Antwort  der  Schoppen  und  des  Rates  Ton  Kutten- 
berg  willer  flie  AnkliigeB  des  Declianty  Appian  dd.  25.  Oktober  1625.  Johann  von 
Tulecliov  an  die  böhiiiische  Kammer  in  Angelep^enheit  Appinns  dd.  29.  Oktober  1625. 

"  Wiener  Staatsarchiv:  Die  obersten  Beamten  an  die  höhmische  Kummer 
dd.  1.  Dezember  1625. 


—     232     - 

bei  einem  Besuche  in  Kuttenber^^  sieben  ilim  bekannte  Prädikanteu 
aus  eioein  Hause  schreiten  sah,  sondero  auch  lias  Zeugnis  anderer 
Personen,  die  Prädikanten  in  Fraueiikleideru  oder  sonst  in  einem  un- 
keunhar  machenden  Anzüge  in  KuttenbeTg  gesehen  hatten,  weiter  das 
Zeugnis  mehrerer  Personen,  die  von  Versammlungen  wissen  wollten, 
in  denen  die  Prädikanten  ge]>redigt  oder  das  Abendmahl  ausgeteilt 
hätten.  Sie  erklärteu  weiter,  dals  sie  als  Katholiken  Bedrohungen 
ausgesetzt  seien  —  thatÄtlchlieh  wurde  später  ein  gewisser  Fiala,  den 
man  für  einen  katholiselieu  Geistlidien  hielt,  bei  eineiu  nächtlichen 
Gange  tötlich  verwundet  —  dals  bei  der  Bestattung  eines  gewissen 
Skreta  liäretische  Lieder  gesungen  und  der  Dechant  mit  dem  Aufruhr 
des  gemeinen  Vidkes  bedroht  worden  sei,  als  er  diesem  Unfug  ent- 
gegentreten wollte.  Die  Katholiken  klagten  auch,  dafs  sie  wie  Aus- 
sätzige unti  Juden  liehandelt  würden,  sich  allerlei  Schimpfnamen  ge- 
falh^n  lassen  nUifsten,  bei  dem  Gottesdienst  von  den  Gegnern  wie 
Schauspieler  angestarrt  würden»  in  ihren  Angelegenheiten  von  der 
Stadtobrigkeit  jegliche  Verzögerung  zu  erleiden  hättrn.  Wir  fuhren 
diese  Klagen  nur  an,  um  zu  zeigen,  welche  Erbitterung  zwischen 
Si;)hnen  desselben  Landes  um  des  Glaubens  willen  eingetreten  war, 
und  wie  die  besiegte  Paitei  trotz  aller  Gefahr  sich  nicht  scheute, 
ihrem  Hasse  Ausdruck  zu  geben'. 

Als  der  Kaiser  von  den  gegen  die  Kuttenberger  erhobenen  Klagen 
Kunde  bekam,  befahl  er  zum  Schutze  für  die  Untersuch ungskonunissäre 
und  zur  Durchführung  der  von  ihnen  getrotfenen  Malsregeln  den  Ein- 
marsch von  zwei  Reiterkompagnien  und  zwei  Fähnlein  Fufsvolk  in 
Kuttetiberg,  indem  also  auch  er  sich  um  die  in  dem  Kontrakte  den 
Kutb'nbergeru  zugesagte  Befreiung  von  der  Einquartieiungslast  nicht 
kümmerte.  Aufserdem  befahl  er,  daJ's  nach  den  Prädikanten  und  ihren 
llnterkunftgebern  eine  stren;^e  Nachforschung  eingeleitet,  überdies  der 
Stadtrat  erneuert  und  nur  mit  Katholiken  besetzt  werde.  Wiewohl 
nicht  alle  Trup]>eu  einrückten,  wie  der  Kaiser  befohlen  hatte,  so  war 
doch  die  Zahl  der  pjut]imrtierten  schon  eine  grofse  Last.  Die 
Schoppen  wollten  die  ganze  Gemeinde  hemfen  und  um  ihre  Meinung, 
was  nun  zu  thun  sei,  fragen;  allein  der  Kaiserrirhter  gab  nicht  die 
P>laubnis  dazu,  sondern  liewilligte  nur  eine  Berufung  von  sechzig 
Gemeindegliedern.  Als  dieselben  am  11.  Dezember  zusammentraten, 
teilten  ihnen  die  Schöjjpen  die  Brfehle  des  Kaisei*s  mit  und  schilderten 
die  schlimmen   Folgen,    wenn   die  Bürger   ihre  Konvereion   nicht  in 


'  Wiener  Staaisarchiv :  Zeiigiüs  der  Kuttenberger  Katholiken  dd.  I.Dezember 
1625.  Die  Kuitenbei  ger  Katholiken  an  den  Decbnnt  Appism  dd,  4.  l'exeniber  1625. 
Kine  zweite  undatierte  Zuschritt  der  Katholiken  an  Appian. 
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einer  bestiniiuteu  Zeitfiist  in  Aussiebt  stellen  iiiiit  mittlerweile  sich 
in  rfer  katholischen  Relijxion  unterrichten  lassen  würden;  würden  sie 
sieb  fügen,  so  sollte  die  EiuquartieruE;.^  binnen  drei  Tagen  ein  Ende 
nehmen.  Weiter  teilten  die  Sehn]>pen  mit,  sie  hjltten  im  Verein  mit 
einijieü  Gemeindeilltesteü  und  anderen  l*ersonen  dem  Kaiseiriehter 
erklärt,  dafs,  wenn  die  Bekehruni^  zwangsweise  erfolgen  würde,  die 
Auöwandenm^  aller  jener,  die  den  Bergbau  betrieben,  sowie  auch 
eines  ^ofsen  Teiles  der  Bertrknappen  erfolj^en  und  dadurch  das  Berg- 
werk eingehen  würde.  Sie  hatteti  deshalb  ein  milderes  Verfahren 
emi>foUlen  und  die  Einriluniung  eiuer  Frist  von  sechs  Monateu  bis 
zur  entgültifren  Erklärunij:  verlangt.  I>ie  Versaimidung  wollte  sich 
anfany^s  zu  keinem  den  kaiserlichen  Wünschen  entsprechenden  Beschlufs 
verBtehen,  da  sie  al>er  einsah,  dals  nichts  zu  eireichen  sei,  spiach  sie 
ihre  Übereinstimmung  mit  der  von  den  Schoppen  dem  Kaiserrichter 
abgegebetjen  Erklärung  aus^  Wie  wenig  die  Kuttenberger  auf  Ent- 
gegenkommeu  von  Seite  der  Kegierung  rechnen  koimten,  ergab  sich 
AUS  einer  Zuschrift,  die  der  Graf  von  Martini tz  an  tlen  Kanzler  richtete. 
Er  riet  zur  Entfernung  des  Kaiserrichters  an,  der  sich  nicht  als  ver- 
läfslich  genujz  erwiesen  habe,  und  zur  möglichst  baldii^a^n  Einführung 
der  Jesuiten;  zuö:leich  bemerkte  er  spöttisch,  dals  die  Besatzung  die 
Büriijer  bald  katholische  Lieder  werde  sintien  lehren.  Auch  er  war 
überzeugt,  dals  die  Besatzung  dem  Bergbau  nicht  hinderlich  sein 
werde,  während  sie  in  Wirklichkeit  den  Kuttenhergern  die  letzte  Mög- 
lichkeit benahm,  auf  eigene  Kosten  den  Bergbau  weiter  zu  betreiben^. 
Als  sie  deshalb  sich  «m  die  Kammer  wendeten  und  über  die  grofsen 
Kosten  der  neuen  Einquartierung  klagten,  hatte  diese  in  Erinnerung 
an  den  ihr  von  den  ol>ersten  Beamten  ausgesj>rochenen  Tadel  kein 
Erbarmen  mit  der  Stadt,  Sündern  erklärte,  so  lan^'e  sie  sich  dem 
Willen  des  Kaisers  nicht  fügen  und  ihre  eigensinnigen  Köpfe  nicht 
beugen  uml  guten  Rat  annehmen  würden,  so  lautre  würde  ihnen  nicht 
geholfen,  sondern  sie  immer  härter  iijestratt  werden;  zugleich  kündigte 
die  Kanmier  die  baldige  Ankunft  der  .Jesuiten  an,  denen  die  Kutten- 
berger ein  freundliches  Ohr  leihen  möchten^. 


*  Böhmisclies  Statthaltereiarchiv :  Gutachten  ao  den  Kaiser  in  Ansebtmg 
Kiitlt'nljergs  dd.  3.  Dpzfiuber  I62.i.  Befehl  an  die  B^rg-  unii  r^Iünzjinitäileiite  zu, 
Kutteulierg  d*l.  10.  iJezeinber  1625.  Dw  böhmische  KanuDcr  au  die  Refonmitions- 
komraission  in  Kuitt^nlnerg  dd.  21.  I>ezeml»er  1625.  —  Diiiück;^  z  Healova  a.  ii-  O. 
n.  264.  —  Veselsky.  S.  2'M  und  folgende. 

■  Archiv  von  Kiindnitz;    Martin ilz  an  den  Kanzler  dd.  l'S.  r>ezeraber  1625. 

*  Archiv  von  Kutifnl»erg:  Die  höhnüscho  Kaiinner  an  die  Kutteid)erger  dd. 
80.  Deäseoiber  1620. 
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bei  einem  Besuche  in  Kuttenberj?  siebeD  ihm  bekannte  Prädikantea 
aus  eineiri  Hause  schreiten  sah»  sondern  aueh  tks  Zeugnis  anderer 
Personen,  die  I'rädikanten  in  Frauenkleidera  oder  sonst  in  einem  un- 
kenobar  machenden  Anzüge  in  Kutteuberg  gesehen  hatten,  weiter  das 
Zeuunis  mehrerer  Personen,  die  von  Vei'samuiluni:ren  wissen  wollten, 
in  denen  die  Prädikanten  gepredigt  oder  das  Abendmahl  ausgeteilt 
hatten,  Sie  erklärten  weiter,  dafs  sie  als  Katholiken  Bedrohun^eu 
ausgejietzt  seien  —  thatsächlich  wurde  später  ein  ?2:ewisser  Fiala,  den 
man  für  einen  katholischen  Geistlichen  hielt,  bei  einem  nächtlichen 
Gange  tötlich  veiwundet  —  dafs  bei  der  Bestattung  eines  gewissen 
Skreta  häretische  Lieder  gesunken  und  der  Uechant  mit  dem  Aufruhr 
des  gemeinen  Volkes  bedroht  worden  sei,  als  er  diesem  Unfug  ent- 
gegentreten wollte.  Die  Katholiken  klagten  auch,  dafs  sie  wie  Aus- 
sätzige und  Juden  behandelt  würden,  sich  allerlei  Schinijjfnamen  ge- 
fallen lassen  mUfsteu,  bei  dem  Gottesdienst  von  den  Gegnern  wie 
Schauspieler  angestarrt  würden,  in  ihren  Angelegenheiten  von  der 
Stadtobrigkeit  jegliche  Verzögerung  xn  erleiden  hätten.  Wir  führen 
diese  Klagen  nur  an,  um  zu  zeigen,  welche  Erbitterung  zwischen 
Söhnen  desselben  Landes  um  des  Glaubens  willen  eingetreten  war> 
und  wie  die  besiegte  Partei  trotz  aller  Gefahr  sich  nicht  scheute, 
ihrem  Hasse  Ausdruck  zu  gebend 

Als  der  Kaiser  von  den  gegen  die  Kutteuberger  erhobenen  Klagen 
Kunde  bekam,  befahl  er  zum  Schutze  fUr  die  Untersuch ungskommissäre 
und  zur  DurchfühiTing  der  von  ihnen  getroffenen  Mafsregeln  den  Ein- 
marsch von  zwei  Reiterkompagnien  und  zwei  Fähnlein  Fufsvolk  in 
Kuttenberg,  inrlem  also  auch  er  sich  um  die  in  dem  Kontrakte  den 
Kuttenbergern  zugesagte  Befreiung  von  der  Einquartierungslast  nicht 
knmmerte.  Au£<erdem  befahl  er,  dafs  nacfi  den  Prädikanleu  und  ihren 
Uoterkunftgebem  eine  strenge  Nachforschung  eingeleitet,  überdies  der 
Stadtrat  erneuert  und  nur  mit  Katholiken  besetzt  werde.  Wiewohl 
nicht  alle  Truppen  einrückten,  wie  der  Kaiser  befohlen  hatte,  so  war 
doch  die  Zahl  der  Einiiuartierteu  schon  eine  grofse  Last.  Die 
Schoppen  wollten  die  ganze  Gemeinde  berufen  und  um  ihre  Meinung, 
was  nun  zu  thun  sei,  fragen;  allein  der  Kaiserrichter  gab  nicht  «Üe 
Erlaubnis  dazu,  sondern  bewilligte  nur  eine  Berufung  von  sechzig 
Geraeindegliedern,  Als  dieselben  am  IL  Dezember  zusammentraten, 
teilten  ihnen  rlie  Schoppen  die  Befehle  des  Kaisei-s  mit  und  schiblerten 
die  schlimmen   Folgen,    wenn  die  Büiger   ihre  Konvei-sion  mdit  in 


^  Wiener  Stajtt^rchiv :  Zeugnis  der  Kuttenberger  Katholiken  ild.  1.  De^^ember 
1625.  Die  Kuttenberger  KatboUkea  an  den  Decbani  Appinii  d«l.  4,  Iiezember  162->, 
Eine  zweite  luiilAtiertt^  Zuscbritt  der  KatboUkeQ  an  .Vppiun. 
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einer  bestimmten  Zeitfrist  in  Aussicht  Btellea  und  mittlerweile  stell 
in  der  katholischen  Kelidi>ü  uiiteniehten  lassen  würden;  würden  sie 
sich  füiren,  so  sollte  die  Einquartierung^  Inouen  drei  Tajien  ein  Ende 
nehnieu.  Weiter  teilten  die  Schoi>ijen  mit,  sie  hiitteu  im  Verein  mit 
einigen  Gemeindeältesteu  und  anderen  I'ersonen  dem  KaisenichtcT 
erklärt  dafs,  wenn  die  BekehrLin«^  zwangsweise  erfolgen  wdrde,  die 
Auswanderung  aller  jeuer,  die  den  Bergbau  betrieben,  sowie  auch 
eines  grofsen  Teiles  der  Bergknappen  erfolgen  und  dadurch  das  Berg- 
werk eingehen  würde.  Sie  hatten  deshalb  ein  milderes  Verfahren 
empfohlen  und  die  EinriUunung  einer  Frist  von  sechs  Monaten  las 
zur  entgültigen  Erklärung  verlaugt.  Die  Vei*sammlung  wollte  sich 
anfant,^s  zu  keinem  den  kaiserlichen  Wünschen  entsprecht^nden  Beschlufs 
vei'steheu,  da  sie  ui>er  einsah,  dals  nichts  zu  erreichen  sei,  sprach  sie 
ihre  Cbereinstinimung  mit  der  von  den  Schoppen  dem  Kaiserrichter 
aligegebeupu  Erklärung  aus^  Wie  wenig  die  Kutteuberger  auf  Ent- 
gegenkonimeu  von  Seite  der  Regierung  rechnen  konnten,  ergab  sich 
aus  einer  Zuschrift,  die  der  Graf  von  Martinitz  an  den  Kanzler  richtete. 
Er  riet  zur  Entfernnug  des  Kaiserriditers  an,  der  sich  nicht  als  ver- 
läfslicii  genug  erwiesen  hübe,  und  zur  möglichst  baldigen  Einführung 
der  Jesuiteu;  zugleich  bemerkte  er  spöttisch,  dafs  die  Besatzung  die 
Bürger  bald  katholische  Lii'der  werde  singen  lehren.  Auch  er  war 
überzeugt,  dals  die  Besatzung  dem  Bergbau  niclit  binderlich  sein 
werde,  wfthrend  sie  in  Wirklichkeit  den  Kuttenhergern  die  letzte  Mög- 
lichkeit benahm,  auf  eigene  Kosten  den  Bergbau  weiter  zu  betreiben^. 
Als  sie  deshalti  sich  au  die  Kammer  wendeten  und  Über  die  grofsen 
Kosten  der  neuen  Einquartierung  klagten,  hatte  diese  in  Erinnerung 
an  den  ihr  von  den  obersteji  Beamten  ausgesprochenen  Tadel  kein 
Erbarmen  mit  der  Stadt,  stjudern  erklärte,  so  lange  sie  sich  dem 
W^illen  des  Kaisei-s  nicht  fügen  und  ihre  eigensinnigen  Kopfe  nicht 
bengen  und  guten  Hat  annehmen  württen,  so  lange  würde  ihnen  nicht 
geholfen,  sondern  sie  immer  hürter  gestraft  werden;  zugl*nch  kündigte 
die  Kammer  die  baldige  Ankunft  der  Jesuiteu  an,  denen  die  Kutten- 
beiger  ein  freundliches  Ohr  leihen  möcliten^. 


'  Böhmisches  Statthaltereiarcbiv :  Giittichten  an  den  Kaiser  in  Anselmng 
KuttenbergB  dd*  3.  Dezeiüber  1620.  Befehl  an  ttie  Berg-  und  Mup/,iiintslt;ute  zu 
Kutteulierg  dd.  10.  Dezeiiiber  162.^.  Die  liöhmisch*^  Kamoier  an  tlie  HeforiuutioBLs- 
koinniission  in  Kuttenberc:  dd.  21.  Dezendter  l62-'>.  —  Dafick^  z  Ilfslova  a.  a.  0. 
II.  264.  —  Veselsky,  S.  2m  und  folgend«». 

*  Archiv  Vüti  Kiuidnitz:    Martiuitz  an  den  Kanzler  dd.  13.  Dezember  1625. 

^  Archiv  von  Kuttenberg:  Die  böhmische  Kammer  an  die  Kuttenberger  dd. 
rSO.  Dezember  1625. 
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gewählte  Stadtrat  muMo  sich  schriftlich  veri)flichteii ,  diesen  Ge!>oten 
Folge  m  leisten,  Jetzt  nahm  der  Wiiierst^jid  ein  Ende :  gegen  Ende 
des  Jahres  1620  heherbergte  die  Stadt  niemand  mehr,  der  sirh  oirlit 
wenigstens  iiurserlidi  11  Is  Katholik  gelierdete*.  Die  Thiitigkeit  der 
Jesuiten  in  der  Predigt  und  im  Beichtstuhl,  insbesondere  aber  ihre 
Einwirkung  auf  die  heranwachsende  Jugoiidj  bewirkte,  dafs  die  Kon- 
Version  in  wenigen  Jahren  auch  eine  innerliche  wurde.  Obwohl  aber 
die  Uegiernng  auf  diese  Weise  ihren  sehnsüchtigen  Wunsch  erreichte 
und  somit  keine  Veranlassung  war,  den  Betriebskontrakt  nicht  ])ünkt- 
lich  zu  erfüllen,  beachtete  sie  doch  auch  in  der  Folge  die  den  Kutten - 
bergern  gewährleistete  Steuerfreiheit  nicht,  sondern  erliob  von  ihnen 
die  Biersteuer  und  Weinsteuer.  Die  böhmische  Kammer  machte  des- 
halb Voii?tel!ungen,  oli  mit  Eifolg,  ist  nicht  weiter  bekannt  -.  F]s  war 
dies  übrigens  eine  gleichgtdtige  Sache,  denn  die  Sta<lt  beoäühte  sich 
wohl  den  Bergwerksl>etrieb  im  Gang  zu  eihalten,  allein  ihre  Kräfte 
erlahmten  immer  mehr,  und  so  erreichte  der  im  Jahre  1025  ab- 
geschlossene Kontrakt  zwei  oder  drei  Jährt*  nach  seinem  Abschlüsse 
ein  Ende,  Der  Kaiser  selbst  hatte  keine  Lust,  die  mittlerweile  er- 
säuften Brrgstolleu  weiter  zu  bebauen  und  gab  nun  jedenuann  den 
Bergbau  frei.  Was  er  und  die  Stadt  nicht  thun  konnten ,  konnte 
auch  kein  dritter  thun,  und  so  versiegte  im  Laufe  des  SOjfthrigen 
Krieges  vollständig  «iiese  reichste  Einuahmsfiuelle  von  Biihmen.  Die 
gi'enzenlos  liederliche  Wirtschaft  auf  Seite  der  Regierung  und  die 
schonungslose  Auslieutung  der  Bürger  und  die  Entvölkerung  infolge 
der  Verarmnng  und  Gegenreformation  hatten  dies  zuwege  gebracht. 
Von  den  504  Häusern,  die  ehedem  die  Stadt  zählte,  waren  im  Jahre 
1628  nicht  weniger  als  202  von  ihren  Besitzern  verlassen  oder  lagen 
in  Tilinmiern ,  und  da  jedentalls  auch  die  übrigen  Häuser  nicht  alle 
ihre  früheren  Insassen  hatten,  so  zälilte  die  Stadt  damals  kaum  mehr 
als  die  Hälfte  ihrer  früheren  Einwohner.  In  den  vier  Vorstädten 
war  eine  ähnliche  Verwüstung  eingetreten^. 

Kuttenberg  Iiatte  der  Gegenreformation  den  ausdauerndsten  und 
opferwilligsten  Widerstand  geleistet;  in  anderen  Städten  Böhmens 
zeigten  sich  die  Einwohner  gefügiger.  Schon  im  Jalire  1622  bemerkte 
man  in  I*rag,  wie  sich  der  Cbei'tritt  Tag  für  Tag  häufte*,   und  der- 


*  Veselsk;?,  S.  27o  und  folgende. 

*  K.  und  k.  Rcichstinimzarehiv:    Die  bühmisL'hf  Karanun-  im  dl*?  Hofkaniraer 
ild,  6.  Mai  1626. 

»  Aicbiv   von  Kiittenberg:    Ferdinand  IL    an  die  böhnusche  Kammer,    Ohne 
Dtitrun.  —  Bilek  a.  a.  Ü.  1277. 

*  Skala  V. 


-     237     - 


seihe  steigerte   sich   in  fleii  folgenden  Jahren.     Nur  auf  deui  Laude 
machte  sich  eine  jrröfsere  Hartuäckiirkeit  geltend,    weim   auch  weit- 
aus  nicht   wie  iii  Kutteal>er*r.     Diesen  Widerstand   hrschlofs  die  Re- 
:^ieruug   durch  Einifuartieruug  von  Tnipfjon  zu  brechen.     Von  üdem- 
burg  aus,   wo  sich   der  Kaiser   wpfren  der  Wahl   seines  Sohnes  zum 
Köni^:  von  L-n<:arn  aufhielt^  befahl  er  den  Einmarsch  von  KM)  Mann 
des  Breunei^chen  Itegiments  in  Böliinen  und  truy;  den  Statthaltern  auf, 
dieselben   da  einzui|uartiereu,   wo   entweder  eine  aufrührerische  Be- 
we^^un«?   zu   fürchten  sei,   oder  die  Bürjiier  und  Bauern  die  Aunahnn* 
der    katholischen    Relif^ion    fiartnilcki^^    verwei.ixerteu'.      Was    bisiier 
ohne  einen  bestimmten  Plan  geschehen  war,  wurde  damit  jetzt  in  ein 
System  gelmicbt;  (h-m  Zusprnch  der  Geistlichkeit  und  den  nmhunp:en 
der  weltlichen  Behörden  sollte  durch  die  Soldaten,  für  deren  längere 
Verpfle^amsr  den  Bt^ri^ern  und  Bauern  alle  Mittel  fehlten,  der  ^ehörii^'e 
Kachdruck  j^cpreben  werden.    Noch  bevor  die  Soldaten  den  voti  ihnen 
verlan^4en  Dienst  leisteten,  liefen  aus  allen  Teilen  Böhmens  Berichte 
an  den  Erzldschof  und  an   die  Statthalterei   über  den  Fortj^ani.*  des 
Reformati ons Werkes   und    Über   die   Bewohner   einzelner    Städte   und 
Herrschaften    ein,    welche   sich    der   katliolischen    Kirche    anbet|uenit 
hatten.     Michna   berichtete  dem  Kanzler,   dafs  das  Reformationswerk 
jetzt  eilig  vorwärts  gehe^   dafs  Klattaii,   Schüttenhofeu ,   Ber^Teichen- 
stein,   Pilgrain,  Beraun,  Taus,  Kolin,  Köui.Lr.^rätz,  Jun|,'buuzlau,  Lann, 
Brüx,  Komotau,  Kaaden,    Pisck,    Wodfian  bereits  zum  «jrröli^ereu  Teil 
filr  die  katholische  Kirche  p:eivonnen  seien;   da  das  f^leiehe  auch  von 
Prai?  galt,   Pilsen   und  Biidweis  aber  seit  jeher  katholisch  waren,   so 
konnte  man  auf  Seite  der  Re'jierung  sich  schnieiclielu,  das  angestrebte 
Ziel  bald  zu  erreichen^.    Freilich  bedurfte  es  hiezu  noch  sorgfiiltiger 
Einxelarbeit ;  jedes  Gut   und  jede  Stadt  mufste   wiederholt  von  Auf- 
sich tskommissfiren  bereist  und  gegen  die  herum vagierendeii  Prädikanten 
mit  strengen  Strafen   vorgegangen   werden.     Diesem    Bedürfnis  trug 
der  Kaiser  dadurch  Rechnung,  flal's  er  (am  10.  Januar 'l<i20j  die  Ver- 
haftung aller  aufgespürten  [*rädikanten  und  die  Namhaft niachung  jener 
anbefahl,  die  ihnen  Unterschlupf  gegeben  hiitten.    Eine  gleich  allgemein 
lautende,    kaiserliche   Verordnung    mit  gleichzeitiger   Strafandrohung 


*  Wiener  St4uitsftrchiv :  Ferdinand  IL  aii  den  Statthulter  oiid  die  oliersten 
Beamtcti  M.  12.  Novembi^i-  1625.  —  Archiv  von  Eatultiitz:  Martinitz  im  den 
Kanzler  Lohkowitz  dd.  27.  Miirz  1627- 

-  Bohmiscbes  Siauhaltereiarcliiv  t  Verzeichnis  der  auf  der  Herrscbalt  Zbirow  zur 
Jtatliolisc'hL'n  Religion  Übergetretenen.  Ebenso  ein  Verzeichnis  bejiügJieli  der  Herr- 
scbjit't  ToPnik.  —  P.audnitzer  Archiv:  Michna  an  den  Kanzler  dd.  13.  Januar  1626. 
—  Prat^er  etjehiscliüiliches  Archiv :  Verzeichnis  der  auf  der  Herrschaft  ?Jeb  zur 
katholischen  Kirche  Ül »ergetretenen  dd.  16*26. 
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fdd.  5.  Januar  1626)  verbot  für  das  ganze  Land  die  Trauunjr  einer 
nnkatholischen  Person;  das  also,  was  der  Erzbischof  hie  und  da  auf 
oipene  Verantw(*rtung  anbefohlen  hatte,  wurde  jetzt  all^'omein  frMtig, 
In  Befolgung  dieser  Aufträge  mahnten  die  Statthalter  den  Ileo'n 
Wilhelm  Kinsky,  die  Pniflikanten ,  die  mit  seiner  Zustininiung  und 
unter  seinem  Schutze  noch  immer  auf  seinen  Gütern  weilten  und  das 
Volk  um  sich  versammelten,  auszuweisen.  Dieser  Auftrag  zeigt,  dafs 
Kinskj  trot7.  seiner  Zusage  und  trotz  der  Gefahr*  die  sein  Ungelioi-sam 
für  ihn  im  Gefolge  haben  konnte,  nicht  nur  an  seiner  Überzeugung 
festliielt,  sondern  auch  seine  Ihitertliiineu  zu  schlitzen  suchte,  Sciiärfer 
lautete  der  Befehl  an  die  Frau  Margaretha  Zeidlic  von  Ilustifan  und 
an  Frau  Maria  Pechtar  gelioreiie  Kolnwrat,  an  Wolf  Berka  von  Leipa, 
an  Georü  Hrobi^icky  von  Hrobic,  au  die  Stadt  Leitmeritz  und  an 
zahlreiche  andere  Personen  und  Gemeinden,  noch  schärfer  an  Herrn 
Johann  Lii)eusky,  der  sich  nach  Prag  zur  Verantwortung  (anfinden 
sollte,  am  schärfsten  aber  gegen  den  Herrn  Johann  Constantin  von 
Freiberg,  der  mit  samt  seinen  Prädikanten  nach  Prag  in  Haft  gebracht 
werden  sollte.  Als  auf  einem  zwischen  Saaz  und  Koniotau  gelegenen 
Ort,  der  dem  HeiTu  von  Cernin  gehörte,  eines  Tages  zwei  Prädi- 
kanten  an  200  Personen  um  sich  versammelten,  ihnen  das  Abend- 
malil  erteilten  und  einipe  Trauungen  vollzogen,  tnig  der  Statt- 
halter dem  Herrn  CeriUn  auf,  eine  genaue  Untersuchung  anzustellen, 
die  Rädelsführer  unter  den  Bauern  in  Haft  zu  nehmen  und  zur 
Bestrafung  nach  PraiZ  einzuschicken.  Dieser  Befehl  1  bedrohte  zum 
erstenmal  auch  Laien  mit  Gefttm^nisstrafe  *.  Gleichwie  aber  die  Prüdi- 
kanten  trotz  aller  kaiserlichen  Befehle  durch  die  (tpfer Willigkeit  ihn^ 
Beschützer  noch  immer  da  und  doit  Unterschlupf  fanden,  so  übertrat 
man  auch  nach  Mugliclikeit  cias  Verliot  der  Trauung  unkafholiscfier 
Pei*sonen.  Da,  wo  eine  solche  Trauung,  sei  es  von  Prädikanten,  sei 
68   von   katholischen   Geistlichen,   infolge   von  Bestechung   vollzogen 


*  lJi»limibL"lies  Stattbaltereiarcbiv:  Ferdinand  IL  an  die  höhmiscbeji  StattliaUer 
dd.  16.  Januar  lß2R.  Die  obevst<?Ti  r.andcsbeamten  an  den  Erzlnschof  dd.  21.  Januar 
1626.  Die  Statthalter  an  Herrn  Wilhflm  Kiiisk^^  dd,  2^,  Januar  162tJ.  Die  Statt- 
halter an  dt'n  König^rittzer  Krei-shiiuptmann  dd.  3t).  Jaouai-  I62fi.  Die  Statthalter 
an  den  Ciirndimt?r  KriMisliaiiptuianii  dd.  HI,  Januar  1(326.  Die  ItrthmisehHn  Kainmer- 
rtite  an  Ferdiniind  11.  dd.  IH.  FeKriiar  162H.  Di#'  Stattlnilter  an  l'Vati  Marin  Peclifar 
dil.  26.  Februar  1626.  Die  Statthalter  au  Wctlt  Berka  von  Leipa  dd,  4.  April  1626. 
Die  Stalthalter  an  Walkoun  von  Adlar  dd.  8.  April  1626.  Lieditenstein  an  die 
Stadt  Leitmeritz  dd.  30.  April  1626.  —  Archiv  von  Neiilians:  Der  Statthalter  an 
Herrn  Hermann  t'ernin  dd,  18.  Juli  1626,  —  Frager  erzhischischofliehes  Archiv: 
Harrarh  an  die  gesamte  üeistliehkeit  seiner  Diacesedd.24-  März  1626  —  Bölmiis^ches 
StatiLaltoreiarchiv :  Liechtenstein  an  die  Kreishauptleuto  des  Rukonitzer  und 
Podhrder  Kreises  dd,  15.  Oktober  1626. 
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wurde,  bebnudelte  man  sie  so  lan^e  ftls  uiiprtiltig,  bis  das  Ehepaar 
katholisch  und  die  Trauung  von  einem  katholischen  Pfaner  erneuert 
wurde.  Hie  und  da  liefs  sich  ein  Kilelnianu  mit  eiuer  Frotestftntin 
trauen  und  *;ab  dem  Pfarrer  einen  Revers,  dals  er  ihn  fi'ir  die  Fol^^en 
<lieser  Handlung  schadlos  halten  werde.  Eine  eigentümliche  Be- 
leufhtuü*?  der  Stiiinnun^  des  Volkes  und  der  Beharrlichkeit  der 
Frauen  bietet  ein  Auftrag  des  Statthalters  au  den  Kaiserricbter  von 
Juuirhuuzlau.  Die  Btir^^er  dieser  Stadt,  ehemals  der  Hauptort  der 
Brüilemiiiüit,  hatten  sich  endlich,  soweit  sie  sich  nicht  ins  Ausland 
ffeHik'htet  hatten,  der  katholischen  Reli^on  anbequemt^  aber  ihre 
Frfiuen  waren  diesem  Beisjdele  nicht  {jefoljjft.  Die  Elieinauuer  setzten 
mit  tiem  Betriebe  ihres  Gewerbes  aus,  um  ihre  Weiber  zur  Nach- 
giebigkeit zu  zwiufieu,  verloren  aber  damit  das  Recht  zum  Weiter- 
betriel)e  dessell>en.  Da  die  Frauen  trotzdein  nicht  foljjrten  untl  den 
Männern  (be  iiotwendiiren  Subsistenzniittel  ahgingen,  ei'suchten  sie  um 
die  EHaubnis  zum  Weiterbetriebe  ihrer  Gewerbe.  Sie  wurde  ihnen 
vom  Flirstei)  Liechtenstein  mit  dem  Bemerken  erteilt,  dafs  ihnen  bald 
andere  Mittel  zu  (iebote  stehen  würden,  um  die  Frauen  zur  Nach- 
tciebitrkeit  zu  zwiii^jen  ^  Fiirst  Liechtenstein  versuchte  in  demselben 
Jahre  auch  dadurch  dem  Protestantismus  einen  Schlaft  zu  versetzen, 
dafs  er  Jeden  i»iit  einer  Gi^ldstrafe  von  100  Thalern  bedrohte,  der 
einen  fl(lchti<i:en  Unterthan  bei  sich  aufnehmen  würde;  dadurch  sollten 
verkappte  Protestanten ,  welche  durch  besondei's  irlückläche  llmstilnde 
im  Besitze  ihrer  Güter  jxebliebeo  waren,  von  der  lieimlichen  Unter- 
stützung ihrer  Glauheiisfrenossen  abp:eha!ten  werden  ^ 

Indem  der  Kaiser  die  Inhaftierung  sämtlicher  Prädikanten  an- 
befahl und  alle  protestantischen  Trauungen  verbot,  war  für  die  Zu- 
kunft die  Vernichtung  des  l/rotestantistnus  angebahnt;  allein  für  um 
war  fliese  Aussicht  nicht  genügend,  er  wollte  unmittelbar  die  Früchte 
seiner  Anstrenguuizen  reifen  sehen.  Aus  dieReni  Grunde  ordnete  er 
eine  Bi  Tatung  der  obersten  LandesbeaTnten  und  Land  rech  tsbei  sitzer 
an,    wie  das   Reformationswerk   schneller  zum  Ziele  erefühit  werden 


^  Böhmisches  Stalthaltereiarcliiv :  Lieclitensiein  an  den  Hauptmann  in  Joachims- 
thal  dd.  l.  Oktober  1626.  Verzeithnis  der  Protoytanteo,  welche  trotz  des  Verbotes 
getfiinfc  wurden.  Her  Rnt  von  Jojichimsthnl  «n  den  Hauptmann  von  .lortchiinstbal 
dd.  15.  Oktober  1626.  Liechtenstein  an  den  Kaiserricbtt-r  zu  Jungbunzlau  dd. 
IL  Augüst  1H*26.  —  Prager  erzbisehöflithes  Archiv:  Magilalena  Vrdwtirk;i  an 
den  Dechant  von  Sobßslau  dd,  10.  Januar  1627  Nicolaus  Dwofeck^  von  Olhnmiowic 
an  den  Derhaiit  in  Soln^slan  dd.  4,  Januar  1627.  Uevers  des  Sigmund  Zapsky  von 
Zap  liir  den  Priester  .Jobann  Kobylka  von  Ve\s  dd.  ^2.  November  162ö, 

^  Kopiaümch  der  Stadt  Lu2e:  Maiidüt  Liechtensteins  dd.  30.  Aiirii  1626.  — 
Archiv  von  Ramlnitx:  Woltsstirn  an  Lobkowitz  dd.  30.  April  1026. 
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köiinU^  und  tru^i?  auch  tletii  Kanluml  Harracb  auf,  sich  aD  tlen  Be- 
ratuuiren  zu  beteili^eu.  Dieser  Auftrai?  kreuzte  sich  mit  einer  Au- 
frühre di'S  Statthaltei-s  ui»!  der  obersten  LaDdesbeamteii,  was  niit  den 
Gütern  jener  Persouen  zu  ^Tschebeu  habe,  die,  weil  sie  nicht  katho- 
lisch werden  wollten,  aus  dem  Lande  tlüchteten*.  Über  diese  An- 
fraju^e  wurde  in  Geiieiiwart  des  Kooii.'s  von  Ungarn ,  Ferdinand  lü.^ 
von  dem  Kardinal  Dietrichstein,  den  Fili-sten  von  Eji^enberir  und 
Lobkowitz,  den  Grafen  Haixach  und  Slawata  und  dem  Abte  von 
Kremsuiüoster  Rat  f^ehalten.  Den  frenaniiten  Personen  la^'en  zwei  an 
den  Kaiser  K^richtete  Schreiben  vor,  tias  erste  vtmj  Kurfürsten  von 
Sachsen,  der  sich  über  die  gewaltsamen  VoriräULre  bei  der  böhmischen 
Gepreureformation  heklaLj1:e  und  auf  die  Verletzung:  der  Reichsgesetze 
hinwies,  welche  A nd er sLdiiubij?en  den  Verkauf  ihres  Besitzes  und  freie 
Auswandern nj,'  «.bestatteten ;  das  zweite  vom  Kurftirsten  von  Mainz,  der 
diese  Beschwerden  untenstützte,  weil  er  Sachsen  um  keinen  Preis  den 
Feinden  in  die  Arme  treiben  wollte.  Da  auch  die  kaiserlichen  Ge- 
heiimiite  die  silchsische  Allianz  nicht  leiclitfertip  s;efälirden  wollten, 
rieten  sie  ihrem  Hemi,  nicht  nur  den  Widerstrebenden  freien  Abzujx 
und  jrleichzeiti^'en  Verkauf  ihrer  Güter  zu  bewilli*T:en,  sondern  diese 
Gimde  auch  auf  die  bereits  Ausfjewanderten  auszudehnen  un*!  ihnen 
freie  Rückkehr  zu  f^estatten,  damit  sie  während  einer  bestimmten  Frist 
ihre  Resitzim^'en  verkaufen  könnten;  doch  sollte  sich  diese  Gnade  nur 
auf  jene  hezielien,  die  sich  im  Gebiete  des  Kurfürsten  von  Sachsen 
und  anderer  befreundeter  Fürsten  aufresiedeU  fiätten.  Von  der  ge- 
lösten  Verkaufssumme  sollte  aber  jeder  zehnte  Pfenni<r,  die  betreffende 
(^Uiote  der  Stadtschulden  und  die  Siraftrelder,  zu  denen  die  Flücht- 
linge wegen  ihrer  Teilnahme  an  dem  Aufstande  verurteilt  waren  t  ab- 
•arezopren  werden,  Bedinfxuiigen,  widche  den  meisten  die  Rückkehr  nicht 
empfehlenswert  erscheinen  liefseji.  Bei  dieser  Gele^renheit  ^aben  auch 
die  genannten  Räte  ein  Gutachten  ülur  die  Fortführung  des  Refonna- 
tationswerkes  aK  Sie  empfahlen  eingehende  Belehmng  der  Ketzer, 
aber  zugleich  Fiiiquartierung  von  je  einem  oder  zwei  Soldaten  in 
ihren  Häusern  und  bei  besonders  Widerspenstigen  die  Sperrung  ihrer 
Wohnung,  wobei  es  nicht  ileutlicli  ist,  ob  darunter  ihre  Ausquartierung 
oder  eine  Art  Hausarrest  zu  verstehen  ist.  Da  die  Khigen  über  die 
Sittenlosigkeit  eines  Teiles  der  katholischen  Geistlichkeit  als  begründet 


*  Prager  entbischöfhches  Archiv;  Ferdinand  IL  au  Harrach  dd.  12-  März 
1626.  —  Archiv  des  k.  k.  Ministeriums  fl'ir  Ktilttis  und  Untemcht;  Ft^rdinand  an 
den  l>öiimiscb(m  Stiittbaltor  M.  8.  April  1626.  —  Böbmiächeg  Stattlialtereiarchiv  t 
Der  Statthalter  und  die  obersten  Landesbeamten  an  Ferdinand  11.  dd.  28.  Munt 
1626. 
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aiierkaöiit  werden  mufsteii.  so  emiifalileu  sie  die  Visitation  aller 
Pfarren  durch  den  Kardinal  und  einige  ihm  zugeordnete  Priilüten. 
Den  Städten  turtsse  zu  ihrer  Bekehnuij?  ein  hestininiter  Tf^ndn  ^^osetzt 
werden,  auf  dem  Lande  sidle  man  irn  Einveniehttien  mit  den  llerr- 
schaftsbesitzerti  vori^ehen  und  diesen  nach  Bedürfnis  eine  Anzald  Sol- 
daten zur  Veifü;:uD,ir  stellen'.  Der  Kaiser  befoliite  den  erteilten  Rat 
insofern,  als  er  (am  20.  April)  sowohl  dem  Kardinal  Harrach,  wie  dem 
Fürsten  von  Liechtenstein  befahl,  den  Buntem  und  übrigen  IJnter- 
tlianen  für  ihre  Bekehnin^  eine  Frist  von  zwei  Monaten  zu  setzen 
lind  nach  deren  Verlauf  denjenigen,  die  auswandern  wollten,  den  Ver- 
kauf ihrer  Güter  unter  den  ohen  angeführten  Bedin«:un^en  zu  ge- 
st4itt(*n.  Auf  die  bereits  Ausfrewanderten  dehnte  er  diese  Gnade  aber 
nicht  aus;  er  gestattete  ihnen  also  die  Hückkehr  zum  Zwa'ke  des 
Verkaufs  ihrer  verlassenen  Güter  nicht.  Gleichzeitig  mahnte  er,  dafür 
Sor>?e  zu  tragen,  dafs  die  Soldaten,  die  zur  Beschleunigung  der  Be- 
kehrung einquartiert  wurden,  uieht  Über  Gebühr  die  Leute  bedrückten. 
Am  folgenden  Tage,  dem  20.  April,  unterzeichnete  er  ein  Patent, 
dessen  Inhalt  nicht  bekannt  ist,  das  aber  nach  der  Iidialtsangabe,  die 
er  von  demselben  in  einem  Patent  vom  3.  Mai  1627  gielit,  die  Be- 
wohner der  königlichen-  und  Leibgediiigstädte  zur  Annahme  der  ka- 
Hicdischen  Religion  mahnte.  Ob  dasselbe  auch  von  der  den  Aus- 
wanderern erteilten  Erlaubnis  zum  Verkauf  ihrer  Güter  Erwähnung 
Ihat,  dürfte  man  bezweifeln,  da  ^lie  bohndsche  Kanmier  noiii  am 
4.  Juni  die  Konfiskation  des  Besitzes  aller  Auswanderer  anbefahl.  Es 
scheint  also,  dafs  i\er  Füi"st  von  Lie^-htenstein  es  nicht  für  nötig  hielt, 
die  ihm  und  flem  Erzbischof  zugekommene  Weisung  zu  verlautbareu 
und  darnach  vorzugehen.  Erst  am  13.  Augüst  veröffentlichte  er  den 
Beschlufs  des  Kaisers  vom  29.  April  und  zwar  diesmal  mit  dei'  Er- 
weiterung, dafs  auch  den  bereits  Ausgewanderten  die  Erlaubnis  zur 
Rückkehr  behufs  Verkaufs  ihrer  Güter  gevStattet  wurde.  Ausgenommen 
wurden  jene,  die  bei  den  Feinden  Dienste  genommen  oder  Drohworte 
gegen  ihre  Mitbürger  ausgestofsen  hatteu*. 


Iti2fl. 


'  (luUchten  an  den  Kaiser  in  Aii&ehnng  dt)r  böhmisL-hüii  Reformatio»  dd. 
17.  April  1626. 

*  Archiv  des  k.  k.  llnteiTttihtätiimisteduDis  in  Wie«:  Ferdinand  II.  an  den 
Kardinal  Ilarrach  und  an  den  Fürsten  von  Liechti^nstuin  M.  29.  April  1626.  — 
Böhiiiischey  Stattlialtereiiircbiv:  Zuscllirift  Lit.rclbtenst«nns  an  alle  kais^erHchen  Richter 
in  Böhmen  dd.  13.  Augnst.  1G2(d.  Ztischnlt  Liechtensteins  an  dwn  Stadtrat  von 
Rakonitz  dd.  Vd.  Atigufet  162B.  Ri^foiiiiationspateni  Fertliimnds  II.  dd.  3.  Mai  1637,  — 
Sächsiaehes  Stajiisarchiv:    Licdilenstein  an  Kursachsen  dd.  11.  August  1626. 

Oindttlj,  trtigiMin.'fLiniiaitiaii  in  EKkhmeji.  16 


242     — 


Da  Tilly  über  Christian  IV.  (im  August  1626)  bei  Lutter  am 
Barenber^uT  einen  Sieg  erfochten  hatte  und  ein  ähnliches  Resultat 
nach  rlen  Verheilsungen  Wakisteins  auch  gegenüber  Bethlen,  i\eY  den 
Kampf  abermals  begonnen  hatte,  in  Aussicht  stand,  so  wuchs  den 
Eiferern  der  Mut.  Der  Kardinal  Harrach  beschäftigte  sieh  um  diese  Zeit 
mit  deuj  I'hine,  niflit  nur  die  Gegenreformation  zu  Ende  zu  führen, 
sondern  auch  der  Geistlichkeit  in  Bölimen  den  vollen  Glanz  des  Reich- 
tums und  der  Würde  zu  verschaffen,  die  sie  einst  besessen  hatte. 
Nachdem  er  wahrend  der  Monate  Juli  und  August  genaue  Informa- 
tionen über  den  früheren  und  gegenwärtigen  Besitz  jeder  einzelnen 
Kirche  in  Böhmen  eingeholt  hatte^  zog  er  sich  zu  Anfang  September 
auf  eines  seiner  GtUer  zurück  und  arbeitete  daselbst  eine  Schrift  aus, 
die  allerdings  dem  W(*rtlaut  nach  uns  nicht  bekannt  ist.  I>iese  Schrift 
'^'*^AK"*'*'^*'hickte  er  dem  Kardinal  Dietriclistein,  dem  Nuntius  Caraffa  und  der 
Congregaüo  de  propaganda  fide  zu ,  teils  um  ihr  Gutacliten  dai-über 
zu  vernehmen,  teils  um  mit  ihrer  Hilfe  den  Kaiser  für  seine  Vor- 
schlage  zu  gewinnen,  und  da  er  voraussah,  «lals  diese  Angelegenheit 
auch  von  den  kaiserlichen  Ministern  beraten  werden  würde,  liefs  er 
aus  seinen  Vorschlägen  einiges  zu  ihrer  Kenntnis  gelangen.  Hier  be- 
gegnete er  einem  heftigen  Widei'süimle,  denn  die  Minister  wollten  von 
der  von  ilim  vorgeschlagenen  Errichtung  der  Bistümer  wegen  der 
damit  verbundenen  Kosten  nichts  hören  und  ebenso  bezeichneten  sie 
die  von  ihm  geforderte  Kestitntion  der  geistlichen  Güter  als  eine 
geradezu  Iftcberliche  Forderung  in  dem  Augenblicke,  in  dem  die 
kaiserlichen  Heere  Not  leiden  müJsten  und  der  Manjjjel  sich  sogar  auf 
der  kaiserliehen  Tafel  geltend  mache.  Alle  diese  abweislichen  Be- 
merkungeuj  die  zur  Kenntnis  des  Erzbisehofs  gelangten,  brachen  jedoch 
nicht  seinen  Mut;  er  wul'ste  nur  zu  gut,  wie  sehr  der  Kaiser  zu  jedem 
Opfer  für  die  Kirche  bereit  war,  da  er  ihren  Gebeten  und  nicht  seiner 
Thätigkeit  seine  Siege  zu  verdanken  glaubte.  Er  hoffte  daher,  wenn 
nicht  alles,  so  doch  einen  grofsen  Teil  seiner  Wünsche  zn  erreichen 
und,  geleitet  von  dieser  Überzeugung!,  beschlofs  er  nach  Wien  zu  reisen. 
Auf  dem  Wege  dahin  besuchte  er  in  Nikolsburg  den  Kardinal  Dietrich- 
stein, der  nicht  blols  alle  seine  Pläne  billigte,  sondern  bereit  war  ihn 
nacli  Wien  zu  begleiten  und  dort  mit  seinem  ganzen  Ansehen  zu 
unterstützen.  Harrach  bemerkte  hierauf,  sein  Wunsch  gehe  dahin, 
dafs  der  Kaiser  eine  Kommission  zur  Beratung  seiner  Vorschliige 
ernenne  und  mit  dem  Voi-sitz  den  Kardinal  Oiefrichstein  betraue.  Als 
er  am  20.  Oktober  in  der  kaiserlichen  Residenz  eintraf,  besprach  er 
sich  alsbald  mit  dem  Fürsten  von  Eggeuberg  uud  infolge  dieser  Be- 
sprechunjf   und   eines  dem   Kaiser  zugeschickten  Memorials  wurde  in 
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der  That  Dietrichstein  uflch  Wien  berufen  und  ihm  der  Vorsitz  Über 
eine  Komniissioii  Übertragen,  weklie  aus  zwei  Geheiniräten,  dem 
(irafen  Slawata  und  dem  Freiherrn  Werda  von  Werdenberg  uad  aus 
zwei  Reiehsliofrüten,  den  Freiherren  von  StrahlendoH"  und  Nostitz  be- 
stand. Auch  Camffa,  obgleich  nicht  Mit^^'üed  dieser  Kouiniission,  Dalnii 
in  Eiuzel Unterredungen  mit  Dietrichstein  und  Harrach  an  den  Arbeiten 
derselben  lebhaften  Anteil.  Ebenso  dürfte  V.  Valerian,  der  damals  in 
Wien  weilte,  seine  Anschauungen  wenigstens  iu  Angelegenheit  der  von 
Harrach  geidauten  FjTichtung  eines  Seminars  gelten<l  gemaclil  haben; 
denn  dasselbe  sollte  allein  dem  Erzliischofe  unterstellt  sein  und  die 
Thätigkeit  tler  Jesuiten  wenigstens  in  der  theologischen  Fakultät 
lahndegen,  weil  es  ihnen  die  meisten  SehlUer  entzogen  hätte.  Dieser 
Konunision  legte  der  Erzbischof  aiifser  der  Schrift,  welche  alle  seine 
Forderungen  erörteite,  noch  mehrere  andere  wichtige  Schriftstücke 
vor,  darunter  eiuesj  welches  den  Plan  der  Restitution  der  geistlichen 
Güter  erörterte,  jedoch  (ias  Aufgeben  dieser  Forderung  in  Aussicht 
stellte,  wenn  der  Geistlichkeit  ein  genügender  Ersatz  angeboten  würde. 
Bevor  dii*  Konnnission  ihr  Gutachten  abgab,  bemühte  sich  llarrach 
pei^öuHcii  beim  Kaiser  und  seinem  Sohne  um  ihre  Zustimmung  zu 
seineu  Vorschlägen,  und  bekaui  von  ihnen  die  besten  Zusicherungen; 
namentlich  erwärmte  sich  der  Kaiser  fUr  die  Errichtung  der  neuen 
Bistüjuer  uml  bezeichnete  sie  als  notwendig,  llarrach  wurtle  jetzt 
nicht  mehr  für  seinen  Eifer  getadelt,  sondern  erfreute  sich  der  groi'sten 
Lobeserhebungen,  die  sich  auch  auf  sein  Privatleben  bezogen,  das 
allerdings  nicht  den  leisesten  Tadel  hervorrieft 

Nachdem  die  oben  genannten  Personen  die  am  5.  Nov.  begonnenen 
Beratungen  über  die  Vorscliläge  Harrachs  längere  Zeit  fortgesetzt, 
erstatteten  sie  dem  Kaiser  um  die  Jahreswende  162l>,7  ein  Gutachten  "^ 


*  Waldsteinsche  Bibliothek  in  Diix:  Itelatione  del  npgotialo  nellft  cortc 
Ceaarea  intonio  agl'affiiri  della  religioiie  fatolica  c  stato  ecclesiastico  de!  regtio 
di  Boemia  dnU'  ilhisl.  o  rever.  8ignor  Carditiule  (lljarrach.  Dieser  Ikriclit  war 
nach  Itouj  bestiramt  und  bat  dus  Datum  vom  27.  Januar  1627;  er  ergänzt  utisoii' 
Kenntnis  der  Verhandlungen  in  mehreren  Punkten.  —  Barbmnische  BildiothL'k; 
CarafFa  an  Barbertni  dd.  25.  Novemher  162^.  Vergleiche  damit  ilas  im  PnigiT 
erzbiüchüflicben  Archiv  enthaltene  (futachten  m  Bezug  auf  die  Restitution  der 
geistlichen  Güter  (1(J27). 

"  Archiv  der  k,  k.  IJnterricbtsTnini&teriunis :  Sitzungsprotokoll  der  berat*?ni1en 
Kommission  vom  ^.  NovcnibtT  162ü.  Zuschrift  des  Kardinals  Uietr  ich  stein,  Slawatas, 
WerdeuliergH,  Strahloodorfs  luid  Xnslitz'  an  den  KaiKer  lUl.  14.  Jaimar  1627.  — 
Barberinisdie  Bibliothek:    Caraffa  an  Baiberini  dd.  27.  Januar  1627. 
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aus  dem  man  über  die  Vorschläge  des  Erzbischofe  eingehende  Kunde 
emijföiij?f,  die  noi'h  durrh  einen  Bericht  nadi  Rom  er^^änzt  wir(i. 
Darnach  verlaiiiyte  zuerst  der  Erzbischof  für  die  böhmische  Geistlich- 
keit eine  privile«nerte  Stelhing  und  dio  Änderung  der  Landesordnunsz 
in  dem  Sinne,  dafs  der  Treueid,  den  die  Stände  ihrem  Könige  leisteten, 
nur  80  lanjjfe  Gültigkeit  haben  solle,  als  dieser  katholisch  sei  und  ebenso 
dafs  der  Köni^^  nur  fbmn  die  Verfxssnnfx  zu  halten  verpflichtet  sei, 
wenn  seine  Unterthanen  katholisch  seien ;  da  er  wufste,  dals  die  Um- 
änderung und  Neubearbeitung'  der  Landesordnung  schon  zu  Ende  sre- 
diehen  war^  verlan«^te  er  die  Einsichtnahme  in  dieselbe,  um  vor  ihrer 
Publikation  noch  eine  Korrektur  beantragen  zu  können,  falls  irgend 
ein  Artikel  der  Geistlichkeit  zum  Scliftdcn  gereichen,  oder  die  katho- 
lischen Interessen  verletzen  würde.  Die  Wiener  Kommission  wies 
aber  die  Bitte  des  Erzbischofs  ab,  da  die  Landesordnung  bereits  zum 
gröfsten  Teil  gedruckt  sei  und  sich  in  ihr  nichts  befinde,  was  seine 
Befürchtungen  rechtfertigen  würde. 

In  seinem  Refonnentwurf  schlug  der  Erzbischof  ferner  die  Be- 
gründung von  vier  Bistümern  in  der  Weise  vor,  dafs  er  sie  mit  einigen 
der  am  besten  dotierten  I'rLlluturen  verl>inden  und  deren  Einkünfte 
durch  einen  Zuschlag  zum  Salzzoll  erhöhen  wollte.  Er  war  seiner- 
seits erbötig,  für  sich  und  die  übrige  Geistlichkeit  des  Lamles  auf  die 
Rückstellung  aller  seit  den  Ilusiteuzeiten  entfremdeten  Güter  Verzicht  zu 
leisten  und  hiefür  auch  die  Zustimnmng  des  Pa[>ste8  zu  erwirken,  wenn 
ihm  der  Kaiser  für  dreilsig  Jahre  von  jeder  Kufe  Salz»  die  in  Böhmen 
verkauft  würde,  zehn  und  nach  Beendiguüg  iles  Krieges  von  jedem 
aus  dein  Salzhandel  gewonnenen  Reichsthaler  20  Kreuzer  für  alle 
künftigen  Zeiten  bewilligen  wünle.  Beide  Vorschläge  gefielen  den 
Rilten  und  sie  empfahlen  sie  dem  Kaiser  zur  Beherzigung,  zumal 
durch  die  Verzichtleistung  der  Geistlichkeit  auf  die  von  ihnen  ange- 
sprochenen Güter  das  Gewissen  vieler  Gutsbesitzer  entlastet  würde. 
Dagegen  waren  die  Wiener  Räte  mit  einem  zweiten  Vorsehlag  des 
Erzbischofs  nicht  einverstanden-  Ilarrach  hatte  angegeben,  dafs  die 
Prildikanten  und  Schuhneister  zumeist  das  Land  verlassen  hätten  und 
sich  nur  an  einigen  Orten,  namentlicli  auf  den  Schlössern  einiger 
ihnen  glaubensverwandten  HeiTen  aufhielten.  Er  riet,  dafs  diese 
llen'en  durch  offene  Patente  verwarnt  und  mit  dem  Verlust  von  llab 
und  Gut  bedroht  werden  sollten.  Die  W'iener  Räte  waren  gegen  die 
T^ublikation  eines  so  scharfen  Patentes;  sie  empfahlen  sehrittweise 
vorzugeheil ;  der  Erzbischof  und  die  böhmischen  Statthalter  sollten 
hiernach   die  betreffenden  Edelleute  zuerst  einzeln  vorrufen  und  sie 
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mit  dem  Verlust  ihres  ratronatsrechtes,  dann  mit  der  Konfiskation 
eines  Teiles  und  ei-st,  wenn  alles  dies  nichts  helfe,  ihrer  gesamten 
Güter  bedrohen. 

Bis  dahin  war  mit  Ausnahme  der  TrÄdikanten  niemand  wegen 
s<Mues  Glaubens  aus  dem  Lande  gewiesen  worden;  wer  ausgewandert 
war,  war  freiwillig  ausjj^e wandelt,  wenn  man  es  als  eine  freiwilli*fe 
Auswanderung  bezeichnen  kann,  dals  die  Bürger  Haus  und  Hof  ver- 
lielsen,  uiu  sich  entweder  steten  Geldstrafen  oder  der  Verletznn?^  des 
Hausrechts  durcli  Ein(|uartieruntx  zügelloser  Soldaten  nder  dem  er- 
zwungenen Besuch  des  katholischen  Gottesdienstes  zu  entziehen.  Der 
Erzbischüf  von  Prag:  machte  aber  nun  den  Vorschlag,  alle  jene,  welche 
hartnackig  ihre  Bekehrunu:  verweiiiern  würden,  zur  Auswamlerun;j:  zu 
zwingen.  Die  Wiener  Räte  waren  mit  diesem  Vorschlage  einverstanden, 
wenn  zuvor  den  betreffenden  Personen  eine  Frist  gestellt  und  ihnen 
der  Verkauf  ihrer  Güter  unter  den  vom  Kaiser  bestimmten  Be- 
schränkungen gestattet  würde.  —  Da  die  Gegenrefonuation  hauptsäch- 
lich dadurch  gehindert  wurde,  dafs  sich  nicht  nur  die  unkatholischeu, 
sondern  auch  die  katholischen  Edelleute  \m  der  Administration  ihrer 
Güter  protestantischer,  aber  durch  lange  Erfahrung  geschulter  Beamten 
bedienten,  trug  der  Erzhischof  auf  die  Entfernung  aller  dieser  Beamten 
an.  Die  Wiener  RiUe  waren  damit  nicht  nur  einveiiitanden,  sondern 
schlugen  auch  die  Abordnung  besonderer  Kefonuationskymmissionen 
auf  die  Güter  protestantischer  Herren  vor.  Ein  gleichfalls  tjelhsüiudiger 
Vorschlag  der  Wiener  Räte  betraf  diese  Herreu  selbst.  Der  Kaiser 
hatte  im  Jahre  1624  den  Protestanten  den  Gebrauch  der  Landtafel 
untersagt;  keiner  von  ihnen  konnti^  also  ein  Gut  mehr  kaufen  oder 
erben.  Diese  Verordnung  wurde  später  stillschweigend  dahin  gemildert, 
dafs  die  Äbkömedinge  altbegüterter  Geschlechter  ihre  Poltern  beerben 
und  ihre  Güter  weiter  besitzen  durften.  Die  Wiener  Räte  sehUigeu 
nun  vor,  dafs  auch  diese  nicht  mehr  zum  Besitz  zugelassen,  sondern 
verpflichtet  werden  .sollten,  denselben  binnen  Jahr  und  Tag  zu  ver- 
kaufen; unmündigen  Erben  sollte  die  Frist  bis  zur  Erreichaug  des 
zwanzigsten  Jahres  erstreckt  werden. 

Ein  weiterer  Vorschlag  des  Erzbischofs  versuchte,  so  wenig  er 
auch  der  Freiheit  des  Gewissens  Rechnung  trug,  denn  doch  etwas 
Balsam  auf  die  brennendeu  Wunden  des  Landes  zu  träufeln.  Er  ging 
dahin,  dafs  gegen  jene  Bürger^  die  katholisch  geworden  seien,  wegen 
ihrer  Beteiligung  an  dem  Aufstände  nicht  nur  nicht  ntehr  Klage  ge- 
führt, sondern  dafs  ihnen  auch  «lio  auferlegten  Strafgelder  eriasäen  und 
ebenso  den  königlichen  Städten,  die  katholisch  geworden  seien,  ihre 
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konfi  sei  eilen  GilU^r  ziirttck^ostollt  werden  sollten.  Die  Wiener  Rate 
empfahlen  jedocli  dem  Kaiser  hlols  die  liückgalie  jener  konfiscierteii 
städtischen  (TÜtcr,  über  die  nicht  schon  anderweitig  verlVi^'t  worden 
sei,  und  zwar  aus  dem  Grunde,  weil  er  ohnedies  aus  deosethen  fast 
pfar  kein  Einkommen  beziehe,  die  Städte  da^ie^^en  sie  besser  liowirt- 
Schäften  und  dailurch  in  den  Stand  koninien  würden,  ihre  jirofse 
SchtiUlenlast  abzutragen.  —  Der  Erzbischof  schlutr  in  seinem  Gutachten 
weiter  vor,  dals  das  Verbot  der  kirchlichen  Trauung'  von  Frotestanteti 
streng  einpfehalten  werde;  damit  waren  aber  die  Wiener  Räte  nicht 
einverstanden,  weil,  wie  die  Erfabrunp:  lehrte,  zu  befürchten  war,  dals 
die  Leute  ohne  kirchliche  Trauunür  heiraten  würden.  Sie  empfahlen 
deshalb,  dafs  der  Erzbischof  mit  Mals  vorgehe  und  in  einem  und  dem 
andern  Fall  sich  naeh^ebifr  erweise.  Ini  allgemeinen  sollte  er  Bür^i^er 
und  Unterthanen  nur  dann  zur  Trauung  zulassen j  wenn  sie  vorher 
•lebeichtet,  protestantische  Kdelleute,  wenn  sie  wenigstens  um  seine 
Zustimnmn'ü  ersucht  hätten.  Kotzerische  Bücher  empfahlen  sie  nacfi 
dem  Vorschlafje  des  Erzbisehofs  zu  verbrennen,  doch  auch  hierin 
sollte  weise  Vorsicht  fjeübt  werden.  Wenn  Eltern  ihre  Kinder  in 
unkatholische  Orte  zur  Erziehung  sendeten,  sollten  sie  nach  dem  An- 
trage des  Erzbischofs  und  der  W^iener  Räte  unter  Sträfandrohunfi: 
zu  ihrer  Heiraberufung  aufgefordert  werden.  Zum  Schlüsse  wünschte 
der  Erzbischof  die  Zusammenstellung  einer  Kornmission,  welche  iin 
Lande  die  der  Gegenreformation  entgegensteh enden  Hiudeniisse  be- 
seitigen sollte. 

Der  Kaiser  begnügte  sich  nicht  mit  der  Kritik  seiner  Wiener  Räte 
über  die  Vorschläge  des  Präger  Erzbischf»fs,  sondern  schickte  die 
beiden  Schriftstücke  auch  zur  Begutachtung  an  die  lieiden  Haupt- 
repräsentanten des  Jesuitenordens  in  Österreich,  an  seinen  Beichtvater, 
den  P.  Lamormain,  und  an  den  Erzieher  seines  Sohnes  P.  Philippi. 
Beide  Jesuiten  erörterten  in  Form  von  Frage  und  Antwort  die  iimeu 
mitgeteilten  Ansichten  und  Voi-schläge.  Während  die  Wiener  Räte 
die  Gegenreformation  und  die  mit  ihr  verbundene  Gewaltanwendung 
in  kühler  Weise  beurteilten  und  sich  um  ihre  theoretische  Recht- 
fertigung nicht  viel  kümmerten,  hie  und  da  sich  auch  von  kluger  Rück- 
sicht leiten  lieisen,  suchten  die  Jesuiten  selbst  Zwang  und  Gewalt  jeder 
Art  mit  den  Geboten  der  christlichen  Religion  in  Einklang  zu  bringen. 
Zurückgezogen  in  ihrer  Stube  und  von  den  Leiden  der  Welt  nicht 
berührt,  kannten  sie  keine  Rücksichtnahme,  sondern  gingen  unverrUckt 
auf  ihr  Ziel  los.  Da  ihr  Gutachten  thatskchlich  die  Richtschnur  für 
das  weitere  Vorgehen  der  Regierung  bildete,   erscheint  eine  genaue 
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Erörterung  desselben  hier  ^^^elioten  *.  Die  heulen  Jesuiten  erklaiten 
die  ÜDtenln'ickufig  der  Häresie  als  eine  Pflicht  des  Kaisers,  die  tiiit 
seiner  Macht  und  Würde  verbunden  sei,  wälirend  sie  ftir  die  Bisehofe 
und  rriilaten  nur  da.s  Recht  in  Ansprucli  nahmen,  die  Irrewien  zu  b^- 
h*hren.  Wenn  das  Werk  der  Refnrnmtiün  mit  Erfolg  durchgeführt 
werden  solle,  müsse  die  weltliche  und  geistliclie  Obrigkeit  Hand  in 
Hand  arbeiten,  und  deslialb  empfahlen  die  Jesuiten  die  Zusammen- 
stellung einer  Kommission  ^  welche  aus  zwei  Komiuissilren ,  einem 
kaiserlichen  und  einem  erzbischöflichen  best^^hen  sollte:  der  erste  ein 
Laie  von  angesehener  Stellung,  uutadelhaftem  Lebenswandel,  beredt 
lind  von  scharfem  Verstände;  der  zweite  ein  hervorragrnder  Geist- 
licher, der  eventuell  für  einen  Bischofssitz  bestimmt  wärt ,  tadellos 
in  seinen  Sitten,  beredt  und  ^^elelirt.  (Jb  der  letztere  sich  als  Bevoll- 
mächtigter des  Erzbischofs  benehmen  oder  im  Namen  dt^s  Kaisers  auf- 
treten sfdle,  überliei'sen  die  beiden  Jesuiten  der  weiteren  Entscheidung, 
^empfahlen  aber  doch  das  letztere,  weil  seine  Auktorität  und  die  Furcht 
vor  ihm  dann  gröFser  sein  würde.  Sobald  die  Kommission  einen  Ort 
betreten  würde,  müfste  der  weltliche  Kommissur  alle  Eingepfarrten 
[Yorrufen  und  ihnen  den  Befehl  des  Kaisers  in  Ansehung  ihrer  Bekehnmg 
id  thun,  ihnen  die  Vorteile  des  Oehorsains  und  die  Nachteile  devS 
seliorsanis  auseimiud ersetzen,  einen  Termin  für  ihre  Bekehrung  fest- 
setzen und  mich  Verlauf  derselben  seine  Rückkehr  in  Aussicht  stellen, 
um  nachzusehen,  ob  die  Gemeinde  sich  gefügt  habe.  Der  geistliche 
Kommissur  solle  ein-  oder  zweimal  gelegentlich  das  Wort  nehmen  und 
die  hauptsächlichsten  Kontroversartikel  berühren.  Schltefslich  sollte 
ein  Namensverzeichnis  aller  Ketzer  und  eine  genaue  Beschreibung  der 
Pfarren  und  ihres  Einkommens  angefertigt  werden.  —  Die  Kommissäre 
sollten  nicht  vom  Statthalttn'  abhängen,  sondern  unmittelbar  dem 
Kaiser  unterstellt  sein  und  allein  vom  Erzbiscliof  die  Weisung  erhalten, 
wo  und  in  welcher  Weise  sie  mit  ihrer  Aufgabe  den  Anfang  zu  machen 
und  wie  lange  sie  sich  an  einem  Orte  aufzuhalten  hätten.  Jeder  un- 
nütze ZeitTerluBt  sei  zu  vermeiden,  um  die  Gegenreforniation  in  zwei 
oder  längstens  in  drei  Jahren  zu  Ende  zu  führen. 

Für  den  eigentlichen  Unterricht  der  Ketzer  schlugen  die  beiden 
Jesuiten  neben  dem  Ortspfarrer  noch  einen  oder  zwei  Ordensgeistliche 
Uiit  rler  Begründung  vor,  daJs  die  letzteren  auf  die  G(»meinde  schon 
deshalb  einen  grolsen  Einflufs  üben  würden,  weil  sie  auf  keinen  welt- 
lichen Gewinn  bedacht  seien.    Für  die  Bekehrung  sei  keineswegs  ein 


^  Das  Giitachteii  findet  sich  im  Archiv  des  k.  L  üntcmchtsmimätenumi  in 
Wien  vor.     Unterzeichnet  ist  es  von  Lamornmin  und  Philippi. 
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gleicher  Zeitraum  zu  bestiiiitneii,  da  jji  die  Zahl  der  zu  Bekehrenden 
verschieden  sei  und  die  Arbeit  nicht  am  gleifheo  Tage  beendet  wenleu 
könne;  auch  die  Tauglichkeit  der  Lehrer  sei  eine  verschiedene,  hie 
und  da  könne  der  Unterricht  in  acht  bis  zehn  Tap:en  zum  Zieh*  fuhren, 
anderswo  dagegen  vier  bis  fünf  Wochen  dauern.  Die  Instiiiktoreu 
sollten  berechtigt  sein,  tllier  den  für  die  Bekehrung  zugemessenen 
Termin  einzelnen  Personen  eine  Erstreckung  zuzugestehen,  doch  stets 
unter  ei-schwerendeu  Bedingungen:  etwa  untt?r  Verweigerung  des  kirch- 
lichen Begräbnisses,  wenn  der  zu  Bekehremie  mittlerweile  sterben 
würde,  oder  unter  der  Vorpflichtun;:,  die  Kommissäre  dann  au  dem 
Orte,  wo  sie  sich  eben  befinden  würden,  zu  besuchen  oder  im  Nicht- 
befolgungofallc  eine  Gehlstrat^  zu  erlegen.  Wenn  die  Bekehrung  eines 
Ortes  gelungen  sei,  sollten  ilie  Insassen  alsbald  um  eine  Erhöhung  des 
Bfarreinkonimens,  sei  es  in  Geld  oder  in  Naturallieferungeti,  auge- 
gangen und  die  Zusagen  augenblicklich  eingetragen  werden,  damit  sie 
ftlr  alle  Zukunft  gültig  seien. 

Die  Frage,  ob  die  beiden  Kommissäre  sich  bei  ihrem  Amte  auch 
der  militärischen  Assistenz  bedienen  sollten ,  beantworteten  beide 
Jesuiten  bejahend,  doch  sollten  die  Soldaten  katholisch  sein,  Disci(>lin 
halten,  nicht  mehr  verlangen,  als  wozu  sie  berechtigt  seien  und  nach 
der  Abreise  der  Kummissäre  sich  ebenfalls  entfernen,  denn  die  Instruk- 
toren  bedürften  ihrer  bei  ihrem  Unterricht  nicht.  Wenn  die  Kommissäre 
bei  ihrer  Wiederkehr  hartnäckige  Ketzer  antretfeu  würden,  seien  bei 
diesen  allein  Soldaten  einzuquartieren,  ^daniit  sich  durch  die  Hage 
„ihr  Verstand  erleuchte.  So  lange, "^  heilst  es  wörtlich  in  dem  Gut- 
achten, „sie  nicht  zur  Einsicht  kommen  und  ihrer  Verpflichtung  nicht 
„gerecht  werden,  so  lange  soll  der  Druck  auf  ihnen  lasten.  Man 
r»maeht  sich  da  keines  Reli^nonsfrevels  schuldig,  denn  der  König  und 
„seine  Kommissäre  benitdien  sicfi  um  eine  erlaubte  Sache ;  der  Unter- 
oricht  ist  genügend,  so  dals  jedennann  <lie  Wahrheit  erkennen  und 
„dieselbe  aufrichtig  erfassen  kann"  K 

Damit  die  Bekehrung  eine  nachlniltige  sei,  empfahlen  die  Jesuiten 
die  Begründung  von  Knaben-   und  Mädcbenscbulea  in  allen  Städten 


*  Wir  können  iiicbt  undjüi,  hier  die  Steile  uus  dein  lateißischcii  Original  zu 
wiederholen,  weil  sie  besser  als  die  Übersetzung  die  liuj-tc  und  niichbichtslose  Ge- 
sinnung der  tieiden  Jesuiten  diarakteriäiert:  Si  oportet  redire  sccmido  dominos 
coijimissariob^  qiiiu  inulli  poat  ULxeptam  instructioneni  perseveraiit  io  siia  pertinacJÄT 
illi  soll  gravenliir  milite  et  parcatur  conviT&is»  ut  vexatio  det  intellettum  et  tarudiu 
graventiir,  qnoad  rescipiscant  et  officio  satihfaciant,  Neqiie  per  hoc  datur  occasio 
saLTilegioriiio.  Ilejt  et  comuiiHsarii  liant  opermu  rei  lieituj  et  instractio  sufticiens 
noa  dee^t,  iit  videre  possiut  veritatem  et  illaui  sin«'  tictione  complecti.- 
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des  Landes.  Indem  sie  darauf  hinwiesen»  dafs  die  Lelirer  an  allen 
Stadtsi'lmleu  früher  von  der  caroliüisdien  Universität  ernannt  worden 
seien,  gaben  sie  zu  erwilgeii,  ob  diese  l?]inri€}ituii^  nicht  wieder  zu  er- 
neuern wäre.  Sie  liefseii  also  die  Gelegenheit  nicht  vortibergehen,  auf 
die.sein  Wege  der  Gesellschaft  Jesu  die  Oberaufsicht  über  alle  Schulen 
IUI  Lande,  die  sie  im  Vertrage  mit  dem  Erzbischofe  nicht  erlangt 
hatten,  doch  Boch  zu  verschaffen.  —  Für  die  Heranbildung  der  nttt- 
weüdigeu  11'arrgeistlichkeit  empfahlen  sie  die  Begrliudung  eines 
Seminars^  in  dem  zum  mindesten  200  Kleriker  beherberget  werden 
sollten.  Da  jedoch  die  Böhnjen,  wie  die  Erfahrung  lehre,  für  den 
geistlichen  Stand  und  das  ehelose  Leben  nicfit  leicht  üu  gewinnen 
seien,  in  Böhmen  an  vielen,  ja  an  den  meisten  Orten  nur  die  höhmische 
Sprache  bekannt  sei,  tliese  aber  von  den  Deutsehen  nie  giündlich  er- 
lernt werden  köune,  so  empfahlen  sie  die  llerauziehuug  von  Knaben 
aus  dem  polnischen  Teile  Schlesiens,  Die  Tolen  seien  für  den  geist- 
lichen Stand  eingenommen,  und  wenn  sie  in  Prag  erzogen  würden, 
so  würden  sie  vollständig  die  Kenntnis  der  Ivöbmiseheu  Sprache  er- 
langen und  sich  zu  trefflichen  Kanzelrednern  ausbilden.  Vor  allem 
empfahlen  sie  die  Vergröfsening  des  Pfarrei nk omme ns ,  das  wühreud 
des  Aufstandes  in  mancherlei  Weise  geschmälert  worden  war,  so  dalk 
die  vielen  Klagen  aus  dieser  Zeit  über  das  sciunale  Pfarreinkommeu 
sicherlich  berechtigt  waren. 

In  Ansehung  der  Vernichtung  der  häretischen  Bücher  empfahlen 
die  Jesuiten  kein  allzu  hastiges  Verfahren;  sie  waren  überzeugt,  dafs 
man  mit  dem  Fortschreiten  der  Gegenreformation  ihrer  ohnehin  hab- 
haft werden  würde  und  sie  dann  entweder  heimlich  oder,  wenn  das  mit 
Zustiinnamg  der  Bekehrten  geschähe,  öffentlich  verbrennen  konnte. 
Sie  waren  auch  nicht  dafür,  dai's  man  den  Ketzern  die  Trauung  ver- 
weigere, und  noch  weniger,  dafs  iimu  die  Kinder  ketzerischer  FJtern 
ohne  Taufi^  lasse;  divgegen  sollte  niemand  kirchlich  bestattet  werden» 
der  den  ersten  für  die  Bekehrung  gesetzten  Termin  nicht  eingebalten 
haben  würde.  Ein  Bauer  dürfe  dann  nur  vun  höchstens  sechs  Bauern, 
ein  Bitter  von  zehn,  ein  Herr  von  zwanzig  seiner  Dienerschaft  ange- 
hörigen  Personen  oder  aber  heimlich  in  der  Nacht  und  ohne  jede  Be- 
gleitung auikerhalb  des  Frie^ihofes  zu  Grabe  getragen  werden.  Da 
der  Erfolg  der  Gegenreformation  v(m  den  Gutähanpüeuten  abhänge, 
müsse  njan  sich  vor  allem  bemühen,  dafs  diese  Katholiken  seien.  — 
Die  Kommissilre  sollten  auch  ein  Strafrecht  wider  offenkundige  Sünder, 
wider  Gotteslästerer,  Hurer  und  Ehebrecher,  wider  diejenigen,  die  an 
Fasttagen  Fleisch  afsen,  an  Sonn-  und  Feiertagen  arbeiteten,  ketzerische 
Bücher  aufhoben,  die  Ehe  ohne  ZiLstimmimg  ihres  I*farrers  eingingen^ 
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ühiu»  düifeii;  alle  diese  sollten  mit  Geldstmfen  hvle^t  werden,  die 
zum  Nutzen  der  betrolTenden  r*farrer  verwendet  werden  künnten, 

Das  Gutaditen  der  beiden  Jesuiten  liefs  sich  auch  Uber  die  Fra^e 
aus,  ob  in  Böhmen  \ier  neue  Bisttlmer  zu  errichten  seien.  Es  er- 
kannte an,  dftfs  die  Pra*,'er  Diöcese  einen  aufserordentHchen  Unifaiifi 
besitze  und  eine  Teilunf?  dringend  wünschenswert  sei,  aber  es  er- 
klärte, dafs  diese  Angelegenheit  noch  vielfache  Beratung  ertorrlere  und 
dals  deshalt)  die  Gegenreformation  nicht  vei'Sclioi>eu  werden  dlirfe. 
Die  Frage,  ob  der  Kaiser  in  seinem  Gewissen  veq)flichtet  sei,  alle  der 
Geistlichkeit  seit  den  Husitenkriegen  entfremdeten  Güter  zurückzu- 
stellen, beantworteten  sie  in  verneinender  Weise,  weil  nicht  nachge- 
wiesen werden  könne,  ob  alle  Güter  geraubt  und  nicht  einzelne  von 
den  Geistlichen  verkauft  oder  vertauscht  worden  seien,  fenier  weil  die 
gegen w^ilrtigen  Besitzer  uieistens,  den  Ursprung  ihres  Besitzes  nicht 
kennend,  in  gutem  Glauben  denselben  festhalten,  endlich  weil  der 
Kaiser  aus  ilem  Verkauf  der  konfiscierten  und  zum  Teil  der  geistlichen 
Güter  die  Kosten  des  Krieges,  der  auch  zum  Vorteil  der  Geistlichkeit 
geführt  worden  sei,  bestritten  habe  und  überdies  bereits  der  Geistlich- 
keit in  Böhmen,  Mähren  und  Schlesien  Güter  im  Werte  von  mehr  als 
einer  Million  geschenkt  und  ihr  dadurch  Ersatz  geboten  habe.  Sollte 
ein  Schiedsgericht  entscheiden,  dafs  der  Kaiser  zu  weiterer  Genug- 
thuung  verpflichtet  sei,  so  niüfsto  er  allerdings  entweder  bei  dem 
Papste  um  Nachsicht  dieser  Verpflichtung  ansuchen  oder  die  betreffen- 
den Güter  zurtlckstellen  oder  die  bereits  verkauften  um  den  erhaltenen 
Kaufpreis  wieder  einlösen  und  den  betreffenden  geistlichen  Eigentümern 
zuweisen.  Nach  der  tJberzeuguug  der  Jesuiten  war  er  aber  weder 
zur  völligen  Restitution,  noch  zu  einem  weitereu  Ersatz  verpflichtet, 
da  der  Krieg  ihm  so  grofse  Kosten  verursacht,  dafs  er  selbst  kaum 
seinen  Hofstaat  erhalten  könne.  Sollte  er  aber  einmal  seine  Schulden 
abzahlen  und  wieder  zu  bedeutenden  pjokünften  gelangen,  dann  möge 
er,  zwar  ohne  bestimmte  Verpflichtung  und  freiwillig,  aber  jedenfalls 
nach  Möglichkeit  für  den  Ghmz  der  Kirche  Sorge  tragen.  Dagegen 
seien  die  Käufer  der  konfiscierten  Güter  verpflichtet,  die  Differenz 
zwischen  der  Kaufsumme  und  den»  Wert  des  erkauften  Gutes  zum 
Nutzen  und  Frommen  der  Kirche  zu  verwenden ;  für  sie  gebe  es  keine 
Entschuldigung  und  keine  Dispens. 

Zum  Schlüsse  berechneten  die  Jesuiten  die  Kosten  der  Gegen- 
reformation. Für  die  beiden  KcnnmissÄre  und  ihre  Dienerschaft  be- 
rechneten sie  täglich  zehn  Guiden,  für  ihre  Sekretäre  zwei  Gulden, 
für  je  zwei  Instraktoren  tlrei  Gulden.  Sie  wollten  nur  fünfzehn  In- 
struktorenpaare  verwendet  wissen,  weil  die  Orden  nicht  mehr  Personen 
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zur  Vei-fügimjc:  hatten  und  weil  die  Reformation  sonst  nioht  rasch 
fortschreiten  und  man  norh  immer  nicht  über  die  nötige  Geistlichkeit 
für  die  einzelnen  l'farren  verfügen  würde.  Für  die  r50  Musketiei'e, 
die  sip  zum  Schutz  der  Kommissäre  für  unumgänglich  notwendig 
hielten,  berechneten  sie  für  jeden  einzelnen  einen  Moiiatssold  von 
fünf  Gulden,  da  für  ihre  Beköstiizung  die  zu  Bekehrenden  sorgen 
niülsten.  Nach  diesem  Voranschlage  sollte  dns  Reformationswerk 
jährhch  23805  Gulden  kosten.  Für  die  Unterhaltung  der  200  Kleriker, 
die  allmählich  für  die  Pfarren  herangezogen  werden  sollten,  berechneten 
sie  je  150  Gulden,  was  wiederum  eine  Gesamtauslage  von  30000 
Gulden  machte;  falls  man  zur  Errichtung  der  Bistümer  schreiten 
würde,  müfsten  jedem  Bischöfe  entweder  Güter  mit  einem  Jahres- 
erträgnis von  6000  Gulden  oder  ein  Kapital  von  100000  Gulden  an- 
gewiesen werden.  Von  der  Errichtung  von  Domherrenstellen  bei  den 
neuen  Kathedralen  sahen  sie  vorlaufig  ganz  ah,  weil  es  absurd  wäre, 
davon  zu  sprechen,  so  lange  für  je  drei  Pfarren  kaum  ein  Geistlicher 
zur  Verfügung  stehe.  Zur  Bestreitung  dieser  Kosten  sollte  entweder 
ein  Aufschlag  von  je  zehn  Kreuzern  für  ein©  Kufe  Salz  erfolgen,  oder 
der  Kaiser  auf  je  zehn  Kreuzer  von  seinem  hei  einer  Kufe  auf  45 
Kreuzer  berechneten  Gewinn  verzichten.  Das  Gutachten  erging  sicli 
dann  noch  des  weiteren  über  die  Art  und  Weise,  wie  mit  dem  ge- 
wonnenen Gehle  gewiiisc haftet  und  gespart  und  wie  namentlich  die 
für  die  Errichtung  der  Bistümer  nötige  Summe  kapitalisiert  werden  solle. 

Endlich  fafsten  die  Jesuiten  die  Frage  ins  Auge,  oh  diejenigen, 
welche  die  Bekehning  hartnäckig  verweigerten,  aus  dem  Lande  zu 
weisen  seien  oder  nicht.  Bezüglich  der  Mitglieder  des  Herren-  und 
Rittei*standes  glaubten  sie  dem  Kaiser  Duldung  empfehlen  zu  dürfen, 
wenn  sie  keine  Prildikanten  bei  sich  beherbergten,  ihre  Kinder  nicht 
an  hitretischen  Orten  erziehen  liel'sen,  und  wenn  die  letzteren  nur  als 
Katholiken  zur  Erbschaft  nach  ihren  Vätern  zugelassen,  im  entgegen- 
gesetzten Falle  aber  zum  Verkauf  ihrer  Güter  und  zur  Auswanderung 
genötigt  würden.  Bezüglich  des  Bürgerstandes  sprachen  sie  die  Iloif- 
nung  aus,  dals  wohl  jetzt  alle  katholisch  werden  würden;  sollten  aber 
einige  hie  und  da  Widerstand  leisten,  so  seien  sie  nachsichtslos  als 
Rebellen  auszuweisen.  Die  Bauern  dagegen  müsse  man  an  der  Scholle 
festhalten  und  nicht  durch  Ausweisung,  sondern  durch  Zwangsmittel 
zur  Nachgiebigkeit  anhalten.  Nirgends  dürfe  man  endlich  dulden,  dafs 
die  Herrschaftshesitzer  bei  der  Bewirtschaftung  ihrer  Güter  sich  prote- 
'stantischer  Hilfskräfte  bedienten,  sondern  müsse  nach si cht jilos  auf  ihrer 
Entfernung  bestehen. 

Erzbischof  Harrach^  der  die  Kosten  der  Gegenreformation  vielleicht 
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nicht  so  hoch  wie  die  Jesuiten  berechnet*^',  fand,  dafs  die  vom  Kaiser 
hiefilr  bewilligten  fünf  Kreuzer  von  jeder  in  Böhmen  verliranchtea 
Kufe  Salz  keine  3000  Gulden  im  Jahre  betrü^j^en.  Er  wollte  anfangs 
von  jeder  Kufe  acht  Kreuzer,  und  als  er  nur  das  all<,'emeine  Ver- 
sprechen erliielt,  dafs  der  Kaiser  für  die  weitere  Notdurft  Vorsorgen 
würde,  verlani^e  er  müidesteus  die  Anweisung  von  8^-10  000  Thalern 
aus  einer  sicheren  (Quelle.  iJie  Hofkanvmer  empfahl,  dafs  ileni  Erz- 
bischof die  verlangten  10000  Tlialer  aus  dem  höhmischen  Zollgefälle 
angewiesen  würden;  dagegen  machte  jedoch  die  böhmische  Kammer 
geltendj  dafs  sie  den  auf  sie  angewieseuen  Zahlun^^en  nicht  genügen 
und  daher  auch  auf  das  Zollgefälle  nicht  verzichten  könn(\  Infolge- 
dessen entschied  endlich  der  Kaiser,  dafs  die  10000  Thaler  «^anz  dem 
Salzgefälle  entnommen  wenlen  sollten,  da  er  das  Reformationswerk 
unbediugt  zu  Ende  fahren  wollte*. 

Zu  Prinzipalkouimissilren  bei  der  Durchführung  der  Gegenrefor- 
mation wurden  vom  Kaiser  Kardinal  Ilarrach»  Graf  Jaroslav  von 
Martinitz  und  Herr  Friedrich  Talmberg  ernannt.  Ihre  Sache  war  es 
nun,  jene  Geistlichen  auszuwählen,  welche  den  Unterricht  des  Volkes 
in  die  Hand  uehraen  und  liie  Laien,  welche  ihnen  hiel»ei  zur  Seite 
stehen  sollten.  Diese  Ernannten  bekamen  alle  die  Bezeichnung?  Sub- 
delegate.  Wie  viel  Instruktorenpaarc  bei  diesen  sub delegierten  Koui- 
missionen  angestellt  wurden,  ist  nicht  bekannt,  wir  wissen  nur  so 
viel,  dafs  hiebei  hauptsächlich  Jesuiten  und  Kapuziner  verwendet 
wurden,  und  dafs  die  letzteren  beim  Volke  beliebter  waren  und  sich 
deshalb  eini's  rascheren  Erfolges  erfreuten.  Wenigstens  bat  aus  diesem 
Grunde  der  Kaiserrichter  von  Jungbunzlau  um  die  Zusendung  von 
Kapuzinern.  1*^  bedurfte  päpstlicher  Autorisation,  um  Ordensgeistliche 
bei  dieser  Arbeit  verwenden  zu  können,  die  selbstverständlich  den 
Empfohlenen  bereitwillig  erteilt  wurrle.  So  ernannte  beispielsweise 
ein  pitpstlicbes  Breve  den  Täter  Valerian  zum  Missionar  in  Bölinien 
und  dispensierte  ihn  im  Falle  des  Bedürfnisses  von  einem  Teil  der 
Ordensregeln.  Der  Krzbiscliof  erteilte  den  Onlensleuten,  die  mit  der 
Bekehrung  der  Ketzer  betraut  wunlen,  eine  besondere  lustruktbn  für 
ihr  Vorgehen.  Sie  sollten  von  ihren  Zuhörern  keine  Erklänmg  ver- 
langen, dafs  sie  Katholiken  seien,  sondern  sie  nur  auffordern,  der 
Belehrung  ein  freundliches  Ohr  zu  weihen  und  erst,  wenn  die  Be- 
kehrung eine  vollsUlndige  sei,  sei  ihnen  auch  das  Glaubensbekenntnis 


*  Prager  erxbiBcliöf liehe!  Archiv :  Harracb  an  Ferdinand  11.  diL  26.  .binüar 
1627.  —  AitUW  lies  k.  lt.  EeiCTiKlinaiiiP.miiiisteriumb;  fJio  llufkiumiier  im  den  KaisiT 
d4  25.  Februar  und  10.  April  1627;  Eiitsi  heidung  des  Kaisers  dd.  10.  April  1627. 
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öffentlich  ab/uverlan<!ttn.  Bei  ihren  Unterre<Uai«r€tt  sollten  sie  stets 
[darauf  aufmerksam  machen,  dafs  der  Kaiser  zur  Reforination  ebenso 
berechtiiTt  sei,  wie  alle  übrigen  Reichs  fürs  teu.  Keiuer  gönne  seinen 
Uiiterthaiien  Freiheit  des  Gewissens;  in  Böhmen  sei  dieselbe  zwar 
früher  zugestanden,  aber  (nur  zum  Aufruhr  benützt  worden.  Aut'h 
wehren  der  grofsen  Steuerlasten,  die  das  Laml  jetzt  zu  tragen  habe, 
sollten  die  Bekehrer  den  Kaiser  rechtfertigen  und  darauf  hinweisen, 
dafs  die  Abwehr  der  vielen  Feinde,  namentlich  auch  der  Türken  und 
Tartarei  eine  Erleichterung  nicht  gestatte.  Da  die  unmoralisclie 
Haltung  vieler  katholischer  Geistlichen  klar  zu  Tage  trat  und  zu  be- 
fürchten stiuui,  dafs  das  Volk  auf  dieselbe  hinweisen  und  daraus  einen 
Grund  gegen  die  Bekehrung  schöpfen  würde,  so  glaubte  tlerKrziiischof  die 
Instruktoren  über  die  zu  erteilende  Antwort  im  vorhinein  belehren 
zu  müssen.  Sie  sollte  lauten:  man  dürfe  sich  nicht  wundern,  wenn 
sowohl  die  katholische  Laienwelt  wie  die  Geistlichkeit  sich  durch 
keinen  frommen  Lebenswandel  auszeichne;  rlies  sei  die  Folge  un- 
günstiger Zeit  Verhältnisse  und  der  Häresie,  welche  ül>er  200  Jahre  in 
Böhmen  gelierrscht  und  ilie  Katholiken  auf  Abwege  geführt  habe. 
Diese  Erklärung  dürfe  jedoch  nicht  jedermann,  sondern  nur  den 
Klügeren  gegeben  werden.  Die  Instruktoren  sollten,  wenn  sich  die 
Ketzer  nicht  gleich  zur  Bekehrung  einstellten,  ihre  Einladung  wieder- 
holen und  nur  dann,  wenn  ihnen  nicht  Folge  geleistet  werde,  sich  an 
den  weltlichen  Arm  wenden.  Mit  jedem  Ketzer  sei  einzeln  zu  ver- 
kehren^  denn  einzeln  seien  sie  leichter  zu  gewinnen,  die  Unterredung 
müsse  stets  einen  freundlichen  Charakter  haben.  Als  zweekent^ipreeliend 
wurde  es  bezeichnet,  wenn  aut'h  der  Kaiserrichter  oder  der  Bürger- 
meister des  Ortes  den  zu  Bekehrenden  die  Vor-  und  Nachteile  der 
Nachgiebigkeit  «ider  des  Widerstandes  auseiuandersetzte;  diese  könnten 
biebei  eine  heftigere  Sprache  führen,  als  der  Jnstruktor.  Es  empfehle 
sich  für  die  Instruktoren,  den  Unterricht  mit  der  Widerlegung  einiger 
den  Katholiken  fälschlich  zugeschriebenen  Gebräuche  und  Glaubens- 
ineinungen  zu  beginnen,  z.  B.,  dafs  sie  den  Gebeinen  der  Heiligen 
göttliche  Verehrung  zollten,  dals  sie  dem  Papste  eine  höhere  Auktoriüit 
als  der  heiligen  Schrift  zuerkennten.  Den  Zuhörern  mü^se  vor  allem 
klar  gemacht  werden,  dafs  der  Papst  im  Verein  mit  dem  ökumenischen 
Konzil  unfehlbar  sei^  denn  darüber  seien  alle  einig,  dafs  die  heilige 
Schrift  die  unfehlbare  Glaubensnonn  sei :  wer  könne  sie  aber  im 
Zweifeisfalle  erklären,  als  die  vereinigte  Kirclje?  Dagegen  dürften  sich 
die  Instruktoren  in  die  Erörterung  des  Satzes,^afs  der  Papst  für  sich 
allein  unfehlbar  sei,  nicht  einlassen;  denn  einige  leugneten  diese  In- 
fallibilitilt,   mit  Unrecht  zwar^    aber  ohne  sich  deshalb   der  Häresie 
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tuldig  zu  macben,  Äueli  ftlr  die  Tradition  sollten  sie  eintreten  und 
darauf  hinweisen,  dafs  sie  mir  insofern  als  Glaubeosrciiel  aufgestellt 
werde,  als  sie  von  der  f?anzen  Kirche  anj^euommen  worden  sei.  Den 
übrigen  Kontroversen  sollten  sie  naoli  Möglichkeit  aus  dem  Wege  gehen, 
aber  im  Notfalle  ihren  Mann  stellen.  Als  solche  Kontrovei*sen  wurde 
der  Pninat  Petri,  die  Umwandlung  des  Brotes  und  Weines  in  das 
Fleisch  und  Blut  des  Herrn,  rler  Eniiifang  des  Aliendiuahls  unter 
l)eideü  Gestallten  bezeichnet-  Da  vorauszusehen  war,  dals  sich  über 
diesen  letzten  Punkt  die  heftigsten  Streitigkeiten  entwickeln  würden, 
so  tru^  der  Erzbischof  den  Instruktoren  auf,  sich  hierüber  genau  zu 
unterrichten,  um  gegen  alle  Einwürfe  sattelfest  2U  sein.  —  Man  setzte 
hienach  voraus,  dafs  die  Bekehrung  der  Ketzer  das  Ei-gebnis  eines 
WurtkampfeB  zwischen  ihnen  und  den  Instruktoren  sein  werde;  doch 
düiften  nur  wenige  „Ketzer"  tiber  die  notwendige  Kenutnis  und  Uedc- 
gewandtheit  verfügt  haben,  um  die  Instruktoreu  in  ^■erlegenheit  zu 
bringen,  und  wenn  dies  auch  der  Fall  gewesen  wäre,  so  würden  sie 
schwerlich  dazu  ilen  Mut  gehabt  haben,  denn  je  glänzender  sie  das 
Worli^efecht  mit  ihren  Lehrern  bestanden  hatten,  desto  sicherer  wurden 
sie  ausgewiesen.  Wer  aber  auf  diese  Eventualitiit  vorbereitet  wai\ 
der  verliefe,  ohne  sich  erst  in  einen  Streit  einzulassen,  ohne  weiteres 
das  Laüd^  Bezeichnend  in  dieser  Instniktion  ist  übrigens,  dafs  der 
Erzbischof  selbst  das  lasterhafte  Treiben  der  katholischen  Geistlich- 
keit in  Böhmen  tadelt,  und  zahlreiche  Einzelfalle  bewiesen,  wie  sehr 
er  damit  im  Rechte  war.  So  klagte  der  Erzdechant  von  Krumau 
did^s  die  ihm  untei^stellten  l^fan^er  trotz  des  an  sie  ergangenen  Verbots 
ketzerische  Paare  trauten,  was  sie  gewifs  nur  thaten,  wenn  sie  von 
den  BetreflFenden  für  <lie  Übertretung  des  Verbots  bezahlt  wurden, 
und  dafs  sie  von  den  Leuten  hei  Taufen,  Trauungen  und  Begräb- 
nissen «horrende"  Zahlungen  verlangten.  Der  Herzog  Julius  Heinrich 
von  Sachsen-Lauenhurg  klagte  tlen  Pfarrer  von  Lichtenstadt  neben 
anderen  Lai^tern  auch  an^  did's  er  gegen  Geldentlohnung  den  in  seimn" 
Pfarre  eingefifarrten  Protestanten  Straffreiheit  zusichere.  Der  Pfarrer 
von  Joachimsthal  führte  einen  so  ärgerlichen  Lebenswandel,  dafs  der 
Dechant  von  Kaadeu  dem  Erzbischof  erklärte,  von  einer  Bekehrung 
dieser  Stadt  könne  nicht  die  Hede  sein,  so  lange  ein  so  unwürdiger 
Mann  daselbst  weile.  Die  Insassen  von  Zebräk  warfen  ihrem  Pftirrer 
vor,  dafs  er  bei  den  geistlichen  Funktionen  sie  auf  jede  Weise  aus- 
plündere, bei  einem  Begräbnis,  für  welches  man  früher  zwei  böhmische 


*  Nonna  suadendi  tidem  caUiolicani  ft  Cardioali  HaiTacL  proscripta  missioDi 
dd.  1627.    Wiener  Staataarchiv, 
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Groscfieu  Uezahlt  liabo,  bis  zu  drei  Thaleni  verlange,  dein  Scliuliiicister 
kein  Stück  Brot  und  keinen  Pfennig  Geld  gebe,  nliwold  er  liiezii  aus 
(ieni  biefür  enipfaniijeüeu  Zehent  verpflichtet  sei;  im  Gottesdienst  sei 
er  äulsei-st  lässig,  in  der  Osterwoche  hal»e  er  gar  keinen  Gottesdienst 
gehalten  und  am  Ostersonntage  sei  er  erst  gegen  Mittag  in  die  Kirche 
gekommen,  als  die  daselbst  Veminimelten  sich  bereits  entfernten; 
auf  der  Kanzel  schimpfe  er  die  Zuhörer  Esel,  Beugel  (troiipü  a  hui- 
vatü  uadavä)  und  Karren.  Eiue  ähnliche  Klage  erhob  der  Stadtrat 
von  Cerhoi\ic  gegen  seinen  Ptarrer*.  Geldgier  und  Rohheit  schändeten 
überhaupt  den  weltlichen  Klerus  jener  Tage;  die  Habsucht  desselben 
war  um  so  hiUslielier,  als  noch  im  Jahre  1027  jeder  Pfarrer  zum 
mindesten  zwei  oder  drei  Kirchen  zu  versehen  hatt«  und  sein  Ein- 
kommen daher  trotz  vielfacher  Verkürzungen  sich  jedenfalls  liöher 
belief,  als  das  jedes  einzelnen  der  fitlheren  Pfarrer,  die  zudem  meist 
verheiratet  waren.  Die  Art  und  Weise,  wie  man  die  Geistlichen  aus 
Überlilufern  und  oft  genug  aus  solchen  anwarb,  die  sich  von  Weib 
und  Kind  lossagten,  macht  freilich  die  moralische  Verkommenlieit 
vieler  derselben  begreiflich. 

Mit  welchen  Schwierigkeiten  die  Instruktoren  zu  kämpfen  hatten, 
ersieht  man  aus  dem  Zustande  der  erzbischöflichen  Güter,  in  denen 
es  doch  w^alrrlich  seit  mehreren  Jahren  an  Belebrung  und  Zwang  nicht 
gemangelt  hatte.  Der  Pfarrer  von  Moldautein  klagte,  dafs  nicht  nur 
die  Reformation  daselbst  nicht  zu  Ende  geführt  sei,  souderu  dafs  auch 
jene  Bürger,  die  sich  bereits  als  Katholiken  geberdet,  wieder  abge- 
fallen seien,  als  sie  hörten,  dafs  sich  in  dem  benachbarten  Dorfe 
Bfezf  ein  Prädikant  aufhalte.  Sie  seien  am  L  Mai  scharenweise  in 
der  Nacht  dahin  gegangen;  auch  die  Bauern  der  Umgebung  hätten 
sich  mit  dam  daselbst  begüterten  Herreu  von  Malowetz  eingefunden 
und  das  Abendmahl  unter  beiden  Gestalten  empfangen.  Neben  dieser 
heindicfien  Zusammenkunft  vei^sammelten  sie  sicti  nach  der  Angabe 
des  IlaiTei-s  alle  Sonntage  auf  dem  Friedhofe  und  sangen  da  husitische 
Lieder;  bei  dieser  Gelegenheit  fanden  sich  auch  jene  ein,  ilie  wegen 
ihrer  häretischen  llartuäckigkeit  durch  das  erzbischülliche  Gericht  aus 
der  Stadt  verwiesen  w^orden  waren,  Dagegen  beteiligten  sich  an  dein 
vormittägigen  katholischen  Gottesdienst  am  Sonntag  nur  etwa  14  Per- 


lü^. 


J627, 


^  Prager  er/lnschdnicbes  Archiv:  Der  ErKdechant  von  Knimnu  an  den  Er/.* 
bischof  (1(1  6.  Fülimiir  tö27,  Julius  Heinrich  von  Sucbsen-Laueiiburg  an  HuriitcU 
M.  29.  Äiiß^ust  1627.  Dit  Decliant  von  Kaaden  an  den  Erzbiscliof  dd.  27.  März 
1627.  Der  f:5tadtrat  von  Zpbriik  an  den  Simon  Ürosius  von  lIornstJLdn  dd*  13,  Mdrz 
1627.  Der  Stadtrat  von  Ccrhowic  an  den  Simon  Brosiua  von  ilornstcin  dd,  1.  Mäne 
1627. 
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süiieii  und  l>ei  der  Vesi>er  gar  nur  ein  otlcr  zwei  Personen  aus  cloni 
Annenhause.  Trotzdem  der  herrschaftlidie  Hauptniaiiii  es  an  Drohungen 
un*i  Strafen  nicht  mangeln  liefs,  versanimelten  sieh  die  Insassen  der 
Herrschaft  Moldautein  und  anderer  heuachbarter  Güter,  die  dein 
Balthasar  Marradas  und  Martin  Huerta,  also  den  eigentlichen  Bütteln 
1027.  der  Geirenreformatioü,  angehörten,  am  Pfinji^stdienst^fr  (25.  Mai)  im 
Dürfe  OödraÄ  ( Udi'a?,),  das  im  Besitze  des  Riltei-s  Ctibor  Oudrai^sky  war, 
unt  daselbst  dem  Gottesdienste  eines  l^rädikanten  beizuwohnen  und  von 
ihm  das  Abendtnahl  zu  emi>fan^en.  Da  der  Hauptmann  von  dieser 
Zusaunnenkunft  erst  sjnUer  Nachrieht  bekam  und  sonach  die  lieni- 
tenten  nicht  hatte  übeixaschen  können,  hielt  er  wenigstens  nachtrSirlieli 
Heifsige  Umfrage,  wer  sich  an  den  beiden  Zusammenkünften  in  Bfezl 
und  Oudra^.  beteiligt  habe,  und  fand  unter  anderm^  dafs  die  Tochter 
des  Primators  selbst,  der  sich  doch  als  Katholik  geberdete,  daran 
teilfienomnien.  SelbstversüUidlich  spürte  er  nun  auch  deru  l'rädikanten 
Üeifsig  nach,  um  ihn  gefan*2:en  zu  neinnen.  —  Als  in  Mohiauteiii  be- 
kannt wurde,  welche  AnklajJien  der  Pfarrer  und  der  Hauptnuam  er- 
hoben hatten,  suchten  sich  die  Bürger  dieser  Stadt  in  einer  Zuschrift 
an  den  Krzbischof  wenigstens  gegenüber  der  Auklage  des  I'tarrei^ 
reinzuwaschen,  indem  sie  behaupteten,  dafs  an  der  Versammlung  in 
Bf*ez(  sich  nur  zwei  Frauen  aus  Moldautein  beteiligt  liiltten.  Ob  der 
Pfan*cr  die  Zahl  übertrieben  oder  die  Bürger  dieselbe  unwahr  herah- 
gedrückt  haben,  mag  unentscliieden  bleiben;  jedenfalls  besucliten  sie 
die  Prädikanten  und  hielten  ihren  eigenen  Gottesdienst  auf  dem  Fried- 
hofe, denn  das  bestritten  sie  niclitV 

Nicht  viel  günstiger  stand  es  um  die  Gegenreformation  auf  dein 
erzbischötlichen  Gute  Ro?.mital.  Trotz  aller  Mahnungen  Harrachs 
weigerten  sich  daselbst  /ahlreiche  Insassen  auch  nur  aufserli4^h  der 
katholischen  Kirche  anzugehören,  was  ihn  in  solchen  Zorn  versetzte, 
««-•«oi  dafs  er  dem  Hauptmann  anbefahl,  die  tjüter  aller  Halsstarrigen  und 
Kntwichenen  zu  konfiscieren.  Er  küuunerte  sich  also  nicht  um  die 
kaiserliche  Verordnung,  welche  ausdrücklich  das  Eigentum  tler  Ent- 
wichenen und  Widerspenstigen  wahrte.  Als  drt>i  Monate  spilter  die 
Jesuiten  die  Bekehnmg  Ro^udtals  in  Angriff  nahmen,  wurden  jene 
Fiürger,  die  ihrer  Beb-hrung  den  gi'öl'sten  Widerstanrl  leisteten,  einge- 
kerkert und  einer  Hungerkur  unterworfen,  die  endlich  ihren  Wider- 
stand brach.    Nur  einer,  der  Fleischer  Stransky  wies  jede  Belehrung 


*  Prajfcr  er/.bischöf liebes  Archiv:  Der  Pfjirrer  von  Moldautein  au  den  Ere- 
bischof  (bl.  22.  Mjii  16*27.  Joliunn  «Skala  von  ZhoF  Hauptmann  von  Moldauteiu 
an  den  Eraibischof  dtl.  :^0.  Mai  1627.  Der  Bürgermeieter  und  Stadtrat  Ton  Moldautein 
an  den  Ei-zbiechoi  dd.  9.  Jum  1627. 
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ab ;  er  schwur,  dafs  er  lieber  Leib  und  Leben  verlieren  als  nachjjeben 
wolle.  l)a  er  im  Slailtrat  safs  und  reich  war  und  seine  StaudhaftiiX- 
keit  jedenfalls  ein  leuchtendes  Beis^nel  abjiai),  so  Ijeantragten  die 
Jesuiten  bei  dem  Erzbischüfe  eine  exemplarische  Bestrafunif  des  Wider- 
spenstigen, die  vielleicht  der  Tod  oder  stetes  Gefänt^nis  nebst  Konfis- 
kation des  Besitzes  sein  sollte.  Da  die  Bekehrun;.^  mit  solcher  Strenge 
betrieben  wurde,  flüehteteu  viele  Einwohner  in  die  benachbarten 
Wälder,  so  dals  sich  die  Jesuiten  und  der  herrschaftliche  Elauptmanu 
nicht  Rat  wulsten  und  die  Doifer  aus  Furcht  vor  thätlicben  Aii:ir!flrn 
nicht  zu  besuchen  wagten.  Sie  waren  idierhaupt  ein  Ge^'enstand  des 
tiefsten  Hasses:  so  oft  sie  sich  auf  den  Strafsen  Ro^niitals  blicken 
liefsen,  ttulien  die  Leute  vor  ihnen  wie  vor  der  Pest,  so  dafs  der  Je- 
suitenpater  Kotschel  die  Bekehrung:  auf  <iie  W^interszeit  verschoben 
wissen  wollte,  weil  dann  die  Stadt-  und  Dorfbewohner  sieh  nicht  von 
Haus  und  Hof  flüchten  könntou  ^ 

Wir  haben  diese  zwei  Beispiele  eigens  angeführt,  um  zu  zeigen, 
wie  festgewurzelt  die  antikatbolische  Überzeugung  selbst  in  jenen 
Gebieten  war,  die  dem  direkten  Einflüsse  des  Erzbischofes  schon 
längere  Zeit  unterstanden;  noch  fester  haftete  sie  natürlich  in  allen 
übrigen  Teilen  des  Landes,  wo  man  nicht  mit  gleicher  Gewaltsamkeit 
auftreten  konnte.  IHe  Prädikauteii,  durch  den  Tod,  tturch  Auswande- 
rung;  Abfall  und  Einkerkeiimg  bedeutend  gelichtet,  wan*n  doch  noch 
so  zahlreich,  rhd's  sie  sich  in  allen  Teilen  des  Landes  vorfanden,  und 
so  mutig,  dafs  sie  ohne  Scheu  vor  der  Getahr  überall  dahin  gingen, 
wo  sich  die  Menge  nach  ihnen  sehnte.  Wenn  sie  in  ihren  TrustuDgen 
und  Ansprachen  die  Menge  haui)tsilchlich  zur  Standhaftigkeit  im  Glauben 
nmhnten,  so  nahmen  ihre  Reden  wie  begreiflich  immer  oifener  eine 
revolutionilre  Richtung  an.  Sie  verglichen  den  Kaiser  und  seine  Diener 
mit  verworfenen  Personen  der  Bibel  oder  stellten  sie  in  gleiche  Linie 
nnt  den  Veifolgera  des  christlichen  ^'aniens,  den  Türken.  Am  St. 
Lukastage  wagte  es  einer  der  ehenmligen  Bischöfe  ik-r  B rudern nität, 
sich  in  Jungbunzlau  wieder  einzuhuden  uod  daselbst  eine  von  Leiden- 
schaft durchglühte  Rede  zu  halten,  deren  Inhalt  von  einem  der  An- 
wesenden ausführlich  niedergeschrieben  wurde.  Man  kann  wohl  an- 
nehmen, dafs  fiiese  Versanunlung  nur  unter  stillschweigender  Zu- 
stinunnng  von  ganz  Jungbunzlau  vor  sich  gehen  konnte  und  nur  auf 
diese  Weise  auch  der  Brüder hischof  seine  Sicherheit  nicht  gefilhnlete. 


mal. 


1  Prager  erzbischöOiehes  Archiv:  Der  Krabiscliof  an  den  Ilauptmaim  von 
Eo2inital  dd.  26.  .hini  1627,  Der  Jesuit  Kotsrhel  an  den  Erzbischof  dd.  2ö.  Sep- 
tember und  ö.  OktolHT  1627. 
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Am  hartnäckigsteu  und  entschlossensten  erwiesen  sich  die  Choden 
Bauern  bei  Taus.  Als  der  Erzileehant  von  Bischofteinitz  und  <ler 
Ptarrer  von  Tans  sie  bekehren  wollten,  erklärten  sie,  lieber  ihr  Leben 
und  Vermögen  preisgeben  zu  wollen^  als  vom  ererbten  Glauben  ab- 
zulassen. Sie  schwuren  einander  zu,  jeden  von  ihnen,  der  abfallen 
wtirde,  unnachsichtlich  zu  verfolgen,  sein  Haus  einziiäscliern,  ja  ihn 
selbst  zu  tötend 

Graf  Martinitz»  dasjenige  Mitglied  der  ReformatioDskonuuissioa» 
das  an  Eifer  alle  anderen  tlbeixagte,  sclirieb  die  geringen  Erfolge 
hauptsächlich  dem  Mangel  itiilitärischer  Beihilfe  zu,  Albrecht  von 
Waldstein,  der  während  der  Winterniouate  in  Prag  gelebt  hatte,  war 
eben  nach  Wien  gereist,  um  dort  eine  eutsprecfiende  Belohnung  für 
die  bisher  geleisteten  Dienste  durchzusetzen  untl  halte  während  seiner 
Abwesenheit  das  Kommando  t^ber  sämtliche  in  Böhmen  stationierten 
Trupj)en  seinem  Vetter,  dem  Obei*stburggrafeu  Adam  von  Waldstein, 
übertragen-  Dieser  wollte  die  Tmppen  der  Reformationskomniissioa 
nicht  zur  Verfügung  stellen,  vielleicht  infolge  der  Einwirkung  seiner  Frau, 
vielleicht^  was  wahrscheinlicher  ist,  infolge  der  Weisungen  des  Generals, 
der  eigens  um  seine  Zustimmung  ersucht  sein  wollte.  Indem  sich 
Martinitz  bei  dem  obersten  Kanzler  deshalb  beklagte,  ersuchte  er  ihu 
um  einen  Befehl  des  Kaisei's  an  die  bühndscheu  Statthalter,  vermöge 
dessen  sie  alle  im  Lande  befindlichen  Truppen  auf  die  jedesmalige 
Requisition  der  Reformationskonmiissiire  denselben  zur  Verftlgung 
Stelion  sollten.  Die  weitere  Klage  des  Grafen  Martinitz  betraf  die 
schonende  Haltung,  die  man  gegen  den  Adel  an  den  Tilg  legte:  bei 
der  Reformation  seiner  eigenen  Güter  habe  er  die  Hauptleute  imd 
Beamten  zueilt  zur  Konversion  genötigt  und  dadurch  die  anderen 
kirre  gemacht.  Man  müsse  dem  protestantischen  Adel  die  Zähne 
weisen  und  an  einigen  der  Vornehmsten  ein  Exempel  statuieren,  dann 
werde  sich  auch  das  Volk  beugen''.  Thatsächlich  bequemte  sich  Wil- 
helm Kinsky  noch  immer  nur  scheinbar  den  kaiserlichen  Befehlen  und 
liefs  auf  seinen  Gütern  ununterbrochen  die  Prädikanten  schalten  und 
walten;  nicht  besser  stand  es  nach  den  Angaben  eines  Ordensraaunes 
auf  den  Gütern  des  Herrn  von  Tr<?ka,  auf  denen  im  März  1627  die 
Prädikanten   ungehindert  geistliche   Funktionen  übten.    Nicht  anders 


Bericht  von  der  Predigt  dps  RrütJerseniora 
Der  Erztlechaut  von  Bischofteinitz  an  den 


*  Böhmisches  Statthaltereiarchiv: 
in  Jnngbunalau  (U.  IH.  Oktober  1627. 
ErzbiBchof  dd.  21.  August  1627. 

*  Archiv  von  Raiidtiitz:    Martinitz  an  Loltkowitz  dd.  27.  März  und 
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■war  es  auf  den  Gütern  des  Herrn  von  Bünau  und  dem  Beispiele  dieser 
Herren  folgte  der  s^lchsische  Gesandte  am  Wiener  Hof,  Hans  von 
Zeitllerj  der  sich  nach  dem  Aufstände  in  B5hnien  angekauft  hatte  und  auf 
seinen  Gutem  sieh  um  die  Reforniationsdekrete  nicht  klhniiierte.  Auch 
der  Herzog  von  Friedhind,  wie  sehr  er  sich  um  die  Freundschaft  der 
Jesuiten  bemühte,  entpn^  dem  Vorwurfe  nicht,  dafs  er  es  nicht  auf- 
liclitig  meine  und  auf  seineu  Gutem  die  Protestanten  frei  gewähren 
lasse,  Dafs  ein  gleicher  Vorwurf  gegen  den  nunmehrigen  Oberstburg- 
grafen, den  Herrn  Adam  von  Waldstein,  erhoben  werden  durfte,  ist 
nach  dem  bereits  Erzahlten  sichert  Auf  Kinsky,  Tri'ka  oder  Bünau 
mag  Martinitz  angespielt  haben,  wenn  er  die  Statuieruug  eines  Bei- 
spiels verlangte.  Wenn  Mailinitz  die  Ansicht  aussprach,  dafs  bei  den 
Bekehrungsversuchen  zu  wenig  Militärgewalt  angewendet  werde,  so 
tadelte  der  Kurfürst  von  Sachsen,  von  dem  Kurfürsten  von  Mainz 
sekundiert,  jede  Gewaltanwendung;  auch  klagten  sie,  dafs  den  Wider- 
spenstigen der  Abzug  nicht  gestattet  werde  und  sonach  das  kaiser- 
liche Patent,  welches  den  Emigranten  das  Recht  ihre  Güter  zu  ver- 
kaufen einriiumte,  ohne  praktischen  Nutzen  sei.  Die  Rute,  welche 
der  Kaiser  zu  einem  Gutachten  über  die  den  Kurftisten  zu  erteilende 
Antwort  aufforderte',  behaupteten  demgegenüber  freilich,  dafs  jeder- 
mann die  Auswanderung  gestattet  sei,  wenn  er  vorher  seinen  Ver- 
pflichtungen nachkomme.  Was  half  dies  aber,  wenn  —  wie  die  Räte 
selbst  zugaben,  die  Emigranten  nicht  nur  den  zehnten  Teil  der  Ver- 
kaufssumme für  ihre  Güler  erlegen,  sondern  auch  einen  aliquoten 
Teil  der  Stadtschulden  und  die  Bezahlung  der  Strafgelder  für  den 
Aufstand  auf  sich  nehmen  mufsten,  zumal  diese  Strafsumme  mit  den 
Städten  noch  nicht  vereinbart  war?  Mufsten  diese  Forderungen  nicht 
jedermann,  der  einen  Teil  seines  Vermögens  retten  wollte,  zurück* 
halten?  —  Dagegen  leugneten  die  Räte  nicht,  dafs  den  Protestanten 
durch  Einlagerung  der  Truppen  Gewalt  angethan  werde  und,  wenn 
sie  ein  solches  Vorgehen  für  zulässig  erklärten,  so  tadelten  doch  auch 
sie,  dafs  nicht  für  genügende  Belehrung  der  Widerspenstigen  gesorgt 
und  ihnen  eine  zu  kurze  Frist  für  die  Bekehrung  gesetzt  werde.   Um 


*  Wiener  Staatsarchiv  r  Brief  eines  Unbekannten  (wahrscheinlicli  eines  Jesu iteo) 
über  die  Gegner  der  Gegt^nrefoniuition  an  einen  hochgestellten  Geistlichen  (vielleicht 
eint'u  Jesuiten).  —  Praßer  erzbischöf liebes  Arehiv:  ^^lewov8k:^,  Seelaucr  Ordens- 
priester nn  Herrn  Tenniigel  dd.  4.  Mirz  1627. 

*  Das  GuüicMen  der  Bäte  ist  im  Archiv  des  k.  k.  Unterrichtsniinisteriums 
vorhanden  und  vom  17.  April  1626  datiert.  An  der  Beratung  nahmen  Teil:  Ferdi- 
nand III.,  der  Kardinal  Dietrichstein,  die  Fürsten  Eggenberg  und  LobkowitJi,  die 
Grafen  Harrach  und  Slawata,  FreiheiT  von  Nostitz  und  der  Abt  von  Kremsmünster. 
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den  Vorwürfeil  des  Kurfürstea  von  Sactiseu  zu  bege^^Den,  empfahl  eia 
Teil  der  Räte,  dafs  den  Protestanten  eine  zweitiRmatliche  Frist  zu 
ihi-er  Bekehrun[r  gewährt  werde;  ein  anderer  Teil  wollte  überhaupt 
noch  warten,  welche  Erfolge  die  Belehrung  haben  würde,  und  erst 
hernach  diese  Frist  bestimnieo.  Inzwischen  sollten  die  Tonangeber 
unter  den  Widerspenstigen  ausgewiesen,  den  andern  aber  je  ein  oder 
zwei  Soldaten  ins  Quartier  ^'ele;,^t  oder  ihre  Wobnmiu:  gesperrt  werden. 
Auch  die  Wiener  Räte  erkannten  an,  dal's  ein  Teil  der  neu  einge- 
setzten Pfarrer  ein  iU*gerliches  Leben  führe  und  riet  deshalb,  dafs  der 
Erz))ischof  eine  Visitittion  der  Pfarrer  vornehmen  solle,  um  die  Un- 
verbesserlichen  zu  entfernen.  Diese  Ratschläge  betrafen  vorzugsweise 
die  Stitdte.  Die  Räte  waren  überzeugt,  dafs  die  Reform  auf  deni 
Lande  bald  durchgeführt  sein  würde,  wenn  die  Gutsherrn  den  ge- 
hörigen Eifer  entwickelten  und  empfahlen  deshalb,  auf  Begehren  ihnen 
eine  Anzahl  Soldaten  zuzuschicken.  Wir  erfahren  bei  dieser  Gelegen- 
heit, dals  das  Regiment  Breuner  für  die  Zwecke  der  Ileforin  verwendet 
wurde.  Man  begreift,  dafs  die  Antwort,  die  nach  diesen  VorschIäg:eii 
dem  Kurfürsten  von  Sachsen  erteilt  wurde,  für  denselben  nicht  zu- 
friedenstellend gewesen  sein  kann. 

Ein  Patent,  das  der  Kaiser  am  3.  Mai  1627  veröffeutlichte,  zeigt, 
dafs  mau  eutschlossen  war,  auf  dem  betretenen  Wege  auszuharren. 
Dasselbe  mahnte  alle,  „ohne  Unterschied  ties  Standes,  Amtes  oder 
Würden",  ihren  Wohnort  nicht  zu  verlassen,  sondern  sich  zu  ihrem 
zeitlichen  und  ewigen  Heile  zu  belehren  umi  dem  kaiserlichen  Willeü 
sich  anzubequemen.  Wer  sich  nicht  fügen  wolle,  möge  auswandern ; 
denjenigen  aber,  die  trotzig  auf  ihren  Irrtümern  beharren  und  sich 
doch  nicht  entfcrueu,  sondern  sich  irgendwo  im  Lande  heimlich  auf- 
halten wtlrden,  solle  von  niemandem  eine  Unterkunft  gegel>en  werden. 
Namentlich  sollten  alle  Obrigkeiten,  Btirgermeister  und  Richter  auf 
derartige  verdächtige  Persönlichkeiten  ein  aufmerksames  Auge  haben, 
um  sie  unverweilt  auszuliefern,  wenn  sie  dazu  aufgefordert  würden. 
Wer  dies  zu  thun  unterlasse,  solle  für  jede  Person,  der  er  einen 
Unterschluiif  gewähre,  200  Thaler  Strafe  zahlen'. 

Trotz  dieses  Patentes  beklagten  sich  im  Juli  U>27  nicht  blofs 
MartinJtz,  sondern  auch  die  beiden  anderen  Prinzipal-Reformations- 
kommissäre Harrach  und  Talmberg  in  einer  Zuschrift  an  den  Kaiser 
über  den  geringen  bisher  eireichten  Erfolc.  Sie  gaben  diesmal  als 
Hauptursache  den  Mangel  an  Geld  an:  alles  sei  wohl  vorbereitet  ge- 


*  Archiv  des  k.  k.  Unlemchtsministeriums:    Kaiserliches  Patent  dd*  3.  Mar 
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weseii;  die  Instruktionen  für  die  geistlichen  Lehrer,  für  die  Schul- 
meister, für  die  Laien,  die  im  Katechistiuis  untornchten  sollten,  seien 
ausgearbeitet,  aber  wegen  Geldniangjels  seien  sie  nicht  in  Druck  ge- 
legt worden  und  deshalb  die  Refiirmationskommissionen  in  keine 
ordentliche  ThiUigkeit  getreten.  Als  zweite  Ursache  gaben  sie  die 
Ton  Martinitz  schon  früher  angedeutete  an,  dafs  man  nämlich  nicht 
mit  Ernst  auch  an  den  Adel  herantrete.  Wie  könne  man  hoffen,  dafs 
<lie  Bürger  und  Bauern  sich  bekehren  würden,  wenn  der  Adel  im 
Widerstände  beharre?  Die  Rcforniationsbemühunf^en  seien  geradezu 
lächerlich,  wenn  sie  sich  blofs  auf  das  gemeine  Volk  beschrilnkten. 
Die  Kommissäre  hielten  übrigens  für  nötig,  dafs  neben  der  Besatzung 
in  Prag  noch  1500  Fufsknechte  und  500  Reiter  im  Lande  unterhalten 
-würden,  um  jeden  Widerstand  zu  brechen  ^ 

Noch  bevor  diese  Zuschrift  an  ihrem  Ziele  anlangte,  beschäftigte 
man  sich  in  Wien  mit  derselben  Ansielegenheit.  Wenn  man  sich  vor 
Zwang  und  Verfol^aini*  nicht  scheute,  so  empfahl  sich  jedenfalls  die 
gänzliche  Ausrottung  des  Protestantismus,  weil  man  sieh  dadurch  allein 
vor  der  Wiederkehr  revolutionärer  Bewegungen  sicherte.  Die  Räte, 
die  unter  (h^ni  Vorsitze  des  Fürsten  von  Lobkowitz  über  diese  An- 
gelegenheit belleten  —  es  waren  dies  TrauttmansdortI",  Slawata,  Kheven- 
hiller,  der  Gesandte  in  Spanien,  der  gerade  in  Wien  weilte,  und 
Kostitz  ^  gaben  sich  keinem  Schwanken  hin,  sondern  waren  ent- 
schlossen, mit  dem  protestantischen  Adel  aufzuiäumen.  Nach  ihrer 
Anschimunjj:  sollte  man  nicht  das  allmitldiche  Absterben  der  Ketzer 
abwarten  und  sich  mit  der  katholischen  Erziehung  der  jüngeren  Genera- 
tion begnügen»  denn  dathirch  werde  der  Ketzerei  doch  wierier  Licht 
und  Luft  zum  Wachsen  gelassen.  Auch  werde  nicht  so  l>akl  wieder 
der  Kaiser  so  mächtig  sein,  wie  im  gejj;enwärtigen  Augenblicke.  Den 
Schaden,  den  die  Auswanderer  dein  Lande  durch  Wegftihrung  gi'ofser 
Geldsummen  brächten»  düiie  man  nicht  allzu  hoch  anschlagen,  wo  es 
mch  um  die  Ehre  Gottes  und  Sicherheit  des  Köni.ijreiches  handle; 
übrigens  würden  die  Reichen  bei  dem  Verkaufe  ihrer  Güter  nicht 
leicht  den  ganzen  Kaufschilling  eriiaUen,  sondern  sich  mit  Teilzahlungen 
begnügen  müssen.  Auch  würden  anstatt  der  aus  dem  Lande  ziehenden 
Edelleute  andere  ins  Land  kommen,  sich  daselbst  ankaufen,  und  so 
den  Geldverlust  wieder  gutmachen.  Die  Räte  erörterten  weiter  die 
Frage,  ob  die  Reformation  des  Adels  vor  der  Ankunft  des  Kaisers  in 


*  Arcbi?  des  k.  k-  Unterrichtsministeriams:  Reladö  Coramissariorum ,  Card. 
Harrach,  Comitia  de  Martinic  et  Friderici  de  Tiilraberg  ad  Caeaarem  dd.  14.  Jqü 
1627. 
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Prag  oder  wählend  dereelbeü  durclizuführen  sei.  Ferdiuaiid  rüstete 
sich  uämlich  damals  zum  Besuche  Böhmens,  um  den  ersten  Landtag- 
seit  der  Xiederwerfuui:  lies  Aufstaiules  zu  eröffnen,  seinen  Sohn  zum 
Könii?  krönen  zu  lassen  und  so  die  Bestimuiuüjien  der  eben  publizierten 
erneuerten  Laudesordnuo;:  m  Kraft  erwachsen  zu  lassen.  Die  Räte 
wollten  die  Reforuiation  nicht  aufgeschoben  wissen,  weil  der  Kaiser 
in  Prag  von  den  widei^penstiiren  Edelleuten  überlaufen  werden  iiinl 
ihnen,  durch  uiancherlei  Fürbitte  bewo;j:ee,  vielleicht  wieder  eine  Frist- 
erstreckun^r  zugestehen  würde.  Der  Kaiser  solle  daher  dem  Adel 
schon  jetzt  eine  Frist  von  sechs  Monaten  zu  seiner  Belehrung  und 
Bekehrung  zugestehen,  und  zwar  deshalb  eine  so  lange  Fnst,  w^^il 
bisher  an  die  Edelleute  kein  Befehl  zur  Reformation  erteilt  und  folg- 
lich ihnen  auch  keine  Frist  j^^esetzt  worden  sei.  Sollte  während  dieser 
Frist  ein  oder  der  andere  Edelmann  Är^^ernis  geben,  so  sei  er  un- 
mittelbar auszuweisen  und  dies  auch  in  dem  Patente  offen  anzukündijJieu  *. 

Die  Angabe  der  Rate,  dafs  bis  dahin  kein  Adeli^'er  zur  katho- 
lischen Religion  gezwungen  oder  im  Weigerungsfalle  ausgewiesen 
worden  sei,  ist  nicht  ganz  richtig;  in  einzelnen  Fällen  hatten  sich  die 
böhmischen  Behörden  zu  einem  derartigen  Vorgehen  aus  eigener  Ver- 
antwortung aufgeschwungen.  So  befahl  schon  im  Jahre  1626  die 
böhmische  Kammer  dem  Abte  von  Teplj  er  solle  den  Hans  Georg^ 
von  Frohscham mer,  der  auf  den  Tepler  Gründen  ansässig  war,  auf- 
fordern, binnen  zwei  Monaten  katholisch  zu  werden,  und  ihn,  wena 
er  dieser  Aufforderung  nicht  nachkäme,  zum  Verkauf  seines  Gutes 
und  zur  Auswanderung  nötigen.  Einem  ähnlichen  Zwange  dürfte 
Rudolf  von  Malowetz  unterworfen  gewesen  sein,  denn  er  versprach  dem 
Erzbischofe  (am  14-  November  1626)  bei  sonstigem  Verluste  seiner 
Ehre  und  seiner  Güter,  dals  er  bis  zu  den  künftigen  Ostern  daa 
Abendmahl  in  katholischer  Weise  empfangen  werde.  Jedenfalls  sind 
das  aber  nur  Einzelfälle,  die  den  Wiener  Räten  vielleicht  nicht  einmal 
bekannt  waren.  Sicher  ist^  dafs  bis  zum  Jahre  1627  kein  allgemeines 
Patent  wider  den  Adel  erlassen  worden  war^. 

Der  Kaiser  war  mit  den  Vorschlägen  seiner  Räte  einverstanden; 
er  teilte  den  Prinzipal *Refonnationskommissitren  mit,  dafs  ihre  Thätig- 
keit  sich  auch  auf  den  Adel  erstrecken  solle  und  sie  demselben  eine 


*  Archiv  des  k.  k.  ünterrichtsmmisteritimH :  (TUladiteo  <ler  Herrn  von  Lobkowitz^ 
Trauttmansdorff»  Slawata,  Khevenhiller  und  Nostitz  an  den  Kaiser  dii.  17*  Juli 
1627.     Vvm  Gutnchten  i^iiid  die  Worte  beigeschrieben :  Placuit  Impemtori. 

*  Bökmiscjies  Statibalterinarcbiv:  Die  buliuiische  Kaniinw  au  den  Al)t  vo» 
Tepl  dd,  17.  Juli  1626.  —  Prager  erzbirichüfliclies  Archiv:  Maloweta  an  den  Erz- 
biscUoi  dd.  19.  November  1626. 
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l>estimnite   Frist  für  die  Bekehrung  211  setzen   hätten.     Gleichzeitig   26.Juu' 
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teilte  er  ihnen  mit,  ihk  er  in  dieser  An^^elegeiiheit  ein  allgeiiieiu 
zu  Verlautbarendes  Patent  habe  entwerfen  lassen.  Dieses  Patent 
scheint  jedoch  erst  fünf  Ta^ze  später  fertig  geworden  zu  sein; 
wenijistens  wurde  es  von  dem  Kaiser  ei"St  am  31.  Juli»  am  Gedenk- 
tage des  Jesuitengründers  Jgnatius  von  Loyola,  unterzeichnet.  Nach 
demselben  sollte  niemand  mehr,  gleichgültig  ob  Mann  oder  Frau, 
Edelmann,  Bürger  oder  Bauer,  im  Lande  geduldet  werden,  der  sich 
nicht  zur  katholischen  Kirche  bekennen  würde.  Dem  Adel  wurde  für 
seine  Bekehrung  eine  Frist  von  sechs  Monaten  zugestanden;  nach 
Verlauf  derselben  sollten  alle  widerspenstigen  Edelleute  zur  Aus- 
wanderung angehalten,  ihnen  aber  flir  den  Verkauf  ihrer  Güter  eine 
weitere  Frist  von  sechs  Monaten  zugestanden  werden,  „damit  es  nicht 
scheine,  als  ob  der  Kaiser  die  Reformation  nicht  zur  Ehre  Gottes, 
sondern  um  eines  Gewinnes  willen  durchführen  wolle  \" 

So  war  also  der  entscheidende  Schritt  geschehen :  kein  Protestant, 
nicht  einmal  ein  Karl  von  Zerotln  sollte  in  Böhmen  bleiben  dürfen. 

Auf  die  Kunde  von  dem  ihnen  drohenden  Schicksale  baten  auch 
zahlreiche  protestantische  Edelleute  den  Kurfürsten  von  Sachsen  um 
Aufnahme  in  sein  Land,  unter  andern:  Felix  Kaphf  von  Sulewic, 
Martin  Smertos  von  Riesenthal,  Elisal>eth  Gräfin  von  Schlick,  Stephau 
Ger  st  orfer  von  Gerstorf,  Johann  Hubert  von  Wf-esowec  und  Dorothea 
Katharina  von  Zerotln^.  Ihre  Gesuche  gehören  teils  dem  Jahre  1627, 
teils  dem  Jahre  1628  an;  denn  obwohl  die  Fiist  schon  mit  dem 
31.  Januar  1628  zu  Ende  ging,  so  wurde  sie  doch  vom  Kaiser  am 
6.  Dezember  1627  bis  Ende  März  1628  verlängert.  Adelige  Waisen- 
kinder wurden  in  dem  kaiserlichen  Patent^  mit  welchem  diese  Frist- 
verlängerimg bewilligt  wurde,  neuerdings  katholischen  Vormündern 
unterstellte 

r>a  die  obersten  Landesbeamten  fürchteten,  dafs  die  kaiserlichen 
Befehle  heftigen  Widerstand  hervoriufen  würden,  so  ersuchten  sie,  zu 
dem  für  die  Gegenreformation  verwendeten  Kriegsvolke  noch  000  Fnfs- 
knechte  luid  400  Reiter  ins  Land  zu  schicken.  Inwieweit  der  Kaiser 
dieser  Bitte  nachkam,  ist  nicht  weiter  bekannt  Dagegen  suchte  er 
die  Arbeit  der  Reformationskommission  dadurch  zu  erleichtem,  dafs 


*  pRigor  stüdtisc heg  Archiv:  Patfot  des  Kais<^rs  dd.  31.  Juli  1627.  —  Böhini- 
»che»  StatthitUereiarchiv  r  Die  obersten  Landesbeamte-H  an  den  Kaiser  dd.  4.  August 
1627. 

*  SAchsiselies  Staatsarchiv:  Gesuche  dd.  16»,  18.,  24.  und  25.  August»  19.  Sep- 
[tember  1627,  3.  April  nnd  16.  Augiißt  1628. 

*  Präger  städtisches  Archiv:  Patent  Ferdinands   U.  dd.  6.  Dezember  1627. 
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er  für  die  Bekehrung  einen  Lohn  aussetzte*    In  allen  Städten,  welche 
sich  in  ihrer  Gesamtheit  als  katholisch  erklären  würden,  sollten  die 
konfiscierten  Güter,  die  noch  uirht  verkauft  waren,  zurückgestellt,  die 
llochverratsprüzesse  s:egen   die  Bürger  eingestellt  und  die  noch  nicht 
von  ihnen  einirezahlten  Strafgelder  nachgesehen  werden.     Die  Piin- 
zipalkorrimissäre  teilten   dies  ihren  Subdelegaten   zur  Danachrichtimg' 
mit  und  da  Leitmentz  sich  zuerst  diese!'  Gnade  würdig  gemacht  hatte, 
so  wurden  die  Stadt  und  die  Büi'ger  davon  vei-ständigt     Leider  wurde 
dieser  Pardon   viel   zu   ^M   erteilt,  a!s  dafs  er  eine  tiefere  Wirkung 
hätte  ausüben  können.     Die  Stadt  als  solche  ki^n  wohl  wieder  in  den 
Besitz  eines  Teiles  ihres  Eigentums,  die  an  dem  Aufstände  beteiligten 
Bürger  waren   aber  nicht  nur  gröfstenteils  alt£zeurteilt,  sondern  auch 
ihres  Besitzes  beraubt,   und   war  es  eine  kaum  nennenswerte  Anzahl 
von  Bürgern,   welche  gegen   das  Opfer  ihrer  Überzeugung  einen  Teil 
des  alten  Bes^itzes  wieder  erhieU^     Die  Stadt  Böhmisch-Brod,  die  sich 
der  Gegenrefonuatifm   anbequemt   hatte,    ersuchte  den  Erzbischof  uin 
Beine   Fürbitte   bei   der   böhmischen    Kammer    wegen    Rückgabe   der 
konfiscierten  Stadtgiltei',    gelangte  aber  nicht  zum  Ziele,  da  dieselben 
samt  und   sonders  bereits  an  den  Fürsten  von  Liechtenstein  verkauft 
worden  waren.     Die  Stadt  war  im  Jahre  1627  nur  ein  Schatten  ihrer 
früheren  Wohlhabenheit,   51  Bürger   hatten  im  Jahre  1024  Haus  und 
Hof  verlassen,    weil    sie  sich   gegenulter  den  Erpressungen   der  bei 
ihnen   stationierten   Truppen  keinen   andern   Rat   wufsten;   im  Jahr 
lt>25   und    1626   folgten   ihrem  Beispiele  34  Bürger  und  zwnr  wegen 
des  Iteligionsdnickes.    Von  den  Flüchtlingen  des  Jahres  1624  kehrten 
30  wieder  zurück,  aber  Feuorsbrünste  und  Kriegsdrangsale  liewirkten, 
dafs  die  Stadt  dem  ungeachtet  noch  mehr  zurückging-.     Bei  der  Be- 
schreibung des  Landes,   die   im  Jahre  1654  angefertigt  wurde,  zählte 
Böhmisch-Brod  nur  46  ansässige  Bürger,  und  von  diesen  waren  sieben 
erst  nach  dem  Jahre  1652  eingewandert. 

Da  der  Erfolg  der  Gegonrefortnation  hauptsilcblich  auf  der  Tbatig- 
keit  der  Subdelegierten  ]>erulite,  enlwaifen  der  Erzbischof  und  seine 
beiden  Kollegen  für  tlieselben  eine  eingehende  Instruktion-  Wenn  sie 
ihren  Fufs  in  eine  königliche  Stadt  setzten,  so  sollten  sie  den  Stadt- 
rat berufen,  ihm  ihre  Auftrüge  mitteilen  uud  dann  mit  seiner  Beihilfe 
fünf  der  angesehensten  Bürger  wählen,  unter  denen  sich  der  Kaiser- 


^  Böhmjsciies  Stattlialtereiarchiv :  Die  BefonBationskommissäre  an  die  Sub^ 
delegierten  dd.  2>^.  August  1627. 

*  Pniger  ei-zliistliüfliches  Archiv:  Der  Stadtrat  von  Böhrwisch-Brod  au  den 
Erzbischof  dd.  21*.  Juli  1627«  —  Bilfk:  Di^itiy  ktmtiskiiii  v  rechikh  1041—1046. 
—  Volkszählung  in  Böhmen   im  Jahre    1654.    M.S.   im  böhmischen  Landos-artbiv 
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richter,  der  BQr#rernie ister  und  der  Pfarrer  betindee  niüfsten.  und  mit 
ihrer  Beihilfe  das  lleforiiintiüiiswerk  m  Angriff  nehnieii.  Sie  sollten 
tiberall  einen  tüchtigen  Sehulmeister  anstellen,  und  wenn  ein  solcher 
nicht  zur  Hand  wäre,  die  1*.  Jesuiten  um  einen  taufilichen  Kan<liilaten 
ersuchen  und  dessen  Gehalt  unil  Einkommen  diireh  Verhandlungen 
mit  dem  Stadtrate  sichern.  Mit  dem  Unterrichte  im  Katechismus 
sollten  eini^ce  taujjliche  Laien  hetraut  werden.  Den  hartnilckigsten 
Ketzern  sollte  zu  ihrer  Bekehrung  nur  eine  Frist  von  drei  Wnohen 
zugestanden  und  nach  deren  Ablauf  ihre  Auswanderung  erzwungen 
werden,  um  den  Übrigen  Schrecken  einzuja-ren;  weniger  Ilartnäcki.i^e 
könnten,  auch  wenn  sie  sich  nicht  bekehrten,  noch  einige  Zeit  ge- 
duldet werden,  seien  aber  nicht  mehr  zur  Ausübung  der  Bürgerrechte 
zuzulassen.  Die  Thätigkeit  der  Subdelegierten  sollte  in  jeder  Stadt 
durch  eine  feierliche  Ansprache  eröffnet  werden.  In  derselben  sollte 
mitgeteilt  werden,  der  Wunsch  des  Kaisers  sei,  alle  Unterthanen  dem 
katholischen  Glauben  zuzuführen,  weil  dieser  notwendig  zur  Seligkeit 
sei  und  die  Häresie  nur  zum  blutigen  Aufruhr  geführt  habe;  der 
Kaiser  wolle  aber  die  Bokehning  nicht  in  gewaltsanun*  Weise  durch- 
setzen, sondern  in  gelinder  Weise  vorgehen,  deshalb  verlange  er,  dafs 
sie  die  Predigteu  besuchen  mjd  sirh  einzeln  bei  den  Instruktoren  ein- 
finden. Für  den  Fall  ihrer  Bekehmug  sullte  ihnen  die  noch  nicht 
erlegte  Geldstrafe  für  die  Teilnahnje  an  der  Rebellion  nachgesehen 
werden.  In  ähnlicher  Weise  sollte  auch  die  Reformation  auf  den 
herrschaftlichen  Gütern  durchgeführt  werden.  Der  Subdelegic^rte  hatte 
den  Stadtrat  der  unterthilnigen  Stiblte,  die  Dorfrichter  und  die  herr- 
schaftlichen Beamten  zu  berufen  und  ihnen  die  kaiserlichen  Aufträge 
mitzuteilen  \ 

Der  neu  entflammte  Glaubenseifer  richtete  sich  liesoniiers  auch 
gegen  die  böhmische  Brüderunität.  Sie  hatte  sich  im  Jahre  1609  bei 
Gelegenheit  der  Erteilung  des  Majestätsbriefes  mit  den  übrigen  Be- 
wohnern des  Landes  zur  Anerkennung  der  böhmischen  Konfession  ver- 
einigt und  an  dem  semeinschaftlicheu  Kirchenreginient,  dem  sogenannten 
unteren  Konsistorium,  l>eteiligt,  im  übrigen  aber  ein  selbständiges 
Gemeindeleben,  selbständige  Heranbildung  ihrer  Geistlichkeit  und  ihre 
alte  strenge  Disciplin  gewahrt-  Die  allgemeine  Achtung,  die  ihr  des- 
halb zu  teil  wurde,  bewirkte,  dafs  ehemals  utraquistische  Gemeinden 
mit  Vorliebe  Geistliche  der  BrüderunitM  auf  ihre  Pfarren  beriefen. 
Der  Hauptsitz  der  Brüderunität   war  in  Jungbunzlau,  dort  war  ihre 


Wiener  Staataarcbiv :     Instruktion    für  die  Subde legierten  M.   15.  Oktober 
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bedeutenilste  LehraEStalt,  dort  ihre  Bibliothek  und  ilire  Dmckerei^ 
dort  auch  der  Sitz  ihrer  Vorsteher.  Die  kaiserlieheii  ÄusweisuDgs- 
befehle  trafen  anfanjis  wohl  einen  oder  den  andern  ihrer  geistlich ea 
Führer  in  den  könijüjliclien  SUldten,  eicht  alier  die  Unität  als  solche^ 
deren  Einrichtiingen  in  Junp:bunzlau  noch  immer  festen  Bestaml  hatten. 
Als  dies  zur  Kenntnis  Caraffas  gelangte,  ersuchte  er  den  Kaiser 
während  seiner  Anwesenheit  heim  Re^ensbui*ger  Deputatioiist^jge  uni 
die  unverweilte  Vernichtung  der  UniüVL  Dieser  kam  selbstverständ- 
lich dem  Ansuchen  nach  und  erteilte  dem  Fürsten  von  Liechtensteia 
die  entsprechenden  Befehle,  ünverweilt  wurde  von  letzterem  eine 
Konimission  nach  Junghunzlau  abgeschickt,  welche  die  sämtlichea 
Amtsorgaue  der  Unität  auseinandersprengte,  ihre  Lehranstalt  auflöste 
und  ihre  Bibliothek  nacli  Prag  abführte.  Letztere  wurde  einer  streugea 
Untersuchung  unterworfen;  was  für  die  katholische  lürche  unverfäng- 
lich war,  wurde  ausgeschieden  und  aufgehoben,  der  Rest  aber  ver- 
brannt. Die  böhmische  Litteratur  erlitt  durch  dieses  rohe  Gebahren 
einen  unersetzlichen  Schaden  *.  Die  BrüderuuitM  war  damit  in  Bohiuea 
vernichtet. 

Als  der  kaiserliche  Hof  nach  der  Auflösung  des  Deputationstages 
in  Prag  weilte,  kam  Caraffa  auch  zur  Kenntnis  der  in  Böhmen 
existierenden  Nicolaiten-Sekte  und  davon,  dafs  sie  bei  Tabor  eine 
Versammlung  abhalten  wolle.  Der  Nuntius  ersuchte  sogleich  den 
Obersten  Marradai^  um  die  gewaltsame  Auflösung  dieser  Versannulung 
und  Verhaftung  ihrer  Führer.  Das  Gesuch  fand  eifrige  Befolguiig- 
Marradas  schickte  an  den  Ort,  wo  sich  die  Nicolaiten  in  <ier  Zahl 
von  3000  versammelt  hatten,  einige  Reiterkompagnien,  nahm  sechs 
ihier  Führer  gefangen  und  schickte  sie  nach  Tabor  ins  Geßlngnis» 
Diesmal  traf  der  Zorn  Caraffas  thörichte,  verirrte  Leute;  die  Nico- 
laiten vertraten  Anschauungen  untl  Theorien,  die  stets  das  Licht  des 
Tages  scheuten  und  mit  einer  geoitlneten  Gesellschaft  unverträglich 
waren.  Der  Schlag,  der  die  Nicolaiten  damals  traf,  bewirkte,  diifs 
sie  sich  auflösten  oder  nur  im  tiefsten  Geheimnis  hie  und  da  noch 
weiter  ihr  Leben  fristeten". 


^  Ciu-affas  BaggiiBgUo. 
'  Carafias  Räggua^lio. 


Fünftes  Kapitel. 


Die  Prager  Städte.  —  Bestellung  von  Stadthauptleuten.  —  Ausweisung  der  Pro- 
testanten aus  Prag.  —  Streit  um  die  Bewachung  der  Stadtthore  und  BrQckentttrme. 

—  Polizeivorschriften.  —  Gegenreformationserfolge.  —  Zunftprivilegien.  —  Finan- 
zielle Lage  Prags.  —  Schuldenwesen  der  Städte  überhaupt  —  Tabor.  —  Trautenau» 

—  Wolfsstims  Thätigkeit  —  Leitmeritz.  —  Brüx.  —  Kaaden.  —  Melnik.  — 
Komotau.  —  Entvölkerung  der  Städte.  —  Die  deutschen  Bergstädte.  —  Eger.  — 
Auswanderung  nach  Sachsen.  —  Henik  von  Waldsteiii.  —  Wilhelm  Kinsk^.  — 
Rückkehr  von  Auswanderern  gestattet.  —  Prozefs  gegen  die  Leitmeritzer.  —  Mifs- 
helligkeiten   zwischen  Exulanten   und  Einheimischen   in  Sachsen.  —  Böhmischer 

Gottesdienst  in  Sachsen. 

Die  drei  Städte  Prags,  die  Altstadt,  Neustadt,  Kleinseite,  hatten 
sich  dem  Aufstande  unmittelbar  nach  dem  Fenstei'sturze  angeschlossen 
und  aus  ihrer  Mitte  zu  Mitgliedern  der  Direktorialregierung  acht  Per- 
sonen gewählt,  unter  denen  sich  namentlich  der  Altstädter  Bürger 
Martin  Fruewein  von  PodoU  hervorthat.  Einige  dieser  Direktoren 
wurden  mit  andern  dem  Bürgei-staude  angehörigen  Personen  am 
21.  Juni  1621  hingerichtet;  über  sie  und  noch  zahlreiche  andere 
Bürger,  im  ganzen  über  vierzig  Personen  wurde  auch  die  Güter- 
konfiskation verhängt.  Auf  das  Gnadengesuch,  das  die  Altstadt  am 
9.  Dezember  1620  nach  Wien  abschickte,  wurde  keine  Rücksicht  ge- 
nonmien.  Eine  andere  Zeit  war  gekommen,  in  der  nur  die  wenigen 
Personen,  die  dem  Kaiserhause  ihre  Ergebenheit  durch  Thaten  bezeugt 
hatten,  Berücksichtigung  fanden  und  nötigenfalls  zu  erzwingen  wulsten. 
Der  ehemalige  Altstädter  Ratsschreiber,  der  sich  nach  dem  Fenster- 
sturze aus  Prag  geflüchtet  hatte,  ersuchte  jetzt  um  Nachzahlung  dea 
Gehalts  seit  dem  Tage  seiner  Flucht.  Der  Altstädter  Stadtrat,  ein- 
freschüchtert  wie  er  war,  erfüllte  zwar  sein  Begehren  nicht,  belobte 
ihn   aber  wegen  seiner  Flucht  und   nahm   ihn  neuerdings  in  seine 


Dienste.  lo  ilen  ei-sten  Monaten  nach  der  Weifeenbemer  Schlacht 
war  in  Vnv^  niemand  seines  Eigentums  sicher,  weil  die  eimiuartierteu 
Soldaten  sich  nicht  mit  der  ihnen  gesetzlich  zukommenden  Zahlung 
he^nligten,  sondern  uiit  ihren  Offizieren  in  der  Brandschatzim?  der 
Bürger  wetteiferten.  Im  März  1621  wurde  die  Ausraubung  der  Bi^rger 
in  ein  System  gebracht.  Der  Statthalter  forderte  die  Vorlage  der 
Steuerverzeichniss«^  während  der  letzten  Jahre,  um  aus  denselben  zu 
erfahren*  wie  hoch  die  einzelnen  BUrger  ihr  Yerntö^a^n  geschätzt  liätteu 
und  benutzte  die  ihm  aberreichte  Liste,  um  von  den  Bürgern  Aulehea 
zu  erpressen.  Wieviel  von  den  Bürgern  auf  diese  Weise  gezahlt 
wurde,  ist  uiclit  bekannt,  jedenfalls  gelangte  nicht  alles  in  die  kaiser- 
lichen Kassen,  sondern  es  vei-schwand  vieles  in  den  Taschen  der  Be- 
amten. Einzelne  Pei-sonen  rächten  sich  für  ihre  Milshandhing  durch 
die  Absingung  von  Siiottliedern  auf  die  neuen  Machthaber,  aber  diese 
Freude  wurde  ihnen  bald  durch  die  drakonische  Strenge  vergällt,  mit 
der  die  Sänger  bestraft  wurden  ^ 

Als  die  Todesstrafe  an  den  Hauptteiluehniern  des  Aufstandes  voll- 
zogen und  eine  umfassende  Beschlagnahme  der  Güter  verfügt  worden 
war,  richtete  die  Altstadt  ein  neues  Gnadengesuch  an  den  Kaiser, 
worin  sie  sich  nicht  mehr  wie  in  dem  ersten  als  unsiiuildig  hinstellte, 
sondern  für  ihre  Verbrechen  um  Nachsicht  und  Gnade  ersuchte  und 
für  alle  Zukunft  felsenfeste  Treue  und  Danklmrkeit  versprach.  Wie 
wenig  aber  die  Regiernng  gewillt  war,  Gnade  zu  üben  und  die  alten 
Privilegien  zu  schonen,  erfuhren  die  Prager  aus  dem  Befehle  des 
4.  Drtbr.  Statthalters,  der  alle  jene  aus  der  ßürgerliste  auszustreichen  befahl, 
die  während  des  Aufstaudes  das  Bürgerrecht  erlaugt  hatten^.  Am 
15.  Dezember  1621  wurden  ohne  Berufung  des  Landtages  Steuern 
ausgeschrieben  und  sämtliche  königliche  Städte  zur  Zahlung  einer 
Pauschalsumme  von  20  000  Gulden  verhalten.  Auf  die  Neustadt  Prag 
entfielen  hievon  1000  Gulden;  etwas  mehr  dürfte  die  Altstadt  gezahlt 
haben.  Von  da  an  wurden  den  Pragern  und  den  königlichen  Städten 
ununterbrochen  jene  Steuern  auferlegt,  von  denen  wir  an  anderem 
Orte  berichten.  Um  jeglichen,  auch  passiven  Widerstand  nieder- 
zudrücken,  begnügte  sich  die  Regierung  nicht  mit  der  Einflulsnahme 


'  Archiv  der  Stadt  Prag:  Der  Altstädter  Stailtrat  an  den  Kanzlei  Lolikowitz 
dil.  14.  Januar  1621.  Der  Ratsschmber  Adam  Vacslav  an  den  Altstadter  Rat 
lietJcUhift»  tlcs  Stadtrates  dd.  4.  Fehroar  1Ö21.  —  Böhmisches  StatthjütereiarcMv; 
Jiiikrtst  ileN  Statthalters  dd.  22.  u.  26.  März  und  25.  Mai  1621.  —  Winter  in  der 
MuNPulyi'itHelirifU  Jahrgang  1890,    StaromtlstSti  v  boiiH  CV.  161S. 

"*  Arihiv  tlcr  .Stiult  Prag:  Die  Altstadt  Prag  an  den  lüiiser  dd.  13.  Juli  1621. 
jKikrt't  dvh  .Statthultprs  d(L  4.  und  20.  Dezember  1621. 
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auf  die  Gerechtigkeiti;pfle.üe  durch  die  Eraemiunj^  der  Kaiserrichter, 
sondern  nahm  auch  die  Oberaufsicht  über  die  Verwaltung  in  Anspruch. 
Sie  errichtete  im  fliei^eui  Behüte  ein  ei<?enes  Amt;  für  jede  königliche 
Stadt  wurde  ein  Hauptmann  ernannt  und  ihm  jener  Wirkungskreis 
üliertragen,  welchen  früher  der  ßilrgertueister  oder  Priinator  inne  gehabt 
hatte.  Nach  der  Instruktion,  die  der  P^ürst  von  Liechtenstein  den 
Hauptleuteii  der  Alt-  und  Neustadt  Praifs  erteilte,  es  waren  dies 
Hermann  Cernin  von  Chud^nic  und  Sexinxa  von  Wrtba  —  mufsten  sie 
dafür  sorgen,  dafs  alle  Verfügungen  der  königlichen  Kanzlei  luad  der 
königlieheu  Kammer  pünktlich  erfüllt  wurden.  Alle  politisrhen  und 
finanziellen  Angelegenheiten  der  Stadt  wurden  ihrer  Entscheidung 
unterstellt,  sie  führten  die  Aufsicht  über  die  öftentüche  Ordruiiig  und 
Ruhe,  es  wurde  ihnen  deshalb  auch  das  Hausdurchsncbungsrecht  über- 
tragen und  ein  gutes  Einvernehmen  mit  dem  Kommandanten  der 
Stadtgarnison  anbefohlen.  Der  Ii(lry:ermeister  und  die  Srhöppen 
(Kün.^ele),  die  nun  eine  ganz  untergeordnete  Rolle  spielten  umi  sich 
nur  mit  Erlaubnis  dos  Hauptniaimes  zu  einer  Beratung  versammeln 
durften,  wurden  zum  Gehorsam  diesen  gegenüber  angewiesen.  Die 
Hay|dleute  stellten  auch  die  Gemeimlebeaniten  an,  führten  die  Auf- 
sicht über  das  Gemeindevennögen,  trugen  Sorge  für  die  richtige  Ver- 
teilung der  Verlassenschafteii,  erteilten  den  Witwen  und  Waisen  die 
Heirats be willigung  und  1  besetzten  die  Schulen  mit  tauglichen  Lehrern. 
Auch  die  Zünfte  durften  sich  nur  mit  ihrem  Vorwissen  versammeln; 
wenn  eine  Beschwerde  erhoben  wurde,  durfte  sie  nie  im  Namen  der 
Zunft,  sondern  nur  voü  einer  einzelnen  Person  vor  dem  Stadthaupt- 
mann vorgebracht  werden.  Die  Kaiserrichter  wurden  den  llauptleuten 
untergeordnet  Für  den  pünktlichen  Gehorsam  der  Prager  Städte 
wurde  auch  dadurch  gesorgt,  dafs  zum  Bürgermeister  der  Altstadt 
Caspar  Lozelius  und  zum  Primas  der  Neustadt  Johann  Himmelstein 
gewählt  wurden,  welche  beide  beim  Beginn  des  Aufstandes  sich  aus 
Böhmen  geflüchtet  hatten  und  nun  dafür  in  den  Ritterstand  erhohen 
wurden.  Diese  Auszeichnung  ernmtigte  den  Altstadter  Bürger  LoAticky, 
um  Zahlung  der  ihm  von  der  Direktorialregierung  abgeprefsten  4256 
Thaler  anzusuchen;  liiebei  rühmte  er  sich  auch  seiner  Verdienste  um 
die  Rettung  des  Fabricius,  dem  er  nach  seinem  Stuize  aus  dem 
Fenster  auf  seiner  Besitzung  in  WolSan  bei  Prag  Unterkunft  gewährt 
und  dann  zur  Flucht  nach  Wien  verholten  hatte.  —  Den  Iltiuptleuten 
in  den  ül>rigeu  köuiglichen  Städten  wurden  ungefähr  dieselben  Rechte 
wie  den  Prager  Hauptleuten  erteilt,  aulserdem  al>er  ihnen  anbefohlen^ 
für  rechtgläubige  Geistliche  Sorge  zu  tragen,  nur  Katholiken  in  lien 
Bnrgerverband    aufzunehmen    und    in  der  Gemeindevertretung  keine 


Art  ijarlaineDtarischer  Verhandking  zu  dulden.  Der  Btircrenneister 
und  die  Schoppen  durften  fortan  nur  der  Reihe  nach  über  die  An- 
träge des  Haupliuaons  ihi-e  Stimmen  abgeben  und  hiebei  allenfalls 
ihre  Abstimmung  beq:rtinden  ^ 

In  den  folgenden  Jahren  suchten  geisth'che  und  weltliche  Behörden 
ihren  Vorteil  auf  Kosten  der  Stadt  Prag  zu  wahren.  So  verlanirte 
<ler  Pfarrer  von  St  Peter  im  Jahre  1624,  nachdem  die  Devalvation 
der  Münze  eingetreten  war,  von  der  Kirchengemeinde  eine  Nach- 
zahlung für  das  Jahr  1625,  d.  i,  für  eine  Zeit^  wo  die  lange  Münze 
noch  gesetzliche  Gültigkeit  gehabt  hatte.  Als  die  Gemeinde  dies  Be- 
gehren abschlug,  klagte  er  sie  der  Lauheit,  ja  sogar  der  Feindseligkeit 
gegen  den  Glauben  an,  behauptete,  dafs  eine  Anzahl  seiner  Gemeiude- 
glieder  zu  Anfang  des  Jahres  1623  von  ihm  die  Kommunion  unter 
beiden  Gestalten  begehrt  habe  und  dafs  nur  deshalb,  weil  er  diesem 
Begehren  nicht  willfahrt  habe,  in  der  Gemeinde  sich  ein  feindseliger 
Sinn  gegen  ihn  geltend  mache  Gewifs  ist,  dafs  die  katfjolische  Geist- 
lichkeit überall  in  <ier  Stadt  einem  nachhaltigen,  wenn  auch  zumeist 
nur  passiven  Widerstand  begegnete.  Als  am  7,  September  1624  »lern 
Karmeliterorden  die  lutherische  Kirche  auf  der  Kleinseite  übergeben 
wurde,  ging  dies  nicht  ohne  Weinen  und  Wehklagen  der  in  Prag  noch 
anwesenden  deutschen  Lutheraner  vor  sich.  Noch  immer  hatten  ein- 
zelne Bürger  trotz  der  drohenden  Ausweisung  den  Mut,  kategoris<*li 
zu  erklären^  dafs  sie  nicht  Katholiken  werden  wollten;  ja  selbst  ein- 
zelne Stadtbeanite  hielten  an  ihrer  antikatholischen  Überzeugung  fest, 
trotzdem  dafs  ihnen  täglich  die  Absetzung  drohte  und  diese  auch  that- 
SHchlich  am  25.  April  1625  verfügt  wurde.  Fast  zwei  Monate  später 
erfolgte  von  Seite  der  böhmisehen  Kammer  das  Ausweisungsdekret  an 
alle  in  Prag  sich  aufhaltenden  Xichtkatholiken.  Wilre  dieser  Befehl 
befolgt  worden,  so  hätte  eigentlich  tler  gröfsere  Teil  der  Einwohner 
ausgewiesen  werden  müsseu,  wie  sich  dies  aus  eiuein  Tumult  bei  der 
Steplianskirche  erwies.  Als  nämlich  im  Herbst  (1625)  in  Prag  die 
Pest  herrschte,  sollten  die  Toten  nach  Anordnung  der  Behörde  nur 
in  der  Nacht  bestattet  werden.  Die  Eingepfarrten  bei  St.  Stephan 
verlangten  jedoch  von  ihrem  l*farrer,  dafs  dies  bei  Tage  geschehe» 
bedrohten  ihn,  als  er  sich  ihrem  Wunsche  nicht  fügte,  am  Leben, 


^  Archiv  des  k.  k.  Minktenams  des  Innern:  Instrtiktion  für  den  Htuipttnann 
der  Prager  Xrustadt  dil.  22.  Oktnlier  1622.  —  Archiv  der  Stadt  Prag:  Instniktion 
Üir  den  Altstiidtcr  Hiiuptmann  dd.  22,  Oktober  1622.  Instniktion  für  die  Hiiüpt- 
leute  in  den  königlichen  Stadien  dd,  3.  November  1622.  Adelsdtplom  tlir  Loxeliut' 
und  Himnieist<?iii  dd.  6.  Felnuai'  1623.  —  Böhmisches  Stattlmltereiarchiv:  Loätick^ 
an  Ferdinand  IT.  ohne  Datum,  aber  dein  Monat  Mai  1623  angehöng. 
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warfen  Steine  auf  den  Gottesacker  bei  der  Kirche  und  sangen  häretische 
Licdt^r.  Der  erzbischöfliche  Sekretär  Sintzig,  der  hieriiher  an  Han-ach 
lierichtete,  erzählte,  dal's  die  Jesuiten  die  Pfarrkirche  hei  St.  Meotaus 
unter  grofser  Betrübnis  der  Kleinseitner  Bürger  in  Besitz  geuoinnieu 
hätten.  Bei  dieser  Gelegenheit  ist  es  nicht  uninteressant,  zu  erfahren, 
dafs  Sintzig  durchaus  nicht  mit  den  Jesuiten  synipathisiei-te  und  den 
Wunsch  aussprach,  dafs  diesellten  sich  nicht  etwa  auch  der  St.  Benedict- 
kirche  auf  dem  Hradschin  hcjuächtigen  möchten,  denn  sonst  würden 
sie  stete  Nachbarn  des  Erzbischofs  sein  und  er  „ohne  ihre  Wissen- 
Schaft  keinen  Bissen  in  den  Mund  schieben  oder  sonst  etwas  thun 
können" '. 

Als  Cernfn  tou  Chud*5nic  die  Hauptniannschaft  auf  der  Neustadt 
niederlegte,  wurde  mit  diesem  Amte  PetHk  Spetle  von  Janowic  be- 
traut. In  frischem  Amtseifer  ordnete  er  au,  dafs  alle  Zehentmänner 
(desätnikj)  in  ihrem  Amti^kreis  ( ve  svfm  desätku)  die  Bürp:er  zusanimeu- 
rufen  und  zur  Annahme  der  katholischen  Religion  mahnen  sollten, 
und  (!afs  kein  Paar  getraut  werden  solle,  wenn  es  sich  nicht  mit 
einem  Zeugnisse  über  die  abgelegte  Beichte  ausweise.  Aus  dem  AU- 
Städter  Stadtrat  wurden  zwei  Mitglieder  entfernt,  die  trotz  gegebenen 
Vei-sprechens  sich  nicht  als  Katholiken  bekennen  wollten.  Die 
Eeforniationskomniissitre  begannen  jetzt  ivuch  in  Prag  streng  ihre 
Wirksamkeit  zu  üben.  Ihr  hervorragendstes  Mitglied,  Martinitz, 
empfahl  ein  Gesuch  der  Präger  Kleinseite  dem  Kanzler  Lobkowitz 
nur  unter  der  Bedingung  zur  Gewährung,  wenn  sämtliche  Einwohner 
<]erselben  Katholiken  würden.  Er  und  seine  Kollegen  ernannten  am 
28.  Februar  1626  den  Neustädter  Stadthauptmann,  den  Königsrichter 
Michael  Bisterschüt^  und  den  Domherren  Kotwa  zu  ihren  Vertretern 
auf  der  Neustadt  und  tiiigen  ihnen  auf,  sämtliche  unkatholische  Be- 
wohner vorzurufen  und  sie  unter  der  Androhung  des  Verlustes  des 
Bürgerrechts  und  der  Entziehung  ihrer  Gewerbebefugnis  zum  Über- 
tritt binnen  zwei  Wochen  aufzufordern.  Da  zahlreiche  Protestanten 
ihre  Zunge  auch  jetzt  nicht  im  Zaume  hielten,  sondern  über  ihre 


^  Prager  Kapitel archiv:  Die  Altesten  des  St  Clementer  Kirchspiels  an  den 
Entbiscliof  dd.  13.  Mai  1624,  Der  Pfairer  Cocciniis  an  den  Erzbischof  dd.  (?)  Mai» 
5.  Juni,  7.  und  12.  August  1624.  Ferner  zwei  undatiert*«  Briefe  des  Coccimis» 
dem  Jahre  1624  angehörig.  —  ColL  Danehauer:  Fahricius  an  den  Kanzler  Lobko- 
witz dd,  7.  September  1624.  —  Ardiiv  von  Tlauilnitz:  Miehn:*  an  Lobkowitz 
dd.  23.  August  1624.  -  Böhmisches  8tatthaUereiarchiv :  Die  Statthaitor  an  den 
Kleinseitner  Königsrichter  dd.  25.  April  1625,  —  Prag:er  Stadtarchiv:  Befehl  an 
die  Altstadt  Prags  dd.  17.  Juni  1625.  —  ErzbiBchöfliches  ArcbiT  in  Prag:  Sintzig 
AD  den  Erzbiscbof  dd.  .30.  Oktober  1625. 
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Gegner  spotteten  und  schimpften,  so  gab  dies  natürlich  zu  verschärften 
Malsregeln  Auhils.  Übwahl  sich  auch  tiie  Bewohner  anderer  könig- 
licher Städte,  tue  um  ihres  Glauhens  willen  vertrieben  wurden,  nach 
Prag  tlüchteten  und  daselbst  eine  Zufluchtsstätte  ftuideu,  erlahmte  doch 
zuletzt  der  Widerstand  der  BevölkerQUL^  und  die  wohlhabenden  Bürger 
beiraunen,  sich  in  düeutlichen  Kundgebun^'en  ihrer  Lojalitilt  zu  rühmen  *. 
Man  sieht  dies  aus  eineui  Prozesse,  den  die  Kleinsei  tu  er  gegen  die 
Altstädter  iiostrengten,  und  in  dem  die  Bürger  beider  Städte  einauder 
wechselseitig  verleumdeten,  um  sich  in  die  Gunst  der  Maclithalier  ein- 
zuschmeicheln. Die  Bewachung  der  Stadtthore  und  der  ßrückeutürme 
hatten  seit  Jeher  die  Altstitdter  gehabt,  die  um  so  mehr  an  diesen 
rnvilegipo  festhielten,  als  ihnen  sonst  die  Eifersucht  der  Schwester- 
Städte  vielfachen  Nachteil  zugefügt  uml  seihst  liie  Zufuhr  von  Lehens- 
mitteln geschmälert  hätte;  thatsächlich  hatten  die  Kleinseitner  einmal 
fhe  Zufuhr  von  Mehl  nach  der  Alt^stadt  verhindern  wollen.  Nud 
glaubten  die  Kleinseitner  die  Gelegenheit  gekommen,  um  den  Alt- 
städtern  die  Bewachung  der  Kleinseitner  Thore  zu  entwinden,  indem 
sie  dieselben  in  einer  Eingabe  an  den  Kaiser  beschuldigten,  auf- 
ständischen Bewegungen  Voi-schub  geleistet  zu  haben.  So  hätten  sie 
schon  im  Jahre  1611  die  Thore  bei  dem  Passauer  Einfall  schlecht  ge- 
schützt und  dadurch  denselben  ermöglicht.  Nach  der  Schlacht  auf 
dem  Weifseu  Berge  hätten  die  Altstädter  den  Brückenturm  auf  ihrer 
Seite  geschlossen  und  über  die  Weiterverteidiguug  gegen  das  kaiser- 
liche Kriegsvolk  beraten,  während  die  Kleinseitner  die  Thore  ihrer 
Stadt  augenblicklich  geiWuet  und  den  Siegt^rn  ilon  Einnig  ermöglicht 
hätten.  Diese  Art  der  Begründung  sollte  natilrlich  den  Unwillen  des 
Kaisers  wecken  und  dadurch  den  Kleinseitnern  die  Erfüllung  ihrer 
Bitte  sichern.  Als  aber  die  Altstädter  zur  Verantwortung  aufgefordert 
wurden,  drehten  sie  den  Spiels  um  und  denunzierten  wieder  die  Klein- 
seitner w*egen  Illoyalität.  Den  Passauer  Einfall  hätten  sie  (die  Alt- 
städter) nicht  abwehren  können,  weil  die  Passauer  nicht  zu  einem 
Thor,  sondern  durch  die  beuachbaileu  Gärten  in  die  Stadt  eingedi-ungen 
seien,   die  Passauer  würden  auch   keinen  Schaden   angerichtet  haben, 


'  Böhmisches  Statthalt^reiarchiv:  Äpetle  an  die  obersten  Beamtrn  M,  2,  De- 
ziMiiher  1625.  —  Prager  Stadtarchiv:  Betehl  der  übersten  Beamten  an  deu  Königs- 
richter und  ÄltsUidter  Stadtrat  dd,  10.  Dezember  1625.  Die  KeformationskoTiimiijSäre 
an  den  NeustÄdter  Stadthaaptjnano ,  an  den  Köüigsnchter  und  an  den  Priester 
Ctibor  Kotwa  von  FreilVid  dd.  28.  Februar  1626.  Die  Heform:ition.skoniraissäre  an 
den  Neustadter  StJidthauptmann  dd.  2.  Mutz  1626.  Dekret  der  obersten  Landes- 
beamten  dd.  4.  M.'irz  1626.  Patent  Liechtensteins  dd.  :^0.  Apnl  1626.  —  llaud- 
nitzer  Archiv;  Martinitz  an  den  Kanzler  Lobkowitz  dd.  20.  Dezcniber  1625. 
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wenE  die  Klein  seitner  sie  nicht  bei  ihrem  Einzüge  selbst  anfrepiffen 
hätteü.  Die  Loyalität  der  Kleioseiluer  nach  der  Weiisenher^er  Schlacht 
erklärten  sie  für  eine  Seifenblase,  Die  AltstiUUer  hätten  die  Thore 
alsogleich  geräumt,  als  sie  von  dem  Resultat  der  Schlacht  erfuhren, 
aber  die  Thore  seien  darauf  von  deni  Volke  des  Pfalzi^rafeu  iiesetzt 
und  erst  am  andern  Ta^e  verlassen  worden,  so  dals  also  die  Klein- 
seituer  an  der  Bewachung  oder  Übei^abe  der  Thore  an  die  Siefjer 
keinen  Anteil  gehabt  hätten.  Die  Absperrung  des  Brückeütunns 
suchten  die  Altstä<lter  dadurch  zu  erklären,  dals  sie  sich  gegen  das 
geschlagene  Heer  schützen,  dasselbe  dem  Schwerte  der  Sieger  über- 
antworten wollten.  Thatsächlich  war  die  vorgeschützte  Loyalität  der 
Kleinseitner  ebenso  unwahr  wie  die  Behauptungen  der  Altstädter;  die 
einen  wie  die  anderen  waren  nach  wie  vor  der  Niederlage  auf  dem 
Weifsen  Berge  von  gleichem  Hals  gegen  die  Sieger  erfüllt;  aber  sie 
glaubten  jetzt  ihren  Interessen  durch  wechselseitige  Anschuldigungen 
besser  zu  dienen  *.  Nur  wenige  wohlhabende  Personen  sowie  das 
niedere  Volk  hielten  noch  an  der  alten  Überzeugung  fest. 

Wie  streng  das  Leben  in  Prag  damals  geregelt  war  und  wie  sehr 
es  jeder  fi'eieu  Entwiokehmg  ennangelte,  sieht  man  aus  einer  Verord-  »o.  mn 
nung  der  bühmischen  Kauzlei.  Dem  Neustädter  Stadthauptmaim 
wurde  aufgetragen,  Haus  für  Haus  sicherzustellen,  ob  die  Einwohner 
mit  dem  nötigen  Vorrat  an  Lebensmitteln  versehen  seien  und  darauf 
acht  zu  haben,  dals  sich  alle  Wirtshaushesueher  und  alle  Leute,  die 
sich  auf  der  Strafse  zu  ihrer  Unterhaltung  oder  aus  andern  Gründen 
bewegten,  eine  Viertelstunde  nach  der  ersten  Nachtstunde,  sobald  das 
Glockenzeichen  gejreben  worden  sei,  in  ihre  Häuser  verfügten.  Wer 
nach  diesem  Glockenzeichen  ohne  gewichtigen  Grund  auf  der  Strafse 
betreten  würde,  solile  unnachsichtlich  ins  Gefitngnis  abgeführt  werden. 
Die  Gastliaijsbesitzer  nuilsteu  täglich  angehen,  wer  hei  ihnen  über- 
nachtet hatte  und  aus  welchen  Gründen,  Drei  Monate  später  ver- 
schärfte Liechtenstein  diese  Weisungen  dadurch,  dafs  er  allen  Nicht- 
ortsangehörigen  das  Betreten  einer  königlichen  Stadt  verbot,  wenn  sie 
sich  nicht  über  ihre  Person  durch  einen  Pafszettel  ausweisen  konnten; 
kein  Wirt,  und  kein  Bürger  durfte  einen  Fremden  beherbergen ,  wenn 
er  nicht  zuvor  dem  Königsrichter  hievon  Anzeige  genmcht  liatte;  den 
Zimmerleuten,  Winzern  und  Müllern,  die  gewöhnlich  mit  einer  Hacke 
in  der  Stadt  herumzugehen  pflegten,  verbot  er,  dieses  Handwerkzeiig 
am  Sonntag  bei  sich  zu  tragen,  weil  er  dahinter  revolutionäre  Gelüste 


102«. 


'  Manuskript  der  Träger  Üniversitäts-Bibliothek :  Klage  der  IQeinseitner  bei 
dem  Kaiser  (Juni  1624).     Antwort  der  Altstädter  dd.  11.  Jidi  1624. 

Oindely,  G«geiiT«foniiiiÜon  in  ßöliia«i)«  1^ 
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witterte.  I>a  die  Kirelie  (iamals  auch  am  Sauista^j:  das  Fleischessen 
verbot,  liefahl  er,  dais  am  Samstag  in  den  Wiiishäusern  keine  FJeisi*]i- 
speise  gekocht  und  solche  auch  nicht  üher  die  Strafse  getragen  werden 
dürfet 

Trotz  aller  Androhungen  hatte  aber  die  Regierung  doch  Bedenken, 
mit  der  Ausweisunir  der  Protestanten  ener*j:isch  vorzugehen,  weil  sie 
sonst  die  ^Tofsere  Hälfte  der  Einwohner  hätte  vertreiben  müssen,  wie 
dies  ihr  Vor-ielien  im  Jalire  1627  zeiirt  Im  März  dieses  Jahres  ricln 
teten  die  Reformationskoujmissflre  an  die  Präger  Allstadt  den  Befehl, 
ein  Verzeichnis  aller  Katholiken  und  Nichtkatholikeu  einzuschicken 
und  anzutiebeu,  wer  von  Gehurt  Katholik,  wer  erst  später  übergetreten 
sei,  wer  das  Versprechen  des  Übertritts  gegeben  halve  und  wer  hart- 
näckig bei  seinen  Jrrtüniero  verbleibe.  Mienach  war  also  der  Befehl 
vom  28.  Febniar  1»>2(>,  der  gewiis  nicht  blofs  der  Neustadt,  sondern 
auch  der  Altstadt  erteilt  worden  war,  nicht  erfillk  wordeiL  Alle  Fiin- 
wohner  Prags  sollten  sich  zum  Empfange  der  Sakramente  in  der 
Kirche  einfinden  und  ilie  Widerstrebenden  angezeigt  werden.  Der 
neue  AltstiVdter  Stadthauptmann,  Joachim  Slawata,  scheint  keinen  be- 
sonderen Eifer  an  den  Tag  gelegt  zu  haben,  denn  zwei  Monate  s[)nfer 
erinnerte  ihn  die  Refonnationskouimission,  dafs  er  noch  immer  keinen 
Bericht  über  die  Befolgung  ihrer  Befehle  eingeschickt  haf>e.  Da  zu- 
gleich zu  ihrer  Keimtnis  gekommen  war,  dafs  der  Altstädter  Stadt- 
richter  dejijenijL^eiit  die  katholisch  werden  wollten,  die  Wiederaufnahme 
des  ihnen  entzogenen  Gewerbebetriebes  nur  unter  der  Bedingung  ge- 
stattete, wenn  sie  ihm  einen  Thaler  zahlteu,  tadelte  sie  diese  Aus- 
beutung uml  befahl  ihm  streng,  jedem  den  gezahlten  Thaler  zurück- 
zugeben. Dieser  kluge  Schritt  und  der  nachhaltige  Eifer  der  Reforma- 
tionskonimission  bewirkte,  dals  die  Stadt  sich  wenigstens  iiufserlich 
mit  einem  katholischen  Gewand  anthat,  die  Frohnleichnainsprozession, 
die  sonst  ziendieh  traurig  verlaufen  war,  von  allen  Zünften  mit  aller 
Pracht  gefeiert  wurde  und  die  Teiluehmer  denselben  in  den  alten 
historischen  Gewändern  ei-schieuen^  Dieser  I^rfolg  steigerte  den  Eifer 
der  Reformationskonimission.  Auf  der  Kleinseite  wurden  die  witler- 
spenstigeu  Bürger  einzeln  in  Unterricht  geu ommeu,  was  zur  Folge 
hatte,   dals  ein  Dritteil  sich   gleich   als  katholisch  erklarte;  der  Rest 


*  Prager  Stadtarchiv:  Dekret  aus  der  kaniglicbcn  Kaozlei  (id.  20.  Miirz  1626. 
—  Archiv  von  Rakonitz;  Patent  I^iccliletisteins  dd.  8.  Juli  1626.  —  Böhmisches 
Statt ludtereiarchiv:  Dekret  Liecbteosteins  dd.  ly.  August  1626. 

*  Prager  Stiidtarchiv :  Befehl  der  Refomiationskommissäre  m  die  Altstadt 
Pmgs  dd*  27p  MArz  und  1^.  Mai  1627.  —  Raudnitzer  Archiv:  Michüu  an  den 
Kanzler  l.obkovritz  dd.  1.  Jimi  1627, 
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v,'mde  weiter  unterrichtet.  Fünf  Persoueu  wurden  uiit  der  Ausweisung 
bedrolit,  wenn  sie  nicht  bis  1.  Juli  übertreten  würden,  und  dieselbe 
Strafe  wurde  auch  je  vier  Bürgeru  der  Alt-  und  Neustadt  angekUEdigt. 

PAls  viele  Utnitiuisteu  aus  Prag  auswanderten,  ohne  erst  auf  ihre  Aus- 
weisung zu  warten,  ärgerte  dies  die  Refoi'mationskommissäre  nicht 
wenig,  und  sie  hefahleu  dem  Altjsüldter  Stadthauptuiann,  dieselben  im 
Fall  ihrer  etwaigen  Rückkehr  unter  keiner  Bedingung  in  den  Bürger- 
verband aufzunehnieiL  Diese  freiwillige  Auswanderung  nmg  Itewirkt 
haben^  dals  die  Reformationskommission  auf  der  Alt-  und  Neustadt 
die  auiredrohte  Ausweisung  idcht  vollführte,  sondern  nocli  am  8.  Juli 
sechs  der  widei-spenstigsten  Bürger  den  Jesuiten  und  den  Minoriteo 
zum  Uüterriclit  zuwies.  Vier  anderen  Bürgeru  wurde  der  Termin 
für  ihre  Bekehrung  bis  zum  letzten  Juli  ausgedehnt;  im  Falle  sie 
bis  dahin  sich  nieht  für  den  Übertritt  erklärt  hätteit,  sollten  sie  noch 
vor  Sonnenuntergang  auswandern.  Ihren  Grundbesitz  sollten  sie 
Irinnen  Jahresfrist  veikaufcn  und  mit  diesem  Verkauf  einigt'  ^lithürger, 
4Jocli  nur  Katholiken,  betrauen.  Am  14.  Juü  zählte  man  auf  der 
Kleinseite  noch  40  Protestanten,  von  denen  aber  nur  acht  keine 
Hoffnung  auf  Bekehrung  gaben.  Auf  der  Altstadt  gab  es  noch  sechs 
liartnik'kig  den  Übertritt  verweigenide  Bürger;  diesen  wurde  ein 
Termin  bis  zum  15*  August  und  dann  gröfsere  Strenge  in 
Aussicht   gestellt.     Da   sich   gleichzeitig   herausstellte,    dfils  sich   eine 

■  Anzahl  Personen,  welche  um  des  Glaubens  willen  aus  der  Altstadt 
vermesen  worden  waren,  noch  immer  daselbst  aufhielten,  orrinete  die 
Reforinationskommissiim  ihre  Verhaftung  an.  Man  erfuhr  auch,  dafs 
zahlreiche  Utraquisten  sich  durch  wechselseitige  Gelübde  zum  Fest- 
halten an  ihrer  Überzeugung  verptliclitet  hatten;  die  Reformatiüns- 
konimission  ordnete  daher  die  Ausforscliung  derjenigen,  die  solche 
Gelübde  geleistet  hiitten,  an,  um  gegen  sie  als  gegen  Verschwörer 
einzuschreiten.  Den  katholischen  Ehegatten  protestantischer  Frauen 
wurde  anbefohlen,  die  letzteren  zum  Übertritt  zu  bewegen;  im  Falle 
sie  hiebei  zu  wenig  Eifer  entwickeln  sollten»  wurden  sie  mit  Ent- 
ziehung ihrer  Gewerhebefugnis  bedroht.  Als  der  für  den  Übertritt 
<ler  Akstädter  Bürger  bestimmte  Termin  (15.  August)  verstrichen  war, 
wurde  er  bis  zum  21.  Septemlier,  dann  bis  zum  1.  Oktober,  später 
bis  zum  20,  November,  weiter  bis  zum  15.  Januar  und  schlielslich  bis 
zum  2.  Februar  1G28  verlängert  ^     Diejenigen  Personen,  die  andere 


^  Archiv  des  k.  n.  k.  ReichsfinaHxiijirtistertums:  Die  Reformatioiiskommissioii 
an  den  Kaiser  dd.  16.  Juni  1627,  —  Prager  StÄdtarchiv t  Dekret  der  Kctbrmatious- 
IfOmmission  dd.  8.  Juli  1627.  Zwei  Dekrete  vom  seUjen  Datum.  IMe  Namen  der 
[ficdis  Bürger»   die  den  Jesuiten  mid  Mi  loriteii  zum  üutcrricht  ÄUgewiesen  wurden, 
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Yom  Übertritt  abiiialinten,  wurtlen  jetzt  mit  dem  Totie  bedroht.  Die 
Reformationskoiiuuissioß  beliauptete  in  ihren  Dekreten,  dafs  die  Utra- 
quisteu  durch  die  verweigerte  Bekehrung  sich  einer  Verachtung  der 
kaiserlichen  Befehle,  also  zugleich  eines  politischen  Verbrechens 
sdiuldig  machten.  Obwohl  sie,  heifst  es  z.  B,  in  einem  dieser  Dekrete» 
in  der  katholischen  Religion  jetzt  sattsam  unterwiesen  worden  seieu, 
hätten  sie  dennoch  die  ^'eriulezu  väterliche  Unterweisung  nicht  be- 
achtet,  sondern  seien  wie  blind  in  ihrer  Hartnäckigkeit  verharrt  und 
hätten  aus  allerlei  unziemliehen  Ausfluchten  den  Chertritt  abgelehnt. 
Dies  gebe  ein  böses  Beispiel,  das  dt\rfe  nicht  geduldet  werden,  zumal 
den  „Betreffemlen  wohl  bekannt  sei,  dafs  vermöge  der  kaiserliehen 
Resolution  aufser  der  wahren,  allein  seliguiachenden,  römisch-katho- 
lischen Religion,  welche  der  Kaiser  samt  seinem  ganzen  erlauchten 
Haus  bekennt,  keine  andere,  wie  inmier  ausgedachte,  in  diesem  König- 
reich Geltung  habe'*  *. 

Durch  da?;  Dekret,  welches  den  2.  Febnnw  1628  als  Endtermin 
für  die  Bekehrung  der  Andersgläubigen  bestimmte,  wurde  der  beab- 
sichtigte Erfolg  eiTeicht;  jene,  die  nicht  zur  Auswanderung  ihre  Zu» 
flucht  nalimen.  leisteten  den  Geboten  der  Reform ationskominission 
Gehorsam.  Der  Altstädter  Stadtrat  folgte  der  Aufforderung  des  P]rz- 
bischofs,  und  wohnte  vor  jeder  Ratssitzung  einer  Messe  bei.  Dafs  die 
Wirksamkeit  der  katholischen  Geistlichkeit  alhnählich  eine  durch- 
greifen(ie  wurde  und  endlich  auch  die  Gemüter  der  Widerstrebenden 
gewann,  zeigte  sich  unwiderleglich  hei  dem  sächsischen  Einfall  zu 
Ende  des  Jahres  1631.  Bei  dieser  Gelegenheit  gaben  sich  die  zurik!k- 
kehrenden  Emigranten  der  Hoffnung  hin,  dafs  der  alte  Glaube  wieder 
anfleben  würde,  aber  nur  wenige  Einwohner  Prags  erfüllten  die  in 
sie  gesetzten  Erwartungen,  die  weitaus  grofse  Mehrzahl  verhielt  sich 
den  Mahnungen  der  protestantischen  Prediger  gegenüber  stumm  und 
gab  dadurch  den  Beweis,  dafs  sie  sich  auch  innerlich  von  ihnen  los- 
gesagt. 


waren  Wenzel  ilageiie,  Sigmund  Cneli'stin,  Johann  Peträfek,  Johann  Georg  P5ti- 
kostel,  Martin  SmerdaS  und  Bohuslav  Zaliohmsky.  Dekret  der  Uefomiations- 
kommisson  ild.  12.  Juli.  IHa  Xamen  der  vier  Borger,  die  evontuell  am  31.  JuU 
auswandern  soUten,  waren  Theoilor  8ixt,  Johann  Pelhnmovsky*  Aliraham  Andt"'), 
Johann  Jakob  llayden.  Reforojaiionskommimon  an  den  Altsiadter  Wtadthnuptmann 
dd.  24.,  26.  lind  28.  Juli,  4.,  12.  iimi  14.  .\ugust.  22.  Oktober,  lö.  und  24.  Dezember 
1627.  —  Archiv  des  k.  k.  Unterrichtsministeriums :  Consignatio  eorum,  qtii  in  minori 
Fraga  facti  sunt  Catoüci  dd.  H.  Jidi  1627. 

'  Archiv  der  Stadt  Prag:  Dekret  der  ReformattoDskorannasion  dd.  16.,  21, 
imd  31*  August  und  2.  September  1627, 
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Die  Nachgiebigkeit,  welche  die  Bürger  Prags  an  den  Ttig  legten^ 
bewog  (loQ  Kaiser,  der  Altstadt  und  Neustadt  das  Patronatsrecht  tlber 
Alle  ihre  Pfarren  neu  zu  erteilen,  ein  Beweis,  dal's  er  wenigstens  zu 
den  Stadträten  volles  Zutrauen  hatte'.  Er  bestätigte  auch  die  Zunft- 
artikel einzelner  Gewerbe,  wie  z.  B,  der  Tischler,  Schlosser,  Büchsen- 
macher, Uhrmacher,  Riemer  und  Sporer  und  wohl  auch  der  übrigen 
Handwerker.  Aus  dieser  Bestätigung  ei^ieht  man,  dafs  Gesellen» 
welche  die  Meisterschaft  erlangen  wollten,  minder  strengen  Prüfungen 
unterzogen  wurden,  wenn  sie  Meistersöhne  waren  oder  Witwen  von 
Meistern  oder  deren  Töchter  heirateten.  Bei  dem  Schlosser-,  Sporer-, 
Büchsenmacher-  und  Riemerhandwerk  durfte  der  Meister  nur  zwei 
Gesellen  und  einen  Lehrjungen  oder  einen  Gesellen  und  zwei  Lehr- 
jungen beschiiftigen.  Zahlreiche  sonstige  Verfügungen  hatten  den 
innigen  Anschlufs  der  Mitglieder  der  Innung  aneinander,  wechselseitige 
Achtung,  Schonung  und  Mithilfe  zum  Zwecke,  z.  B.  ordnete  ein  Ar- 
tikel an,  dafs  bei  dem  Tode  eines  Meisteiu  oder  Famitiengliedes  die 
ganze  Zunft,  Meister  und  Gesellen,  den  Totun  zu  Grabe  geleiten 
fioUten,  ein  anderer  Artikel  setzte  fest,  dafs  die  Zunft  einer  Witwe 
bei  dem  Betriebe  des  Gewerbes  hilfreiche  Hand  leisten  solle,  solange 
sie  im  Witweustande  verbleiben  würde,  ein  dritter  Artikel  strafte 
Lüge  und  Anfeindung  unter  den  Zunftgenossen,  ein  vierter  entkleidete 
solche  Meister  des  Rechts  zum  weitern  Gre Werbebetrieb,  deren  Lebens- 
weise Anstofs  erregtet 

Den  Bedi'ückuugen  der  Prager  Gemeinde  wurde  endlich  durch 
*inen  Gnadenakt  ein  Ende  gemacht,  nach  welchem  ihr  die  nicht  ver- 
kauften oder  verpfändeten  Gemeindegüter  zurückgestellt  werden  sollten. 
Es  war  dessen  nicht  viel,  da  Prag  schon  durch  die  von  Ferdinand  L 
wegen  seiner  Teilnahme  an  dem  Aufstande  %'on  1547  verhängte  Kon- 
fiskation schwer  geschädigt   worden  war*.     Während  des  Aufstandes 


*  Archiv  der  Sudt  Prägt  Der  Erzbischof  an  die  Allstadt  Prags  dd.  24.  Sep- 
tember 1627.  —  Prager  erzbiscböOiches  Archiv:  Ferdinands  II,  Üestatigting  des 
Alt&tMtlter  ratronatsrechtes  dd.  8.  April  1627,  Artikel  aus  der  Konfirmation  Ferdi- 
nands IL  für  die  Neustildter  dd.  7.  Juni  1627. 

*  Archiv  des  k.  L  Ministeriums  des  Innern:  Ferdinand  IL  bestätigt  die  Zunft- 
ordnung der  Schlosser,  Sporer  u.  s.  w.  dd.  2.  Juni  1628.  Bestätigung  der  Zunft- 
ordnung der  Tischler  dd.  28,  September  1G2S.  Instruktion  tlir  den  Altstädter 
Stadtbaitptmann  dd.  5.  Juli  1627. 

^  Der  Besitz  und  das  Einkommen  der  Altstadt  Prags  bestand  vor  dem  Auf- 
stand von  1618  aus  dem  Doi-fe  ZälüfA,  aus  drei  Meierhi^fen,  vier  Mühlen,  dem 
Hause  zum  alten  Gericht,  aus  dem  Präger  Brückenzoll,  dem  Zoll  an  den  fünf 
Thoren,  den  Einkünften  aus  dem  Prager  Salzhande),  aus  einer  Kalkhiltte,  aus  dem 
Fischereirecht  in   der  Moldau  ^   aus   drei  Überfuhren  über  diesvn  Flnfs  und  einem 
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liatte  jecle  der  drei  Prager  Städte  einiges  Kirebengut  flurch  Kauf  au 
sieh  o:ebracht  und  den  Kaufscliilliufi:  ganz  oder  zum  ^ofsten  Teil  be- 
zahlt. Diese  Güter  luulsten  nach  der  Sehlacht  auf  dem  Weifseo  Berge-, 
umsonst  zurückgestellt  werden;  von  den  alten  Gütern  und  dem  alten 
Einkomnien  wurde  ihnen  jedoch  nichts  genommen,  nur  im  Jahre  1625 
Tvurde  ein  zur  Adalbertskirche  auf  der  Neustadt  gehöriger  Besitz  an 
AVilhelm  d.  j.  von  Lobkowitz  gegen  einen  anderen  vertauscht  ^  Als 
die  Regierung  wegen  der  Verschuldung  sämtlicher  Städte  im  Landa 
und  ihres  allgemeinen  Niedergangs  sich  zur  Zurückstellung  aller  nicht 
verkauften  Güter  entschlofs,  konnte  dieser  ßeschluls  in  I'rag  vollständig 
dur^'hgeführt  werden,  da  von  dem  alten  Besitz  und  Einkomnien  nichts- 
verkauft  oder  verffföndet  worden  war.  I>ie  Schulden  Prags  und  der 
übrigen  Städte  waren  aber  zu  grofs,  als  dafs  sie  aus  den  zurück* 
gegebenen  Gütern  hätten  getilgt  werden  können^  zumal  dieselben  des 
zur  Bewirtschaftung  notwendigen  Viehes,  der  GeriUschafteu  und  des 
Saatkorns  entbehrten;  der  Kaiser  ordnete  daher  gleichzeitig  eia 
Zahlunfrsnioratorium   auf  zehn  Jahre  an   und   riet  den  Städten  eine-i 


Lehngiit  in  Klein-Pfitocno  (Male  PHtoCno).  DflÄii  kfluftc  die  Stadt  wilhrend  des  Auf- 
slamies  einen  dem  Kreuz berrenkloster  in  Pmg  zugehörigen  und  von  der  aufstandisctiea 
Eegiermig  konfiscierten  Meierhof  um  9500  Thaler,  miifste  ihn  aber  sciion  am  9.  Dezhr^ 
1620  dem  Kreuzherren  kl  oster,  selbstverständlich  umsonbt,  wieder  zurückgeben.  —  Die 
Keustfldt  Priigs  besafs  tliis  DorfNuslei  zwei  MeierhOfe,  zwei  Häuser,  zwei  Mühlen,  eine 
Kulkhütte,  sie  bezog  das  Einkommen  aus  den  ThorzöUen  und  einige  Z^üilungen  zu 
Guntiien  ihrer  Pllirr-  und  Kirchenfonde  (platy  na  zätlusi  iarnich  chramii):  Während  de» 
Aufstiuides  kaufte  sie  einige  Kirchengüter  um  die  Summe  von  19000  Thalern,  von  denen** 
sie  1000  st'hiililig  blieb.  Diesen  nen  erworbenen  BesitK  miif&te  sie  gleich  nach  der 
Weifsenberger  Schlacht  ehenftüls  umsonst  zuriickgeben.  -  Die  Kleinseite  l)esafs  ein 
Bräubaus,  eine  Mühle,  eine  Kalkhütte,  das  Sachsenbaus  (dam  sask^)  und  Zinse  vott 
einigen  Häusern.  Während  des  Aulbtandes  kaufte  sie  ein  dem  Kloster  Draunaii 
gehöriges  Gut  um  6500  Thaler  und  zahlte  auf  die  Kaufsunime  501)0  Thaler  bar» 
Dieses  Gut  mufste  sie  nach  der  Weifsenberger  Schlacht  umsonät  zurückgeben 
(siehe  Bilek  a,  a,  0.  Seite  947  u.  folg.).  =  Man  ersieht  aus  dieser  Aufzahlung,, 
dafs  der  Gut*besitz  und  das  Einkommen  der  Prager  Städte  gering  war.  und  dafs 
die  Bedürfnisse  der  Stadtverwaltung  und  der  Gerechtigkfitspflege  wohl  zum  giUea 
Teil  durch  Steuer  beitrage  der  Gemeindeglieder  gedeckt  w^erden  mufsten, 

*  Bilek  berichtet  a.  a.  0.  Seite  952;  ilafs  von  den  Prager  Gütern  mid  Ein- 
künften mit  Ausnahme  des  oben  erwähnten  Tausches  nichts  entfremilet  wurde.  Ala^ 
die  obersten  Landesbeamten  dem  Altstadter  Stadtricbter  die  Zurückstellung  der 
Altstädter  Güter  unter  die  Verwaltung  des  Stadtrates  auftrugen,  bemerkten  sie  aller- 
dings, dafs  dies  nur  von  jenen  zu  gelten  habe,  die  nicht  verkauft  oder  verptlintiet 
worden  sei^n.  Es  könnte  hienach  scheinen,  als  wjtre  doch  etwas  verkaiifl  oder 
vernfandet  worden»  die  Landesbeamteu  bedienten  sich  in  ihrer  Zuschiilt  aber  wahr- 
scheinlich nur  einer  Phrase,  die  sich  auch  in  den  Zuschriften  au  die  übrigen  Stftdte 
wiederholte,  ohne  dafs  damit  ausdrücklich  irgend  ein  Verkauf  oder  eine  VerpfiUidting. 
konstatiert  wurde. 
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Verband hiüir  mit  den  GläubiiJferDj  daiiiit  diese,  sofern  sie  schon  vor 
dem  Aufstande  ein  Darlehen  ^rewäiirt  Imtten,  nicht  blol's  auf  die  nicht 
bezahlten,  fälligen  Interessen,  sondern  aui^h  auf  einen  Teil  des  Kapi- 
tals verzichteten  uml  sieh  mit  der  Hückzahkinf?  desselben  in  zu  ver- 
einbarenden Terminen  be^nügteo.  Die  Zahlung  der  Interessen  sollte 
dann  vom  Taire  der  zwischen  der  Stadt  und  ihrem  Gläubiger  ^e- 
trotTeneu  Vereinbarung  beginnen.  Jene,  die  den  Slildten  nach  der 
Besie^oin??  des  Aufstandes  ein  Anleheu  gewährt  hatten,  sollten  nichts 
bekommen,  weil  die  Städte  zu  einem  solchen  nicht  berechtiget  irewesea 
seien,  solange  sie  nicht  wieder  in  die  kaiserliehe  Gnade  anfgenonmieu 
waren;  den  Gläubigern  sollte  höchstens  eine  Entschtbli!j:uug,  wie  sie 
die  mit  der  Re^elunir  der  städtischen  Schulden  eingesetzte  Kommission 
für  gut  tiodeu  würde,  ij:eleistet  werden.  Bei  dieser  Gelegenheit  ordnete 
der  Kaiser  eine  Überprüfung  sämtlicher  Ausgaben  und  Einnahmen  der 
Prager  Sti^dte  seit  dem  Jahre  1021  an.  Die  Köuigsriohter ,  die 
wälirend  dieser  ganzen  Zeit  über  dieselben  uneingeschränkt  geschaltet 
hatten,  mufsten  dem  Bürgermeister  und  dem  Stadtrat  und  den  von 
der  Gemeimle  hiezu  er  wählten  Personen  über  ihr  Gebahren  Rechnung 
legen  und  über  das  Resultat  au  die  böhmische  Hofkanzlei  berichten. 
Die  böhmische  Kammer  ergriff  diese  Gelegenheit,  um  eine  neue 
Ordnung  in  den  stüd tischen  Angelegenheiten  festzustellen.  Sie  trug? 
den  Köüigsrichtern  auf,  dafür  Sorge  zu  tragen,  dais  aus  den  wieder- 
abü:eti'etenen  Gütern  <lie  Geistlichkeit,  die  Schulen,  die  Armen  und 
die  Hospitäler  den  gehörigen  Unterhalt  erhielten.  Sie  verbot  den 
Gemeinden  die  Aufnahme  von  Änlelien  aus  eigener  Machtvollkommen- 
heitj  und  befahl,  diiis  hiezu  ihre  Zustimmung  oder  die  des  Kaisers 
eingeholt  werden  müsse.  Keiner  der  Gemeindevertreter  oder  der  Be- 
amten sollte  fortan  auf  seine  eigene  Verantwortung  eine  Ausgabe 
machen  dürfen,  sondern  jede  Ausgabe  zuvor  im  Stadtrate  beraten  und 
beschlossen  werden.  Jedes  Jahr  sollte  die  Rechnung  über  ilie  städti- 
schen Einnahmen  und  Ausgal>en  der  Kammer  vorgelegt  werden;  alles 
Baukettieren  bei  der  Revision  der  Rechnungen,  bei  Abschlufs  von 
Veilrägen,  bei  kommissioneOen  Verhandlungen  wurde  verboten.  Über- 
haupt sollte  der  Königsrichter  auf  alle  althergebrachten  Unordnungen 
und  unnüt?;en  Ausgaben  ein  wachsames  Auge  haben  und  dieselben 
nicht  duldend 

Tabor  ergab  sich  nach  langwieriger  Belagerung  ei-st  am  18,  No- 


162S. 


'  Archiv  von  Prag:  Die  böhniiscliü  Ktmzk'l  au  die  Neustadt  JYags  dd.  31.  Ättirz 
I)ie   böliiuische  KiUjimer   an  tien  AUst^idter   dd.  2H.  April  und  11,  Müi  und 


an  den  Neustadttr  Ktinigüiicbter  dd,  6.  Müi  W2i<.  —  Archiv  von  >'euh{iiis:  Kaiser- 
liche Verordnung  in  betreff  des  stiidtiscbeu  Jsclmlderi Wesens  dd,  12,  April  1628. 
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vember  1621  dem  Obersten  Marradas,  Der  Kaiser  lohnte  ihn  später 
für  diesen  Erfolg  durch  ein  Gnadengeschenk  von  50  000,  nachdem  er 
ihm  schon  früher  für  seine  Leistungen  3000  Guklen  zugesap:t  hatte. 
Die  Stadt  beilauüf  sich  bei  der  Kapitulation  den  Genufs  der  Religions- 
freiheit, was  auch  gewährt  wurde.  Als  der  Nuntius  später  den  Marra- 
das  wegen  dieses  Zugeständnisses  zur  Rede  stellte,  erwi<lerte  dieser, 
er  habe  es  nur  zum  Schein  gegeben,  um  die  Stadt  znr  Übergabe  zu 
vermögen  und  deshalb  dem  Kaiser  die  Ratifikation  vorbehalten,  die 
natürlich  nie  erfolgte.  Als  MaiTadas  seinen  Einzug  in  die  Stadt  hielt, 
begrtlfsten  ihn  die  Edelleute^  die  an  der  Veitjeidjguug  teilgenommen 
hatten,  und  die  Stadträte,  dann  die  Frauen  der  letzteren,  die  um 
Schonung  ihrer  Ehre  baten,  eine  Bitte,  deren  Erfüllung  ebenfalls  zu- 
gesagt wurde  *.  Als  später  tlas  gegen  die  böhmischen  rrüdikanten  er- 
lassene Ausweisungsdekret  auch  in  Tabor  durchgeführt  wurde,  er- 
suchten die  mit  der  Bewachung  der  Stadt  betrauten  beiden  Kommissäre 
Joachim  Spauovsky  und  Don  Martin  Huerta  den  Erzbia^hof  um  die 
^^•/^ö,"' Ernennung  eines  katholischen  Pfarrers;  derselbe  ernannte  zuerst  einen 
gewissen  I*.  Andreas  fTennanus,  und  als  dei-selbe  die  Ernennung  ab- 
lehnte, den  Pfarrer  von  Strakonic,  Andreas  Kocker.  Auch  dieser 
weigerte  sich  dem  Rufe  zu  folgen,  weil  er  seine  Kräfte  für  unzuläng- 
lich hielt,  die  Stadt  zu  bekehren.  Bei  der  schon  von  Aeneas  Sylvius 
hervorgehobenen  Hartuiickigkeit  der  Taboriten  in  ihrer  Überzeugung 
und  bei  ihrer  Bibelfestigkeit  war  in  der  That  die  Übernahme  der 
Pfarre  der  schwierigste  Posten,  der  einem  katholischen  Geistlichen  zu- 
gedacht werden  konnte.  Aber  der  Erzbischof  liefs  nicht  nach,  und  so 
folgte  Kocker  der  Aufforderung,  nachdem  unterdessen  die  ersten 
Schwierigkeiten  durch  die  Jesuiten  überwunden  wurden  waren.  Diese, 
welche  die  Bekehrung  Tabors  als  eine  Ehrensache  ansahen,  hatten 
njimlich  drei  Ordensmitglieder  da!iin  geschickt.  Caraffa  rühmte  die 
von  ihnen  erzielten  Erfolge  und  behauptete  sogai%  dals  die  Taborer, 
die  sich  fast  zuletzt  dem  Kaisei'  unterworfen  hätten,  in  der  Bekehrung 
die  ersten  gewesen  seien.  Die  Jesuiten  traten  vorsichtig  und  milde 
auf  und  schonten  die  Vorurteile,  indem  sie  bei  dem  Begräbnis  un- 
bekehrt  Verstorbener  das  Glockengeläute  nicht  verweigerten  und  sie 
auf  dem  I^Yiedhole  bestatten  lielsen^.     Trotzdem  waren  ihre  Erfolge 


*  Raudnitzer  ArcMv:  Bieyleben  an  Micbna  dd.  18.  Nox-ember  1621.  —  Ca- 
raflFas  Heliition.  -  Archiv  di^s  k.  u,  k.  Ri'ichsfiiiauziniiii&teriujLiis:  Bericlit  der  Hof- 
kammer an  den  Kaiser  dd.  .S.  Mai  1627. 

*  rniger  tTzbischöfüchos  ArckiT:  Spauovsky  iiml  Huerta  an  den  Ei-zhischof 
tili.  11.  Januar  1622.  Lohelius  an  den  Dechant  von  Cliejnov  dd.  15.  Januar  Iri22, 
Loheliüs  au  Spanovsky  und  Huerta   dd.  15.  Januar  1G22.    Lohelius  an  Wilhelm 
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nur  scheinbar;  lienn  als  Kocker  seine  Stelle  aucretreten  hatte,  klaprte 
er,  jedenfalls  nicht  ohne  Grund,  über  Mangel  an  Konimunikanteo  und 
schlug  deshalb  vor,  daJs  oieinand  zur  Trauun.üf  zujielassoH  würde,  der 
nicht  früher  gebeichtet  habe.  Im  Einverständnisse  mit  Huerta  be- 
drohte er  alle  jene,  die  sich,  ohne  xn  beichten,  anderswo  trauen  lieCsen, 
nicht  nur  mit  Konfiskation  ihres  Besitzes,  sondern  auch  mit  schwerereu 
Strafen.  Die  Jesuiten  hatten  aus  Klup:heit  den  Taborern  den  böhmi- 
schen Kirchengesaug  auf  dein  Chor  während  der  Messe  gestattet;  er 
verbot  denselben  und  erhöhte  dadurch  keineswe£»8  die  Geneigtheit  zur 
Bekehrung.  Als  daher  die  Bürger  zu  (Istern  des  Jahres  1G23  aufs 
Kathaus  berufen  und  befragt  wurden,  ob  sie  katholisch  werden  wollten» 
gaben  alle  eine  verneinende  Antwort.  Die  kaiserlichen  Kommissäre 
verlangten  aufserdein  von  ihnen  für  den  Unterhalt  der  Kapläne,  der 
Schulmeister  und  soustiger  Kirchendiener  die  jährliche  Zahlung  von 
1579  Thaler,  der  Erxbischof  aber  für  den  Pfarr'er  neben  der  Zu- 
weisung von  drei  der  Stadt  gehörigen  und  ihr  konfiscierten  Dörfern 
noch  den  Zehent  von  allen  Bürgern  und  ihren  Untertlianen.  Diese 
Forderungen  waren  jedoch  leichter  gestellt  als  erfüllt;  denn  die  Stadt 
war  gänzlich  verarmt.  Sie  mufste  innerhalb  der  Jahre  1621—1625 
an  Kriegsgeld era  214  694  Gulden  zahlen;  dazu  wurden  alle  ihre  Kirchen- 
imd  Gemeindegüter  konfisciert  und  einige  Bürger  wegen  Teilnahme  an 
dem  Aufstande  ebenfalls  mit  Konfiskation  bestraft  Der  Stadt  wurden 
später  (1629)  nach  ihwv  Bekehrung  der  gröfste  Teil  der  kcmfiscierten 
Güter  zurückgegeben,  allein  wegen  der  auf  ihnen  lastenden  Sclmldea 
und  der  Ver\\iistuug,  die  sie  erlitten  hatten,  erholte  sich  Tabor  ei'St 
nach  dem  30jährigen  Krieget 

Welchen  Drangsalen  auch  sonst  die  Stadt  ausgesetzt  war,  ersieht 
man  aus  den  Angaben  einer  Klageschrift  gegen  Hueila.  Tabor  hatte 
sich  bei  der  Übergabe  zur  Zahlung  von  ungeftVhr  10  000  Gulden  an 
Marradas,  Huerta  und  Schaumburg  verpflichten  müssen,  konnte  aber 
dieser  Verptlichtung  bis  zum  Jahre  1629  nur  zum  Teile  nachkommen. 
Infolgedessen  bedrohte  sie  Huerta  mit  Mord  und  Brand.  Die  böhmische 
Hofkanzlei  forderte  ihn  zur  Verantwortung  auf  und  da  dieselbe  wahr- 


Kotz  von  Dobrsj  dd.  22.  Januar  1622.  Lohelius  an  P.  Andreas  Kocker  dd.  14.  Februar 
1622.  Kocker  an  Loheliiifl  tld.  11,  Mai  1622.  —  Raudnitzer  Archiv:  Michna  an 
den  Kanzler  Lobkowitz  dtL  16.  März  1622.  —  Bchraidl,  ID,  831. 

^  Präger  erzbiscböfliclies  Archiv:  Ein  von  Hueita.  und  Spanovsky  herrübren- 
der  Entwnrf  über  die  Dotation  der  tleiatüfhen,  KirchendieDei'  und  SchuUehrer 
M,  15.  Mai  1622.  Der  Krzbischof  an  Liecht^-nstein  dd.  18.  Mai  1622.  Kocker  an 
den  Erzl>ischof  dd.  29.  Mai  und  9.  September  1622.  Maximilian  Bechler  an  Liechten- 
stein dd.  21.  April  1623.  —  Bilek  a.  a.  0.  1219—1282. 
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scheinlich  nicht  genügend  war,  befahl  sie  ihm,  sichiinverweilt  in  l'rag 
einzufinden*  Welche  Entscheidung  aber  schliefslich  getroffen  wurdo^] 
ist  nicht  bekannt. 

Über  die  Art  und  Weise,  wie  die  Gegenreformatioa  zu  T  r a  u  t  e  n  a  u^ 
Böhiniseh-Brod,Poli(5ka,öä8lau,Königgrätz,Leitiiieritz, 
Brüx  und  Kaaclen  betrielien  wurde,  benachrichtigen  uns  die  Zu- 
schrilleD  eines  gewissen  Wolfsstirn,  der  als  Zahlmeister  bei  dem  Breuner- 
scheü  Reginiente  diente,  das  eigens  für  die  Reformation  uach  Buhmea 
geschickt  worden  war,  und  der  diesen  Tni[)pcn  im  Verein  mit  eineui 
gewissen  Thomas  Seelend  von  Proschwitz  die  entsprechenden  Quar- 
tiere anwies.  Beide  beganneü  ihre  Thätigkeit  damit,  dafs  sie  eini 
Kompagnie  des  genannten  Regiments  nach  Traute nau  ahsi*hickteo> 
die  lien  Dechant  von  Königiuhof  bei  der  Bekehrung  der  Trautenauer 
unterstützen  sollte.  Sobald  sich  jemand  mit  dem  Beichtzettel  auswiestj 
wurde  die  Einquartierung  aus  seinem  Hause  entfernt,  dafür  aber  wurden 
die  Halsstarrigen  desto  stärker  belastet.  Den  Flüchtigen  wurde  nach- 
gespürt und  man  suchte  sie  mit  der  geflüchteten  Habe  zur  Rückkehr 
zu  veranlassen.  Wo  dies  nicht  möglich  war,  wurde  die  zurückgebliebeue. 
Habe  mit  Beschlag  belegt.  Mittlerweile  übte  W^olfsstirn  selbst  seioa' 
Thätigkeit  in  J  a  r  o  m  ö  f ,  H  o  h  e  n  m  a  u  t ,  K  o  u  f  i  m  und  Böhmisch- 
Brod,  in  welch  letzterem  Ort  er  den  Geistlichen  ins  Handwerk  griff» 
und  selbst  i^redigte;  er  rühmte  sich  zahlreiche  Bekehrungen  da<iureli 
herbeigeführt  zu  haben.  Als  die  Bewohner  von  Polii^ka  eine  Depu- 
tation zu  ihm  nach  Böhmisch-Brod  abschickten  und  diese  seinen  Pre-' 
digten  kein  williges  Ohr  lieli,  entschlofs  er  sich  kurzweg  zu  ihrer  Ver- 
arrestierung,  wozu  er  sich  um  so  mehr  berechtigt  glaubte,  weil  ihm 
bekannt  war,  dafs  sich  auf  den  städtischen  Gründen  ein  Prädikant 
aufhalte.  Er  erreichte  seinen  Zweck,  denn  die  Mitglieder  der  Deputa- 
tion erklarten  sich  nun  samt  und  sonders  als  Katholiken.  Cäslau 
dagegen  liefs  sich  nicht  gewinnen;  Wolfsstirn  schrieb  dies  der  ver- 
pestenden Nähe  Kuttenbergs  und  dem  schlinmien  Eintluis  des  in  der 
Nachbarschaft  begüterten  Herrn  von  Trt-ka  zu.  Er  empfahl  daher 
diese  Gegner  „mit  Ernst  anzugreifen" ;  nur  dann,  wenn  niemand  den 
Süchtigen  Untertbanen  Unterschlupf  geben  würde,  könne  man  mit 
ilem  Reformationswerk  fertig  werden.  Obwohl  WoltVstiin  selbst  zahl- 
reiche Einkerkerungen  verfügte  oder  die  von  seinen  Untergebenen 
>erfügten  guthiefs,  und  obwohl  durch  die  einquartierten  Soldaten 
den  Bedrängten  die  letzte  Habe  weggenommen  wurde,  behau]>tete  er 
doch  in  sonderbarer  Verblendung,  daJ's  er  bei  der  Bekehrung  nicht 
das  geringste  angewendet  habe,  was  flas  Ansehen  eines  Zwanges  hal)e, 
sondern  lauter   „gliujpf liehe,  Herz    und    Gemüt   erweichende  Mittel.** 
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„Allerorts  hebe  ich,"  erzählt  er,  ^an  die  fürgeforderte  Gemeinde, 
Manns-  und  Weibspersonen,  Söhne  und  Töchtert  Bürger  und  Inleiite 
einen  ausfiihrlichen  Sermon  gehalten,  in  demselben  Gottes  und  Ihi-er 
kaiserlichen  Majestät  allergmldipfsteu  Willen  erklllrt,  die  Zeiten  ver- 
glichen, wann  das  Land  i^'ese^xnet  und  wann  es  wieder  gestraft  wiirden 
unil  woher  alles  dies  seinen  Urspmng  halte.  Damit  es  bei  dem  ge- 
meinen Manne  ein  mehreres  Ansehen  habe,  nmfsten  dabei  alle  iieist- 
lichen  Pei^sonen  ans  der  Nachbarschaft,  der  kränze  Rat,  von  der  Kom- 
panie alle  Befehlshaber  anwesend  sein,  die  Thüren  des  Rathauses 
waren  von  einer  Anzahl  Musketiere  mit  ihren  Ober^'ewehren  umstanden, 
die  dann  mit  den  hiezu  erkiesten  katholischen  Männern  von  Haus  zu 
Haus  die  verzeichneten  Bücher  aussuchen  und  zu  Händen  der  Geist- 
lichen liefern  mufsten*  F^arauf  habe  ich  an^'eordnet,  die  Katlndiken 
und  Bekehrten  mit  der  Eim]uartierung  zu  verschonen  und  habe  allein 
die  Halsstarri^'en  mit  dei"selben  belebt  Auf  dafs  es  auch  später  so 
gehalten  werde,  habe  ich  mir  Substituten  auserlesen.  Ich  wundere 
mich  selber,  dals  ich  (solche  Erfolge  erlangt)  sintennil  ich  Geistliche 
und  Kaiserrichter  an  einem  Teil  der  Orte  angetroffen,  die  einen 
ärgerlichen  und  unaiiferbauerlichen  Lehenswauflel  führten;  dabei  hatte 
ich  mehremteils  lutherische  Befehlshaber  und  Soldaten  zur  Seite,  die 
mir  aber  mehr  nütz  gewesen  als  manche  laue  Katholiken/  — 

Im  Einklänge  mit  ilieser  lügenhaften  und  nilrrischen  Selbst- 
beriiucherung  bat  sich  Wolfsstirn  später  vom  Kaiser  als  Gnade  nur  die 
Auszahlung  des  rückständigen  Soldes,  von  der  Kaiserin  aber,  da  seine 
Leistungen  hauptsächlich  die  Leibgedingstädte  beträfen,  eine  goldene 
Kette  und  einen  Gnadenpfennig  aus*. 

Eine  bedeutende  Anzalü  von  Personen  würdigte  jedoch  die  von 
Wolfsstirn  ihnen  gebotenen  Wohlthaten  nach  ihrem  wahren  W^erte,  ver- 
liefs  Haus  und  Hof  und  fluchtete  in  die  Fremde,  so  insbesondere  28 
BiU'ger  mit  Weib  und  Kind  und  Gesinde  aus  Königgrätz.  I'er  W^ohl- 
stand  der  letztgenannten  Stiidt  litt  auch  dadurch,  dais  ein  Teil  des  Ge- 
meindebesitzes nach  dem  Jahre  1620  konfisciert  und  der  Stadt  <lie  reiche 
Hinterlassenschalt  eines  ihrer  Mithtlrger  entzogen  wurde,  während  sie 
anderseits  tiuf  den  Unterhalt  des  kaiserlichen  Kriegsvolkes  in  den  Jahren 
1022  und  1G23  bis  12.  April  1623  die  Sunune  von  421  989  Gulden  eriegen. 


^  BöbniiEches  Statthaltereiiirchiv:  Wonsstirns  und  Seelend  von  l'ioschwitz* 
Aiioidüung  in  beireff  der  Keformatiou  Trautfimus  dd.  5.  Mtirz  1626,  —  Kuiidnitzer 
Archiv:  WoUs&tirn  im  den  Kanzler  Lübkowitz  dd.  18.  und  21.  März  lö26,  Wolfs- 
»tirii  an  die  Frnu  des  Kanxk'rs  dd.  IJS.  ilarz  162^.  CoiueniiiSp  Refonnace  Mradccka: 
8.  283.  Auch  biet  macUt  er  sich  einer  Ubertreibuug  schuldig,  vr  behauptet,  düfs 
das  ganze  Regiment  Breuiier  in  KönijripTirz  eini|nartieri  worden  sei. 
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Äulserdem  nocli  21 148  Gulden  zahlen,  Getreide  liefern  und  auch  später 
allerlei  Drangsale  und  Plündeningen  von  Seite  des  bei  ihr  eiDquar- 
tieilen  Obersten  Montecnciili  dulden  loufste.  Unter  solchen  Umstandea 
ist  es  be^rrei flieh,  rlaCs  Köniirgrätz  einen  grölseren  Abbruch  erlitt,  als 
die  meisten  anderen  Städte  des  Landes;  hei  der  Ziihlung  des  Jahres 
1654  wareo  nur  201  Haus  bewohnt,  da^zegen  la^en  495  in  Trliuimerii  ^ 
Nach  Eotfeniun^^  der  Kiüquartierung  zeigten  sieh  übrigens  die 
Versieherungen  Wolfsstirns  von  der  vollständijieü  Bekehruu*:  einzelner 
Städte  als  nicht  wahrheitsgetreu.  So  klagte  der  katholisch  gewordene 
Stadtrat  von  Trautenau  bei  der  böhmischen  Kammer  noch  iiu 
Jahre  1C27,  dals  eine  Anzahl  Einwohner  der  Häresie  anhänge  und  die 
Bekehrten  mit  Spott-  und  Schiinpfreden  verfolge.  Man  darf  sich 
übngens  darüber  nicht  wundern,  wenn  sich  die  Katholiken  in  Trau- 
tenau keiner  besonderen  Achtung  erfreuten,  da  der  Dechant  Algeier 
zu  jenen  nichtswürdigen  Geistlichen  gehörte»  die  damals  unter  der 
WeltgeistMchkeit  so  zahlreich  waren.  Abgesehen  davon,  dafs  er  selbst 
von  armen  Leuten  bei  der  Taufe  eines  Kindes  einen  Tiialer  verlangte  und 
die  Taufe  nicht  eher  vollzog,  als  bis  der  Thaler  von  den  Gevattern 
erlegt  worden  war,  lienützte  er  auch  die  Kanzel  zu  gemeinen  und 
unzüchtigen  Reden  und  Aogrifien  wider  Bürger»  die  ihm  nicht  zu  Ge- 
siebte standen.  Ein  Hutmacher,  der  lange  mit  seinen  Kindern  die 
Zielscheibe  dieser  Anfeindungen  abgeben  mufste,  klagte  eurllich  bei 
der  böhmischen  Kammer.  Der  Stadtrat,  zur  BerichteMattmig  auf- 
gefordert, bestätigte  vollinhaltlich  die  Angaben  des  Klägers,  Als  eine 
Folge  davon  ist  es  wahrscheinlich  anzusehen,  dals  Algeier  bald  darauf 
vom  Erzbischof  aus  Trautenau  entfernt  wurde,  nachdem  er  sich  früher 
noch  mit  zwei  Bürgern  gerauft  hatte  und  von  ihnen  bei  dieser  Gelegenheit 
geschlagen  worden  war^.  Seihst vei'stiind lieh  entgingen  auch  die  beiden 
Raufl)olde  nicht  der  Strafe.  Aus  „väterlicher  und  augeboruer  füi-st- 
licher  und  kardinalischer  Müdigkeit"  strafte  sie  der  Erzbischof  aber 
nicht  so  hart,  „wie  es  die  Syuodalgesetze  vorschrieben**,  sondern  l>e- 
fahl  nur  dem  Stadtrat  von  Trautenau,  sie  acht  Tage  lang  bei  Wasser 
und  Brot  eingesperrt  zu  halten.  Nach  verbüfster  Strafe  sollten  sie 
beichten  und  kommunizieren  und  darauf  bei  dem  Hochamte  knieend 
eine  Kerze  in  der  Hand  halten.  Der  Stadtrat  bat  für  die  beiden 
Sünder  um  Nachsicht  der  öffentlichen  Bul'se,  welchem  Ansuchen  der 
Erzbischof  abermals   aus   „fürstlicher  und   kardinalischer  Mildigkeif^ 


i  Bilek.  n,  a.  0.    Si?ite  1070  und  1277. 

"  BdlmTis«hes  Stattljaltcrt'iarchiv:  Der  Stadtrat  von  Trautenau  an  die 
höhmiBclie  Kammer  dd.  8.  Januar  1627.  —  MS,  Mus,  BoLt'LÜd :  Der  Erzbischof  an 
den  Stadtrat  vnn  Trautennii  dd.  IL  Augtist  imtl  22.  September  1627. 
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nachkam,  indem  er  die  Schuliügen  blofs  zu  strenprem  Fasten  an  drei 
Taigen  einer  Wocbe  verurteilte.  —  Bei  dieser  Gelegenheit  können  wir 
nicbt  umhin  zu  bemerken,  daXs  sowohl  der  Erzbisehof,  als  auch  die 
Refonnationskommissäre  iDhaftnalmie  und  körperliche  Strafen  nach 
ihrem  Belieben  verhän^'ten  und  iu  aos^edelintestem  Mafee  von  den 
Befugnissen  der  weltlichen  Behörden  Gebrauch  machten. 

Bei  der  Reformation  von  Leitmeritz  begegnete  Wolfsstini 
grofsen  Schwierigkeiten.  Weder  er  noch  die  Jesuiten,  die  schon  das 
Jahr  zuvor  in  dieser  Sta<it  gewirkt  hatten,  konnten  über  ein  günstiges 
Resultat  berichten,  und  so  wurde  selbstverständlich  die  Kompagnie 
Soldaten,  die  man  in  diese  Stadt  benifen  hatte*  für  längere  Zeit  da- 
selbst belassen.  Zwölf  Einwohner  unter  Führung  eines  gewissen 
Mostnick  baten,  als  sie  die  Tyrannei  der  hei  ihnen  einquartifTten  Sol- 
daten nicht  Iilns:er  aushalten  konnten,  um  freien  Abzug,  allein  der- 
selbe wurde  ihnen  nicht  gewährt,  Sie  flüchteten  daher  bei  Nacht  und 
Nebel  nach  Pirna,  ihre  Hauser,  Weinberge  unfl  Mobilien  ihren  Be- 
drängern überlassend  ^ ;  ihnen  folgten  später  zahlreiche  andere  Per- 
sonen nach.  Mit  dem  Erfolg  in  Brüx  war  dagegen  Wolfsstirn  zu- 
friedener. Schon  vor  seiner  Ankunft  hatte  die  daselbst  einquartierte 
Breunersche  Kompagnie  bewirkt ,  dals  sich  31  ansässige  Bürger 
flüchteten  und  die  übrigen  Einwohner  bis  auf  19  Bürger  und  ihre 
Frauen  sich  als  Katholiken  erklärten.  Da  die  Stadt  wöchentlich  für 
die  Offiziere  der  Kompagnie  86  Gulden  zahlen  mul'ste,  diese  Summe 
aber  nicht  erschwingen  konnte  und  trotzdem  noch  die  Besoldung  und 
Ernähnmg  der  Soldaten  besorgen  sollte,  so  flüchtete  sich  abermals 
eine  beträchtliche  Anzahl  von  Persouen  in  die  Fremde.  Ein  reicher 
Bürger  der  Stadt,  Zäboi*sky,  hatte  sich  nach  Marienberg  in  Sachsen 
gettüchtet  und  seine  Frau  zur  Bewachung  von  Haus  und  Hof  zurück- 
gelassen. Als  diese  von  dem  Kaiserrichter  gewaltsam  aus  dem  Hause 
gestofsen  und  die  ganze  Habe  mit  Sequester  belegt  wurde,  begab 
sich  Zahorsky  in  die  Nähe  seines  Wohnorts  und  führte  21  ihm  ge- 
h<>rige  <.)chsen,  die  sich  auf  der  Weide  befanden,  über  das  Gebirge 
nach  Meifsen.  Der  Statthalter  war  über  diese  Selbstliilfe  nicht  wenig 
erbost  und  verlangte  von  dem  Kurfürsten  die  Verhaftung  und  Be- 
strafung Zahorsky s.  Zahorsky,  zur  Verantwortung  aufgefordert,  gestand, 
dafs  er  sich  der  21  Ochsen  bemilchtigt  habe,  schilderte  aber  zugleich 
die  Gewaltthaten,  die  man  ge^^en  sein  Eigentum  verübt  hatte,  indem 
man  nicht  Mols  Haus  und  Hof  in  Beschlag  genommen,  sondern  auch 
seine  grofsen  Holzvorräte,  50  Stiich  Hafer,  150  Strich  Korn,  40  Strich 


*  Mostnick  und  11  andere  Exulanten  an  den  Rat  von  Pirna  14./24.  Febinar  1626. 


-    286     — 


Gerste,  40  Strich  Erijsen,  126  Strich  Malz,  *fi*ofse  Hopfeovoiräle,  200 
Schweine,  Schöi>se  und  Ziegen,  zwei  Schock  Gänse  und  Enten,  50 
Stück  Betttücher,  12  ausgerüstete  Wagen  und  zwei  Centner  Zinn 
konfiseiert  habe  K 

Der  Kaiserrichter  forderte  die  Flüchtigen  unter  Androhunir  der 
Konfiskation  ihres  Besitzes  zur  Rückkehr  auf  und  da  sich  nach  Ver- 
lauf von  sechs  Wochen  keiner  stellte,  so  wurden  ihre  Häuser  versie^^elt 
und  ihre  sonstige  Habe  sequestriert.  Wolfsstirn  konstatierte  nach 
seiner  Aokuuft  in  Brüx  den  Fortschritt  der  Gefrenreforniation ;  auch 
der  Erzbisehof  bezeugte  denselben  im  fol senden  Jahre,  indem  er  den 
Bürgerin  das  Zeugnis  der  Rechtgläubtgkeit  ausstellte  und  beim  Kaiser 
die  Bestätigung  ihrer  rrivilegien  empfahl  '^. 

Kaaden  erfuhr  schon  vor  der  Ankunft  Wolfsstirns  alle  Leiden, 
die  mit  Einhebung  immer  liöherer  Kontributionen  und  der  Einquar- 
tierung von  Soldaten  behufs  der  Bekehrung  verbunden  waren.  Als 
gegen  Ende  des  Jahres  (1625)  die  Ankunft  der  Reformationskom- 
ndßsHre  anufokündigt  wurde,  verlieisen  48  Bürger  trotz  der  winter- 
lichen Jahreszeit  Haus  und  lief  und  fiüchteten  mit  Weib  und  Kindern 
teils  nach  Annaberg,  teils  nach  Marienbei-g  in  Sachsen.  Nach  Ankunlt 
dvr  Kommissäre  wurden  die  Stadtthore  gesperrt  und  alle  Bürger  zur 
Ablegung  der  Beichte  aufgefordert;  denen,  die  sich  weigerten,  wurde 
eine  Besatzung  ins  Haus  gelegt  und  jede  Flucht  gewaltsam  gehindert. 
Diejenigen,  die  sich  bekehren  liefsen,  umfsten  einen  Revers  unter- 
zeichnen, dafs  ihre  Bekehrung  eine  freiwillige  gewesen  sei^.  Als 
Wolfsstirn,  der  die  Stadt  schon  früher  einmal  besucht  hatte,  Ende 
A|)ril  1026  zum  zweitenmale  nach  Kaaden  kam,  nuümte  er  durch  ein 
Patent  die  Neuhekehrten  zum  üeiisigen  Besuche  des  Gottesdienstes 
und  Zinn  öfteren  Empfang  der  Sakramente.  Einige  Vertrauens])er- 
sonen  untersuchten  auf  seinen  Befehl  in  Begleitung  von  Soldaten  die 
Häuser  an  Sonn-  und  Feiertagen»  um  sich  zu  überzeugen,  oh  niemand 
den  riottesdienst  vei-säume.  W^er  sich  dieser  Vei-säumnis  schuldig 
machte,  umlste  10  Kreuzer  Strafe  zahlen  oder  ins  Gefängnis  wandern. 

In  noch  schÄiiere  Strafe  wurden  jene  genommen,   die  sich  nicht 


'  Sächsisches  Süiatsarchiv:  Liectitenstetn  an  Kiirsachsen  dd.  0.  Juli  1626. 
Zikhorsky  an  den  Rat  von  Marienljeri?  dd.  18,  Juli  1626, 

^  SchiniiJI  n.  a.  t>.  III.  152..  —  Randnitzer  Archiv:  Wolfeatirn  an  den  Kanzler 
Lnbkowiu  dil*  21.  März,  21.  und  30.  April  1(>26.  —  Böhmisches  ÖtaUhalterei- 
archiv:  Die  Stadt  Brux  au  die  oliursteo  LaiidesUeamten  dd.  2<1  März  1626.  Der 
Kaiserrkhter  an  die  obersten  Beamten  dd.  26,  März  1626.  MS.  des  böhmischen 
Museums:  Der  Kizbischof  von  Prag  an  den  Kaiser  dd.  1627. 

•  Sächsisches  Staatsurcbiv;  Die  Exulatiten  aus  Kaaden  an  Kursachsen  dd. 
d./18.  Jannar  1626. 
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bekehlten  und  sich  anzüdieher  Reden  gegen  die  Neubekehrteri  schuldig 
machten,  dagegen  wurde  den  Flöchligen,  die  sieb  bekehren  wurden,  die 
RUckgahe  ihrer  sequestrierten  Güter  ver?!prochen.  Diese  Verfügungen 
hatten  das  gewohnliche  Resultat ;  bald  nach  Wolfsstirns  Ankunft  koiuuiuni- 
zierten  117  Personen,  dagegen  verliefsen  48  Bürger  und  Bürgersfrauen, 
teils  früher;  teils  jetzt,  HauR  und  Iloi  Zu  diesen  gehörte  der  ehe- 
malige Primas  der  Stadt  mit  seiner  Frau,  welche  vier  Häuser,  drei 
Weinberge,  24  Metzen  Äcker,  drei  Joch  Wiesen,  einen  Hopfengarten 
und  noch  anderes  Eigentuin  besafsen.  Einzelne  Flüchtlinge  verlügten 
über  ein  noch  gröfseres  Vermögen,  gaben  es  alier  jedenfalls  auf,  um 
dem  Gewissenszwange  zu  entgehen.  Da  später  die  erwilhnte  kaiser- 
licfie  Verordnung  den  Flüchtigen  den  Verkauf  ihrer  Güter  gestattete, 
gelauLTten  einige  derselben  nachtrilglich  zu  einer  EntschUdiguag,  die 
Mehrzahl  jedoch  ging  leer  aus.  In  einer  Zuschrift  an  den  Kanzler 
pries  Wolfsstirn  auch  diesmal  seine  Verdienst^*,  wobei  er  den  Don 
Marlin  Huerta  als  gleichwUrdigen  Mitarbeiter  anerkannte,  und  %'er- 
langte  abermals  eine  besondere  Entlohnung,  da,  wie  es  scheint,  seine 
erste  Bitte  nicht  erhört  worden  war*. 

Beharrlichen  Widei-stand  leistete  der  Annahme  des  katholischen 
Glaubens  auch  die  königliche  Leibgedingstadt  M  e  l  n  i  k.  Der  Statthalter 
beschuldigte  sie  noch  am  l.  Juli  IG26,  also  zu  einer  Zeit,  wo  die 
iTieislen  Städte  Böhmens  sich  der  (Tegenrefonnation  bereits  gefügt 
hiitten»  dafs  sie  hartnäckig  in  der  Ketzerei  verharre.  Die  Einwohner 
durften  zwar  ihre  religiösen  Bedürfnisse  nicht  in  fier  Stadtkirehe  be- 
friediireu,  denn  diese  war  einen»  neu  ernannten  katholischen  Dechaut 
übergeben  worden,  sie  hatten  sich  aber  abseits  einen  neuen  Ver- 
»amudungsort  hergerichtet,  wo  sie  nach  wie  vor  protestantischen 
Gottesdienst  al>hielten,  Liechtenstein  befahl  deshalb  dem  Unter- 
kannnerer  der  böhmischen  Leihgedingstlidte,  sich  in  die  Stadt  7A\  ver- 
fugen^ die  Einwohner  vorzurufen  und  sie  zur  Annahme  des  katholischen 
Glaubens  aufzufordern;  falls  sie  sich  weigern  würden,  sollten  sie  mit 
der  Einquartierung  von  Soldaten  und  andern  Gewaltmitteln  bedroht 
werdend     Dies  scheint  gewirkt  zu  haben;   denn  im  Jahre  1628  er- 


*  Raudnitzer  Archiv:  Wolfsstirn  an  den  Kanzler  Lolilcowiu  dil.  30- April  und 
8.  Mni  1626.  Patent  Wolfsstirns  m  dip  Kflndner  M,  25,  April  162G.  —  Bilek 
a,  B.  0.  1099  11.  folg.  --  Böhmisclieö  SlÄttbalterciarchiv:  Litcbteiistein  an  den  Pri- 
mas von  Brüx  d<J.  IL  August  1626.  Liechtenstein  an  den  Kiiiserncbtcr  von 
Brüx  dfL  IL  Aiif^ist  1626. 

*  Böhmisches  Stetthaltereiarchiv:  Liechtenstein  ati  den  Unterkämmerer  dd. 
1.  Juli  1626. 


neuerte  Ferdinand  IL  die  Fiivilegieu  der  Stadt,  weil  sich  alle  Bürger 
bereits  wieder  der  katholischen  Kirche  angeschlossen  hatten. 

Das  Schicksal,  das  Koiuütiui  traf,  wurde  von  den  Katliolikeu 
als  eine  Vergeltung  früher  ^^eühteu  Unrechtes  angesehen.  Georg  Popel 
von  Lobkowitz,  der  sich  im  16.  Jahrhundert  im  Besitze  der  Stadt  und 
der  dazu  gehörigen  Guter  befand,  war  ein  eifritrer  Anhilu^^er  des 
Jesuitenordens  ^^eweseu  und  hatte  <!pu  Jesuiten*ieiieral  Claufliua 
Aquaviva  nni  die  Be^riindun^  eines  Kollefiiunis  ersucht.  Aquaviva 
warder  Bitte  nachgekomineii  und  im  Jahre  1590  war  der  Grundstein  zu 
dem  KuUegiuin  gelegt  worden^  das  von  Lohkowitz  mit  einem  Ein- 
kommen von  jährlicli  2000  Sdiock  Meiisner  Groschen  ausgestattet 
wurde.  Lolikowitz  wollte  es  jedoch  nicht  bei  einem  einfachen  Kolle- 
gium, au  dem  der  Gymnasialunterricht  erteilt  wurde,  bewenden  lassen, 
sondern  plante  auch  die  Begründung  einer  Universität  nach  Ait  der 
von  Ferdinand  I.  errichteten  Prager  Akademie»  die  sich  also  auch  auf 
die  theologische  und  philosophische  FakultiU  beschränken  sollte.  Das 
neu  errichtete  Geitäude  bekam  daher  einen  solchen  Unifiuig,  dafs  es 
auch  fOr  die  beiden  Fakultäten  ausreichen  konnte;  diese  selbst  soUten 
aber  erst  dann  ins  Leben  treten,  wenn  das  FJukoinmen  der  Stiftung 
sich  versrrOfsert  haben  würde.  Um  für  diesen  Fall  alle  Hindernisse 
im  voraus  zu  entfernen,  ersuchte  Lnbkowitz  den  Kaiser  und  den  Papst 
um  Ausstellung  von  Stiftungsurkunden  fiir  die  Universität,  Der  Kaiser 
kam  dieser  Bitte  nach  und  gnb  in  einer  Urkunde  seine  Zustiminungr 
ziir  Errichtung  eines  „Gymnasiums,  einer  Akademie  und  überhaupt 
einer  Universitilt,"  wie  solche  von  fien  Jesuiten  eingerichtet  zu  sein 
pflege  und  begabte  sie  mit  den  Beeilten  und  Freiheiten,  wie  sich  deren 
alle  übrif^en  Universitilten  erfreuten.  Auch  de*r  Papst  gab  seine  Zu- 
stimmung zur  Begründung  einer  Univei^ität  in  Komotau,  in  welcher 
die  Jugend  in  den  theologischen  und  piiilosophischen  Wissenschaften 
und  in  den  freien  Künsten  unterrichtet  werden  sollte;  diese  Univer- 
sitilt  snlllo  bleibende  Dauer  haben,  wenngleich  sie  der  juridischen  und 
medizinischen  Fakultät  ermauj:;eltt  ^    Thatsiichlich  trat  die  Universitilt 


*  Böhmisches  Statthaltemarehiv:  Dii^  Auszüge  aus  den  betreiFüiulcn  Doku- 
Dienten  sind  einem  Gesuch«!  der  .Tesuiren  eißverleibt,  das  sie  an  Kiidulf  II.  im 
Jahn?  1607  gerichtet  hüben.  Auf  diese  früher  gar  nicht  bekannte  Begiiindinag  einer 
Universitilt  in  Koraotau  hat  zum  erstenmal  Krahl  in  seiner  Geschichte  von  Kmnotau 
hingewiesen.  ^  In  der  päpstlichen  Bestütigungsurkuude  hcifst  es  ausdrücklich: 
^Ulterius  ut  mayori  dicti  oppidi  decori  nee  non  bubditorüm  ditionum  prmdicli 
Georgii  (Popel  de  Lolikowitz)  consubtiir,  in  eodem  oppido  Chomutoviensi  ac  aedi- 
bus  dicti  coüegii  uiiiversitatem  studü  generalis,  in  qun  clerici  ipsius  societatis  Jesu 
theologiam  philosophiam  aliasqiie  ingenuas  ai-tes  profitearUur  ac  juvenes  quos- 
ciiniiue  doceaut  ad  instar  alianim  universitatiun  studioriun  generalium  tarn  in  trans- 
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freilicij  nio  ins  Leben,  weil  Geor^'  von  Lobkouvitz  niclil  in  die  Lage 
kam,  das  Stiftun^Ljsverniö^'eu  entsiireclieu<l  zu  vergrofsti*n.  Aus  Ehr- 
geiz liefs  er  sich  drei  Jahre  später  in  Umtriebe  ge^en  den  Kaiser  be- 
hufs Erlan^^iin^'  der  oberstburiip*äf liehen  Würde  ein,  wurde  deshalb 
vor  Gerieht  ^^efordert  uinl  im  Jahre  1595  mit  dem  Verluste  seiner 
^ämtlichea  Güter  bestraft.  Die  Jesuiten  niufsteu  sich  damit  zufrieden 
;jehen,  dafs  ihr  Küllevium  in  Komotau  ein  einfaches  Gymnasium 
l)lieb,  da  aech  der  Kaiser,  dem  die  Gütrr  Ge<kr*;s  von  Lobkowitz  nun 
zufielen,  wegen  seiner  sonstigen  Bedürfnisse  auf  eine  Erhohunt,'  der 
Dotation  des  Jesuitenkolle^ums  nicht  einfrehrii  konnte,  vielmehr  auf 
den  Verkauf  der  koutiscierten  (Ulter  be<lacht  sein  mulstt\  Thatsäch- 
lieh  nahm  er  im  Jahre  1606  von  der  Stadt  Koujotau  eine  Geldsumme 
an,  welche  sie  von  der  Stellun.LT  einer  untertbi^ni^en  Stadt  befreite  und 
zum  Kan^'e  eintM*  köuiiiilichen  Stadt  erhol».  Zugleich  verkaufte  er  ihr 
einen  Teil  der  konfisciertea  Güter,  die  übrigen  Güter  aber  an  Adam 
HfäD  von  Harasov  und  an  Leonhard  von  Steinbaeh.  Bei  Gele^^enheit 
dieser  Verkäufe  nahm  er  keine  Uücksieht  darauf»  daJs  Geor^  von 
Lobküwitz  im  Jahre  1594  das  Patronat  auf  allen  seinen  Gütern  für 
immerwährende  Zeiten  den  Jesuiten  tibertra^jceii  hatte,  sondern  Über- 
liels  dasselbe  den  Kilufern.  Die  neuen  Besitzer  fafsten  alsbald  ihre 
Rechte  dahin  auf,  dafs  sie  siUutlichen  zehn  ihnen  unterstellten  Pfarrern 
die  Einkünfte  sperrten,  um  sie  zum  Verlassen  ihrer  Eieneficien  zu 
nöti^'en  und  dieself»en  mit  protestantischen  Geistlichen  besetzen  zu 
können.  Alle  Proteste  der  Jesuiten  sowie  die  Klai^en  der  ihrer  Ein- 
künfte  beraubten  Pfarrer  halfen  nichts".  Für  das  Übel  nun,  das  die 
Komotauer  Stadtherren  und  die  genannten  Edelleute  den  Katholiken 
zugefügt  hatten,  suchten  die  letzt*n*en  jetzt  Vergeltung  zu  üben. 

Nach  der  Weifsenberger  Schlacht  wurde  rlie  Verfol^mg  dadurch 
eingeleitet,  dafs  Komotau  zum  Ersatz  des  nach  der  Vertreibung  der 
Jesuiten  während  des  Aufstandes  in  ihrem  Kollegium  angerichteten 
Schadens  angehalten  wunle.  Der  SUiiltrat  erbot  sich  zur  Zahlung  von 
13000  Thalern,    aber   durch  die  Auslagen  für  die  eintiuailierten  Sol- 


alpinis  provinciis  rt  regnis.  quam  alias  iibtlihet  erectoruni  etiamsi  in  hac  iiuiversi- 
tatP  Chunnitoviensi  jurispnitlentifM  et  inethciiup  faruitates  iion  accesserint ,  dicta 
autboritale  etiani  ])erpetuo  shii'  ahriijuss  pm^jutUcio  mgimas  et  iiistituimiis.'" 

'  Die  beüeftVnden  Akten^UU  ke  im  liühmisch»?M  Mtaliualtereiarcliiv  in  iler  Ai>- 
liiluiiR  ^KtMiintau'*,  lk\Cü  die  Käufer  der  I'opelschen  tiHttu'  gUnili  iia  Jahrr  1606 
und  nicht  erst  nach  Erteilung  iles  Majestiktsbrietes  die  Katholiken  l^edrückten  und 
den  katholischen  Pfarrern  di*'  Einkünfte  bperrten^  ergiebt  sich  aus  einer  deshalb 
von  d»'n  JpSiUiten  vertufsten  Klagesthritt;  diesell»e  gielit  an,  dafs  die  Käufer  in  die 
Pfarren  hitherisehe  (.ieis^l liehe  einfübrten. 


G  i  XI  ä  p  l  jf ,  <,ie|{«<nr<>h)rmati'jii  in  Lt^hmeo. 
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daten  geriet  die  Stadt  in  solche  Not,  daJJs  sie  von  dein  vereinbaiteu 
Schadenei-satz  nur  1000  Thaler  bezahlen  konnte  und  alle  Mahnuniren 
zur  Zahlung  des  Restes  wirkungslos  blieben.  Infoli^edessen  wurde  den 
Jesuiten  im  Jahre  1627  ein  Teil  der  den  Bürgern  kousfiscierten  Be- 
öitzuu^en  zu^'ewieseu.  Dafs  sich  die  Jesuiten  uaeli  ihrer  Rückkehr 
iiie  Rt'katholisieruiijj:  der  Stadt  angelegen  sein  lielseu,  ist  selbstver- 
ständlich; sie  erlanp:teu  jedoch  anfangs  keine  besonderen  Erfol;^e, 
wenngleich  der  Stadtrat  sich  ihnen  scheioliar  ergeben  zeigte  und  ilire 
Gunst  durch  Geschenke  zu  gewinnen  suchtet  Im  Jahre  1621  wurde 
die  Schliefsung  der  lutherischen  Schule  angeordnet  und  den  Bürgern 
die  Beteiligung  an  der  Frohuleichnanisi>rozessH>n  anbefohlen.  Letzterer 
Befehl  niufste  später  wiederholt  werden;  im  Nichtbefolgungsfall  wurden 
die  Bürger  in  einer  nicht  näher  bestimmten  Weise  bestraft,  ihre  Bauern 
abiT  mit  der  Kontiskution  ihrer  Felder  bedroht.  Wer  sich  bei  Iieim- 
lichen  Zusammenkünften  mit  Prädikanten  ertappen  liefs,  wurde  ins 
Gefanj^iis  geworfen.  Als  drei  Bürger  im  Jahre  1625  die  Beteil iaring 
an  der  Frolinleichnamsprozession  verweigerten,  wurde  ihre  Habe  kon- 
fisciert  *, 

Die  Jesuiten  in  Komotau  waren  jedoch  überzeugt,  dafs  die  Nach- 
giebigkeit der  meisten  Burger  nui*  eine  scheinbare  sei,  wofür  ver- 
schiedene Anzeichen,  wie  die  häufige  Unterlassung  des  Kirchenbesuchs 
und  die  Nichtannahme  der  Sakramente  aus  den  Händen  der  katho- 
lisi'hen  Geistlichkeit  vollgültige  Beweise  lieferten.  Man  versuchte  es 
deshalb  mit  stärkeren  Mitteln.  Michna,  welcher  auf  einer  Reise  durch 
Nordböhmen  in  Komotau  eintraf  und  sich  nut  dem  Rektor  des 
Kollegiums  besprach,  kam  mit  diesem  überein,  die  Bürger  im  Falle 
weiterer  Widersetzlichkeit  mit  Einquartierung  zu  bedrohen.  Der  kaiser- 
liche Hauptmann  Schmidt  rief  daher  in  den  Weihnachtstagen  die  (le- 
meinde  vor  sich  und  kündigte  ihr  das  Einrücken  von  Soldaten  an, 
falls   sie   sich    nicht    aufrichtig   bekehren    würde.     Selbstverständlich 


1  Sclimitü  a.  o.  0.  III,  255,  —  Komotauer  Stadtarchiv:  Der  Stiidtrat  von 
Koiiiotau  an  den  P.  Rektor  des  Komotauer  KollH^iims  ilil.  15-  März  1622.  Der 
HauptTiiauTi  von  Stabl  an  dio  Stadt  !\oniotaii.  I>er  böhmische  Kainmerpräsidimt 
an  rb'n  Hauptoionn  Schmidt  dd.  22.  Mänt  1Ö27.  Eintm^ung  in  das  Komotauer 
Gnitidliuch  dd.  iiO.  Augast  1627.  —  Böhmisches  Statlhaltereiarchiv:  Fürst  von 
Lieihtfostein  an  die  Stadt  Komotan  dd.  27»  Mai  1621.  Hatsbeselilufs  von  Komotau 
dd.  27.  Oktober  1623.  Gesuch  der  Jesuiten  um  Zahlung  der  zugehörigen  Zinsen 
dd.  9.  Fübruiir  1624. 

"  Böhmisches  Statlhaltereiarchiv:    Verordnuug  der  Ijöbmiachen  Kammer  dd. 
28,  Murz  und   12,  Juli    1624,    Der  Rektor  des  Jesnitenkollegiiuns  in  Kornotau  aa  „ 
die  Statthalter  dd.  lö,  Mai  1625.    Der  kaiserüehe  Hauptmium  in  Komotau  an  die/ 
böhmische  Kauinier  dd-  8.  Oktober  1625. 
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fehlte  hei  seiner  Ansprache  nicht  die  von  Wolfsstirn  so  tiHufig  ge- 
brauchte rhrase,  die  Bürger  niöcliten  sich  lieber  freiwillig  bekehren 
^Is  dem  Zwange  gehorchen  und  nicht  den  materiellen  Ruin  auf  sich 
herauf  beschwören.  In  den  folgenden  fünf  Tagen  berief  er  die  Bürger 
^us  der  Stadt  und  Vorstadt  einzeln  vor  sich  und  erlangte  so  \\e\,  dafs 
400  von  ihnen  ihre  Bekehmng  in  Aussicht  stellten  und  am  Dreikönigs- 
tage zu  beichten  versiirachen.  Vier  der  Angesehensten,  die  sich 
weigerten,  das  Versprechen  zu  geben,  nahm  er  in  Haft  und  belegte 
jeden  mit  einem  Strafgelde  von  zehn  Thalern  täglich.  Drei  von  ihnen 
gaben  jetzt  nach,  nur  einer,  Andreas  Zuschner,  blieb  standhaft  und 
fand  an  seiner  Schwester  eine  Trösterin  unti  Gesinnungsgenossin.  Sie 
erklärte,  wenn  sie  nicht  bei  Christen  in  Ruhe  gelassen  würde,  so  wolle 
sie  bei  den  Türken  eine  Zuflucht  suchen.  Diese  Rede  gab  natürlich 
Anlafs,  auch  gegen  sie  einen  Haftbefehl  auszustellen.  Als  derselbe 
vollführt  werden  sollte,  entfloh  sie  aber,  und  auch  ihrem  Bruder  ge- 
lang es,  aus  der  Haft  zu  entkommen*  Beide  gaben  ihren  reichen 
Besitz  auf  und  suchten  fortan  ihr  Fortkoumien  in  der  Fremde.  Da 
-das  junge  Volk  und  manche  Frauen  über  die  Nachgiebigkeit  der 
Bürger  spotteten,  ordnete  Schmidt  an,  dafs  jedermann  ohne  Ausnahme 
binnen  vier  Wochen  katholisch  werden  und  zu  diesem  Behufo  Unter- 
licht  nehmen  solle.  Täglich  mufste  sich  eine  bestimmte  Anzahl  im 
Jesuitenkollegium  einfinden  und  daselbst  den  MahuuDgen  und  Bekeh- 
lungen  zuhören.  Am  IL  Februar  war  auch  der  grölst^*  Teil  der 
Arbeit  zu  Ende,  denn  die  Zahl  der  Bekehrten  belief  sich  an  diesem 
Tage  bereits  auf  1245 ». 

Das  Beispiel  Zuschners  fand  im  Laufe  des  folgenden  Frühjalires 
Xachahraung  bei  einem  andern  reichen  Bürger,  Severin  Goldschmied. 
Im  Dezember  1625  hatte  er  zwar  vor  dem  Stadthauptraann  seine  Ge- 
neigtheit zur  Bekehrung  ausgesprochen,  aber  mehrere  Wochen  ver- 
gehen lassen,  ohne  dafs  er  seinem  Versprechen  nachgekommen  wäre. 
Als  Wolfsstim  eine  halbe  Kompagnie  des  Breunerschen  Regiments  zu 
Eeformationszwecken  durch  die  Stadt  fühlte  und  daselbst  einen  Tag 
rasten  liefs,  wurden  daher  in  Gohlschmieds  Haus  zwanzig  Soldaten 
gelegt.  Die  Soldaten  erbrachen  während  ihres  kurzen  Aufenthalts 
Keller  und  Kammern  und  nahmen,  was  ihnen  beliebte.  Als  bald  dar- 
nach Goldschmied  gemahnt  wurde,  mit  seiner  Bekehrung  nicht  zu 
xögeiii,  erklärte  er  sich  bereit  zu  beichten  und  verfügte  sich  zu  tliesem 


1626;. 


'  Schmitt  a.  a,  0.  III,  651  und  Mg,  —  Böhmisches  Stattbaltpreiardiiv :  Der 
Hauptmatin  von  Komotau,  Schmidt,  an  den  Oborstlandkammerer  dd.  27.  Dilzem li er  1625, 
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S2.  F*iru*i  Behüte  ids  JesuitenkoUegiuiih    Nachdem  der  Pater  seinem  Sünden- 
iö2e. 

bekeDiitnisse  zufrehört  iiatte,  richtete  er  an  ihn  die  Frage,  ob  er  frei- 
willig beichte  und  nicht  blols  dem  Zwange  gehort-be.  Goblsohniiecl 
erwiderte  ofteii,  dafs  er  nur  aus  dem  letzteren  Grnntie  in  den  Beicht- 
stuhl gekommen  sei.  Als  der  FVater  an  ihn  die  weitere  Frage  stellte, 
ob  er  treu  bei  der  katholischen  Kirche  verharren  wolle,  selbst  wenn 
er  deshalb  den  Märtyrertod  erleirlen  iiUlfste,  erklärte  er  diese  Zusii^e 
nicht  geben  zu  köimen.  Darauf  entliefs  ihn  der  Pater  aus  dem  Beiclit- 
stuhie,  ohne  ihm  die  Absolution  zu  erteilen.  Dafür  fand  sich  bei  ihnx 
der  Stadtrichte»  ein,  führtr*  ihn  ins  Gefängnis  und  erklärte»  dafs  er 
zehn  Thaler  täglicli  Strafe  zahlen  müsse,  so  lange  er  in  der  Haft  ge- 
halten wurde.  Als  man  später  sein  ganzes  Vermögen  mit  Beschlag 
belegte,  aufserdem  seine  Haft  verschärfte  und  um  durch  vier  Tage  in 
einem  Loche  einkerkerte,  verlangte  er,  dafs  nmn  ihm  wenigstens  die 
Auswanderung  und  den  Verkauf  seiner  Güter  gestatte.  Sein  Besitz 
in  Komotau  hatte  einen  Wert  von  4700  Thalern;  aufserdem  besafs 
er  noch  einen  Meierhof.  Der  Hauptujann  empfahl  die  Gewährung  des 
Gesuches,  da  Goldschmieds  Verbleihen  nur  Ärgernis  verursachen  würde; 
doch  wollte  er  ihn  vorher  tiKditig  rupfen  und  scldug  deshalb  vor,  dafs 
Goldschmied  die  Bezahinug  des  aliquoten  Teiles  der  Gemeindeschulden, 
die  sich  auf  weit  mehr  als  100000  Thaler  heliefen,  auf  sich  zu  nehmen» 
das  Ahzuggeld  (im  Betrage  v(tn  10  *U  des  Vermögens)  und  eudlich  das 
Strafgeld  fOr  die  Teilnahme  an  der  Rebellion  zu  entrichten  habe.  Wie 
viel  ihm  daniach  übrig  bleiben  sollte,  ist  nicht  weiter  bekannt,  aber 
aus  dem  Umstände,  dafs  die  meisten  BiUger  Haus  und  Hof  ohne 
weitere  Reklamation  vei'liefsen,  Hifst  sich  nur  Ungünstiges  schliefsen ', 
Aus  dem  Mitgeteilten  ist  ei*sichtlich,  dafs  nicht  blofe  die  durch 
den  Krieg,  die  Kontributionen  und  den  tinanzielleu  Bankerott  erzeugte 
Not  die  Bevölkerung  des  Landes  ndnderte  oder  in  die  Fremde  trieb, 
spodern  dafs  die  Entvölkerung  hauptsäddich  eine  Folge  der  Gegen- 
reformation war.  Schon  iui  Jahre  lGi4  hatte  Michna  die  Entfernung^ 
der  Soldaten  aus  ganz  Böhnu^n  empfohlen,  weil  das  Land  so  ruiniert 
sei,  dafs  jede  spätere  Erleichterung  nicht  mehr  von  Nutzen  sein 
würde.  Nun  machte  Liechtenstein  selbst  diese  Beobachtung  und  er- 
suchte deshalb  den  Kaiser,  die  Einquartienmg  aus  allen  jenen  Städte» 
zu  entfernen,  die  sich  der  katholischen  Ueligion  anbefiuemt  hätten. 
Die  Durchführung  dieses  Vorschlages  war  aber  um  su  schwieriger,  als 
das  Breuaersche  Kegiment   nicht  nur  auf  einen  erhöhten  Stand   ge- 


'  Böhmisches  Statthaltereiartliiv:  Hmtiptmaun  Schmidt  ao  die  höhmische 
Kammer  dci.  3,  Juli  lü26.  Ein  jiweiter,  uriihntcrter  Briet  Schmidt,  Goidscliniied 
nn  den  Fürsten  von  Liechtenstein  dd.  21.  Mai  1626, 
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l>racht,  sondern  bald  darauf  noch  ein  Keiterreiriment  untl  eine  Kom- 
paf^üie  des  Reiterregiments  Marradas  in  Bölimen  einquartiert  wurde. 
Als  die  Ge«:enreforination  so  viele  Bürger  in  dio  Fremde  trieb,  stellten 
-die  Freunde  der  alte»  Zustänile  die  Zahl  der  verlassenen  Ansässig- 
Iceiten  fest  und  pjaben  liievon  dem  Kaiser  Nachricht  Wolfsstirn,  der 
darin  einen  Tadel  seiner  Wirksaujkeit  erblickte,  gab  zu,  dafs  die  An- 
y.ahl  der  d lichtigen  Bürger  sich  „hoch  belaufe",  er  aber  habe  an  den 
Orten  seiner  Wirksamkeit  wegen  seines  ^glimpflichen  Vorgeliens" 
niemandem  eine  Ui'sache  zur  Flucht  gegeben;  es  hiitte  auch  niemanden 
„der  angemutete  Üliertritt  zur  katholischen  Religion,  sondern  jeden 
fiur  sein  eigenes  böses  Herz  oder  seine  grofsen  Schulden  vertriel>en". 
Wie  wenig  er  in  Wirklichkeit  von  „glittii>f liehen  Mitteln"  erwartete, 
ergiebt  sich  aus  seiner  Bemerkung:  Predigen  helfe  nichts,  man  habe 
«ich  umsonst  heiser  geschrieen,  man  mt^sse  mit  Ernst  die  Sache  an- 
greifen, und  deshalb  neben  den  Prinzipalkonnnissaren  ihm  und  dem 
liou  Martin  das  Keformationswerk  übertragen.  Gegen  Prag  und  Kntten- 
berg,  auf  die  das  ganze  Land  blicke,  müsse  man  schaif  und  nicht  mit 
blofsen  Worten  vorgehen,  zumal  der  über  Mansfeld  an  der  Dessauer 
Brücke  erfochteue  Sieg  ein  rücksichtsloses  Auftreten  gestatte.  Da  er 
erfahren  hatte,  dafs  die  Amtsleute  des  Herrn  von  Tri'ka  das  Gerücht 
verbreiteten,  dafs  derselbe  für  sich  und  seine  Unterthanen  von  der 
lleformation  befreit  sein  solle,  ei-suchte  er  den  Kanzler,  wenn  sich 
dieses  Gerücht  bewahrheiten  sollte,  den  Kaiser  mit  Hilfe  Slawatas 
und  des  P.  Lamoniiaiu  uinzustinunen  \  Wolfsstirns  Stjrge  war  unnütz; 
in  Wien  wollte  man  das  angefangene  Werk  gründlich  zu  Ende  führen. 
Sehr  langsam  ging  auch  die  Bekehrung  in  den  deutschen 
Bergstädten  vor  sich;  zwar  sollten  aus  ihnen  schon  im  Jahre  1522 
die  lutherischen  Prediger  vertrieben  werden,  dieser  Befehl  wurde  aber, 
wie  bereits  erzählt  wurde,  wieder  zurückgenommen.  Seit  dem  Jahre 
1625  wollte  aber  Ferdinand  die  Prädikanten  auch  in  den  deutschen 
Bergstädten  nicht  mehr  dulden.  Gegen  die  Bürger  wurde  noch  keine 
Gewalt  angewendet,  ja  es  wurden  sogar  ihre  protestantischen  Taufen» 
Trauungen  und  Begräbnisse,  welche  von  den  hie  und  da  sich  ver- 
bergenden Prädikanten  vollzogen  wurden,  nicht  angefochten.  Diese 
Schonung  war  nicht  allein  durch  die  Rücksicht  auf  Sachsen,  sondern 
auch  durch  die  Voi*stellungen  des  Hauptmanns  von  Joachimsthal,  Grad 
von  Grünenberg,  veranlalst.    Dieser  Hauptmann  warnte  die  böhmische 


^  RaüdöitÄer  Archiv:  Wolföstini  aB  den  Kanzler  dd.  13.  Mai  162<>.  Michna 
An  den  Kanzler  Lobkowiu  dd.  18.  Mai  1624.  —  Böbmisches  Stattbaltereiarchiv; 
LiecMenstein  an  den  Kaiser  dd.  12.  August  1626. 
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Kammer   eindnuglich   vor    Anwendiinuj   von  Gewalt,    weil   sonst    die 
Bürger  und  Bergarbeiter  auswandern   und  das  Bergwerk  zu  Grunde 

gehen  wünJe;   man  solle  sich  damit  beiriitigeQ,  dafs  tüchtige  Priester 
den  Uulerriehl  des  Volkes  in  die  Hand   nitlimen,   und  von  der  Zeit 
die  Früchte  ihrer  Wirksamkeit  erwarten.    Die  Bergstädte  Platten  und 
Gottesgah   wendeten   sich   auch   an  den  Knrfllrsteü   von  Sachsen    um 
Fürspraclie,    Her  Kurfürst  kam  der  Bitte  nach  und  erinnerte  in  seiner 
Zuschrift  den  Kaiser  daran^   dafs  Ferdinand   L,   als  es  sich   um  rlie 
Bekäitiftfun^  des  Schtnalkaldner  Bundes  handelte,  dem  Herzog  Moril 
von  Sachsen  in  dem  Vertrag  von»  14.  Oktober  1546  ausdrücklich 
Duldung  der  Äugsburger  Konfession   in  den  penannten  Städten  zuge- 
sa?it  habe.    Auch  er  warnte  vor  den  üblen  Folgen  der  Unduldsamkeit, 
die  in  der  Auswaudei  unf,^  der  Bergleute   und  in  der  Preisge!>uug  des 
Bergwerks  bestehen   würden.     Er  bewirkte  dadurch   immerlrio,   dafs 
die  Regierung  in  den  deutschen  Bergstädten  auch  ferner  schonend  auf- 
trat uuil  namentlich  in  ihnen  keine  Soldaten  einquartierte.   Dafs  man 
aber    auch    vor   Gewaltanwendung   nicht   zurückschreckte,    zeigt   eine 
Mitteilung  an  den  Abt  von  Te|d  und  den  Dechant  von  Kaaden,  denen 
die  Bekehrung  der  Joachimsthaler  übertragen  wurde;   hienach   wollte 
der  Kaiser  am  liebsten  glimpfliche  ^fittel  anwenden,  aber  wenn  nichts 
anderes  helfe,  auch  von  harten  Mitteln,  namentlich  der  Einquartierung' 
von  Soldaten  Gebrauch  machen,  selbst  wenn  er  dafür  an  seinem  Ein- 
kommen Schaden  leiden  sollte*.    Als  daher  die  Bergstadt  Schlaggea- 
wald  um  Milderung  der  Gegenreformation  bei  der  böhmischen  Kauuner 
ansuchte,  wurden   der  Bür^'ormeister  und   der  Stadtrat  zur  bakligi-n 
Bekehrung   gemahnt  und   im  Nichtbefolgungsfalle  mit  Einquartierung 
bedroht^.     Seit  dem   Jahre    1627    i^'aben   auch   die   Bergwerke   von 
Joachimsthal   und  Schlaggen  wald  keine  nennenswerte  Ausbeute  mehr^ 
und  so  ereilte  sie  dasselbe  Schicksal  wie  Kuttenberg. 

Den  gröfsten  Schwierigkeiten  begegnete  der  Kaiser  bei  der  beab- 
sichtigten Reformation  in  Eger.  Als  der  Kurfürst  von  Sachsen  im 
Jahre  1020  im  Auftrage  des  Kaisei-s  die  Exekution  in  der  Lausitz  und 
in  Schlesien  durchführte,   mahnte  er  auch  die  nördlichen  Städte  voa 


>  K.  u.  k.  ReiclistiDim^ardiiv:  Kaiserticbe  Kesolutioti  an  LiechleDstein  dd. 
28,  Januar  1625.  —  Böhmisches  Statthaltereiärcbiv:  Grad  von  GrlUienlicrg  an  die 
böbtniscbe  Kammer  dd.  22,  Mai  1620.  Die  Bergleute  von  Plalten  und  Gottesgab- 
an  den  Kiirfiirsteö  von  Sachsen  dd.  17.  Juni  1625.  Kursathseii  aii  den  Kaiser  dj. 
18./2H,  Juni  1625.  I>ie  bühiiiisclie  Iwtmmer  an  den  Alit  in  Tejjl  und  den  Dediant 
zu  KaadiMi  dd.  U.  Mürz  1626. 

*  Böbuiisclies  SUitthaltereiarcliiv :  Bürgeiineister  und  Rat  von  Schiaggenwald 
au  die  böbmiscbe  Kammer  dd,  6.  MiU-z  1626.  Die  böhmiöclie  Kammer  an  die 
St&dt  Sddaggenwatd  dd.  13.  Marx  1626. 
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Böhmen  und  naineQtlich  Eger  zur  Unterwerfmig.  In  einer  Zuschrift, 
die  er  au  diese  Staitt  am  24.  November  1620,  also  seclizehn  Tage  na<!h 
der  Schlacht  auf  bein  Weifseo  Berste  ergehen  lielK  versprach  er  ihr 
den  Fcirtgenuls  ihrer  Privilegien  und  das  Recht  des  freien  Bekennt- 
nisses der  Äugsburger  Konfession,  wenn  sie  unverweilt  unter  den  Ge- 
horsam des  Kaisers  zurückkehren  würde.  Wie  sehr  damals  Eger  den 
Sieg  der  böliiuischen  Stände  wünschen  mochte,  so  war  es  dnch  klar, 
dafs  deren  Sache  verloren  sei  und  dafs  man  demnach  mit  der  Aner- 
kennung der  kaiserlichen  Herrschaft  nicht  zögern  dürfe.  Eger  unter wj»rf 
sich  also.  In  Wien  liestiltigte  man  jedoch  die  Versprechungen  dos 
Kurfürsten  nicht,  sondern  beobachtete  ein  bezeichnendes  Schweigen. 
Als  im  Jahre  1622  die  lutherischen  Preiliger  aus  Prag  ausgewiesen 
wurden,  bezog  sich  der  Ausweisungsbefehl  stillscliweigend  auch  auf 
Eger,  wunie  aber  aus  den  oben  mitgeteilten  Gründen  nicht  durch- 
geführt. Die  Stadt  bemühte  sich  nun,  vom  Kaispr  die  Besttltigimg 
aller  ihr  von  seinen  Vorgiingeni  erteilten  Privilegien  zu  erwirken  und 
ersuchte  den  Kurfüi^ten  von  Sachsen  um  seine  Vermittlung,  Der- 
selbe erinnerte  den  Kaiser  an  die  Vei-sprechungen,  die  er  (der  Kur- 
fürst) den  Egerern  im  Jahre  1620  gegeben,  die  sich  namentlich  auch 
auf  die  Augsburger  Konfession  bezogen  hätten  und  ^ie  sie  infolge 
derselben  zum  Gehoi-sam  zurückgekehrt  seien.  Diese  Zuschrift  traf 
in  Regensburg  ein,  als  der  Deputatioustag  eben  geschlossen  werden 
sollte  und  als  die  katholischen  Kurfüi^ten,  namentlich  Kurmainz  rieni 
Kaiser  eine  Verständigung  mit  Kursachsen  empfahlen.  Der  Kaiser 
tmg  daher  den  Wünschen  des  Kurfürsten  insofern  Rechnung,  als  er 
auf  seiner  Rückreise  nach  Wien,  die  er,  wie  erinnerlich,  über  Prag 
antrat,  den  Egerern  völligen  Pardon  erteilte  (auf  sie  also  die  Konfis- 
kationsprozesse nicht  ausdehnte),  und  alle  ihre  Privilegien,  alte  guten 
Gewohnheiten  und  alles  löbliche  Herkommen  bestätigte.  Nun  hatten 
aber  die  Egerer  trotz  ihrer  Bemühung  weder  vom  Kaiser  Rudolf  ü. 
noch  vom  Kaiser  Mathias  ein  Privilegium  betreffend  das  Bekenntnis 
der  Äugsburger  Konfession  erlangt,  sie  waren  vielmehr  von  den 
bölmiischen  Ständen  auf  den  Majestät&brief  Rudolfs  IL  vom  Jahre 
1609  verwiesen  worden,  der  nicht  den  Lutheranern»  sondern  nur  den 
Anhängern  der  böhmischen  Konfession  Rechtsschutz  gewährte.  Trotzrlem 
hatten  sie  in  ihrem  Bekenntnisse  seit  dem  Jahre  1609  keine  Hinderung 
erfahren,  und  sie  konnten  denmach  mit  vollem  Rechte  die  Religions- 
freiheit als  in  „(xewohnheit  und  löblichem  Herkommen"  begründet  er- 
klären '.     Kaiser  Ferdinand   schitm   diese   Auffassung  auch  zu  teilen» 

'  Meyer:  Niii-nberger  FriBden&exekutioiishHndlQngen  urni  Gcscbichte.     Kur- 
Eachseii   ati   die  Egerer  dtl.  2i.  November  1620.  —  Egerer  KreiizbeiTnarchiv :  Be- 


denn  er  belästi^rte  aufaiigs  das  Ejorever  Gebiet  ebensowenig  wie 
Bchlesien  mit  Gegeurofoniiiitionsversut'heii.  I*ie  Schonung  in  Glaubeus- 
anp:elef=reDheiten  sicbeite  aber  die  Euerer  nicht  var  tiuanzieller  Aus- 
beutuui:.  Nacbdem  im  Jabre  1G22  zwei  Keiterlvoiupaguien  in  Eger  eio- 
quartiert  worden  waren,  wurde  im  folgenden  Frühjahr  eine  dritte 
eingesteltL  Bei  der  Ai1,  wie  die  Sobiaten  vor^nngen,  war  der  Wobl- 
stand  Egers  dadurch  umsumebr  bedroht,  als  vorausgegangene  Durcb- 
njärsche  denselben  nicht  wenig  beinträchtigt  hatten.  Die  Stadt  be- 
rechnete ihre  Aus^zabe  auf  alle  Durchzüge  und  Einquartierungen  seit 
dem  Jahre  1621  auf  mehr  als  200000  Gulden '.  Erscheint,  dafs  luau 
Eger  entlastete,  als  man  der  Truppen  im  Herbst  1621  gegen  Bethlen 
Ijednrfte;  nachdem  jedoch  der  Friede  mit  Bethlen  geschlossen  worden 
war,  quartierte  sich  ein  bedeutender  Teil  des  Heeres  imd  namentlich 
auch  die  bayrischen  Hilfstruppen  in  Böhmen  ein,  Fürst  Liechtenstein, 
der  mit  den  « «bersten  B«^ainten  die  Kintjuaitiei'ung  zu  regeln  hatte, 
bestimmte,  dals  eine  Kompagnie  des  Schau mburgschen  Regiments  ihre 
Quartiere  in  der  Stadt  Eger  nehmen  sollte.  Als  die  Bürger  davoa 
Kunde  bekameji,  beschlossen  sie  sich  mit  Gewalt  zu  widersetzen:  sie 
verrammelten  nicht  blols  ihre  Thon\  sondern  armierten  auch  ihre  Wälle 
mit  grobem  Geschütz,  so  dafs  die  KompaLmie  nicht  einrücken  konnte. 
Der  damals  erst  zum  Füllten  ernannte  Allireeht  von  Waldstein  be- 
richtete dies  dem  Obergeneral  des  kaiserlichen  Heeres,  Marcbese  de 
18.  Ku  Montenegro  und  ersuchte  ihm  hie  von  dem  Kaiser  Kunde  zu  geben,  auf 
dafs  der  Trotz  der  Egerer  gebrochen  würde.  Hie  Bürger  selbst,  die 
wohl  einsahen,  dafs  sie  ein  gefährliches  Spiel  spielten,  schickten  eine 
Gesandtschaft  nach  Wien,  indem  sie  erklärten,  sie  wären  dem  aus 
Brag  au  sie  ergangenen  Befehl«'  blofs  deshalb  nicht  gefolgt,  weil  sie 
Raub  und  Plünderung  besorgt  hätten  und  gewüs  seien,  dafs  Seine 
Majestät  „sie  auf  diese  W^ eise  behandeln  zu  lassen  nicht  gesonnen  sei". 
In  welcher  W^eise  der  Streit  geschlichtet  wurde,  ist  nicht  bekannt, 
jedenfalls  müssen  die  Egerer  nachgegeben  haben,  da  nichts  von  einem 
weiteren  Widerstände  bekannt  ist. 

Als    der    Kaiser    sich    durcli    die    Waldsteinschen    W^erbungen 
inächüg  fühlte    und   die    Reformation   auch   auf  den    Adel    Böhmens 


stätigung  dor  Egerer  Privilegien  durcli  Ferdinand  11.  dd.  23.  Muj  lü2B.  —  Wolf: 
ReforraatioDsgeschicbte  von  Eger.  Sitsimjgsbertchte  der  kuiserlichen  Akademie  der 
Wissenschaften  Bd.  VII.  —  Kürschner:  Eger  und  Bülimen.  —  Sachsisches  SlÄats- 
arthiv:  Kiirsacbseu  an  Ferdin;iiul  IL  dJ.  4.14.  Alai-z  1623. 

^  Egerer  Stadtarchiv:  Instruktion  für  die  Egerer  Gesandten  dd.  21.  .\pnl  und 
10,  Mai  1623  und  lü.  Mai  1624.  —  Egerer  KreuzUennurchiv :  Waldstein  au  MoMe- 
iiegro  ild.  IK.  Mai  HJ24. 
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ausdehnte,  beschlofs  er  auch  der  sreiren  die  deutsclien  Bergrstädte  und 
gegen  Eger  geübten  Schonung  ein  Ende  zu  machen.  Der  ei*ste 
Schritt  in  dieser  Richtung  betraf  den  RiVi^kkauf  der  Güter  der 
deutschen  OrdenscoiiHiieude  in  Efier.  Der  deutsche  Orden  liatte 
im  Jahre  1(j08  seinen  Besitz  der  Stadt  um  55000  Gulden  verkauft, 
worauf  die  Bürger  die  Gelegenheit  benutzten,  um  die  14  Ptarren  dieser 
Güter  mit  Protestant i scheu  Geistlichen  zu  besetzen.  Graf  Thun,  Oberst- 
hofmeister Ferdinands  II L  und  deutscher  Ordensritter,  Besitzer  der 
deutschen  Ordensc<>miuende  in  Uuteröls,  plante  nun  den  Rückkauf. 
Er  wollte  die  Gliter  wieder  dem  deutschen  Orden  inkoiporieren,  wenn 
ihm  während  seines  Lebens  der  Mitp^enufs  dieser  Commende  und 
später  das  Testieningsrecht  vorbehalten  bliebe.  Da  hiezu  die  päpst- 
liche Zustimmung  notwendig  war,  ersuchte  er  um  dieselbe  und  so 
wurde  diese  Angelegenheit  bei  der  Propaganda  verhandelt.  Auf  den 
Antrag  des  Kardinals  Magalotto  fand  seine  Bitte  Zustimuiung,  und  ^^•j'jL 
wurde  ihm  namentlich  das  Recht  eingeräumt,  durch  seine  letzte 
Willeuserklärung  die  betrefi'enden  Güter  iiut  einer  beliebigen  Summe 
zu  Gunsten  eines  Dritten  belasten  zu  dürfen.  jM^üfalotto  rechtfertigte 
diesen  Beschlufs  mit  der  Begi^ündung,  dals  der  fleuti^ohe  Orden  auf 
andere  Weise  nicht  in  den  Besitz  seiner  Commende  gelaniren  könne, 
weil  ihm  die  Mittel  fehlten,  und  ihds  auf  cliese  Weise  tue  Vertreibung 
der  prutestan tischen  llurrer  am  schnellsten  durch ^luftihren  sei.  Als 
Thun  diese  Angeli^iienheit  bei  der  Kurie  geordnet  hatte,  bot  er  den 
Egerer  Bürgern  die  erwähnten  55  000  Gulden  an  und  verlangte  die 
Rückgabe  des  Oitlensgutes ;  als  sich  die  Bürger  weigerten  das  Geld 
anzunehmen,  ersuchte  er  den  Kaiser  um  seine  Verinitthnjg.  Zweimal 
befahl  Ferdinand  IL  im  Laufe  des  Jahres  1020  den  Kgerern  die  Kauf* 
summe  anzunehmen,  aber  beidemale  verweigerten  sie  unter  allerlei 
Vorwänden  ilen  (Tehorsam.  Da  ihnen  zugleich  von  dem  Statthalter 
der  Auftrag  zur  Altschaflnng  der  Prädikanten  aus  ihrem  ganzen  Ge- 
biete erteilt  wurde,  ersuchten  sie  den  Kurfürsten  von  Saclisen  um 
seine  Inten^entiou.  Gleichzeitij^  bat  auch  eine  Depntation  aus  ihrer 
Mitte  den  Kaiser  um  Anerkennung  der  Augsburger  Konfession^  und 
dieselbe  Bitte  brachte  sie  auch  bei  dem  Kanzler  Lobkowitz  vor.  Ob- 
wohl sie  keine  bestimmte  Zusage  erhielt,  trösteten  sich  die  Egerer 
damit,  dafs  ihnen  der  Fürst  von  Eggenberg  und  der  Vicekanzler 
Nostitz  ihre  Untei-stützung  vei-sprachen.  Diese  Versprechungen  wurden 
insu  fern  eifüllt,  als  die  Entfernung  der  Prädikanten  vertagt  wurde 
und  der  Kaiser  dem  Fürsten  von  Liechtenstein  den  Auftrag  gab,  sich 
tiber  die  Religionsbesch werden  der  Egerer  mit  den  obersten  Laudes- 
ofiizieren   zu   beraten  und   hierüber  einen  Bericht  zu  erstatten.     Als 
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jedoch  der  Kaiser  durch  sein  Patent  vom  3.  Mai  1627  die  Ausweisung 
aller  Prädikanten  untl  die  AüDahnie  des  katholischen  Glaubens  durch 
alle  EiuwoliDer  Böhmens  anhefahl,    wurde  auch  Ecjer  zur  Puhlikatioa 

^i^7^^  dieses  Pateutes  angehalten.  Jetzt  le^te  Thuu  die  Summe  von  55  000 
Gulden  in  derHofkammernieder,  und  erhielt  vom  Kaiser  das  Versprechen, 
dafs,  wenn  die  Stadt  der  dritten  Mahnun;?  nicht  Folge  leisten  würde, 
er  ihn  einfach  in  den  Besitz  einsetzen  wiirde.    Die  Anj^elegenheit  zoj^ 

2«.  jtnuar  sich  uoch  eioigc  Monate  hin,  bis  endlich  der  Kaiser  am  13.  Dez.  1627 
einige  Kommissäre  nach  Ei:er  abschickte  und  diese  die  Güter  der 
Comuiende  in  Beschlag  nahmen»  dem  Grafen  Thun  übergaben  und 
gleichzeitig  den  Bürgern  die  Summe  von  55000  Gulden  auszalilten. 
Da  um  dieselbe  Zeit  der  neubekehrte  Feldmarschall  Graf  Schlick  den 
Grafen  Thun  um  die  Ülverlassung  des  Ordenshauses  in  Egor  ersuchte, 
weil  er  darin  eiji  Jesuitengymnasium  begründen  wollte,  erfüllte  Thun 
nicht  nur  diese  Bitte,  sondern  trag  den  Jesuiten  die  Bt  setzung  sämt- 
licher 14  Pfarren  mit  Gliedern  ihres  Ordens  an.  Die  Gesellschaft, 
die  gerne  ihre  ThiUigkeit  nach  dieser  Richtung  ausbreitete,  war  nicht 
nur  mit  der  Errichtung  einer  Erziehungsanstalt  in  Eger  ein  verstau  dea, 
sondern  auch  mit  der  Inkorporiernug  der  Egerer  Pfarre  in  Ihren  Orden; 
die  dreizehn  übrigen  Pfarren  wollte  sie  jedoch  nur  so  lauge  besetzen, 
biß  der  nötige  Säcularklerua  herangebildet  sein  würde.  Die  Propa- 
ganda gab  zu  diesen  Bedingungen  ihre  Zustimmung  und  so  eröffneten 
die  Ji'suiten  im  Jahre  1628  ihre  Thiltigkeit  in  Eger', 

Seit  dem  Augenblick,  wo  mau  die  utraquistischen  Geistlichen  aus 
Böhmen  ausgewiesen  hatte,  begann  die  systematische  Auswanderung 
aus  Böhmen.  Manclie  Geistlichen  wanderten  nach  Ungarn,  die  meisten 
aber  nach  Deutschland ,  namentlich  nach  Sachsen,  wo  ihnen  von  den 
einzelnen  Städten,  nach  vorher  eingeholter  Zustimmung  des  Kurfürsten^ 
die  Aufnalmie  gt^währt  wurde.  Als  den  Geistlichen  auch  viele  Lai^»n 
folgten,  befahl  Johann  Georg  unter  anderen  dem  Rat  von  Annaberg, 


'  Archiv  der  Propaganda:  Zuschrift  m  ihm  Erzbischof  von  Prag  dd.  26,  Jiiü 
1625.  Protokoü  der  Sit3:ungeB  dd.  29.  Oktober  1625  uud  24.  Septtöiber  1(>26  und 
26.  Mai  1628.  An  tlen  Nuntius  Caraffa  ild.  8.  November  1625.  Quittung  der  Ilof- 
kammer  über  die  hinterlegten  55  OOO  Gulden  dd.  2^.  .hiVi  1627.  Carafla  an  Kardi- 
nal Ludovisi  dd.  4  August  1627  und  15.  März  1628.  —  Wolf  a,  a.  0.  VII,  18. 
—  Sachsisches  Staats archiv:  Die  Stadt  Eger  an  Kui-sachsen  dd.  27.  l^'ebruar  1626. 
Ferdinand  11.  an  Liechtenstein  dd.  6.  Mai  1626.  =-  Archiv  des  Kreuzheiruordens: 
Ein  Unbekannter  an  (ieorg  Kunner,  Kommendator  detä  Kreiizherrnonlens  dd. 
November  1027.  In  einigen  Korrespondenzen  wird  die  Zahl  der  l*farrer  iiuf  den 
GiUera  der  Kommende  mit  II  angegeben,  achlicfslich  werden  aber  14  erwähnt, 
und  diese  letztere  Zahl  ist  wohl  die  Heutige.  Ebenso  wiiil  die  Kaufijuinnie  ur- 
spi anglich  mit  56000  Oulden  angegeben,   später  aber  konstant  mit  55000  Gulden. 
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tlafs  die  Stafltniagistrate  bei  jedem  einzelnen  ^Toaii  nach  den  Gründeii 
der  ÄuswanderuDg  nachforselien,  sein  Leben  und  seinen  Wandel  prüfen 
und  erst  nach  von  üim  erlanifter  Erlaubnis  dem  Petenten  den  Auf- 
entlialt  LTstatten  sollten.  Drr  Kurfürst  wollte  dun^li  diet^e  Prüfung 
sicherstellen,  ob  die  Auswanderer  blofs  we^'en  der  Religion  oder  wehren 
ihres  iJolitischeD  Verhaltens  ihre  Heimat  verlielsen»  und  wollte  nur 
den  ersteren  Schutt!  gewilhren.  Die  Städte  selbst  hatten  mit  den 
Exulanten  Mitleid  und  waren  geneigt,  den  Flüchtigen  eine  neue  Heimat 
zu  gewilbren.  Manche  der  Auswanderer  richteten  direkt  an  den  Kur- 
fürsten die  Bitte  uin  Aufnahme  in  sein  Land.  Der  erste,  der  dies 
that,  war,  soweit  es  liekannt  ist,  Henik  von  Waldstein;  in  Begleitung  24.  Sj,^mtr 
seiner  Frau  und  zehn  anderer  Personen  hatte  er  die  Reise  aus  Böhmen 
angetreten  und  bei  dieser  Gelegenheit  noch  so  viel  von  seiner  fahren- 
den Habe  gerettet,  dals  er  mit  18  Pferden  seinen  Ein/ug  in  Dresden 
halten  konnte»  Der  Kurfürst  nahm  ihn  zwar  in  sein  Land  auf,  er- 
laubte ihm  aber  nicht  den  Aufenthalt  in  seiner  Residenz,  so  dafs 
Waldstein  sieh  nach  Meiisen  begehen  mulste.  Iti  DreMlen  hefaüden 
sieh  im  März  1623  vierundsechzig  Personen,  meist  Geistliehe,  denen 
der  Aufenthalt  gestattet  war.  Henik  von  Waldstein  begab  sich  nach 
Toi*gaUj  starb  aber  da  schon  nach  einigen  Wochen.  Wegen  seines 
Namens  uud  seiuer  anerkannten  Gelehrsamkeit  scheint  er  sich  der 
besonderen  Achtung  des  Kurfürsten  erfreut  zu  haben,  denn  derselbe 
richtete ,  als  er  von  dem  Tode  Kunde  bekam ,  ein  Beileidsschreiben 
an  die  Witwe.  Dieses  Schreiben  traf  sie  freilich  nicht  mehr  unter 
den  Lebpudeo,  sie  starb  schon  vier  Tage  nach  ihrem  Gatten.  Sie 
hinterliefs  einen  Sohn,  dessen  Hofmeister  den  Tod  der  Witwe  an  den 
Kurfürsten  berichtete  und  nach  ihrem  und  ihres  Gatten  Wunsche  den 
Sohn  und  sein  Vermögen  dem  kurfürstlichen  Schutze  empfahl.  Der 
Kurfüi^t  entsprach  diesem  Wunsche  und  übernahm  eine  Art  Ober- 
vormundschaft Über  den  Waisen.  Kaum  war  der  Tod  Heniks  von  Wald- 
stein in  Prag  bekannt  gew^onlen»  so  ersuchte  der  Fürst  von  Liechten- 
stein den  Kurfürsten  um  die  Beschlagnahme  seiner  Hinterlassenschaft ; 
es  scheint  jedoch  nicht,  dafs  uuui  in  Sachsen  zur  Beraubung  des 
M'aisen  <be  Hand  geboten  hat;  man  erachtete  Henik  für  genügend 
gestraft,  weim  ihm  seine  Herrschaften  in  Böhmen  konfisciert  wurden. 
Der  Wert  des  ganzen,  ihm  und  seiner  Frau  in  Böhmen  konfiscierten 
Veimögens  belief  sich  auf  261  122  Thaler ^ 


^  8acli8isches    St«atsarcbiv :     Kursat  liKfn    an     den    Rat    von    At^naherg   dd. 

,'  !!, r —    1622.     Wolf  von   Lüttuhau    on  Kiirsacbsen    dtl,    15./25.  Novemlifr 

5.  DeüL'mber 

1622.     Der  Rat   von  Annaberi:   an  Kursachsen    d<\.    11,'21,  Xovcmber    1622    tmd 
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Als  sich  die  Zahl  der  Exulanten  in  den  folgenden  Jahren  mehrte, 
minderte  sich  die  Bereitwilligkeit  der  sächsischen  Städte  in  ihrer  Auf- 
nahnie  keiueswe^^s;  im  Gegenteil,  das  Mitleid  mit  den  uui  ihres  Glaubens 
Vert'ulgten  stieg  von  Taj;  zu  Ta;:;,  und  sie  iiahmen  auf,  wer  sich  l»ei 
ihnen  meldete*  Auch  der  Kurtilrst  hewilliute  die  Aufnahme  anstands- 
los, wenngleich  er  die  Städte  stets  zur  Vorsicht  mahntet 

Es  ist  wiederholt  der  Fürbitten  des  Kurfürsten  von  Sachsen  bei 
dem  Kaiser  gedacht  worden ;  seit  dem  Ende  des  Jahres  1625  nahmeD 
sie  an  Zahl  und  Intensität  zu.  Um  die  Duldung  seiner  Glaubens- 
genossen bemühte  sich  der  Kurfürst  nicht  mehr,  er  wufste,  dafs  dies 
verpfeblich  sei,  er  suchte  nur  denjenigen,  die  sich  um  des  Glaubens 
willen  aus  Böhmen  flüchteten,  weni.L,'stens  einen  Teil  ihrer  Habe  zu 
erhalten.  Er  wai'  zu  dieser  Bitte  durch  den  Au^shurger  Religions- 
frieden, der  allen  Unterthanen  des  deutschen  Reiches  das  freie  Aus- 
wanderungsreeht  und  den  Verkauf  ihrer  Güter  gestaltete,  wohl  be- 
rechtigt. Im  Jahre  1625  bat  der  Kurfüi'st  für  die  Büii^er  von  Leit- 
meritz  um  Erstreckung  der  für  die  Ausweisung  gestellten  Frist,  damit 
sie  nicht  im  harten  Winter  ihr  Heim  v(*rlas.sen  niüfsteu,  um  ungefährdete 
Mitnahme  ihrer  fahrenden  Habe  und  um  die  Erlaubnis  zum  Verkaufe 
ihrer  liegenden  Güter ;  in  ähnlicher  Weise  bat  er  auch  bei  dem  Fürsten 
von  Liechtenstein  für  die  Flüchtlinge  aus  Kaaden,  Knmotnu,  Brüx 
und  Sm'i.  Seine  Fürbitte  hatte  jedoch  keinen  Erfolg,  die  Bürger 
von  Leitmeritz,  die  sich  nicht  bekehren  wollten,  umlsten  ihre  ganze 
Habe  zurücklassen  und  sich  hei  Nacht  und  Nebel  auf  den  "Weg 
machen.  Sie  lenkten  ihre  Schritte  nach  Pirna,  während  die  Kaadner 
sich  in  Aimaberg  und  Marieuherg  niederlielsen.  Da  jene  sächsischen 
Städte,  wohin  die  Flüchtlinge  ihren  Fuls  richteten,  ihnen  den  tdeihenden 
Aufenthalt  ohne  Zustimumng  des  Kurfüi^steu  nicht  gewähren  durften, 
so  ersuchten  sie  um  dieselbe.  Der  Kurfürst  erteilte  sie  bereitwillipj, 
trug  jedoch  den  Stadträten  wie  gewöhnlich  auf  sicli  zu  vergewissern, 
ob  die  Flüchtlinge  Aidiänger  der  AugsburL'er  Konfession  seien  und  ob 
nicht  auf  einem  von  ihnen  irgend  ein  Verdacht  ruhe.  Der  ehemals 
in  Leitmeritz  bedienstet  gewesene  lutherische  Marrer,  der  sich  in 
Pirna  auJ'hielt,  erteilte  den  deutscheu  Leitmeritzern  das  Zeugnis,  dafs 
sie  Lutheraner   seien;    bezüglich    der  Bt^hmen   erklärte   er   es   nicht 


1L|21.  Februar  1623.  Verzeichnis  dei"  im  Monat  Miirz  1621^  10  Dresdeo  anwesenden 
Exuknten.  Kursnchsen  an  die  Witwe  Heniks  von  Waldstein  iltl-  9./19.  Mai  1623. 
Fürst  von  Liechtenstein  an  Kursachsen  lid.  22.  Mai  W2'i. 

'  SftcbBisches  Staatsaichiv:    Der  Rat    zu   Murieuberg   dd.   ^  *  ,  .  1626. 

Kursachsen  au  den  Hat  von  Attnaberg  und  Marieuberg  dd.  11J2L  Januar  1626. 
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jxenaii  zu  wiSv^^eu,  die  Mebr/ahl  sei  es  gewilk  Zum  Vei^tandnis  flieser 
ßehauptim^^  fiipen  wir  hinzu,  dafs  die  Böhmen  in  ihrer  Heimat  ohne 
Zweifel  AnhiinGter  der  böbiuiscljen  Konfession  ^rewesen  waren,  bei  ihi-er 
Einwanderung  in  Pirna  sich  aber  dem  Luthertum  anschlössen,  weil 
ihnen  nur  daiiü  der  sik'hsische  Schutz  sewifs  war.  Bedeuti^am  ist^  diU's 
auch  Wilhelm  Kinsky  eine  ZufluehtsstiUte  in  Sachsen  suchte.  Er  war 
rder  SehwafTjer  Waldsteins  und  dankte  lui zweifelhaft  dieser  Schwä.i:er- 
fichaftf  dafs  er  nicht  io  die  Hochverratsprozesse  verwickelt  wurde  und 
keineo  Teil  seiner  Güter  verlor.  Er  war  ein  eifritrer  Anhäuger  des 
Protestantismus,  und  schützte  so  laiiire  und  soweit  es  ihm  möglich 
w^ar,  seine  Uuteithaneu  in  dem  freien  Bekenntnis  ihres  (llaubeiis. 
Als  dies  vertreblich  war  und  er  immer  deutlicher  voraussah,  daJs  die 
Verfol^uüfJ:  sich  später  auch  auf  den  Adel  und  filso  auch  ihn  selbst 
ausdehnen  werde,  so  ersuchte  er  den  sächsischen  Agenten  in  Praj:, 
Lebzelter,  ihm  bei  seinem  Herni  die  Erlaubnis  zu  erwirken,  dafs  er 
seine  falirende  Habe,  sein  Weib  und  seine  Kinder  nach  Dresdru 
flüchten,  ditselbst  sich  eine  Wohnung  mieten  oder  ein  Haus  kaufen 
und  im  äelsersten  Falle  selbst  sich  dahin  be^^eben  dürte.  Der  Kur- 
föi-st  verwiij^erte  die  aniresuchte  Erlaubnis  und  wollte  Kinsky  nur  die 
Ansiedelung  in  einer  Stadt  aufserhalb  Dresdens  juestatten.  Im  folgenden 
Jahre  stellte  Kinsky  dasselbe  Ansuchen  direkt  an  den  Kurfüi*sten,  er- 
hielt aber  auch  diesmal  einen  abweislicheu  Besctieid,  und  als  er  seine 
Bitte  im  Jahre  1628  erneuerte,  fjestattete  der  Kurfürst  nur,  dafs 
Kinsky  zeitweise  seinen  Aufenthalt  in  Dresden  nehmen  dürfe*.  Dem 
Kurfüi-sten  wurde  ülmgens  schon  im  Jahre  1626  davor  bange,  dafs 
sich  so  viele  Leute  aus  Böhmen  nach  Sachsen  flüchteten,  er  fürchtete, 
dafs  dadurch  nichs  blofs  das  Einverständnis  mit  dem  Kaiser  fjestört, 
sondern  auch  die  Ordnung  seines  Staatswesens  gefährdet  werden 
könnte.    Al>er  die  Erwägung,  dals  nur  solche  Pei-souen,  die  um  ihres 


Sächsisches  Staatsarchiv:  Kui'^achsen  an  FerdiDand  IL  dd. 


23.  Dezember  1625 


2.  Januar  1626; 

Km'Süchstn  an  Liechtenstein  dd.  8./18,  Febiniar  1626.  Die  Exulanten  von  Kaaden 
an  Kursachsen  dd.  8.  18.  Januar  1626-  Die  Exulanten  an  den  Rat  von  Annaberg 
dd.   10. '20.  Januar   1626,    Kiursachsen  an    den  Uat  von  Annaherg  und  MarienlLjerg 

dd,  11,/21.  Jannar  1626.    Der  Stadtrat  von  Mftrienherfr  an  Kitrsachsen  dd.  ~-|-, 

1626.  Die  Leitmeritzer  Flüchtlinge  an  Kursadisen  dd.  14.  24.  Februar  1626.  Leb- 
zelter au  Kursachsen  dd.  l-'j.  25.  Mära  1626.    Kinsk^  an  Kuräacusen  dd.  4.  Fehniar 

1  ^    Ft^hi'ti  ar 
1627   und   10.  Februar  1628.     Kursachsen   an  Kinsky  dd.  —~^...  1627  und 

■^  1.  März 

11./21.  FeUniar  1628.    Der  Stadtrat   von  Pirna  an  Kursacbaen  dd.  f^^ft  1626. 

8,  Aprd 
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Glaubeus  willen  verfolgt  wurden,  bei  iliiu  ZuHuctit  suchten  imd  der 
Umstand,  dafs  das  Dresdner  Konsistorium  die  Uüeksichlnaliine  auf  die 
Flüehtigen  als  eine  heilige  Pflicht  erklärte,  schlug  alle  Bedeuken 
nieder,  zumal  man  \Qn  Seite  der  böhmischen  Landesregierung  sich 
jeder  Scham  in  der  Beraubung  der  Flüchtlinge  entscblug.  Hatte  schon 
früher  der  Kurfürst  sich  gegen  diese  Beraubung  ereifert,  so  führte  er 
nun  eine  noch  schilfere  Sprache  und  bewog  damit  endlich  doch  den 
Kaiser  zu  jenem  Dekrete,  welches  den  Auswanderern  den  Verkauf 
ihrer  Güter  und  den  Flüchtigen  die  Rückkehr  zu  dem  Zwecke  ge- 
stattete^ um  ihr  herrenloses  Gut  zu  verilufsern.  Dies  Dekret  eiregte 
zwar  das  höchste  Milsfallen  Wolfsstirns,  der  es  einen  „kleinen  Majestäts- 
brief** nannte,  welcher  den  Lutheranern  aufhelfen  und  bewirken  werde, 
(lafs  die  Reformation  wieder  den  Krebsgang  antrete;  aber  es  blieb 
trotzdem  bestehen.  Als  der  Füi-st  von  Liechtenstein  den  Kurfürsten 
von  Sachsen  von  dem  Dekrete  benachrichtigte,  versprach  er,  er  wolle 
sich  bei  dem  Kaiser  aus  Rücksicltt  für  den  Kurfürsten  bemühen,  dafs 
die  Auswanderer  von  der  Abzugstaxe  und  von  der  Bezahlung  des 
aliquoten  Teils  der  Stadtschulden  befreit  würden'.  Soviel  bekannt 
ist,  konnte  der  Fürst  sein  Versprechen  nicht  mehr  einlialten,  denn  er 
starb  einige  Monate  später.  Jedenfalls  kaui  die  kaiserliche  Verfügung 
wenigstens  einem  Teil  der  Auswanderer  zugute.  Die  Leitmeritzer 
Exulanten  teilten  dem  Kurfürsten  im  folgenden  Jahre  mit,  ilals  sie 
durch  die  erlaubte  Rückkehr  in  die  Heimat  einen  Teil  ihres  frühereu 
Einkoumiens  wieder  erhalten  hätten.  Als  sie  jedoch  ihre  Habe  laut 
der  kaiserlichen  Bewilligung  verkaufen  wollten,  wurden  viele  von 
ihnen  zunj  Verlust  ihres  Besitztums  verurteilt.  Der  Frozefs  war  schon 
im  Jahre  1623  angebahnt  worden,  wurde  aber  erst  am  20.  Mai  1626 
wieder  begonnen  und  am  10.  Dezember  desselben  Jahres  zu  Ende 
geführt.  Jenen  Bürgernj  die  sich  zur  katholischen  Religion  bequemten, 
wurde  volle  Verzeihung  gewährt  und  keines  ihrer  Güter  eingezogen; 
alle  Übrigen  aber  wurden  in  sechs  Klassen  abgeteilt  und  je  nach  der 
Schuld  zum  Verlust  von  ein  bis  fünf  Sechsteln  des  Besitzes  oder  auch 
des  ganzen  Besitzes  verurteilt.  Auf  diese  Weise  verloren  223  Insassen 
von  Leitmeritz  entweder  all  ihr  Vermögen  oder  einen  Teil,  und  zu 
diesen  stellten  die  Emigranten  ein  besondei-s  grofses  Kontingent.  Unter 
denselben  befand  sich  auch  der  böhmische  Historiker  Paul  Stranskj» 
der  sich  später  in  Thorn  niederliefs  untl  im  Exil  ein  Werk  „Status 
Kegni  Bohemife"  schuf,  das  die  staatlichen  Zustände  Böhmens  vor  dem 


*  Ebenda;   Liechtenstein  an  Kursacbsen  dd.  11.  August  1626. 
Archiv:  WoHasttin  an  ilen  Kanzler  Lobkowitz  M.  8.  August  1626. 
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Aufstände  in  meisterhafter  Weise  schilderte.  Da  später  auch  zahl- 
reiche  LeitnieritÄer  Bürger  wegen  der  den  Sachsen  bei  ilirein  Kiufalle 
iu  BöbnieQ  im  Jahre  1631  erwiesenen  Dienste  und  kund;j:egebenen 
Sympathien  zum  Verlust  ihres  Vermögens  vemrteilt  ^^llrden,  so  ist  es 
begreiflieli,  wenn  bei  der  Volkszählung,  die  im  Jahre  li354  vorge* 
nonmien  wurde,  von  den  265  Häusern,  tlie  ehedem  die  Stadt  Leit- 
njeiitz  heseRseOj  %  unbewohnt  und  verwüstet  waren  und  von  den  221 
Häusern  und  Hütten  der  Vorstadt  Dil  dasselbe  Schicksal  hatten  ^ 

Das  Los,  welches  den  Exulanten  in  den  sächsischen  Städten  zu 
Teil  wurde,  war  verschieden.  Bei  ihrer  Ankunft  erfreuten  sie  sich 
wohl  einer  freundlichen  Aufnahme;  als  sie  sich  aber  häuslich  nieder- 
liefsen  und  einzelnen  Bürgern  in  ihrem  Erwerb  Konkurrenz  machten, 
begegnete  man  ihnen  nicht  selten  kalt  und  unfreundlich  und  dies  um 
80  mehr,  als  sich  durch  die  übergrofse  Zahl  der  Flüchtlinge  in  einzelnen 
Städten  der  Preis  der  Lebensmittel  steigerte.  Wenn  die  Eingeborenen 
die  Exulanten  tllier  den  Markt  gehen  und  Eis  waren  einkaufen  sahen, 
geschah  es,  dafs  sie  ihnen  dieselben  aus  den  Händen  rissen  und  wegen 
der  Teuerung,  die  durch  ihre  Ankunft  veraulafst  worden  war,  flucliten. 
Die  Exulanten  seilest  trugen  mitunter  dazu  bei,  dafs  die  Sympathien, 
die  man  ihnen  anfangs  entgegentrug,  sich  in  das  Gegenteil  verkehrten, 
indem  sie  die  sächsische  Lebensweise  abfiUlig  beurteilten.  So  behauptete 
ein  Präger  Exulant,  der  sich  nach  Pirna  geflüchtet  hatte,  dafs  das 
Bitter  hier,  das  man  in  Pirna  braue,  den  Durst  nicht  lösche,  sondern 
steigere ;  alles  sei  in  Pirna  teuer,  das  Volk  sei  grob  und  widerspenstig, 
spotte  und  hedrohe  die  Exulanten,  dafs  sie  sich  kaum  auf  den  Markt 
zu  gehen  getrauten,  das  Fleisch  in  der  Fleischbank  sei  grausig  an- 
zusehen, keinen  Fisch  bekomme  man  zu  kaufen  aufser  dem  unschmack- 
iiaften  Weifsfisch,  die  Zwiebeln  seien  gelb  und  von  Gemüse  und  Obst 
sei  nur  wenig  zu  finden;  kurz  es  sei  nichts  als  Elend  und  Betrübnis. 
Die  Stadt  sei  schön  gelegen,  aber  was  helfe  dies,  wenn  der  Aufent- 
halt so  unangenehm  sei.  Würde  jenunid  vtm  einer  Seuche  befallen, 
so  kenne  man  in  Pirna  keine  Barmherzigkeit;  der  Kranke  werde  in 
ein  Haus  aufser  der  Stadt  geschafft  und  gehe  da  ohne  jede  Pfiege 
zu  Grunde.  Über  solche  mehr  oder  weniger  einseitigen  oder  unge- 
rechtfertigten Urteile  spotteten  wieder  die  Eingeborenen,  indem  sie 
sagten,  die  Exulanten  hätten  zu  Hause  bleiben  sollen,  um  ihr  früheres 
Wohllehen  nicht  aufgeben  zu  müssen^. 


*  Sächsisches  StaAtsarchiv :    Die  Leitmeritzer  Exulanten    an  den   Kurfürsten 
von  Sacb-sen  dd.  18.  August  1627.  —  Bilek  a.  a.  0,  1119  und  1277, 

■  SächsiBcheB  Staatsarchiv:  Schreiben  eines  Prager  Exulanten  nach  Prag. 
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Dafs  die  ZustÄude  m  Pirna  nicht  gar  so  ar^  gewesen  sein  müssen, 
dafür  ist  der  be^te  Beweis,  dafs  sich  ununterbrochen  der  Zug  der 
Auswanderer  dahin  richtete  und  der  Stadtrat  sogar  flir  die  Befriedi- 
gung der  religiösen  Bedllrlbisse  der  der  deutschen  Spraelie  nicht 
kundigen  Einwanderer  ein  Fürwort  hei  dein  Kurfürsten  einlegte.  Die 
deutsehen  Einwanderer  besuchten  selbstverständlich  die  Stadtkirche, 
die  slavischen  Einwanderer  dagegen,  die  sich  kaum  einige  deutsche 
Phrasen  eigen  gemacht  hatten  und  folglich  dem  Gottesdienst  nicht 
mit  Nutzen  folgen  konnten,  ersuchten  um  die  Erlaubnis,  dafs  der 
Gottesdienst  für  sie  in  böhmischer  Sprache  gehalten  würde  und  sie 
sich  hiezu  des  in  Pirna  weilenden  Administrators  Sanmel  Martiuus 
bedienen  dürften,  THe  Bitte  war  an  das  sächsische  Oberkonsistoriuni 
gerichtet.  Der  Stadtrat,  um  Befürwortung  derselben  ersucht,  e]ni>fahl 
die  Erhürung  der  Bitte  und  bestimmte  im  Falle  ihrer  Gewähnmji:  für 
den  böhmischen  Gottesdienst  die  Nicolauskirche,  allerdings  nur  au 
Werketagen.  Gleichzeitig  machte  der  Stadtrat  darauf  aufmerksam, 
dafs  das  heimische  Volk  voraussichtlich  den  böfuuisclien  Gottes- 
dienst wegen  der  Verschiedenheit  der  Cfnemonien  einigemale  aus 
Neugierde  besuchen  werde.  Das  Konsistorium,  mit  Hoe  an  der 
Spitze,  stiefs  sich  aber  nicht  an  der  angedeuteten  Verschiedenheit  der 
Cerenionien,  sondern  empfahl  dem  Kurfürsten  die  Zulassung  des 
höhmiscoeu  Gottesdienstes,  da  auch  „der  deutschen  Nation  in  der 
ganzen  Ki'onc  Böhmen  das  Exercitium  in  der  deutschen  Sprache  zu- 
gelassen wurde".  Der  Kurfürst  j;ab  aber  ilem  Vorschlage  des  Ober- 
konsistoriums  nicht  sogleich  Fol^'e,  weil  er  voraussah,  dafs  dieselbe 
Bitte  an  ihn  auch  von  den  in  anderen  Städten  weilenden  Exulanten 
gerichtet  werden  würde,  und  weil  er  flirchtete,  dafs  sich  auf  diese 
Weise  in  Sachsen  der  Galvitiismns  einnisten  könnte.  Nur  unter  der 
Bedingung  war  er  gewillt  dem  Begehren  der  Pirnaei-  Exulanten  zu 
willfahren,  wenn  sie  sich  nicht  blofs  im  Glauben,  sondern  auch  in  den 
Cerenionien  vullstäudig  dem  sächsischen  Kircheul^rauche  anbequemen 
würden.  Er  wünsclite  deshalb,  dals  das  Öberkimsistoiium  die  Ange- 
legenheit noch  reiflicher  erwägen  möchte*.  Dasselbe  teilte  die  Be- 
denken des  Kurfürsten  nicht,  sondern  empftihl  abermals  die  Gewährung 
der  Bitte,   weil    „die   liOhmische  Nation  zuvor  so  gutwillig  gegen  die 


*  Sächsisches  Staatsarchiv :  Die  böhniibchen  Exulanten  an  dos  sichsische  Ober- 
22*  Januar 


konsistorinm  dd. 


L  Februar 


1628,    r>er  Stadtrat  von  Pinia  an  das  Oherkonsistorium 


dd. 


29.  Januar 


162H.   Das  ObiTkonsistorium  an  Kursadisen  dd.  4./ 14.  Februar  1628. 


y,   Februar 
Resolution  des  Kurfürsten  von  Sachsen  dd.  5, 15.  Febmar  1628. 
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Deotseheo  gewesen  und  clenselbeu  das  (leutscl]-evanjj:elische  Exereitium 
in  ihren  böhmischen  Kirchen  vei-stattet  habe"  und  „weil  alle  Sprachen 
mn  Pfingsifest  geweiht  und  geheiligt*^  worden  seien.  Um  die  Bedenken 
des  Kurfürsten  zu  besch wichtigen,  empfahl  das  f^berlvonsistoriuniy  dafs 
derjenige,  der  den  böhmischen  Gottesdienst  leiten  wUrde,  sich  in  Be- 
zug auf  seinen  Glauben  in  Dresden  einem  Examen  unterziehen  und 
die  formula  concordiic  unterschreiben  solle.  Vor  Antritt  seines  Amtes 
und  während  er  dasselbe  bekleiden  würde,  solle  er  dem  Superinten- 
denten in  Pirna  ^beichten'',  das  Abendmahl  aus  dessen  Händen 
empfangen  und  in  allen  Ceremouien  und  Ehesachen  voll  stund  ige  Kon- 
formität wahren.  Endlich  sollte  er  sich  auch  verpflichten,  Anhänger 
einer  anderen  als  der  Augsburger  Konfession,  die  sich  bei  ihm  ein- 
schleichen würden,  auszuweisen  uud  anzuzeigen,  —  Obwohl  dieses 
Outachten  sowohl  den  Prediger,  wie  seine  Zuhörer  der  schärfsten  Kon- 
trolle unterzog,  beschwichtigte  es  doch  die  Bedenken  dos  Kurfilrsten 
nicht;  er  übergab  die  Angelegenheit  nochmals  seinen  RegierungsrÄten 
zur  Begutachtung  und  wTjllte  namentlich  wisscm,  ob  er  den  böhmischen 
Gottesdienst  allein  auf  Pirna  l>eschränken  oder  ihn  in  allen  Städten, 
wo  man  um  die  Gewi^hmng  desselben  ei^suchen  würde,  gestatten  solle. 
Auch  wollte  er  von  ihnen  für  den  Fall  beraten  sein,  wenn  Streitig- 
keiten zwischen  den  Einwanderern  uud  den  Einheimischen  vor  Gericht 
ausgetragen  werden  mtifsten  und  die  Einwanderer  w-egen  Unkenntnis 
der  deutscheu  Sprache  Richter  verlangten,  die  der  böhmischen  Sprache 
kundig  seien.  Eine  solche  Neuerung,  wie  die  Austelhmg  von  beider 
Sprachen  kundi^ren  Richtern  in  Sachsen  einzuführen,  fand  er  bedenk- 
lich, da  sie  mancherlei  Konfusionen  im  Gefolge  haben  würde  '. 

Die  Regieningsräte  in  Dresden  empfahlen  darauf  nochmals  die 
Bewilligung  des  böhmischen  Gottesdienstes  unter  strenger  Beachtung 
der  vom  Oberkonsistorium  vorgeschlagenen  Kanteten;  auch  sie  wollten 
nnt  dieser  Bewilligung  den  Dank  dafür  abstatten,  diifs  die  böhmische 
Kation  der  deutschen  rlas  freie  Exereitium  der  evangelischen  Religion 
in  den  böhmischen  Kirchen  vei'stattet  habe,  ^Man  dürfe  diejenigen, 
die  blofs  böhmisch  vei'stiinden,  nicht  für  deterioris  conditionis  erachten, 
sondern  müsse  sie  um  so  viel  mehr  in  christliche  Obacht  nehmen." 
Es  sei  auch  nicht  zu  besorgen^  dafs  durch  die  gewidirte  Erlaubnis  der 
Calvinismus  in  Sachsen  EiuL'ang  gewilnne,  dorm  <lie  meisten  Bittsteller 
seien  einfache  Leute,  die  sich  mit  keiner  sophistischen  Deutung  der 
Glaubenslehre  befafsten,   und   wenn  sich  unter  ihnen  Calvinisten  be- 


*  Ebenda :  Das   Oberkonsistoriiuii  ao  den  KurftU-sten  von  Sachsen  dil.  7./17. 
Februar  1628.    Kursarhsen  an  die  Rcgtemng  zu  Di-esden  dil.  11.^21.  Februar  1628. 
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fänden,  so  wtirde  man  ihrer  bald  Herr  werden,  sobald  der  böhmischtr 
Seelsorger  seine  Ptlidit  thue.    Vorläufig  solle  der  böhmische  Gottes- 
dienst auf  Pirna  beschninkt  bleiben,  es  sei  nicht  zu  erwarten,  dais  die 
K\ulanten  in  anderen  Städten  ebenfalls  um  denselbeo  ersuchen  worden, 
da  die  Anstellung  eines  eigenen  Geistlichen  mit  Ausla^iren  für  sie  ver- 
bunden wÄre.    Sollten  sie  aber  trotzdem  um  denselben  ersuchen,   so 
widerrieten  die  Ritte  die  Gewiihrun^  nicht.    Bezüglich  fier  allenfalls 
auftauchenden  Rechtsstreitigkeiten  teilten  die  Rate  die  Bedenken  des 
Kurfürsten  nicht;  es  werde  keineswegs  die  Anstellung  von  Richtern, 
die  der  böhmischen  Sprache  kundig  seien,  notwendig  sein,  sondern  nur 
die  Vennittlung  eines  Dolmetscheüj   und  solcher  gebe  es  unter  dea 
Einwanderen!  in  hinreichender  Menget    Man  sieht,  dals  die  sächsischen 
Eegienmgsrftte  wohl  den  Exulanten  in  Bezug  auf  das  Dogma  nicht 
das  leiseste  Zugeständnis  machen   und   folglich   der  böhmischen  Kon- 
fession keinen  Zutritt  gönnen  wollten,  im  übrigen  aber  sich  von  einer 
freundlichen  und  entgegenkommenden  Gesinnung  leiten  liefeen.     Der 
Kurfürst  hatte  zu  gleicher  Zeit  auch  bei  dem  Stadtrat  in  Pirna  auge- 
fragt,  wie  hoch  sich   die  Zahl  der  in  der  Stadt  weilenden  Exulanten 
belaufe»    Er  bekani  zur  Antwort,  dafs  dieselbe  etwa  500  botrage,  daHs 
sie  aus  Prag  und  Leitmeritz  gekommen  seien,  die  Mehrzahl  von  ihnen 
die  deutsche  Sprache  verstehe,   aber  nicht  eigentlich   reden   könne; 
„die  Zahl  jener,  die  blofs  böhmisch  verstünden,  betrage  nicht  über  100.** 
Auf  diese  Nachricht  und  die  obigen  Gutachten  gewährte  der  Kurfürst 
die  Erlaubnis  zur  Abhaltung  des  böhmischen  Gottesdienstes,  aber  nur 
für  die  Dauer  eines  Jalires,  und  zwar  für  Pirna  allein.    Als  im  folgen- 
den Jahre  die  Exulanten  neuerdings  um  die  Erlaubnis  ersuchten   und 
das  Oberkonsistorium  dieses  Ansuchen  Ijefürwortete,   verläugertje  der 
Kurfürst  die  Gültigkeit  des  Zugeständnisses  abermals  um  ein  Jahr  und 
that  dasselbe  auch  in  den  Jahren  16B0  und  1631,    Ob  von  da  an  sich 
die  Exulanten  sprachlich  mit  ihren  Wirten  im  Gottesdienste  einten, 
wissen  wir  nicht  anzugeben:  jedenfalls  minderte  sich  das  Bedürfnis 
nach  einem  böhmischen  Prediger  und  schwand  für  die  heranwachsende 
Jugend  vollständig'^. 


'  Ebf^ndar  Gutachten  der  Regiening  in  Dresden  dd.  15.25.  Febmar  1628. 

^  Ebenda:   Der  iitadtrat  von  Pirna  an  Kursachsen  dd.  12. '22.  Februar  1628. 

Der  Kurfürst  an  das  Oberkonsituorium  dd.  Il.i21.  Morz  1628.    Das  liberkonsisto* 

riuni    an  KurBachsen   dd.    16.26.   März    1629,     Entscheidung  des   Kmfarsien  dd», 

it  tm   »r«      »con   26.  Mürx  ..^^       .  23.  Juni  ,,,... 
17./27*  März  1629,  - — —-r^  1630  und  -:^    .,  ,.     1G3L 


I 


5.  April 


8.  Jiüi 


Sechstes  Kapitel. 


Lobelius  verlangt  die  Zuerkennimg  der  Herrschaften  Moldautein  und  Bischofteinitz. 

—  Andere  Forderungen  des  £rzbischofs.  —  Gutachten  über  die  geistlichen  Forde- 
derungen.  —  Weitere  Erhöhung  der  Einkünfte  des  Erzbistums.  —  Anspruch  des 
Erzbischofs  auf  Pilgram.  —  Verhandlungen  bei  der  Propaganda  und  in  Wien  über 
die  Bestitutionsfrage.  —  Stellungnahme  der  Jesuiten.  —  Verhandlungen  F.  Valeriana. 

—  Bewilligung  der  erhöhten  Salzsteuer  für  den  Klerus.  —  Protestkundgebungen 
der  Klostergeistlichkeit  —  Ende  dieser  Streitigkeiten  durch  die  Waffenerfolge  der 

Schweden. 

Die  Opferwilligkeit  und  Uneigennützigkeit,  welche  die  ersten  Ver- 
kündiger des  Christentums  auszeichnete,  kam,  seit  sich  die  Kirche 
staatlicher  Anerkennung  erfreute,  nur  sporadisch  vor.  Der  gewonnene 
Einfiufs  wurde  nicht  blofs  durch  Tugend  und  Wissen,  sondern  noch 
mehr  durch  die  erlangte  Macht  und  den  damit  in  Verbindung 
stehenden  Keichtum  aufrecht  erhalten ,  und  man  darf  sich  deshalb 
nicht  wundem,  wenn  der  Klerus  häufig  die  geistigen  Gtlter  vernach- 
lässigte, dagegen  die  materiellen  mit  um  so  gröfserer  Entschlossen- 
heit vertheidigte  und  wenn  er  auch  in  Böhmen  den  Sieg  des  Kaisers 
in  erster  Linie  zur  eigenen  Bereicherung  und  dann  erst  zur  Be- 
kämpfung der  gegnerischen  Lehren  benützen  wollte.  Als  der  in  Wien 
weilende  Erzbischof  von  Prag,  Johann  Lohelius,  die  Kunde  erhielt, 
dafe  Maximilian  von  Bayern  und  Johann  Georg  von  Sachsen  die 
Exekution  gegen  Böhmen  übernehmen  würden  und  man  also  hoffen 
konnte,  dafs  der  Aufstand  bald  sein  Ende  erreichen  würde,  ersuchte 
er  alsbald  den  Kaiser  um  die  Restaurierung  der  böhmischen  Kirche  20.  Jud 
in  alter  Pracht  und  Herrlichkeit,  d.  i.  um  die  Zuweisung  der  seit  den 
Husitenstürmen  verlorenen  Güter,  und  wiederholte  diese  Bitte,  sobald 
der  Sieg  auf  dem  Weifsen  Berge  die  ersehnte  Entscheidung  gebracht 
hatte.    Um  dem  Kaiser  keinen  Zweifel  darüber  zu  lassen,  auf  wieviel  ^'^^' 
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er  Anspmch  iimclie,  zählte  er  die  lauge  Reihe  von  Gütern  auf,  über 
die  ehedem  die  Erzbischöfe  von  Prag  verfügt  hatten  und  die  nun  alle- 
samt in  fremden  Besitz  übergegangen  waren,  Ferdinand  L  hatte  t>ei 
der  Wiedererneuerung  des  Erzbistums  im  Jahre  1561  für  den  Unter- 
halt des  Erzbischofs  6000  Thaler  angewiesen,  deren  Zaldung  sich 
Rudolf  IL  dadurch  entzog,  dals  er  die  Güter  des  Gistercienserstiftes 
Ossegg  dem  Erzbischuf  zum  Unterhalt  zuwies,  Lohelius  erklärte  uuu 
auch,  dafs  er  nur  mit  Gewissensbissen  den  Unterhalt  ans  diesen 
Gütern  bezogen  habe  und  mahnte  deshalb  den  Kaiser,  dieselben  dem 
Orden  zurückzugeben  und  ihn,  weil  il\e  Gelegenheit  jetzt  günstiger 
als  je  sei,  mit  eigenen  Gütern  auszustatten  K 

Fast  ein  halbes  Jahr  mufste  sich  der  Erzbischof  gedulden,  bis 
Ferdinand  seiner  Bitte  insoweit  nachgab,  daJs  er  ihm  die  ehemals  erz- 
bischüf  liehe  Herrschaft  Moldautein  ins  Eigentum  übertrug.  Die  Bürger 
von  Moldautein  hatten  sich  von  ihrem  letzten  Besitzer  freigekauft 
und  danut  die  Rechte  einer  königliehen  Stadt  erworben:  weder  auf 
diese  mit  Opfern  erlangte  bevorzugte  Stellung,  nud\  auf  die  von  ihnen 
erworbenen  Eigentumsrechte  über  die  gleiclinamige  Hen*schaft  wurde 
vom  Kaiser  Rücksicht  genommen.  Als  die  Bürger  von  Moldauteiu 
Nachricht  von  dieser  Verordnung  bekamen,  niufsten  sie  sich  wolil 
fügen,  allein  sie  suchten  wenigstens  einigermalsen  den  ihnen  zuge- 
fügten Schaden  zu  mildern,  indem  sie  grofse  Holzschläge  in  den 
Wäldern  anordneten  und  für  sich  verwerteten.  Lohelius,  der  kein 
Verständnis  für  das  den  Bürgern  zugefügte  Unrecht  hatte,  hatte  auch 
kein  Erbarmen  für  die  von  ihnen  geübte  eigenmächtige  Rechtshilfe 
und  klagte  deshalb  gegen  sie  als  Schibliger  seines  Eigentums,  Die 
Schlacht  auf  dem  Weifsen  Berge  hatte  das  Land  rechtlos  gen»acht, 
was  Wunder,  wenn  der  oberste  Kirchenfürst  auch  die  Grundsätze  der 
Billigkeit  vergals'. 

Um  die  weitere  Restitution  der  Kirchengüter  zu  beschleunigen^ 
forderte  der  Erzbischof  die  Abte  der  l)öhmi sehen  Klöster  auf,  auch 
ihrerseits  den  Kaiser  um  die  Rückstellung  der  ihnen  seit  den  Husiten- 
tagen  entiissenen  Güter  zu  ersuchen.  Das  \'erzeichnis  der  Güter,  die 
man  reklamierte,  erstreckte  sich  auf  1500  Dörfer,  Schlösser  uod  Städte; 
später  behauptete  man  in  Bausch  und  Bogen,  dafs  zwei  Drittel  des 
Landes  dem  Klerus  gehörten.    Inwieweit  der  Kaiser  den  Reklamationen 
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'  Prager  Konsistorialai-cliiv :  Der  Erzbischof  an  den  Kaiser  im  Monat  Juni 
1620,  dann  dd.  30.  November  und  1.  Dezember  1620. 

•  Ebenda:  Ferdinand  an  Liechtenstem  dd.  6.  Mai  1621.  Lohelius  au  Liechteu- 
»tein  dd.  12.  Juni  1621. 
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werde  genügen  köUDen,  konnte  man  im  Augenblicke,  wo  die  Bitt- 
scliriften  an  ihn  gerichtet  wurden  (Juni  und  Juli  1621),  noch  nicht 
wissen,  denn  noch  walteten  die  Koiiliskationskommissionen  nicht  ihres 
Amte^  und  nur  die  Güter  der  hsDgeriehteten  und  flüchtigen  Rebellen 
waren  mit  Beschlag  belegt  worden.  Vorläufig  wies  der  Kaiser  für  die 
dringenden  Bedürfnisse  des  Klerus  bedeutende  Geldsummen  an,  welche 
rasch  verbraucht  wurden  imd  den  Hunger  reizten  statt  ihn  zu  be- 
schwichtigen. Der  Erzbischof  ersuchte  jetzt  auch  den  Papst  um  seine 
Fürbitte  bei  dem  Kaiser  und  bestürmte  diesen  selbst  noch  zweimal 
vor  Abschlurs  des  Jahres  in  derselben  Angelegenheit.  Bei  dieser  Ge- 
legenheit bat  er  auch  für  die  Domkirche  vor,  wo  der  Gottesdienst  ^^'^^Y^'- 
nur  von  sechs  Dondierren  und  vier  Vikaristen  versehen  wurde,  aller- 
ilings  eine  armselige  ZaW,  wenn  man  bedenkt,  dais  an  dei'selben 
Kirche  zur  Zeit  Karls  IV.  über  300  Kleriker  den  gottesdienstlichen 
Verrichtungen  oblagen  ^ . 

Da  alle  diese  Bitten  nicht  das  gewünschte  Resultat  zuwege 
brachten,  schickte  der  Erzbischof  die  zwei  hervorragendsten  böhmischen 
Geistlichen  nach  Wien,  um  durch  diese  die  Güterrestitution  energischer 
betreiben  zu  lassen.  Es  waren  dies  der  Abt  des  Prämonstratenser- 
stiftes  Questeuberg  und  der  Domherr  Plateis»  zwei  durch  ihre  kirch- 
liche Gesinnung  und  energische  Verfolgungswut  bekannte  und  deshalb 
von  den  Katholiken  hochgeschätzte  Persönlichkeiten.  Sie  sollten  den 
Nuntius  (den  Bischof  Caraffa)  um  seine  Vermittlmig  ersuchen,  aber 
wie  sehr  derselbe  schon  aus  eigenem  Eifer  die  Bitten  des  Erzbischofs 
zu  unterstützen  bereit  war,  so  sah  er  doch  ein,  dals  seine  Fordenmgen 
übertrieben  seien  und  er  deutete  dies  demsell^en  offen  an^  Der 
Kaiser  verlangte  die  Vorlage  von  Dokumenten,  die  die  Ansprüche  des 
Klerus  erweisen  sollten,  welchem  Begehren  man  mit  möglichster  Eile 
nachkam.  Wieder  lieis  Ferdinand  einige  Monate  verfliefsen,  ohne  eine 
günstige  Entscheidung  zu  treffen  und  vielleicht  gab  erst  das  Dringen 
des  Domherrn  Plateis  den  Anlafs,  dafs  endlich  eine  Entscheidung  er- 
folgte; aber  sie  trug  den  Wünschen  des  böhmischen  Klerus  fast  keine 
Rechnung,  denn  sie  betr^  allein  den  Erzbischof.  Der  Fürst  von 
Liechtenstein  erhielt  den  Befehl,  den  letzteren  in  den  Besitz  einiger 
grofser  Güter  einzuführen.  Allein  da  der  Statthalter  mit  der  Erfüllung 
dieses  Befehles  säumte  und  in  der  kaiserlichen  Entscheidung  von  der 


^  Ebenda:  Lobelius  an  die  Abte  der  bökniiBchen  Klöster  dd.  28.  Juni  1621. 
Das  Domkapitel  an  deo  Kaiser  dd.  !2-  Juni  162J.  Der  Erzbischof  ao  Ferdi- 
nand II.  dd.  29.  November  und  13.  Dezember  1621.  Der  Erzbischof  an  den  Papst 
(undatiert). 

'  Ebenda:  Caraffa  an  den  Erzbischof  dd.  1.  Jamiar  1622. 
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Einräumung  säintliclier  ehemaliger  erzbisehöfliclier  Güter  ebensowenig 
die  Rede  war,  wie  von  der  Befriedigiinp  der  Klosteransprüche,  aber 
Gefahr  im  Verzuge  war,  weil  die  Regierung  schon  den  Verkauf  der 
konfiscierten  GQUt  anordnete,  ohne  sich  darum  zu  kümmern,  ob  die- 
selben früher  kirchliches  Eigentum  gewesen,  so  beschwerte  sich 
Lohelius  beim  Nuntius  und  verlangte,  dafs  mit  dem  Verkauf  inne  ge- 
halten werde,  bis  die  kirchlichen  Ansprüche  befriedigt  sein  würden^ 
Die  BereichenmgBWut  der  hervorragenden  Kavaliere  steUte  sich  jedoch 
diesem  Ansinnen  entgegen.  Waldstein,  Liechtenstein  und  andere 
sucliten  um  jeden  Preis  in  den  Besitz  zahlreicher  Güter  zu  gelangen 
und  setzten  dies  auch  durch,  indem  sie  dem  Kaiser  eine  entsprechende 
Kaufsunime  anboten.  Bevor  übrigens  das  Schreiben  Loheis  naclj  Wien 
gelangte,  hatten  einige  der  beutesüchtigen  Kavaliere  dem  Nuntius 
gegenüber  die  Behauptung  aufgestellt,  dafs  die  Könige  von  Böhmen 
von  dem  Papste  das  Privilegium  erhalten  hätten,  über  die  Kloster- 
güter nach  Belieben  zu  verfügen  und  dafs  also  der  den  Klöstern  zu- 
gefügte Schaden  nicht  gutgemacht  zu  werden  brauche,  weil  er  mit 
päpstlicher  F>laubnis  geschehen  sei.  Erstaimt  frug  der  Nuntius  bei 
dem  Erzbischof  an,  was  es  mit  diesem  Privilegium  für  eine  Bewandtnis 
habe;  die  Antwoit  lautete  dahin^  dafs  ein  solches  gar  nicht  existiere, 
dafs  aber  in  Böhmen  allerdings  jene  verdammliche  Theorie  Geltung 
erlangt  habe,  nach  der  der  König  über  die  lüostergüter  nach  Belieben 
veifügen  dürfe'. 

Lohelius  war  es  nicht  länger  heschieden,  als  Vorkämpfer  für  die 
kirchlichen  Rechte  aufzutreten,  da  er  schon  am  2.  November  1622 
starb.  In  der  Zwischenzeit  bis  zum  Eintritt  seines  Nachfolgers  be- 
stimmte der  Kaiser,  dafs  die  Ossegger  Güter  nicht  mit  dem  Erzstift 
vereint  bleiben,  sondern  dem  Cistercienserorden  zurückgegeben  werden 
sollten,  doch  ordnete  er  an,  dal's  dem  künftigen  Erzbischof  ein  Ersatz 
geleistet  werden  sollet  Zu  dieser  Würde  ernannte  er  den  Sohn 
seines  vertrauten  Ratgebers,  des  Grafen  Haixach,  der  noch  im  jugend- 
lichen Alter  stand.  Der  Statthalter  von  Böhmen,  der  den  Reklama- 
tionen des  Klerus  aus  den  oben  angegebenen  Griinden  nicht  wohl- 
wollte, fürchtete,  dafs  er  gegenüber  dem  jungen  Ernst  Harrach  einen 
schweren  Stand  haben  würde,  da  dieser  an  seinem  Vater  einen  mäch- 
tigen Fürsprecher  hatte.    Liechtenstein  mag  sich  wohl  aus  dem  Grunde 


^  Ebenda:  Der  Erzbiscliof  an  den  Kaiser  dd.  30.  März  und  3.  August  1622. 
Der  Erzbischof  an  Plateia  dd.  10.  September  1622.  Ferdinand  an  Liechtenstein  dd. 
17.  September  1622.  Lolielius  im  den  Kaiser  untiatiert,  Lolielius  an  deri  Nuntius 
dd.  21.  8eptetidiei'  und  15,  Oktor>cr  1622. 

^  Ebenilu:  Ferdinand  U.  ao  Liechtenstein  dd.  4»  Dezember  1622. 
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l)eeilt  liabea,  dem  Kaiser  zwei  Gutachten  zuzuschicken,  eines  von  der 
böhmischen  Kammer^  das  andere  von  einer  eigenen  Kommission  er- 
stattet, welches  sich  iregen  die  Restitution  der  geistüchen  Guter  aus- 
sprach und  den  Klerus  auf  die  Mildthätigkeit  des  Kaisere  verwies. 
Die  böhmische  Kanimer  erkannte  die  Berecliti^ung  der  Klosteran>sprttche 
im  Principe  an,  wies  sie  aber  in  der  Praxis  zurück,  weil  der  Kaiser 
denselben  nicht  genügen  könne,  indem  die  verhängten  Konfiskationen 
ihm  keine  gröfsere  Summe  als  etwa  drei  Millionen  Thaler  eintrügen 
und  diese  zur  Bezahlung  der  Soldaten  verwendet  werden  mtiXsten* 
Welche  Berechnung  dieser  lügnerischen  Behauptung  zu  Grande  lag, 
ist  schwer  zu  sagen,  wenn  man  bedenkt,  dafg  schon  die  im  Jahre  1621 
konfiscierten  Güter  mit  fünf  Millionen  Thaler  bewertet  wurden  \  und 
diese  urnfalsteu  mir  einen  kleinen  Teil  der  späteren  riesigen  Konfiska- 
tionen, Die  böhmische  Kammer  liet  dem  Kaiser,  dem  Papste  über 
den  geringen  Ertrag  dieser  Konfiskationen  zu  berichten,  ihm  auch  mit- 
zuteilen, dal's  die  Geistlichkeit  m  den  Besitz,  den  sie  unmittelbar  vor 
1618  inne  gehabt,  wieder  eingesetzt,  ihr  die  während  des  Aufstandes 
entzogenen  Einkünfte  ersetzt  und  aufserdem  ihr  den  Betrag  von 
1500000  Thaler  in  Stiftungen  zugewiesen  worden  sei.  Wir  erfahren 
also  bei  dieser  Gelegenheit,  in  welcher  Weise  der  Kaiser  seit  dem 
Jahre  1621  den  Klagen  genügt  und  dafs  die  Summe  des  dargebotenen 
Geldes  oder  der  Wert  der  neu  eingeräumten  Güter  diese  beträchtliche 
Höhe  erreicht  habe.  Die  Kammer  hofiFte,  dafs  der  Papst  den  Kaiser 
von  der  Restitution  sämtlicher  Güter  disjjensieren  werde,  gerade  so 
wie  Paul  IV.  dem  Kaiser  Ferdinand  die  Absolution  dafür  eiteilt  habe» 
dafs  er  die  Güter,  die  er  den  Klöstern  weggenommen,  nicht  ersetzen 
konnte. 

Schärfer  betoute  das  zweite  Gutachten  die  Unmöglichkeit  einer 
Restitution,  weil  die  Rechtssicherheit  im  Lande  untergraben  würde, 
wenn  eine  hundertjährige  Eintragung  in  die  Landtafel  das  Eigentum 
nicht  sicherte  und  weil,  wenn  ein  oder  der  andere  Eigentümer 
eiues  solchen  Gutes  dasselbe  wegen  Hochverrats  jetzt  verliere,  nur 
der  Kaiser  vermöge  seiner  Majestätsrechte  und  nicht  das  betreffende 
Kloster  in  den  Besitz  treten  dürfe.  Noch  zahlreiche  andere  juristische 
Gründe  wurden  angefülirt,  die  den  Beweis  lieferten,  dafs  auch  in  der 
frommen  Regierung  Ferdinands  die  Rechte  des  Staates  gegen  die 
Kirche  energisch  verteidigt  werden  konnten.  Leider  handelte  es  sich 
dabei  nicht  um  das  Staats  Interesse,  sondern  darum,  dafs  einige  hohe 
[erren  um  Spottpreise  die  besten  Güter  an  sich  bringen  wollten» 


*  Gindelj,  Gescliichte  des  SOjalitigeE  Krieges,  Band  IV»  87. 
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Zum  Schlüsse  beuierkten  die  Verfasser  des  Gutachteng,  dafs  die  Kirche 
nichts  zur  Heibejfiihnuig  des  Sieges  gethan  habe,  sie  also  die  Kosten 
desselben  mittragen  niUsse  und  es  deshalb  nicht  unerlaubt  sei,  wenn 
der  Kaiser  die  koutiscierten  Güter  unter  {lie  Laien  verteile,  die  mit 
ihrem  Schwerte  die  Vorteile  des  Sieges  auch  weiter  aufrecht  erhalten 
mtllsten.  Sie  warfen  dem  Klems  Undankbarkeit  und  Habsucht  vor, 
weil  er  sich  nicht  ndt  dem  begnüge,  was  der  Kaiser  bisher  für  ihn 
gethan  habe,  uml  dafs  er  sogar  auf  der  Kanzel  über  erlittenes  Unrecht 
schreie.  Doch  war  die  Kommission  erbötig,  ein  %vichtiges  Zugeständ- 
nis dem  Klerns  unter  der  Bedingung  zu  machen,  wenn  er  seine  An- 
sprüche auf  die  Güterrestitution  aufgebe;  dieses  sollte  darin  bestehen, 
dafs  der  gesamte  freistliche  Besitz  sich  derselben  Privilegien  erfreuen 
sollte,  dessen  sich  nach  der  Landesordnung  (§11)  blofs  die  Güter  des 
Domkapitels  erfreuten,  die  nämlich  vom  König  weder  verpfändet  nocl^ 
verkauft  werden  durften.  Alle  geistlirhen  Güter  sollten  fortan  alleiniges 
Eigentum  des  Klerus  sein,  auf  das  der  König  unter  keiner  Bedingung 
mehr  greifen  dürfte.  Fürst  Liechtenstein  schickte  beide  Gutachten 
dem  Kaiser  zu  und  riet  auch  selbst  in  scharfer  Weise,  die  Hestitutious- 
ansprtlehc  abzulehnen  oder  zu  erklÄreii,  die  Geisthchen  müfsten  nach 
Mafsgabe  der  von  ihnen  verlangten  Güter  ihre  Quote  zu  den  allge- 
meinen Kriegslasten  beisteuern.  Wurde  dein  Klems  dieser  Bescheid 
zu  Teil  und  ihm  die  Rechnung  gemacht,  dann  allerdings  mufste  er 
verstimmen,  denn  man  hätte  ihm  eine  beliebige  Summe  angesetzt,  die 
die  fraglichen  Güter  nach  der  damaligen  Schätzung  samt  und  sonders 
nicht  wert  waren  \ 

Nicht  sow^ohl  dieser  Rat  als  die  Unmögliclikeit,  dem  Wunsche  des 
Klerus  nachzukommen,  veranlafsten  den  Kaiser,  zunächst  nur  dem 
Erzbischof  den  Mund  zu  stopfen.  Er  beschlofs  sein  Einkommen  von 
6000  auf  24  000  Thaler  zu  erhöhen  und  ihm  aufserdem  noch  die  Ein- 
künfte der  Herrschaft  Moklautein  anzuweisen.  Indem  er  davon  dem 
Statthalter  Nachricht  gab,  forderte  er  ihn  auf,  diejenigen  Güter  zu  be- 
zeichnen, deren  Gesamtertn^gnis  diese  Summe  ergebe  und  dieselben 
dann  dem  Erzbischof  zu  übergeben^.  Bei  der  Zuweisung  der  Güter  — 
es  waren  dies  Ro/.mital,  Rotli-Reuic  und  Neu-Reichenau  —  und  bei 
der  Berechnung  ihrer  Erträgnisse  wehrte  sich  der  Erzbischof  hart- 
näckig dagegen,  dais  das  bewegliche  Gut  auf  den  Herrschaften  in  den 
Wert  derselben  eingerechnet  und  sein  Einkommen  dadurch  verkürzt 


*  Ebenda;  Die  zwei  Gutachten,  danü  Liechtensteins  Brief  an  den  Evjiiser 
25.  April  1623. 

'^  Ebenik:  Ferdinand  U.  an  Liechtenstein  dd.  4.  Juli  1623.  Ferdinand 
den  Erzbischoi  UoiTach  M,  4,  Juli  1623. 


—     313     — 

werde;  doch  nahm  man  auf  seine  Beschwerden  keine  Rücksicht,  oder 
wenigstens  die  böhmische  Kammer  wollte  keine  nehmen.  Bezeichnend 
ist,  dafe  der  Erzbisdiof  das  Einkommen  ans  dem  Gut  Ossejrg  noch 
weiter  bezog,  obwohl  der  Kaiser  anders  entschieden  und  dem  Fürsten 
Yon  Liechtenstein  den  Befehl  gegeben  hatte,  dasselbe  dem  gleich- 
namigen Kloster  zuzuwenden ;  aber  weder  der  frühere  noch  ein  späterer 
Befehl  wurden  respektiert  \  und  so  blieb  der  Erzbtschof  im  Besit^.e 
hauptsächlich  wohl  deshalb,  weil  er  sein  Einkommen  noch  immer  nicht 
auf  24000  Thaler  bewertete.  Ans  eben  diesem  Grunde  stellte  er  das 
Begehren,  dals  ihm  die  Stadt  Pilgram  ^amt  dem  zu  ihr  gehörigen 
Gute  eingeräumt  werde.  Die  Stadt  hatte  ehedem  zum  Erzbistum  ge- 
hört, erfreute  sich  aber  seit  mehreren  Jahrzehnten  der  Rechte  einer 
königlichen  Stadt,  weil  sie  sich  unter  Rudolf  IL  losgekauft  hatte.  Dem 
Kaiser,  der  eben  im  Begriffe  war,  die  Privilegien  Pilgrams  zu  be- 
stätigen, kam  dieses  Begehreu  befremdlich  vor,  und  er  trug  deshalb 
dem  Fürsten  von  Liechtenstein  aut,  nachzuforschen,  was  es  mit  dem 
vom  Erzbischof  behaupteten  früheren  Besitz  für  eine  Bewandtnis  habe, 
und  zugleich  untersuchen  zu  lassen,  wie  viel  ihm  die  bereits  einge- 
antworteten Güter  in  gewöhnlichen  Zeiten  eintragen  würden,  ob  also 
die  bewufsten  24  000  Thaler  gedeckt  seien  oder  nicht*.  Der  Streit 
bezüglich  Pilgrams  zog  sich  durch  mehrere  Jahre  hin,  rla  der  Erz- 
bischof sich  der  mächtigen  Fürsprache  seiner  Angehörigen  erfreute  und 
so  die  Ritten  und  Proteste  der  Pil gramer  nicht  die  gehörige  Würdi- 
gung fanden»  Dieselben  führten  auf  Grund  von  Dokumenten  den 
Nachweis,  dafs  der  Erzbischof  Johatin  Oeko  von  Wla^üu  die  Gerichts- 
barkeit über  die  Stadt  im  Jahre  1375  an  die  Bürger  um  die  Summe 
von  360  Schock  Groschen  verkauft  habe,  dafs  sie  also  scfiOD  seit  dritt- 
halbhundert  Jahren,  also  lange  vor  den  Husitenkriegen  ihre  Ver- 
bindung mit  dem  Erzbistum  in  friedlicher  Weise  gelöst  hätten.  Han-ach 
behauptete  die  Ungültigkeit  dieses  Verkaufes,  weil  ihm  die  päpstliche 
Zustimmung  gemangelt  habe;  aber  die  Bürger  bewiesen  auf  Gnmd 
derselben  Dokumente,  dafs  die  Kantsummc  vom  Erzbischof  zum  An- 
kauf von  Helfenburg  verwendet  und  sonach  dem  Ei-zstifte  damit  ein 
gi'öfserer  Vorteil  zugewendet  worden  sei,  als  mit  der  Ausübung  der  Ge- 
richtsbarkeit verbunden  gewesen  war.  Da  aufserdem  die  Haltung  der 
Pilgramer  während  des  vei'gangenen  Aufstandes  eine  so  vorsichtige  ge- 


*  Ebenda:  Der  ErzLischof  you  Prag  an  Liechtenstein  M,  20.  Oktober»  21. 
und  25.  November  und  12.  Dezemlier  1623.  Harratb  an  den  Hauptmann  zu  Ossegg 
dd.  14.  Dezember  1623, 

-  Ebenda:  Erzbischof  Harrach  an  den  Kaiser  du.  25.  Mai  1624.  Derselbe 
an  seineu  Bruder.    Der  Kaiser  un  Liecbteiistein  dd.  9  und  10.  Dezember  1624. 
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wesen  war,  dal's  sogar  der  Konfiskationsgerichtsbof  an  ihnen  keine 
Schuld  faudy  so  konnte  der  Erzbischof  mit  seiiieui  AnsucheD  nicht 
durcbdriii^ien,  und  die  Pilp:i^auier  erfreuten  sich  nach  wie  vor  ihrer 
Freiheit.  Der  Erzbischot  warf  mittlerweile  sein  Aup:eninerk  auf  die 
Güter  des  Kreiizherroordens  in  Prag  und  ersuchte  den  Kaiser,  dafs 
er  ihm  dieselben  ^amt  der  Aufsicht  über  das  Kloster  übertrage,  eine 
Bitte,  die  erhört  wurde,  so  dais  er  nun  die  Einkünfte  zweier  Klöster 
bezogt  Gleichzeitig  ei*suchte  ei\  dafs  von  ihm  die  Zahlung  der  von 
seinen  Vorgängern  schuldig  gebliebenen  Steuerreste  nicht  eingefordert 
werde,  und  auch  diese  Bitte  wurde  bewilligt. 

Der  Wunsch,  sich  den  grofsen  Lasten  zu  entzielien,  unter  denen 
das  Land  seufzte,  zeigte  sich  nicht  blols  in  dieser  Bitte,  sondern  auch 
in  einer  zweiten  immer  und  immer  wiederholten,  indem  Harrach 
ebenso  wie  sein  Vorgänger  Loliel  ilire  Güter  mit  Sohlateneinquartieniug 
und  ihre  Uoterthaneu  mit  der  Leistung  von  Kriegskootributioneu  ver- 
schont wissen  wollten.  Um  billig  zu  sein,  muls  mau  anerkeimen,  dafs 
sie  zu  dieser  Bitte  ebenso  die  Sorge  für  das  Wohl  ihrer  Unterthanen 
wie  die  Furcht  vor  eigener  V'erarmung  trieb.  Die  Einquartierung  und 
die  hohen  Kriegskontribiitioneii  fügten  den  von  ihnen  betroffenen 
Orten  ebenso  viel  Schaden  zu  wie  eine  Feuersbrunst  oder  Über- 
schwemmung, mid  dafs  jeder  Gutsfierr  diese  Verwüstung  von  sich  fern- 
zuhalten suchte,  gleichgültig  ob  der  Nachbar  darüber  zu  Grunde  gehe, 
finden  wir  begreifUch.  So  ersuchte  also  Lohel  um  die  Milderung  der 
Kriegskontributiouen  für  seine  Ossegger  Unterthanen,  weil  sie  sonst 

18.  Kai  davon  laufen  würden,  so  hat  Harrach,  dafs  Moldautein  mit  der  Ein- 
quartierung versclioüt  werde,  weil  die  Stadt  seit  dem  Aufstimde  vier- 
zehnmal (I)  von  den  Rebellen  und  den  Kaiserlichen  geplündert  und 
zum  Teil  niedergehraunt  worden  sei,  und  da  die  Stadt  von  der  zügel- 
losen Soldateska  im  Laufe  des  folgenden  halben  Jahres  noch  zweimal 

la.  D«vr.  räubensch  angefallen  wurde,  so  wiederholte  er  noch  zweimal  dieselbe 
Bitte,  die  endlich  Erhörung  fand.  Aber  damit  wurde  ihm  nicht  ge- 
iiolfen,  denn  die  Soldaten  wurden  nuu  auf  seine  Güter  Koth-Be<!ic 
und  Keu-Reichenau  gelegt  und  trieben  da  ihre  Räubereien^,  Und 
doch  umfs  ujan  bedenken,  dafs  die  Stellung  des  Erzbischofs  die  iirgsteu 
Frevel  verhinderte;  mau  kann  daraus  schliefseu,  wie  es  auf  jenen 
Gütern  zuging,  die  keinen  so  mächtigen  Protektor  hatten. 


'  Ebenda :  RepUk  der  rilgramer  dd.  9.  Oktober  1626.  Der  Erzbischof  an 
den  Kaiser  dd.  2:3.  Januar  1625.  Ferdinand  an  die  bölimisclie  Knminer  dd, 
5.  November  lfi25, 

*  Ebenda :  Lobelius  an  Liechtenstein  dd,  19.  Juli  1C22.  Hnn-ach  an  Liechten* 
Eteia  dd.  18.  Mai,  12.  und  29.  Dezember  1623. 
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Um  die  Zeit,  als  der  Kaiser  dem  Erzhiscbof  die  erwähnten  drei 
Güter  einräumen  liefs,  sclieokte  er  dem  Kloster  Strahov  walirschein- 
lich  in  Würdiguiifi  der  Verdienste  seines  Abtes  Questenberg  ein  jo-ofses 
Gut,  und  auch  dem  Propste  auf  dem  Wyschehnul  wies  er  ein  solches 
an,  indem  er  zugleich  bestimmte,  dals  den  Jesuiten  ein  Jahresein- 
kommen von  20000  Thalern  anzuweisen  sei.  Das  Domkapitel  liatte 
bisher  nichts  als  einige  temponlre  Geldzuschüsse  erhallen  und  er^iiff 
deshalb,  als  der  Kaiser  nach  dem  Regensburger  Deputationstaj^'  nach 
Prag  kam,  die  Gelegenheit,  um  mündlich  und  schriftlich  sein  Ansuchen 
um  Wiederei'stattung  aller  seither  entrissenen  Güter  zu  erneuern,  da- 
mit dadurch  die  Zahl  der  an  der  Donilrirche  angestellten  Geistlichen 
vervielfacht  und  der  Gottesdienst  mit  gröfserer  Pracht  und  Herrlich- 
keit gefeiert  werden  könnte.  Der  Kaiser  liels  mit  der  Antwort  lange 
auf  sich  warten,  so  daJs  der  Erzbischof  eine  neuerliche  Bitte  an  ihn 
richtete  und  die  Armut  des  Kapitels  in  grellen  Farben  schilderte.  Die 
böhmische  Kammer,  die  jetzt  den  Auftrag  erhielt,  ein  Gutachten  /u 
erstatten,  hatte  sich  schon  das  Jahr  zuvor  gegen  die  vollständige  Re- 
stitution aus  Gründen  ausgesprochen,  die  wir  bereits  eingehend  beleuchtet 
haben;  jetzt  riet  sie  dem  Kaiser,  dixTs  er  dem  Kapitel  eine  Entschädi- 
gung leiste,  wenn  es  auf  seine  sonstigen  Ansprüche  vei'zichten  und 
diese  Verzichtleistung  vom  Papste  sanktioniert  würde.  Die  Entschlidi- 
gung  sollte  in  Gütern  im  Werte  von  100  000  Gulden  und  in  einem 
Kapital  von  200  000  Gulden  bestehen,  dessen  Zinsen  dem  Kapitel 
jährlich  aus  den  Landeseinkünften  bezahlt  werden  sollten ', 

Nachdem  nocli  einige  Zeit  hin  und  her  verhandelt  worden  war, 
sahen  endlich  die  böhmischen  Prälaten  ein,  dais  sie  die  Hoffnung  auf 
vollständige  Restitution  aufgeben  und  sich  dem  staatlichen  Standpunkte, 
der  nur  eine  Entschädigung  in  Aussicht  stellte,  anbequemen  mUfsten. 
Der  mittlerweile  zum  Kardinal  ernannte  Erzbischof  reiste  zu  Ende  des 
Jahres  1626  nach  Wien,  um  daselbst  über  die  Entschädigung  eine 
Verhandlung  einzuleiten.  Er  fand  an  dem  Kaiser  ein  mehr  als  freund- 
liches Entgegenkonimen,  und  auch  Kggenberg  gab  gute  Worte;  die 
andern  Staatsjiiitnner  spotteten  aber  angesichts  <ler  trostlosen  Finanz- 
lage des  Reiches  über  die  übertriebenen  Ersatzansprüche,  Ilan^ach 
liefs  sich  das  nicht  anfechten,  ersuchte  den  NuntiuH  Caraffa  um  seinen 
Beistand  und  reiste  eigens  nach  Nikolsburg  zum  Kardinal  Dietrich- 
stein,  um  auch  diesen  um  seine  Dienste  zu  ersuchen.    Er  ging  darauf 


!.  Ml« 
10  J4. 


*  Ebenda:  Preces  capittüi  Prageiisis  nunc  in  praesentia  Impet-atoris  itßratae 
1623.  Der  Erzbischof  an  tlen  Kaiser  dtl.  2.  März  1624.  Die  btibmisclie  Kammer 
an  den  Erzbiachof  d(L  1624. 
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wieder  uaeh  Wien  zurück  und  überreichte  dem  Kaiser  ein  Memoire^ 
in  dem  er  um  die  Eiusetzung  einer  Kommission  ei-suchte,  die  sich  mit 
der  Prüfung  der  böhmischen  Kirehenangelegenheiten  und  der  Gtiter- 
fraire  befassen  sollte.  Ferdinand  entsprach  dem  Wunsche  und  er- 
nannte unter  dem  Vorsitze  Dietrichsteins  zu  Mitgliedern  dieser  Kom- 
mission zwei  Geheiinrüte  (den  Grafen  Slawata  und  den  Freiherrn  von 
Werdenberg),  zwei  Reichshofräte  (Strahiendorf  und  Nostitz)  und 
bevollmächtigte  auch  den  Kardinal  HaiTach  zur  Teilnahme  an  den 
Sitzungen,  Bei  dieser  Gelegenheit  kam  neben  anderen  Punkten  auch 
der  Vorschlag  wegen  Errichtung  von  vier  Bistümern  in  Böhmen  zur 
Sprache.  HaiTach  beantragte,  dalk  man  vier  böhmischen  Prälaten,  die 
sich  eines  bedeutenderen  Einkommens  erfreuten,  bischöfliche  Rechte 
erteilen  und  ihre  Dotation  durch  Erhöhung  des  Salzzolles  aufbessern 
solle.  Das  Salz  schien  ein  passendes  Objekt  zu  sein,  um  das  Ein- 
kommen der  Geistlichkeit  zu  erhöhen  und  eine  Entschädigung  zu  ver- 
mitteln oder  die  Neuausgaben,  welche  die  Gegenreformation  verur- 
sachte, zu  decken.  Zu  diesem  Behufe  schlug  der  Kardinal  vor,  dafs 
der  Preis  für  eine  Kufe  Salz  um  zehn  Kreuzer  erhöht  und  dieser  Auf- 
schlag für  die  Geistlichkeit  verwendet  werden  solle.  Nach  Beendigung 
des  Krieges  sollte  der  Kaiser  von  seinem  Salzerträgnis  noch  weitere 
zehn  Kreuzer  beisteueni,  im  ganzen  also  später  zwanzig  Kreuzer  per 
Kufe  der  Geistlichkeit  zu  Gute  kommen.  Wenn  der  Kaiser  dem 
Kardinal  den  Ertrag  dieser  Steuer  durch  dreifsig  Jahre  zukommen- 
lassen  würde,  so  machte  sich  derselbe  anheischig,  die  Geistlichkeit 
zur  Verzichtleistung  auf  ihre  Restitutionsforderungen  zu  bewegen  und 
hiefür  den  Konsens  des  Papstes  zu  erwirken  ^  Wir  bemerken  hiebei^ 
dafs  sich  Harrach  malslos  übertriebene  Voi^steüungen  von  dem  Ertrage 
der  Steuern  n^^chte,  die  mit  der  Wirklichkeit  im  geraden  Gegensatz 
standen. 

Die  Erklännig  des  Erzbischofs  eifreute  sich  bei  den  übrigen 
Kommissionsgliedern  anfangs  nicht  des  gewünschten  Beifalls,  aber 
später  fand  man,  daj's  die  Erhöhung  des  Salzpreises  keine  allzugrofse 
Last  seil  wenn  man  damit  die  Ansprüche  der  Geistlichkeit  abkaufen 
und  den  Laien  die  ersehnte  Sicherheit  bezüglich  ihres  Gutsbesitzes 
verschaffen  konnte,  uncJ  so  erstattete  man  in  dieser  Richtiuig  dem 
Kaiser  ein  Gutachten,  Da  nach  der  damaligen  Anschauung  der  Kaiser 
die  Restitutionsansprüche  nur  mit  päpstlicher  Zustimmung  abkaufen 


'  Diixer  Schi ofsar Chi V:  Relagione  deJ  negoziato  neM  Corte  Cesarea  gerichtet 
au  den  päpstlichen  Stiilil  dd.  16.  Februar  1627-  —  Archiv  des  rnterricbtsmiiiistenuiiis : 
Bericht  der  Kommission  an  den  Kaiser  dd.  5.  November  1626. 
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konnte,  heschilfti^jtf'  man  sich  mit  dieser  An^elegeuheit  auch  in  Rom 
nnil  zwar  in  der  Congi^ejratio  de  propaganda  fide.  Ein  Beticht  der 
deshalb  (von  Wien  oder  von  Prag)  dahin  geschickt  wurde,  zeichnet 
sich  durch  Unparteilichkeit  aus,  indem  er  die  UnniÖgliclikeit  einer 
vollständi^'eii  Restitution  scliiidert.  Er  führt  an,  dai's  die  Zahl  der 
Städte,  Dörfer  und  Schlösser,  die  restituiert  werden  mllfsten,  sich  auf 
etwa  1500  belaufe,  dafs  die  gegenwärtigen  Besitzer  den  Landesgesetzen 
entsprechend  zu  ihnen  gelangt  seien,  dafs  sie  demnach  auf  Entschädi- 
gung Anspi-üche  erheben  könnten  und  dafs  dieselbe  vom  Kaiser  ge- 
leistet werden  müiste,  dieser  aber  absolut  aller  Mittel  ermangle.  Zu- 
dem würde  der  FYozefs  wegen  eines  einzelnen  Gutes  eine  unendlich 
lange  Zeit  in  Anspruch  nehmen,  weil  der  Besitzer  zu  allen  Recbts- 
mitteln  greifen  würde,  um  ihn  in  die  Liinge  zu  ziehen,  und  nie  würde 
man  also  dazu  kommen,  mit  allen  Prozessen  fertig  zu  werden.  Der 
Bericht  endet  mit  dem  Voi'schlag,  dafs  man  sich  zufriedenstellen  möge, 
wenn  die  Dotation  des  Erzbischofes  jährlich  die  Summe  von  24  000 
Thaler  erreicht  haben,  die  «les  Kapitels  für  den  Unterhalt  einer  An- 
2ahl  von  Prälateo  genügen,  die  Pfaii^üter  und  der  Zehent  vor  jeder 
Anfechtung  gesichert  und  der  Kaiser  eine  Erklärung  abgeben  würde, 
dafs  er  nach  dem  Friedensschlüsse  den  Kleius  für  seine  Ansiirüche 
entschädigen  wollet  Aus  dem  Gutachten  ersieht  man,  das  der  Erz- 
bischof die  Einkünfte  aus  seinen  Gütern  noch  immer  gering  bewertete. 
In  Mlen  wollte  man  ihm  um  diese  Zeit  dadurch  helfen,  dafs  man 
Waldsteiu  ersuchte,  er  solle  ihm  zu  einer  ergiebigen  Pfründe  in  Nord- 
deutsehland  verhelfen.  Gleichzeitig  erfüllte  man  einen  lang  gehegten 
Wunscli  der  Geistlichkeit,  indem  man  alle  ihre  Güter  in  die  Land- 
tafel  eintragen  liefs  und  der  Kaiser  ausdrüeklicli  auf  das  Recht,  die 
KloBtergüter  mit  Beschlag  belegen  zu  dürfen,  verzichtete^» 

Um  die  Zustimmung  des  Kaisei-s  für  die  vorgeschlagene  Salz- 
steuer zu  erlangen,  entwarf  der  Erzbischof  von  Prag  einen  Plan  über 
ihre  Verwendung*  Nach  demselben  sollten  aus  ihr  die  Güter  für  die 
beabsichtigte  Begiiinriung  der  vier  böhmischen  Bistümer  angekauft, 
ein  Alunmat  für  den  heranwachsenden  Klerus  hergestellt  und  unter- 
halteo,  dem  Domkapitel  die  verheifsene  Entschdäigung  für  die  ver- 
lorenen Güter  geleistet,  einige  der  verwüsteten  höhmischeu  Klöster 
neu  hergestellt,  den  armen  Klöstern  aufgeholfen  und  die  nötigen 
Kleidungen  und  Gefafse  angeschafft  werden  \    Die  Vorschläge  Harrachs 


'  Ebenda  r  Gutachten  in  Betreff  der  Restitution. 

«  Ebenda:  BeüiW  des  Kaisers  an  Waldstein  dd,  18,  April  1628,    Ferdinand 
aa  Harrach  dd.  19.  Juli  1628. 

*  Ebenda:  Bandini  an  Ferdinand  II.  dd.  2L  Oktober  1628. 
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fanden   <lie  Billigung  des  Kaisers,   und   so  suchten  beide  um  die  Zu- 
stimmung des  Papstes  für  ein  abzuscliliefsendes  Übereinlioiiiinen  an* 
Der  Kapuziner  Valerianus  Magni  reiste  in  ihrem  beiderseitigen  Auf- 
trage nach  Rom  und  stellte  formell  an  den  Vorstand  der  Congregatto 
de  Propaganda   fide,   den   Kardinal  Banrlini,    den  Antrag  wegen   Ab- 
lösung  der  Restitutionsansprücbe.     Bandini    beriet   sieh   mit  einigt 
Kardinälen  und  erteilte  darauf  dem  Kaiser  die  Antwort,  daTs  die  von 
ihm  beaütragte  Entschädigung  bei  der  Kongre>ration  und  wahrschein- 
lich   auch    bei   dem    Papste    Anklang   Jiuden    werde»    wobei    er    der 
Frömmigkeit    Ferdinands    und    seiner    bisherii^en    Freigebigkeit    ein< 
warme  Lobrede  hielt  \     In  Rom   erwog  mau  überhaupt  diese  Frage' 
nüchterner,  man  kannte  zu  genau  die  finanziellen  SchwierigkeiteD,  mit 
denen  Ferdinand   kämpfte.     Dagegen   bäumten   sich  die  böhmischeo 
Äbte  umsomehr  gegen  die  Kompensation  auf,   als  sie  mit  Recht  ver- 
muteten, dafö  die  Salzsteuer  nie  in  ihre  Tasche  fliefsen  werde.     Der 
Prior   des  Augnstinerkonvents  zu  Taus  gab  seinem  Unwillen  dadurch 
Ausdruck,   dals  er  sich   einen  gewaltsamen  Angriff  auf  eine  in   der 
Nähe  gelegene  Besitzung,  auf  die  sein  Konvent  Ansprüche  machte,^ 
zu   schulden  kommen  liefs  und   sein   Beispiel   fand  mehrfache  Nach- 
ahnmng.     Der  Kaiser  strafte  diesen  Fiiedensbruch   nicht  anders,    als 
dafs  er  den  Erzbischof  aufforderte,  den  Klerus  zur  Ruhe  zu  weisen-. 
Als  P.  Valerian   nach  Wien   zurückreiste,   brachte  er  die  päpst- 
liche Zustimmung  zur  Regelung  der  Entschädigung  mit  sich,  und  man 
wufste  nun  in  Böhmen,   dafs  man  sich  mit  der  Salzstcuer  begnügen 
und  alle  übrigen  liotfnungen  aufgeben  müsse.     Es  war  iui  Jahre  1629, 
als  die  kaiserlichen  Waffen  siegreich  ganz  Deutschland  beherrschten, 
als  Waldstein  einen   unendlichen  Gutsbesitz  anhäufte  und   seine  An- 
hänger fürstlich  belohnte,  und  als  die  zahlreichen  kaiserlichen  Diener, 
die   früher  arm   waren,    grofse  Güter   in  Böhmen   an   sich   gebracht 
hatten.      Diesen    Reichtümern    gegenüber    erachtete    der    böhnnsche 
Klerus  die   reichen  Geschenke   des  Kaisers   wie   eine  bettclhafte  Ab- 
fertigung und  deshalb  erhob  das  Domkapitel,  als  das  Gerücht  von  der 
„Kompensation''   durch  die  Salzsteuer  zu   ihm   drang,  ohne  dafs  es 
noch  in  den  Besitz  der  versprochenen  300  000  Gulden  gekommen  war^ 
seine  Stimme  zu  lauter  Klage.     Es   hiefs  damals,   dafs  Urban  Vin. 
eine  Bulle  verfaist  habe,   durch  welche  alle  Restitutionsansprüchc  des 
böhmischen  Klerus  infolge  der  vom  Kaiser  verheifsenen  Entschädigung 
für  null   und  nichtig  erklltit  würden.    Gegen  diese  Bul!e  kehrte  sich 
der  ganze  Zorn  des  Kapitels;  aus  der  Geschichte  und  aus  den  kirch- 


»  Ebenda:  Bamlini  an  Fenlinand  11.  dd.  21.  Oktober  1628. 
^  Ebenda:  Ferdinand  an  Harrach  dd-  5.  Dezember  1629. 
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licheM  Satzuncren  suchte  es  das  Unrecht  einer  derartipren  Verführung 
nachzuweisen  und  erklärte  sich  nur  unter  der  BeclHij^'ung  ihr  uiiter- 
weifen  zu  wollen,  wenn  ihm  eine  wllrdige  Entscliädi^ung  preboteu 
würde.  Wir  bemerken,  dals  das  Domkaintel  nicht  ^auz  richtig  in- 
Btraiert  war;  der  Papst  hatte  keine  Eutscheidung  getroffen,  sondern 
nur  den  Kardinal  Harrach  und  den  Nuntius  am  Wiener  Hof  Pallotto 
bevollmächtigt»  mit  deni  Kaiser  einen  Entschildigungsvertrag  über  die 
Ansprüche  des  böhmischen  Klerus  abzuschlielseu  K  Infolge  der  Ent- 
scheidung des  Papstes  bestimmte  Ferdinand,  dafs  die  Grafen  von 
Trauttmaosdorff  und  Slawata  und  der  Freiherr  von  Nostitz  mit  den 
päpstlichen  Kommissären  in  Verhandlung  treten  und  mit  ihnen  eine 
Einigung  bezüglich  aller  Ansprüche  des  böhmischen  Säkular-  und 
Regularklerus  über  die  ihm  entfremdeten  Güter,  Zehente  u.  s.  w. 
treffen  sollten.  Bevor  die  genannten  l*ersonen  zu  einer  Konferenz 
zusanunentraten,  scheint  Graf  von  Slawata  den  F.  Lamormain  um  Rat 
ei-sucht  zu  haben;  wenigstens  erstattete  ihm  derselbe  im  Verein  mit 
noch  vier  anderen  Jesuiten  ein  Gutachten,  das  die  schon  früher  von 
ihm  gegen  den  Kaiser  ausgesprochene  Ansicht  aufrecht  hielt,  die  Ver- 
handlung wegen  Entschädigung  des  böhmischen  Klerus  für  zulässig 
erklärte  und  sonach  den  Kaiser  zu  einer  stnkteii  Restitution  für  nicht 
veqjflichtet  erkhirte*  Nur  wünschte  Lamormain,  dafs  man  den  Klerus 
zur  Zurücknahme  des  ani^Tdrohten  Protestes  bereden  solle;  denn  das 
ganze  Resultat  der  Verhandlung  würde  in  Rauch  autgehen,  wenn  der 
Klerus  später  den  Streit  noch  einmal  anhänyiig  machen  und  unter  ge- 
nauer Darlegung  seiner  Rechtsansprüche  an  den  besser  unterrichteten 
Papst  ^egen  die  EDtseheiduni.^  die  er  jetzt,  schlecht  unterrichtet,  ge- 
fällt hätte,  appellieren  würde.  Die  rechtliche  Seite  der  Entschädigungs- 
frage wurde  von  den  kaiserlichen  Kommissären  zuerst  verhandelt,  und 
da  dabei  wahrscheinlich  das  Gutachten  Lamormains  zur  Sprache  kam, 
befahl  der  Kaiser,  den  Beichtvater  nochmals  zu  befragen,  worauf  der- 
selbe ein  neues  Gutachten,  das  auch  von  zwei  anderen  Mitgliedern « 
des  Jesuitenordens  unterzeichnet  war,  überreichte.  Wir  sind  leider 
von  dem  Inhalt  desselben  nicht  in  Kenntnis,  aber  wir  dürfen  mit 
Grund  vormuten,  dals  es  dem  von  ihm  zuerst  überreichten  entsprach 
und  nur  noch  ausführlicher  auf  den  Gegenstand  einging.  Dieses 
zweite  Gutachten  nun  oder  eine  dritte  theologische  Auseinandersetzung 
über  die  Kirchengüterfrage  erklärte  den  Kaiser  zur  Restitution  nicht 
vei-pflichtet  und   zwar:   weil  es  wahrscheinlich   sei,   dafs  in  der 
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Zeit  von  Ferdinauii  I.   bis  auf  den  Tod  Rudolfs  IL  die  KirchengDter 

mit  päpstlicher  Zustiiiiraung  entfremdet  worden  seien  (1),  weil  der 
Jvaiser  den  Wert  cler  von  ihm  wieder  erworlienen  für  den  Knepr  ver- 
braucht und  weil  er  für  ilie  bühniisehe  Geistlichkeit  seit  erlaogtem 
Siege  mehr  als  eine  Million  verwendet  habe.  Nur  die  höchste  Un- 
dankbarkeit könne  deninach  einen  Geistlichen  veraulassen,  sich  mit 
dem  Kaiser  in  einen  Prozefs  we^'en  der  Güter  einzulassen;  jedenfalls 
aber  mülste  dei^elbe  dem  Ivlflger  zu  Rechte  stehen,  denn  es  sei  noch 
nicht  <Uircli  einen  Urteilsspruch  festixesetzt,  ob  der  Kaiser  über  die 
Kircbengüter  habe  verfügen  können  und  ob  er  eine  genttgeude  Ent- 
Bchädiguii^  geboten  habe.  Würde  der  Urteilsspruch  ffegen  ihn  er- 
folgen, dann  stunde  es  ihm  frei,  alle  Geschenke,  die  er  den  Geistliehen 
gemacht  habe,  zu  widerrufen. 

Mit  Bezug  auf  das  Gutachten  erklärten  die  verhandelnden  Räte, 
dal's  die  Rechtsunsicherheit  erschreckliche  Dimensionen  annehmen 
Diüfste,  wenn  jedermann  aus  der  Geistlichkeit  die  vom  Kaiser  mit 
den  koniiscierten  Gütei'u  gemacliten  Schenkungen  oder  angeordneten 
Verkiuife  antVchtcn  könnte,  und  deshalb  sei  es  nötig,  ihnen  von  vorn- 
herein jedes  Klagerecht  abzuschneiden.  Man  mUsse  deshalb  den  Rat 
Lamorniains  befolgen  und  mit  dem  böhmischen  Klerus  eine  Unter- 
handlung einleiten,  damit  er  seinen  Protest  gegen  die  nun  fest- 
zusetzende Eiitschadigiuig  zurücknehme,  wobei  man  denselben  auf  die 
schuldige  Rücksicht  gegen  den  Papst  imd  den  Kaiser  aufmerksam 
machen  und  bemerken  könnte,  dafs  er  nicht  leer  ausgehen  würde. 
Zugleich  müsse  man  über  diese  Schwierigkeit  einen  genauen  Bericht 
an  die  Konnuissare  erstatten  und  an  sie  die  Fiage  richten:  ob  sie 
den  Kaiser  gegen  alle  Klagen  von  Seite  des  Klerus  sicherstellen  könnten 
oder  hierüber  ei-st  an  den  Papst  berichten  mül'sten'. 

Dieser  Bericht  fand  die  Billigung  des  Kaisers,  und  in  seinem 
Auftrag  fanden  sich  die  kaiserlichen  Räte  hei  den  Kardinälen  Harracti 
und  Pallottn  oin  und  richteten  an  sie  die  Frage:  Ob,  wenn  an  den 
Papst  später  eine  Eingabe  gerichtet  wUrde,  welche  den  Beweis  lieferte, 
dafs  er  schlecht  unterrichtet  gewesen  sei  und  also  nur  getäuscht  zu 
den  EntschädigungsverhaudUmgen  die  Erlaubnis  erteilt  und  das  Er- 
gebnis derselben  bestätigt  habe,  ob  sie  in  diesem  Falle  den  Kaiser 
vor  der  Ungültigkeitserklärung  des  ahzuschliefsenden  Vertrages  sichern 
könnten,  oder  ob  sie  über  den  zu  befürchtenden  Protest  des  Kleinis 
früher  an  den  Trapst  bericliteii  mülsten. 


*  Arcliiv    des  k.   k.  UnteiTiclittministeriiims :   Beriebt  der  zar  Beratung  ober 
die  Kircliengütor  ileputiertcti  kaiserlicben  Riite. 
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Die  Antwort  der  beiden  Kardinäle  koante  nicht  zweifelhaft  sein, 
wenn  man  bedenkt ,  dds  sich  Harrach  seit  mehreren  Jahren  für  die 
Eutsehädi^unor  aussprach,  und  dals  Paltotto  den  Instruktionen  des 
päpstlichen  Hofes  fol^,  der  die  Hestitutiüusforderungen  der  böhmi- 
schen ÄMe  für  unerfüllbar  und  ge^renüber  der  kaiserlichen  Freigebijzkeit 
auch  für  unzweckniäfsi^^  ansah.  Dals  die  Entschiedenheit,  mit  welcher 
sich  der  Nuntius  und  durch  ihn  der  Papst  auf  den  praktischen  Stand- 
punkt stellteuj  also  für  die  Zurückweisung  der  Äbte  sich  aussprachen, 
durch  die  Jesuiten,  auf  die  sieh  die  kaiserliche  Fr*eigebigkeit  besonders 
aiiß^^edehnt  hatte,  mitbeeinflufst  wurde,  unterliejxt  für  uns  keinem 
ZweifeL  Als  demnach  die  kaiserlichen  Kommissäre  an  die  Kardinäli* 
die  betreffenden  Fragen  richteten,  vei-sprach  der  Nuntius,  seine  Auk- 
torität  gegen  jene  in  Anwendung  zu  bringen,  die  dem  Ansehen  des 
Papstes  nahetreten  uml  seinen  Entscheidungen  sich  nicht  witlerstands- 
los  unterwerfen  würden.  Der  Papst  habe  die  Erlaubnis  xnr  Einleitung: 
der  Unterhandlungen  duich  eine  Bulle  gegeben,  die  er  auf  niemandes 
Anraten,  sondern  aus  eigenem  Antriebe  (motu  proprio)  verfafst  habe, 
so  dafs  klinftii?  kein  Streit  darüber  entstehen  dürfe,  oh  er  dabei  je- 
mandes Interesse  gewahrt  habe  oder  nicht.  Die  Bulle  sei  nur  zu 
dem  Zwecke  gegeben,  allen  Streit  künftighin  al »zuschnei den.  Wenn, 
so  fuhr  der  Nuntius  weiter  fort,  der  Kaiser  nach  dem  Urteil  mehrerer 
Theologen  in  seinem  Gewissen  beruhigt  sein  künne,  ohne  in  die 
Restitution  eingewilligt  zu  haben,  um  wie  viel  mehr  könne  er  es  sein, 
wenn  der  Pa])St  hierin  beistinmie  und  noch  überdies  eine  Entschädigung 
geleistet  werde.  Als  Graf  Slawata  darauf  mit  «ier  Frage  entgegnete, 
ob  der  Kaiser  auch  bei  dem  Vorwuife,  dafjs  er  über  den  Klerus, 
ohne  ihn  zu  hören,  sein  Urteil  gefällt,  ruhig  bleiben  kOnne,  erwiderte 
der  Nuntius,  dafs  durch  das  ^lotu  proprio  des  Papstes  der  VorwuH* 
widerlegt  sei.  Es  werde  ül)er  niemanden  ein  Urteil  gefitllt,  niemand 
verdanmit.  sondern  der  Papst  treffe  bezüglich  der  Kirchengüter  aus 
zwingenden  Gründen  eine  Verfügung  zum  Vorteil  des  katholischen 
Glaubens.  Dem  Klerus  werde  das  Klagerecht  nicht  freigelassen,  sondern 
zu  Gunsten  des  Kaisers  auf  dasselbe  verzichtet. 

Slawata  gab  sich  noch  nicht  zufrieden  und  fragte  weiter,  ob  es 
nicht  doch  nötig  sei,  über  die  Beschwerden  und  die  allfälligen  Klagen 
des  Klerus  an  den  Papst  zu  berichten;  aber  auch  dieses  wollte  der 
Nuntius  nicht  zugeben.  Was  könne  man  dem  Papste  anderes  be- 
richten, als  dafs  der  Klerus  das  Eigentumsrecht  an  den  ihm  entrissenen 
Gütern  behaupte  und  in  diese  Verhandlungen  nicht  einwilligen  w^olle? 
Das  wisse  aber  der  Papst  bereits,  und  seine  Antwort  wllrde  nur  lauten, 
dafs  er  einer  solchen  Zustimmung  nicht  bedürfe.  Seiner  Heiligkeit  liege  nicht 
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üaran,  daTs  den  Klöstern  eine  Entschädiprung  fiir  die  verlorenen  Güter 
geleistet,  sondem  dafs  aus  den  anzuhoffenden  Steuererträguissen  die 
neuen  Bistümer  begründet  würden.  Mao  dürfe  nicht  daran  zweifeln, 
dafe  der  Papst  befugt  sei,  diese  Einrichtung  zu  treffen,  und  dafs  es 
also  unnötig  sei,  an  ihn  nochmals  zu  berichten.  Slawata  befürchtete, 
dafs  der  Klerus  dem  Kaiser  auf  dem  Landtage  die  Steuern  verweigern 
könnte,  allein  auch  da  benibi^'te  ihn  der  Nuntius  mit  der  Versicherung, 
dafe  der  Papst  dann  den  Geistlichen  selbst  die  Steuer  auflegen,  und 
daDs  der  Kaiser  wohl  genug  Mittel  in  der  Hand  haben  würde,  um  sie 
zum  Gehoream  zu  treiben.  Schlielslieh  vei-spracheu  die  Kardinäle,  dem 
Papste  über  alle  diese  Einwürfe  zu  bericliten,  aber  trotzdem  mittler- 
weile den  Vertrag'  abzuscliliefsen'. 

Die  kaiserlichen  Koniniissiire  berichteten  über  das  Resultat  ihrer 
UnteiTedung  in  einer  Sitzung,  an  der  die  hervorragendsten  Geheim- 
"''•  S^.r**' rate,  Eggenljerg,  Mefr^rau  und  der  Abt  von  Kremsmünster,  dann  die 
Grafen  Brenner,  Mansleld  und  lliun  sich  beteiligteu,  und  in  der  der 
Antrag  des  Nuntius  auf  unmittelbaren  Abschlula  der  Verhandlungen 
allsreuieiiie  Reistimmuni?  fand.  Der  Kaiser  und  sein  Sohn,  die  der 
Beratung  zugegen  waren,  schlössen  sich  ihren  Rilten  an,  und  so  fand 
jetzt  die  endgültige  Puatscheidung  über  den  Entsch.ldigungsvertrag  statt. 
Um  seiner  aulserord entlichen  Wichtigkeit  wollen  wir  hier  die 
Gnindzüjze  desselben  näher  angeben.  Im  Ein^an.i?  heifst  es,  dafs  die 
Streitfrage  durch  den  Kardinal  Barrach  und  durch  den  früheren 
Nuntius  Caraffa  dem  pilpstlicheo  Stufile  mitgeteilt,  und  dal's  darüber 
in  der  Congi*egatio  de  Propaganda  fide  wiederholt  verhandelt  worden 
sei;  man  habe  es  nun  für  passend  gefunden,  ein  Übereinko!iimen  zu 
treffen,  durch  welches  den  unentwirrbaren  Klagen  des  höhmischen 
Klerus  um  die  Restitution  seiner  Güter  vorgebeugt  und  die  gegen- 
wärtigen Besitzer  ohne  Gewissensbisse  im  weiteren  Genüsse  der  Ein- 
künfte bleiben  könnten.  Der  Kaiser  verspricht  darauf  für  sich  und 
seine  Nachkonmien,  dais  er  eine  Steuer  von  einem  Viertel  Gulden  auf 
jede  Kute  Salz  schlagen  und  den  Ertrag  derselben  dem  Papste  für  alb* 
Zukunft  (also  nicht  blofs  für  30  Jahre,  wie  urspiilnfilieh  Harrach  vor- 
geschlagnen  hatte)  zum  Nutzen  und  Frommen  der  bölmiischen  Kirche 
zuweisen  und  unter  keiner  Bedingung  je  auf  diese  Steuer  greifen, 
sondern  sie  stets  ungeschmälert  ihrem  Zwecke  zuwenden  werde.  Da- 
für leisteten  die  beiden  Kardinäle  für  den  Papst  Verzicht  auf  alle 
dem  Klerus  entrissenen  Güter  mit  Ausnahme  derjeui^'en,  auf  die  der 
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Johanniterorden  Anspriicbe  erheben  könnte,  und  jener,  die  dem  Klerus 
nach  dem  Tode  Rudolfs  IL  entrissen  worden  waren,  wofern  die  gegen- 
wärtigen Besitzer  nicht  das  Klagerecht  fje^en  die  böhmische  Kammer  er- 
Im^ii  hätten.  Ebenso  l^lteb  dem  Klerus  das  Recht  gewahrt,  alle  seine 
ehenmligen  Güter,  die  blofs  verpfändet  und  nicht  verkauft  worden,  gegen 
Erla^  der  Pfandsumme  einzulösen.  Die  Verwaltung  der  Salzsteuer 
sollte  geistlichen  Personen  übertragen  ün*l  der  gegenwilrtige  Vertrag 
als  null  und  nichtig  angesehen  werden,  wenn  je  ein  böhmischer  König 
auf  die  Steuer  Beschlag  legen  wolltet  Durch  den  Vertrag  wurde 
also  dem  Papste  die  Veri'ügunL'  über  das  aus  der  Steuer  Hiefsende 
Einkommen  überlassen;  er  war  nur  gebunden,  dasselbe  für  die  böh- 
mische Kirche  zu  verwenden*  In  der  Folge  gestalteten  sich  die  Ver- 
hältnisse so,  dals  der  Erzbischof  von  Prag  die  eigentliche  Verwaltung 
führte,  alver  jährlic!i  an  die  Congiegatio  de  Propaganda  fide  über  die 
Einkünfte  und  Ausgaben  Bericht  erstatten  mulste.  Sein  Bericht  wurde 
fiann  gewöbnlicli  uachträgiich  gebilligt,  nur  wenn  es  sich  um  Ver- 
wendung einer  gröfsereu  Sunnne  handelte,  mulste  er  früher  um  die 
Gutheilsung  ersuchen.  Der  Kaiser  bestätigte  das  Übereinkommen  am 
22.  M&rz  und  befahl  s])äten  rlafs  dasselbe  in  die  böhmische  Landtafel 
eingetragen  werde.  Der  Papst  vei-schob  seine  Bestätigung  und  erteilte 
sie  erst  drei  Jahre  später,  am  5.  März  1633. 

Es  war  ein  denkwürdiger  Vertrag,  der  hier  abgeschlossen  wurde,  und 
zwar  nicht  blofs  um  seines  Inlialts  willen,  stmdern  hauptsächlich  wegen 
der  Allmacht,  die  sich  tler  Papst  in  der  Regelung  tiieser  halb  kirchlichen, 
halb  weltlichen  Angelegenheit  zuschrieb,  eine  Macht,  die  freilich  auch 
an<lere  Päpste  bei  hundert  änderet!  Gelegenheiten  in  Anspruch  nahmen, 
die  aber  stets  bei  ihrer  Übung  überrascht.  Es  haben  sich  in  neuester 
Zeit  die  gesetzgebenden  Körperschaften  häufig  genug  dies«'lbe  Befug- 
nis angeeignet,  iKJsitive  Rechte  umgestofsen  und  damit  den  Zorn  und 
Fluch  der  Geschildiiü^ten  wachgerufen.  Wir  ziehen  aus  allem  nur  die 
Le!u!"e,  dafs  zu  allen  Zeiten  die  {»ositiven  Rechte,  sobald  sie  in  Wider- 
spnich  mit  neu  sich  entwickelnden  Verhältnissen  treten,  denselben 
entweder  auf  dem  Wege  der  Gewalt  Ofier  der  billigen  Regelung 
weichen  müssen.  Nicht  das  Recht  hat  ewige  Dauer,  sondern  die 
Billigkeit^  d.  h.  der  stete  Wechsel. 


'  Ai'chiv  des  k.  k.  Rt'icbsfinftnzmtniatentims :  Vertrag,  untenseicbnet  von  Fenli- 
nand  IL,  22.  Miirz  1680.  —  Archiv  des  k,  k,  UnttirrichtsmiDisteriams:  Ferdinand 
an  (Ue  SLutthalter  von  Btdiracu  dil.  8.  September  1630.  —  EbemU:  Urliaims  VID. 
confirtnat  transactionem  de  bonis  ecclesiasticis  M.  5.  MÄrz  I6^^3.  —  Erzbiscliöflicbes 
Archiv:  Litterae  recognitoriae»  quibus  Card,  ab  Ikirnuh  nunüülla  puncta  cassam 
salis  concpoientia  ilhislral  dd.  Oktober  16611. 
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Der  befürchtete  l*rotest  der  Geistlichen  liefs  trot^  der  ZusichemiiS 
und  Vertröstung  des  Nuntius  nicht  lange  auf  sich  warten.  Als  die 
rränionstratenser  und  die  Cistercieuser  von  dem  Erzbischof  über  den 
Inhalt  des  Vertrages  in  Kenntnis  gesetzt  und  aufgefordert  wurden, 
ihre  Ansprtk*he  geltend  zu  machen,  im  Falle  ihnen  seit  denj 
Tode  Rudolfs  II.  Güter  entzo^ien  oder  Güter  verpfändet  worden 
seien,  ergriffen  sie  diese  Gelegenheit  um  darüber  Klage  zu  führen» 
tlafe  ihre  Restitutionsansprüche  beseitigt  würden,  während  der  Kaiser 
alle  seine  Anhän^'er  reichlich  belohnt  habe.  Angesichts  des  Umstandes, 
dafe  seit  einigen  Jahren  mehr  als  drei  Vierteile  des  grofsen  Grund- 
besitzes konfisciert  und  in  der  nichtswürdigsten  Weise  verschleudert 
worden  waren,  so  dafs  der  Kaiser  ärmer  war  als  je  zuvor,  raufs  man 
die  Klage  der  Klöster  einigermafsen  begreiflich  finden.  Die  klagenden 
Äbti*  suchten  ihren  Protest  jeglicher  unehrerbietigeu  Schärfe  zu  ent- 
kleiden, indem  sie  den  religiösen  Eifer  des  Kaisei^  würdigten  und  ihm 
allein  ihre  Rettung  zuschrieben.  Schliefslich  klagten  sie  über  die  Zwei- 
deutigkeit, mit  der  man  sich  über  die  Wirkiuigen  des  Salzgesetzes 
ausspreche.  Auf  der  einen  Seite  würden  sie  vertröstet,  dafs  auch  füi* 
sie  ein  Anteil  aus  dem  Erträgnisse  abfallen  würde;  der  Kapuziner 
Valeriauus  Magni  habe  aber  erklärt,  dafs  sie  keinen  Heller  bekommen 
würden,  sondern  dafs  die  ganze  Steuer  für  die  Begründung  neuer 
Bistümer,  Kollegiatkirchen,  Aliuniiate  und  sonstige  religiöse  Bedürfhisse 
verwendet  werden  würde.  Der  Kapuziner,  der  die  Tbätigkeit  der 
klagenden  Klostergeistlichen  nicht  besnnders  hoch  bewertete,  sie  müisig 
und  träge  schalt,  wies  auch  aus  diesem  Gnmde  ihre  Ansprüche  zurück, 
gofs  aber  damit  nur  Öl  ins  Feuer  \ 

Nachdem  die  Beschwerdeführer  auf  ihre  Eingabe  vergeblich  eine 
Antwort  erwartet  hatten,  erneuerten  sie  ihren  Protest  noch  vor  Schlosse 
des  .Jahres.  Diesmal  gesellten  sieb  dem  Prämonstratenser-  und 
Gistercienserorden  auch  der  Propst  und  das  Kapitel  von  Leitnieritz 
bei^  dagegen  trat  <las  Prager  Domkapitel,  das  einige  Zeit  seinen  An- 
schluls  an  den  Protest  hatte  hoffen  lassen,  demselben  im  letzten  Aui^en- 
blicke  nicht  bei,  weil  es  die  Überzeugimg  gewonnen,  dals  seine  Ent- 
schädigung im  sicheren  Anzüge  sei.  Der  Protest  kehrte  sich  diesmal 
gegen  einzelne  Gründe  des  zwischen  dem  Kaiser  und  I'apst  getroffenen 
Übereinkommens,  die  dasselbe  stützen  sollten,  aber  sich  nach  Ansicht 
der  Klosterleute  bei  näherer  Untersuchung  als  hinfällig  und  unwahr 
erwiesen.    In  dem  Vertrag  wurde  behauptet,  dafs  die  Prozesse  wegen 


^  Archiv  des   k.   k.  Unterrichtsministeriums  t  Ordine»   PiaeiMOnstratensiiioi   et 
Cifitcrciensuiii  apud  archiepiscopum  Prageiisem  proteataiitor  contra  cüntractum  Salis. 
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Restitution  der  Güter  nie  zu  einem  Ergebnis  führen  würden  und  dafs 
es  deshalb  besser  sei,  wenn  man  dem  Klerus  die  Berechtigung  zu  der- 
selben abschneide.  Dagegen  führten  die  Protestierenden  fünf  Fälle  an, 
in  denen  die  klagenden  Klöster  und  Propsteien  wider  die  Besitzer 
einzelner  Güter  obgesiegt  hatten.  Die  Behauptung,  dafs  die  Salzsteuer 
neben  den  Neugründungen  auch  eine  Entschädigung  für  die  Klöster 
bieten  würde,  wiesen  sie  auf  Grund  des  vermuteten  Jahreserträgnisses 
von  25  000  Gulden  zurück.  Wie  sollte  dies  genügen,  wenn  das  Dom- 
kapitel für  sich  jährlich  18000  Gulden,  die  Prämonstratenser  25  000 
Gulden  und  die  Cistercienser  und  andere  Orden  ähnlich  hohe  Jahres- 
entschädigungen forderten,  und  was  sollte  dann  für  die  Neugründun- 
gen, namentlich  für  die  neuen  Bistümer,  übrig  bleiben?  Man  habe 
allerdings  von  einem  Salzsteuererträgnis  von  mehr  als  100  000  Gulden 
gesprochen;  allein  das  Resultat  derselben  seit  ihrer  Einführung  weise 
nur  auf  die  obige  Ziffer  hin.  Würde  der  Papst,  meinten  sie,  von  den 
thatsächlichen  Verhältnissen  informiert  sein,  so  würde  er  nie  seine 
Zustinmiung  zu  dem  Übereinkommen  gegeben  haben.  Bei  dieser  Ge- 
legenheit wendete  sich  der  Protest  gegen  den  Kapuziner  Valerianus, 
der  die  Klöster,  im  Falle  sie  bei  dem  Proteste  verharren  würden,  mit 
ihrer  Auflösung  bedrohte.  Diese  Drohung  brachte  den  konservativen 
Sinn  der  Prälaten  zum  Überschäumen.  „Wer  habe,"  schrieben  sie,  „je 
einen  ähnlichen  Vorgang  erlebt?  Der  allgemeine  Vater  der  Gläubigen 
soll  seine  Söhne,  die  l)öhmischen  Ordensleute,  strafen,  ihre  Klöster 
aufheben,  ihnen  den  Rest  ihrer  Besitzungen  nehmen!  .  .  .  Sind  wir 
nicht  um  des  Glaubens  willen  ins  Exil  gegangen?  .  .  .  Haben  wir 
nicht  unsere  Ordenspflichten  erfüllt,  haben  wir  nicht  die  Gläubigen 
unterrichtet,  nicht  gepredigt,  Beichte  gehört  und  alles  gethan,  was  zu 
thun  war?  Wenn  wir  wegen  dieser  guten  Werke  gesteinigt  werden 
sollen,  sind  wir  in  einer  schlechteren  Lage  als  alle  anderen  Christen.'* 
Zum  Schlüsse  erklärten  sie,  auf  die  Restitution  ihrer  Güter  verzichten 
zu  wollen,  wenn  ihnen  eine  halbwegs  würdige  Entschädigung  ver- 
sprochen und  zugleich  angegeben  würde,  woher  sie  ihnen  geleistet 
werden  sollet 

Es  war  am  10.  Dezember  1630,  dafs  dieser  Protest  unterzeichnet 
und  überreicht  wurde,  also  zu  einer  Zeit,  wo  die  kaiserlichen  Finanzen 
für  den  Augenblick  keine  Mehrbelastung  vertrugen,  aber  nach  Zurück- 
weisung des  Angriffes  Gustav  Adolfs,  der  vor  kurzem  in  Deutschland 
gelandet  war,  eine  bedeutende  Besserung  erwarten  liefsen.  Man  hoffte 
nämlich  damals  auf  katholischer  Seite  zuversichtlich  auf  den  Sieg  und 


'  Erzbischöfliches  Archiv:  Protestatio  secunda  Abbatum  dd.  10.  Dezember  1630. 


zog  die  Folgen  einer  Niederlage  noch  nicht  in  Rechnung.  Aber  als 
der  König  von  Schweden  seinen  Gegnern  einen  Schlag  nach  dem  andern 
versetzte,  als  man  auf  kaiserlicher  Seite  wieder  zu  dem  abgesetzten 
Waldstein  greifen  und  alle  verfügbaren  Mittel  für  die  neuen  Rüstungen 
verwenden  muüste,  und  als  von  da  an  die  kaiserlichen  Einnahmen  nur 
für  den  Krieg  verwendet  werden  durften,  da  sahen  auch  die  böhmischen 
Äbte  ein,  dals  angesichts  der  öffentlichen  Lage,  die  keine  Besserung 
verhiefs,  ihre  Klagen  keine  Beachtung  zu  hoffen  hatten,  und  dais  des- 
halb das  Schweigen  für  sie  zuträglicher  sei.  Die  Restitutionsansprüche 
nahmen  dadurch  faktisch  ihr  Ende.  Bezüglich  der  Salzsteuer,  die  erst 
von  Kaiser  Joseph  II.  abgeschafft  wurde,  wollen  wir  nur  so  viel  be- 
merken, dais  sie  nie  zu  den  Zwecken  verwendet  wurde,  die  der  Kardinal 
Harrach  angedeutet  hatte. 


Siebentes  Kapitel. 


Lierbtenstoin  und  Bassevi.  —  Der  Piichtvertrag  mit  dem  Konsortium,  —  Streit 
über  die  Auslegung  des  Vertrages,  —  Verschlecliterang  der  Münze.  —  Die  De- 
valvation. —  Verträge  mit  Löwentbal  und  Uiibner.  —  Kegeluog  der  Verhältnisse 
zwischen  Schaldnem  und  Gläubigem.  —  Tod  Liechtensteins.  —  Untersuchungen 
über  seine  Bt?teiligung  an  dem  Münzgeschäfte  1628  und  1688.  —  Unters uchimg 
über  den  Verkauf  von  Schwiirzkosteletz.  —  Entscheidung  liai-tiber  W^t.  —  Neue 
Anklagen  gegen  Liechtenstein  1659  und  166€.  —  Ausgang  der  Angelegenheit  166-^». 
—  Kachspiei  des  Prozesses  1680.  -^  Anklagen  gegen  Michna. 


SchoD  die  Regieruiio;  des  Winterkönigs  muiste  zur  Vei-schlechte- 
runf;  der  Müiize  ihre  Zuflucht  nehmen  und  während  des  Jahres  1620 
das  Geld  miter  dem  Nennwert  präfjeu  lassen,  Nach  Besiegung  des 
Aufstandes  befolijte  der  Kaiser  dieses  Beispiel  und  liefs  27  Gulden 
30  Kreuzer  aus  einer  Pra^^er  Mark  priUren,  wiewohl  sich  deren  Werl 
Dur  auf  19  Guhifn  37  Kreuzer  belief.  Um  das  nötige  Metall  für  die 
Münzst4Uten  zu  frewinnen,  beschlols  der  Statthalter  Fürst  Karl  von 
Liechtenstein  einen  höheren  Preis  für  den  Ankauf  von  Silber  zu 
bieten,  ij^leichzeiti^'  verscldechterte  er  aber  die  Münze,  utn  den  bis- 
herigen Gewinn  uiclit  zu  schmälern.  Er  bestimmte  deshalb,  dafs  aus 
einer  Pra^rer  Mark  39  Gulden  38  Kreuzer  geprägt  würden.  Dafür 
bot  er  für  eine  Mark  Silber  22  Gulden,  ja  dem  Juden  Bassevi  ^a^stand 
er  noch  drei  Gulden  mehr  zu,  weil  sich  dieser  zwar  leicht  durch  seine 
Verbindungen  Silber  oder  vollwichtige  Münzen  verschaffen  konnte^ 
aber  bei  diesem  im  frrolsen  lietriebenen  Geschäfte  sich  auch  mancher- 
lei gTölseren  Auslagen  unterziehen  muiste.  Bassevi  lieferte  wöchentlich 
2000  Mark  in  die  Münzstätte.  Durch  eine  Verordnung  vom  11.  Juni 
1621  liefe  der  Fürst  46  Giihien  aus  einei-  Mark  prägen  und  so  lietrug 
der  Gewinn,   den  der  Kaiser  aus  den   böhmischen  Münzstätten  vom 


Uäi« 


Wil. 


—    328    - 

14.  November  1620  bis  zum  10.  Juli  1621  bezog,  223466  Golden. 
Indem  der  Statthalter  von  dem  Resultate  der  von  ihm  selbständig  ge- 
troffenen Verfügungen  und  von  dem  mit  Basse\i  abgeschlossenen  Ver- 
trage Kunde  gab,  sprach  er  zugleich  den  Wunsch  aus,  dafe  den  Juden 
der  Einkauf  von  Silber  und  alten  vollwichtigen  Münzen  durch  offene 
Patente  erleichtert  würde.  Liechtenstein  bot  sich  hierbei  an,  alle  Münz- 
stätten in  eigene  Regie  zu  nehmen  und  stellte  in  diesem  Falle  dem 
Kaiser  einen  Gewinn  von  50  000  Gulden  wöchentlich  in  Aussieht.  Er 
konnte  dies  leicht  thun,  denn  wenn  es  ihm  mit  Hilfe  Bassevis  gelang, 
grofse  Massen  Silbers  um  den  Preis  von  22  oder  25  Gulden  für  die 
Mark  anzukaufen  und  dann  aus  einer  Mark  46  Gulden  ausprägte,  so 
winkte  ihm  ein  weit  giöfserer  Gewinn,  als  er  dem  Kaiser  abliefern 
wollte.  Nach  dem  Berichte  des  sachsischen  Gesandten  am  Wiener 
Hof  erbot  sich  fast  zur  selben  Zeit  auch  ein  italienischer  Fürst,  dem 
Kaiser  2  500000  Gulden  gegen  O^'o  Verzinsung  auf  25  Jahre  zu  leihen 
und  nach  Ablauf  dieser  Zeit  die  ganze  Schuldsumme  zu  schenken,  wenn 
ihm  die  Ausmünzung  des  Silbers  in  leichte  Währung  gestattet  wOrde. 
Der  Kaiser  traf  keine  Entscheidung,  sondern  verfügte  nur  (am  23. 
im,  September),  dafs  die  Münzen  noch  leichter  geprägt  werden  sollten  und 
zwar  aus  einer  Wiener  Mark  in  der  Wiener  Münzstätte  79  Gulden. 
Nach  demselben  Schrot  und  Korn  sollten  auch  die  Münzen  in  Böhmen 
geprägt  werden  und,  da  die  Prager  Mark  leichter  war  als  die  Wiener, 
so  hätten  aus  ihr  nur  71  Gulden  geprägt  werden  sollen;  Liechtenstein 
aber  befahl,  als  ihm  die  kaiserliche  Verfügung  mitgeteilt  wurde,  (am 
4.  Oktober),  dem  Prager  Münzamte  aus  einer  Prager  Mark  77  Gulden 
45  Kreuzer  zu  prägen.  Er  verschlechterte  also  die  in  Prag  geprägrte 
Münze  gegen  dio  Wiener  um  sechs  Gulden.  Am  29.  Oktober  gin^  er 
in  der  Verschlechtenmg  noch  weiter  und  befahl  dem  I*rager  Münzanit, 
aus  der  Prager  Mark  78  Gulden  2  Kreuzer  zu  prägen.  Zu  dieser 
Verfügung  war  er  ebensowenig  bevollmächtigt  wie  zu  der  oben  an- 
geführten; er  traf  sie  auf  eigene  Verantwortung,  weil  ihm  die  Statthalter- 
schaft mit  unbeschränkter  Machtvollkommenheit  übertragen  worden 
war,  der  Nutzen  aus  der  Münzprägung  nicht  ihm,  sondern  dem  Kaiser 
zufiel  und  er  demselben  auch  von  seinen  eigenmächtigen  Verfügungen 
Mitteilungen  machte,  um  so  viel  Silber  als  möglich  für  die  Münz- 
stätten zu  gewiimen,  verbot  er  unter  Leib-  und  Lebensstrafe  und  Kon- 
fiskation der  Güter  den  Verkauf  von  Silber  und  Münzen  ins  Ausland ; 
jedermann  sollte  beides  nur  an  die  Münzstätten  oder  an  Bassevi  ver- 
kaufen dürfen.  In  dem  Grade  als  die  Münzen  geringhaltiger  wurden, 
erhöhte   er    den  Preis  für  das  Silber,   doch  zahlte  er  es  noch  immer 
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tief  unter  dem  nunmehiigeii  Werte  \  Eine  Übersieht  über  die  Münz- 
pril^ungeü  in  Kuttenber^'  in  der  Zeit  vom  5.  Dezember  1620  bis  zum 
22.  Januar  1622  ergiebt,  dafs  daselbst  während  der  Zeit  vom  2.  Dez. 
1620  bis  zum  19.  März  des  folgenden  Jahres  9411  Mark  Silber  zu 
27  Gulden  HO  Kreuzer  ausgeprägt  wurden.  Vom  20.  März  bib  zum 
5.  Juni  1621  wurden  11277  Mark  zu  37  Gulden  38  Kreuzer,  im 
Monat  Juni  661  Mark  zu  40  Gulden,  im  Juli  7983  Mark  zu  45  Gulden, 
vom  31.  Juli  bis  25.  Sept.  6792  Mark  zu  57  Gulden  10  Kreuzer, 
vom  25.  Sept.  1621  bis  22.  Januar  des  folgenden  Jahres  13428  Mark 
zu  77  Gulden  45  Kreuzer  ausgeprägt.  Da  nun  die  Mark  Silber  an- 
fangs mit  17^2,  später  mit  20,  dann  mit  22,  zuletzt  mit  25  Gulden 
bezahlt  wurrle,  so  belief  sich  der  Nutzen  aus  der  Münzung  wahrend 
der  letzten  9  Monate  des  oben  angegebenen  Zeitraumes  wöchentlich 
auf  ungefiihr  40  000  Gulden  und  während  des  ganzen  Jahres  1621  axif 
mehr  als  eine  Million'-. 

Zu  Ende  des  Jahres  1621  en'eichte  die  Geldnot  des  Kaisere  ihren 
Höhepunkt.  Aus  den  neugewonnenen  LUndeni  waren  keine  Steuern 
eingeflossen;  man  hatte  dieselben  wohl  geplündert  oder  mal'slose  Kon* 
tributionen  erhoben,  allein  das  auf  diese  Weise  gewonnene  Geld  war 
meist  in  die  Taschen  der  Kriegsobersten  und  ihrer  Mannschaft  oder 
in  die  der  neuen  Verwaltungsbeamfeu  gelangt.  Nun  liatte  sirh  zwar 
der  Kaiser  in  Verhandlungen  mit  Bethlen  eingelassen,  die  am  7.  Ja- 
nuar 1622  zum  Frieden  von  Nikolsburg  führten  und  damit  war  der 
Zeitpunkt  gekonunen,  vfo  man  das  ganze  Kriegsheer  entlassen  und 
nur  so  \iele  Truppen  behalten  wollte,  als  zur  Besetzung  <ler  ungari- 
schen Grenztest ungen  und  zur  AufrechthaltUDiT  der  Ruhe  in  den 
böhmischen  Ländern  nötig  waren.  Bevor  man  jedoch  die  überflüssigen 
Truppen  entlassen  konnte,  mulste  man  sie  bezahlen,  was  um  so 
schwerer  fiel,  als  man  ihnen  meist  einen  zweijährigen  Sold  schuldete. 
Man  trug  sich  zwar  mit  dem  Phme,  die  i^ämtlichen  (iüter  der  an  dem 


*  Siicbsiaches  Staatsarchiv:  Zeitll(?r  an  Kursaclisen  dd.  4.  14.  Juli  1621.  — 
C-iindely,  Waldsteira  I,  24.  —  Newakh  Die  bnge  Miitize  in  Österrficb.  —  Patente 
Liechtensteins  dd.  19.  Juli,  2^5.  August,  24.  Novellier  und  20.  Dezember  1621  im 
Präger  Stadtarchiv.  —  Archiv  des  k.  und  k.  Keitlistinanzmiiusteriums:  Liechten- 
stein an  den  Münzmeister  Hiibuer  dd,  4.  tJktober  1B21.  Liechtenstein  an  den 
Kaiser  dd.  12.  Oktober  1621.  Verzeichnis  übei  die  Kuttx'nberger  MünacstättL' 
vom  5.  Dezember  1620  liis  22.  Januar  1622.  —  Böhmisches  Statt haltereiarchiv: 
Der  Kaiser  an  Liechtenstein  dd.  24.  Juli  1621. 

-  Archiv  <b'S  k.  und  k.  Reiclisfinanznünisteriums:  Verzeichnis  der  Münzprägungen 
in  Kutteiil>erg   wahreml    der  Zeit  vom  ->.  Dezember  1020  bis  zum  22.  JaDUur  1622» 


Aufsunde  beteiligen  Personen  zu  konfiszieren  und  hatte  damit  bereifs 
den  Anfang  gemacht,  allein  wenn  man  dieselben  nicht  veisclileiideni 
woUte.  so  doHte  man  sie  nur  langsam  Terkanfen.  Ent  im  Laufe  der 
folgentlen  Jahre  konnte  man  auf  beträchtliche  Geldsammen  aus  den 
Güteirerk^afen  hoffen  und  auch  erst  dann  auf  einen  regelmä£sisen 
Einizang  der  Steuern  rechnen.  So  lan:;e  konnte  man  jedoch  nicht 
warten  denn  jeder  Tag,  an  dem  das  Heer  nicht  reduziert  wurde,  er- 
höhte den  «<rhuldiiren  Sold  und  verzehrte  im  voraus  alles  spAter  ein- 
gehende Geld. 

r»a  ei^hien  ein  Rener  in  Gestalt  des  auch  sonst  damals  viel- 
genannten Sekretär>  >Iichna.  Paul  >fichna.  der  Sohn  eines  Fleisch- 
haoei^  von  serbischer  Herkunft,  der  sich  in  Böhmen  niedergelassen 
hatte,  war  in  seiner  Jugend  von  den  Jesuiten  erzosen  und  von  ihnen 
so  gefordert  worden,  dals  er  das  bedeutende  Amt  eines  SekretÄi^  in 
der  N:»hmiseheu  Hofkanzlei  erlangte:  als  solcher  setzte  er  auch  seinen 
Namen  auf  den  Majestätsbrief  vom  Jahne  lö*I»y.  Uispründich  sebot 
er  über  kein  nennenswenes  Vemiöi^en.  denn  man  weifen  nur,  da^  er 
ein  H:sus  in  Pra^  besais.  Nach  der  Besiegung  des  Aufstaniles  nahm 
er  aber  alle  jene  Güter  in  Beschlag,  zieren  Eigentümer  wesren  Hodi- 
Verrats  in  Prv*zess-?  verwickelt  wurden,  und  bemächtigte  sidi  bei  diesn* 
Gelesenbeit  im  Vereiar  mit  »iem  als  i^ehilfen  fungierenden  Bas&eTi 
des  iTt>Jst^a  Teiles  der  vorhan^ienen  Klein^vlien  und  Silberieritschaften 
rc  ekeL^n  H.iLdec.  I^er  plöiziiche  Reichium.  zu  dem  er  durrh  diesen 
r»srhaAh2  i>?laiurve.  inachte  ihn  aur  n«h  haltsüchtiger:  er  sann  anf 
Mitiel  und  Wr^r.  11:1:  ihn  in  mehren  und  von  dem  gewonnenen  Gelde 
etsKi  Te-:1  d^r  kc^nnsoierten  Güter  anzTikaufen.  Aliein  «jder  in  Ge- 
ffii-siis^-hif:  m::  Risjsev:  uüi  ierj  HÄ^ielsaüLii  »ie  Wirte  beckte  er  den 
Tiiz.  ius.  durv'h  Pachr^iij  ier  k;»:s*c^n:chei:  MjnxsTänec  seine  Sehn- 
st rjs:  r::  r«ffreüpr-.  V>:  Verivtv-hnui«  v.;.l  MüLxsiänet  an  Privat- 
Ixcr.e  ui^i  iir  Fr-üjui^  von  M-inirrn  »iurch  aies^i'lbrii  wat  ^ianial>  nichts 
::iL^r'»!-iI:^2-es.  Srh-n  K*i<er  Kuivl:  11.  hÄrte  r.:::  eiijr-  Nümlwraer 
Hi^irLsr  a:"  rin-f::  Vrr:r3u:  a:i:  i>:Äru:;i:  v..-  ThÄlrn  *::  Böhoen  ab- 
i?r^jÄ:issec  w.V:  vier  ri^^hur  &>er  uur  vv.e  «iÄir.Als  r«>ieutenden 
Priä?e«:if:r-  -i^  Vfrvi.r::--  'rnioh:r.  l-its^vÄl  wirkte  ;edi<h  ein  be- 
decrrCxieivr  Gew-.!^  w^:'.  rwiscbeu  .itu.  IV ^.>^  ur/.  »Wn  iiaLi:  die  Mark 
SilSrr  Äikxuitc  u-,i  .ve'-v.  viarius  ^i^^"^*-  iW^ie  tisr  .rrvise  Dtdlerenz 
bes:A=.-i.  [ViM:rh:iA  iis  v  >!>  Ver:riu^-  i;:^  l::r>^t'ii  v- lircatenstein 
^D  .k  >*.  :?tIjL::;£  t<  ih:v.  ,i:<^"-  f^r  oas  v^c  i%-  ^j^iiiv  Münz- 
gtscaif:  lu  Ä*w::ir:^'r,  Jtxkriil'.^  :<:  -v^:  Urvh:eoscÄs  der  Uriielwr 
•>rt5*\S:-:i.  >cj:.kr,'-  Mu-^hi^A.  aIs  >^  >>^  S?jxf«c5uwce  :*3ui  ::ü^-ä:  lOoiis  die 
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öffentliche  Meinimg,  soudern  auch  Comeoius  iu  seiner  böUmischen  Ver- 
folgungs*?esehi  eilte  K 

Als  die  Not  des  Kaisei*s  ihren  Holienpnnkt  erreicht  hatte,  empfahl 
daher  Liechtenstein  die  Verpaclituui:  <ler  Münzstätten  au  ein  Kon- 
sortium, das  scheinbar  unter  der  Leilujiff  des  I'niger  Handelsuiannes 
de  Witte  stand  und  sich  erbot,  für  das  Recht  dus  Siber  in  der  bis- 
heriiieu  jk^ennp:haltic;eu  Weise  ausprä*^en  zu  dürfen,  einen  Jahi'esi>acht 
von  ö  Millionen  üuldeu  zu  zahlen-  Diese  Sunniie  .sienUjrte  zur  Zahlung 
des  schuldigen  Soldes  und  ermöglichte  die  Verabschiedung  des  gröfsten 
Teils  der  tiheiHüssigen  Truppen.  Mni'ste  schon  diese  Aussicht  dem 
Kaiser  verlockend  erscheinen,  so  noch  mehr  die,  dafs  er  im  stände 
sein  würde,  im  Falle  der  Vertnig  ein  zweites  und  drittes  Jahr  ver- 
lilngeit  wurde,  eioen  grofsen  Teil  der  Staatsschulden,  die  sich  damals 
auf  12  bis  15  Millionen  Gulden  belaufen  haben  mögen,  abzutragen 
und  die  Ansprüche  jener  zu  befriedigen,  »lenen  der  Wert  eines  Teiles 
der  konfiscierten  (iüter  in  Geld  ausirezahlt  werden  sollte.  Natürlich 
sollte  die  Zahlung  in  schlechter  Münze  erfolgen;  wenn  jemand  also 
den  Geldwert  des  dritten  Teiles  erhalten  sollte,  so  erhielt  er  in  Wahr- 
heit bei  der  Prikixung  z.  B.  von  70  Gulden  aus  einer  Mark  nur  den 
12.  Teil,  also  eine  so  geringfügige  Summe,  dals  die  lueisteu  Edelleute 
bei  der  voraussichtlichen  Entwertung  des  Geldes  an  den  Bettelstab 
kommen  niuJsteu,  und  das  beabsichtigte  man  eben.  Welche  verlockende 
Bilder  entrollten  sicli  da:  Die  Gegner  des  kaiserlichen  Regiu>eiitii  ver- 
armten für  alle  Zukunft,  der  Kaiser  wurde  seiner  Schulden  los  und 
ledig  und  die  Staatsausgaben  wurden  durch  die  Beduktion  des  Heeres 
auf  ein  bescheidenes  Mafs  herahgedrückt !  1 !  Natürlich  sollte  bei 
günstiger  Gelegenheit  das  leichte  Geld  auf  seinen  wahren  Wert  herab- 
gesetzt und  der  Verlust  denjenigen  aufgebürdet  werden,  die  nicht  in 
das  Geheimnis  gezogen  worden  waren".  (Vlv  aber  niclit  das  Geld, 
während  es  noch  kursierte,  in*  Preise  sinken  und  der  Kaufpreis  für 
alle  Waren  sich  damit  bedeutend  erhöhen  würde,  oh  Soldaten  und 
Gläubiger  sich  ruhig  eine  Schädigung  gefallen  lassen  würden,  darum 
künuuerte  sich  weder  das  Konsortium»  noch  die  über  die  vorge- 
schlagene Pacht  beratenden  kaiserlichen  Räte  Letztere  hatten 
I überhaupt  keine  klare  P)insicht  in  die  Fnigen  einer  in  grofsartigem 
Mafsstabe  betiiebeneu  Münzverschlechteruug. 
böl 


^  Comenius;  Historie  o  t^äJk^cU  protivenstvkh  cirkve  veskt-  p.  13ti. 
böhmischen  Laiidtagsverhamllungen  und  Landtagshesehlüäse,  \'II,  296, 

*  Sächsisches  Staatsarchiv:  Zeidler  an  Schöntiurg  dd.  Ö,  19.  Janiinr  1622. 
zweiter  Brief  Zeidlers  dd.  4.  Juli  1623. 
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Zur  Beschleunigung  der  Verhandlun>rt*ü  reiste  Liechtenstein  segeii 
im.     Ende  des  Jahres   1621   nach  Wien  und  gewann  den  Kaiser  fttr  die 
Übertra^runp:  der  Münzpräsiim;^  an  das  Konsortium,  das  aufser  de  Witte 
aus   14   nicht  'jrenaunteu  Mitgiiedero   Itestaud.      Im  Laufe   des  später 
jie^en   dieses  Konsortium  angestrengten  l^ozesses  wurden  die  Nanieu 
von  vier  weiteren  Mitgliedern  brkannt;   eis  waren  dies  der  Füi-st  von 
Liechtenstein,   Albredit  von   Waldstein,   Paul   Michna  und   der  Jude 
Bassevi;  nahezu  gewifs  ist,  dafs  auch  der  oberste  Münznieister  Hen* 
Wfesowec    fiazu     gehörte.       Ein     Geschichtsforscher    der    neuesten 
Zeit^   hat  auch   den  Fürsten  von   Eggenberg  und   die   Wiener   Hol- 
kanimeiTäte  Muschinger,  Guuipendorf  und  Unterholzer  als  vemiutliche 
Teil  neb  nier  des  Konsortiums  bezeichnet,  weil  die  iinrechtmüfsigen  Vor- 
teile,  die  sich   dasselbe  bei   dem   beabsichtigten   Gescbäft  aneignete, 
notwendig   machten,    dafs  man  auch   einige   mafssebeode  Persönlich- 
keiten  in  Wien   zu   demselben   zuHefs*     Bezüglich  des   Fürsten  von 
Eggenberg  liifst  sich  kein  gentlgender  Beweis  herateilen.     In  den  Amtü- 
akten  der  Jahre  1638 — 16ti0,   in   welcher  Zeit  der  mit  dem  Konsor- 
tium abgeschlossene  Münzvertrag  zu  einem  Prozesse  führte,  findet  sich 
nichts   vor,   was  direkt  gegen   ihn  zeugen  würde.    Nur  einmal  heifst 
es,    „dals  ein  grofser   Herr  zu   seiner  Zeit"    {unzweifelhaft  im  Jahre 
1628,  in  welchem  zum  erstenmal  ein  Prozefe  beabsichtigt  wurde)  „eine 
Pi-üfung  und   Untersuchung  widerraten  habe,     Nil  mirum,  denn  die 
bei  den  Actis  sich  vorfindende  Lista  zeigt,  dals  derselbige  Hoir  selbst 
mit  einer  ansehnlichen  Vertragssumma  unter  deu  ungenannten  Dewitb 
sehen   Konsorten    mitinteressiert  gewesen,    deswegen    mufste  er   bei 
seinem  Widerraten   auch  sich   seihst,   damit  seine  Anteilnahme   nicht 
bekannt  werde,  verteidigen.*     Diese  Anschuldigung  kann  anf  Eggen- 
berg gedeutet   werden;   dagegen  scheint   eine  Zuschrift  Liechtensteins 
an  den  Kaiser,  denselben  zu  entlasten»  denn  als  Ferdinand  von  Regens- 
burg  aus  dem   Konsortium   nach   Al>lauf  des  ersten   Paehtjahres   die 
weitere  Gültigkeit  des  Münz  Vertrages  antrug,  erwiderte  Liechtenstein, 
dafs  er  dies  ohne  Zustimmung  der  Konsortialniitglieder,   die  alle  in 
Prag  anwesend   seien,    nicht  thun  könne.     Der  Fürst  hatte   damals 
keinen  Grund,   eine  Unwahrheit  vorzubringen;  ist  also  seine  Angabe 
richtig,  so  schliefst  sie  nicht  btofs  die  Beteibyrung  Eggenbergs,  sondern 
auch  die  der  Wiener  Hofkamnien*Äte,  von  denen  damals  keiner  in 
Prag  weilte,  aus.     Es  ist  zwar  gewifs,  dafs  einige  dieser  Ritte  um  die 
Vorteile  wufsten,  die  sich  das  Konsortium  aneignete;  sie  dürften  aber» 
ohne  Konsortialmitglietier   zu   werden,    für    ihre  stillschweigende  Zu- 


^  Newald  in  seiner  Abbamnimg:  Die  lange  MCuuse  in  UsterreJcli. 
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stimmuii^  mit  dem  billi^'en  Erwerb  kunfiscieiter  Güter  belohnt  worden 
sein.  Im  Jahre  1638  wollteü  die  kaiserlichen  lÜUo  nicniaud  andern 
als  Liechtenstein  und  Michna  zur  Verantwortuntr  ziehen;  von  Wald- 
stein schwie^^en  sie,  da  ihn  die  Nemesis  bereits  ereilt  hatte  ^  Dem 
Bassevi  war  sein  Verniöfjjen  noch  bei  Lebzeiten  Waldsteins  wegen 
eines  nicht  nilher  bekannten  Verbrechens  ent^o^reu  worden,  und  den 
Erben  des  verstorbenen  de  Witte  war  Straflosij^^keit  zugesichert  worden, 
da  sie  hiefür  alle  auf  das  MünzgeschRft  bezüglichen  Akten  ausMeferteu. 
Am  18.  Januar  kam  zwischen  Hans  de  Witte,  seinen  Mitkonsorten 
und  der  Hofkammer  der  Vertrag  zu  stände,  durch  welchen  dem 
Konsöitium  die  Münzprilgung  in  Böhmen,  Mähren  und  Niederöster- 
reich für  ein  Jahr  überlassen  und  alle  Münzstatten  in  diesen  Ländern 
seiner  Leitung  untergestellt  w^nrden.  Das  Konsortium  sollte  allein  das 
Recht  zuin  Ankauf  aller  in  oder  vor  dem  Jahre  1020  in  den  genannten 
Ländern  geprägten  Münzen  haben.  Zugleich  wurde  deren  Einlösungs- 
wert festgestellt:  ein  Reichsthaler  z.  B.,  der  früher  1  Gulden 
30  Kreuzer  wTrt  gewesen  war,  sollte  für  4  Gulden  in  neuer  Münze  um- 
geweehselt  werden.  Wäre  die  Mark  Silbers  in  gleicher  Weise  be- 
wertet wonien,  so  hätte  fbis  Konsortium  für  sie  ungefähr  50  Gulden 
in  neuer  Münze  zahlen  müssen.  Wieviel  es  IMIvaten  anfangs  für  die- 
selbe zahlte,  ist  nicht  bekannt,  wir  wissen  nur  soviel,  dals  es  das  in 
den  böhmischen  Bei*gwerken  gewonnene  Silber  mit  32  tiulden  Neu- 
geld  bezahlen  sollte.  Diese  Verfügung  konnte  der  Kaiser  leicht  treffen, 
denn  das  Ergebnis  des  Bergbaues  gehörte  ihm  oder  muTste  ihm  von 
den  Privatbesitzern  um  einen  niedrigen,  ungefähr  12  bis  14  Gulden 
betragenden  I*i-eis  überlassen  werden.  Anfserdem  versjirach  die 
Regienmg  dem  Konsortium  die  unentgeltliche  Überlassung  von  400 
Centner  Kui>fer  und  die  Verabfolgnng  desselben  für  den  weitern  Be- 
darf um  einen  leidlichen  Preis.  Die  Zufuhr  des  Silbers  aus  fremden 
Ländern  wurde  ohne  jedes  Mantgefälle  gestattet,  die  Ausfuhr  des 
Kupfei*s  verboten,  solange  das  Konsortium  dessen  bedurfte.  Im  Ar- 
tikel 8  wurde  es  ermächtigt  „wie  bisher  in  Wien,  in  Böhmen 
und  Mähren  aber,  wie  es  in  Böhmen  bisher  gebräuch- 
lich gewesen/  aus  einer  Mark  16 lötigen  Silbere  79  Gulden  zu 
prägen.  Für  dieses  Privilejrium  vei^ytlichtete  sich  das  Konsortium  zur 
Zahlung  von  0  Millionen  Gulden  für  ein  volles  Jahr,  und  zwar  sollte 
die  Zahlung  nach  Ablauf  eines  Monats  Woche  für  Woche  m  Raten 


i^aä. 


^  Archiv  des  k.  und  k.  lieiclistinauzmmi:>teriiiLmB ;  GutacUteu  kaiserlicher 
Räte  übtvr  den  Liechtensteiiiacbe«  Prozefs  dd.  4.  März  165^.  —  Vergleiche  auch  die 
ührigen  Akten  im  Li echtenste machen  Prozefs, 
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geschehen,  in  der  letzten  Woche  die  Gebtlhr  für  den  ersten  Monat 
nachgezahlt  werden.  Der  Kaiser  selbst  wahrte  sich  das  Recht,  Münzen 
für  1000  Mark  Silber  prägen  zu  lassen  und  hiefÜr  dem  Konsortium 
an  Prägungskosten  fünf  Gulden  für  je  eine  Mark  zu  entrichten.  Am 
1.  Febniar  übernahm  de  Witte  die  Münzstätten  in  Böhmen  und  Mfthren, 
i«22.  am  16.  die  in  Niederösteneich ;  an  demselben  Tage  (den  16.  Februar) 
des  folgenden  Jahres  sollte  der  Vertrag,  wenn  er  nicht  erneuert 
würde,  ein  Ende  nehmen*. 

Über  die  Interpretation  des  Artikels  8  brach  schon  einige  Wochen 
nach  dem  Abschlüsse  des  Vertrags  ein  Streit  aus.  Dem  Wortlaut 
nach  kann  er  nämlich  so  verstanden  werden,  dafs  in  Wien  aus  einer 
Wiener  Mark  79  Gulden,  in  Böhmen  uud  Mähren  aber  soviel  ge- 
prägt werden  solle,  wie  daselbst  bisher  gebräuchlich  gewesen.  Die 
Wiener  Hofkammer  behauptete  aber  mit  Rücksicht  auf  den  kaiser- 
lichen Auftrag  vom  23.  September  1621,  dafs  die  Münzen  in  der 
Prager  Münzstätte  nach  demselben  Schrot  und  Korn  geprägt  werden 
sollten,  wie  in  Wien,  weil  der  Gebrauch  in  Prag  kein  anderer  ge- 
wesen stM,  als  in  Wien,  und  der  Vertrag  somit  keine  Zweideutigkeit 
enthalte.  Nun  war  aber  thatsächlich  der  kaiserliche  Auftrag  in 
Böhmen  nicht  befolgt,  sondern  es  waren  die  Münzen,  wie  bereits  er- 
zählt wurde,  auf  Befehl  Liechtensteins  leichter  geprägt  worden,  und 
zwar  aus  der  leichteren  Prager  Mark  nicht  71  Gulden,  wie  es  nach 
dem  Patente  vom  23.  September  1621  hätte  geschehen  sollen,  sondern 
7S  Gulden  und  einise  Kreuzer.  Bei  Absi^hlufs  des  Münzvertrages 
verstanden  also  beide  Parteien  den  Artikel  8  in  verschiedener  Weise; 
die  Hofkammer  wollte,  dafs  das  Geld  überall  in  gleichem  Schrot  imd 
Korn  iieprägt  werde,  das  Konsortium  al>er  den  bisherigen  Gebrauch 
in  BC'hmen  beibehalten,  die  Münzen  in  l*rag  leichter  als  in  Wien 
prägen,  was  auch  geschah.  Als  die  Hofkammer  zur  Kenntnis  dieser 
Eigenmächtigkeil  kam,  wollte  sie  dieselbe  absieslellt  wissen :  Liechten- 
stein aber  verteidiirte  sie  mit  der  Erklärung,  diUs  das  kaiserliche 
Müuzjuitent  vom  23.  September  1621  in  Böhmen  nicht  durchgeführt 
wonlen  sei  uud  «He  Mitslieder  des  Konsortiums  bei  den  Verhandlungen 
über  den  Münz  vertrau  sich  ausilräcklich  für  Böhmen  die  leichtere 
l^iaing  vorMialteu  hätten.  Wie  die  Hofkammer  thun  konnte,  als 
ob  sie  von  dieser  Beilinjnmg,  die  doch  aus  der  Stilisation  des  Münz- 
vertnurs  deutlich  ^renuir  zu  er^hen  war,  keine  Kenntnis  hätte,  bleibt 
ein  Kätsel.    Jerienfalls  hatte  »hV  Fjkläning  Liechtensteins  das  Resultat, 


'  i»uhW1\  3.  a.  O..   I.  "i^.  —  Archiv  J.  k.  und  k-  KekhsisJinrziini^vrluins: 
licvhtou^toiu  i»u  die  lYijwr  MüiLr«t:i(te  d«l.  Ä  J;jiniur  Ifö?. 
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daJs  man  das  Konsortium  mit  weiteren  Vorwürfen  verschonte  und  die 
Dinge  ihrea  Verlauf  nehmen  liefs.  Im  Jahre  1623,  unmittelbar  nach 
Ablauf  des  Münzvertra^es,  gnW  aber  die  Hüfkaminer  diese  Ani^jelegen- 
heit  von  üeuem  auf,  behauptete  im  Widerspruch  mit  Liechtenstein, 
dal's  bei  AbschluJs  des  Münz  Vertrags  zur  Bedinpin?  gemacht  wordeu 
sei,  die  ^[üiizen  überall  nadi  gleichem  Schrot  und  Koni  zu  prägen, 
und  berechnete,  dafs  das  Konsortium  sich  einen  Mehrgewinn  von 
6  —  700000  Gulden  angeeignet  habe,  welchen  es  daher  ersetzen  mOsse. 
Auch  diesmal  liatten  die  Behauptungen  und  Beschuldigungen  der  Hof- 
kammer keiue  Folge,  Der  Füi-st  oder  das  Konsortium  wurden  weder 
zur  Verantwortung  gezogen,  noch  von  ihnen  ein  Schadenersatz  verlangt '. 
Der  Münz  vertrag  koonte  nui*  dann  für  das  Konsortium  einen  be- 
deutenden Gewinn  abwed'en,  wenn  es  viel  Silber  auf  Kredit  oder 
fen  bar  zum  Preise  von  32  Neugulden  ankaufte,  es  rasch  ausmrinzte, 
mit  den  neuen  Münzen  eine  möglichst  grofse  Zahl  alter  einhamtelte, 
sie  einschmolz  und  neue  prilgte.  Beides  that  das  Konsortium,  Die 
Teilnehmer  desselben  lieferten  eine  Menge  Silber  und  alte  Münzen  in 
die  Schmelze;  namentlich  entwickelten  de  Witte  und  Bassevi  eine  fieber- 
hafte Thiitigkeit;  ihre  Leistuniz  übertraf  mehr  als  vierzigmal  die  der 
übrigen  bekannten  und  unbekannten  Konsortialmitglieder.  Obwohl 
viele  Besitzer  vollwichtig  geprägten,  alten  Geldes  wohi  einsahen,  dal's 
sie  zu  kurz  kamen,  wenn  sie  für  einen  Reichsthalei*  statt  1  Gulden 
30  Kreuzer  4  Gulden  Neugeld  erhielten,  nmCstea  sie  doch  ihre  Münzen 
in  die  Träger  Münzstätte  abliefern,  fia  der  Kaiser  itire  Ausfuhr  sowie 
ihre  höliere  Bewertung  mit  Konfiskation  des  Besitzes,  ja  Vermögens- 
lose sogar  mit  Todesstrafe  bedrohte.  Auch  fremde  Münzen  mulsten 
binnen  sechs  Wochen  aus  dem  Lande  gebracht  oder  in  die  Münzstiitte 
abgeüefert  werden-.  Liechtenstein  entschuldigte  in  seinen  Patenten 
den  Kaiser  wegen  <ler  Prügung  leichter  Münze  tlamil,  dafs  er  das 
Beispiel  der  benachbarten  Fürsten  befolgen  müsse.  Als  die  für  die 
ümwechsluug  bestimmten  sechs  Wochen  verflossen  waren,  fand  man, 
dals  sich  noch  immer  viel  alte  eigene  und  fremde  Münze  im  Lande 
berge;  der  Kaiser  bestimmte  daher  fUr  ihre  Umwechslung  Wechsel- 
stellen» angeblich  um  den  gemeinen  Mann  vor  Schaden  zu  behüten. 
Das  Verbot  fremder  und  die  rasch  sich  vollziehende  Einschmelzung 


*  Archiv  des  Reichsfinanzintiii&terium» :  Die  Hof kÄminer  an  den  Kaiser  dd. 
(ohne  Angabe  des  Tages)  1623. 

^  Archiv  des  k.  und  k.  Reiclisiinauzininisteriums:  Entschiildigunj?  der  flof- 
karamer  dd.  28.  Janiuir  1622.  Zoschrift  an  Kardinal  Dietriclistein  rld.  10.  Februar 
1622,  Kaiserliches  Patent  dd.  18.  Januar  1622.  —  M8.  des  Präger  Stadtarchivs: 
Patent  Liecbteostein  dd.  18.  Februar  1622. 
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alter  Münzen  hatte  eine  grofse  Konfusion  im  ganzen  Geschäftslebeu 
zur  Folge,  unter  der  nicht  blofs  die  Gegner,  sondern  auch  die  An- 
hänger der  Regierung  litten.  Wenigstens  beklagte  sich  der  spätere 
Reforniationskomniissär  Friedrich  von  Talmberg  gegen  die  Frau  des 
Kanzlers  Lobkowitz  bitter  tiber  die  steigende  Not.  Die  Regierung 
erkannte  dieselbe  insofern  an^  als  sie  den  Termin  für  den  Grebrauch 
fremder  Münze  wiederholt  verlängerte.  Auch  der  Kanzler  selbst,  der 
in  die  Geheimnisse  des  Konsortiums  nicht  eingeweiht  war,  war  von 
einem  bedeutenden  Schaden  bedroht,  da  sich  in  seiner  Raudnitzer 
Kassa  an  15000  Gulden  fremder  Münze  befanden,  die  er  unter  ihrem 
Wert  an  das  Konsortium  verkaufen  sollte.  Als  weitere  Folge  der  Ver- 
schlechterung der  Münze  machte  sich  eine  steigende  Teuerung  der 
Lebensmittel  geltend.  Der  Statthalter  suchte  zwar  durch  Befehle  der- 
selben Einhalt  zu  thun  und  bestimmte,  dafs  fortan  zwei  Wochen- 
märkte in  Prag  abgehalten  und  jedermann  vom  Lande  ungehindert 
Viktualien  aller  Art  au  den  hiezu  bestimmten  Plätzen  verkaufen  dürfe. 
Den  Prager  Viktualienhändlern  wurde  gleichzeitig  verboten,  sieb  vor 
zehn  Uhr  morgens  auf  dem  Markte  einzufinden  und  einzukaufen.  Da 
diese  Verordnung  nichts  fruchtete,  so  verbot  Liechtenstein  die  Aus- 
fuhr aller  Nahrungsmittel  aus  Böhmen*. 

Das  Konsortium  hatte  in  den  ersten  zwei  Monaten  30  Millionen 
Gulden  in  neuer  Münze  ausgeprägt.  Die  Silber-  und  Münzenankäufe 
wurden  vor  und  während  dieser  beiden  Monate  billig  abgeschlossen, 
und  dies  verschaffte  dem  Konsortium  bei  der  Prägung  der  30  Miliionen 
Gulden  einen  Gewinn  von  9  Millionen  Gulden.  Nach  Verlauf  von 
einigen  Monaten  konnte  es  jedoch  das  nötige  Silber  nur  schwer  und 
nur  gegen  immer  höhere  Preise  erhalten,  so  dafs  es  während  der 
folgenden  zehn  Monate  nur  noch  10  Millionen  neuer  Münzen  prägte  ^, 
Dazu  kam  noch,  dafs  es  fortgesetzt  auch  mit  Schwierigkeiten  anderer 
Art  zu  kämpfen  hatte.  Man  klagte,  dafs  das  Konsortium  dem  Bedtirf- 
nisse  nach  Scheidemünze  nicht  gentige,  was  freilich  begreiflich  war, 
weil  die  Prägung  derselben  nicht  den  Gewinn  abwarf  wie  die  Prägung 
der  Ein-  und  Zweiguldenstücke.  Eine  weitere  Mifshelligkeit  ergab 
sich  daraus,  dais  die  Hof  kammer  das  Konsortium  bei  dem  Ankauf  des 

^  Archiv  des  k.  und  k.  Reichsfinanzministeriums:  Ferdinand  IT.  an  den 
Kardinal  Dietrichstein  dd.  23.  März  1622.  —  MS.  des  Prager  Stadtarchivs :  Liechten- 
steins Patent  dd.  24.  März,  13.  und  20.  Mai  und  22.  November  1622.  —  Raudnitzer 
Archiv :  Friedrich  von  Talmberg  an  Polixena  Lobkowitz  dd.  2.  April  1622.  Michna 
an  den  Kanzler  dd.  23.  April  1622. 

-  Näheres  hierüber  in  den  Prozeßakten  Liechtensteins  im  k.  und  k.  Reichs- 
finanzarchiv. 
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Silbers  in  Ungarn  nicht  unterstutzte,  sondern  denselben  wider  den 
Wortlaut  des  Vertrages  sogar  verwehrte.  Endlich  wurden  von  der 
Regierung  gröfsere  Zahlungen  auf  das  Konsortium  angewiesen,  als 
wozu  es  verpflichtet  war,  so  dafs  es  stets  etwa  200000  Gulden  auf 
den  Pachtschilling  vorausbezahlt  hatte.  Fürst  Liechtenstein  drohte 
(leshalb  mit  dem  Bruche  des  Münz  Vertrages  und  ersuchte  um  Inter- 
vention des  Grafen  von  TrauttmansdorflF^  Als  die  in  Böhmen  statio- 
nierten Regimenter  nach  Deutschland  abziehen  sollten  und  man  sie 
mit  der  neuen  Münze  bezahlen  wollte,  entstand  eine  neue  Schwierig- 
keit, da  man  befürchten  mufste,  dafs  sie  ihr  Geld  in  der  Fremde  nicht 
anbringen  und  daher  meutern  würden.  Der  Kaiser  fragte  den  Fürsten 
um  Rat  und  verlangte,  dafs  das  Münzkonsortium  eine  Summe  Geldes 
nach  altem  Korn  präge.  Liechtenstein  verwarf  diesen  Ausweg,  weil 
das  Konsortium  bei  dieser  Prägung  keinen  Gewinn  gehabt  hätte;  er 
empfahl  vielmehr  mit  den  deutschen  Reichsfürsten  zu  unterhandeln, 
damit  sie  die  kaiserlichen  Münzen  in  ihren  Gebieten  zuliefsen.  Da 
er  aber  selbst  kein  günstiges  Resultat  von  dieser  Verhandlung  er- 
wartete, schlug  er  vor,  der  Kaiser  solle  in  seinen  ungarischen  Berg- 
werken Thaler  im  alten  Werte  prägen  lassen.  Am  24.  September 
erhöhte  Liechtenstein  beim  Einkauf  den  Preis  für  eine  Mark  Silber 
auf  37  Gulden  30  Kreuzer;  diesmal  liefsen  sich  jedoch  die  Besitzer 
nicht  mehr  bethören.  Trotz  aller  Verbote  taxierten  sie  die  alten 
Münzen  nach  ihrem  wahren  Werte,  lieferten  sie  daher  nicht  aus, 
sondern  nahmen  und  gaben  sie  im  Verkehr  nur  gegen  ein  hohes  Agio ; 
sie  waren  eben  überzeugt,  dafs  die  neue  Münze  in  kurzem  herab- 
gesetzt werden  müsse.  Diese  Überzeugung  suchte  Liechtenstein  zu 
bekämpfen,  indem  er  in  seinen  Patenten  erklärte,  dafs  es  Seiner 
Majestät  Wille  und  Meinung  sei,  dafs  die  neue  Münze  stets  ihren 
Nennwert  behalten  solle  und  diejenigen,  die  sie  in  diesem  Werte  an- 
zunehmen sich  weigern,  ernstlich  bestraft  werden  würden^. 

Mittlerweile  fanden  die  Gegner  des  Konsortiums,  dafs  dasselbe 
aus  einer  Prager  Mark  weit  mehr  als  79  Gulden  präge,  da  es  zuletzt 
die  Mark  Silber  sogar  um  85  Gulden  kaufte.  Der  Kaiser,  dem 
dies  angezeigt  wurde,  teilte  es  dem  Fürsten  mit,  und  dieser  forderte 


^  Trauttmansdorf&ches  Archiv:  Liechtenstein  an  Trauttmansdorff  dd.  23.  Mai 
1622.  —  Archiv  des  k.  und  k.  Reichsfinanzministeriums :  Liechtenstein  an  Ferdi- 
nand II.  (Id.  24.  Mai  1622.  Beschwerde  des  Johann  de  Witte  und  Konsorten  an 
den  Fürsten  von  Liechtenstein;  undatiert 

^  Archiv  des  k.  und  k.  Reichsfinanzministeriums :  Liechtenstein  an  den  Kaiser 
dd.  18.  Juni  1622.  —  Prager  Stadtarchiv :  Patent  Liechtensteins  dd.  24.  September 
1622. 
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den  Haus  de  Witte  zur  Verantwortung  auf.  De  Witte  erklÄite  die  An- 
klage rundweg  für  eine  „falsche  und  neidische  Bezüchtigung,  gegen 
welche  hoffentlich  der  Kaiser  das  Konsortium  schützen  werde,  da  es 
nie  die  Münzen  in  schlechterem  Korn  geprägt  habe,  als  wie  es  der 
Vertrag  bestimme."  Liechtenstein  liefs  dieses  Rechtfertigungsschreiben 
dem  Kaiser  zustellen;  dieser  gab  sich  damit  zufrieden  und  ordnete 
keine  weitere  Untersuchung  an\ 

Indessen  hatte  die  Bevölkerung  zu  Beginn  des  Jahres  1623  so 
sehr  das  Vertrauen  in  die  neue   Münze  verloren,  dafe  man   anfing, 
Käufe  und  Verkäufe  von  Wertsachen  und  Viktualien  nur  gegen  Zahlung 
alter  Münze  abzuschliefsen  und  neue  Münze  nur  gegen  ein  hohes  und 
1883.      wandelbares  Agio  anzunehmen.   In  einem  Patent  vom  2.  Januar  wieder- 
holte Liechtenstein  daher  die  früheren  Strafandrohungen  gegen  dieses 
Gebaren,  bezeichnete  die  Gerüchte  über  den  geringen  innem  Wert 
der  neuen  Münzen  als  unwahr  und  befahl  abermals  die  Auswechslung 
alter  Münzen  nach  dem  offiziellen  Kure^    Dieses  Patent  hatte  keine 
Wirkung  mehr,  mau  l>efand  sich  in  einer  Geldkrisis,  die  nur  mit  der 
offenen  Erklärung  des  Bankerotts,  d.  h.  durch  Herabsetzung  der  neuen 
Münze  auf  ihren   wahren   Wert  enden   konnte.     Die  Mitglieder    der 
Wiener  Hofkammer,   die   dem   Kaiser  zu  dem  Deputationstage    nach 
Regensburg  trefolirt  waren,   »Twogen   daselbst   (im  Febraar  1623),    ob 
man  den  Bankerott  nicht  iileich  erklären  solle,  und  berieten  hierüber 
auch  mit  Michua,  der  eiirens  deshalb  nach  Regensburg  gekommen  war, 
jrelauirten  alK?r  zur  Überzeugun«:,  dafs  es  nicht  früher  geschehen  könne, 
als  bis  der  Kaiser  seinen  Truppen  den  schuldigen  Sold  bezahlt  haben 
würde.    Die  Hofkammor  riet  deshalb,  <ien  Münz^-ertrag  mit  dem  Kon- 
sortium  bis   auf  weiteres  zu   verlängern    (und   sich  so  wieder   sechs 
Millionen   als   Pachtschilling   zahlen   zu   lassen):    die  Münzstätten    in 
♦igene  Verwaltung  zu  nehmen,  sei  nicht  ratsam,  weil  man  das  Silber 
um  einen  allzu  hohen  Preis  würde  einkaufen  müssen.    Als  Mich  na  er- 
klärte, dafs  das  Konsortium  den  Vertrag  nicht  verlängern  würde,   wenn 
ihm  nicht  tjrüustigere  Bedingungen  geboten,  also  die  Pachtsunime  ver- 
ringeit  würde,  bemerkte  die  Hofkaunner,  dafs   das  Konsortium    auch 
bei   vuraussichtlioh    irerinirem  Gewinn   in   Anbetracht   des   gemachten 
grofsen   und   «weltkundigen"   Gewinns   zur   Einhaltung  des  Vertra^res 
verpflichtet  sei.     r>er  Kaiser  trug  dem  Michna  auf,  Liechtenstein  für 
die  Verlängerung  zu  -rewinnen  und  von  dem  Konsortium  entweder  die 


*  Archiv  des  k.  und  k.  Reichstinanzmiiiisteriuins :  Liechtenstein  an  den  Kaiser 
dd.  17.  IVzembor  16'22.    IVilage:  ein  Brief  de  Wittes  an  Liechtenstein. 

*  M>.  des  Präger  Stadtarchivs:  Patent  Liechtensteins  dd.  2.  Janoar  1628. 
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^  Archiv  des  k.  und  k.  EciclisiinftnzTninisteriums :  Die  Tlofkammer  an  ilrn 
Kaiser.  Diese  Zuschrift  wurde  dem  Kaiser  ani  :^,  März  1623  überbracht  LiechtcD- 
stein  an  den  Kaiser  dd.  22,  Mtirz  1623.  Die  Hofkanimer  au  den  Kaiser,  undatiert. 
Der  Kaiser  an  Liechtenetetn  dd*  8.  April  1623.  — -  Gindelv  a.  a.  0.  1,  32. 
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weitere  Zahlung  des  Pachtschillings  oder  aber  die  Zahlung  von  je 
15—25  Gulden  von  jeder  ausgeprä^eu  Mark  Silber  zu  verlangen.  Der 
Föi^st  von  Liechteostein  lehnte  diese  Bedingungen  ab ;  dagegen  empfahl  «i.  Mi« 
er  dem  Kaiser,  alle  Pnvat-Mtinzstätten,  also  auch  die  in  Schlesien  be- 
findlichen,  wovon  eine  dem  Bischof  von  Neifse  unterstand,  in  eigene 
Regie  zu  nehmen  und  in  den  österreichischen  und  böhmischen  Lilndern 
die  Prägung  nach  gleichem  Schrot  und  Korn  vorzunehmen,  nicht  die 
Wiener,  sondeni  die  Präger  Mark  bei  der  Münzung  zur  Grundlage  zu 
nehmen,  aus  dieser  79  Gulden  zu  prägen  und  den  Weit  der  Mark 
Silber  beim  Ankauf  auf  60  Gulden  zu  bestimmen.  Nach  Abzug  der 
Prägungskosteu  stellte  er  bei  einer  Mark  einen  Gewinn  von  14  Gulden 
in  Aussicht,  Die  llofkamnier  riet  dem  Kaiser  zur  Annahme  dieses 
Vorschlages.  ^  Da  der  Münz  vertrag  schon  abgelaufen,  das  Konsortium 
von  seiner  Verpflichtung  aber  noch  innner  nicht  entbunden  war,  er- 
teilte dasselbe  im  März  der  Wiener  Münzstätte  den  Auftrag,  keine 
weitere  Münzung  vorzunehmen  und  setj^te  mir  noch  in  Bohineii  die 
Münzungen  fort.  Als  der  Kaiser  auf  seiner  Reise  von  Regensburg 
nach  Prag  hievon  erfuhr,  trug  er  von  Pilsen  aus  dem  Fürsten  die 
Fortsetzung  der  Prägung  in  Wien  auf  und  motivierte  fliesen  Befehl 
mit  dem  Gerüchte,  dals  das  Konsortium  diesellie  nur  deshalb  einge- 
steüt  habe,  weil  die  Prägung  in  Böhmen  nach  der  leichteren  Prager 
Mark  einen  gröfseren  Gewinn  in  Aussicht  stelle  als  in  Wien  nach  der 
Wiener  Mark,  Der  Kaiser  erwähnte  somit  diesmal  selbst  des  Unter- 
schiedes der  Münzprägung,  tadelte  ihn  al>er  keineswegs,  sondern  ver- 
sicherte den  Fürsten  seiner  Gnade  V. 

Kaum  in  Prag  angelangt.  (Iberzeugte  sich  der  Kaiser,  dals  er  auf 
die  Verlängerung  des  Münzvertrages  verzichten  müsse  und  liefs  sich 
daher  nun  von  seinen  Räten  ein  Gutachten  darüber  ei^statten,  wie  er 
das  notwendige  Silber  für  die  in  eigener  Regie  durchzuführende 
Münzung  gewinnen  könnte.  Die  Räte  verwiesen  ihn  einzig  und  allein 
auf  die  Juden:  so  wie  sie  den  Münzpächtern  das  nötige  Silber  ver- 
schafft liätten,  so  würrlen  sie  dies  auch  jetzt  thun*  wenn  man  ihnen 
ihre  Mühe  lohnen  und  ihnen  die  sonst  verbotene  Ausfuhr  von  Zinn, 
Kupfer,  Bleifarbe,  Getreide,  Wolle  und  Leder  gestatten  würde.  Man 
könne  ihnen  dann  die  wöchentliche  Abfuhr  einer  bestinmiten  Quantität 
von  Silber  als  Steuer  auferlegen.  —  Aus  diesen  Ratschlägen  ersieht  man. 
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(lals  Handel  und  Wandel  damals  in  Böhmen  noch  mehr  in  den  Händen 
der  Juden  waren  als  heutzutage.  Bei  dieser  Gelegenheit  erörterten 
die  Räte  die  Frage,  ob  sich  der  Kaiser  nicht  die  Wiedereinlösung  der 
konfiscierten  Güter,  die  ihm  beim  Verkauf  mit  der  neuen  Münze,  also 
mit  schlechtem  Gelde  bezahlt  worden  waren,  vorbehalten  solle?  Da 
alle  Räte  an  den  Käufen  beteiligt  waren,  so  wurde  diese  Frage  ver- 
neint :  Der  Kaiser  brauche  das  Geld,  und  der  Mangel  desselben  würde 
ihm  weit  gröfseren  Schaden  bringen,  als  er  beim  Verkauf  der  Güter 
erleide :  auLserdem  würde  niemand  mehr  kaufen,  wenn  er  des  Beatzes 
nicht  sicher  wäre^  Nach  der  Meinung  der  Räte  sollte  also  die 
Prägung  des  leichten  Geldes  fortgesetzt  werden,  nur  mit  dem  Unter- 
schied, dals  dieselbe  künftig  auf  Nutzen  und  Schaden  des  Kaisers  er- 

i'2i.  folgen  sollte.  Das  Konsortium  wurde  am  15.  Mai  formell  aus  seiner 
Verpflichtung  entlassen;  an  diesem  Tage  quittierte  nämlich  der  Kaiser 
„dem  Hans  de  Witte  und  Konsorten"  den  Empfang  von  6000000 
Gulden  als  Pachtschilling  für  das  Münzjahr,  das  am  16.  Februar  ab- 
gelaufen sei,  dankte  ihnen,  dafs  sie  die  Münzung  bis  zum  31.  März 
fortgesetzt  hätten,  forderte  aber  für  diese  sechs  Wochen  keinen  Pacht- 
•schilling,  sondern  sah  ihnen  denselben  als  eine  „ Ergötzlichkeit "  nach. 
Es  beweist  dies,  dals  der  Kaiser  sich  durch  das  Konsortium  nicht  als 
übenorteilt  ansah,  soudern  sich  demselben  vielmehr  zum  Danke  ver- 
pflichtet fühlte. 

Die  AusmüDzung  leichten  Geldes  ging  jetzt  auf  Rechnung  des 
Kaisei-s  vor  sich ,  aber  schon  nach  wenigen  Wochen  zeigte  sieb ,  dafs 
auf  dem  betretenen  Weire  nicht  weiter  gegangen  werden  könne  und 
mit  dem  Münzwesen  eine  radikale  Änderung  vorgenommen  wertien 
müsse.  Da  die  Soldaten  den  Gehorsam  verweigerten,  wenn  ihnen 
ihre  SoMforderungen  nicht  mit  Münzen  von   altem  Schrot  und  Korn 

1'^=^-  bezahlt  würden,  mui'ste  sieh  die  Regierung  im  Monate  Juni  entschliefsen, 
alte  Reichsthaler  im  Werte  von  1  ^  2  Gulden  um  8  Gulden  neuer 
Münze  zu  kaufen,  um  damit  das  Collaltosche  und  andere  Regimenter 
zu  befrieiligen  und  sich  aulserdem  mit  dem  Obersten,  Herzog  von 
Sachsen-Laueuburg ,  dahin  einigen,  dals  er  sein  Volk  selbst  auszahlte 
und  dafür  die  Stadt  und  Herrschaft  Schlackenwerth  für  150000  Gulden 
in  Besitz  nahm.  Damit  war  jedoch  den  tausendfachen  Verlegenheiten 
und  Bedürfhissen  der  Regierung  nicht  abgeholfen,  und  da  die  konfis- 
cierten Güter  l)ereits  vei-schleudert  waren,  so  umlste  man  zu  Anleihen 
und  Verkäufen  aller  Art  seine  Zuflucht  nehmen  und  zuletzt  nach  dem 

*  Archiv  des  k.  und  k.  Roichstinanzministeriiims:  Bericht  der  geheimen  und 
anderen  Kate  au  den  Kai&er  dd.  10.  Mai  16*2:i.  Quittung  des  Kaisers  für  Hans 
de  "NVitte  und  Konsorten  dd.  15.  Mai  1623. 
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flate  der  böhmischen  Kammer  einige  köoigliche  Güter  imii  königliche 
Städte  verpfänden.  So  wurden  dem  Grafen  von  WT*esowec  im  Laufe 
des  Jahres  1623  die  Launer  Güter,  dem  Obersten  Marradas  die  Stadt 
Pisek  für  ein  Darlehen  von  110  000  Gulden  und  die  Stadt  Wodüan 
für  ein  Darlehen  von  70<X)0  Gulden  pfandweise  überlassen.  Der 
Kaiser  willigte  nur  mit  schwerem  Herzen  in  diese  VerijfäD4lun2:en,  da 
ihm  die  Wiener  Hofkammer  von  denselben  abriet,  weü  er  dabei  nur 
mit  schlechtem  Gelde  bezahlt  werde.  Der  Kaiser  entsfhlofs  sich  end- 
lich, den  Befehl  zu  erlassen,  dals  mit  der  Prägungj  schlechter  Münze 
Einhalt  ^^ethan  werde  und  nur  Reichsthaler  nach  altem  Schrot  und 
Korn  gepn^rt  würden.  Liechtenstein  kam  diesem  Befehle  uach  um! 
verkündigte  durch  die  höhmische  Kammer,  daJ's  man  einen  solchen 
Thaler  für  sieben  Neu^lden  bekommen  könne.  Er  j^estand  bei  dieser 
Gelegenheit  üu,  dafs  die  Münzproben  den  Wert  des  in  alter  Weise 
gepriigten  Thalers  auf  8  ^  4  bis  9  NeuguJdeu  steigern  dürften,  und  dals 
man  bei  der  Umwechslung  diese  höhere  Summe  werde  fordern  müssen  ^ 
Dieses  Eingeständnis  hatte  in  Wien  eine  Untersuchung  zur  Folge, 
und  mau  fand  jetzt  das  Gerücht  bestätigt,  dafs  das  Konsortium  aus 
einer  Prager  Mark  nicht  blofs  70  Gulden,  sondern  mehr  geprägt  hal>e  *. 
Da  man  einsah,  dals  man  neben  der  neu  zu  prägenden  guten  Münze 
die  schlecht  geprägte  nicht  lange  werde  kursieren  lassen  können  und 
einen  Einlösungswert  für  dieselbe  bestimmen  müsse,  so  heschäftigte 
sich  die  Wiener  Huf  kanuner  mit  dem  Entwürfe  eines  sogenannten 
„Devalvatioiisplanes'*.  Als  Liechtenstein  liievon  erfuhr,  erklärte  er  sich 
dagegen,  weil  dadurch  das  kaiserliche  Wort,  welches  in  vei-schiedenen 
Patenten  der  neuen  Münze  bleibenden  Wert  und  Dauer  verbeifsen 
hahej  allzubald  gebrochen  würde,  abgesehen  davon,  dafs  diejenigen, 
die  ihr  Silber  an  das  Konsortium  um  einen  geringen  Wert  verkauft 
hätten,  durch  die  Devalvation  der  neuen  Münze  doppelten  Schaden 
erleiden  würden.  Woher,  fragte  Liechtenstein,  würde  der  Kaiser  die 
Mittel  bekommen,  um  seine  zahlreichen  Gläubiger  und  den  Soldaten 
den  schuldigen  Sold  in  schwerer  Münze  zu  bezahlen,  da  er  nicht  ein- 
mal über  die  nötige  Quantität  leichter  Münze  verfüge?  Er  empfahl 
daher  die  beabsiclitigte  Mtinzentwertung  so  lange  aufzuscliieben ,  bis 


*  Sächsisches  Staatsarcbiv:  Zeidler  au  Schönberg  dd.  4,  JuJi  1623.  —  Bikk 
a.  a.  0.  1140,  1181,  1249.  —  Archiv  des  k.  und  k.  Reichsfinanzministermms : 
Licchtenistein  an  den  Kaiser  dd^  19.  August,  1623.  Die  Hof  kam  in  er  an  den  Kaiser 
dd.  ^l.  Augnst  Uv2a 

■  Archiv  des  k.  u.  k,  ReichsöuaDziuiniateriumB:  Liechtenstein  an  den  Kaiser, 
undatiert  (im  Oktober  oder  November  1623).  Die  Hofkammer  an  deo  Kaiser«  un- 
datiert {im  Oktober  oder  November  I62;3}. 
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ilie  Zahl  der  nach  aitein  Fulse  iieiigepragten  Thaler  gröiser  sei  und 
sie  sich  im  Verkehr  allmählich  eiij^'enistet  haben  würden.  Um  seiner 
Ansicht  mehr  Gewicht  zu  verschaffen ,  schickte  er  den  mittlerweile 
zum  Kamnierrat  beförderten,  ehemalif»en  Sekretiir  Michna  nach  Wien  ^ 
Da  einzelne  von  den  österreichischen  Ländern  jedoch  um  die  Deval- 
vation der  schlechten  Münze  driD^end  angesucht  hatten,  weil  nur 
dann  Handel  und  Gewerbe  in  geregelte  Bahnen  gelangen  könnten,  so 
besehlofs  der  Kaiser,  den  Mahnungen  Liechtensteins  kein  Geliör  zu 
geben,  sondern  die  Devalvation  am  20.  Dezember  1623  in  allen  seinen 
Ländern  anzukündigen.  Dem  Füi-sten  von  Liechtenstein,  der  sie  für 
Böhmen  um  einige  Wochen  verj^ögern  wollte ,  wurde  befohlen ,  die 
Verkündigung  ebenfalls  an  dem  bezeichneten  Tage  vorzunehmen. 
Trotzdem  thal  der  Fürst  dies  erst  am  28.  Dezemhen  Darnach  wurde 
ein  Doppelgulden  auf  20  Kreuzer,  ein  einfacher  Gulden  auf  10  Kreuzer, 
ein  48-Kreuzerstück  auf  (5  Kreuzer,  ein  24-Kreuzerstück  auf  3  Kreuzer 
herabgesetzt:  die  Guldenstücke  also  auf  den  frechsten  Teil  des  Nenn- 
wertes, die  Kreuzerstucke  auf  den  achten  Teil  =^.  Diese  Wertbestinimung 
zeigt,  dafs  man  die  Münzen  unter  einem  Gulden  Wert  noch  gerinp- 
haltiger  prägte,  als  die  Guldenstücke,  obwohl  dies  nach  dem  Münz- 
vertrage  nicht  gestattet  war,  und  tlals  auch  bei  den  Gublenstücken 
weder  die  Relation  von  71  noch  die  von  70  Gulden  bei  einer  Mark 
eingehalten  worrleji  war.  Um  iien  im  l*atent  festgesetzten  W^*rt  sollte  die 
devalvierte  Münze  während  der  drei  folgenden  Monate  kursieren,  nach 
Verlauf  derselben  aulser  Kurs  gesetzt  werden  und  die  Eitdösung  nur 
in  den  Münzstätten  nach  dem  jeweiligen  Silbergehalt  gestattet  sein. 
Diese  Bankerotterkliirung  führte  aber  nicht  sogleich,  sourlern  erst 
nach  Jahren  zu  geordneten  \'erhilltnissen,  weil  man  auch  jetzt  weder 
mit  Ehrlichkeit  noch  mit  Sachkenntnis  voipng.  Man  wollte  auch 
jetzt  die  Zwei-  und  Einguldenstücke  nicht  zu  ihrem  wahren  Wert, 
Bondern  um  1  ^  q  billiger  einlösen,  und  ei-st  als  die  Umwecbslung  allzti 
langsam  vor  sich  ging,  gestattete  Liechtenstein  im  Äuftraire  des  Kaisers^ 
dai's  die  Eigentümer  des  Geldes  dasselbe  nach  seinem  Gehalte  prüfen 
lassen  duiften  und  nach  vollzogener  Prüfung  *Ien  vollen  Wert  be- 
zahlt erhielten.  Trotzdem  ging  die  Einlösung  langsam  vorwärts,  da 
sie  nur  in  den  Münzstiitten  in  i*rag,  Kutteuberg  und  Joachimsthal 
vorgenommen  wurde  und  diesen  keine  Ka|)italien  für  die  Einlösunir 
zu  Gebote  standen,  so  dafs  den  Parteien  das  eingeschickte  Geld  erst 

'  Archiv  tles  k.  u.  k.  Keichstiuanzministeriiinis:  LiechU*nst«in  an  den  Kaiser 
M.   la  September  162:3. 

*  Ebenda:  Die  Hofkammer  aii  den  Kaiser  dd.  4.  Dezember  1623.  Hesolution 
des  Kaisera  dd,  4.  Dezember  16*2il. 
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bezahlt  wurde,  wenn  es  eingeschuiohen  und  umgeprägt  war.  Wie 
koDiite  t*iü  Handwerker  oder  Bauer  so  laii^'e  warten?  Das  (ieldwesen 
war  also  nach  Ablauf  der  liestinmiten  drei  Monate  nicht  gereirelt,  und 
so  mulste  der  Termin  für  die  G(lltif]:keit  der  devalvierteu  Münze  bis 
zu  Ende  des  Jahres  verläti^'ert  werden.  Die  schlimmen  Folfjen  dieser 
Zö^^ening  machten  sich  am  meisten  auf  dem  Lande  geltend.  Hier  hatte 
man  keine  gute  Münze  und  die  schlechte  wrdlte  nirniam]  nehmeu; 
die  Bauern  befanden  sich  daher  iu  einer  trostlosen  Lage,  aus  der  sie  sich 
nur  dadurch  einij:eriimlsen  helfeu  konnteu,  dafs  sie  ilu'  Geld  an  Juden 
um  einen  noch  bilÜgereo,  als  den  bestiinuiteu  Einlösungspreis  ver- 
kauften. Der  Kaiser  trug  sich  deshalb  mit  dem  Gedanken,  die  Münz- 
luRgunir  wieder  einem  Konsortium  zu  iibeilra^en,  welches  eich  daK 
nötige  Sill>er  leichter  verschaffen  konnte;  allein  hiezu  brauchbare 
Kapitalisten  waren  nicht  mehr  zu  finden  K  Dagegen  boten  sich  einige 
Fereonen  an^  die  Münzen  rascher  als  bisher  einzuwechseln  und  in  die 
Münzstätte  zu  liefern ,  wenn  man  ihnen  das  Privilegium  der  Ein- 
wechslung erteilen  würde.  Die  Regierung  war  dazu  bereit,  wollte  je- 
doch, d«fs  diese  Pei'sonen  sich  verp^iichteteu,  wöchentlich  4-5000  Mark 
abzuliefera ;  aber  ayf  dieses  Begehren  gingen  die  Bewerber  nicht  ein. 
Seit  dem  Jahre  1624  wurden  die  während  des  Pachtjahres  1621  —  1022 
geprägtem  M Unzen  als  „lange  Münzen*^  bezeichnet,  welche  Bezeichnug 
ihnen  flii*  die  Fnlgezeit  Idieb-, 

Die  Angelegenheit  stand  nun  folgendemialsen :  Die  lange  Münze 
konnte  nur  rlann  rasch  durch  neugeprilgte  ei-setzt  werden,  wenn  der 
Kaiser  die  Einwechslung  und  Einschnjelzung  jedermann  freijrab  oder 
mehrere  Konsoilien  damit  betraute  oder  wenigstens  die  Arbeit  in  den 
iMünzsttltten  eifriger  forderte.  Liechtenstein  riet  dem  Kaiser,  die  Ein* 
wechslung  umi  Ausscheidung  des  Silbers  aus  der  langen  Münze  einem 
einzigen  Konsortium  ui  übertragen ,  dessen  Gewinn  in  der  Differenz 
zwischen  dem  höheren  Silberwert  der  Münzen  und  der  EinUisungstaxe 
l^estehen  srdlte,  dagegen  sollte  der  Kaiser  tue  Pritgung  einzig  und 
allein  sich  selbst  vorbehalten''.    Die  böhmischen  Kammerriite  s|>rachen 


'  Ebenda:  Hie  Hofkammer  nn  den  Kaiser  dd.  KL  .lanuar  umi  *JK.  Feljruar 
1624.  Der  Kaiiäer  an  Liechtenstein  dd.  12.  -lanimr  1G24.  —  MS.  ib's  Prjigcr  Stadt* 
iirchivs:  Patent  LiecbtensteiUä  diL  27.  Ftilirimr  !Ü24. 

^  Archiv  des  k.  u.  k.  Keichstiniiiizministerinnis :  h^in  Aktenstück  dd.  20.  März 
1624  Qb€r  das  Münzwesen.  Hilhnf^r  und  äclireiiipt  an  [iechtenstein  dil.  21.  Mär/ 
1624. 

^  E])enda:  Liechtenstein  an  den  Kaiser  dd.  23.  März  1624.  Slawatii  an  den 
Kaiser  dd.  'i  April  1624.  Memoire  eines  sich  bildenden  Konsortiums,  ßeitnge  zu 
Liechtensteins  liriet  an  den  Kaiser  dd,  23.  'SliiTz  1624. 
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28.  Pot>t 
1625. 


sich  gegen  Hie  Annahme  dieser  Anträge  aus,  weil  sie  einem  Kon- 
sortium  den  Gewinn   von  2*/a  Kreuzer  bei  der  Einschmelzimg   der 

Doppelgiilfien  nicht  gönnen  und  deshalb  die  Einwechslung  und  Eiii- 
sehnielzung  jedernianu  freigehen  wollteiL  Auch  der  böhmische  Kammer- 
Präsident  Slawata  wollte  von  einem  Konsortium,  welches  das  Volk 
'  nur  ausbeuten  und  den  Kaiser  übervorteilen  würde,  nichts  wissen; 
aber  auch  das  Gutachten  der  Kammcrriite  verwarf  er  insofern,  als 
er  nicht  jedermann  die  Einschmelzung  der  Münzen  freigeben  wollte, 
weil  die  Besitzer  von  wenigen  Gulden  sie  nicht  besorgen  könnten, 
sondern  nur  reiche  Leute,  namentlich  Herrschaftsbesitzer.  Diese  viHirden 
ihren  Unterthanen,  welche  wegen  des  weiten  W^es  nach  einer  der 
drei  Münzstätten  sich  nicht  anders  zu  helfen  wüfsten,  das  Geld  zu 
einem  Ijeliebigen  Treis  abnötigen.  Slawata  riet  deshalb,  man  solle 
nur  die  Münzstätten  zur  Einwechslung  und  Einschmelzung  der  langen 
Münze  bevollmächtigen,  aber  sie  mit  mehr  Geldmitteln  versehen,  da- 
mit sie  wenigstens  denjenigen,  der  für  10  Keiclisthaler  lange  Münze 
brächte,  die  10  Thaler  alsogleich  ausbezahlen,  jenen  aber,  die  mehr 
brächten ,  längstens  binnen  vier  Wochen  den  entsprechemlen  Wert. 
verabfolgen  konnten.  Jene,  die  nach  dem  Werte  des  eingeschmolzenen 
Silbers  bezahlt  werden  wollten,  sollten  erst  nach  geschehener  Probe 
und  Einschmelzung  entsjirechend  befriedigt  werden.  E>er  Kaiser  be- 
stimmte scbliefslicfi ,  dai's  jedermann  sein  Geld  bei  den  kaiserlichen 
Münzstätten  einlösen  düife;  zur  Bequemlichkeit  des  Publikums  wurde 
aber  zugleich  auch  dem  Stegmund  von  Löwenthal  das  Privilegium  er- 
teilt, die  Münzen  im  ganzen  Land  einwechseln  zu  dürfen.  Die  HoflF- 
nung,  die  num  auf  Löwenthals  Bemühungen  setzte,  erfüllte  sich  nicJit. 
Am  IK  März  1626  hatte  man  mit  ihm  fien  Kontrakt  wegen  Ablieferung^ 
der  von  ihm  einzuwechselnden  Münzen  abgeschlossen  —  er  dürfte 
aber  seine  Thätigkeit  schon  seit  Februar  1625  begonnen  haben  — 
und  noch  am  4.  November  1626  klagte  der  Prager  Münzmeister 
Hübner,  dafs  Löwenthal  ihm  nicht  einmal  so  viel  Silber  geliefert  hätte, 
um  der  Münze  während  einer  Woche  genügende  Beschäftigung  zu 
geben.  Statt  aus  der  Münzprägung  Nutzen  zu  ziehen,  hatte  sonach 
der  Kaiser  nur  Schaden,  weil  die  Münzstätten  feierten.  Man  bot  <les- 
halb  dem  Prager  Münzmeister  die  Pachtung  der  Münzpnlgung  unter 
der  Bedingung  an ,  dal's  er  alle  Beamten  besolden  und  dem  Kaiser 
von  jeder  Mark  verraünzten  Silbers  einen  halben  Thaler  zahlen  solle. 
Hübner  wollte  sich  jedoi'h  nur  zur  Zahlung  von  40  Kreuzern  ver- 
stehen, welches  Anbot  die  böhmische  Kammer  und  der  Wiener  Münz* 
meister  Fellner  anzuni'hmen  rieten.  Infolge  dieser  verschiedenen 
Gutachten  kündigte  der  Kaiser  dem  Löwenthal  das  Einwechsluugsrecht 
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lind  übertiii*:  den  Einkauf  der  aufser  Kurs  lufesetzten  Münzen  und  die  12.  o^mbT 
Ausmünzung  neyer  dem  Hüimer  für  die  Dauer  eines  Jahres  *;egen 
Zahlung  von  45  Kfeazern  oder  einem  halben  Thaler  von  jeder  aus- 
geprägten Mark.  Hübuer  scheint  al^o  auf  diese  höhere  Zahhmir  eiu- 
gefj:an,t:en  zu  sein'.  Er  erfuhr  aber  bald,  dafs  er  ebenso weniji  Gehl 
zur  Neuprägimfi  aufkaufen  könne,  wie  Löwenthal  Es  ist  dies  be- 
greiflieh, wenn  man  weils,  dafs  die  kaiserbche  Regierung  noch  immer 
an  der  thörichten  Maxime  festhielt,  die  Silbermünzen  um  einen 
bilbgeren  Preis  ankaufen  zu  wollen»  als  der  Wert  derselben  nach 
Abschlag  der  Frilgekosten  betrug.  Die  Folge  davon  war,  dafs  alles 
Silber  aufser  Landes  verführt  wurde  und  niemand  sich  um  ilie  Prager 
Münzstätte  kümmerte,  Uübner,  dem  endlich  die  Ursache  nicht  ver- 
borgen blieb,  ersuchte  den  Hof kanuuerpräsidenten ,  Abt  von  Krenis- 
münster,  um  die  Erlaubnis,  die  Mark  Silber  um  einen  halben  Thaler 
höber  als  bisher  ankaufen  zu  dürfen,  wobei  er  dem  Kaiser  noch  immer 
einen  Münzgewinn  in  Aussicht  stellte.  Liechtenstein  unterstützte  die 
Bitte  Hühners,  ebenso  die  Hofkammer,  so  dafs  der  Kaiser  nach  An- 
höruug  noch  einiger  Geheim-  und  Hofkamuierräte  dei-selbcn  willfahrte. 
Der  Verti-ag  mit  Hübner  wurde  zu  Ende  des  Jahres  Itrj?  auf  ein 
weiteres  halbes  Jahr  verlängert-. 

Wie  blind  man  damals  in  finanziellen  Augelegenheileu  war,  ergiebt 
sich  nicht  nur  aus  den  gescliilderteu  Vorgängen,  sondern  auch  aus 
dem  Umstände,  dafs  man  bei  der  Devalvation  der  Münze  gar  nicht 
an  die  Regelung  <les  Verhältnisses  zwischen  Schuldnern  und  Gläubigern 
dachte  und  zwar  hauptsilchlich  deshalb  nicht,  weil  die  Rati^eher  des 
Kaisei*s  selbst  von  der  thörichten  Vorstellung  erfüllt  waren,  dafs  der 
Kaiser  ihnen  die  in  langer  Münze  gemachten  Anlehen  in  guter  Münze 
zurückzuzahlen  verpflichtet  sei.  Zunächst  gerieten  die  PrivatgUiubiger 
und  Privatschuldner  einander  in  die  Haare  und  ersuchten  die  Re- 
gierung um  Bestimmung  ihrer  Rechte  und  Pflichten.   Diesem  dringen- 


1  Archiv  des  k.  u,  k.  Ref chsfinanzminisleritimB :  Gutachten  tler  Hofkaramer 
dd.  22.  Mtii  1624.  Kaiserliches  Patent  dd.  28.  Februar  1625.  Zuschrift  des 
deutschen  Buchhalters  und  Rechnungsrates  dd.  4.  November  IG26.  Der  Jlüiis:mejster 
Fellner  an  die  Hofkaiumer  dd.  4,  Knvendier  1626.  Bericht  der  höhmiseheu  Kainiiier 
dd.  2t>.  November  1626.  —  Archiv  der  Hliult  liiiXe:  Kaiserliehes  Patent  dd.  4.  Miirz 
1626. 

*  Archiv  des  k.  u.  k.  ReiclisfiDanzministeriums:  Hühner  an  den  Abt  von 
KreTusmünster  dd.  12.  Dezenitier  1626.  Hühner  an  Liechtenstein  dd.  12.  .Fauuar 
1627.  Beratung  einicjer  kaiserliclier  Geheimräte  und  HofkammemUe  in  ( regenwart  des 
Kaisers  dd.  11.  Fehraar  1627.  Der  Kaiser  an  die  böhmische  Kaoinier  dd.  10.  Mürz 
1627.  Gutachtea  der  verordneten  Kommissare  wegen  Bestellung  der  Prager  Münze 
dd.  31.  Dezember  1627.    Bescheid  das  Kaisers. 
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den  Bedürfnisse  suchte  der  Kaiser  durch  ein  Patent  (vom  4.  Sept.  16! 
zu  genügen,  in  dessen  Eingang  er  erklärte,  dafs  die  Streitigkeiten  i 
durch  freundschaftliches  Übereinkommen  geschlichtet  werden  könnt 
Bei  allen  Darlehen,  die  vom  Beginn  des  Jahres  1620  (seit  welcl 
Zeit  bereits  leichteres  Geld  gemünzt  wurde)  bis  zum  Schlüsse  It 
kontrahiert  worden  waren,  sollte  zwischen  Adeligen  ein  zu  dies 
Behufe  ernannter  königlicher  Kommissär,  zwischen  Büi^em  der  Bürg 
meister  und  Stadtrat,  zwischen  Unterthanen  ihr  Grundherr  die  V 
mittlung  übernehmen.  Derjenige  Schuldner,  welcher  binnen  ein 
halben  Jahre  diese  Vermittlung  nicht  in  Anspruch  nehmen  wür 
sollte  des  Rechtes  zur  Beschwerdeführung  verlustig  gehen  (und  a 
<len  Nennwert  der  schuldigen  Summe  in  gutem  Gelde  unverkü 
zahlen).  Würde  zwischen  dem  Schuldner,  der  die  Vermittlung  ai^ 
rufen  und  dem  Gläubiger  keine  Einigung  erzielt,  so  dürfe  kein  Uri 
gefeit  werden,  so  lange  der  Kaiser  nicht  durch  ein  neues  Patent 
Normen  hiefür  vorgeschrieben  haben  würde.  Die  Kommissäre  : 
itts.  Schlichtung  der  Streitigkeiten  zwischen  Adeligen  wurden  am  7.  Fe 
ernannt,  und  zwar  waren  dies  der  Appellationspräsident  Friedi 
von  Talml>erg.  der  kaiserliche  Rat  Johann  von  Talmberg,  aufserd 
noch  zwei  Mitglieder  des  Ritterstandes  und  zwei  Recht^elehrte  *. 

Es  handelte  sich  nun  danmu  auf  welcher  Grundlage  das  Un 
gefällt  wenien  sollte,  wenn  sich  die  Parteien  nicht  vei^leichen  wollt 
Der  Kaiser  forderte  einige  Geheim-,  Reichshof-  und  Hofkammeir 
zu  einem  Gutachten  auf.  Der  Abt  vom  Kremsmünster,  die  Hen 
von  Strahlendorf  und  Nostitz  und  r>oktor  Hillebrand  waren  der  1 
sieht,  diUs  der  Gläubiger  zu  keiner  höheren  Forderung  berechtigt  i 
;Us  der  wahre  Wert  des  Darlehens  zur  Zeit  des  Abschlusses  dessell 
betrug.  Meggau,  Slawata.  Muschinger,  Salbunr  und  Hegenmüller  v 
langten  dagegen,  dafs  der  Schuldner  den  vollen  Nennwert  der  a 
geliehenen  Summe  l>ezahlen  solle,  demnach  mitunter  fest  sechsi 
so  viel,  als  er  erhalten  hatte.  Diese  nichtsnutzige  Übervorteilung  i 
Schuldnerin  dtvkteu  sie  mit  juristisi'heu  Gnlnden.  während  die  ei 
genannten  einsichtig  und  billig  denkenden  Ratgeber  für  ihre  >feini; 
theologische  Gründe  anführten.  Auch  «ler  Jt'suitengeneral  gab  s 
Gutachten  ab,  iloch  ist  liessen  Inhalt  nicht  bekimnt.  Megsau  i 
Slawata  setzten  den  Grafen  von  Trauttmausdorff  von  ihrer  Meini 
in  Kenntnis,  vielleicht  um  st^ne  Zustimmung  zu  gewinnen,  erlang 
dit^^lN^  alHT  nicht,     Trauttmansdorff  fand    es  am  zweokniUfsisst 

^  liöbiiü>vhe>  St.iith.*lter\*iArchiv :  Kaiserliches  Tatent  JJ.  4.  September   U 
MS.  Je>  Tniiier  SwJurvhivs:  KAiserliches  r.)tent  dJ.  7.  Febnur  1635. 
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wenn  man  den  Schuldner  zur  Zahlung  der  Hälfte  der  ausgeliehenen 
Summe  verpflichten  würde,  weil,  da  wo  Gläubiger  und  Schuldner  sich 
friedlieh  venzlieheu  liittteii,  es  zumeist  Jiuf  rlieser  Gruudla^'e  «josrhehen 
sei.  Jene,  welche  den  Schuldnern  diesen  (ohnedies  geriufreui  Vorteil 
nicht  f?önnen  wollteu,  wiesen  unter  anderm  auf  den  Nachteil  für  solche 
hin,  rlie  ihr  Gut  verkauft  und  ilir  Geld  dann  ausjreliehen  hätten. 
Trauttmansdorff  antwortete  darauf,  dals  kaum  zwei  oder  drei  Personen 
iui  Laufe  der  letzten  zwei  Jahre  ihr  Gut  verkauft,  dage^fen  hunderte 
solche  {fius  der  Koutiskatioiisriiasse)  gekauft  hätten,  dafs  also  allein 
der  Kaiser  der  Geschildifrte  sei.  Sollte  sich  jemand  über  Schmälemng 
seines  Einkorn  mens  aus  dem  Verkauf  beweglicher  Sachen  beklagen, 
wenn  der  Käufer  etwa  die  Kaufsunime  schuldig  geblieben  war  und  sie 
jetzt  herabmindern  wollte,  so  sei  iiini  zu  erwidern,  dals  er  fth*  seine 
Ware  eine  entsprechend  höhere  Summe  iu  langer  Münze  gelöst  habe 
und  ihn  also  kein  Verlust  bei  der  Reduktiou  treffe.  Wir  erfahren  bei 
dieser  Gelegenheit,  dals  unter  der  Heri-sehaft  der  langen  Münze  der 
Eimer  Wein  mit  30  Gulden,  ein  Metzen  Korn  mit  12  bis  15  Gulden, 
ein  Kalb  mit  20  Gulden  bezahlt  wurde,  woraus  ersichtlich  ist,  dafs 
der  Verkäufer  noch  immer  einen  Vorteil  haben  mufste,  wenn  ihm  die 
halbe  Kaufsumme  iu  guter  Münze  bezahlt  wurrle.  —  Trauttmansdorl!" 
nahm  sich  aber  nicht  blofa  der  Privatschuldner  an,  sondern  vertrat 
auch  die  Interessen  des  Kaisei-s,  dessen  Gläubiger  die  Rückzahlung 
iu  guter  Münze  verlangten  und  sich  keinen  Abzug  gefallen  lassen 
wollten.  So  befanden  sich  z.  B.  zur  Zeil  der  Devalvation  in  der 
Wiener  Kammer  mehr  als  eine  Million  Gulden  in  langer  Münze,  die 
eben  von  verscJiiedenen  Privaten  darirelielieu  worden  waren.  Nament- 
lich Micliua  legte  kurz  vor  der  ihm  bereits  bekannten  Devalvation 
in  die  lYagrr  Reutkaunner  Geld  in  langer  Münze  ein  und  verlangte 
später  die  Rückzahlung  in  guter  Münze.  Derartige  Betrügereien  wollte 
Trauttmausdorfl"  verhlUen.  Slawata  bekannte  sich  jedoch  nicht  als 
geschlagen;  er  suchte  den  Vorwuri',  als  ob  er  die  Staats! nteressen 
veiTiachlässige,  mit  der  Behauptung  zu  widerlegen,  dals  er  dem  Kaiser 
vor  der  Devalvation  geraten  habe,  iu  Italien  ein  Anlehen  zu  kontra- 
hieren und  mit  der  daraus  zu  prägenden  laugen  Münze  seine  Schulden 
zu  bezahlen;  ei*st  nachher  hätte  die  Devalvation  geschehen  müssen'. 
Nun  forderte  der  Kaiser  auch  deu  Grafen  von  Trauttmansdorff 
zur  Abgabe  eines  Gutachtens  auf  und  dieser  erteilte  dasselbe  genau 


*  Traultmansdorffsches  Archiv:  Trauttmansdorffsches  Gutachten  dd.  29.  Januar 
und  14,  FebniJir  1625.  Zuschrift  an  Shwata  dd.  21.  Februar  1625.  Slawata  an 
TrauttmaiisdorfF  dd.  1.  März  1625, 
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in  der  Weise,  wie  er  die  Zuschriften  Me}:rgau8  und  Slawatas  beant- 
wortet hatte.  Für  einen  vor  der  Devalvation  ausgelieheneu  echten 
Thaler,  der  in  lancier  Münze  schlieislifli  auf  neun  Gulden  gestiegei 
aber  nur  l  Gulden  SO  Kr.  wert  war,  sollte  der  Schuldner  nicht  mehj 
als  4  Gulden  30  Kreuzer  in  ^uter  Münze  bezahlen.  Es  war  das  noch 
immer  dreimal  soviel,  als  er  empliingen  hatte,  aber  nii^ht  sechsmal 
soviel,  wie  die  Gläubif^er  begehrten.  Zur  Begründung  dieses  Ver- 
rnittlungsvorschlages  bemerkte  Trauttmansdorff,  dafs  der  Schuldner 
für  neun  Gulden  in  langer  Münze  weit  mehr  habe  kaufen  können 
als  jetzt  für  einen  Thaler,  dais  also  der  Nachteil  der  Münzdevalvation 
zwischen  ihm  und  <leui  GIi\ul>iger  zu  teilen  sei*  Er  wollte  dieses 
Prinzip  auch  auf  die  Schulden  des  Kaisers  ausgedehnt  wissen  und 
befürwortete  deren  Rückzahlung  nach  demselben  Modus  *.  Erledigt 
wurde  diese  Streitfrage  ei*st  viel  später;  wir  brechen  daher  hier  ab, 
um  Über  den  weiteren  Verlauf  an  einer  anderen  Stelle  zu  be- 
richten, 

Fürst  Karl  von  Liechtenstein  starb  im  Jahre  1627,  nachdem  er 
kurz  vorher  in  arge  Mil^helligkeiten  mit  dem  kaiserlichen  Obergeneral 
Waldsteiu  g^eraten  war  und  diesen'  aus  Rache  seine  mährischen  Güter 
durch  starke  Ein(|uartiennigen  geschädigt  hatte.  Man  behauptet,  dafs 
der  Schmerz  hiedlber  den  Tod  Liechtensteins  beschleunigt  habe,  Nacl 
seinem  Tode  traten  zahlreiche  Neider  und  Feiode,  die  dieser  während 
einiger  Jalire  in  Böhmen  allmücbtige  Manu  sich  gemacht  hatte,  aJs 
Ankläger  ^^egen  ihn  auf  und  verunglimpften  sein  Andenken,  indem  sie 
ihm  allein  die  von  dem  Konsortium  geübten  Münzfälschungen  zur  Last 
legten.  I>er  Kaiser  ordnete  eioe  Untersuchung  an,  und  infolge  dessen 
vei"sammelten  sich  (am  14.  April  1628)  unter  dem  Vorsitze  des  Erz- 
herzogs Ferdinand  der  Fürst  von  Eggenberg,  die  Grafen  von  Meggau, 
Trauttmansdorff,  Collalto,  Adam  von  Waldstein  (der  Gbei-stburggraf) 
und  die  Herren  von  Berchthold  und  llillehrand  zu  einer  Beratung. 
Es  wurde  behauptet,  dafs  der  Kaiser  in  seiner  Resolution  vom  23.  Sep- 
tember 1621  ausdrücklich  die  Prägung  der  Münze  in  allen  seinen 
Ländern  nach  gleichem  Schrot  und  Korn  befohlen,  dafs  also  Liechten- 
stein durch  Erteilung'  einer  anderen  Weisnng  an  die  Präger  Münz- 
stätte sich  einer  Willkürlichkeit  schuldig  gemacht  habe,  dafs  hei  den 
Verhandlungen,  die  vor  Abschlufs  des  Münzvertrags  zwischen  dem 
Wiener  Münzineister  einei-seits  und  de  W^itte  und  Bassevi  andererseits, 
geführt  wurden,  stets  nur  von  der  Wiener  Mark   die  Rede  gewesei 


^  TrauUniansdotiirgclies  Archiv :  Trauttinansdoi^  an  den  Kaiser  dd.  19.  Februar 
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sei  \  und  dafs  der  Füi'st  selbst  anfangs  dem  Müiizveilrage  entsprechend 
der  Prager  Münzstätte  den  Auftrag  erteilt  habe,  aus  einer  Wiener 
(und  nicht  Trailer)  iMiirk  79  Gulden  zti  präjren.  Dafs  diese  Behaup- 
tunken  nicht  richtig  wai-en,  ergieht  sich  aus  den  ohigen  Mitteilungen; 
indessen  wurde  ihnen  nicht  widei*sprochen.  Übrigens  hatten  auch 
diesmal  die  Anechuldigungen  keine  Folge,  vielleicht  weil  Eggeoberg 
der  Dienste  eiugedenk  war  die  ihm  LiechtensU'in  geleistet  hatte  und 
sich  deshalb  zu  seinen  Gunsten  verwendete.  Als  jedoch  Eggenberg 
wenige  Jahre  später  starb  (irn  Oktober  1034),  verlur  Liechtenstein 
seinen  mächtigsten  Anwalt  und  da  diesem  bald  darauf  auch  Ferdinand  IL 
folgte,  schwand  die  Erinnerung  an  die  zur  Beruhigung  Böhmens  ge- 
leisteten Dienste  und  die  Würdigung  derselben  noch  mehr.  Ferdi- 
nand III.,  bemüht  in  alle  Zweige  der  Verwaltung  strenge  Ordnung 
und  Sparsamkeit  einzuführen  und  alle  Ausschreitungen  wider  dieselben 
zu  ahnden,  gab  den  frlUieren  Anklagen  um  so  mehr  Gehör,  als  sieh 
die  Beschuldigungen  wider  Liechtenstein  gemehrt  hatten  und  sich  nicht 
blofö  auf  den  unrechtmäfsigen  Gewinn  bei  der  Münzprägung,  sondern 
auf  sein  ganzes  Gebaren  wälirend  der  Statthalterschaft  liezogen.  Der 
junge  Kaiser  ordnete  eine  neue  Untersuchung  an,  die  am  28.  Ja- 
nuar 1Ö38  ihren  Anfang  nahm  und  an  der  sich  Erzherzog  Leopold 
Wilhelm  (des  Kaisers  Bruder),  der  Bischof  von  Wien,  die  Grafen  von 
Trauttmansdorff,  Khevenhiller,  Kolowrat  und  Herr  von  Cronegg  be* 
teiligten.  Da  die  Söhne  de  Wittes  die  Untei'^uchuug  dadurch  förderten, 
dals  sie  gegen  Zusicherung  der  Straflosigkeit  fUr  ihren  Vater  alle  auf 
das  Mtinzgeschäft  bezüglichen  Akten  auslieferten,  schi>pften  die  Räte 
die  Überzeugung,  dafs  de  Witte  nur  ein  Strohmann  und  die  eigentlichen 
Leiter  des  Konsortiums  Michna  uml  der  Fürst  gewesen  seien  ^.  Der 
Rat  Widebach,  der  mit  dem  Referat  betraut  wurde,  befriedigte  jedoch 
die  Ankläger  nicht;  er  berechnete  den  Gewinn  des  Konsortiums  aus 
dem  Vertrage  auf  2074291  Gulden  und  bemerkte,  dafs  dieser  Betrag 
in  Anbetracht  der  Mühen  und  Gefahren  nicht  hoch  angeschlagen 
werden  dürfe  und  dem  Füi'sten  und  seinen  Genossen  wohl  zu  t^önnen 
sei.  Graf  Wolkeustein  war  mit  dieser  Berechnung  jedoch  nicht  ein- 
verstanden und  verlaugte  von  dem  Erben  Liechtensteins  nicht  blofs 
einen  Ersatz  für  den  bei  dem  Münzgeschäfte  erzielten  unrechtniäfsigen 


'  Archiv  des  k.  u.  k.  ReichsfinanzministeriomB  r  Extrakt  eines  Hofkaminer- 
referats  dd.  14.  April  1628.  Ein  Aktenstück  bezeichBet  Nr,  19,  lit.  R.  zum  sümmü- 
riaclien  Entwurf,  späterer  Zeit  aBgeliörig. 

*  Arcliiv  des  k.  iL  k.  Reichstiiianzniimsteriums:  Ratssitzung  dd.  28,  Januar 
1638.  ^  Archiv  von  La2e:  Eintragung  bezüglich  Michnas. 
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Gewinu»  bondem  erklärte  ihu  auch  für  aiidere  von  ihiii  geübteu 
ÜbeiTorteiluujieii  haftbar.  Die  Geheimräte,  die  über  die  Anti 
Wolkeust^ins  berieten,  stiiiuiiteii  ihm  bei :  in  der  Hauptsache  je<locl 
der  augeblieheu  Schädigung  des  Kaisers  durch  Prä|?ung  von  78  Guld< 
aus  einer  Prs^'er  Mark,  rieten  sie  davon  ab,  den  Prozefsweg  zu  be- 
treten, sondern  empfahlen  einen  billigen  Vergleich  mit  dem  Sohne 
des  Statthalters,  dem  Fürsten  Karl  Eus^bius^  Offenbar  inögeo  sie 
den  Mtinzvertrag  geprüft  und  aus  seinem  Wortlaut  ersehen  halien« 
welche  seh  wache  Haudhabe  er  bei  einem  Prozesse  bot. 

Die  Beratungen  und  Untersuchungen  wahrten  bis  zum  Jahre  1640, 
worauf  eine  Stockung:  eintrat,  bis  im  Jahre  1654  der  Steiu  wieder  ins 
Rollen  kam.  Damals  bemllhte  sich  die  Sc!iwie;j:ertochter  der  von  dem 
Friedländer  um  ihr  Vermü^^eu  Ijetroiienen  Frau  Marj^aretha  SniiHcky 
(verehelichten  Slawata),  onterstüizt  mit  Empfehlungen  von  den  iiieder- 
Ulndisehen  Generalstaaten,  um  die  Rückgabe  der  konfiscieiten  Güter 
und  wies  in  ihrem  Gesuche  auf  die  ünrejjjehuäfsiizkeiten  bei  dem  An- 
kaufe derselben  liiiL  IHe  einjreleitete  Untersuchung  lehrte,  dafssich  aufser 
dem  Grafen  von  Sternber^'  auch  fler  Ftii'st  von  Liechtenstein  solcher 
Unre^'elmfifsi^keiten,  und  zwar  der  letztere  beim  Ankauf  des  Smifieky- 
schen  Gutes  Schwarzkosteletz  schuldi.ü:  ^remacht  habe.  Er  hatte  das- 
selbe am  14.  (oder  15/?)  August  1623  um  den  Preis  von  310  563 
Thalern  an^^ekauft  und  bei  dem  Kaufe  erklärt,  dafs  der  Kaufschillinp 
bereits  zu  Händen  Seiner  Majestät  erlej?t  sei.  Diese  Behauptung  war 
nicht  richtijj;  es  waren  nur  60  000  Gulden  und  {ler  Rest  erst  ^^el 
später,  und  zwar  alles  in  lan}.:er  Münze  einjorezablt  worden.  Da  nun 
aber  der  Kaiser  durch  eine  Verurdnunji  vom  3.  Juli  1623,  also  schon 
vor  ilem  Kaufabschlüsse  verlutteu  hatte,  beim  Ankaufe  der  konfiscierten 
Güter  die  lange  Münze  auzuuehmen,  so  hatte  sich  der  Statthalter  da- 
durch eine  Übervorteilunjjf  zu  Schulden  konunen  lassen,  welche  die 
Uofkammer  im  Jahre  1654  mit  Zinsen  auf  1048  788  Gulden  bewertete. 
Gleichzeitig  wurde  Liechtenstein  beschuldigt  dafs  er  beim  Ankaufe 
von  Scliwarzkosteletz  die  Güter  Skvorec  und  Kienic,  welche  auch  in 
die  SmiHckysche  Masse  gehörten,  mit  übernommen  habe,  obwohl  die- 
selben  nie  zu  Schwarzkosteletz  gehört  hätten,  sondern  eigene  Güter 
waren,  un<l  dafs  er  sie  also  ohne  jegliches  Hecht  besitze.  In  dieser 
letzteren  Beziehung  lastete  jedoch   auf  Liechtenstein  kein   bewufstes 


^  Archiv  des  k.  a.  k.  HeicbsfiDanzintnigtcriuins:  Gutachten  der  Geheimnlte 
dd.  16.  Septwnber  1638.  Summari scher  Entwurf,  undatiert.  Schenkungsurkunde 
Ferdinanda  II.  für  Liecbtenstei«  dd.  9.  März  1622.  Die  Hotkammer  an  den  Kaiser 
dd.  7.  August  1660. 
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Unrecht;  er  hatte  uiizweifellmft  Skvorec  uik!  Kfenic  in  gutem  Glauben 
Hiit  ilheraomtiien,  denn  hätte  er  diese  Güter  als  selbständige  und  nicht 
10  Schwarzkosteletz  inkoriKirierte  Güter  angesehen,  so  hätte  er  sie 
gewifs  ghirhzeitig  mit  Schwarzkosteletz  abschätzen  lassen,  und  sein 
Einlinis  hätte  hingereicht,  um  die  Abschätzungssuninie  nicht  um  einen 
Heller  anwachsen  zu  lassen.  Die  grenzenlose  Nachlässigkeit,  mit  der 
man  im  Jahre  1621  und  in  den  fol^rendeu  Jahren  alle  Geschäfte  be- 
trieb, bewirkte  aber,  dafs  aucli  hoclistehenfie  und  einflufBreiche  Per- 
sonen Güter  in  Besitz  nahmen,  ohne  die  rechtlichen  Formalitäten  zu 
erfüllen. 

Die  Hof  kammer  nahm  jedoch  auf  den  wahrscheinlich  guten  Glauben 
Liechtensteins  bei  Erwerbung  von  Skvorec  und  Kfenic  ebenso  wenig 
Rücksicht,  wie  sie  die  Bezahlung  des  Kaufschillings  von  Schwarz- 
kosteletz mit  langer  Münze  nachträglich  gutheilsen  wollte,  und  riet 
dem  Kaiser  zur  Kontisciening  dieser  Güter,  Diese  erfolgte  denn  auch» 
mid  Fürst  Karl  Eusebius  mulste,  wenn  die  Konfiskation  nicht  eine 
bleibende  sein  sollte,  sich  zum  nochmaligen  Ankauf  tler  Güter  ent- 
schliefsen.  Er  that  dies,  indem  er  vermittelst  eines  Vergleiches,  der 
im  Jahre  1655  abgeschlossen  wurde,  1029  600  Gulden  teils  bar,  teils 
in  kaiserlichen  Schuldscheinen  erlegte  und  aulserdem  59  600  Metzen 
Korn  umsonst  lieferte.  Schwarzkosteletz,  welelies  mittlerweile  unter 
kaiserlicher  ViTwaltung  gestanden  war,  wurde  ihm  wieder  eingeräumt, 
nachdem  der  Sohn  den  Fehler  iies  Vaters  vollständig  gesühnt  hatte*. 

Noch  war  zwischen  dem  Kaiser  und  dem  Fürsten  Karl  Eusebius 
die  Schwarzkosteletz  betreifende  Angelegenheit  nicht  geregelt  als  eine 
zweite  Anklage  gegen  den  Vater  des  letzteren  auftauclite.  Im  Jahre 
1654  wurde  ein  von  ihm  herrührender  Schuldbrief  aus  dem  Jahre 
1621,  auf  die  Summe  von  90  000  Gulden  lautend,  und  zu  Gunsten 
lies  Jutlen  Bassevi  ausgestellt,  aufgefunden.  Der  Finder  war  ein  ge- 
wisser Hauptmann  Trapp.  Er  sowohl  wie  die  übrigen  Gegner  des 
Fürsten  Karl  liehaupteten,  dafs  derselbe  sich  mit  Bassevi  in  die  Schätze 
der  konfiscierten  Schlösser  Böhnu'us  geteilt  und  dem  letzteren  für 
seinen  Anteil  den  besagten  Schuldschein  ausgestellt  habe.  Für  die 
Wahrheit  dieser  Behauptung  liegt  kein  Beweis  vor,  dagegen  ist  es  be- 
kannt, dafs  Michna  im  Jahre  1621  durch  ganz  Böhmen  reiste,  die 
einzelnen  Schlösser,  die  konfisciert  wurden,  durchsuchte  und  durch  die 
Wegnahme  von  Wertsachen  sich  bereicherte.  Der  Schuldschein 
Liechtensteins  an  Bassevi   mag  also   einen  anderen  Ui*sprung  gehabt 


1  Die  UetrcfiV'mlen   Akten   liimtber   im   Arcbiv  des   k.   und  k,   Reichsfinanz' 
ministeriums  (Prozefs  LieclitensU^iii). 
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haben.  Da  das  Vennögen  des  Juden  später  von  Ferdinand  II.  wegen 
nicht  weiter  bekannten  Verbrechen  konfisciert  worden  war,  verlangte 
Ferdinand  III.  jetzt  die  Bezahlung  des  Schuldscheins  samt  fälligen 
Interessen  seit  dem  Jahre  1621.  Fürst  Karl  Eusebius  bestritt  die 
Gültigkeit  des  Schuldscheins  und  wurde  hierin  von  den  Söhnen 
Bassevis  unterstützt,  die  denselben  als  gefälscht  erklärten  und  den 
Fälscher  namentlich  bezeichneten.  Wenn  man  auch  annehmen  würde, 
dals  sie  \ielleicht  infolge  einer  Bestechung  so  aussagten,  so  wird  doch 
ihre  Aussage  durch  den  Umstand  glaubhaft,  dafs  nicht  sie,  sondern 
ein  Fremder  in  dem  Besitze  des  wertvollen  Schuldscheins  war,  während 
doch  Juden  mit  der  Aufbewahrung  derartiger  Dokumente  nicht  leicht- 
fertig umzugehen  pflegen.  Da  aber  die  Söhne  Bassevis  erst  im  Jahre 
1661  dem  Fürsten  mit  ihrer  Aussage  zu  Hilfe  kamen,  während  er  in 
dieser  Angelegenheit  seit  dem  Jahre  1654  von  der  Hofkammer  bedrängt 
wurde,  so  erbot  er  sich  schon  im  Jahre  1658  zur  Zahlung  von 
376000  Gulden,  auf  welche  Summe  die  90000  Gulden  mit  Interessen 
gestiegen  waren  und  zahlte  „bis  auf  ein  weniges"  die  ganze  Summe; 
den  Rest  wollte  er  erst  erlegen,  wenn  der  Prozefs  gegen  seinen  Vater 
ein  Ende  nehmen  und  er  ein  General absolutoriura  erhalten  würde  \ 
Nachdem  die  Anklagen  gegen  den  Fürsten  Karl  eine  solche  Aus- 
dehnung gewonnen  hatten,  wurden  auch  die  von  dem  Grafen  von 
Wolkenstein  gegen  ihn  erhobenen  erneuert  und  durch  neue  ergänzt. 
Er  wurde  jetzt  beschuldigt,  1.  dal's  er  sich  zu  seinem  Vorteile,  un- 
mittelbar nach  seinem  Einzüge  in  Prag,  der  Gold-  und  Silbergerät- 
schaften des  Winterkönigs  und  des  in  der  Prager  Münzstätte  vor- 
rätigen Silbers  bemächtigt  habe;  2.  habe  er  das  gleiche  mit  dem  in 
der  Kuttenbergc^r  Münzstätte  erliegenden  Silber  im  Werte  von  400000 
Thalern  gethan;  3.  habe  er  die  Baukosten  im  Betrage  von  74542 
Gulden  für  sein  auf  der  Prager  Kleinseite  gelegenes  und  als  Amts- 
wohnung dienendes  Palais  sich  dopi)elt  zahlen  lassen  und  sich 
also  74542  Gulden  unrechtmäfsig  angeeignet;  4.  habe  er  für  das 
Silber,  welches  Privatleute  im  Jahre  1621  um  den  Preis  von 
22  Gulden  in  die  Münzstätte  lieferten,  dem  Juden  Bassevi 
25  Gulden  aus^rezahlt,  sich  mit  diesem  in  den  Gewinn  geteilt 
und  auf  diese  Weise  104  711  Gulden  gewonnen;  5.  habe  das  Kon- 
sortium, dessen  Mitglied  Liechtenstein  war,  den  Kaiser  in  der  Münz- 
prägung um  1 7  760  066  Gulden  dadurch  übervorteilt,  dafs  es  die  ein- 

*  Archiv  des  k.  u.  k.  Reichsfinanzministeriunis.  Referat  der  Ilofkammer  dd. 
IC.  Januar  1658.  Ahsohitorium  Leopolds  für  Karl  Eusebius  von  Liechtenstein  dd. 
13.  Mai  1658.  Verpflichtende  Erklärung  Karl  Eusebius'  von  Liechtenstein  dd. 
26.  Oktober  1658.    Zuschrift  Liechtensteins  an  den  Kaiser  dd.  26.  Juni  1659. 
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fachen  und  Dopijelfjiiiiltlen,  die  während  des  Münzvertrages  75  und  150 
Kreuzer  K^goUeu  hätten,  kaum  zum  siebenten  Teil  des  Nennwertes 
geprä^rt  habe,  was  cladurch  erwiesen  sei,  dafs  es  dieselben  nach  der 
Devalvation  auf  10  und  20  Kreuzer  herahsetzte;  die  Si^heidemünze, 
also  die  48-,  24-,  15-  u.  s.  w.  Kreuzerstücke,  habe  einen  noch  geringeren 
Wert  besessen;  6.  habe  Liechtenstein  die  Güter  Landskron  und  Land- 
sperg,  welche  auf  300000  Thaler  geschützt  wunltii,  am  7.  Juli  1622 
um  183000  Thaler  von  dem  Herrn  Zdislav  Hfiin  von  Harasov  ge- 
kauft und  dun*h  seinen  Einfiufs  bewirkt,  dal's  der  VerktUifer  uml  seine 
Brüder  im  Iluchven^atsprozesse  nicht  von  der  Konfiskation  betroffen 
wurden,  indem  er  sich  auf  einen  m  ihren  Gunsten  eifolgten,  ihnen 
aber  in  Wirklichkeit  nie  erteilten  Pardon  berief.  Weiter  wurde  7, 
gegen  Liechtenstein  ein  gleicher  Vorwurf  hezüglicli  des  Ankaufs  des 
Gutes  Roztok  erhoben;  auch  dieses  hatte  er  von  dem  Eigentümer,  der 
später  wegen  Hocliverrats  verurteilt  wurde,  und  dessen  Besitz  also  in 
die  allgemeine  Konliskationsmas^e  hätte  fallen  sollen,  und  nicht 
von  dem  Kaiser  gekauft.  Endlich  wurde  er  8,  der  Übervorteilung 
bei  der  Erwerbung  der  Xerotfnschen  Güter  in  Mähren  beschuldigt,  in- 
dem er  dieselben  durch  seinen  Einiiuls  kaum  aul  die  Hälfte  des 
wahren  Wertes  habe  ahachiitzen  lassen,  —  Die  Anklagen  schlössen 
mit  der  Behauptung  ^  dals  Liechtenstein  bei  diesen  Ankäufen  und 
sonstigen  Ültervorteilungen  10747817  Gulden  gewonnen  habe,  und 
dafs  sein  Sohn  diese  Summe  samt  Zinsen  zurückzustellen  verpflichtet 
sei.  Ein  anderes  Aktenstück  reduziert  jedoch  den  Gewinn  auf  ungefähr 
vier  Millionen  Gulden. 

Gegen  diese  Anschuldigungen  verteidigte  Karl  Eusehius  das  An- 
ilenken  seines  Vaters  mit  besserem  Erfolge  als  in  Bezug  auf  Schwarz- 
kosteletz  und  die  Bassevische  Schuldvei^chreibung.  In  Bezug  auf  den 
ersten  Vorwurf  wies  er  nach,  dafs  seinem  Vater  das  Gohl-  und  Silber- 
gesclimeide  des  Wiuterkönigs  und  das  von  ihm  in  der  Prager  Münz- 
stätte hiuterlassene  Silber  durch  eine  Schenkungsurkunde  Ferdinands  11. 
aus  dem  Jahre  1622  zugewiesen  worden  sei.  Der  Statthalter  hatte 
also  die  gemachte  Beute  nicht  verschwiegen  und  dieselbe  rechtlich  in 
Besitz  genommen.  Seine  Gegner  gaben  sich  mit  dieser  Widerlegung 
nicht  zufrieden,  sondern  behaupteten,  in  iüt  Prager  Münzstlitte  habe 
sich  nicht  blofs  Silber  befunden,  das  dem  Winterkönig  gehörte,  sondern 
auch  solches,  das  Eigentum  der  Stände  und  des  Herrn  Wilhelm  von 
Lobkowitz  war;  auf  dieses  habe  sich  aber  die  Schenkung  des  Kaisers 
nicht  bezogen.  Der  Wortlaut  der  kaiserlichen  Schenkungsurkunde 
bezieht  sich  nun  wirklich  nicht  auf  dieses  letztere  Silber;  allein  man 
kann  annehtnen,  dafs,  wenn  Liechtenstein  nicht  ausdrücklich  um  *las- 

Uiijili'ly.  aegijarefortn»tioi»  io  BfihineTi.  2tjl 
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selbe  bat,  er  es  nur  aus  Unachtsamkeit  that,  deiiu  der  Kaiser  hätte 
ihm  gewifs  auch  dieses  ^escheukt.  Die  zweite  Beschuldigung,  als  ob 
Liechtenstein  im  Jahre  löüO  Silber  im  Wert^  von  400000  Thaleni 
aus  der  Kutteiiherger  Münzstätte  erhoben  und  nicht  verrechnet  hätte, 
eine  Beschul diffung,  die  erst  im  Jahre  1660  erhoben  wurde,  wies  Fürst 
Karl  Eusebius  als  eine  jranz  unbegründete  Verleumdung  zurück  und 
wohl  mit  Recht.  Denn  zunächst  ist  es  höchst  unwahrscheinlich,  dafe 
die  rebellischen  Stände  eine  so  hohe  Wertsunime  in  Kutteuberg  un- 
benutzt hätten  lietren  lassen,  da  sie  sieh  in  der  auisersteu  Not  be- 
fanden und  von  den  Truppen  wegen  nicht  gezahlten  Soldes  mit  steter 
Meuterei  bedroht  waren,  und  zweitens  ist  es  sichergestellt,  dafs  dem 
Grafen  Buquoy  bei  seinem  Abmarsch  von  Prag  und  seinem  Zuge  gegen 
Ungarn  in  Kiittenberg  eine  Geldsumme  aus]>ezahlt  wurde.  Wenn  also 
die  böhmischen  Stände  und  der  Winterkönig  überhaupt  Silber  in  der 
Kuttenl>erger  Münzstätte  vurrätig  hatten,  so  dürfte  dieses  kaum  mehr 
betragen  haben,  als  Buquoy  in  Empfang  nahm.  Den  dritten  Vorwurf, 
dals  Fürst  Karl  die  Baukosten  seines  Amtspalais  zweimal  ven'echuet 
habe,  widerle«ite  sein  Sohn  in  genügender  Weise,  indem  er  die  Rück- 
zahlung der  dnp[M'lt  behobenen  Summe  durch  eine  <,>uittung  nacli\^ies. 
Bezüglich  des  vierten  Vorwurfs,  der  aber  nicht  auf  Aktenstücke  he- 
ruhte,  sondern  eine  blolse  Vermutung  war,  gelang  es  Fürst  Karl 
Eusebius  nicht,  seinen  Vatei*  zu  rechtfertigen.  In  Bezug  auf  den 
fünften  Vorwurf,  dafs  der  Kaiser  bei  der  Münzprägung  um  mehr  als 
17  Millionen  Gulden  übervorteilt  worden  sei,  lehnte  Karl  Eusebius 
jeden  Schadenersatz  mit  der  Behauptung  ab,  dals  es  nicht  nachweisbar 
sei,  dafs  sein  Vater  Mitglied  des  Münzkonsortiums  gewesen  sei.  That- 
slchhch  war  diese  Behauptung  juridisch  schwer  anfechtbar,  denn  der 
Münzkontrakt  lautete  mir  auf  de  Witte  und  Konsorten,  und  es  ^ab  kein 
offizielles  Aktenstück,  in  dem  die  Konsorten  namentlich  angeführt 
waren.  Aber  auch  die  Behauptung  eines  Gewinns  von  17  Millionen 
Gulden  ist  übertrieben.  Diese  Beschuldigung  erhob  die  Hofkaniuier 
im  Jahre  1660  und  behauptete  bei  dieser  Gelegenheit  zum  ei-stenmal, 
dafs  aus  einer  Prager  oder  Wiener  Mark  nicht  blofs  79  Gulden,  son- 
dern sogar  135  Gulden  geprägt  worden  seien ;  denn  ein  iruter  Reichs- 
thaler (1  fl.  30  k.)  sei  in  langer  Mtjnze  1 1  Gulden  15  Kreuzer  wert 
gewesen*  Merkwürdig  ist,  dals  Liechtenstein  nach  der  Münzdevalvation 
wiederholt  in  sinnen  Zuschriften  an  den  Kaiser  den  echten  Reichs- 
thaler mit  neun  Gulden  und  mehr  bewertete,  was  der  Ausniünzung 
einer  Prager  Mark  zu  110  Gulden  gleichkommt,  ohne  dafs  diese  An- 
gabe zu  einer  Klage  gegen  dns  Münzkonsortium  geführt  hätte.  Da- 
gegen bieten  die  von  den  Erben  de  Wittes  ausgelieferten  Rechnungen 
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den  Beweis,  dafs  itiaii  au.s  einer  Mark  in  Prag  und  Wieu  nie  mehr 
als  79  Gulden  prägte.  Aus  den  vorliegenden  Rechnungen  ersieht  man 
nämlich,  dafs  Liochtenstefn  797  Mark  eingelegt  und  dafür  453185 
Gulden  erhalten  habe.  Wuldstein  legte  5000  Mark  ein  und  bekam 
hiefür  617249  Gulden;  Michoa  eHiielt  für  2932  Mark  726186  Gulden; 
de  Witte  für  402652  Mark  31340  544  Gulden;  Basse%i  ftlr  143358 
Mark  6  750  389  Gulden.  VerhäUnismäJsit'  hatte  der  Fürst  aus  seiner 
Einlage  den  gröfsten  Gewinn»  denn  er  bekam  für  eine  Mark  mehr  als 
567  Gulden,  Waldstein  jmr  um  etwas  mehr  als  123  Gulden,  Michna 
etwas  über  247  Gulden,  de  Witte  etwas  über  77  Gulden,  Basse  vi  gar 
nur  47  Gulden.  Die  Gesamtsumme  des  j^eprä^n  Geldes  belief  sieh 
auf  etwas  über  44  Millionen  Gulden,  wenn  man  noch  die  auf  die  un- 
bekannten Konsortialmitglie^Jcr  für  4848  ein^relegten  Mark  Silber 
herausbezahlten  2134  680  Gulden  hinzureehnet.  Ist  dies  aberrii^itig  — 
und  es  scheint  so,  da  in  keinem  Aktenstücke  die  Summe  der  langen 
Münze  liölier  als  auf  ungeföhr  40  Millionen  Gulden  angegeben  wird  — 
dimn  scheint  gar  keine  ÜberYorteilung  stattgefunden  zu  haben,  denn 
dann  prägte  mau  aus  einer  Mark,  selbst  wenn  sie  alle  das  Prager 
Gewicht  gehabt  hiUten,  nur  79  Gulden,  also  einen  Betrag,  den  Fürst 
Liechtenstein  gleich  ursprüniilirh  ein<^estand  und  verteidigte.  Man  wird 
aus  diesen  widerstreitenden  Angaben  nicht  klug,  es  ist  unmöglich  zu 
erklären,  wie  die  Münze  gar  so  schlecht  geprägt  sein  konnte,  wenn 
in  die  Münzstätte  554716  Mark  hinterlegt  und  daraus  nur  44  Millionen 
Gulden  geprägt  wurdeiK  Dennnch  ist  die  Thatsache  unbestritten,  dafs 
ein  Teil  der  Münzen  geringhaltiger  geprägt  wurde,  als  es  jede  noch 
so  weitgehende  Auslegung  des  Münzvertrags  gestattete'. 

In  Bezug  auf  den  sechsten  Vorwurf  konnte  zwar  Karl  Eusebius 
die  Urkunde  nicht  beibringen,  in  welcher  der  Kaiser  den  Zdislav 
Hfän  pardonierte,  aber  in  dem  Protokolle  der  Kontiskati{irisk<Hnmis8iün 
war  die  Krteilung  des  Pardons  eingetragen;  es  mag  also  doch,  ob- 
gleich später  gegen  die  Hfäns  ein  Prozt^fs  angestrengt  und  sie  zu 
einer  Geldstrafe  verarteilt  wurden,  ein  Pardon  erfolgt  und  der  Guts- 
kauf gültig  jrewesen  sein.  In  betreff  des  Ankaufs  von  Roztok  beliauptete 
Karl  Eusebius,  dafs  sein  Vater  dies  Gut  nicht  von  dem  Besitzer, 
sondern  von  dem  Kaiser  gekauft,  die  Anschuldigung  also  keinen  Grund 
habe.  Den  letzten  Vorwurf  bezüi<lich  der  geringen  Schätzung  der 
Zerotlnschen  Güter  w^ies  er  mit  Recht  damit  zurück,  dafs  die  Schätzung 


*  Alle  diese  Angaben  smd   den  Akten  des  k.  u.  k.  Reick&tiiianzministeriums 
entnomuien  {Liechteßsteinscher  Prozefe). 
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gleichgültig  ^jewesen  sei,  da  Ferdinand  11,  seineiii  Vater  diesi^  Güter 

geschenkt  habe. 

Da  also,  wie  er-siehtlich,  die  '^p'ien  den  Fürsten  Karl  erhobeneD 
AnBchuldignnjien  zum  Teil  unbegründet,  zum  Teil  kaum  nachweisbar 
waren,  auf  jerlen  Fall  der  von  seinen  Erben  zu  leistende  Ersatz  nicht 
genau  bestimmt  werden  konnte  und  sich  endlich  bei  dem  Münz* 
gescbäft  keine  sichere  Grundlage  für  einen  Prozefs  vorfand,  so 
empfahlen  die  Minister  dem  Nachfolger  Ferdinands  IQ.,  dem  Kaiser 
Leopold  L,  einen  gütlichen  Vergleich.  Als  Leopold  diesem  Ratschlage 
beistimmte,  meinte  Graf  Wolkenstein  (in  einem  Gutachten  vom  11.  Mai 
1659),  4ler  Kaiser  solle  sich  mit  einem  Ersatz  von  einer  Million  be- 
gnügen, da  nach  der  Rechnung  des  Hofbuchhaltei-s  der  durch  den 
Fürsten  Karl  direkt  angerichtete  Schaden  sich  hlofs  auf  1  717  746 
Gulden  belaufe,  abgesehen  natürlich  von  den  seit  dem  Jahre  1623 
aufgelaufenen  Interessen  und  von  dem  Gewinn  beim  Ankauf  der 
Güter  mit  leichtem  Gelde,  wofür  bereits  Genugthuung  geleistet  war^ 
Dem  Fürsten  Kar!  Eusehius  wurde  jedoch  bald  darauf  ndU^eteilt,  dals 
die  Hofkammer  den  Schaden,  der  dem  Kaiser  aus  der  Münzprägung 
und  aus  der  unreellen  Gebarung  bei  den  Gutskäufen  von  seinem 
Vater,  von  Waldstein  und  Michna  zugefügt  worden  sei,  auf  31  Millionen 
Gulden  bewerte  und  von  ihm  einen  Ersatz  von  10  Millionen  Guhlt^n 
verlange.  Karl  Eusebius  focht  die  einzelnen  Posten  jetzt  oder  später 
in  der  Weise  an,  wie  dies  oben  mitgeteilt  wurde;  schliefslich  berief 
er  sich  auf  einen  Handbrief  Kaiser  Ferdinands  II.  an  seinen  Vater, 
worin  er  ihn  wegen  seiner  in  Böhmen  geleisteten  Dienste  als  Statt- 
halter belobte  und  derselben  in  Gnaden  gedenken  zu  wollen  verspmch. 
Wenn  Kaiser  Leopold  sich  trotzdem  nicht  zufrieden  geben  würde,  so 
bat  er  um  die  Mitteilung  einer  Anzahl  von  Akten ,  die  seiner  Ver- 
teidigung einen  festen  Boden  verschaffen  S(dlten.  Diese  Bitte  erfüllte 
der  Kaiser  nicht,  sondern  stellte  sich  auf  die  Seite  der  Hofkammer, 
die  den  Fürsten  Karl  Eusehius  aufforderte,  sich  zu  erklären,  welchen 
Schadenersatz  er  leisten  wolle.  Da  derselbe  stets  zu  neuen  Ein- 
wendimgen  Zuflucht  nahm,  so  richtete  der  Kaiser  selbst  am  4.  März 
I6ßO  eine  kategorische  Aufforderung  an  ihn,  binnen  zwei  Monaten 
kund  zu  geben,  welchen  ^Schadenersatz  er  leisten  wolle.  Aber  auch 
diese  Forderung  beantwortete  der  Fürst  damit,  dafs  er  einzelne  Klage- 
punkte anfocht,   so  dafs  der  angesetzte  Termin  ohne  Einigung  ver- 


'  Bilek  a,  a.  0*  194  und  folg.  —  FtTner  die  Akten  des  k.  in  k.  Reiclisfinanz- 

ministerialarchivs,   Banientlidi    das  Gutachten   au  Kaiser  Leopold  I.  dd.    4.   Miin 

1658.    Gutacliten  der  olien   genannten   Riite   im    Kaiser   Leopold   I.  dd.   4,  Mkrz 
1658,  samt  köDiglicheni  EntscLlurs. 
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strich.  Die  mit  der  Untersuchung  betrauten  Beamten  rieten  nun,  im 
Falle  Liechtenstein  sich  nicht  unverweilt  füojen  wünle^  den  Weg  güt- 
licher Verhandlunir  aufzugeben  und  den  Prozels  vor  Gericht  zu 
bringen  K 

Obgleich  Liechtenstein  nun  enistlicber  bedroht  war,  als  je  zuvor, 
und  mau  von  ihm  mit  Sicherheit  ein  Anbot  erwartete^  so  hüllte  er 
sich  doch  während  der  folgenden  Monate  in  Sdiweijren ;  wahrscheinlich 
fand  er  es  in  seinem  Interesse,  dafs  man  eine  Forderung  an  ihn  stelle, 
die  er  dann  herabmindern  wollte.  Die  Hofkammer,  diF  dem  Kaiser 
hievon  Anzeifze  machte  (2.  Februar  1661),  riet  ihm,  den  Fürsten 
nochmals  peremptorisch  aufzufordern,  binnen  14  Tagen  die  Summe 
anzugeben,  mit  der  er  sich  in  Güte  abfinden  wolle.  Da  Ta^  für  Tag 
verging,  ohne  dafs  die  gewünschte  Erklärung  einlief,  der  Kaiser  aber 
diese  Angelegenheit  lieber  im  Wege  freundlicher  Vermittlung,  als 
durch  einen  Prozels  erledigen  wollte,  so  wünschte  er,  dafs  der  Oberst- 
hurggraf  Graf  Bernhard  von  Martinitz,  der  von  allen  Phasen  des 
Prozesses  genaue  Kunde  hatte,  sich  persönlich  zu  Lieebtenstein  ver- 
füge und  ihn  zu  einem  entsprechenden  Anbote  vennöge.  Maitinitz 
konnte  sich  jedoch  wegen  des  in  Prag  tagenden  Landtags  nicht  aus 
Böhmen  entfernen;  der  Kaiser  mufste  daher  von  ihm  absehen  und 
verlangte  blofs  die  Zusendung  des  böhmischen  Kammerrates,  Grafen 
von  Gräfeiiberg,  der  mit  der  Angelegenheit  ebenfalls  aiü'  das  beste 
vertraut  war^  Gräfeubeng  oder  Martinitz  seheinen  über  die  ver- 
schiedenen Ansprüche  auf  Ersatz  anderer  Ansicht  gewesen  zu  sein,  als 
die  Hof  kammer,  und  dem  Fürsten  Karl  Kusebius  zugestimmt  zii  haben, 
was  zur  Folge  hatte,  dafs  die  Hofkammer  Ihren  Ton  herabstimrate- 
Während  sie  früher  alle  Anklagen  mit  gleicher  Strenge  aulrecht  er- 
balten hatte ,  teilte  sie  dieselben  nuumelir  in  einem  Gutachten ,  das 
sie  dem  Kaiser  im  April  oder  Mai  1661  erstattete,  in  drei  Klassen 
ein,  bezeichnete  die  in  die  erste  Klasse  gehörigen  als  ganz  unbegründet, 
die  in  die  zweite  Klasse  gehörigen  als  hei  eineui  Prozesse  kaum  er- 
weisbar und  nur  die  dritte  Klasse  als  auf  einem  guten  Fundament 
beruhend.  In  die  erste  Klasse  rechnete  sie  jetzt  nicht  nur  jene,  welche 
die  doppelte  Bezahlung  des  von  Liechtenstein  in  Prag  erbauten  Palais 
betraf,  sondern  auch  die  Ansprüche  bezüglich  des  Münz  Vertrages.    Sie 


^  Ebenda:  Leopold  ao  Liecliteostein  dd.  4.  März  1660  UDil  1.  Juü  1661. 
Akten  des  Prozesses  gegen  Liechtenstein.  Liechtenstein  an  den  Kaiser  (undatieru 
aber  nucli  dem  4.  Märe  16Ö0  geschrieben). 

*  Archiv  des  k.  u.  k.  ReichsJinaözministeriums:  Die  Hofkammer  an  den 
Kaitier  dd.  2.  Februar  166 L  Der  Kaiser  an  den  Oberütburggrafen  dd.  15,  Februar 
1661- 
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fand  jetzt  auch,  es  sei  juristisch  gut  nicht  nachweisbar,  dafs  liechl 
stein  ein  Mit^died   des  Manzkonsortiums  gewesen,   und  dafs  er  dei 
nach  für  die  allfkllipfen  Verletzungen  des  Müuzvertrages  haltbar  sei; 

ja  es  sei  überliaupt  frafjlieh ,  ob  eine  weitgehende  Schädigung  des 
Kaisers  stattgefunden  habe,  indeuj  die  Behauptun«:,  dafs  der  Schaden^ 
17  7(50  0(56  Guldeo  betrageo  habe,  jeder  Grundlaire  entbehre. 

Zu    der    Klasse   zweifelhafter   Posteu    rechnete   die    Hofkanjnier' 
erstens  die  Ersatzausprüche  bezüglich  dfs  nach  der  Flucht  des  Winter- 
kdüigs   in   der   Präger  Münzstätte  in  Beschlafj  f^enommenen   Silbers, 
weil   die  Icaiserliche  Schenkung  eine  verschiedene  Auslegunjü:  zulasse; 
zweitens  die  400  OOU  Thaler,   die  Li  ech  treust  ein  aus  der  Kuttenberg« 
MünzsUUte  nu  sich  gezogen  haben  sollte,   weil  dies  nur  auf  der  An- 
gabe einer  einzigen  Person,  die  mit  ihrer  Zeugenschaft  erst  im  Jahre 
1666  auftrat,   beruhe,   und   diese  Antrabe  durch  nichts  erwiesen  sei; 
drittens  den  Bassevischen  Schuldbrief,  den  Karl  Eusehius  zwar  bereits 
mit  370  000  Gulden  ein^'elöst  hatte,   der  aber  trotzdem  juridisch  an- 
fechtbar sei.     Der  Schuldschein    war  nänüich   auf  die  Laiidtai'el  aus- 
gestellt ,  was  für  einen  Juden  nicht  gesehehen  durfte ,   es  war  in  ihm 
keine  Rekognition  der  Pfänder  enthalten,  die  Bassevi  an^xeblich  dem 
Fürsten  gestehen   hatte,    flas  Papier  des  Schuldscheins  endlich    trug 
ein  Zeichen,   das   bei    dem    Papierlahrikanten    ei'st  nach   dem  Tode 
Liechtensteins  in    Gebrauch   kam.     Iliezu  kam,   wie  bereits  bemerkt 
^^^rde,    dafs   weder  Bassevi   noch  seine  Sohne  von  dem  Schuldschein 
je  Gebrauch  gemacht  hatten,  derselbe  aucli  nicht  hei  ihnen  gefunden 
wurde.    Diese  Gründe  bereclitigten  nach  der  Meinung  der  Ilofkammer 
den  Fürsten,   auf  die  Kückzahlung  der  ?-jezahlten  Sunmie  zu  klagen, 
und   wenn   man  auch   dieses  BeLrehren  anfechten  könnte,   so  sei  der 
Ausgang   des  Streites  doch   ungewii's,     Ebensowenig  könne   man    aus 
der  geringen  Schätzuni^   der  ZerotJnschen  Güter  einen  Anspnich    al> 
leiten,   weil   sie  dem  Statthalter  von  dem  Kaiser  ohne  jegliche  Be- 
dingung  M:eschenkt    wortien  seien:   auch  bezüclich  Landskrons  sei  die 
Klage  kaum  aufrecht  zu  halten,  denn  wenn  mau  auch  die  Zusicherung 
des  Pardons  für  Zdislav  Hfiin  von  Seite  des  Kaisers  nicht  auffinden 
könne,   sei   sie   dnrh   im  Koufiskationsprotokoll  eingetragen,    und    es 
müfste    erst    nachgewiesen    werden,    dais    sich    Liechtenstein    einer 
Frdschung  schuldig  gemacht,  d,  h.  dafs  er  der  Konfiskationskommission 
eine  Mitteilunir  gemacht  liabe,    die  nicht  auf  Wahrheit  beruhte.      I»je 
Hotl-ammer  gelangte  schliefslich  zur  Üherzeu^'ung ,  dafs  man    gegen 
Liechtenstein  nur  in  folgenden  Punkten  mit  Aussicht  auf  Erfolg  klag- 
bar werden  könnte:  L  Dafs  er  aus  der  Prager  Münzstätte  neben  dem 
dem  Pfalzgrafen  gehörigen  Silber  auch  einige  humiert  Mark,   die  auf 
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Reehuiinf?  der  bühuiischeü  Stilnde  und  Willii'lms  von  Lobkowitz  da- 
selbst niedergelegt  waren,  konfiscierte  und  nicht  weiter  verrechnete; 
2.  dafs  sich  der  Fürst  im  Jahre  1622  nach  Wieo  4(387^/ j  Gulden 
kaiserlicher  Gelder  schicken  liefs  und  sie  nirrieuds  verrechnete;  3.  dafs 
er  die  Herrschaft  Roztok  von  David  Boren,  der  simter  als  Itebell 
vrmrteilt  wurde,  gekauft,  sonach  den  königlichen  Fiskus  fireschädigt 
liabe;  aüerdin^rs  wende  Karl  Eusebius  ein,  dals  sein  Vater  das  Gut 
nicht  von  Boren,  sondern  vom  Fiskus  ji^ekauft  halie,  er  könne  dafür 
aber  keine  authentischen  Dokumente  beibringen;  4.  <lafs  er  Schwarz- 
kosteletz  am  14.  Au*rust  1623  um  310  563  Thaler  an^'ekauft  und  mit 
huVfier  Münze  bezahlt  habe,  obw<»hl  (ier  Kaiser  die  Aunahnu*  derselben 
bereits  am  3.  Juli  1623  verboten  hatte,  und  dafs  er  5.  beim  Ankaufe 
von  Schwarzkosteletz  zui?leich  die  Güter  Skvoree  und  Kfenic  über- 
noiiinien  habe,  ohne  dals  dieselben  je  zu  Schwarzkosteletz  gehört  hatten  *. 

Man  sieht,  die  Hofkanimer  reduzierte  ihre  Forderungen  bedeutend, 
sie  beschränkte  sie  nur  auf  jene,  die  juridisch  nachweisbar  waren  und 
liefs  uamentlich  die  überspannten  Ansprüche  bezüglich  der  Münz- 
prägung fallen.  Da  Karl  Eusebius  sich  bezüglich  des  Gutes  Schwarz- 
kosteletz bereiti^  ver!:jlichen  und  den  Bassevischen  Schuldschein,  trotz 
seiner  Anfechtbarkeit,  fast  zur  Gänze  bezahlt  hatte,  so  konnte  er 
diesmal  ^eti'ost  die  weitere  Abwickelunfj  des  »regen  seinen  Vater  ein- 
geleiteten Prozesses  abwarten.  Die  Hofkammer  nannte  keine  be- 
stimmte Summe,  deren  Zahlunfjj  sie  vou  ihm  verlan^'e,  sondern  er- 
wartete abermals  von  ihm  ein  Anbot;  gleichzeitig  schickte  sie  die 
Akten  dem  Oberstburggrafen  von  Böhmen,  (irafen  Marti nitz,  dem 
böhmischen  Kammerrat  Grafen  von  (iräfenberg  und  dem  schärfsten 
bisherigen  Gegner  Liechtensteins,  dem  Grafen  von  Wolkenstein,  zur 
Begutiichtuug  zu. 

Ks  fimdeu  dann  mehrere  Sitzungen  in  Wien  statt,  an  denen  sich 
der  Obei-sthofmeister  Fürst  von  Tortia,  die  Grafen  vou  Sehwarzen- 
berg,  (Ittingen,  Nostitz,  Sinzendorf  und  Griifenberg  als  Vertreter  des 
Kaisers,  und  Fürst  Karl  Eusidnus  in  Begleitung  seiner  beiden  Vettern 
und  des  Advokaten  Doktor  Tavonat  beteiligten  und  in  denen  die  Ansprüche 
des  kaiserlichen  Fiskus  Punkt  für  Punkt  erörtert  wurden.  Karl  Eusebius 
richtete  darauf  eine  Zuschrift  an  den  Hofkammerpräsidenten,  Grafen 
von  Sinzendorf,  und  erbot  sich  zur  Zahlung  von  1 00  OUö  Gulden,  wenn 
damit  alle  gegen  seinen  Vater  erhobenen  Ansprüche  erledigt  wi'irdeu. 


^  Ebenda  r  Bericht  der  Hofkanimer  an  Kaiser  Leopold  dd.  (ohne  Angabe  des 
^tges)  1661.    EiHverleihung  von  Schwarzkosteletz  in  der  Landtai"cl  für  den  Fürsten 
Kar!  Eusebius  von  LiechUfiistein  dd.  Juli  1Ö6L 
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Purcli  die  früliereii  Zahlungeu  und  infolge  uns  nicht  uähnr  hekaonter^ 
Umstände  lasteten  auf  seinen  GüterD  vielfache  Schulden,  so  dafe 
ilie  geringe  Summe  von  100000  Gulden  nur  gegen  Versetzung  seiner 
wertvollen  Kleinodien  und  Silbergerätschaften  aufzubringen  in»  Stande 
war  *.  Infolge  des  Referats  der  ohen  erwähnten  Kommission  und  d< 
Anbotes  Liechtensteins  entschied  sich  der  Kaiser  dem  letzteren  das 
Absolutorium  gegen  Zahlung  von  275000  Gulden  zu  erteilen.  Die- 
selben sollten  in  vier  Terminen  erlegt  werden,  von  denen  der  erste 
125  000  Gulden,  die  drei  anderen  je  50000  Gulden  hetragen  sollten. 
Liechtenstein  war  damit  zufrieden  und  verpflichtete  sich  zur  Zahlung 
des  Geldes.  Der  erste  Termin  war  im  Jahre  1608  fällig,  allein  wie 
sehr  er  sich  auch  um  das  nötige  Geld  bemühen  mochte,  er  konnte  es 
nicht  aufbringen,  so  sehr  waren  seine  All  od  guter  verschuldet.  Er  er- 
suchte deshalb  den  Kaiser  ihm  zu  erlauben,  seine  FideikoniinifsglUer 
den  Gläubigern  als  Pfand  verschreiben,  ja  ihnen  sogar  Schenkungen 
n jachen  /ai  düifen,  um  den  fölUgen  Termin  bezahlen  und  fUr  die 
künftigen  Vorsorge  treffen  zu  können.  IIa  trotzdem  die  gewünschte 
Summe  nicht  zusammenkam,  weil  damals  wegen  des  Türkenkrieges 
alle  Kapitalien  von  der  Regierung  in  Anspruch  genommen  wurden, 
wurde  der  Vertrag  mit  Liechtenstein  weyeu  Nichterfüllung  der  Be- 
dingung für  null  und  nichtig  erklärt  und  der  Prozefs  gegen  ihn  er- 
öffnet. In  diesem  kritischen  Augeiddick  erl>ot  sich  der  Graf  von 
Schwarzenl»erg^  <lein  FiUsten  mit  200  000  Gulden  heizusprinsen  und 
zu  seinen  Gunsten  auf  eine  Forderung  in  diesem  Betrage  auf  das  Salz- 
amt zu  verzichten,  Graf  Windischgrütz  übernahm  die  Bezahlung  von 
60  000  Gulden,  m  dafs  Liechtenstein  nur  mit  15  000  Gulden  haftbar 
blieb.  Die  kaiserlichen  Minister  und  Geheimräte,  dis  Fürsten  Lobko- 
witz  (der  Sohn  des  ehenjaligen  Kanzlers  von  Böhmen),  Auersperj?  und 
und  Gonzaga,  flie  (irafen  Land>erg,  Piothal,  Nostitz,  Leslie,  Starheni- 
berg,  Sinzendorf,  Dletrichsteiu  und  Weifs,  sowie  Freiherr  von  Walder- 
dorf  stellten  in  einer  Sitzung,  die  am  3.  Mai  I6t>5  in  Laxenburg  ab- 
gehalten wurde,  dem  Belieben  tles  Kaisers  anheim,  oh  er  noch  das 
Absolutorium  erteilen  und  dasselbe  nicht  blofs  auf  die  böhmischen 
und  mährischen  Güter  Liechtensteins,  sondern  auch  auf  alle  übrigen 
Besitzungen  aus«iehnen  wolle.  Der  Kaiser  entschied  sich  für  das 
letztere,  und  so  war  diese  langjährige  Angelegenheit  rechtlich  zu  Ende*. 


^  Ebenda:  Fürst  Karl  Etisebins  an  den  Grafen  Sinzendorf  dd.  21.  Juni  1662. 
Referat  der  Hofkammer  dd.  3.  Mai  1665. 

*  Ebenda:  Karl  Euaebius  von  Liechtenstein  an  den  Grafen  Sinzendorf'  dd. 
4.  Dezember  W63.  Karl  Eusebius  an  den  Kaiser  dd.  :l  I^ezember  16n3  und  ein 
»weiter  undatierter  Brief  an  den  Kiiiaer.    IteFerut  der  Hofküininer  dd.  3.  Mai    1665- 
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Id  dem  Generalabsolutorium»  das  der  Kaiser  ani  15.  Mai  1665  <lem 
Fürsten  Karl  Eusebius  von  Liechtenstein  ausst«^llte,  bemerkte  er.  dals 
^egen  seinen  Vater  Ansprache  wegen  der  Beschla^xnabme  des  Silbers 
in  der  Prager  und  Kutten ber;j:cr  Münzstätte,  we*?en  des  dem  Juden 
ßassevi  «regebenen  Scliuldsebeins,  wegen  des  Ankauft?  von  Landskrou 
und  Roztok,  wegen  der  unberecbt igten  Zuziehung  einiger  Güter  zu 
Schwarzkosteletz,  wegen  der  Erwerlmnjj  der  Zerütiiistdien  Güter,  wogen 
des  Münzwesens  erholwn,  und,  dafs  dieselben  auf  31276025  Gulden 
bewertet  worden  seien^  ungerechnet  noeh  die  fälligen  Interessen  und 
den  unberechtigten  Genufs  der  angefochtenen  Güter.  Im  Nachsatz 
erklärte  Leopold  jedoch  ausdrücklich,  dafs  die  genaue  Untersuchung 
die  Ans|>rüche  bezüglich  der  mährischen  Gilter,  des  Bassevischen 
Schuldsclieins,  der  Münzverschlechteruug  als  ungültig  erwiesen,  dals  die 
übrigen  Fordeniugen  zum  Teil  unrichtig  zum  Teil  zu  hoch  ges|iaimt 
seien,  dafs  Liechtenstein  dieselben  bereits  durch  Zahlung  %*on  1  079000 
Gulden  heglichen  habe.  l)a  er  sich  nunmehr  noch  zur  Zalilung  von 
275 000  Gulden  erbiete,  so  gebe  er  (der  Kaiser)  sich  hiemit  zufrieden, 
erteile  ihm  ein  Generalabsolutorium  und  befreie  ihn  von  allen  An- 
sprüchen, die  man  auf  ihn  und  seine  Güter  wegen  seines  Vaters  er- 
heben könnte.  Da  der  Kaiser  befahl,  dafs  dieses  Generalabsolutorinm 
blofs  in  die  böhmische  un«l  mährische  Landtafel  eingetragen  werde, 
der  Fürst  aber  fürchtete,  dafs  man  ihn  vielleicht  einmal  in  dem  Besitz 
seiner  anderweitigen  Güter  anfechten  konnte,  oltwobl  dies  nach  dem 
Wortlaut  des  Absolutoiiums  nicht  möglich  war,  so  ersuchte  er,  dafs 
auch  alle  seine  aufserhalb  Böhnu^ns  und  Mährens  gelegenen  Besitz- 
tümer in  rlasselbe  eini^^eschlossen  würden.  Der  Kaiser,  drr  sich  bei 
der  Erteilung  des  Absohitoriums  von  keinen  Hintergedanken  leiten 
liefs.  trug  dem  Wunsche  des  Fürsten  Rechnung*. 

Trotzdem  war  der  Streit  noch  nicht  zu  Ende.  Fünfzehn  Jahre 
später,  im  Jahre  1680,  erinnerte  sich  die  Hofkanimer,  dafs  Füllst  Karl 
Eusebius  in  Angelegenheit  der  Bassevischen  Schuldverschreibung  dem 
im  Jahre  165B  getroffenen  Vergleich  nicht  völlig  nachgekonmien  sei. 
Er  hatte  sich  damals  zur  Zahlung  von  376000  Gulden  verpflichtet, 
hie  von  aber  nur  die  Summe  von  306000  Gulden  erlegt  und  den  Rest 
von  70  000  in  sieben  Jahresraten  zu  100^)0  Gulden  zu  zahlen  ver- 
sprochen. Teils  seine  permanente  Geldnot,  teils  der  Umstiiud*  daJs 
er  über  die  Begleichung   sämtlicher  fiskalischer  Ansprüche  mit  dem 


1  Ebenda :  Generalahsolutorium  des  Kaisers  für  den  Fürsten  von  Liecbten»tein 
dd.  15,  Mai  166."»,  Die  Hofkammer  nn  den  Kaiser  dd.  2.  .luni  166"^.  Beschhifs 
des  Kaisers  vom  selben  Datum. 
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Kaiser  verhandelte,  veraulafsten  ihn  seine  Verpflichtung  nicht  ein- 
zuhalten  und  so  blieben  die  70000  Gulden  unbezahlt.  Als  mm  im 
Jahre  1680  die  Hofl^animer  von  ihm  die  Nadtzaldun^'  l)egehrte,  er- 
widerte er,  dals  er  sirh  durch  das  Generalabsülutoriuni  zu  keinen 
weiteien  Zahlungen  verpflichtet  fühle,  denn  in  demselben  seien  alle 
Anspra^iie  des  Kaiser  wider  seinen  Vater  anfzefühit,  darunter  auch  die 
Basse\ische  Schuldverschreilruujij  und  ausdrücklich  erklärt  worden,  dals 
nach  Zahlung  der  vereinbarten  275000  Gulden  keinerlei  Zahltinfien 
vun  ihm  bej^ehrt  würden.  Seine  Rechtferti^nuifr  wurde  jedtich  nicht 
als  f;enü*:jend  anerkannt  und  er  eingeladen,  entweder  selbst  bei  einer 
Konferenz  zu  erscheinen  oder  einen  Vertreter  zu  schicken,  wo  über 
diesen  Gegenstand  verhandelt  werden  sollte.  Diese  Konferenz  fand 
am  18.  AuK'ust  1681  statt;  für  den  Füi-steji  fand  sich  sein  Troppau- 
scher  Anitsassessor  Franz  ein*  Derselbe  spra*'h  cler  llufkaiunier  jedes 
Recht  ab,  weil  das  Geueralabsolutoriuni  den  Fürsten  von  allen  weitereu 
Verptlichtungeu  entbinde  und,  weil  der  Bassevische  Schuldbrief  eine 
Fälschunir  sei»  von  einem  Juden,  Namens  Mirowitz,  auf  einer  von 
Liechtenstein  unterzeichneten  Carta  biauea  angefertigt.  Über  diese  Ein- 
wendungen beriet  später  eine  zweite  Kommission,  die  aus  dem  böhmischen 
Hofkanzler  Grafen  Nostit-z,  den  Grafen  TrauttuiansdortT  und  Breuner 
und  den  Freiherrn  Hohen^rran  und  Abele  bestand.  Wiewohl  diese  die 
Fälschuufi  rles  Bassevischeu  Schuldbriefes  nicht  zugeben  wollte,  fanil 
sie  doch  den  eisten  Einwand  stichhaltig,^  und  riet  dem  Kaiser  auf 
die  Bezahlung  der  restlichen  70  000  Gulden  Verzicht  zu  leisten.  Der 
Kaiser  schrieb  auf  das  ihm  erstattete  Gutachten  ei^L^enhilndi^  fol^^enden 
Bescheid:  „Weilen  die  Sach  sehr  wohl  ausgearbeitet  ist,  ich  auch 
nichts  begehre,  was  nur  nicht  von  Billi??keit  zugehörig,  als  approl)iere 
ich  dieses  Gutachten  völlig"  V.  —  Jetzt  war  der  Liechtensteinschi 
Prozefs  definitiv  erledigt 

Von  den  tibrijzen  zwar  juristisch  nicht  nachweisbaren  aber  jedenfalls 
sichergestellten  Mitgliedern  des  de  Witteschen  Mtinzkonsortiums  waren 
aulser  Liechtenstein  nur  Albrecht  von  Waldstein,  Michna  und  Biissevi 
bekannt.  Als  man  gegen  den  Erben  des  Statthalters  den  Prozefs  be- 
gann, wurden  natilrlich  auch  die  übrigen  Konsortiabnitglieder  in  den- 
selben verstrickt,  al>er  nur  der  Erbe  eines  derselben  konnte  noch  Rede 
und  Antwort  stehen,  niinilich  der  Sohn  des  in  den  Grafenstand  er- 
hobenen  früheren  Sekretftrs  bei  der  böhmischen  Hofkanzlei,  späteren 


'  Ebenda:  Leopold  an  LitHlirenstein  dd.  2.  Mitrz  16b0.  Inflation  der  vei- 
ordneteo  Suljkonmiissit>Ti  dd.  22.  Jauiiar  1«>8L  KefiTiit  der  Hnfkaramer  dd.  1.  JqIi 
1681.  Gutiirhtt'ii  der  Ivonioivnz  dd.  14.  September  und  21.  Oktulver  1681.  Ent- 
sclieidütiß  desj  Kaisürs  dd.  21.  ^'oveiiilKT  1681, 
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Kammerrates  und  General kilegskommissäi-s  Paul  Micliua,  Walfistein 
war  (iuriii  seine  Eniionlüiig  in  Eger  der  Gerechtigkeit  entzogen, 
Bassevi  aber,  wie  oben  erwähot,  noch  bei  Lebzeiten  Ferdinands  II,  in 
einen  Prozefs  verwii*kelt  und  sein  Verniögen  tiabei  konfisriert  wfirden, 
es  lohnte  sieh  also  nicht  txegen  seine  Söhne  klajibar  aufzutreten;  den 
►Erben  de  Wittes  endlich  war  Straflosigkeit  zugesichert  worden,  wenn 
sie  durch  die  Herausgabe  aller  auf  da<s  Münzgeschfift  bezüglichen 
Akten  die  Untei-snchung  gegen  Liechtenstein  erleichtern  würden.  So 
blieb  also  allein  Wenzel,  der  Sohn  Paul  Michnas  übrig,  da  der  letztere 
bereits  gestorben  war.  Die  Anklagen,  die  gegen  denselben  um  das 
Jahr  1660  erhoben  wurden,  betrafen  nicht  den  bei  dem  Münzvertrag 
gemachten  Gewinn,  da  für  diesen  Liechtenstein  allein  verantw örtlich 
gemacht  wurde,  obwohl  Michna  die  eigentliche  Leitung  inne  hatte, 
sondeni  richteten  sich  zunächst  gegen  seine  Gütererwerbungen.  Während 
der  Jahre  1622  uml  162B  hatte  Michna  die  Hen-schaften  KonopiSt,  Netluk, 
Ose(5an,  Tynec,  Jinonic,  Butowic,  Sehnic,  Tüu?-etfii,  Senielkowic,  Bito- 
zewes  (V),  BraniAowic,  Hn^waoic,  ZAlu?J,  MarSowic,  Tloskov,  Wlksic, 
Neulieben,  Chotoufi,  Bfeian,  Cholupic,  RadiC-  und  einige  kleinere  Be- 
sitzungen und  ein  Haus  in  Prag  gekauft.  Bei  dem  Ankaufe  dieser 
Güter  hatte  er  sich  die  manigfachsteu  t Übervorteilungen  erlaubt;  er 
hatte  die  Kaufsunime  selbst  dann  noch  in  langer  Münze  gezahlt»  als 
der  Kaiser  die  Annahme  derselben  bei  den  Gutskäufeu  bereits  ver- 
boten hatte,  oder  Zahlungen  fingiert,  wo  er  keine  geleistet  hatte* 
Eines  der  Güter  (Radif)  hatte  er  von  den  Erben  des  Adam  Mislik 
gekauft,  dem  dasselbe  konfisciert  worden  war  und  der  also  dasselbe 
nicht  mehr  rechtlich  besafs»  Für  alle  von  ihm  gekauften  Güter  hätte 
er  mit  Aussclilufs  von  BfeÄan,  Cholupic  und  Radii?  die  Summe  von 
419390  Guldeu  erlegen  sollen,  thatsächlich  hatte  er  nur  202  236  Gulden 
in  langer  Münze  gezahlt,  also  in  guter  Münze  nur  25279,  aul'serdem 
.gab  er  Kleinodien  im  Werte  von  30000  Gulden,  bezüglich  deren  er 
mit  Grund  beschuldigt  wurde,  dafs  er  sie  aus  denkonfiscierten  Schlössern 
gestohlen  habe.  Die  aufgezählten  Güter,  die  heutzutage  einen  Wert 
von  \ielen  Millionen  Gulden  repräsentieren»  erwarb  ein  Mann,  der 
zur  Zeit  der  Besiegung  des  Aufstfludes  kein  nennenswertes  Vermögen, 
zum  mindesten  kein  Gut  besafs;  alier  dadurch,  dafs  er  sich  zum  Vei- 
trauensmann  des  Fürsten  von  Liechtenstein  aufschwang  und  durch 
den  Münz  vertrag  ihn  zu  seinem  W^^rkzeug  machte,  sich  auch  in  die 
Gunst  fies  späteren  Herzogs  von  Fried  1  and  einschmeichelte  und  bei 
der  Konfiskation  und  Gegenreformation  eine  Hauptrolle  spielte,  gelang 
es  ihm  einen  Eeichtum  anzuhäufen,  dessen  trübe  Quellen  schon  seinen 
Zeitgenossen  teilweise  bekannt  waren,  ganz  aber  erst  in  dem  sechsten 
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Jahrzehnte  des  17.  Jahrhunderts  blofsgelegt  wurden.  Bei  dieser  Ge- 
legenheit wurde  auch  bekannt,  dafs  er  von  Bassevi  wj^chenüich 
450  Gulden  (wahrscheinlich  während  des  Jahres  1621)  empfangen  und 
dafs  er  für  die  als  Konsortialmitglied  eingelegten  2932  Mark  Silber, 
von  denen  er  einen  beträchtlichen  Teil  in  den  böhmischen  Schlössern 
erbeutet  haben  mag,  720186  Gulden  in  langer  Münze  erhalten  habe. 
Die  zweite  Anklage  lautete  dahin,  Michna  habe  durch  falsche 
Vorspiegelungen  und  Quittungen  nachweisen  wollen,  dafs  er  dem  Kaiser 
im  Jahre  1623  ein  Darlehen  von  100000  Thalem  gemacht  habe,  was 
doch  keineswegs  der  Fall  gewesen  sei  und  habe  sich  dessen  völlige 
Rückzahlung  im  Nominalwert,  „möge  der  Geldwert  der  Münze  steigen 
oder  fallen^,  bedungen,  obwohl  er  von  der  bevorstehenden  Devalvation 
der  Münze  genau  Kunde  hatte.  Endlich  beschuldigte  man  ihn,  dais 
er  sich,  als  er  zum  Generalkriegskommissär  ernannt  wurde,  bei  den 
Proviantrechnungen  Betrügereien  habe  zu  schulden  kommen  lassen. 
Von  seinen  Erben  wurde  ein  Ersatz  von  3  860527  Gulden  verlangt 
In  welcher  Weise  der  gegen  ihn  angestrengte  Prozefs  endigte  und 
welchen  Schadenersatz  seine  Erben  leisteten,  ist  nicht  bekannt,  da 
alle  weiteren,  diese  Angelegenheit  betreffenden  Akten  nicht  mehr  auf- 
findbar sind^ 


1  Archiv  des  k.  u.  k.  Reichsfinanzministeriums:  Verzeichnis  der  konfiscierten 
Güter,  welche  Paul  Michna  an  sich  gebracht  Verzeichnis  dessen,  so  bishero  an 
Herrn  Grafen  Wenzel  Michna  von  Waizenhofen  prätendiert  worden.  Gründliche 
Information  wegen  des  Fiskus  wider  den  Grafen  Wenzel  Michna  von  Waizenhofen 
habender  Forderungen  und  bishero  geführter  zweier  Prozesse. 
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Steuerrückstände  aus  der  Zeit  des  Anfstandes.  —  Plan  der  ZoUverpachtung.  — 
Slawata.  —  EUnnahmen  und  Ausgaben  1621  und  1622.  —  Neue  Steuerausschrei- 
bungen. —  Vertrag  mit  Michna  über  Getreide-  und  Brotlieferung.  —  Einquartierung. 

—  Darlehen.  —  Verpfandung  von  k.  Städten.  —  Befestigung  Prags.  —  Veränderte 
Stellung  Liechtensteins.  —  Neue  Steuerforderungen.  —  Stellungnahme  der  Hof- 
kammer gegen  Liechtenstein.  —  Ratschläge  Liechtensteins.  —  Darlehnsanbot 
Brandcnsteins.  —  Gerährliche  Lage  der  Kaiserlichen  in  Mähren.  —  Neue  Steuer- 
ausschreibungen wegen  derselben.  —  Maximilian  über  die  Lage  in  Böhmen.  — 
Rüstungen  gegen  Bethlens  Augriff.  —  Forderungen  der  bayrischen  Uilfstruppen. 

—  Folgen  des  Münzbankerotts.  —  Preistaxe.  —  Darlehnsverhandlungen.  —  Not- 
wendigkeit eines  Landtages.  —  Nachlässigkeit  der  Beamten.  —  Mängel  der  Ver- 
fassung überhaupt.  —  Reise  des  Kaisers  von  Michna  hintertrieben.  —  Weinsteuer. 

—  Erörterung  der  Frage,  ob  Steuerausschreibungen  ohne  Landtagsbeschlufs  zu- 
lässig seien.  —  Bittschrift  der  obersten  Landesbeamten  zu  Gunsten  der  alten  Ver- 
fassung. —  Tadel  ihrer  Parteinahme  für  die  Stände.  —  Steuerausschreibung  f)ir 
1625.  —  Abdankung  des  Holsteinischen  Regiments.  —  Waldsteius  Truppenwerbung. 

—  Aufstand  der  Bauern  auf  dem  Gute  Wartenbei^gSf  Markersdorf.  —  Unruhen  im 
Herzogtum  Friedland  und  anderwärts.  —  Liechtensteins  grofser  Finanzbericht 
1627.  —  Steuermildeningen.  —  Liechtensteins  Tod.  —  Würdigung  seiner  Regierung 
in  Böhmen.  —  Frage  der  Wiederbesetzung  des  Statthalterpostens.  —  Neue  Steuer- 
ausschreibung. —  Truppeneinquartierung.  —  Der  Kanunerzins  der  Städte. 

Neben  den  erzwungenen  Anlehen  auf  die  städtischen  Kammer- 
güter und  den  indirekten  Einnahmen  bemühte  sich  die  Regierung  auch 
dadurch,  Geld  aus  dem  Lande  herauszuschlagen,  dafs  sie  nachträglich 
Steuern  von  jenen  einforderte,  welche  sie  zur  Zeit  der  revolutionären 
Regierung  nicht  gezahlt  hatten.  Es  war  sonderbar  genug,  von  den- 
jenigen, die  der  gehalsten  revolutionären  R^erung  die  Mittel  zu 
ihrem  Bestände  nicht  geboten  hatten,  eine  Zahlung  zu  verlangen: 
konsequenterweise  hätte  man  dieselben  belohnen  und  die  pünktlichen 
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Steuerzahler  strafen  sollen.  Bei  der  Einfordemng  der  Steuern  wahrte 
man  anfan^  noch  den  Schein,  indem  der  Statthalter  in  dem  belreffen- 
den  Patente  behauptete,  dafs  die  rel*elHsclie  Ilefiieruiifi  die  Steaem, 
von  den  Restanten  aus  ParteifjunJ^t  nicht  einfjefordert  habe.  In  ilem' 
Zahlimfisauftra^e ,  den  Liechtenstein  einige  Wochen  später  an  die 
Prager  richtete,  liefs  er  diesen  Vor  wand  al>er  bereits  fallen  und  forderte 
einfach  die  Nachzahlung  der  im  Jahre  1615  ftlr  die  folgenden  fünf 
Jahre  bewilii«rten  Steuern  von  allen  jenen,  die  sie  noch  nicht  erlegt 
hätten.  Selhstverständlich  hatten  die  Mahnuufjen  nidd  diis  gewünschte 
Resultat;  denn  wer  bis  dahin  die  Steuern  nicht  gezahlt  hatte,  hatte 
dies  meist  aus  Unvermögenheit  gethan,  und  wenn  jemand  wirklich  sich 
der  Naclisiclit  der  revoliitionüren  Regierung  erfreut  hatte,  so  stand  er 
auf  dem  Verzeichnis  der  schuldigeu  Rebelleu,  und  seine  Güter  waren 
daher  bereits  mit  Beschlag  belegt.  —  Um  das  Einkommen  zu  erhöhen, 
fafste  man  in  Wien  auch  den  Plan,  das  Ertrilgnis  der  Zollgefälle  an 
den  Grenzen  zu  ver|>achteii,  aber  niemand  meldete  sich  um  dif^  Über- 
nahme der  Pachtung.  Wir  erfahren  bei  dieser  Gelegenheit,  dafs  der 
Zoll  nach  dem  Wert  4ler  Waren  bemessen  wurde,  dafs  er  nicht  blofs 
bei  der  Einfuhr,  sondern  auch  bei  der  Ausfuhr  fThoben  wurde,  und 
dafs  es  81  ZollstiUten  gegeben  habe,  die  das  Land  nicht  blofs  gegen 
Deutschland ,  sondern  auch  gegen  Österreich  und  Mäliren  sperrten. 
Die  Besoldung  silmtlicher  Zollbeamten,  die  Kanzleikosten  mit  sonstigen 
Nebeuauslagen  beliefen  sich  jidirlich  auf  die  Summe  von  3619  Thalem  *, 
Dort,  wo  der  Verkehr  äiifserst  gering  war,  bekam  der  Zulleinnebnier 
jährlich  5,  10  oder  12  Thaler,  sein  Gegenschreiber  noch  weniger; 
bei  starkem  Verkehr,  wie  z.  B,  in  Tetschen,  bekam  der  Einnehmer 
46  Tbaler,  der  Kontrolleur  28,  der  Zetteleinnehn)er  10,  ein  Aufseher 
3  Thaler,  und  aufserdem  wmrden  an  Kanzleiauslageu  4  ThaliT  be- 
rechnet. In  Budweis  bekam  der  Einnehmer  120  Thaler,  der  Kontrolleur 
60,  der  Zollbereiter  102  Thaler;  von  zwei  Thorwärtern  erhielt  jeder 
10  Thaler  und  für  Kanzleiausgaben  wurden  4  Tlialer  berechnet.  Man 
muls  annehmen,  daJ's  die  so  gering  besoldeten  Personen  ihr  Amt  nur 
als  Mebenheschftftigimg  versahen,  wenn  nicht  vielleicht  die  Fuhrleute 
zu  einer  besonderen  Abgabe  an  sie  verpflichtet  waren.  Zur  PlrhühuuLr 
der  Zollerträgüisse  verordnete  der  Kaiser  (aio  22.  Juni  1622),  dafs 
bei   der  Ausfuhr  'iß  des  Warenwertes,  bei  der  Einfuhr  *'ao  erhoben 


^  Archiv  der  Stadt  Prag:  Palent  LieehtetisteinB  M,  1.  Füliniar,  31.  Miii^ 
und  7.  April  1621.  —  Böhmisches  Statthaltereiarcbiv:  Verzeichnis  der  Zolliimter 
in  Bölimen  und  die  Besoldung  der  Zolibeumtt'n  dd.  1.  Mai  1621.  -  Archiv  des 
k,  und  k.  Reich^tiflanzminißteniiins:  Lieditensteio  an  Ferdiiiaiidi  Jl,  dd.  4.  Mai  1622« 
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werden  solle.  Mau  Piii[)faiid  ziigleifh  in  Wien  die  Notwendigkeit,  an 
die  Spitze  der  bohndscheü  Finanzvcrwaltuu^  einen  Mann  von  untadel- 
hafter  Redlichkeit  zu  bemten.  Als  solcher  empfahl  sich  Herr  von  Sla- 
wata,  der  schon  vor  dem  Aulstande  »diesen  Posten  bekleidet  hatte,  bis 
jetzt  aber  noch  ininier  in  Passau  weilte.  Er  wurde  nach  Wien  be- 
rufen und  stellte  für  die  Üliertiahuie  des  Amtes  mehrere  Bedingungen, 
die  wahrscheinlit^h  die  anziiütellendeü  Kauimerrilte  lietrafen*  Man  war 
bereit,  auf  dieselben  einzugehen,  vei-sehob  aber  die  eudp^iiUiiize  Ent- 
scbeiduuj:  bis  auf  die  Ankunft  des  Kaisers  in  Prajz  und  schickte  vor- 
läufiiLt  den  Herrn  von  Slawata  wieder  nach  Passau  zurück  *. 

Trotz  der  jedenfalls  nicht  sehr  ergiebigen  Steuern  belief  sich  das 
Eiükonnnen  aus  Böhmen  innerhalb  der  beiden  Jahre  1621  und  1622 
auf  mehr  als  neun  Milloiien  Gublen-,     Was  diese  Summe  bedeutete, 


'  Archiv  des  k,   tmd  k.  Reichsßnauzmisteriums:  Ferdinnnd  an  Liechtenstein 
dd.  2.  Jimi  162L     Kaiserliclier  Befphl  aü  Slaw«ta  dd.  17.  Juni  1621. 

-  Dies*?  Summe  setzte  sich  Äusammen  aus  den  Ertragnissen  dar  königlichen 
(idter  (66703  Gulden),  aus  dem  Kämnierzins  der  StiViUe  (4830),  ans  den  Zoll- 
c'inkünften  und  den  btafitisdien  Ciigeltcn  (82470  Gulden),  uns  doTi  liiergetdera 
(71430  Gulden),  aus  tieu  enigt^forderlen  rücksiruidigen  Steuern  (48Ö619  Ouklen),  aus 
dem  Gewinn  hei  der  Münzprägung  vor  Errichtung  des  Münzvertrairs  und  aus  den 
Ertnignissen  der  Bergwerke  (201024^1  Gulden),  aus  dem  im  Jahre  1(j22  eingeziihlt«n 
Pachtschilling  infolge  des  Mdnzvertntgs  (3262713  Gulden),  aus  Darlehen  auf  kon- 
fiscierte  Güter  und  aus  ihrem  teilweisen  Verkauf  (2279888  Gulden),  aus  Darlelien 
der  königlicljen  SUidte  und  einzelner  Edelleute  (530860  Gulden)  tmd  aus  sonstigen 
Einnahmsquellen  imd  Stratgeldern  (207773  Gulden).  Die  königlichen  Güter  lieferten 
librigen&  nitht  hlor^  82470  (nihkn,  sondern  MR079  Thider,  also  die  doppelte 
iSumnie,  alier  da  die  eine  Hälfte  nicht  direkt  ans  Iientanit  abgeführt,  sondern  für 
die  Verpflegung  der  Truppen  and  andere  Auslagen  verwendet  wnnle ,  wurde  sie 
nicht  weiter  in  Rtchnung  gehriicht.  Von  diesem  Gelde  wurden  in  der  ger»annt«n 
Zeil  8996413  Gulden  zu  vei-schiedenen  Zwecken  vei*wendet,  sodafs  in  der  l'mger 
llentamtskassa  nur  ein  Keit  von  15228  Guhlen  ftbrig  blieb.  Ausgegehen  wurde 
dod  Gt'ld  zu  fulgendeu  Zwecken :  für  den  Kaiser  und  seineu  Hofstaat  484516  Gulden, 
für  Kriegsauslagen  aller  Art  6896568  Guhlen»  darunter  auf  das  Reiterregiment  det 
Herzog  Heinrich  Julius  von  Sachsen  2I>602(>  Gulden »  auf  nein  Fur:ivalk  45  2t)3, 
auf  die  Waldsteinscben  Reiter  77Ü(i4S  (lulden,  auf  sein  Fufsvolk  .^^80258  Gulden, 
tür  die  Geistlichkeit  neben  den  sonstigen,  zehnmal  grbf^eren  Geschenken  32719 
Gulden,  an  ßesddungen  für  die  verschiedenen  Ämter  168431  Gulden,  an  Gnaden- 
gaben und  I'ensjoncü  31845(J,  an  Besoldung  der  mit  der  Verurteilung  der  Rehellen 
und  der  Konfiskation  ihier  Güter  bes<diäft igten  Personen  33231  Gulden,  an  rlick- 
j5(ahlt<?n  Schulden  und  Zinsen  619168  Gulden,  an  verschiedenen  ordentlichen  nnd 
ifseronlentUchen  Ausgaben  (durunter  für  die  Verpflegung  der  Gefangenen  12445 
Gulden)  die  Summe  von  3.*<990y  Gulden.  —  Archiv  deh  k.  und  k,  Keiehstinanz. 
minisleriitms:  Die  Berechnungen  über  die  Einkünfte  und  Ausgaben  wahrend  der 
Jahre  1621  und  1622  tmd  über  die  Einkünfte  iler  ki>niglicheu  Güter  Pürglitz, 
Zbiiow,  ToCnik,  Königshof,  ßrandels  an  der  Elbe,  Benatek,  Pferov,  Lissa,  Pardubitz, 
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kaüu  maja  be.steu  ilaraus  ei-sehen»  wenn  man  in  die  Steuertrftgnissi* 
vor  dem  Aiifstaude,  also  als  im  Lande  Wohlstand  herrschte,  Einsicht 
nimmt.  Im  Jahre  1615  hatte  der  Genenillaiidta^  für  fünf  Jahre  liöhere 
Steuern  als  sonst  bewilliju't,  um  dem  Könif^e  nicht  hlofs  füi  die  laufenden 
Ausla|j:en  die  nötij^en  Mittel  zu  gewähren,  sondern  ihn  auch  von  seiner 
Schuldenlast  zu  befreien.  Der  jährliche  Ertrajx  derselben  wurde  auf 
840  000  Thaler  berechnet.  Man  kann  also  das  normale  Steuereinkommen 
auf  etwa  eine  Million  Ouhlen  veranschlagten.  Zu  diesem  kam  nodi  der 
Ertrag  der  köniM^Iichen  Güter  und  einiger  Gel^lle,  die  samt  und 
sondei^  kaum  200  000  Gulden  betru^^en.  Aus  welchen  Quellen  floi.s 
also  die  exorbitante  Summe  von  neun  Millionen  Gulden?  Zu  der- 
selben lieferte  die  Grundsteuer  nm*  485  019  Gulden,  die  nur  aus  der 
Xachzahluii^  der  rückslilmligen  Steuern  einflössen.  Dagegen  Jmtte 
sich  die  Regierung  die  ergiebigste  Hilfsquelle  in  der  Münzver- 
schlechtenmg  (2  010  245  Gulden J,  ferner  in  der  Münzver]juchtung, 
(3  202  713),  in  dem  Verkaufe  einiger  konfiscierter  Güter  (2  279  388), 
in  erzwungenen  Darlehen  und  in  Verhäugung  von  Strafgeldern  eröffnet. 
Von  den  neun  Millionen  wurden  zur  Bezahlung  des  Kriegsvolkes  und 
sonstiger  Kriegsbedürfnisse  0  890  508  Gulden  verwendet.  Der  Kaiser 
wollte  nach  dem  Nikolsburger  Frieden  mit  Hilfe  dieser  Zahlung  den 
grofsten  Teil  setner  Armee  verabschieden.  Sein  Plan  wurde  jedoch 
dadurch  durchkreuzt,  dals  die  Obersten  zuerst  die  Bezahlung  ihres 
eigenen  Soldes,  datm  iiirer  Vorschüsse  auf  Waflfeu,  Munition  und 
Proviant  verlangten,  und  für  die  Tilgung  der  Siddreste  nur  wenig 
Geld  übrig  blieb,  so  dais  man  die  Verabschiedung  der  Truppen  nur 
in  geringem  Mafse  bewerkstelligen  konnte.  Ein  grofser  Teil  der 
Trup[ien  war  in  Böhuieu  eJu<|uartiert,  und  wenn  man  die  Kosten  der 
Einttuartierung  und  die  von  den  Soldaten  geübten  Räubereien  be- 
rechnet, so  betrugen  dieselben  wfthrend  der  Jahre  1621 — 1022  weit 
mehr  als  neun  Millionen,  wie  die  dokuuieutansch  sichergestellten  Aus- 
lagen der  einzelnen  Stiblte  nachweisen. 

Indem  die  Regierung  neben  dem   mannigfachen  indirekten  Ein- 
kommen  uur  die  Nachzahlung  der  schuldigen  Steuerreste  verlangte. 

Kolin  und  PodflnaL  Ein  Akttnstiick  tles  k.  mid  k.  Heicbsfinanzmmistcnunis  giebt 
DÄher  Kunde  über  die  Dailehpnßgeber  der  Jüliie  lö21  und  1622,  lui  Jahre  1621 
lieh  Alexander  von  tirotta  11 000  t;uiaeo,  Woif  llherg  von  Wfesowec  50000;  im 
Jahre  1622  liehen  Haus  KreptT,  Appellationsrat  1000  «mldenj  Frau  Elisabeth  von 
Lobkowitz  17500,  Hans  Heinrich  lliodirky  14000,  Wilhelm  von  Slavs-ata  166666 
Gulden  40  Kreuzer,  Frau  Eleonore  lla^islurin  11666  Gulden  40  Kreuzer,  dieStilnde 
des  Glognuer  Fürstentums  70  6iKJ  Gulden,  die  SUxdUi  ilesselhen  Flirstentunis  H5;340. 
Dieses  Verzeichuis  ist  selbstverständlich  luchi  voliätilndig,  sondern  macht  uns  nur 
mit  einem  Teil  der  Gläubiger  bekannt. 
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verletzte  sie  eigentlich  noch  nicht  die  Verfassung;  dies  geschah  erst 
am  13.  August  1622,  als  Liechtenstein  aus  eigener  Machtvollkommen- 
heit eine  Geld-  und  Getreidest^uer  ausschrieb  * ;  monatlich  sollte 
während  des  folgenden  halben  Jahres  von  jeder  Bauernansässigkeit 
ein  halbes  Viertel  Strich  Korn  und  ebensoviel  Hafer  erlegt  werden. 
An  dieser  Steuerleistung  sollten  sich  die  Grundherren  und  die  Bauern 
beteiligen,  jeder  von  ihnen  also  wahrscheinlich  die  Hälfte  erlegen. 
Freibauern  raufsten  jeden  Monat  einen  Strich  Korn  und  einen  Strich 
Hafer  erlegen.  Da  der  Ertrag  dieser  Steuer  dem  Kaiser  nicht  genügte, 
trug  er  dem  Fürsten  schon  einen  Monat  später  (14.  September)  auf, 
die  Getreidelieferungen  zu  verdoppeln  und  aufserdem  von  jedem 
Bauer  wöchentlich  die  Zahlung  von  neun  Kreuzern  und  von  dem 
Grundherrn  neben  der  Getreidelieferung  auch  eine  entsprechende 
Summe  zu  verlangen.  Liechtenstein  hatte  sich  schon  im  Monat  August 
nach  Wien  verfügt  und  während  seiner  Abwesenheit  den  Oberstburg- 
grafen, Herrn  Adam  von  Sternberg,  die  Herren  von  Waldstein  und 
von  Martinitz,  den  Oberstlandschreiber  Klenowy  und  den  kaiserlichen 
Rat  Michna  mit  der  Verwaltung  des  Statthalteramtes  betraut.  Da  er 
sich  in  Wien  persönlich  überzeugte,  dafs  kein  Widerstand  gegen  die 
kaiserlichen  Wünsche  erhoben  werden  könne,  trug  er  seinen  Stell- 
vertretern in  Prag  auf,  durch  Patente  die  neuen  Steuerforderungen 
veröffentlichen  zu  lassen;  von  jenen,  die  den  Kaiser  während  des 
Aufetandes  treu  verblieben  seien,  sollte  diese  erhöhte  Steuer  nicht  als 
eine  Zwangssteuer,  sondern  als  eine  gutwillige  Leistung  erhoben 
werden  ^. 

In  Böhmen  beeilte  man  sich  nicht  diesem  Auftrage  nachzukommen ; 
die  Unmöglichkeit,  den  Bauern  neben  einer  doppelten  Naturallieferung 
auch  noch  eine  Geldzahlung  aufzuhalsen,  war  zu  sehr  in  die  Augen 
fallend.  Zudem  war  die  Entlassung  der  Truppen  wieder  eingestellt 
worden,  es  wurden  sogar  neue  Werbungen  wegen  des  jetzt  in  Deutsch- 
land wütenden  Krieges  vorgenommen,  und  Böhmen  war  daher  zu 
Ende  des  Jahres  1622  wieder  mit  Truppen  überfüllt.    Die  Stellvertreter 


^  Es  ist  möglieb,  dafs  Liechtenstein  auf  eigene  Auktorität  schon  früher  direkte 
Steuern  ausschrieb;  das  erste  Stenerausschreibungspatent,  das  wir  gefunden  haben, 
gehört  jedoch  erst  dem  13.  August  1622  an. 

'  Archiv  des  k.  und  k.  Reichsfinanzministeriums:  Ferdinand  II.  an  Liechten- 
stein dd.  6.  April  1622.  Liechtenstein  an  Ferdinand  II.  dd.  30.  April  1622.  — 
Prager  Stadtarchiv:  Zwei  Patente  Liechtensteins  dd.  13.  August  1622.  —  Böhmisches 
Statthaltereiarchiv:  Ferdinand  II.  an  Liechtenstein  dd.  14.  September  1622.  Liechten- 
stein an  die  Statthalter  in  Böhmen  dd.  Wien  15.  September  1622. 

G  i  n  d  e  1  y ,  Gegenreformation  in  Böhmen .  24 
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LiechteDsteins  schliigeü  desbalb  vor,  es  möge  bei  der  von  ihm  am 
13.  Auglist  ausge8diriel>eiien  NaturalUeferung  bleiben,  und  nur  noch 
jeder  Bauer  monatlich  10  Kreuzer,  sein  Gnuidherr  für  jeden  denselben 
monatlich  fünf  Kreuzer  zu  erlegen  halben.  Zugleich  wollten  sie  einen 
Unterschiert  zwischen  den  treufreblieVienen  und  4len  durch  die  Rebellion 
bemakelten  Unterthanen  nicht  blols  in  Worten,  snndem  auch  in 
Thaten  gemacht  wissen;  erstere  sollten  nämlich  von  jeder  Getreide- 
lieferung und  Geldzahlung  befreit  sein.  Fürst  Liechtenstein,  der 
mittlerweile  nach  Prag  zurückgekehrt  war,  benchtett^  tltier  diese  Vor- 
schlüge nach  Wien,  indem  er  ihnen  beistinnnte.  Auch  die  Hof  kannner 
trug  den  schwierigen  Verhältnissen  Rechnung  imd  erklärte  sich  mit 
den  vorgesc!dagenen  genngeren  Leistungen  im  nllgemeinen  einver- 
standen ;  doch  wollte  sie  den  treuen  Anhängern  des  Kaisers,  die  jetzt 
den  gröfsten  Teil  des  Landes  innehatten,  und  deren  Güter  sieb  zun» 
Teil  doch  einiger  Schonung  erfreuten,  keine  Steuerfreiheit  zugestehen. 
Der  Kaiser  entschied  im  Sinne  des  letztangeführten  Gutachtens,  iind 
hienach  wur<le  auch  die  Steuer  bis  Ende  Februar  1623  festgesetzt. 
In  dem  Patent,  welches  die  Steuern  für  die  Zeit  vom  1.  März  bis 
1.  September  1623  bestimmte,  kehrte  man  jedoch  wieder  zu  dem  vom 
Kaiser  bestimmten  Ausniafse  zurtlck.  Die  Baueni  sollten  ftlr  diese 
ganze  Zeit  monatlich  ein  Viertel  Strich  Korn,  ebensoviel  Hafer  und 
monatlich  10  Kreuzer  abliefern;  ihre  Grund  her  reu  aus  eigenem  Säckel 
für  jeden  bei  ihnen  ansässigen  Bauern  füof  Kreuzer  nionatlich  erlegen. 
In  den  Städten  sollte  jeder  Hausbesitzer  monatlich  15  Kreuzer  und 
anderthalb  Viertel  Korn  und  Hafer  erlegen;  Freibauern  wurden  höher 
besteuert.  Von  jedem  Judenfiaus  im  Lande  nmlste  ein  Gulden  monat- 
lich gezahlt  werden;  aufserdem  sollte  jeder  volljährige  Jude  zehn 
Kreuzer,  jeder  mindeijährige  sechs  Kreuzer  monatlich  erlegen.  Man 
ersieht  aus  diesen  Mitteihmgen,  dal's  der  Vorteil  des  Adels  gewahrt 
blieb,  denn  während  in  der  Zeit  vor  dein  Jahre  1618  der  GrundheiT 
regelmäfsig  so  viel  hatte  zahlen  müssen,  wie  seine  Bauern  zusammen, 
zahlte  diesmal  der  Adel  nur  die  Hälfte,  und  von  der  Getreideliefenmg 
wurde  er  ganz  entbunden  ^ 

Die  Naturalkontrilmtion  wurde  hauptsächlich  deshalb  ausgeschrieben, 
weil  man  das  im  Lande  stationierte  Kriegsvolk  mit  Brot  und  sonstigem 
Proviant  versehen  und  nicht  mehr  der  jetzt  in  seltenen  Fällen  aus- 
reichenden  Verpflegimg   durch    die  Bauern    überlassen    wollte.     Der 


'  Archiv  l^^'ö  k.  und  k.  Rcicbsfinanzministeriums  t  Die  Hofkammer  nn  den 
Kaiser.  Deztüiiber  le^S.  Eutt^cheidung  tles  KiUBers  dd.  20»  Dezember  1622.  — 
Arcliiv  der  Stadt  Piag:  Steuerpatent  dd.  17.  Februar  I62;i 
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Einfiurs,  welchen  Paul  Miehna  auf  Liechtensteiu  infolge  ihrer  gemein- 
schaftlichen Müuzgeschäfte  gewonnen  hatte»  zei^  sich  am  besten 
darin,  dafs  Liechtenstein  ihm,  ohne  in  Wien  nachzufra^^^eii,  (lureh  einen 
Vertrag  die  Brotliefeiiing  für  alle  im  Laude  garnisonierenilen  Truppen 
Übertmg,  ihm  dafür  die  gesamte  Getreirtekontrihution  überlieferte, 
50  000  Gulden  zur  Deckimg  der  Vorauslagen  auszahlte  und  ihm  den 
Einkauf  von  Getreide  freistellte,  wenn  das  als  Steuer  einaielieferte  für 
die  Tnippenverpflegung  nicht  ausreichen  würde.  Michna  durfte  jedes 
Pfund  Brot  mit  4  Kreuzern  berechnen,  so  lan*^e  der  Getreidepreis  im 
Lande  nicht  mehr  als  fünf  Thaler  für  das  Strich  Korn  betrug.  Im 
Falle  dieser  höber  stieg  oder  fiel,  sollte  eine  entsprechende  Erhöhung 
oeier  Verriugerun<r  eintreten.  Da  weder  über  das  von  den  Bauern 
gelieferte  Getreide  ordentliche  Kontrolle  geübt  wurde,  noch  über  den 
wahren  Einkaufepreis  des  fehlenden  sichere  Daten  vorlageu ,  so  war 
das  so  recht  ein  Geschäft  für  einen  unehrlichen  Mann  wie  Michna. 
Man  schüttelte  auch  in  Wien  den  Kopf,  als  Liechtenstein  von  dem  ab- 
geschiosseuen  Vertrag  Kunde  gab;  die  Hofkaimner  behauptete,  die 
Getreidekontributinn  niüsse  mehr  liefern,  als  für  die  Verpflegimg  der 
Truppen  nötig  sei,  es  könne  demnach  von  einem  Getreideankauf  nicht 
die  Rede  sein.  Dennoch  entschied  sich  der  Kaiser  für  den  Vertrag 
mit  Michna,  welcher  diesem  eine  wahre  Goldgrube  eröffnete.  Auch 
auf  Michuas  Bruder,  Georg  mit  Namen,  der  bis  dabin  Appellationsrat 
war,  ergofs  sich  damals  ein  Gnadeufüllhorn.  Der  Füi*st  von  Liechten- 
stein ernannte  ihn  „zum  Inspektor-Oberhauptmann"  über  tlie  könig- 
lichen Städte  uiit  dem  Rechte,  die  Hauptleute  in  denselben,  sowie  die 
Kaiserrichter  und  andere  Offiziere  anzustellen,  über  die  Wirtschaft  in 
den  Stadtgütera  Weisungf^u  zu  erteilen  und  die  Oberaufsicht  ül>er  die 
kaiserlichen  Einkünfte  aus  den  Städten  und  den  kaiserlichen  Ilerr- 
scbaften  zu  führen.  Man  sieht,  es  war  eine  der  einflufsreichsten 
Stellungen,  die,  im  Falle  Georg  unehrlich  war,  seinen  Siickel  füllte, 
jedenfalls  aber  sein  Ansehen  ungemessen  erweiterte.  Der  Kaiser  be- 
stätigte diese  Ernennung  mit  dem  Vorbehalt  des  Widerrufs', 

Dafs  die  Kegierung  die  Verpflegung  der  Truppen  mit  Brot  selbst 
übernahm  und  weder  die  Gutsherrn  noch  die  Bauern  damit  belastete, 
zeigt,  dafs  sie  den  übermäfsigen  Ansprüchen  der  Soldaten  entgegen- 
treten wollte.  Es  half  dies  indes  wenig,  da  die  hohen  und  geringeren 
Offiziere  ihre  Gelüste  dämm  doch  nicht  bezähmten.  Als  Liechtenstein 


^  Archiv  des  k.  und   k.   ReichsfinammirüsteriumB :   Die  Hofkammer  an   den 
Kaiser.    Zwei  kaiserliche  Eatscheidmigen  <lil  4.  Murz  1623, 
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cleiii  Herzog  Julius  Heinrich  von  Saehseii  auf  den  für  sein  Regiment 
bestimmten  inonatlictien  Sold  von  20000  Gulden  etwas  über  zwei 
Drittel,  nauilidi  18000  (iiilden  ablieferte  nml  dem  Herzoge  aufserdeni 
für  seinen  persöuliclien  Unterhalt  2000  Gulden  auszahlte,  begnügten 
sich  weder  er,  noch  seine  Untergebenen  mit  der  Zahlung.  Die  Offiziere 
nötigten  vielmehr  ihre  Quartierleute  zu  besonderen  Zahlungen  und 
raubten,  wenn  diese  nicht  augeublifklich  eriblgten,  die  Häuser  aus, 
so  dafs  hie  und  da  die  Einwohner  davonliefen.  In  Ghiudim,  wo  ein 
Teil  des  Repments  stationiert  war,  standen  infolge  dessen  zu  AnfanL' 
1623  au  80  Häuser  leer. 

Für  das  Gebaren  der  untergeordneten  Offiziere  und  Soldaten 
bietet  sicli  von  selbst  eine  Entschuldigung,  wenn  man  weifs,  wie  wert- 
los das  (leld  war,  mit  dem  sie  ausf^ezahlt  wurden,  aber  dafs  der 
Herzog  sich  mit  der  monatlichen  Zahlung  von  2000  Gulden,  die  ohne- 
dies höher  bemessen  war,  als  für  alle  anderen  ( obersten,  nicht  begnügte^ 
empörte  selbst  die  Hnfkanimer.  Sie  schlug  daher  dem  Kaiser  vor, 
sein  Regiment  zu  verabschieden  und  dem  Obersten  eine  Rüge  zu  er- 
teilen. Ferdinand  befolgt!^  den  Rat  aber  nur  insofern,  als  er  den 
Herrn  Werda  lieauftragte,  dem  Herzog  „mit  Glimpf"  sein  Unrecht 
anzudeuten.  Zugleich  gab  er  dem  Fürsten  Liechtenstein  den  Befehl, 
die  Mittel  bereit  zu  halten^  um  dem  Regiment  den  schuldigen  Sold 
auszuzahlen  und  es  dann  aufzulösen.  Wie  schwer  es  aber  mit  der 
Auszaldung  und  Auflosung  gelien  würde,  hatte  der  Fürst  schon  einige 
Tage  vorher  angedeutet,  indem  er  berichtete,  dafs  neben  dem  sä4!hsi- 
sclien  Regiment  auch  das  des  Herzogs  Adolf  von  Holstoiji  sich  weigere, 
das  leichte  Geld  an  Zahluugsstatt  anzunelimeu  uud  alte  Reichsmünze 
verlange.  Es  lagen  damals  in  Böhmen  aufser  den  beiden  genannten 
Regiment(*ni  noch  drei  Reaimenter  Fufsvolk  (Collalto,  Liechtenstein 
und  Waldsteiu),  zwei  Freikompaguien  Fufsvolk  (Kolowrat  und  F^tcbleri, 
vier  Reiterregimenter  l  Waldstein,  Marradas,  Bihai  und  Dampieire: 
dieses  letztere  Regiment  trug  noch  innner  den  Namen  seines  im 
Jahre  1620  gefallenen  Obei^ten)  und  zwei  Reiter-Freikompagnien 
(Auersj>erg  und  Isolani).  Für  diese  gingen  monatlich  an  Sold  198 186 
Gulden  auf.  l>a  Liechtenstein  hiefttr  mit  den  böhmischen  Einkünften, 
die  auch  für  die  Verwaltung  des  Landes  und  für  den  kaiserlichen 
Hofstaat  verwendet  werden  muJsten  und  im  Jahre  1623  nicht  mehr  so 
reichlich  einfloBsen,  wie  in  den  zwei  vorangegangenen  Jahren,  sein 
Auslangen  nicht  fand,  gab  er  davon  nach  W^ien  Nachricld.  Man  hätte 
damals  die  Truppen  um  jeden  Preis  entlassen  oder  sie  nach  Deutsch- 
land zur  Dtlmpfung  des  in  Niedersachsen  entbrannten  Krieges  dirigieren 


—    373     - 

sollen;  aber  solcher  rascher  und  entscheidender  Thaten  war  man  in 
Wien  nicht  fähig.  Ferdinand  entschied  auf  die  Vorstellungen  der 
Hofkammer  nur,  dafs  vorläufig,  um  einen  Teil  der  Kosten  zu  sparen, 
die  Regimentsstäbe  reduziert  werden  sollten  ^ 

Mittlerweile  nahm  nicht  nur  die  von  Niedersachsen  drohende  Ge- 
fahr gröfsere  Dimensionen  an,  sondern  man  mufste  auch  auf  einen 
Angriff  Bethlens  gefafst  sein,  und  so  wurde  der  Plan  der  Reduktion 
<ler  Armee  fallen  gelassen;  zugleich  riet  der  Hofkriegsrat  in  einer 
Sitzung,  die  in  Prag,  wo  sich  der  Kaiser  auf  der  Rückreise  von  Regens- 
burg eben  aufhielt,  abgehalten  wurde,  die  Verstärkung  der  Fufstruppen  (die 
damals  20  000  Mann  zählten)  auf  25  000  Mann,  ebenso  eine  entsprechende 
Verstärkung  der  Reiterei  durch  Anwerbung  von  8000  Kosaken,  3000 
Ungarn  und  einiger  Tausend  Kroaten,  die  Neuorganisation  der  Ar- 
tillerie und  die  Bereithaltung  der  nötigen  Munition  und  sonstiger 
Kriegsbedürfhisse  an.  Der  gröfsere  Teil  der  Armee  sollte  gegen  den 
Halberstädter  dirigiert,  der  kleinere  gegen  Bethlen  bereit  gehalten 
werden.  Zu  Anführern  empfahl  der  Hofkriegsrat  den  Obersten  Tiefen- 
bach für  die  Truppen  in  Mähren  und  Österreich  am  linken  Donau- 
ufer, im  Fall  dieser  nicht  annehmen  wollte,  den  Obersten  Schwendi, 
für  Österreich  am  rechten  Donauufer  den  Obersten  Brenner,  für 
Ungarn  den  Obersten  Keifenburg,  für  Böhmen  den  Obersten  Wald- 
stein. Wenn  eine  Operationsarmee  zusammengezogen  würde,  empfahl 
der  Hofkriegsrat  jedenfalls  zahlreiche  Orte  in  Böhmen  besetzt  zu 
halten,  namentlich  Prag,  wo  ein  Regiment  Fufsvolk  und  eine  Reiter- 
kompagnie bleiben  sollte,  aufserdem  aber  auch  Tabor,  Taus,  Elbogen, 
Klattau  und  Pisek,  weil  man  den  Bauern  nicht  traute  und  einen  Auf- 
stand befürchtete.  Drei  Tage  nach  der  Anfertigung  dieses  Gutachtens 
empfahl  der  Hofkriegsrat  als  Sammelpunkt  für  die  Bildung  der  gegen 
<len  Halberstädter  gebildeten  Armee  Königgrätz,  weil  man  den  Angriff 
von  Schlesien  und  der  Lausitz  aus  erwartete.  Zugleich  riet  er  die 
Befestigung  einiger  Orte,  namentlich  Prags  und  den  Ankauf  von 
Waffen,  an  denen  es  der  kaiserlichen  Annee  in  jeder  Beziehung 
mangelte  *. 


1  Archiv  des  k.  und  k.  Reichsfinanzministeriums:  Die  Hofkammer  an  den 
Kaiser.  Resolution  des  Kaisers  dd.  10.  Februar  1628.  Liechtenstein  an  Ferdinand  IL 
<ld.  11.  Februar  1623.  Entscheidung  des  Kaisers  auf  die  Vorstellung  der  Hof  kammer 
<ld.  3.  März  1623. 

*  Archiv  des  k.  und  k.  Reichsfinanzministeriums.  Gutachten  des  Hofkriegs- 
rates dd.  4.  und  7.  Mai  1628. 
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Die  Gutachten  des  Hofkriegsrates  wurden  dem  Forsten  von 
Lierhteiistein  und  dem  Statthalter  von  Mähren,  Kardinal  Dietrichstein, 
der  auch  iu  Prag  weilte,  rnit«:eteilt  und  beide  entsetzten  sich  nirht 
wenig  über  die  Kosten,  die  die  neuen  Werbungen  neben  der  Ver- 
pflegung der  alten  Armee  verursachen  würden.  Liechtenstein  bemerkte, 
man  halie  au^;  Böhmen  im  Laufe  des  Jahres  1623  nicht  mehr  als 
zwei  Millionen  herauspressen  können  und,  diese  seien  noch  nicht  ganz 
sieher;  da  nun  diese  für  die  bisherigen  Auslagen  nicht  ausreichten, 
wie  könne  größeren  genüirt  werden?  Aus  diesem  Gnuide  widerrieten 
die  beiden  Statthalter  auf  das  entschiedenste  die  neuen  Werbungen. 
Bevor  der  Kaiser  dieses  abmahnende  Gutachten  in  die  Hand  bekam^ 
hatte  er  der  Ebbe  in  seiner  Kassa  durch  mehrere  Darlehen  a]»zu- 
helfen  gesucht;  der  Fürst  von  Liechtenstein  erbot  sich  zu  einem 
solchen  im  Betrage  von  400  000  Gulden,  Waldsteiu  zu  502325,  Mar- 
tinitz  zu  00000,  sein  Eidam  Äd'ärsky  zu  100000,  Paul  Michna  zu 
150000'.  Infolge  weiterer  Verhandiungen  und  durch  neue  Darlehens- 
geber wurde  diese  Summe  noch  betrilchtlich  oi'höht,  so  dafs  thatsüch- 


*  Ebenda;  üutatbten  der  heiduü  Guheniiilureji  dd.  7.  Mai  16*2;i.  Der  lvaii=er 
im  die  b<>hiiiische  JvaiiuiiiT  dd.  6.  Mai  162)1  —  Diis  k.  ».  k.  Keichstinunzministcrial- 
archiv  giebt  von  den  im  .lahr«  162^  aligeßchlosseneo  Anlehen  folgende  Kunde: 
¥ji  liehen  Allprecht  von  Kolowrat  45üOü  Gulden,  die  Hui kammerrale  Vincenz 
Mttschinger  824UO,  Jaroslav  von  Martinitz  2833^18  Gulden  20  Kreuzer»  tiraf  Adolf 
von  Altheim  616000  GuUle»,  Willielui  von  Slawata  200 OOÜ,  Atbrecht  von  Waid- 
su?in  700000,  Ulrich  d.  ü.  ÜCL-hyuö  von  La^aii  300OO,  der  Reichshofrat  Doktor  Wenad 
10442,  Balthasar  von  Slarradüs  70000  und  150OO,  Martin  von  1:1  uerUi  und  Philipp 
von  Avandttino  110000,  die  Briider  Metternicli  4000O,  Ohei-stlieutenant  von  Ulo 
70  000,  die  Briider  Maximilian  und  FerdioaTul  Mobr  von  Liclitenfels  6000,  der 
böhmische  Ivamniürkoucipist  Schwinil  ;^600,  Karl  I^'riedrich  Tlatcis  6000,  Zdislav 
von  Steinbadi  1166(5  Gulden  40  Kreuzer,  Hans  Heiniim-d  liild|>randl  80*21  Gulden, 
der  Edelt»leins€lmeMer  Octavian  Miaeron  7000,  der  Bürger  der  Kleinseite  Prags 
Gottfned  Glott  12  000,  die  Ältesten  der  Prager  JudenBcbaft  240 OlM),  Paul  Miclum 
116666  (Ttdden  40  Kreuzer,  Hans  Karl  König  14000,  Frau  Mügdiilene  Tfcka  194  116 
Golden,  Frau  Elisabeth  von  ^erotin  40883  Gulden  20  Kreuzer,  WilUebn  von 
Wcliynic  30000  Gulden,  Alhrecht  Liehstein^t  ™ri  Kolowrat  55000,  das  Kloster 
St.  Thomas  tn  lYag  569  Gulden  20  Kreuzer  und  11083  tkddf?n  20  Kreuzer,  Fran« 
ydmuekhardt  ^000*  üeiniicli  von  Logau  ll^DO  Gulden.  Dazu  liehen  nocli  dreifsig 
i'ersonen  kleinere  Beträge,  deren  Summe  sieb  auf  63  164  (rulden  27  Kreuzer  be- 
lief. Die  Gesamtsumme  aller,  wahrend  des  Jahres  162^J  durchwegs  iu  langer 
ifftnze  in  Höhmen  kontndiicrtcn  Anlehen,  belief  sieh  auf  3059  737  Gidden  27  Kreuzer. 
Wie  aus  dieser  Mitteilung  ersichtlich  igt,  erhöhte  Waldstein  sein  ursprüngliches 
Anbot  von  502325  Gulden  im  Laufe  des  Jahres  auf  70ÜOOOt  während  Michna  sein 
Anbot  vermindert  zu  halten  scheint.  Von  dem  Anbot  Liechtensteina  und  Zd'dusk^s 
ist  in  dem  angeführten  Seh  nid  Verzeichnis  keine  Rede,  es  bleiht  also  ungewifSf  ob 
von  diesen  beiden  ein  Atdehen  geleistet  woi-den  sei. 
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Vwh  im  Laufe  des  Jahres  1623  über  drei  Millionen  Gulden  ins  l>öhiiiische 
Reßtaint  an  Darlehen  eingezahlt  wurden.  Diese  Aulehen  kamen  da- 
durch zu  Stande,  dafs  man  den  AnlehenS!*ebern  einige  könifiliche 
Städte  oder  einige  Herrschaften  ven>tandelc.  Zur  Veriiföndung  der 
köni^^dichen  Städte  rieten  Slawata,  Mailinitz  und  Miehna  als  Re- 
prüsentanten  der  böhmischen  Kammer  und  rechtfertijjten  ihren  Rat 
damit,  dafs  die  religiöse  Kefoniiatiün  durch  die  Pfandinhaber  he- 
schleuuip^t-  werden  könne  und  die  Einlösunjj;  später  jedenfiills  wieder 
möglich  sein  werde.  Die  Wiener  Hofkammer  widerriet  die  Verpfändung' 
der  Städte  nicht  aus  Patriotisnms,  wohl  alx^r  aus  Gefühl  für  die  Würde 
der  Krone  und  empfahl  die  Kontrahiemng  von  Anlehen  im  Reichet 
Allein  die  Kot  zwang  den  Kaiser  dennoch  zur  Verpfilndung  von  Schlau, 
Mies,  Pisek,  Wodnan  mu\  Schlackenweith^, 

Ks  wurde  liemerkU  dafs  bei  Gelegenheit  der  Beratungen  des  Hof- 
kriegsrates auch  die  Befestigung  von  Prag  empfohlen  wurde.  Einige 
nicht  näher  bekannte  Pei-sonen  rieten  den  Bau  einer  Citadelle  an  den 
Grenzen  der  Altstadt  an,  wohin  sich  im  Notfall  die  Garnison  zurück- 
ziehen konnte.  Wilhelm,  Graf  zu  Solnis,  ein  in  der  Befestigungkunst 
wohlerfahrener  Oftizier,  widerriet  die  Ausführung  dieses  Planes,  der 
Prag  gegen  den  Feind  nictit  im  geringsten  schützen  würde,  empfahl 
dagegen  die  Fortificierung  des  Hradscbins  und  der  Kleinseite  und 
allenfalls  auch  die  Herstellung  von  Wällen  um  die  Altstadt.  Vorläufig 
wurde  keine  Entscheidung  getroffen'*. 

Während  der  Anwesenheit  des  Kidsei^s  in  Prag  nahmen  auch  unter 
dem  Vorsitze  des  Kanzkn*s  Lobkowitz  Beratungen  über  die  Revision 
der  Laudesordnung  ihren  Anfang.  Zu  gleicher  Zeit  wurden  ilie  vakanten 
obei*sten  Amter  besetzt,  nachdem  schon  früher  die  ehemaligen  Inhaber 
der  übrigen  Ämter  wieder  in  ihr  Amt  eingeführt  worden  waren.  Auch 
von  Slawata  wurden  Vorschläge  für  die  Neubesetzung  der  Amter  ab- 
verlangt^.  Der  alte  Beanitenstatus  wurde  jetzt  vollständig  hergestellt, 


'  (iutitchteu  der  Hofkaiomer  ikl.  2ß.  Ulli  1623,  Di«?  liobmische  Kammpr  au 
den  Kaiser  dd.  9.  Auifust  1623.  —  Siicbsisehes  ??tiiÄlsarcbiv;  Zeidler  im  Schrmberg 
M.  4,  Juli  1628. 

'^  Auf  Schlau  kihieti'  Martinibi,  aul'  Mies  det*  Oberstliewtcnaut  Ulo,  auf  Wodfian 
Matradas  imd  auf  Pisek  die  nbersten  llüerta  und  AvanrlBino  ein  Anlehen,  Sclilacken- 
wertb  wurde  dem  Herzog  Julius  Heinrich  von  Sachsen  an  /ahlutigssutt  verpfändet, 
Slawata  uahin  dk  köuiKÜclie  LeibgedingstÄdt  Melnik  in  Pfaud. 

^  Arrbiv  deß  k.  nm\  k.  ReichsünaiiÄministenuuis :  Relation  des  Cirafen  zu 
Solms  dd.  Juli  1623. 

*  Wiener  Staatsarchiv:  Verzeichnis  der  Personen,  welche  Slawata  für  die 
vakanten  oberst<*n  Landeisikinter  vorschlägL 
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doch  wie  wir  an  anderer  Stelle  erzählen,  ohne  die  früheren  Befug- 
nisse. Liechtenstein  wurde  in  seiner  bisherigen  Stellung  als  Statt- 
halter belassen,  doch  war  ihm  in  dem  neuen  Emennungspatent  vom 
15.  Mai  1623  nicht  mehr  wie  in  jenem  vom  Jahre  1621  eine  unum- 
schränkte Machtvollkommenheit  eingeräumt,  sondern  nur  bestimmt, 
dafs  er  alles  das  „anordnen  und  besorgen  solle",  was  zum  Nutzen 
und  Frommen  des  Königreichs  und  seiner  Bewohner  gereichen  könnte ; 
die  Einwohner  des  Landes  wurden  angewiesen,  „ihm  entsprechende 
Achtung  und  Gehorsam  zu  erweisen  und  in  ihren  Nöten  zu  ihm  Zu- 
flucht zu  nehmen".  Die  Verringerung  seiner  Auktorität  ergiebt  sich 
besonders  daraus, '  dal's  ihm  ein  Rat  von  sechs  Personen,  bestehend 
aus  den  drei  obersten  Landesbeamteu  und  drei  Landrechtbeisitzern  an  die 
Seite  gesetzt  wurde  und  dafe  er  mit  ihnen  alle  Polizei-,  Justiz-  und 
Kriegsangelegenheiteu  beraten  nmfsto.  Ebenso  mufste  er  in  Finanz- 
angelegenheiten den  Rat  der  böhmischen  Kammer  einholen  und,  da 
er  offenbar  an  die  Beschlüsse  der  beiden  Ratskollegien  gebunden  war, 
so  war  er  fortan  nur  Vorstand  einer  Kollegialregierung.  Der  gewaltige 
Unterschied  zwischen  seiner  frühereu  und  seiner  gegenwärtigen  Stellung 
ist  wohl  auf  Rechnung  der  obersten  Beamten  zu  setzen,  die  sich  nicht 
dauernd  durch  einen  allmächtigen  Statthalter  in  den  Hintergrund 
drängen  lassen  wollten,  zum  Teil  auch  darauf,  dafs  Ferdinand  wenig- 
stens äufserlich  die  alte  Verwaltung  im  Lande  durch  die  Wieder- 
besetzung aller  obersten  Amter  restaurieren  wollte  und  in  dieser  kein 
Platz  für  einen  Statthalter  mit  dem  bisherigen  Machtkreise  war*. 

Da  der  Kaiser  bei  Kontrahierung  der  obenerwähnten  Anlehen 
nur  wenig  bares  Geld,  sondern  meist  nur  Quittungen  der  Obersten 
für  den  ihnen  schuldigen  Sold  erhalten  hatte,  so  mufste  der  Fürst 
von  Liechtenstein  schon  Ende  August  wieder  nach  Wien  berichten, 
dafs  kein  Geld  für  irgend  welche  Kriegsauslagen  vorrätig  sei.  Nun 
hätte  allerdings  eine  neue  Steuer  ausgeschrieben  werden  können,  da 
die  frühere  im  Monat  August  zu  Ende  ging,  allein  auf  ein  Erträgnis 
war  nicht  zu  hoffen,  da  die  Steuerreste  bereits  gröfser  waren ,  als 
jede  neu  auszuschreibende  Steuer  betragen  konnte,  und  daher  deut- 
lich die  Ergebnislosigkeit  weiterer  Forderungen  klarlegten.  Liechten- 
stein riet  deshalb,  statt  neue  Steuern  auszuschreiben,  sich  mit  der  Ein- 
treibungder  Steuerrestc  zu  begnügen ;  Böhmen  sei  absolut  nicht  im  stände 
in  den  bisherigen  Leistungen  fortzufahren  und  der  Kaiser  mUsse  des- 

^  Archiv  von  Prag:  Patent  des  Kaisers  dd.  lo.  Mai  1623.  —  D'Elvert:  Ferdi- 
nand II.  an  Liechtenstein  dd.  12.  Mai  1623. 
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halb  von  anderswo  die  nötij^en  Mittel  zu  gewinnen  suchen.  Auch 
machte  sich  damals  beim  Adel  eine  Opposition  gegen  die  Ausschreibung 
von  Steuern  hlüls  durch  kaiserliche  Verorduunp:  ^Tltend.  Alle  Rebellen 
waren  aus  ihrem  Besitz  vertrieben;  die  neuen  luhaber  der  Güter  aber 
verlandeten,  dafs  nmn  mit  ilmen  in  legaler  Weise  vorofehe  und  die 
Steuern  von  ihnen  auf  dem  Landtage  verlange.  Der  Kaiser  habe 
während  seiner  Anwesenheit  in  Prag  die  Berufung  ei  Des  solchen  ver- 
sprochen; er  möge  also  sein  Versprechen  nunmehr  lialleu. 

I>ie  Hofkammer  konnte  ihre  Augen  vor  der  Nut  in  Böhmen  nicht 
vei-schliefsen  und  liels  also  davon  ab,  ilem  Kaiser  die  Auaschreilnuig 
einer  neuen  Steuer  anzuraten;  den  Hinweis  auf  tlie  notwendige  Be- 
rufung des  Landtages  tadelte  sie  nicht.  Um  so  strenger  ging  sie  mit 
dem  Fürsten  von  Liechtenstein  ins  Gericht.  Sie  beliaui^tete,  derselbe 
habe  (wahrscheinlich  bei  Gelegenheit  des  Abschlusses  des  Müuzver- 
träges)  dem  Kaiser  versprochen,  ihn  in  der  Not  nicht  zu  verlassen 
und  ihm  mit  grol'seu  Sunuaen  auszuhelfen;  dafür  habe  ihunler  Kaiser 
die  Verwendung  der  l*achtsumiiie  von  6  Millionen  Gulden  und  alle 
Einkünfte  des  Landes  überlassen:  wozu  sei  all  tlas  Geld  verwendet 
worden?  Zu  allem  dem  seien  auch  fast  alle  konfiscierten  Güter  ver- 
kauft oder  verschenkt  worden;  in  Wien  wisse  man  aber  nicht,  was 
verkauft  worden,  wie  viel  dafUr  an  Geld  eingegangen  und  was  die 
Käufer  schuldig  geblieben  seien.  Mau  zweifle  zwar  nu^ht  dal's  Liechten- 
stein das  Gehl  ordnuugsraiüsig  verausgabt  habe,  aber  wie  das  ge- 
schehen sei,  wisse  man  nicht,  und  deshalb  müsse  tuan  eine  genaue 
Rechnung  von  ihm  fordern.  Auch  müsse  man  ihm  „zu  Gemüte  führen, 
dais  ihm  als  Guberuator  die  Dispositinti  aller  Gefslll  vertraut  worden 
sei  und  er  also  ohne  Zweifel  ein  Mittel  finden  werde",  um  die  not- 
weniiigen  Auslagen  zu  bestreiten,  bis  der  Kaiser  fiU*  die  Bezahlung 
seiner  Armee  anderswo  Mittel  und  Hilfe  finde.  Die  Hofkaiomer  riet 
zu  diesem  Behufe  seilest  entweder  eine  Reduktion  der  Armee  ein- 
treten zu  lassen  oder  Hilfe  bei  dem  Reiche,  hei  S]KUiien  oder  anderen 
Potentaten  zu  suchen  oder  das  Anerbieten  Waldsteins  anzunehmen, 
welcher  sich  erboten  hatte,  L5  000  Mann  durch  zwei  Jahre  auf  eigene 
Kosten  zu  unterhalten.  Wunle  dieser  Antrag  angenomiiieii,  so  waren 
damit  die  gröfsteu  Schwierigkeiten  für  zwei  Jahre  beglichen,  aller- 
dinirs,  um  dann  im  verstilrktem  Mafse  aufzutauchen.  Den  Ver- 
kauf der  königlichen  StiUUe  und  Herrschaften  widerriet  die  Hof  kannner 
abermals  und  ebenso  den  weiteren  Verkauf  der  konfiscierten  Güter 
vor  der  Devalvation  der  Münze.  Der  Kaiser  trug  diesen  Ratschlägen 
nur  insiifern  Rechnung,  als  er  den  Füi*sten  ersuchen   liefe,   seinerseits 
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„(las  Ijeste  zu  Üiuii'*  um  den  Soldaten  wenigstens  einen  Teil  des  Soldes 
monatlieh  zu  zahlen,  bis  eine  andere  Hilfe  ermittelt  wüi'de,  femer  eiu 
Verzeichnis  der  verkauften  und  nicht  verkauften  Güter  verlanjite  und 
den  Rat  Michua  nach  Wien  berief,  um  mit  ihm  über  die  eingetreteoe 
Eatwertunpr  der  Mtlnze  Rats  zu  pflegen*. 

Auf  die  vom  Kaiser  angedeutete   Hoffnuup,   Liechtenstein   werde 
^da8  beste  thun",  um  tür  die  Soldat^L^n  eine  monatliche  Zahlung  zuwege 
zu  bringen,  antwortete  derselbe  rundweg  ablehnend :  „der  Zustand  des 
Landes  sei  so  elend,  dieEinwnhner  durch  die  langjährige  Einquartierung 
so  ausgezehrt/  dafs  von  ihnen  eine  Hilfe  zum  Unterhalt  der  Soldaten 
nicht  erwartet  werden  könne.    Die  sechs  Millionen  Gulden  Pachtgeld 
für  den  Mtinzvertrag  seien  wahrend   des  Pachtjahres  verausgabt  wor- 
den; gleiches  sei  mit  den  Kinkünften  des  Landes  und  uut  dem  Kauf- 
schilling  für  die   konfiscierten    Güter  geschelieu,    alles   sei    für    die 
Soldaten    uml    sonstige    Bedtlrfuisse   verwendet    worden.     Alle    diese 
auiserordentlichen  Einnahuien  seien  jetzt  erschöpft,   auf  die  nicht  be- 
zahlten Kaufgelder  der  konfiscierten  Güter  könne  mau  sich  nur  geringe 
oder  gar  keine  HolTiiung  machen,  und  selbst  wenn  die  Zahlungen  ein- 
liefen, so  mfisse  man  damit  nicht  blofs  die  Ghiubiger,  die  berechtigte 
Schuldforderungen    auf   den    koutiseieiten   Gütern    inne    hätten,    be- 
friedigren,  sondeni  auch  jene,   die  nur  zum  Verluste  eines  Teils  ihres 
Besitzes  veruileilt  worden  seien.    Alle  diese  Personen   hiitten   bisher 
nur  wenig  oder  gar  nichts  erhalten,    ihr  „stetes  Klagen,  Weinen  und 
Bitten"    müsse  doch  endlich   beMedigt   werden.     Wenn  ja   von   den 
Kaufgelder'u   ein    liest  Uliriir   bleibe,    so  werde    er  kauio    für    einen 
Monat,  gewils  aber  nicht   für  längere  Zeit   zur  Verptiegung  der  Sol- 
daten  ausreichen.    Aus  dem  Weiterverkaufe  der  konfiscierten  Güter 
stellte  Lieclitenstein  dem  Kaiser  keinen   ansehnlichen  Ertrag  mehr  in 
Aussicht   da   die   noch   nicht  verkauften  Güter  eigentlich  nicht  mehr 
Güter  zu  nennen,  sondern  nur  Höfe,  also  von  geringem  Umfange  seien. 
Zugleich  widerriet  er  den  unmittelbaren  Bankerott  durch  Herabsetzung 
des  Wertes  der  Münzen,  weil  dadurch  die  in  öffentlichen  zahlreichen 
Patenten    kundgegebene    kaiserliche    Zusage,    welche    die    Aufrecht- 
haltung  des  Nennwertes   der  Münzen  für  alle  Zeiten  versjiracf!,   ver- 
letzt würde  und  überdies  zahlreiche  Personen,  welche  die  alten  Münzen 
um  einen  geringen  Wert  hiitten  hergeben  müssen,  jetzt  zum  zweiten- 
male  geschädigt  würden.    Auch  könne  man  weder  die  Soldaten  noch 


< 


^  Archiv  des  k.  und  k.  licichäßnaneministeriuniB :  Die  Hofkammer  an  den 
Kaiser-  Besdilufs  di'5s  Kaisers  dd,  31.  August  162tl  Der  Kaiser  nn  Liechtenstein 
dd.  2.  September  1623. 
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dii'  Gliliibiger  mit  vollwicbtiger  Münze  bezahlen.  Liechtenstein 
empfahl  ileshalh  so  lange  mit  liem  Bankerott  innezuhalten,  bis  die 
Reichsthaler,  die  man  jetzt  vollwichtig  jiräge,  mehr  in  Kurs  gekommen 
seien'. 

Da  Liechtenstein  wulste,  dak  mit  seiner  Antwort  dem  Kaiser 
wenig  geholfen  sei,  so  empfahl  er  gleichzeitig  die  Aiinahnie  eines  An- 
lehens,  das  ein  sächsischer  Edelmann  Christriph  %on  Brandenstein 
unter  den  haai'Sträubendsten  Bedingungen  anbot.  Derselbe  verlangte 
das  erbliche  Monopol  des  Salzhandels  in  den  acht  nördlichen  Kreisen 
Bohu)ens  und  in  den  Prager  Süidten,  wollte  dafür  jährlich  40000 
Gulden  Pachtgeld  zahlen  umi  den  zehnjährigen  Pachtschilling  im  Be- 
trage von  400  000  Gulden  in  vorhinein  erlegen.  Weiter  sollte  ihm 
aller  Kobalt,  der  in  den  böliniischen  Bergwerken  gewonnen  würde, 
erblich  abgelassen  werdeu;  hiefür  wollte  er  ein  für  allemal  100000 
Gulden  erlegen.  Ferner  verlangte  er  die  erbliche  Abtretung  der 
Bergstädte  Joachimsthal,  Platten  und  der  uudiegenden  Orte  für 
200000  Gulden,  die  Ülierlassung  des  Zeheut  und  der  übrigen  Gefjllle 
aus  diesen  Bergwerken,  sowie  die  dazu  gehörigen  Wälder  für  300000 
Gulden,  endlich  die  Herrschaft  Prefsnitz  für  800000  Gulden  und 
einige  andere  Güter  für  30O000  (dulden.  Die  angeboteneu  2100000 
Gulden  wollte  Brandenstein  aber  nicht  in  guter  Münze  erlegen,  son- 
dern bot  für  dieselben  nur  300000  Thaler  in  guter  Münze  an.  Er 
berechnete  dabei  einen  Thaler  zum  Werte  von  sieben  Gulden  in  langer 
Münze  mit  der  Bemerkung,  dals  derselbe  eigentlich  zehn  Gulden  wert 
sei.  Übrigens  wollte  er  auch  die  300  000  Thal  er  uicht  bar  einzahlen, 
sondern  nur  ein  Drittel;  für  die  zwei  anderen  Drittel  bot  er  Klein- 
odien an,  hei  deren  Verkauf  der  Kaiser  sicher  nicht  den  berechneten 
Wert  erhalten  hätte.  Nichts  illustriert  besser  die  Not»  die  sich  in 
Böhmen  geltend  machte,  nichts  die  leichtsinnige  Wiilschaft,  die  man 
beliebt  hatte,  als  der  Umstand,  dals  Liechtenstein  die  Anüalinie  des 
Brandenstein^i'hen  Antrags  empfehlen  koinite-  Einer  der  Gründe  für 
die  Anempfehlung  bestand  darin,  dals  das  Salzmonopol,  welches  im 
Jahre  1017  uugefiihr  13  000  Thaler  eingetragen  hatte,  jetzt  ganz  und 
gar  nichts  abwerfe.  Wahi-scheinlit-h  war  es  nicht  die  Unehrlichkeit 
der  Administration,  sondern  der  Mangel  an  Absatz  und  die  sich  fast 
gleich  bleibenden  Verwaltuugskosten,  welche  seit  dem  Jahre  1621 
dieses  traurige  Resultat  zuwege  brachten.  Der  Kaiser  forderte  die 
böhmische  Kammer  zu   einem  Gutachten  über  den  Brandensteinschen 
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Antra^^  auf;  diene  aber  erklärte  sich  iie^en  alte  Teile  desselben,  zumal 
BrandensteJo  bei  der  weiteru  VerhiindluajLj   für  das  Salzmonopol    uur 
ein  jährliches  Padit^eld   von  4000  Thalern   anbot.     Die  Kammer  be- 
wertete Trefsuitz  auf  200000  Gulden  alter  Müiixe  und  bezeichnete  das 
geringe  Anbot  für  die  erbliche  Überlassung  der  Bergstädte  als  sreradezu 
absurd,  da  ein  einziLrer  plücklirher  Berjj^schiirf  einen   Ertrag   ^eben 
könne,  der  der  augebuteiien  Kaufsunime   -,'leicbkoinme.     Da  Branden- 
stein loitüerweile  nach  Wien  fiereist  war,  um  seiue  Angelefrenheit  da- 
selbst   zu    betreiben,    so   kam    auch   die   Hofkammer,    insbesondere 
Kardinal    Dietriehsteiu    und    die   Grafen    Slawaüi,    Khevenhiller   und 
Collalto  in  die  La^'e,  ilir  Gutachten  abzugeben.    Es  lautete  abiebnend, 
weil  man  allsei ti'r  erkannte,   dais  das  Anbot  zu  der  dafür  verlan^^u 
Gegenleistung?   in   keinem   Verhältnis  stehe    und    überdies   nicht    dem 
Protestantismus  durch   ZulaSvSun^^  von  Sachsen,   die   Brandenstein  bei 
dem   Geschäfte  aufgestellt  hätte,    Vorschub  leisten   wollte.     Dai^egen 
fafste  mau  in  Wien  den  Plan,  die  Wein-  und  Biei-steuer  zu  veri)fändeu, 
wozu,   wie  es  scheint,    Michna  während   seiner  Anwesenheit  in  Wien 
geraten  hatte;  der  Kaiser  tnig  dem   Fürsten  Liechtenstein   auf,   die 
Gefälle  zunächst  auf  vier  bis  fünf  Jahre  zu  verpachten  und  als  Pacht- 
summe  4 — 500000  Thaler  zu  verlangen  \ 

Da  nun  Geldmittel  für  die  Vei-pflejrung  des  Kriegsvolkes  in 
Böhmen  nicht  zur  Veifügun^  standen,  so  taucht  von  selbst  die  Frage 
auf,  wie  man  sich  schlielslich  half.  Zunächst  trat  dadurch  eine  Ab- 
hilfe ein,  dafs  der  grröl'ste  Teil  des  Volkes  nach  Mähren  zog,  weil  mau 
dessen  crei-^en  Bethlen,  fler  im  Oktober  in  dieses  Land  eindrang,  be- 
durfte. Der  in  Böhmen  zurüek;,^ebliebene  Rest  wuriie  verpfletrt,  iudenj 
man  überall  nahm»  was  zu  nehmen  war.  Die  kaiserlichen  IleiTSchaften 
mufsten  ebenso  ßüt  wie  ^w  Güter  nicht  einHufsreicher  Herren  mit 
ihrem  Getreide  und  Vieh  herhalten,  so  dafs  z.  B.  der  Kaiser  von 
seinem  ungeheuren  Gnmdbesitz  im  Jahre  1623  keinen  Heller  bezog. 
Als  endlich  (wahrscheinlich  seit  dem  Monat  September)  die  verein- 
barten Zahlungen  zum  Unterhalte  des  Hofes  aus  eben  dem  Grunde 
nicht  einliefen,  aus  welchem  die  Truppen  nicht  bezahlt  werden 
konnten,  verlauiü:te  der  Kaiser  im  Oktober  zum  mindesten  die  monat- 
liche Zahlung  von   40—50000   Thalern.     Liechtenstein  entschuldigte 


*  SikchfiiscbL's  Htixatsurchiv:  Liecbtenstein  iin  FerdiuttTuI  11.  dd.  13.  Septem l>pr 
162y.  Vorstldagf  Biiimienitüinb.  J^i>eL'iHkatiüü  den  Brandenfiteiusclien  Darlehens, 
Brandenstoiu  an  Liechtenstein,  drei  Briefe  undatiert.  —  Archiv  des  k.  «iiid  k.  Heichs- 
iiniinzminiateriiims:  Ferdinand  an  Lieclitetistein  dd.  7.  Oktober  1623.  Die  böhmiachc 
Kaimuer  an  den  Kaiser  dd.  6.  Dt^zember  1623.  Gutachten  der  Hotkammer  dd. 
17.  April  1624. 
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sich  mit  der  üiiiiiögliehkeit ;  er  könne  neue  Steuern  um!  oameiitlich 
die  Biersteuer  nicht  eiDfurdern,  so  lange  sie  nicht  vom  Landtage  be- 

►  willigt  seipu ;  nur  wenn  der  Kaiser  nach  Pra^  kommen  und  einen 
Landtag  beiiifen  würde,  stellte  er  von  der  Opfer  Willigkeit  der  Stande 
ein  Resultat  in  Aussicht  Man  erkennt,  dafs  diesmal  die  Sprache  des 
Fürsten  von  der  steigenden  Unzufriedenheit  des  btihmisclien  Adels 
Über  die  Nichtbeachtung  aller  Verfassungsrechte  beeinflufst  war^ 

Aber  die  beängstigenden  Nachricliten,   die   aus  Mähren  über  die 
üble  Lage  des  kaiserlichen  Heeres  eiDliefeu,   indem   sie   dasselbe  als 
von  Bethlen  umzingelt  darstellten,  verursachten  bei  Liechtenstein  und 
bei  dem   ganzen   Adel  einen  solchen  Schrecken»  dal's  sie  trotz   der 
äufsersteii   Erschöpfung   sich    plötzlich    zu   einer   Steyerleistuug   ent- 
schlossen.    Liechtenstein  schrieb  eine   solche   am   23.   Oktober,   also 
neun  Tage  nachdem   er   in  seinem  Schreiben  an  den  Kaiser  «lie  Un- 
mögUchkeit  jeder  Zahlung  erörtert  hatte,   ftlr  die  folgenden  vier  Mo- 
nate aus:  jeder  Bauer  sollte  monatlich  fünf  Kreuzer^  jeder  Grundherr 
flir  jeden  auf  seiueo  Gütern  ansässigen  Bauern  zehn  Kreuzer  zafUen; 
aufserdeni  sollte  von  jeder  Bauernansässigkeit  mooatlich  je  ein  Viertel 
j^     Strich  Koni  uufl  ein  Viertel  Hafer  erlegt  werden.    Aus  dem   Patent 
^P     ei*giebt  sich   nicht  klar»   ob   diese  Getreideliefening  von   den  Bauern 
selbst  oder  vom  Gnindherrn  für  die  Bauern  erlegt  werden  sollte.    Die 
'  Hausbesitzer  in  den  Städten,   die  Freibauern   und  Juden  wurden   in 

I  ähnlicher  Weise    wie   früher   besteuert.     Das  Patent   versicherte,   dals 

der  Kaiser  die  Absicht  gehabt  habe,  nach  Prag  zu  kommen,  einen 
Landtag  auszuschreiben  und  für  die  Wohlfahrt,  des  Landes  und  dessen 
künftiges  Gedeihen  vorzusorgen,  und  dals  er  mit  väterlicher  Sorgfalt 
auch  stets  Mittel  und  Wege  hiezu  gesucht  habe.  Diese  Phrasen  dienten 
'  als   Einleitung,  um   auf  die  von  Bethlen  und  den  Türken  drohende 

\  Gefahr   hinzudeuten    und   <lie    Notwendigkeit    neuer   Rüstungen    und 

Steuern  klar  zu  macheu.   Mit  Rücksicht  auf  den  drohenden  feindlichen 
Einfall  riet  Liechtenstein  in  einem  zweiten  Patent  allen  Grundbesitzern 
!  au,  ihr  Getreide  rasch  auszudreschen  und  in  den  städtischen  Vnrrats- 

I  kammern  zu  bergen.     Um  diesellie  Zeit  forderte  er  auch  die  obersten 

Landesbeamten  und  Beisitzer  des  Landrechts  zu  einem  Gutachten  auf, 
wie  man  aus  den  mit  Prozessen  vor  dem  Konfiskationsgerichtshof  be- 
drohten Bewohnern  der  königlichen   Städte    100  000  Thaler  heraus- 
;  pressen    könnte.      Infolge    ihres   Gutachtens    wurden   die    schuldigen 

^^    Bürger  vor  den  Königsrichter  citiert  und  über  sie  eine  entsprechende 

^H  *  Archiv  des  k.  und  k.  Keichslinanzmiaisteritmis :  LieelitenstetD  an  den  Kaiser 

H      dd.  14.  Oktober  1623, 
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Geldstrafe  unter  dem  Vei-sprerheii  verhäDgt,  dafs  sie  uicht  weiter  be- 
helligt werden  würden.  Wer  sich  nicht  füfrte,  gegeo  den  sollte  der 
Prozefs  innerhallt  sieben  Tagen  zu  Ende  geführt  werden.  Zur  Be- 
leuchtung der  Reperungsweise  jener  Ta^e  dient  der  Umstand,  dafe 
bei  alledenj  der  Erzbischof  von  Prag  für  seine  Güter  von  der  Steuer- 
ieistung  für  die  vier  ^lonate  bi»freit  wurde  ^ 

Durch  die  allannierenden  Nachiichten  von  den  Fortschiitten 
Bethlens  in  Mahren  fand  sicli  Liediteustein  auch  zur  Abschirkung 
eines  Gesandten  an  den  Kurfüreteu  Maximilian  von  Bayern  veraulafst, 
durch  welchen  er  diesen  um  rasche  Zusenilung  einer  Truppenhilfe  er- 
suchte und  ihm  nach  ihrem  Eintreffen  auf  ihren  Sold  60  000  ThaJer 
guter  Münze  zu  zahlen  vei-sprarh.  Maximilian  erfüllte  diese  Bitte  und 
schickte  vier  Reiterregimenter  (Pa]>|>enheini,  Loitiizo  de  Maestro, 
Grana  und  Besfours)  nach  Böhmen,  Er  liefs  sich  aber  tlie  Gelegen- 
heit nicht  entgehen,  in  einem  Briefe  dem  Kaiser  ein  Bild  der  grenzen- 
losen Unordnung  und  Mangelhaftigkeit  seiner  Regieruug  und  der  Ge- 
fabren, die  ihn  bedrohten,  vorzuhalten.  „Die  Affektion  in  Böhmen 
(für  den  Kaiser)  sei  gering,  die  Gemüter  sehr  alieniert",  und  man 
müsse  deshalb  auf  einen  allgemeinen  Aufstand  gefafst  sein,  sobald  die 
Ungani  in  Bölimen  einljreehen  würden.  Von  der  kaiserlichen  Armee 
könnten  «wegen  rier  in  ihr  herrschenden  Unordnung,  Konipetenzstreitig- 
keiten  und  geringen  Respekts  nicht  mit  Sicherheit  die  nötig< 
Leistungen  erwartet  werden."  Seine  (Maximilians)  Hoffnung,  dafs 
nach  der  Weifsenberger  Schlacht  ulles  in  eine  neue  und  gute  Ordnung 
gelangen  und  die  Gemütei'  beruhigt  werden  würden,  sei  nicht  eriüllt 
worden,  und  zwar  hauptsilchüch  tlurch  die  Exekutionen  und  Konfis- 
kationen, welche  letzteren  zu  keinem  Ende  kamen  und  noch  härter 
empfunden  wünlen  als  der  Tod.  —  Selbst  der  strenge  und  glaubeus- 
eifrige  Maximilian,  der  dem  Kaiser  geraten  hatte,  sich  um  die  von 
ihm  erteilten  Versprechungen  nicht  zu  knmmern,  fand  also  scbliefslich 
das  Vorgehen  Ferdinands  hart  und  empfahl  ihm  Milde.  Auch  riet  er 
ihm  die  Einführung  einer  liesseren  Ordnung  in  seinem  Heerwesen, 
wobei  er  freilich  den  Tadel  {lurch  die  Phrasen  zu  mildern  suchte,  dais 
er  vielleicht  nicht  recht  berichtet  worden  sei,  und  niemand  direkt  be- 
schuldigen könne.  Ähnlich,  nur  noch  schärfer  antwortete  Maximilian 
dem  Fürsten  vim  Liechtenstein,  Auch  an  den  Kurfürsten  von  Sachsen 
richtete  der  Statthalter  ein   Hilfegesuch,   tlas  aber  selbstverständlich 


»  Archiv  der  Stadt  Nachod:  Patent  Liecbtenatein  dd.  28.  Oktober  1623.  — 
Archiv  von  Prug:  Patent  Liechten.steins  dd.  24.  Oktober  1623,  Auftrag  der  obersten 
Beiiinten  und  Beisitzer  ties  Landrecht«»  dd.  21.  Oktober  1623.  —  Entbischöfliches 
Archiv  in  Prag:  Der  Erzbischof  im  den  Hüuptnmnu  in  MoldauteiB* 


383     -^ 


N 


nicht  dieselbe  Bereitwilligkeit  antraf  wie  in  Bayern.  Da  die  Nach- 
rictiten  aus  Mäliren  immer  trüber  klan^en^  ordnete  der  Fürst  endlidi 
au,  dafs  jeder  Grofsgruudbesitzer  innerhalb  sieiien  Taiien  flen  zwanzig- 
sten Mann  wohl  ausgerüstet  in  die  betreffende  KreisstiüJt  einstellen 
uod  den  zehnten  Mann  bereit  halten  solle.  Gleiches  rnufste  auch  in 
den  Stldteu  geschehen,  je  zwanzig  Hausbesitzer  mufsten  einen  Mann 
stellen.  Um  bei  dem  Zuzug  der  haTrischen  und  der  von  ihm  er- 
hofften sächsichcn  Hilfsti-uppen,  die  ihren  Weg  durch  Böhmen  nach 
Mähren  nehmen  sollten,  die  nötigen  Lebeiisinittel  in  Prag  bereit  zu 
halten,  wies  er  alle  beschäftigungslosen  Leute  aus  dieser  Stadt  aus; 
selbst  Edelleute  durften  sich  daselbst  nicht  aufhalten,  wenn  sie  nicht 
eine  eigene  Erlaubnis  von  ihm  hiezu  erhalten  hatten  ^ 

Die  Kriegsgefahr  nahm  am  18.  November  plötzlich  ein  Ende, 
als  Bethlen,  der  sieh  nnt  den  Türken  der  schlechten  Jahreszeit  wegen 
nicht  mehr  im  Felde  halten  konnte,  mit  dem  Kaiser  einen  Waffen- 
stillstand abschlofs  und  sich  nach  Ungarn  zurückzog.  Für  Böhmen 
hörten  aber  damit  die  Verlegenheiten  nicht  auf,  sondern  sie  steigerten 
sich  womöglich  noch.  Das  bayrische  Hilfskorps  war  mittlerweile  in 
die  süfüichen  Kreise  des  Landes  eingezogen,  und  rnufste  also  veiiiÜegt 
werden;  statt  es  zurückzunifen,  verlangte  Kurfürst  Maximilian  die  Aus- 
zahlung der  versprochenen  60  000  Thaler,  welchem  Verlangen  Liechten- 
stein nicht  entsprach,  da  er  nur  15000  Thaler  zahlen  konnte.  Bald 
darauf  zogen  auch  einzelne  Teile  der  kaiserlichen  Annee  aus  Mähren 
nach  Böhmen.  Der  Kaiser  versprach  zwar  sowohl  seine  Trappen  jus 
auch  dir  bayrischen  wieder  aus  dem  Lande  zu  entfernen,  verlangte 
aber,  dafs  dasselbe  sich  zu  einer  monatlichen  Beitragsleistung  von  100000 
Thalern  guter  Münze  vom  Monat  Januar  H>24  an  verpflichte.  Die 
obersten  Landesbeamten  und  Landrechtsbeisitzer,  denen  Liechtenstein 
die  Forderung  des  Kaisers  zur  Beratung  übergab,  waren  wohl  zur 
Ausschreibung  einer  neuen  Steuer  erbötig,  erklärten  aber  deren  Ein- 
zahlung erst  dann  für  möglich,  wenn  das  Kriegsvolk  sicli  enttarnt 
haben  würde.  Auf  dies  hin  Ijefahl  der  Kaiser  wenigstens  für  die  Be- 
friedigung des  Kurfürsten  von  Bayern  zu  sorgen,  der,  je  langer,  je 
dringender  die  Auszahlung  des   Restbetrages  einnnihnte;  gleichzeitig 

'  Mlinchner  StiiiitSLirchiv:  Maxiiniliati  an  Feniiimnd  tUi.  28.  (Jktoher  1623. 
Maximilian  an  LifichtL^nsteio  tld.  m,  Oktober  1628.  —  SUclisisches  Staatsarchiv: 
LiechteDStein  an  Kiirsachsen  dd.  5,  November  1623,  —  Archiv  von  Prag:  I'ütent 
Liechtensteins  dd.  10.  und  13.  Novenilier  1623.  —  Archiv  des  k.  und  k.  Heichg- 
finanÄministeriiims :  Augustiii  Schmidt  jin  Liechtenstein  dd-  18.  November  1Ö23. 
Ferdinanti  11.  an  Maximilian  dd.  27.  Januar  1624.  —  Archiv  von  Roudnitz:  Michiw 
an  Lobkoi^itÄ  dd.  \h.  Jutii  1624, 
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aber  ersuchte  er  diesen,  die  Reiterregimenter  nach  geschehener  Zahlung 
alsbald  zurückzurufen'. 

Zu  diesen  mannigfachen  Schwierigkeiten  gesellten  sich  noch  die 
Folgen  der  am  20.  Dezember  erfolgten  Wertherabsetzung  der  Münzen 
auf  ungefähr  den  sechsten  Teil.  Die  Verkäufer  von  Waren  und  Lebens- 
mitteln wollten  den  Preis  nicht  ebenfalls  auf  den  sechsten  Teil  herab- 
setzen, die  Besitzer  von  Geld  dagegen  führten  die  stärksten  Klagen 
über  die  ihnen  widerfahrene  Schädigung.  Der  Kaiser  fühlte  sich  ver- 
pflichtet, zur  Erleichterung  des  stockenden  Handels  den  Preis  zu  be- 
stimmen, für  welchen  Bäcker,  Fleischhauer  und  Bräuer  ihre  Waren 
verkaufen  dürften  und  empfahl  dem  Fürsten  von  Liechtenstein  eine 
ähnliche  Taxe  für  die  verschiedenen  Gewerbserzeugnisse  zu  veröffent- 
lichen. Aber  wie  sehr  auch  der  letztere  diesem  Befehle  nachzukommen 
wünschte,  so  überzeugte  er  sich  doch  bald,  dafs  sich  Handel  und 
Wandel  dem  Willen  der  Behörden  nicht  fügten.  In  Prag  z.  B. 
mangelte  es  an  der  nötigen  Getreidezufuhr,  weil  die  Bauern  wegen 
Unsicherheit  der  Strafsen,  sich  mit  ihren  Vorräten  nicht  auf  den  Weg 
wagten,  ebenso  mangelte  es  an  dem  nötigen  Zutrieb  von  Rindvieh; 
Brot  und  Fleisch  mufsten  deshalb  viel  teurerer  bezahlt  werden,  als 
die  Taxe  voi-schrieb.  Der  Kaiser  hatte  dem  Fürsten  auch  zur  Pflicht 
gemacht,  für  die  konfiscierten  Güter,  die  nach  dem  3.  Juli  1623  ver- 
kauft wurden,  die  Zahlung  nur  in  guter  Münze  anzunehmen.  Liechten- 
stein sagte  die  genaue  Erfüllung  dieses  Auftrages  zu,  befolgte  ihn  aber, 
wie  wir  sehen  werden,  nicht,  und  zahlte  sogar  selbst  den  Kaufpreis 
für  Schwarzkosteletz  in  schlechter,  statt  in  guter  Münze.  Zugleich 
entschuldigte  er  sich,  dafs  er  dem  Kaiser  nichts  für  die  Erhaltung 
seines  Hofes  zuschicken  könne,  weil  die  Soldaten  alles  verwtlsteten 
und  (He  Bauern  wegen  Mangels  an  Vieh  und  Samen  die  Äcker  nicht 
würden  bestellen  können'^.  Waldstein,  der  damals  in  Prag  weilte 
und  das  Kommando  über  das  in  Böhmen  stationierte  Kriegsvolk  führte, 
bestätigte  diese  Angaben,  indem  er  auf  das  strengste  die  von  dem 
Collaltoschen  Regimente  geübten  Räubereien  tadelte,  infolge  deren 
die  Bauern  Haus  und  Hof  verlassen  müfsten^. 

Da  auch  für  die  bayrische  Reiterei  die  verlangten  45000  Thaler 
nicht   bezahlt    wurden,    so   wirtschaftete    diese    noch    ärger   als   das 

^  Archiv  des  k.  und  k.  Reichsfinanzministeriums:  Maximilian  an  Liechtenstein 
dd.  20.  November  1623.  Gutachten  der  obersten  Landesbeamten  und  Landrecbts« 
beisitzer  dd.  8.  Januar  1624.  Ferdinand  IL  an  Maximilian  dl.  27.  Januar  1624.  — 
Archiv  von  Rakonitz:  Patent  Liechtensteins  dd.  23.  Febniar  1624. 

*  Ebenda:  Liechtenstein  an  den  Kaiser  dd.  31.  Januar  1624. 
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Collaltosehe  Refriiuent;  nicht  zufriedea  mit  der  Verpfleeuujü:,  brand- 
schatzte sie  ihre  Quartiergeber,  bemächtigte  sich  des  voiTätigen  Ge- 
treides und  führte  es  auf  die  Marktplätze  zum  Verkaufe.  Sie  hatte 
dem  Kaiser  jregeu  Beihlen  nicht  die  gennjisten  Dienste  geleistet,  weil 
sie  in  Böhmen  erst  anlangte,  als  der  Waffenstillstand  abgeschlossen 
war,  s<?hadete  aber  nun  dem  Lande  mehr»  als  der  är^'ste  Feind.  Trotz 
der  allgemeinen  Not  schrieb  Liechtenstein  zu  Ende  Februar,  als  die 
frühere  Steuer  zu  Ende  ging,  dieselbe  auf  weitere  zwei  Monate  aus.  Das 
Ausschreibepatent  unterschied  sich  von  dem  früheren  durch  die 
Drohungen,  die  es  enthielt^  die  säumigen  christlichen  Zahler  bedrohte 
es  mit  unmittelbarer  Exekution  und  dem  Verkauf  ihrer  Güter,  die 
Juden  mit  der  Verdoppelung  der  Steuer*. 

Bevor  man  in  Wien  von  dieser  neuen  Steuerausschreibung  Kennt- 
nis erlangte,  wollte  man  diiselbst  alle  böhmischen  Grofsgnindbesitzer 
zur  Zahlung  von  einem  Gulden  monatlich  von  jeder,  gleichgilltig  oh 
besetzten  oder  imbesetzten  Bauornansässigkeit  verhalten.  War  der 
Bauernhof  besetzt  so  sollte  der  Bauer  die  Hälfte  der  Last  tragen; 
mau  hoffte  auf  diese  Weise  monatlich  180  000  Gulden  zu  erhalten. 
Der  Kaiser  brauchte  flieses  Geld,  weil  er  die  Armee  vei-^tärken  und 
Böhmen  zum  Unterhalt  von  8000  Fulskiiechten  und  3000  Reitern  ver- 
pflichten wullte.  Davon  sollten  jedoch  nur  2000  Mann  in  Prag 
stationiert  werden,  alles  Übrige  aber  samt  dem  bisher  in  Böhmen 
stationierten  Volke  anderswo  hingeschickt  werden.  Da  man  in  Wien 
auf  die  Einzahlung  der  erhofften  180000  Gulden  wegen  dringender 
Not  nicht  warten  konnte,  so  wollte  nmn  auf  die  später  einzuzahlenden 
Gelder  ein  Anlehen  von  einer  Million  aufnehmen^  an  dem  sich  Liechten- 
stein, Waldsteiu,  Miclina,  die  BrUder  Kiusky  und  Tri5ka  i>eteiligen 
sollten.  Die  Rückzahlung  sollte  zum  Teil  aus  der  einlaufenden  Steuer, 
zum  Teil  aus  <lem  Ertrai^a'  der  Weinsteuer  erfolgen,  die  man  bei  der 
Einfuhr  in-  und  ausländischen  Weines  so  bedeutend  erhöhen  wollte, 
dafs  ihr  Erträgnis  auf  die  unglaubliche  Summe  von  700000  Thalern 
geschätzt  wurde.  Als  man  in  Böhmen  von  diesem  Aufschlag  auf  die 
Weinsteuer  erfuhr,  verwahrten  sich  die  obersten  Laodesbeamten 
gegen  dieselbe,  so  lange  sie  nicht  vom  Landtage  bewilligt  worden  sei ; 
aber  die  Hofkanimer  riet  tieni  Kaiser  die  einfache  Abweisung  dieser 
Verwahrung,  welcher  Ratechlag  auch  befolgt  i^urde.  Dagegen  fan<l 
man  in  Wien,  dafs  man  auf  die  verlangte  Zahlung  eines  Guldens  nicht 
rechnen  könne  und   dafs   man  doch   endlich  mit  der  Berufung  eines 


1  Archiv  des  k.  itntl  k.  Eeiebsüiianzmiiiisteriums :  Liechtenstein  an  den  Kaiser 
dd.  a».  Februar  1624, 
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Landtages  Ernst  inaeheD  iiiüt>se.  Infolge  dessen  versprach  der  Kiiiser 
(im  April)  die  Berufung  eines  Landtages  bis  lAngstens  Ende  Oktober 
und  verlanprte  blofs  bis  dahin  die  Weitei-zahluni?  der  von  Liechtenstein 
bis  Ende  April  ausgeschriebenen  Steuer.  Dagegen  betineb  mau  um 
80  emsiger  die  Anlehensgesehäfte.  Michua  wai-  mit  Anerbietuugren 
von  Seite  Liechtensteins,  Waldsteins,  Wenzel  Kinskys,  de  Wittes  und 
Bassevis  jirekoiiimen.  Liechtenstein  bot  keine  bestimmte  Suuiiue,  weil 
er  noch  nicht  wul'ste,  wie  viel  Geld  er  zusammenbriujzen  würde;  er 
verlangte  aber  schon  jetzt  die  Abtretung  einiger  königlicher  Städte. 
Waldstein  bot  100  000  Gulden  an  und  verlangte  dafiir  die  käufliche 
Abtretung  der  Stadt  Jungbunzlau»  die  ibm  bereits  verpfändet  war. 
Wenzel  Kinsky  bot  auch  100000  Gulden  an  und  verlangte  dafür  dea 
Besitz  von  Neubjd^ov  und  einiger  Dörfer;  de  Witte  und  Bassevi 
boten  jeder  30000  Gulden  an  und  wollten  hiefür  auf  die  Biersteuer 
„verassekurierf  werden.  Die  Hofkauiiuer,  die  unter  Beiziehung  ilggen» 
bergs»  Harrachs  und  Trauttniansdorffs  ihre  Beratung  abgehalten  hatte, 
empfahl  dem  Kaiser,  mit  den  Darlelmsgebern  dahin  zu  verhandeln, 
dafs  sie  von  deu  von  ihnen  angesprochenen  H3npotbeken  ablassen 
möchten.  Um  seinen  eigenen  Bedürfnissen  in  etwas  abzuhelfen,  befahl 
Ferdinand,  dals  fortan  die  Biersteuer,  die  auf  die  \'erptieguug  des 
Kriegsvolks  verwendet  worden  war,  direkt  nach  Wien  abgeführt 
werden  solle  K  Von  den  projektierten  Anlehen  ist  uns  nur  Ivekaunt, 
dals  Liechtenstein  150  000  Gulden  eilegte  und  dafs  ihm  hiefür  der 
Kaiser  die  Städte  Bühmisch  Brod,  KouHm  und  Kolin  anbot. 

Mitte  Mai  klagte  der  Statthalter,  dafs  im  litthmiscben  Rentamt 
gar  kein  Geld  vorhanden  sei.  Die  Schlolsgeistlichkeit  und  die  Mönche 
klagten  über  die  Nichtverabfolgung  des  ihnen  versprochenen  Depututs, 
und  drohten,  die  erstereii  mit  tler  Einstellung  des  Gottesdienstes,  die 
letzteren  mit  ihrem  Abzüge;  auch  den  Beamten  konnte  der  Gehalt 
nicht  ausbezahlt  werden.  Das  ganze  Einkommen,  berichtete  Liechten- 
stein, sei  bisher  auf  das  iü  Prag  garnisonierende  Waldsteinsche  Re- 
giment verwendet  worden,  aber  nun  sei  auch  hiefür  nichts  mehr  übrig. 
Diese  letzte  Klage  veranlafste  den  Kaiser,  an  W^aldstein  die  Bitte  zu 


I 


'  Arcbiv  (ies  k.  und  k.  r*«ichstinajiztirmiyteriiinis:  Die  ^eh^^iraen  iinil  anderen 
Riitf  an  SUiwatn  tld.  27.  Februar  1024,  Wuhrscheiiilich  ist  iii  dem  Koncepi  dieset 
Sclu't'ilpenfi  intümlicli  ToOOOO  statt  7000U  Thaler  angesctÄtT  denn  die  Summe  von 
700 OOÜ  erscheint  u«s  fahelhart.  Der  Kaiser  an  Liccbtensteiu  dd.  2L  März  1G24. 
Die  Iloikiimjiicr  an  den  Kaiser  und  kaiserticlie  Kiitsrhcidung  dd.  22.  Mai  1624* 
Eggeiib^rg,  HurracU,  Tnmttiiiajisdortl"  und  die  Mitglieder  der  Hofkammer  an  Ferdi- 
Dand  IL  dd,  27,  Miirz  1624.  Liechtenstein  ao  Ferdinand  IL  dd.  8.  Mai  1624«  — 
Bftlimisches  Stattliahereiardiiv:  FtnUnund  IL  an  Lit'chtenstein  dd.  lü.  April  lfi24. 
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richten,  die  Bezahlun*r  seinei^  Ref^imeots  vorlaufig  selbst  zu  über- 
nehmen* Auch  Michua  klaf^^te  ^e^eii  den  Kanzler  über  die  steigende 
Not:  da  man  den  Soldaten  nichts  mehr  gehen  könne,  niihnieu  diese 
mit  Gewalt,  was  ihnen  beliebe.  Der  Kauzler  niögre  den  Kaiser  um 
die  baldige  Abführung  des  bayrischen  und  dann  des  eigene«  Kriegs- 
Volks  ersuchen;  erfolge  dieselbe  nicht,  so  sei  jede  weitere  Hilfe  zu 
spät,  der  Kaiser  würde  dann  weder  seinen  Uuterthaneii,  noch  diese 
ihm  helfen  können.  Anfangs  Juni  rüfkteu  dann  doch  endlich  die 
bayrischen  Regimenter  Papi)enheim  und  Maestro  ab,  Grana  und 
Desfours  blieben  dagegen  noch  einige  Zeit.  Michna  suchte  aus  der 
Anwesenheit  des  Kriegsvolks  insofern  Nutzen  zu  schhigen,  als  er  die 
Verwendung  desselben  zur  Bekehrimg  der  widerhaarigen  Protestanten 
anempfahL  Der  Mangel  an  Geld  im  Laude  bewirkte  dauisils  eine 
solche  Yerwolilfeikmg  aller  Erzeugnisse,  daJs  Michna  die  Erwartung 
aussprach,  bald  würden  die  Pi'eise  aus  der  Zeit  vor  zwanzig  Jahren 
wieder  zur  Geltung  kommen '. 

Auf  diese  und  iilmliche  Klagen  antwortete  der  Kaiser  abermals, 
dafs  er  das  gesandte  Kriegsvolk  aus  Böhmen  abberufen  oder  entlassen 
wolle,  verlangte  aber,  dals  man  not  der  Eriegimg  der  Kontribution, 
die  im  Juli  zu  Ende  ging,  fortfahre,  ihm  vor  ihrer  Einzaldung  auf 
dieselbe  ein  Anlehen  verschaffe  und  aulserdem  einige  königliche  Stiidte 
und  Herrschaften  verpfände  oder  verkaufe*  Was  der  Kaiser  in  einer 
früheren  Zuschrift  an  Liechtenstein  selbst  als  „bedenklich  und  schimpf- 
lich" bezeichnet  hatte ^,  den  Verkauf  der  königlichen  Städte»  was  ihm 
die  Hof  kammerrate  wiederholt  al>geraten,  dazu  griff  er  jetzt  selbst, 
weil  seine  Not  eben  den  höchsten  Grad  erreicht  hatte.  Als  sein 
Schreiben  in  Prag  anlangte,  befand  sich  Liechtenstein  eb^n  zur  Kur 
in  Karlsbad,  und  so  berieten  die  obersten  Landesbeamten,  inwieweit 
man  seinen  Wünschen  nachkommen  könne.  Sie  berechneten  den 
monatlichen  Ertrag  der  Steuer  auf  100000  Gulden  und  waren  der 
Ansicht,  dafs  dieselbe  jetzt  nur  noch  mit  Bewilligung  eines  zu  be- 
benifenden  Landtags,  hei  dem  der  Kaiser  selbst  anwesend  sein  mtifste, 
weiter  erhoben  werden  köntie;  sie  waren  bereit,  durch  eine  unter 
ihnen  angestellte  Sammlung  ein  Anlehen  von  100  000  Gulden  auf- 
zubringen (darunter  der  Obersthofmeister  Adam  von  Waldstein  46000 


\^i. 


*  Archiv  des  k.  und  k.  ReicJisfinaTizriiinistenLims :  Liechtenstein  an  den  Kaiser 
dd.  15.  Mai  1024.  —  Arcbiv  von  Ilaudnitz:  Micbna  an  den  Kanzler  Lobkowitz  dd, 
IS.  Mai,  15.  Juni,  20-  Juli  und  7.  August  1624.  Der  Kaiser  an  Liechtenstein  dd. 
29.  and  30.  Mai  1624. 

1'        *  Arebiv  des  k.  und  k.  Keichsfinanzrainisteriiinis:  Ferdinand  an  Lieclitenstein 
dd.  30.  Mai  1624. 
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Gulden,  weun  ihm  Aiifsip  verpfändet  würde),  dot'h  alles  dies  uur  unl 
der  Bediu^ong,  dal's  der  Kaiser  gewife  und  unweigerlich  das  gesamte 
Kriegsvolk  aus  Böhmen  entferne.  Auf  weitere  Darlehen  im  Lande 
machten  sie  keine  Hoffnung,  weil  eben  kein  Geld  vorhanden  sei,  und 
ebensowenig  auf  ein  Erträgnis  aus  dem  Verkaule  königlicher  Städte. 
Im  Lande  lialte  man  nämlich  den  Verkauf  der  königlichen  Städte  für  un- 
gtütig,  weil  durch  die  Amnestie  den  Bürgern  Pardon  erteilt  worden  sei  und 
sie  an  ihren  Ehren  nicht  geschild igt  werden  dürften;  die  Ehre  hänge  abei 
mit  der  Freiheit  der  Städte  zusammen  und  so  düiften  dieselben  nicht  an 
Privatleute  verkauft  werden.  Nur  zum  Verkauf  der  königlichen  Göter 
und  der  Leibgedinggüter  sei  der  Kaiser  berechtigt  Wir  erfahren  bei 
dieser  Gelegenheit,  dafs  <lei-selbe  seine  Güter  von  einer  Schuldenlast 
von  825100  Thaler,  welclie  die  Rebellen  seinen  Vorgängern  geliehen 
hatten,  einfach  durch  Annullierung  der  Schuhi  befreit  hatte  und  dafe 
er  bis  zu  diesem  Augenblick  die  Städte  Koufim,  Böbmiseh-Brod,  Kolin 
(alle  drei  dem  Fürsten  von  Liechtenstein),  Saaz,  Klattau,  Laun,  Jung- 
bunzlau  (diese  vier  dem  Obersten  Albrecht  von  Waldstein),  LdtnieritÄ 
(dem  Grafen  Tilly)^  Schlau  (dem  Grafen  Martinitzl,  Pilgram,  Tabor, 
Schlaggenwald  und  Taus  (dem  Grafen  Altheim),  Komotau  (der  Frau 
des  Überstbnrggrafen  8ternl>erg),  Wodnan  (dem  Obersten  Marradas), 
Pisek  (dem  Obersten  Martin  Ilueita)  verpfändet  hatte'. 

Aus  den  Zuschiiften  und  Gutachten  aus  Böhmen  klingt  seit  dem 
Jahre  1623  immer  und  immer  wieder  die  Notwendigkeit  der  Berufung 
eines  Landtages  und  der  Anwesenheit  des  Kaisers  irii  Lande  heraus. 
Dei"selben  Meinung  gab  auch  Liechtenstein  Ausdruck,  weil  nur  dadurch 
der  heillosen  ZerrtUtung  in  der  Verwaltung  und  in  der  Gerechtigkeits- 
pflege abgeholfen  werden  könne.  Der  Fürst  trug  gewifs  einen  Teil 
der  Schuld  an  der  von  ihm  getadelten  Unordnung:  wenn  er  sein  Amt 
nur  zu  seinem  Vorteile  ausbeutete  und  Leute  wie  Michna  und  Bassevi 
mit  seinem  Vertrauen  beehiley  so  hülste  die  Administration  das  nötige 


^  Archiv  de^  k.  und  k.  ReichB&iaiizniinistenums :  Die  oljer&ten  Landes beamteil 
an  Liechtenstein  dd.  22.  Juui  1024.  —  Bilek  a.  a.  0.  erwähnt,  nur  bei  einigen  dieser 
StÄdte,  nicht  hei  allen,  dafs  sie  veqjfiindet  worden.  Oflenliar  ist  in  den  von  ihm 
benützten  Kontiskationsakten  von  diesen  :>amtUcheD  Verpfändungen  keine  Rede; 
dafs  dieselben  aber  alle  für  eine  gewisse  Zeit  durchgeführt  wurden,  ergiebt  sich 
ans  dei'  rben  zitierten  Zuschrift  der  obersten  Landes  Offiziere  nn  Liechtenstein;  die 
Landeso ßi ziere  legten  nandicli  dteger  Zusclirift  ein  Verzeichnis  der  veq>fändeten 
und  nicht  verpfändeten  Städte  bei*  Nicht  verpfikndei  wareu  danmls  nur  ÄuTsigi 
Budweis,  BrUix,  Berauti,  Bydüov,  Citelau,  Kaaden,  Egor,  Elbogen,  Eule,  Hoheamaui, 
JaromiJf,  JoachimsthaL  Kuttenberg,  Königgriktz,  Knin,  Nimbiirg»  Pilsen,  Berg^ 
reichenstein,  PoUi^kai  PHbrnin,  Hakonitz,  Hokycan,  Sebüttenbofen  und  TrauteDan, 
Prag  natürlich  mitänhegriffen. 
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moralische  Ansehen  ein,  und  an  die  Stelle  pünktlicber  Ordnung  traten 
Unehrlichkeit  und  Faulheit.  Indessen  auch  die  obei-steu  Beamten  und 
die  Beisitzer  der  verschiedenen  Gerichte  tni^ren  an  der  allsiemeinen 
Unordüunrj  Schuld.  Sie  verwalteten  ihre  Amter  mit  trrofser  Nach- 
lässigkeit, hielten  sich  im  Sommer  und  während  der  Jagdzeit  auf  ihren 
Gütern  auf  und  kilnimeiten  sich  wenis:  oder  gar  uicht  um  die  Er- 
ftlllnng  der  ihnen  übertragenen  Funktionen.  Die  Prozesse  zogen  sich 
ins  endlose,  weil  die  Richter  sich  um  ihre  Erledigung  wenig  küinmerten 
und  weil  man  auch  nicht  wnlste,  was  Rechtens  sei,  da  mancher  Pro- 
zessierende sieh  auf  Privilegien  berief,  deren  Gültigkeit  mit  den  von 
dem  Kaiser  in  Anspruch  genommenen  Rechten  unvereinbar  war. 
Ebenso  war  die  Verwaltung  der  Finanzangelegenheiten  elend,  weil  die 
Kanjmerräte  die  Ausfertigung  der  nötigen  Weisungen  ius  unbestimmte 
verzögerten.  Liechtenstein  war  der  Meinung,  der  Kaiser  würde  ani 
besten  fahren,  wenn  er  die  Kammer  nut  tüchtigen  Personen  neu  be- 
setzen würde,  wenn  sie  auch  nicht  aus  Böhmen,  sondern  aus  Öster- 
reich oder  Steiennark  stammten.  Er  empfahl  behufs  der  Reform  der 
Kammer  und  der  Ordnung  anderer  Angelegenheiten  eine  eingehende 
Beratung  unter  dem  Vorsitze  des  Kaisers,  und  da  diese  nur  in  Prag 
möglich  war,  seine  Reise  in  diese  Stadt,  die  auch  deshalb  nötig  sei, 
weil  Steuern  nur  von  einem  zu  beiufenden  Landtag  zu  erlangen  seien. 
Der  Fürst  hatte  mit  diesen  Klagen  und  Ratschlägen  Recht,  aber  darin 
Unrecht,  dafs  er  von  flem  persönlichen  Eingreifen  des  Kaisers  eine 
Besserung  der  Zustünde  erwartete.  Ferdinand  hatte  aHniRhlich  alle 
Kraft  zur  Initiative  eingebüfst,  er  hatte  seinen  Ministern  und  Oberetcn 
die  Leitung  der  Geschäfte  übertragen  und  sich  der  entscheidenden 
Mitbeteiliguug  entschlagen  ^ 

Der  Fürst  von  Liechtenstein  stimmte  auch  dem  oben  erwähnten 
Gutachten  der  obersten  Landesoffiziere  vollinhaltlich  bei  und  schickte 
dasselbe  nach  Wien.  Dai's  dasselbe  einen  gewaltigen  Eindruck  machte 
und  man  sich  daselbst  der  Einsicht  von  der  Unmöglichkeit  weiterer 
Belastung  Böhmens  nicht  verschlofs,  zeigte  der  Bericht  der  Hof  kammer 
an  den  Kaiser.  Sie  wiederholte  alle  Klagen  und  Ratschläge  der 
LaudesbeanUen  ohne  jede  abfällige  Bemerkung,  ja  sie  schlofs  sich  so- 
gar selbst  der  Meinung  an,  dals  man  nach  der  erteilten  Anmestie  die 
königlichen  Städte  nicht  verkaufen  dürfe,  indem  sie  bemerkte,  dafs 
man  die  Städte  schon  deshalb  schonen  müsse,  weil  sie  das  Mark  des 
Königreichs  bildeten.    Auch  der  Kaiser  trug  endlich  diesen  Klagen 


'  ArcMv  des  k.  und  k.  Ministeriums  det  Innern:  tiertinger  an  Ferdinand  IL 
dd.  12.  Juni  1624. 
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und  Ratschlägen  Rechnung,  indem  er  die  un verweilte  Entlassung  des- 
jenigen Knegsvolkes  befahl,  das  man  bezahlen  konnte;  von  dem  Reste 
sollte  der  dritte  Teil  nach  Mähren  geschickt  werden ;  in  Prag  sollte  das 
die  Besatzung  bildende  Waldsteinsche  Fufsregiment  in  seinem  Sollstand 
reduziert  werden.  Auf  die  Frage,  ob  er  trotz  der  erteilten  Anmestie  eine 
königliche  Stadt  verkaufen  dürfe  oder  nicht,  liefs  er  sich  nicht  ein, 
sondern  bemerkte  nur,  dafs  er  sich  mit  ihrer  zeitweiligen  Verpfändung 
begnügen  wolle.  Das  dargebotene  Anlehen  nahm  er  dankbar  an,  ver- 
langte aber,  dafs  man  mit  den  Landesbeamten  über  eine  Erhöhung 
desselben  verhandele.  In  die  von  so  vielen  Seiten  verlangte  Reise 
nach  Böhmen  willigte  er  vorläufig  nicht  ein,  sondern  verschob  sie  bis 
nach  der  Ernte,  weil  durch  seine  alsbaldige  Ankunft  in  Prag  die 
Lebensmittel  daselbst  allzusehr  verteuert  würden.  Da  deshalb  auch 
der  Landtag  nicht  berufen  werden  sollte,  so  verlangte  er  von  Liechten- 
stein die  Weiterzahlung  der  Steuer  für  ein  weiteres  Vierteljahr,  also 
bis  Ende  Oktober.  Da  die  Hofkammer  geraten  hatte,  die  von  dem 
Fürsten  von  Liechtenstein  bewerkstelligten  Verkäufe  konfiscierter  Güter 
sobald  als  möglich  zu  realisieren,  erklärte  er  sich  auch  hiezu  bereit, 
sobald  ihm  der  Fürst  die  nötigen  Erläuterungen  eingeschickt  haben 
würde.  Der  Kaiser  mufste  übrigens  auch  noch  gemahnt  werden,  ein- 
zelnen Personen  die  Kaufgelder  für  die  konfiscierten  Güter  nicht  nach- 
zusehen ;  denn  trotz  seiner  Not  erwies  er  sich  auch  jetzt  als  ein  frei- 
gebiger Herr.  Zu  dem  Aufschub  der  Reise  nach  Prag  mag  auch 
Michna  beigetragen  haben,  der  die  Unlust  des  Kaisers  hiezu  wohl 
merkte  und  in  einer  Audienz  demselben  die  Versicherung  gab,  daJfe 
Liechtenstein  auch  allein  mit  einem  Landtage  fertig  werden  würde. 
Die  Meinung  Michnas  siegte  über  die  des  Kanzlers  Lobkowitz  und 
Slawatas,  welche  beide  die  Reise  anrieten  ^ 

Wie  unzeitgemäfs,  ja  leichtsinnig  die  Freigebigkeit  des  Kaisers 
war,  zeigte  sich  im  Monat  August.  Liechtenstein  hatte  die  Entlohnung 
und  die  damit  verbundene  Entlassung  seines  und  des  Holsteinischen 
Regiments  übernommen,  sah  sich  aber  aufser  stände,  seinem  Ver- 
sprechen zu  genügen,  da  er  auf  seine  Rechnung  nirgends  das  nötige 
Geld  ausleihen  konnte  und  auch  seine  Güter  wegen  der  auf  ihnen 
lastenden  Verwüstungen  nichts  eintrugen.  Mit  der  vom  Kaiser  ver- 
sprochenen, teilweisen  Entlassung  des  Volkes  hatte  es  also  seine  guten 


^  Archiv  des  k.  und  k.  Reichsfinanzministeriums:  Die  Hofkammer  an  den 
Kaiser.  Beschlufs  des  Kaisers  dd.  5.  Juli  1624.  Der  Kaiser  an  Liechtenstein  dd. 
9.  Juli  1624.  Die  Hof  kammer  an  den  Kaiser  dd.  9.  Juli  1624.  —  Sächsisches  Staats- 
archiv: Zeidler  an  Kursachsen  dd.      '  ,  .-  1624. 
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Wege.  Die  Soldaten  des  Waldsteiijseben  Regiments ,  lienen  man  nur 
zum  iieringen  Teil  ihren  Sold  auszahlen  konnte,  erkrankten  we^en 
nicht  genügender  Nahmn*J!  und  fllgten  sich  der  Disziplin  weui^ier  als 
je  zuvor;  die  Geistlichkeit  konnte  den  Gottesdienst  nicht  ordentlich 
einhalten,  weü  ihr  die  versprochenen  Deputate  nicht  verabfoljit  wurden ; 
gleich  elend  erpnsr  es  den  niedern  Beamten  in  l*ra^,  weil  man  ihnen 
den  Gehalt  nur  /um  Teil  auszahlen  konnte.  Von  der  Instandhaltung 
der  kaiserlichen  Gehäude,  der  Resierunps^^ehäude,  der  Wassei'leitun;ien 
u.  s,  w.  war  vollends  keine  Rede:  alles  0ü^  dem  Verfalle  und  dem 
Verderben  ent»:e^en.  Nun  verlangte  der  Kaiser  trotz  des  ahwi'is- 
lichen  Gutachtens»  das  ihm  seiner  Zeit  die  obei*steu  Beamten  ?jegehen 
hatten,  nochmals  die  Erhehunpj  der  Weinsteuer  in  aulserord entlich  er- 
höhtem Ausmafse.  Diese  Steuer  traf  nur  die  wohlhabenden  Klassen, 
aber  ^'erade  dies  reizte  ihren  Efyoismus  zu  Iteftifxem  Widei*stande.  Der 
Unwille  gab  sich  in  dem  stitnuischen  Verlangen  nach  Wiederher- 
stellung verfassungsniiirsiger  Zustände  kund,  und  die  obei-sten  Be- 
amten, mit  Liechtenstein  an  der  Spitze,  der  als  Landstaiid  in  Bölniien 
für  die  Zukunft  ähnliche  Bedrtickuugen  fürchtete,  machten  sich  zum 
Dolmetsch  dieser  Gesinnung,  Tn  seiner  Zuschrift  an  den  Kaiser  er- 
klärte der  Fürst,  dafs  die  Landesbeamten  und  Land rechtsbei sitzer  tler 
einhelligen  Meinung  seien,  die  Erhöhung  der  Weinsteuer  sei  ohne  vor- 
hergeliende  Zustimmung  des  Landtags  eine  ,,unerhörte  Beschweiung'', 
die  man  dem  Lande  seihst  wahrend  der  Türkeiikriege  nicht  zugemutet 
habe.  Man  hätte  eine  derartige  Steuer  einfordern  können,  wenn  das 
Land  noch  mit  Rebellen  angefüllt  wäre,  aber  das  sei  nicht  der  Fall, 
die  jetzigen  Landsassen  hätten  ihre  Treue  während  der  Verfolgunpr 
und  im  Exil  bewahrt,  ein  Teil  jener,  die  sich  neu  im  Lande  angekauft, 
hätten  zum  Siege  des  Kaisers  beigetragen ,  und  zahlreiche  Käufer 
bildeten  einen  ansehnlichen  Teil  unter  den  geheimen  und  sonstigen 
kaiserlichen  Räten ;  die  übrigen  Besitzer  von  Gütern,  die  sich  während 
der  Rebellion  unbedeutend  versündigt,  seien  pardoniert  und  in  Gnaden 
aufgenümmen.  Der  ganze  Adel  des  Landes  sei  also  dem  Kaiser  treu 
ergeben  und  habe  sich  ,,von  Anfang  keines  andern  versehen,  als  dafs 
er  wegen  seiner  treuen  IMenste  eben  diejenigen  Freiheiten,  welche  von 
Alters  her  die  getreuen  Einivohner  Böhmens  gehabt,  und  die  mit 
Seiner  Majestät  gnäfligster  Zusage  bekräftigt  worden,  geniefsen  und 
nicht  die  Servitut  und  Straf  der  Ungetreuen  oder  Ungehorsamen  auf 
sich  laden,  sondern  als  adelige  Stiinde  traktiert  werden  würde." 
Liechtenstein  schlofs  seine  Argumentation  mit  der  Behauptung»  dafs 
ohne  Landtagsbeschlufs  keine  neue  Steuer  auferlegt  werden  dürfe,  und 
dafs   die  Stände,    wenn  der  Kaiser  sie  auf  dem  Landtage  um  eine 
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solche  ei^ucheii  würde,  gewifs  mehr  bewilligen  würden,   als  die  pn>- 

jektierte  Weinsteuererhöhuii!;  betrage  *. 

An»  3.  September  hatte  Lieiiitenstein  dieses  Gutachten  nach  Wien 
eingeschickt.  Da  er  wohl  wufste,  dafs  dasselbe  nur  dann  Beachtnujr 
finden  würde,  wenn  dem  Kaiser  ir^rend  eine  Geldleistunpr  io  Aussiebt 
gestellt  wurde,  to  tliat  er  dies  eine  Wuche  später,  offenbar  nach  vor- 
hergehender Beratung  mit  den  Laudosbeamten.  Wenn  der  Kaiser  alle 
Truppen  aus  dem  Lande  abberufen  und  auf  jede  direkte  Steuer  durch 
einige  Jahre  ver/iehteu  würde,  so  war  nach  seiner  Vei'sichenmg  der 
Adel  erbötig,  für  die  Auszahlung  und  Entlassung  des  in  Böhmen  l>e- 
findlicht^n  Volkes  eine  Geldsumme  zu  bewilligen  und  diesell»e  nötigen- 
falls im  Auslände  zu  leihen.  Im  Falle  dieser  Plan  genehmigt  wurde, 
sollten  zur  weiteren  Verhandlung  einige  Kommissare  nach  Prag  ge- 
schickt werden.  Der  Kaiser  beantwortete  diese  Zuschrift  zunächst 
dahin,  dals  er  gegen  Liechtenstein  den  Vorwurf  nicht  erfüllter  Zu^ 
sagen  erhob.  Er  habe  die  Auszahlung  seines  und  des  Holsteinischen 
Regiments  auf  sich  genonmien,  ebenso  seien  zur  Befriedigung  des 
Marradassehen »  sächsischen  und  Collaltoschen  Regiments  Gelder  an- 
gewiesen, und  doch  sei  nichts  damit  ausgerichtet  worden.  Ferdi- 
nand versprach  abermals,  dal's  wenn  in  Böhmen  eine  genügsame  Kon- 
tribution bewilligt  werde  (er  erwähnte  aber  dabei  nicht,  dafs  er  des- 
halb einen  Landtag  berufen  wolle),  er  das  Kriegsvolk  in  dem  Mafse 
entfernen  würde,  als  die  Zahlungen  geleistet  würden.  Einen  Verzidit 
auf  die  direkten  Steuern  während  mehrerer  darauffolgender  Jahre 
lehnte  er  entschieden  ab,  weil  dies  seine  Bedürfnisse  unmöglich 
machten.  Zur  Ordnung  dieser  Angelegenheiten  versprach  er  die  Ab- 
sendung eines  Kommissärs,  wozu  ihm  die  Hofltammer  geraten,  indem 
sie  hiefür  den  Grafen  von  Trauttmansdorff  empfahl.  Für  die  Be- 
streitung der  dringenden  Bedürfnisse  sollte  der  Fürst  mit  der  böhmi- 
schen Kammer  Rat  und  Hilfe  schiift*en.  Diese  letzte  Weisung  befolgte 
Liechtenstein  insofern,  als  er  im  EinverständDis  mit  den  obei^ten  Be- 
amten die  bisherige  Kontrilmtion  bis  Ende  November  nicht  blofs  er- 
weiterte, sondern  auch  erhöhte:  jeder  Gnmdherr  mufste  monatlich 
für  je  eine  Baueruansäßsigkeit  zwölf  Kreuzer  zahlen,  jeder  Bauer  acht 
Kreuzer  und  ein  Vieitel  Strich  Korn  oiter  ein  flalb  Strich  Hafer  er- 
legen, jeder  Bürger  monatlich  achtzehn  lireuzer  zahlen  und  drei 
Achtel  Strich   Korn   und   doppelt  soviel   Hafer  erlegen.     Fmbauem 
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wunlen  hoher  besteuert,  den  Juden  wtirde  insgesamt  die  Zahlung  von 
6000  Thalen»  monatlich  aufeetragen '. 

Am  schwersten  lastete  der  üble  Zustand  der  Fioanzeii  auf  den 
Räten  der  böhnvisehen  Kanmier.  Neben  dem  Präsidenten  Slawata  ver- 
sahen das  Amt  die  Kamiiierräte  MartiDitz,  Michna,  Fabricius  und 
Heniian  Cernfn.  Dieselben  wurden  alle  Tage  von  den  verschiedenen 
Parteien,  den  Soldaten  und  Offizieren,  den  Geistliclien,  ileu  niederu 
Beamten,  den  Frauen  der  verurteilten  Rehellen  und  von  diesen  selbst, 
insoweit  sie  zum  Verlust  nur  eines  Teiles  ihrer  Güter  verurteilt  waren, 
wegen  der  schuldigen  Zahlunj^en  des  Soldes  oder  des  Deputats  oder 
des  Gehaltes  oder  der  Mit^ft^n  oder  des  nicht  konfisi'ierten  Guts- 
wertes bedroht  oder  angetieht  und  mulsten  auf  alles  dieses  Bitten  und 
Dräuten  stets  nur  abweislich  antworten.  Micbna  niaj?  dies  bei  seiner 
Gewissenlosigkeit  wenig  gekümmert  haben,  aber  Slawata,  der  fein- 
fülilender  war,  wurde  dies  alhnählich  unangeuehui,  und  so  zog  er  sich 
entweder  auf  sein  Schlofs  Neuhaus  zurück  oder  w^eilte  in  Wien,  wo- 
hin er  iniiner  wieder  vom  Kaiser  berufen  wurde.  So  lastete  die  Sorge 
des  Präsidiums  hauptsächlich  auf  den  Schultern  des  Grafen  Marti uitz. 
Auch  dieser  wurde  jetzt  seines  Amtes  überdrüssig  und  verlangte  den 
Abschied,  zumal  sein  Gehalt  von  öOO  Thalern,  wie  er  dem  Kaiser 
versicherte,  kaum  für  drei  Wochen  ausreichte  und  er  trotzdem  die 
Administration  seiner  Güter  versäumte.  Er  hatte  zwar  vom  Kaiser 
ein  Geschenk  von  50  000  Thalern  erhalten,  allein  für  dieses  liluubte 
er  nicht  dankbar  sein  zu  müssen,  da  er  damit  nicht  einmal  den  durch 
den  Aufstand  und  die  späteren  Truppeneinquartierungeu  erlittenen 
Schaden  für  ersetzt  hielt.  Er  verlansrte  deshalb  bei  seinem  Abschied 
eine  neue  Gnadengabe,  Wir  führen  dies  auch  deshalb  an,  um  zu 
zeigen,  wie  dringend  nütig  es  war,  dafs  die  Verwaltung  des  Landes 
und  der  Finanzen  von  wirklichen  Beamten  und  nicht  von  Personen 
versehen  wurde,  welche  der  Verwaltung  ihrer  Güter  eine  zum  minde- 
sten el>euso  grofse  Aufmerksamkeit  widmen  zu  miissen  glaubten  wie 
ihrem  Amte  **  Der  Kaiser  erteilte  Martinitz  den  verlangten  Abschied 
unter  der  Bedingung,  dafs  er  so  lange  noch  seines  Amtes  walten  solle, 


*  Ebenda:  Ferdinand  11.  an  Liechtenstein.  Ohne  Datum,  aber  nach  dem 
19.  September  1624  gefichrieben,  weil  der  Brief  zur  ürandlage  das  Gutachten  der 
Ilofkamnier  hat,  welches  dieaelhe  am  19.  September  an  den  Kaiser  erstattete» 
Ferdinand  im  I.iecbtenstein  dd.  21.  September  1634.  liiecbtenst^^iii  aii  den  Kaiser 
dd,  28.  September  l(i24. —  Böhmisches  Statthaltereiarcbiv ;  8teijerpatent  Liediten- 
Bteins  dd.  September  1624. 
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bis  ein  neuer  Kaiunierpri^sident  eninunt  wäre,  da  Slawata  mittlerweile 
zum  Oberstlandkäininerer  befi^rtlert  worden  war;  die  Bitte  uni  eine 
Gnadenjzabe  versprach  der  Kaiser  nat-h  seiner  Ankunft  in  Prag  zu  er- 
filUeD.  Du  Martioitz  wold  wnl'ste,  dals  auf  diese  Ankunft  vorläufig 
kein  Verlafs  sei»  so  wünselite  er  zur  Beschleunigniig  seiner  Entlohnung, 
dafs  ihm  der  Kaiser  die  Stadt  Schlan  und  die  dazu  iiehörifreu  Guter 
fUr  200  000  Gulden,  die  er  ilnn  in  laii^'er  Mlluze  ^^elielien  hatte,  nicht 
wie  bisher  nur  als  Pfand  fUr  diese  Summe,  sondern  käuflich  tiber- 
lassen UHii'hte.  Er  war  erbc^ti^  hiefttr  von  der  Scfiuidsunuue  23158 
Thal  er  nachzulassen  und  auf  zwei  der  beanspniehten  Güter  im  Werte 
von  10687  Thalem  zu  verziehteu.  Ferdinand  wollte  jeclocli  in  den 
Verkauf  von  Schlan  nicht  einwillitren  und  wies  daher  Maitinitz  vor- 
läufig mit  seinem  Gesuche  ab.  Erst  viel  später,  im  Jahre  1638,  ge- 
langte Martinitz  zu  seinem  Ziele,  indem  ihm  Schlan  mit  den  dazu  ge- 
hörigen Gütern  käuflich  über  lassen  wurde  \ 

Der  Kaiser  untlste  endlich  persönlich  die  Folgen  der  üblen 
Finanz  Wirtschaft  empfinden.  Er  hatte,  wie  erinnerlich  ist,  aDgeonlnet, 
dals  die  B'ersteuer  unp:eschmalert  zur  Erhaltuni:  seines  Hofstaates  ein- 
geliefert werde  und  zu  ihrer  Empfangnahme  einen  Beamten  nach  Prag 
geschickt.  Nebenbei  verlangte  er  auch  einen  halben  Thaler  von  jedem 
ins  Land  eingeführton  Ochsen.  Liechtenstein  erklärte  nun,  tlafs  auch 
nicht  ein  Heller  verabfolgt  werden  könne;  die  höheren  Stande  hätten 
die  Biersteuer  nicht  eingezahlt»  weil  sie  nicht  vom  Landtage  bewilligt 
worden  sei ;  die  Städte  aber  hätten  wenig  einüenoiiimen ,  und  dieser 
geringe  iM'trag  sei  entweder  durch  kaiserliche  Zahlungsaufträge  ver- 
schlungen oder  für  gewisse  Bedürfhisse  in  Böhmen  verwendet  worden 
oder  müsse  noch  auf  die  Erlialtung  der  Soldaten  verwendet  werden, 
die  noch  obendrein  Bier  requirierten,  ohne  es  zu  bezahlen.  Liechten- 
stein wiederholte  sein  früheres  Anerbieten  bezüglich  der  Bezahlung 
seines  Regiments,  aber  er  wies  das  Pfami,  das  ihm  die  bohuiische 
Kammer  für  das  Anlehen  anbot,  ni^mlich  die  Städte  Böhmisch-Brod, 
KouHui  und  Kolin  ab»  weil  dieselben  gröfstenteils  öde,  d.  h.  von  ihren 
Bewohnern  verlassen  und  mit  Schulden  überhäuft  waren  und  ihm  also 
kein  Einkonunen  in  Aussicht  stellten.  Er  verlangte,  dals  er  sich  für 
sein  Anlehen  aus  den  auf  seine  Güter  in  Böhmen,  Mühren  und 
Schlesien  entfallenden  Steuern  bezahlt  machen  dUrfe,  dafs  ihm  aber 
mittlerweile  dasselbe  mit  sechs   Prozent  verinteressiert   werde-.     Da 


^  Archiv  des  k.  und  k.  Reichslinanzniinisteriiimst  Martinitz  an  den  Kaiser 
dd,  6.  November  1624.  Uesolation  des  Kaiserg  ihh  U.  November  1624.  —  Bilek 
a.  a.  0.  1206. 
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zu  ^deichet  Zeit  die  obersten  La ndesoffi ziere,  Laiulreiiitsbeisitzer  und 
Räte  „fVir  sich  und  im  Natnen  der  gesamten  Stände**  (wie  rlie  Unter- 
schrift lautete)  verlangten,  tiafs  der  Statthalter  mit  der  rublikation 
der  anjieontneten  Wein-  und  Ochseosteuer  innehalte,  weil  dies  eine 
unerhürte  NeneruniJ:  sei  und  wider  die  stiUidiscIien  Pnvile«]:ien  vei"Stofee, 
gab  er  von  dieser  Zuschrift  nach  Wien  vollinhaltlich  Kunde. 

Machte  schon  die  Nichterfidlunii  der  kaiserlichen  Geldfonleruniren 
in  Wien  böses  Blut,  so  noch  mehr  die  Zuschrift  der  oliersteu  Be- 
amten. Wie  konnten  sie,  die  ihre  EniennunR  allein  dem  Kaiser 
dankten  und  nur  ihm  den  Eid  geschworen  hatten,  wa*;en,  im  Namen 
der  Stände  zu  s|U"eclien  und  eine  Sprache  zu  füln*en,  als  ob  die  alte 
Verfassung  noch  bestünde  und  der  König  an  sie  gebunden  wäre.  Der 
Kaiser  forderte  von  seinen  Geheiniräten,  dem  Grafen  ^feizgau  und  dem 
Kanzler  Lobkowitz,  und  von  seinem  Hofkamnierrat  Muschiuger  ein 
Gutachten  über  die  Frage,  ob  er  auf  seinen  Steuerfordeningen  ohne 
Ausschreibung  des  Landtags  verharren  oder  den  Vorstellungen  der  Obei'st- 
Landesbeamten  nachgeben  solle.  Die  Befragten  erklärten :  Es  sei  wahr, 
dals  die  Biersteuer  stets  von  dem  Landtag  verlangt  und  nicht  ohne 
dessen  Zustimmung  ausgeschrieben  worden  sei,  aber  seit  der  Schlacht 
auf  dem  Weifsen  Berge  hätten  sich  die  Verhältnisse  bedeutend  ge- 
ändert Wie  der  Kaiser  seit  dieser  Zeit  mannigfache  andere  Steuern 
ohne  vorherige  Bewilligung  des  Landtags  einprehnben,  ebenso  sei  er 
auch  zur  Einhebung  der  Biersteuer  ohne  vorheiige  Berufung  des  Lanrl- 
t^js  lierechtigt,  und  die  beiden  höheren  Stände  hätten  kein  Hecht,  die- 
selbe zu  verweigern,  zumal  die  Berufung:  eines  Landtages  nicht  mög- 
lich sei,  so  hinge  sich  der  Kaiser  über  die  den  Böhnjen  für  die  Zu- 
kunft einzuräumenden  Privilegien  noch  nicht  entschierlen  habe.  Wenn 
sich  die  Städte,  die  tioch  auch  einen  eigenen  Stand  bildeten,  gefügt 
hätten,  habe  sich  auch  der  Adel  fügen  können.  Trotzdem  empfahlen 
die  Räte  dem  Kaiser  die  weitere  Einforderung  der  Biersteuer  nicht; 
es  sei  aber  ausdrücklich  zu  erklären,  dals  dies  nur  destialb  geschehe, 
weil  die  meisten  Bräuhäuser  ihre  Thätigkeit  eingestellt  hätten  und  das 
Land  gänzlich  verarmt  sei,  nicht  aber  infolge  der  Voretellungen  der 
Landesheamten,  Diese  und  der  Fürst  von  Liechtenstein  sollten  zu- 
gleich aufgefordert  werden,  auf  andere  Weise  die  Mittel  zur  Erhaltung 
des  kaiserlichen  Hofes  zu  schaffen;  unter  keiner  Bedingung  sei  aber 
die  von  den  Städten  einlaufende  Biersteuer  zu  anderen  Zwecken  zu 
verwenden,  sondern  vollständig  nach  Hofe  zu  schicken.    Da  die  Kloster- 


toher  1624.  —  Archiv  des  k.  und  k.  ReichBtinanzministeriumsr  Erklämng  Liechten- 
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istlichkeit  weder  das  zugesicherte  Deputat  Doch  die  iiiederea  Be- 
amten und  Diener  in  Prair  und  auf  dem  Lande  ibi-e  Gehalte  erhielten. 
weil  alle  einlaufenden  Steuern  zur  Befriedipun?  des  in  Prag  ganiiso- 
nierenden  Waldsteinschen  Re<rimeiits  verwendet  wurden,  so  enipfahlea 
die  Räte  eine  Reduktion  dieses  Regiments  von  zehn  auf  drei  Fähnchen, 
doch  nur  nach  vorher  von  Wahlstein  eingeholtem  Gutachten.  Hart 
tadelten  sie  zum  Schlüsse  nochmals,  dafs  die  obersten  Landesbeamten 
die  Einführuu£j  der  Wein-  und  Ochsensteuer  als  eine  Neuerung  he- 
zeichneten  und  sich  hiebei  so  stark  auf  ihre  Privilegien  stützten.  l)\e 
Ausschrei hunc(  einer  solchen  Steuer  ohne  Bewilligiuig  eines  Landtages 
sei  ein  fürstliches  Regal ,  übrigens  der  Kaiser  selbst  ohne  ein  solches 
Regal  recht  in  seiner  grofsen  Not  zu  jeglicher  Forderung  bereehti| 
habe  er  deshalb  in  anderen  seiner  Länder,  ohne  dafs  deren  Privilegi4 
Schaden  litten,  eine  Wein-  und  Ochsensteuer  ohne  vorherige  Landtags- 
bewilligung ausgeschrieben,  und  sie  sei  gezalilt  worden:  wie  dürfe 
Böhmen  da  einen  Anstand  erheben?  Wolle  der  Kaiser  nicht  einen 
Schimpf  auf  sich  laden,  so  müsse  er  bei  seinem  F>ntschlusse  beharren 
und  die  Zahlung  dieser  Steuer  verlangen.  Das  Gutachten  riet  endlich 
die  Absenduug  der  Grafen  Trauttmausdortf  und  Slawata  nach  Pra^, 
um  jede  weitere  Opposition  zu  ersticken  und  die  obersten  Landes- 
beamten zu  den  gewünschten  Zahlungt^n  bereitwillig  zu  machen. 
Gleichzeitig  sollte  ihnen  ein  Verweis  dafür  erteilt  werden,  dafs  sie 
es  gewagt  hatten,  i]H  Namen  der  gesamten  Stünde  7.11  untei*sch reiben. 
—  Das  Gutachten»  dessen  Inhalt  in  vorstehendem  mitgeteilt  wurde, 
ist  das  einzige  den  alten  Rechten  des  Landes  feindselige  Dokument, 
das  vom  Kauzler  Lobkowitz  unterschrielien  ist,  Ortenbar  gehorchte  er 
hierin  einem  moralischen  Zwange,  den  er  bald  darauf  von  sich  ab- 
schüttelte; denn  fortan  verhielt  er  sich  allen  auf  die  Beseitigimt!:  der 
alten  Land esvertassu ug  gerichteten  Schritten  gegeuUlter  ablehnend. 
Der  Kaiser  war  mit  den  erhalteneu  Ratschlägen  zufrieden,  nur  ver- 
schärfte er  den  Verweis  an  die  böhmischen  Landesbeaniten  dahin,  dafs 
er  ihn  mündlich  und  schriftlich  erteilen  liefs.  Seit  dieser  Zeit  pflegte 
auch  ik'r  kaiserliche  Thrunanwärter,  Erzherzog  Ferdinand,  den  Rats- 
sitzungen in  böhmischen  Augelegenheiteu  beizuwohnend 

In  der  den  Grafen  Trauttmausdorff  und  Slawata  für  ihre  Reise 
nacl»  Prag  erteilten  Instruktion  erklärte  daher  der  Kaiser,  dafs  er  von 
der  Einhebung  der  Biersteuer  ablassen  wolle,  aber  nicht  wegen  der 
Voi-stellungen  der  oliersten  Landesbeamten,  sondern  wegen  ihrer  Un- 

^  Arcbiv  des  k.  und  k.  Reicbafinanzrninisteriums:  Gutachten  »n  den  Kaiser 
dd.  2Ö.  Oktober  1624.  Resokuion  des  Kaisers  dcL  31.  Ok-tolier  1624.  —  Sachsisches 
Stanttüarcbiv :  Aus  Wien  dd.  4./ 14.  November  1624. 
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ergiebigkeit ;  er  machte  auf  ileu  ünischwimg  seit  der  Weifseuberger 
Schlacht,  die  die  Macht  in  seine  Hand  gelegt  habe,  aiifmerksaui  und 
verlangte  deshalb  einen  Ei-satz  für  die  Biersteuer.  Er  bestand  auf 
der  Bezahlung  der  Wein-  und  Ochseusteuer  als  einem  füi-stlieheu 
Ptegal  und  tadelte  die  oben  erwähnte  Unterschrift  der  obersten  Landes- 
beamteu  als  ungebührlich,  indem  er  ihre  fernere  Anwendung  verbot. 
Zugleicii  verlaugte  er  die  Weitererhebung  der  bisher  ausgeschriebenen 
direkten  Steuern»  die  Koiitrahienieg  neuer  Anlehen  und  die  strenge 
Einforderung  der  Steuerreste.  Zur  Vermindening  der  Auslagen  schlug 
er  die  Reduktion  des  Wal dste inscheu  Regiments  vor.  Liechtenstein 
kam  den  Steuerforderungen  insofern  zuvor,  als  er  schon  am  23.  No- 
vember, also  noch  vor  der  Aukinift  der  kaiserlichen  Gesandten,  die 
bisherige  Steuer  auf  den  Monat  Dezember  ausschrieb  *, 

Die  Instruktion,  die  den  obersten  Beamten  im  Auftrage  des 
Kaisers  vollinhaltlich  mitgeteilt  wurde,  fiel  wie  ein  Donnei-schlag  in 
*üe  Reihen  der  fiöh mischen  Räte.  Bis  dahin  hatten  sie  sich  einge- 
bildet, dals  entsprechend  der  kaiserlichen  Erklitrung  vom  Jahre  1623 
die  alten  Verhältnisse  wiederkehren  und  sie  die  alten  Rechte  und 
Freiheiten  erhalten  würden,  so  daJs  nur  die  Thronfolge  ihrer  Ent- 
scheidung entrückt  und  die  katholische  Kirche  alleinherrschend  sein 
würde,  Änderungen,  mit  <lenen  sie  vollständig  einverstanden  waren. 
Nun  erkannten  sie,  dals  die  Weifsenberger  Schlacht  nicht  blofs  die 
Protestanten  zu  (j runde  gerichtet,  sondern  auch  das  Ansehen  und  die 
Freiheit  der  katholischen  Stände  zu  Grabe  getragen  habe.  Der  König 
war  jetzt  der  alleinige  Herr;  sie  waren  nur  seine  Diener*  Noch  gaben 
sie  zwar  die  Hoffnung  nicht  auf,  aus  den  Trümmern  ihrer  trüberen 
Macht  und  Bedeutung  einen  Teil  zu  retten;  in  einem  Punkt  aber 
gaben  sie  sofoit  nach,  nämlich  in  Bezug  auf  die  Unrichti-^keit  ihrer 
Unterschrift.  Sie  flüchteten  sich  in  den  Verijandlungon  mit  den 
kaiserlichen  Gesandten,  die  seit  dem  2.  Dezember  begonnen  hatten, 
hinter  die  Ausrede,  dals  dieselbe  ohne  ihr  Wissen  von  dem  Sekretär 
der  Statthalterei  angewendet  wordeu  sei.  An  die  Entschuldigung 
knüpften  sie  die  Hoflhmng,  dafe  der  Kaiser  nur  iu  Ansehung  der  Re- 
ligion, seiner  Erbgerechtigkeit  und  seiner  Majestätsrechte  (ein  aller- 
dings unbestimmter  Ausdruck)  die  bisherige  Vertitssung  umgestalten, 
sonst  aber  ihre  Privilegien  nicht  antasten  würde.  Trauttmansdorff 
und  Slawata   machten   ihnen  Hoffnung,    dals  dies  geschehen   werde^ 


'  Archiv  des  k.  und  k.  EeicbatinaQKmini&teriumä:  Instruktion  fiJtr  Trauttmans- 
dorff  und  Slftwnta  dd.  15.  November  1624.  —  Prager  Stadtarchiv:  Patent  Liechten- 
Bteins  dd.  23.  November  1624 
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offenbar,  um  sie  für  die  Ausschreibiujg  der  Steueni.  die  man  doch 
lieber  mit  ihrer  Zustiininuug  erheben  wollte,  günstig  zu  stimmen.   That- 
sjichlich  waren  sie  erbutip,  anstatt  der  Biersteuer  den   Betrag  von 
60000  Gulden  binnen  einem  liallM-n  Jahre  zu  erlejren ;  auch  gegen  die 
Wein-  und  Ochsensteuer  sti-äubten  sie  sich  nicht  mehr,  ebenso  warei 
sie  l^iereit,  die  direkten  Steuern  durch  ein  weiteres  halbes  Jahr,   und' 
zwar  in  erhöhtem  Betrage  zu  zahlen.     Mit  der  Reduktion  des  T\'ald- 
steiuscben   Regiments  wai^n  sie  uattirlich  einverstanden.     In    Bezug 
auf  die  Anlehen,   zu  denen  sich  Liechtenstein,  Waldstein  und  ^fiebnü; 
erboten  hatten,  erklarte  der  erstere,  tlafs  er  nur  so  viel  vorstrecke! 
könne,  als  zur  Entlassung  seines  Regiments  nötig  sei.    Waldstein  hatte 
90000  Gulden  vei-sproehen.   lieh   aber  nur  40000  Gulden  in  Bargell 
und  1500«>   in   Kleinodien   her;   Mirhna   ijab   50000  in  Bargeld 
9000  in  Kleinodien.    Bei  dieser  Gelegenheit  wurde  auch  zum  ersten- 
male  die  Frage  angeregt,   in  welcher  Weise  der  Kaiser  die  wfthrei 
der   Herrschaft   der   langen    Münze   kontrahierten  Anlehen   liezahlei 
solle;  eine  Entscheidung  wurde  aber  nicht  getroffen*.    Slawata  be- 
merkte in  seinem  Berichte  fiber  die  Verhandlimgen,  dafs  die  Landes- 
beamten sich   in  ihren   Bewilligungen    über  alle  Mafs4»n  angestrengt 
hätten,  um  die  Bezahlung  der  Trup|ien   und  ihre  Entlassunii  zu  er- 
möglichen. 

Thatsächlich  hatten  die  Landesbeamten  sich  und  das  Land  Ober 
alle  Mafeen  besteuert  aber  nicht  blofs  um  die  Entlassung  der  Truppen 
zu  ennöglichen,  sondem  auch,  um  von  der  alten  Verfassung:  soviel 
zu  retten  als  möglich.  Was  früher  das  Geheimnis  einzelner  war,  das 
wurde  jetzt  allen  klar,  dafs  nämlich  der  Kaiser  und  seine  Wiener 
Ratgeber  die  Bedeutung  und  Machtvollkonmienheit  der  Stilnde  und 
ihrer  Vertreter,  der  obersten  Beamten,  «gänzlich  untergraben  wollten. 
In  der  alten  Freiheit  aufgewachsen,  wollten  sie  diesell>e  jetzt  doppelt 
wahren,  nachdem  sie  sich  ihrer  protestantischen  Gegner  entledigt  hatten. 
Sie  sahen  aber  ein,  dafs  sie  nicht  mit  Klagen  und  Drohungen  zum 
Ziele  kommen  könnten,  sondern  nur  mit  Bitten  und  Voi^telhmgen. 
Sie  beschlossen  deshalb  an  den  Kaiser  eine  Denkschrift  zu  richten, 
welche  in  Ausdrücken  voller  Unterthänigkeit  und  dankbarer  Anhäng- 
lichkeit die  Vorteile  der  Wiedeiaufrichtung  vei'fassungsmäfsiger  Zu- 
stände auseinandersetzen  sollte.  Im  Eingange  deuteten  sie  an,  dafs 
sie  nicht  irgend   einem   l>ösen  Willen  die  Aussclireibuug  der  Steuern 


*  TniutuiiAn^oHfsches  Archiv:  Slawata  und  Trauttmansdorff  ao  den  Kaiser 
dd.  13u  Dezember  1624.  —  Rutidniuer  ArchiT:  Slawata  an  Lobkowiu  dd-  4.  Dezem- 
ber 1624. 
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ohne  BerufiüiiZ  der  LaiMltag:e  zuschrieben,  soudeni  uiir  der  iiianjrel- 
haften  Keuiitiiis  der  Gewühiiheiteii  und  Gebräuche  <les  Landes^  und 
ßuchteo  den  Kaisei*  deshalb  eiues  bessern  zu  belehren.  Nie  sei  eine 
Steuer  erhoben  worden,  ohne  auf  dem  Landtage  verlanj^  und  fi'ei willig 
bewilligt  worden  zu  sein.  Ei-st  in  neuester  Zeit  habe  der  Füi*st 
Liechtenstein  Steuern  ohne  vorheiige  Bewilligung  ausgeschrieben,  aber 
dies  Vorgehen  sei  iusofero  gerechtfertigt  gewesen,  als  sich  der  gröfste 
Teil  der  Stände  an  der  Rebellion  beteiligt  und  der  frühereu  Freiheiten 
unwürdig  genuicht  habe.  Die  Anhänger  des  Kaisei-s  und  unter  ihnen 
die  treu  gebliebenen  obersten  Beamten  und  Räte  hätten  sieh  den 
Maudaten  Liechtensteins  gefügt  und  die  Steuern  ohne  Widerrede  ge- 
zahlt, „iü  der  Hoffnung,  es  werde  Seine  Majestät  diese  gutwillige 
Erzeiguiig  (des  Gehorsams)  ihnen  zu  keinem  Präjudiz  wider  ihre 
alten  Freiheiten  und  Gerechtigkeiten  gereichen  lassen'',  Nuniuehr  aber 
seien  alle  Rebellen  gestraft  worden  und  das  Land  beherberge  nur 
treue  Einwohner;  ein  Teil  der  Stände,  der  einen  Fehltritt  begangen, 
habe  sich  mit  Seiner  Majestät  versöhnt;  ein  Teil  habe  durch  ritter- 
liche Dienste  und  Einsetzung  des  Lehens  sich  um  ihn  verdient  ge- 
macht; ein  Teil  sich  erst  neu  im  Lande  eingekauft  und  sei  folglich 
an  allen  früheren  Vorgängen  unschuldiii;  sie  selbst,  die  um  ihrer 
Treue  willen  ins  Exil  hätten  wandern  müssen,  wären  der  Zuvei-sicht 
geweseUj  dafs  ihnen  nicht  blofs  die  früheren  Freiheiten  und  Privilegien 
ungeschmälert  erhalten,  sondeni  dafs  diese  um  ihrer  ausgestandenen 
Not  willen  noch  vermehrt  werden  würden.  Statt  dessen  habe  man 
ihre  Privilegien  in  Zweifel  gezogen  und  sie  schlechter  als  alle  übrigen 
Untertlianen  des  Kaisei-s  behandelt  Von  den  Mähreni  und  Schlesien!, 
die,  wo  nifht  mehr,  doch  ebensoviel  wie  die  Bühmeu  gesündigt,  würden 
bereits  die  Steuern  auf  den  Land-  und  Fürstentageu  gefordert,  und 
dasselbe  geschehe  auch  in  Niederösterreich  und  in  Ungarn,  welche 
beide  Länder  sich  auch  an  der  Rebellion  beteiligt  hätten.  Es  diene 
den  Ständen  Böhmens  zur  Verkleinerung,  wenn  sie  schlechter  als  die 
aller  übrigen  Länder  behandelt  würden  und  es  könnte  dies  zur  Folge 
haben,  dals  sie  ihren  Besitz  verkaufen  und  dorthin  ziehen  würden, 
wo  sie  sich  ihrer  früheren  Freiheiten  und  Privilegien  erfreuen  könnten. 
Auf  Grund  dieser  in  aller  Unterthänigkeit  erteilten  Belehrung  er- 
suchten nun  die  obersten  Beamten  und  Räte  um  die  WiederherKtellung 
des  früheren  Zustandes,  also  um  die  Wiederbelebung  aller  Rechte  und 
Freiheiten,  wie  sie  vor  der  Rebellion  bestanden  hatten,  wie  dies  Sein© 
Majestät  in  deju  Patent  vom  20 .  September  1623  mit  Brief  und  Siegel 
versprochen  habe.  Nachdem  sie  darauf  ihre  Zustiniumng  zu  den  ver- 
schiedenen   von   ihnen   verlangten  Steueni    rühmend    hervorgehoben, 
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empfahlen  sie  die  EütkissuDg  des  iriuizen  Waklsteinschen  RegimeuU, 
weil  Prai?  nihig  sei  und  keiner  Besatzung  benötige.  SchHeLslioh  be- 
mühten sie  sich  allen  Sorgen  des  Kaisers  in  Ansehung  seiner 
liehen  Sicherheit  bei  einer  lieise  nach  Prag  zu  beixei^nen ;  er  könoe 
neben  seiner  Leibgarde  not*h  etwas  Reiterei  und  Fafsvolk  in  der  Prajjer 
Burg  oder  in  der  Stadt  eiu<iuartieren,  übrigens  möge  er  versichert 
sein,  dafs  auch  sie  selbst  ihn  mit  Leib  uud  Leiien  schützen  würden  ^ 

Wenn  irgend  eine  Vorstellung  den  Kaiser  in  der  Verfassungsfrage 
den  ständischen  Wünschen  liätte  geneigt  machen  können,  so  war  es 
diese  Denkschnft^  die  von  Ergebenheit  tlberflols  und  von  Personen 
herrührte,  deren  Treue  keinem  Zweifel  unterlag.  Allein  Ferdinand 
war  für  keine  Nacfigiebigkeit  zu  gewinnen.  Schon  auf  die  Nachricbl 
von  deju  Fenstersturz  in  Böhmen  hatte  er  der  Erklärung  zugestimmt, 
tue  Krone  dieses  Lande.^  sei  nichts  wert,  wenn  das  Hegiment  nicht 
geändert  würde;  er  wollte  sich  daher  jetzt  die  Gelegenheit  nicht 
entschlüjden  lassen,  das  Regiment  in  einer  Weise  einzurichten, 
die  nicht  blofs  die  Wiederkehr  des  Aufstandes  unmöglich  machen, 
sondern  auch  seine  königliche  Auktorität  gegen  jede  Aoleindung 
schützen  sollte.  Er  beantwortete  daher  zwar  die  Eingabe  der  obersten 
Beamten  und  Rate  in  gnädiger  W^eise,  gab  aber  uicht  die  geringste 
Zusage,  sondern  vei-sprach  nur,  dafs  er  die  betreffenden  Freiheiten 
einer  fleifsigen  Prüfung  unterziehen  und  ,,wo  es  die  Notwendigkeit  er- 
fordern würde,  zur  Verhütung  künftiger  Irruiagen  erbautem"  und  so 
bekräftigen  würde.  Zugbich  vei'sprach  er  sobald  als  möglich  in  Prag 
einzutreffen,  um  das  Land  von  den  daselbst  ganiisonierenden  Truppen 
zu  enthisten-. 

In  Befolgung  der  kaiserlichen  Aufträge  ^.chrieb  Liechtenstein  die 
neuen  Steuern  am  23.  Dezember  1624  für  das  folgeude  halbe  Jahr 
aus,  wobei  mehr  als  gewöhnlich  von  der  unermüdlichen  Fürsorge  des 
Kaisers  für  das  Wohl  des  Landes  die  Rede  war  und  auch  seine  An- 
kunft im  Lande  in  sichere  Aussicht  gestellt  wurde.  Jeder  Herrschafts- 
besitzer mniste  für  jedeu  seiner  ansässigen  Unterthanen  27  Kreuzer 
monatlich,  jeder  Unterthau  23  Kreuzer  erlegen,  jeder  Hausbesitzer 
in  einer  königlichen  Stadt  46,  jeder  Kauf-  oder  Handelsmann  um 
jeder  Freibauer  69,  jeder  Pfarrer  15,  jeder  Schafhirt  36,  jeder  Knecht 
15  Kreuzer.  Ebenso  wurde  auf  die  Ansässigkeiten  eine  Getreide- 
kontribution ausgeschrieben  und  zwar  für  die  ersten  beiden  Monate 


'  Böhmisches  Statthallerciarchiv:  Die  obersten  Beamten  und  R^te  an  den 
Kaiser  dJ.  14,  Dezember  1624, 

*  Ebenda:  Der  Kaiser  an  die  obersten  Beamten  und  Rate  Böhmens  dd. 
10.  Januar  1624. 
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<?iue  doppelt  so  hohe,  nh  für  tlie  folgenden  vier.  Den  Juden  wunie 
ein  Pausehalbetras  von  5000  Tiialern  monatlich  voriiesrbrieb^ü  Diese 
Summe  war  verhitltßismäfsi^  sehr  hoch  und  es  bedurfte  daher  nicht 
der  Kinwirkun^(  des  mit  Liechtenstein  wepen  des  Mynzvertra«jrs  rn»? 
verbundenen  Jmlen  Bassevi,  dafs  sich  der  Statthalter  der  Juden  annahm, 
sondern  nur  einiger  Einsicht  und  menschlichen  Erbarmens,  Er  empfahl 
deshalb  dem  Kaiser  zwar  nieht  eine  geringere  Steuer  von  ihnen  ein- 
zufordern, wühl  aber,  dafs  sie  blofs  die  Hälfte  bar  zu  erlej^en  hatten, 
die  andere  von  den  früher  geleisteten  Darlehen  abschlagen  dürften. 
Ebenso  erflossen  in  diesen  Tagen  die  Verordnuo^'en  wegen  Einhebung 
der  Wein-  und  Ochsen  Steuer  *.  Ob  der  Kaiser  dem  Wunsche  Liechten- 
steins bezüglich  der  Juden  nachkam,  ist  nicht  bekannt;  doch  wollte 
auch  er  den  Juden  in  Anbetracht  der  Verdienste  Bassevis  eine  Gnade 
zukommen  lassen  un(J  trug  dem  Fürsten  auf,  ilie  Juden  bei  ihren 
Freiheiten  und  Privilegien  zu  schützen  imd  sie  von  niemandem  an- 
tasten zu  lassen.  Bei  dieser  bis  dahin  nie  bewiesenen  Teilnahme  ist 
zu  vermuten,  dafs  die  Juden  in  Böhmen  den  Sieg  anf  tlom  Weifsen 
Berge,  den  sie  aus  Furclit  und  Unterthänigkeit  bereits  vorher  zu 
einem  Feiertage  in  ihrem  Kalender  erkläil  hatten,  jetzt  aus  Über- 
zeugung feierten-. 

Gegen  Ende  Januar  hatte  mau  in  Böhmen  bereits  genügeml 
gi'ofse  Sunmien  zur  Hacd,  um  dem  Holsteinischen  Iteiterregiment  den 
schuldigen  Sold  auszuzahlen  und  dasselbe  abzudanken.  Nun  machte 
aber  der  Herzog  von  Holstein  Schwierigkeiten;  er  wollte  nicht,  dafs 
die  Kompagnien,  da  wo  sie  liigen  ausbezahlt  und  abgedankt  würden, 
sondern  verl anmute,  dafs  sie  sich  zuvor  alle  in  Leitmeritz  versammeln 
und  dort  die  Auszahlung  und  Abdankung  vor  sich  gehen  sollte.  Man 
sieht  daraus,  dafs  von  einem  Aruieekommando  und  von  einem  Gehor- 
sam der  obersten  Offiziere  in  OsteiTeich  keine  Rede  und  die  Vorwürfe 
Maximilians  nur  zu  begründet  waren.  Erst  gegen  Ende  Febmar 
wui'de  das  Holsteinische  Regiment  thatsächlich  abgedankt  Vielleicht 
würde  sieh  die  Abdankung  noch  verzögert  haben,  wenn  nicht  damals 
der  König  von  S|>anien  mit  Erlaubnis  des  Kaisers  Werbungen  für 
Mailand  angestellt  hätte,  was  zur  Fol^e  hatte,  dafs  die  Soldaten  die 
Abdankung  willig  annahmen^  weil  ihnen  eine  neue  Änwerbimg  winkte*. 


1  Prager  erxbiscköfliches  Archiv:  Stetierpat eilte  Liechtensteins   dd.  23.  und 

28.  Dezember  1634.  —  Archif  des  k-  und  k.  Reiche finanzministeriumB :  Liechtenstein 
aji  den  Kaiser  dd.  18.  Dezember  1624. 

=*  Böhmisches  Statthaltereiarchiv:  Ferdinand  II.  an  Liechtenstein  dd.  28.  Februar 
1625. 

•  Archiv   von   Raudnitz:    Michna  an   Lobkowitz  dd*   23.   JaouAr,    15.  und 

Giadtlj,  QtfgvnnfoTTDEitioii  in  Böhtoen.  26 
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Im  Laufe  des  Winters   1624/25   wurde  zwar  Böhmen   von   dem 
gröfseren  Teil  der  Tmppen  befreit,  aber  da  die  Prager  Garnison  nicht 
vermindert  werde  und   Musteq^lätze  für  die  auf  spanische  Rechnun«; 
geworlK»iien  drei  Iletrimeuter  aufgewiesen  wurden,  so  w^aren  dem  Landt« 
noch  immer  grofse  Opfer  zugemutet.     lo  Wien  glaubte  man  der  Ge- 
treideliefeiuui:  für  die  Monate  Mai  und  Juni  eutraten  zu  können,  un<l 
verlangte  statt  ihrer  Geld,  das  man  zur  Unterhaltung  zw*^ier  in  Mähren 
einquartierter  Regimenter  verwenden   wollte;    aulserdem    sollte   noch 
eine    neue   Steuer  zur  Errichtung   einer  Ci tadeile  in    Prag    erhoben 
werden.    Gegen  diese  Zumutungen  wehrten  sich  ilie  nbersteu  Landes- 
beamten  nicht,  aber  sie  stellten  dem  Kaiser  vor,  diifs  man  das  Getreide 
für  das  in  Böhmen   noch   iiinner  stationierte  Volk  brauche  und  dann 
dasselbe  um  einen  höheren  Preis  werde  ankaufen  müssen,  ferner,  dafs 
man  auch  für  die  Besoldung  der  niederen  Beamten  im  Lande  sorgen 
müsse  und   die  allfalligen  Steuern  nur  zu  diesem  Zwecke  verwenden 
dürfe.    Übrigens  klagten  auch  die  obersten  Beamten,  dafs  sie  keinen 
Gehalt  mehr  empfingen;  aber  sie  konnten  leichter  warten,  da  sie  durüh 
die  teils  geschenks weise,   teils  gegen  geringe  Zahlungen  erworbenen 
Güter   gesichert    waren;    allerdings   litten  auch    sie    verhriltnisniäisig 
Not,   da  das  Einkommen   aus  den   Gütern   mitunter  ganz    sehwand, 
gröfstenteils  aber  so  gering  wie  möglich  war.     Wie  sehr  die  Steuer- 
kraft  des  Landes   geschwunden   war,   ergiebt  sich    auch  aus   einem 
Bericht  über  den  Ertrag  der  Geldsteueni  für  die  Monate  Januar  bis 
April.  Darnach  hatten  sämtliche  Kreise  die  Summe  von  21*078  Gulden, 
die  Juden  statt  20  000  Gulden  blols  10  000  bezahlt;  immerbin  hatten 
dieselben  al>er  im  Verhältnis  zu  ihrer  Zahl  und  ihrem  Vermögen  das 
auiserordentlichste  geleistet.     Der  geringe  Eiti'ag   der  Steuern    wird 
auch   riadurch   erklärlich,   dafs  viele  Personen   den  Steuereinnehmern 
statt   der  Steuer  (^>uittungen    ablieferten,   in  denen  die   Offiziere    die 
von  ihnen  erhobenen  Kontributionen  bestiltigten.    Bei  dieser  Gelegen- 
heit ersehen  wir,  dafs  noch  immer  die  Steuerreste  aus  den  lievolutions- 
Jahren  1618—1620  eingemahnt  wurden   und  auch  die  Stadt  Budweis, 
die  doch  während  dieser  Zeit  ein  leuchtendes  Beispiel  der  Treue  ge- 
geben und  eine  langwierige  Belagerung  ausgestanden,  zur  Nachzahlung 
derselben  an  geh  alten  wurde.  Sie  tauchte  sich  von  derselben  durch  eine  an 
den  Kaiser  gerichtete  Bitte  zu  befreien;   ob  diese  Bitte  Erfolg  hatte, 
ist  nicht   bekannt.     Die   Vorstellungen   der   obersten  Landesbeamten 
hatten  zur  Folge,  dais  die  Getreidekontribution  blofs  für  den  ^lonat 


19.  Febniar  1625.  —  Archiv  von  Nnchod:  Patent  des  Kaisers  bezüglich  der  spanischen 
Werbungen  du.  6.  Rlara  1025, 
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Juni  in  eine  Geldstener  umgewandelt,  den  Juden  aber  die  Zahlung 
von  6000  Thalern  aufgetra^jeu  wurde.  Zugleieli  wurde  auch  der 
böhmischen  Kaiiimer  die  Abfuhr  von  20000  Thalern  für  den  kaiser- 
lichen Hof  anbefohlen  ^ 

Inwiefern  man  diesem  Auftrage  Folge  leistete ,  ist  nicht  bekannt, 
es  ist  aber  sehr  zweifeihiift,  dafs  die  verlangten  20  000  Thaler  that- 
sächlich  nach  Wien  al>geliefert  wurden,  zumal  eine  neue  Bedrückung 
für  das  Land  im  Anzüge  war.  Der  Kaiser,  der  wegen  der  von  Däne- 
mark und  dem  niedersächsischeii  Kreis  drohenden  Kriegsgefahr  von 
dem  Kurfürsten  Maximilian  von  Bayern  ununterbrochen  zu  neuen 
Rüstungen  gemahnt  wurde,  durch  seine  unbeschreibliche  Finanznot 
aber  vielmehr  zur  Entlassung  als  zur  Verstärkung  seines  Heeres  ge- 
drängt war,  machte  endlich  von  dem  wiederholten  Anerbieten  WaJd- 
steins,  eine  Armee  auf  eigene  Kosten  zu  werben  und  erst  später  die 
Bezahlung  hiefür  zu  verlangen,  Gebrauch.  Wablstein  erschien  wie 
ein  Retter  in  der  Not.  Während  der  Monate  April  und  Mai  einigte 
er  sich  mit  dem  Kaiser  über  die  Ausrüstung  einer  Armee  von 
20  000  Mann,  von  «lenen  ein  Teil  in  Böliinen  geworben  und  kon- 
centriert  wurde.  Der  Kaiser  verlaugte  nun  von  Bühiuen  die  Voraus- 
zahlung von  100  000  Thalern  auf  die  Kontribution  des  zweiten  Halb- 
jahres (1625),  um  damit  die  SoldfordeiiinL^en  einiger  alter  Regimenter 
zu  begleichen  oder  iliren  ungehinderten  Abmarsch  nach  dem  Reiche 
zu  ermöglichen.  An  die  Truppen  erliefs  er  ein  Verbot,  ihre  Nahrungs- 
mittel ohne  Zahlung  zu  refjuinereii ,  Wahlstein  aber  trug  er  auf,  den 
Steuereiimehmern  bei  der  Erhel)ung  der  Steuern  eine  Anzahl  Soldaten 
zur  Verfügung  zu  stellen.  Dafs  gewaltsamer  Widerstand  gegen  die 
Steuereinnehmer  befürchtet  wurde,  ist  begreiflich,  wenn  man  weil's, 
dafs  auf  die  Steuern  für  die  ersten  vier  Monate  des  Jahres  nur 
29  078  Gulden  eingegangen  waren ;  wie  konnte  man  hoffen ,  auf  die 
Steuer  des  zweiten  Halbjahres  eine  Vorauszahlung  von  100  UOO  Thalern 
zu  erlangen,  wenn  man  den  Steuertrilgern  nicht  geradezu  das  Messer 
an  die  Kehle  setzte?  Die  obersten  Landesbeamten  machten  trotzdem 
keine  Vorstellungen,  sondern  bestinmiteu,  dafs  von  jeder  Bauern- 
ansässigkeit monatlich  ein  Thaler  gezahlt  werden  solle;  der  Grundherr 
sollte  drei  Siebentel,  der  Bauer  vier  Siebentel  erlegen,  die  Bürger 


*  Böhmisches  Statthallereiarehiv:  Die  obersten  Landeslieamten  an  den  Kaiser 
dd,  2:1.  April  162-5.  Bericht  über  die  SteucrkMstungen  dd.  27.  Mai  1625.  Ferdi- 
nand 11.  aa  die  oljerstea  Laiidesbeamten  dd.  2ö.  Mai  1625.  Die  Stadt  Budweis 
an  den  Kaiser  (iiniiatiert).  Der  Kaiser  au  die  böhmische  Kammer  dd.  28.  Mai 
1625.  Die  bohmischR  Hofkanzlei  an  die  böhmische  Kammer  dtl.  29.  Mai  162.i.  ^ 
Prager  Stadtarchiv:  Steuerpatent  dd.  2b.  Mai  1625. 
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sollten  für  flenselben  Zeitraum  2  Thaler,  die  Kauf-  und  Handelsleute 
etwas  wenitrer  als  acht,  die  Freibauern  drei  Thaler,  die  Pfarrer 
35  Kreuzer,  die  Juden  xusamnieo  etwas  über  7280  Thaler  zahlen \ 
Es  war  das  die  bödiste  Steuer,  die  tnan  bisher  iu  Böhmen  eingefordert 
hatte.  Selbst  die  Mietsleute  iu  den  könijilichen  Städten  und  auf  dem 
Lande  wurden  diesmal  nicht  freigelassen,  4Soudern  ihnen  eine  Steuer 
von  monatlicli  drei  Kreuzern  auferle^i^t.  Diejeniiiren,  die  binnen  Monats- 
frist die  fällige  Steuer  nicht  erlegt  haben  würden,  sollten  zur  doppelten 
Zahlung  anj^ehalteu  und  nötjfjenfidls  alle  ihre  fahrende  Habe  und, 
falls  diese  nicht  ausreichen  würde,  auch  ihre  liegenden  CUUer  verkauft 
werden.    An  Drohungen  liefs  es  also  das  Patent  nicht  fehlen  *. 

Als  E^t^'elt  für  diese  Leistunf]jen  wurde  aber  Böhmen  weiii^'stens 
von  dem  iu  demselben  lagernden  Kriegsvolk  befreit.  Zwar  raufsle 
Böhmen  noch  ertragen,  dafs  durch  dieses  Land  die  Tiaippen,  die  in 
Mähren  und  Österreich  ^^araisoniert  waren,  mit  Waldstein  ins  Reich 
zo«;en  und  auf  diesem  Zuge  verproviantiert  werden  mufsten,  aber  das 
Ende  der  Leiden  nahte  heran*  Der  Kaiser  ernannte  übriprens  den 
Oben^ten  Aldringer  zum  Muster-,  Zahl-  und  KinqüartierungskomniissÄr 
und  trug  ihm  auf,  für  die  nötige  Ordnuu|j;  beim  Durchzuge  der  Truppen 
zu  sorgen.  Es  war  dies  nötig,  da  zahlreiche  Soldaten  und  Offiziere 
sich  von  ihren  Regimentern  trennten  und,  statt  nach  Deutschland  zu 
ziehen,  in  Mahren  heramsch weiften^. 

Mit  dem  Abzüge  der  Truppen  trat  aber  in  der  llaltuntr  der  Be- 
völkerung eine  bemerkenswerte  Änderung  ein.  Die  Einquartierung 
zahlreicher  Truppen  in  Böhnjen  liatte  liis  dahin  bewirkt,  dafs  trotz 
des  unsäglichen  Druckes,  der  auf  dem  Lande  lastete,  weder  die 
städtische  noch  die  Lantlbevölkerung  sich  zu  einer  gewaltsamen  Wider- 
setzlichkeit hinreifsen  liefs,  und  die  Entsclilossensten  lieber  aus- 
wanderten oder  zum  Kriegsdienste  ihre  Zuflucht  nahmen.  Jetzt,  wo 
das  Land  seiner  Bedränger  fast  ganz  entledigt  war,  wülirend  die  ge- 
waltsame Gegenrefonnation  die  Einwohner  von  neuem  aufreizte,  er- 
hoben sich  die  Bauern  hie  und  da  zu  gewaltsamem  Widerstände.    Der 


*  Archiv  von  Raadnitz:  Michna  an  Lobkowite  dd.  14.  .hini  1625.  —  Böhmische« 
JStatthaiterüijircliiv :  Ferdioaüd  IL  an  die  obersten  Landesbeamten  dd.  14.  Juni 
1625.  Feidiuafidä  II.  befehle  fftr  die  Truppen  dd,  14.  Juni  1625.  Ferdinand  an 
Waldstein  dd.  14.  Juni  1625. 

*  Böhmisches  StattlialtereiarchiT:  Steuerpatent  dd.  11,  Juni  162o,  Die  böhmische 
Kammer  an  die  Stoiirreinnebnier  dd.  26.  Juni  1625. 

"  Ebenda:  Ferdinand  IL  an  die  obersten  Landesbeamten  dd.  30,  Jimi  1625- 
Patent  Ferdinands  II.  dd.  8.  Juli  lt>25.  — Archiv  von  Neuhaos:  Befehl  der  böhmischen 
Kammer  an  Herman  Cemin  dd.  14.  Juni  1625.  —  Prager  Stadtarchiv:  Patent  Ferdi- 
nands  U.  dd.  2.5,  Juli  1625, 
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erste  uod  bedeutendste  Aufstand  brach  auf  fler  Hen'scliaft  Markers- 
dorf  aus.  Dieses  Gut  gehörte  dem  Otto  Heinrich  vnn  Wartenberg, 
demselben,  dessen  Gattin  EHsal)eth  Sniificky  im  Jahre  1619  sieh  im 
Schlosse  Ji^in  in  die  Luft  ^^espren^rt  hatte'.  Wartenberpr,  von  der 
revolutionären  Regierung;  schimpflich  behandelt,  war  nach  Sachsen 
entflohen  und  hatte  dem  Kurfürsten  bei  der  Bekämpfung  iler  Böhmen 
und  ihrer  Verbündeten  Dienste  freieistet,  so  dafs  ihn  dereelbe  dem 
Kaiser  empfahl.  In  der  That  wurde  er  in  dem  Konfiskationsprozesse 
von  jeder  Schuld  freigesprochen  (13.  Juni  ll>23)  und  im  Besitze  seines 
Vermögens  belassen.  Er  vergröfserte  dasselbe  durcli  ilen  Ankauf  der 
Herrschaft  Markersiloif ,  hei  welcher  Geh'genheit  ihm  der  Kaiser  von 
der  Kaufsumme  15  000  Thaler  schenkte;  eine  Verjrünsti^nmii ,  deren 
er  sich  dadurch  würdij:!:  zei^4e,  dals  er  im  Jahre  1623  zum  Katholi- 
cismus  übertrat  und  nunmehr  seine  früheren  Glaubensfj^enossen  eifiig 
vei*folgte.  Seinen  Unterthanen  in  Markersdorf  setzte  er  im  Jahre  1625 
eine  seehswüchentliche  Frist,  binnen  welcher  sie  sich  als  Katholiken 
erklären  sollten.  Da  sie  nach  Ablauf  derselben  seiner  Aufforderung 
niclit  ¥u]^e  leisteten,  verbot  er  die  Feier  des  Kirilnveihfestes»  die  in 
Güntersitorf  ( Huiitifov) ,  einem  auf  der  Herrsciiaft  gelegenen  Dorfe. 
am  26.  Oktober  vor  sich  gehen  sollte  und  liefahl  abermals,  dals  die 
Glaubensändenmg  binnen  8  Tagen  vor  sich  gelien  sollte.  Auch  sonst 
bedrückte  er  seine  Unterthanen  auf  mannigfache  Weise;  bezahlte  die 
Handwerker  für  ihre  Arbeiten  nicht,  nahm  den  Bauern  willkürlich  einen 
Teil  ihres  Viehes  und  erhob  von  ihnen  nach  Belieben  Strafgelder  u.  a. 
Ein  Krämer  namens  Tenner,  der  sich,  wahrscheinlich  wegen  er- 
littenen Druckes,  aus  seiner  Heimat  entfernt  hatte,  aber  wieder  zurück- 
gekehrt war,  l>eriet  sich  heindich  mit  seinen  Freunden  in  Güntei'sdorf, 
wie  man  sich  dem  Gebote  des  Herrn  entziehen  könnte,  und  einigte 
sich  am  folgenden  Tage  mit  ihnen  und  den  Bewohneni  mehrerer 
anderer  Dörfer  dahin,  dals  sie  eine  Bittschrift  überreichen  und  um 
Aufschub  auf  so  lange  ersuchen  wollten ,  bis  auch  die  Dörfer  auf  an- 
deren Gütern  sich  zur  Glaubensandening  entschlossen  haben  würden. 
Noch  bevor  die  Bittschrift  entworfen  war,  bekam  Wartenherg  Kunde 
von  der  Versammlung,  rief  sechs  seiner  Unterthanen,  die  neben  Tenner 
an  der  Spitze  der  Bewegung  standen,  zur  Verantwortung  nach 
Markersdorf,  wo  er  mit  seiner  dritten  Gemahlin  Haus  hielt,  liefs  sie 
in  Ketten  legen,  drohte  ihnen  mit  dem  Tode  und  liels  zugleich  Marter- 
werkzeuge aus  einem  benachbarten  Orte  bringen.  Tenner  berief 
darauf  eine  zweite  Versammlung,   an  der  sich   nicht  blofs  Markers- 


1  Gmdelyi   Geschichte  des  SOjährigen  Krieges,  Band  II,  Seite  328  uiid  folg* 
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dorfer  Unterthanen ,  sondern  ancli   die  Bewohner  anderer  herrscliaft- 
licher  Gebiete   beteiligten.     Auf  dieser  wurde  abermals    beschlossen, 
sich  bittlich  an  Wartenber^  zu  wenden,  aber  wenn  dies  nichts  fruchten 
würde,   die  Gefan^'enen   mit   Gewalt  zn  befreien.     Alle  Anw^esenden 
bekräftif,'ten   iliren  Beschlufs  zuerst  tliirch  Gebet  und  dann  durch  Be- 
rllhrung  eines  Stockes.    Als  die  Teihiehmer  der  VersainmluDp  in  die 
Dörfer  zurik^kkehrten ,   wurden  sie   von  den  Frauen  der  Gefaiigenefl 
erwartet,  die  kbi^lieli  um  Hilfe  baten,    weil   es  ihren  Männern  ans 
Leben  gehe»    Olme  sich  weiter  zu  bedenken,  griffen  nun  die  Baueni 
zu  den  Waffen;  jedes  Haus  rtlstete  drei  Personen  mit  Spiefsen,  Dresch- 
flegeln, Musketen  oder  Äxten  aus,  und  diese  langten  am  Dienstag  yach- 
mittag  um  2  Uhr  vor  dem  Schlosse  in  Markersdorf  an.    Als  Wartenl)er]^ 
den  Anzug  der  Menge  bemerkte,  liels  er  schnell  alle  Thore  schliefeeo 
und  fragte  darauf  zum  Fenster  hinaus,   was  das  Begehren  der  Leute 
sei*    Als  sie  vor  allem  die   Freigebung  der  Gefangenen    verlangten, 
lief  er  zu  diesen,  nahm  ihnen  die  Eisen  von  den  Ftlfsen  und  gab  sie 
frei.    So  tyrannisch  er  sich  froher  benommen  hatte,  so  feig  benahm 
er  sich  jetzt;   er  wagte  sogar  nicht   mehr,    ans  Fenster    zu   treten, 
sondern  liefs  die  Baueni  durch  andere  Personen  um  ihr  weiteres  Be- 
gehren  fragen.     Als  sie  auch  Ersatz  für  den  erlittenen  Schaden  ver- 
langten, gestand   ihnen  Wartenberg  densellteu  ohne  w^eiteres  ZOgeni 
zu,   knüpfte  aber  daran  die  Bitte,  dals  sie  abziehen  sollten.     Den 
Baueni  genügte  das  Versprechen  nicht;  sie   wollten  eine  schriftliche 
Versichcnmg ,    dals  Warteiiberg   ihr  Beginnen  nicht  an  ihnen  rächen 
würde.    Als  er  auch  dieser  Forderung  nachgab  und  sogar  versprach, 
einige   benachbarte  Herren   um  die  Mitfertigung  dieser  Versicherung 
zu  bitten,   zogen  die  Baueni,   durch  die  unerwartete  Nachgiebigkeil 
ihres  Herrn  zu  noch  gröfserer  Begehrlichkeit  aufgereizt,  dennoch  nicht 
ab,  sondern  stellten  immer  neue  Forderuugeu.    Um  sie  zu  beruhigen, 
verhandelte  W^artenberg  mit  ihnen   durch  seinen  Kaplan»   durch  die 
Richter,  durch  den  Briluer  und  durch  einige  Männer  und  PYauen,  auf 
die  er  Hoffnung  setzte,   aber  nichts  war  im  stände,   die  Bauern  zum 
Abzüge  zu  bewegen.    Da  er  seinen  Bedrängern  endlich  das  schlimmste 
zutraute,  warnte  er  sie  vor  Blutvergiefsen,  weil  dies  gewifs  nicht  un- 
gerächt  bleiben  würde.     So  war  die  Nacht  heraugekoramen ,  während 
welcher  die  Bauem  Wachtfeuer  um  das  Schlofs  anzündeten;  Waiteo- 
berg  verbrachte  die  Zeit  teils  mit  Beten  und  Schreiben,  teils  mit  VoV 
bereitungen  zum  gewaltsamen  Widerstand,     Auch  an  Flucht  hatte  er 
gedacht,  aber  seine  Frau  mahüte  ihn,   sich  zur  Wehr  zu  setzen  und 
fertigte  mit  den  Mägden  die  ganze  Nacht  hindurch  Pechkränze  au. 
Als  der  Morgen  hereingebrochen  war    und   die  Bauern  von  dm 
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VorbereitungeD  zu  gewaltsamer  Abwehr  eiliuhreu,  rannten  sie  das 
Haiipttlior  mittelst  eines  Hebebauiiies  ein  und  gelangten  so  in  das 
SchloJk.  Warteuberg  Hücbtete  mit  seiner  Frau  in  den  Keller  und  von 
da  durch  einen  Gang  in  das  Bräuhaus  und  bat  den  daselbst  anwesen- 
den Mälzer  um  Hilfe,  worauf  dieser  ihn  und  seine  Frau  auf  dem 
obersten  Borten  vei-steckte.  Allein  die  Bauern  durchsuchten  alle 
Räumlichkeiten  und  gelangten  allmiUilicli  auch  in  die  Nähe  des  Ver- 
stecks. Die  Frau  verliels  nun  (bis  Ven^teck  und  bat  auf  den  Kiiieen 
um  Gnade;  allein  die  Bayern  verlangten  unter  Tofiesandrobung,  dafs 
sie  angebe,  wo  ilir  Gatte  sei.  Unterdessen  hatte  einer  der  Bauern 
den  Gesuchten  izefunden  und  rief  die  anderen  herbei.  Man  schleppte 
den  UugUlcklichen  über  die  Stiege  herab  und  schlug  ihn  mit  einer 
Holzaxt  iu  den  Rücken,  Als  die  Peiniger  mit  ihm  bei  seiner  Frau 
anlangten,  wollten  sie  ihm  liier  den  Garaus  machen,  änderten  aber 
ihre  Absicht  und  schlepi)ten  ihn  samt  der  Frau  ins  Freie.  Hier  führte 
der  Richterssolm  aus  Markersdorf  den  tödlichen  Streich  gegen  Warten- 
berg, worauf  auch  die  Frau  ermordet  wurde.  An  den  beiden  Leich- 
namen machte  sich  die  Wut  der  Menge  in  grausiger  Weise  Luft; 
zuöi  Schlufs  nmfste  jetier  der  Anwesenden  mit  einer  Gabel  einen 
Schlag  auf  sie  thun,  zum  Zeichen,  dals  sich  alle  an  dem  ^lorde  be- 
teiligt hätten.  Erst  am  Abend,  als  die  Menge  sich  verlaufen  hatte^ 
wagten  sich  einige  Dienstleute  hervor,  wusclien  die  Leichname  und 
legten  sie  in  einen  einfachen  Sarg.  Am  Tage  nach  vollbrachtem 
Morde  schworen  sich  die  Bauern  wechselseitig  Hilfe  gegen  eine  all- 
fällige wider  sie  durchzuführende  Exekution,  wälilten  einen  Ausschufs, 
der  sich  mit  den  Verteidigungsmafsregehi  beschäftigen  sollte,  legten 
sich  eine  Steuer  zxim  Ankauf  von  Waffen  und  Pulver  auf  und  ge- 
wannen den  Advokaten  Bernt  aus  Böhndsch-Leipa,  dafs  er  ihre  An- 
gelegenheit mit  der  Feder  vertrete'. 

Dieser  Advokat  begann  seine  Thätigkeit  damit,  dafs  er  im  Namen 
der  Bauern  ein  Schreiben  an  die  bölunische  Kammer  richtete,  in 
welehem  er  den  begangenen  Mord  zu  rechtfertigen  suchte.  Das 
Schreiben  langte  am  1.  November  in  Prag  gerade  in  dem  Augenblicke 
an,  als  die  Landesbeamten,  die  in  Abwesenheit  Liechtensteins  dessen 
Amt  versahen  und  von  dem  Aufstand  in  Markersdorf  bereits  Kenntnis 
hatten,  den  beiden  Leitmerit^er  Kreishauptleuten  den  Auftrag  er- 
teilten,   sich   tler  Übelthäter  zu   bemächtigen   und  sich  hiebei  der  in 


'  Böbmiscbes  StattJiftltereiarchiv :  Ausfülirliche  Besclireibung  der  Ermordung 
to  Heiöricbs   von   Wiirtenberg  dd.   2,  Januar  1626.    Die  Statthalter  &n  üerliard 
ron  Tttxis  dd.  24.  Dezember  1625. 
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Leitmeritz  lagernden  Reiterkompa^^nie  zu  bedienen  ^    Berichte,  wel< 
wahrschtnniich  aus  Leitmeritz  einliefen,  ergaben  jedoch,  dafs  man  zur 
Biinjpfunir  der  Markersdorfer  Bewegung  gröfserc   nnlitarische   Mittel 
aufbieten  müsse,  und  so  erliefsen  die  Stattlialter  mit  Zustitiimung  des 
Kaisers  an  den  bereits  zum  Obei'sten  beförderteo  Don  Maitiu  Huertj 
den  Befebl,   mit  Reiterei  und  Fufsvolk  nach  Markers* lorf  zu  rttcken. 
lü  Bölimen  befanden  sich  damals,  soweit  bekannt,  nur  einige  FähnJeiu 
Fulsvolk,  welche  in  Prag,  Königgriltz,  lüittenherg  und  einigen  anderen 
Orten  stationiert  waren,   und   das  Marradassche  Reiterrejjinient.     Da 
mau  die  Städte  von  dem  daselbst  garnisouiereuden  Fufsvolk  nieht  ent- 
blöfseu  wollte,  andererseits  aber  zur  Dilinpfung  des  Aufstand  es  Fuls- 
volk  notwendig  war,   so   liefs  der  Kaiser  fünf  Fähnlein  des  Breuner- 
ßchen  Fufsregiments  ins  Land  rück^ai,  von  denen  die  Statthalter  dem 
Huerta  zwei  zur  Verfügung  stellten.    Bald  darauf  eifuhren  sie,   dafs 
die  zum  Widei-stand  entschlossenen  Bauern  durch  den  Zuzug  benach- 
barter Gemeinden  auf  5000   Mann  angewachsen  seien    und    sich  bei 
Schandau  aufgestellt  hatten,  dafs  sie  sogar  ilber  einige  Gesehötze  ver- 
fügten  und  sich  ihnen  der  Herr  von  Redern,   der  ehemalige  Besitzer 
der  Herrschaften  Reicheuberg  und  Fried laml  und  ein  Herr  von  Kinsky 
angeschlossen  und  ihnen  Munition  zugefülirt  htitten.    Sie  forderten  da- 
her Huerta,  der  noch  immer  in  l*isek  und  Sirakonic  das  Heforniations- 
Werk  betiieb,  zur  muglidisten  Beschleunigung  des  Angriffs    auf  und 
stellten  ihm  noch  eine  dritte  Reiterkompagnie,   einiue   Huiulert  Fufs- 
knecbte,  die  man  aus  Königgiiltz  und  Kuttenberg  nehmen  wollte,  und 
ein  drittes  Breunersches  Fähnlein  zur  Verfügung.    Später  in  Prag  an- 
gelangle Berichte  zeigten  jedoch,   dals  die  Zahl  der  widerspenstigen 
Baueru  bedeutend  übertrielien  war,  und  dafs  man  auch  mit  gelingen 
Mitteln  der  Äufstiindischeu  Herr  werden  würde;  ja  zuletzt  erfuhr  man, 
dafs  die  Bauern  ruhig  zu  Hause   in  Markers^buf  säfsen  und  sich  der 
Verhaftung  der  Rädeisführer  voraussichtlich  nicht  widei*setzen  wUrden. 
Die  Landesbeamten  hielten  deshalb  rlen  Marsch  der  Reiterei  nicht  ftli* 
notwendig   und    ersuchten   den  Obei'st  Huerta,   auf  seinem  bisherigen 
Posten  zu  bleilien.    Mit  der  Verhaftung  der  Rädelsführer  betrauten 
sie  die  mit  Fui'svolk  nach  Markersdoif  abgeschickten  Kommissäre;  zu- 
gleich ersuditen  sie  <len  Regenten  des  Herzogtums  Friedland,  sich  in 
aller   Stille    des   Advokaten   Benit,    der    unzweilelhaft   wieder    nach 
Böhmisch-Leipa  zurückgekehrt  war,  zu  bemächtigen.    Gegen  Ende  dea^ 
Monats  Dezendjer  wurden  23  Rädelsführer  in  Haft  genonuneu ;    nei 


*  Ebenda:    Die   böhmischen  Statthalter   an  die  Leitnieritzer  Krt'ishatiptleute 
dd.  1    November  1625.    Die  Slattljalter  an  den  Kaiser  dd.  22.  November  1625. 
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Häupter  des  Aufstaudes,  darunter  auch  Tenner',  waren  jedoch  bereits 
entflohen.  Um  ihrer  habhaft  zu  werden,  bedrohten  die  Laitdesbeauiten 
die  übrigen  Markersd orfer  mit  Strafe  und  iioartieiteti  zn  diesem  Zwecke 
auch  Fiifsvolk  bei  iliuen  ein,  wiewohl  jede  Gefahr  auch  des  leisesten 
Widei-staiides  geschwunden  war.  Mit  der  Verwaltunir  der  vorläufig 
sequestrierten  Flerrsdiaft  Markersdorf  wurde  Herr  von  Wolkenstein, 
der  zweite  Gemahl  der  Mutter  des  eruiordeten  Wartenberg,  betraut^. 
Auch  Berat  wurde  in  Leipa  verhaftet;  es  stellte  sich  aber  heraus, 
dafs  er  im  Auftrage  Gerhards  von  Taxis  nach  Markersdorf  gegangen 
war,  um  die  dortige  Bewegung  auszukundschaften  und  nur  um  seiner 
Sicherheit  willen  den  Bauern  scheinbar  Dienste  geleistet  hatte.  Wahr- 
scheinlich wurde  Bernt  darauf  freigelassen^, 

Die  Untersuchung  wider  die  Gefangenen,  die  in  Prag  und  Aufsig 
gepflogen  wurde,  zog  sich  lange  hin,  weil  man  walirscheiulich  nach 
Konstatierung  fremder  Eintiüsse  suchte.  Da  sieb  aus  den  Verhören 
nichts  derartiges  ergab,  ordnete  der  Fürst  von  Liechtenstein,  {ier 
wieder  auf  seinen  Statthalterposten  zurückgekehrt  war,  bei  einigen 
Häftlingen  die  Anwendung  der  Folter  an.  Strenge  schien  um  so  not- 
wendiger, als  mittlerweile  in  Oberösterreich  ein  gewaltiger  Bauern- 
aufstand ausgebrochen  und  das  rteiterregiment  Marradas  und  das 
Breunersche  Regiment  nach  Olierösterreich  ablierufen  worden  waren, 
Graf  Martinitz  war  überzeugt,  dafs  die  oberösterreichischen  Bauern 
Einverständisse  in  Bölimen  unterhielten;  zahlreiche  Böhmen  hätten  in 
OberösteiTeich  Dienste  genommen,  wobei  sie  ihr  Gesieht  schwärzten, 
um  unerkannt  zu  bleil>en.  Martinitz  verlangte  deshalb  von  dem 
Kanzler  Lolikowitz,  dals  mindestens  die  Hillfte  der  beiden  Regimenter 
im  Lande  belassen  werde,  da  man  nur  so  allen  Gefahren  begegnen  könnte 
und  die  Beamten  und  Gutsbesitzer  sonst  ihres  Lebens  nicht  sicher  sein 
würden.  Da  der  Kaiserriehter  in  Aufsig  mit  der  Vornahme  der  Tortur 
zögerte,  angeblich  w^eil  es  an  einem  Schai-frichter  mangelte,  erteilte 
ihm  Liechtenstein  einen  scharfen  Verweis,  der  natürlich  die  gewünschte 
Wirkung  erzielte.     Das  Prager  Appellationsgericht  bestiltigte  die  in 


'  Tcnner  wird  in  einer  Urkunde  „Dehner**  g&schncben» 

*  Böhmiscbes  Stattbidtereiarcliiv :  Die  Stattbalter  an  Huerüi  tld.  10.,  13.,  16. 
und  24*  Dezember  1625.  Die  Statthalter  an  Gerbard  von  Taxis  <lib  24-  Dezember 
1625.  Die  Stattliaker  an  den  Kaiser  dd.  10.,  16.,  17.  und  24.  r>ezeraber  1G2-5. 
Die  Statthalter  an  die  Leitinentxer  Kreisliauptleute  dd.  20.  Dexeniber  1G25.  Die 
Statthalter  an  die  AÜstädt^^r  Staiitriditer  dd.  23.  Dezember  1625.  Die  Statthalter 
an  die  Landsassen  und  Inwohner  Böhmens  dd.  24.  Dezember  1625.  Die  Statt- 
halter an  den  Herrn  von  Wolkenstem  dd.  24.  Dezember  1625. 

*  Höhmiathes  Statthaltereiarchiv:  Der  HaiipUnann  zu  Nenschlofg  an  Gerhard 
von  Taxis  dd.  10.  .Januar  1626.    Gerhard  von  TiLsis  an  Waldstein  dd.  8.  Miirz  1626. 
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12.  Sept. 
1626. 


Aiifsig  gefällten  Uiteile  (am  20.  Juni).  Die  lliuriflituu^^  der  in  Fi 
gefangen  Gehaltenen  verzö|-Trte  sieh  jedoch;  man  ordnete  wahrschein- 
lirh  eine  zweite  peinliche  Befm^'iiiig  derselben  an'.  Erst  im  Juli  und 
Au^fust  wurden  drei  der  Venirteilten  hingerichtet,  wofür  der  Scharf- 
ricliter,  ria  die  Stadt  Pra^  die  Zahlung  verweijierte ,  vom  Fürsten 
von  Liechtenstein  eine  EntUdmunji:  von  60  Thalerii  beanspruchte;  diese 
Zahlung  wurde  dann  auf  die  Einkünfte  der  Hen^schaft  Markersdorf 
aoge wiesen.  Neben  den  Käddsfahrern  wurden  noch  i^ahlreiche  andere 
Personen,  die  erst  nach  nnd  nach  in  Verhaft  j^ebracht  wurden,  pro- 
zessiert, z,  B,  jene,  die  nach  rler  Ernioniiing  des  Wartenbergischen 
Ehepaars  die  Gabel  zum  Schwur  berührt  hatten.  Als  Liechtenstein 
die  Beschleunigung  dieser  Prozesse  anordnete,  verurteilte  das  Aufsi*rer 
Gericht  zwei  Gabelberübrer  zur  Landesverweisuuf? ,  die  übripren  zur 
Tragung  der  Prozelskosten  und  zur  Zahlung  einer  Strafsumme  von 
2000  Thalern.  Das  Urteil  fiel  deshalb  so  milde  aus,  weil  die  Mutter 
des  ermordeten  Wartenberg,  die  den  Besitz  von  Markersdorf  ange- 
treten hatte,  selbst  für  die  Schuhiigen  um  Gnade  bat*  In  Prag  dauerte 
die  Untersuchung  wifler  die  übrig  gebliebeneu  Gefangenen  noch  bis 
Ende  Januar  1627,  um  welche  Zeit  der  Altstildter  Rat  für  sie  bei  dein 
Statthalter  um  P'reilassung  bittlieh  wurtle.  Sie  selbst  beklagten  sich, 
dafs  sie  mitunter  zwei  bis  drei  Tage  ohne  Nahnmg  gelassen  worden 
seien  und  nur  zufölligen  Almosen  ihr  Leben  dankten.  0!>  dem  Ge- 
suche willfahrt  wurde,  ist  nicht  bekannt^. 

Bezeichnend  für  die  Verarmung  des  Landes  sind  die  damaligen 
Zustände  im  Herzogtum  Fried) and,  um  so  bezeichnender,  weil  Wald- 
stein notorisch  seine  Unterthauen  vor  willkürlichen  Brandschatzungen 
nach  Möglichkeit  schützte  und  von  ihnen  nur  das  begehrte,  wozu  sie 
veqjfliehtet  waren.  Dennoch  erklärten  die  Bauern  auf  seinen  Herr- 
schaften Wartenberg  und  Lämberg  (Lemberk),  als  von  ihnen  die  ge- 
setzliche Zahlung  verlangt  wurde,  dafs  sie  idatterdings  nichts  leisten 
könnten.    Der  Gutsverwalter  traute  dieser  Behauptung  nicht  und  Uefs 
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*  Böbmischea  Suitthaktneiiirchiv :  Li  eckten  stein  an  deu  Kaisemchter  der 
Stadt  Aufsig  M.  29.  April  tind  4.  Jmji  1Ö2-5.  —  Archiv  von  Itaminitz:  Martinitz  an 
den  Kanzler  Lobkowitz  dd.  30.  Mai  1625.  Richter,  BürgermeiBter  und  llat  von 
Aufsig.  an  Lieclitenstein  dd.  9.  Juni  1625.  Die  Brüder  der  Fran  von  Wartenberg 
an  den  Statthalter  dd.  16.  Juni  1626,  Befehl  an  die  Akstadt  Pnigs  dd.  26.  Juni 
1626. 

*  Böhmisches  Statthaltereiarehiv :  Der  Scharfrichter  an  den  Fürsten  voa 
Liechtenstein  tid.  12.  September  1626.  LieelitensteiD  ün  die  Fnm  von  Wölkenstein 
dd.  16.  September  1626.  Richter,  Bürgenno ister  und  Rat  von  Aufsig,  an  Liechten- 
«teiQ  dd.  4.  Oktoher  1626.  Die  Gefiingenen  in  Prag  an  den  Fürsten  von  Liechten- 
stein dd.  27.  Jannar  1627. 


mehrere  in  Haft  nehiiieE,  um  die  Zahlmig  zu  erzwingeu,  mufste  aber 
die  Gefangeneo  wieder  freigeben,  da  sie  sonst  im  Gefängnis  verhungert 
wären.  Es  scheint  also,  dalsj  die  Niclitverpflegung  der  Gefangenen 
damals  Regel  war.  Als  darüber  au  den  Oberverwalter  oder  Regenten 
des  Herzogtums  Friedland,  Gerhard  von  Taxis,  berichtet  wurde,  gab 
auch  dieser  sich  nicht  zufrieden,  da  die  Steuern  für  Kriegszwecke  ver- 
wendet werden  und  also  auch  Waldstein  zu  gute  kommen  sollten; 
er  schickte  deslialb  nach  den  betreffenden  Orten  eine  Untersuchungs- 
komniission  ab,  welche  alier  <iie  vollständige  Mittellosigkeit  der  Bauern 
bestätigte  und  zugleich  konstatierte,  dals  viele  derselben  aus  Mangel 
an  Saatkorn  die  Äcker  für  den  Winter  nicht  bestellen  könnten.  In- 
dem Taxis  darüber  an  Wahistein  berichtete,  fUgte  er  hinzu,  dafs  auch 
in  Friedland  die  Not  grofs  sei,  dafs  daselbst  oft  70 — 80  Personen  im 
Geföntrnis  safcen  und  doch  wieder  entlassen  werden  mUfsten,  weil  von 
ihnen  kein  Geld  herauszupressen  sei.  Dazu  kam,  dafs  die  Not  einen 
epidendschen  Typhus  erzeugte,  der  unter  der  Bevölkerung  die  gröfsten 
Lücken  rils;  im  Herzogtum  Frie^lland  allein  starlien  an  dieser  Krank- 
heit im  Laufe  des  Herbstes  1625  an  7000  Pei"sonen.  Als  in  Mm 
die  Sterblichkeit  um  sich  griff,  half  sich  Taxis  damit,  dafs  er  die 
Kranken  aus  der  Stadt  auswies.  Bei  dieser  Gelegenheit  berichtete  er 
auch  über  den  Mord  in  Markersdorf;  er  fand,  dafs  der  „krumme" 
Wartenberg  sein  Schicksal  selbst  verschuldet  habe^ 

Bas  Beispiel  der  Markersdorfer  Bauern  fand  Nachahmung  auch 
im  Herzogtum  Friedland.  Fast  zur  selben  Zeit,  wo  sich  die  Markers- 
dorfer erhoben,  vereinten  sich  an  600  Bauern  in  der  Nähe  von  Neu- 
schlofs  und  umzingelten  in  einem  Hohlweg  eine  halbe  Reiterkonipagnie, 
die  auf  dem  Marsch  ins  Reich  begriffen  war;  sie  wurde  nur  dadurch 
gerettet,  dafs  ihr  aus  Neuschlofs  rasche  Hilfe  kam.  Im  jianzen  Herzog- 
tum wurden  die  Bauern  ilufserst  schwierig;  sie  gaben  grobe  Antworten 
und  bedrohten,  unbekümmert  um  die  Folgen  ihrer  Handlungsweise, 
die  mit  ihrer  Bekehrung  beschäftigten  Jesuiten  mit  dem  Tode.  Da 
Taxis  jedoch  über  die  notwendigen  Kräfte  zur  Unterdrückung  jeder 
Bewegung  verfugte,  so  vemrsachten  diese  Funken  keinen  Brand.  Im 
folgenden  Jahre  machte  sich  in  Ni^mcowes  eine  bedeutende  Gähruug 
wegen  des  Glaubensdmckes  geltend.  Die  Bauern  befreiten  ein  Weib, 
welches  in  den  Bock  gespannt  worden  war,  weil  es  einem  Konvertiten 
von  dem  Empfang  der  Kommunion  aus  den  Händen  der  Jesuiten  ab- 
geraten hatte,  und  schössen  auf  den  Hauptmann  der  Herrschaft,  als 


*  Böhiniachea  StatthaUereiarcliiv  ^  Taxis  ao  Waldstfin  dd.  H.  November  162ö, 
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dieser  sie  zur  Euhe  mahnte'.  Im  p:aiizeii  wurdeu  aber  diese  uiid 
aDdere  BewejG^ungen  in  den  Jahren  1626  und  1027  leicht  unterdrückt; 
die  Bauern  gaben  rasiii  nach  und  füjjjten  sich  wieder.  Nur  ein  Auf- 
W21.  stand,  der  gej^en  den  berüchtigten  Paul  Miehna  gerichtet  war,  nahm 
grölsere  Dimensionen  an,  indem  sich  an  2000  Bauern  zusammenrotteten, 
den  Ritter  Adam  Hüdejovskv,  der  in  dem  Konfiskationsprozesse  sein 
ganzes  Vermögen  verloren  hatte,  zu  ihrem  Aufulirer  wählten,  das 
Stiidtcheu  Rataj  und  die  Scldösser  Sternberg  und  Wlaäim  plünderten 
und  in  den^  letztern  den  verhafsten  hen-sehaftlicheo  Hauptmann  ent- 
haupteten. Dasselbe  Los  würden  sie  auch  dem  verhafsten  Michna 
sellist  bereitet  haben,  wenn  er  nicht  von  Konopiät,  das  sie  auch  an- 
griffen und  plünderten,  rechtzeitig  geflohen  wäre.  Da  die  Aufständi- 
schen nicht  wie  anderswo  durch  die  Zwangsmittel  der  Gutsherrschaft 
bewältigt  werden  konnten,  so  wurden  Truppen  gegen  sie  aufgeboten, 
die  sie  bei  Neweklov  lunzingelten  und  niederschlugen  oder  auseinander 
trieben.  Wie  malslos  die  Erpressungen  waren,  denen  die  Einwohner 
Böhmens  damals  ausgesetzt  waren,  ergiebt  sicii  am  besten  daraus, 
dals  seihst  Slawata  einer  Heiterkompagnie,  die  nicht  mehr  als  SO  Manu 
zählte,  die  Zahking  für  den  iJ:anzen  Sollstami  von  130  Mann  leisten 
mulste  -. 

Wir  sind  nicht  im  stände  anzugel>en,  wie  viel  die  wirklich  abge- 
liefeiten  direkten  Steuern  im  zweiten  Halbjahr  1625  betragen  haben, 
aber  aus  der  Not,  die  ül>€^rall  herrschte,  läl'st  sich  schliefsen,  dafs  sie 
tief  unter  dem  Voranschlag  blieb.  Es  nmJs  dies  umsomehr  der  Fall 
gewesen  sein,  als  einzelne  reiclie  rirofsgrundbesitzer  ihren  Einflufs  be- 
nützten, um  l)ei  dem  Kaiser  den  Nachlafs  der  Steuer  zu  erbitten.  Dies 
that  2.  B.  der  Erzbischof^  der  schon  in  früheren  Jahren  und  jetzt 
neuerdings  im  Jahre  1625  darum  hittlich  wurde  und,  thatsächlich  von 
der  Nachzahlung  der  frldieren  und  gegenwärtigen  Steuern  losgesprochen 
wurde.  Was  Wuntier,  dafs  er  auch  im  Jahre  1627  seine  Bitte  er- 
neuerte; diesmal  aber  wurde  er  abgewiesen  Auch  andere  wohlhabende 
Personen  entzogen  sich  der  Zahlung  der  Steuern  unter  allerlei  Vor- 
wänden. So  zahlten  die  königlichen  Beamten  die  Weinsteuer  unter 
dem  Verwände  nicht,  dafs  sie  davon  befreit  seien.  Um  jeder  Schädigung 
za  begegnen,  übertrug  der  Kaiser  die  Einhebung  der  Weinsteuer  den 
Italienern  Biuago  und  Ciiiesa  uml  befahl  die  ausnahmslose  Entrichtung 
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*  Elienik:  P.  Valeiitinus  Ceronius  8oc.  Jesu  ad  baronera  de  Taxis  dd-  8.  Jtmii 
'  TrauttmansdoHfsobes  Arcbiv:    Slawata  an  Trauttmansdorif  dd.   6.  Januar 
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derselben  unter  Anflrohmi^  bedeutender  GeMstrafen,  Die  Stadt  Kutteji- 
hevt*  wollte  indessen  die  Weinsteuer  ebensowenig  wie  die  Biersteiier 
zahlen,  weil  sie  sonst  das  Bergwerk  nicht  im  Gan^:  erhalten  könne. 
Die  böhmische  Kannner  nahm  sich  der  Berirstadt  an  und  befürwortete 
ihre  Befreiung.  Zu  Ende  des  Jalires  i625  verlangte  der  Kaiser  für 
das  folgende  halbe  Jahr  eine  monatliche  Steuer  von  einem  Gulden 
von  jeder  Bauernaiisilssigkeit,  an  der  sieh  liie  Gnuulherreu  und  Bauern 
(wahrscheinlich  zu  iileichen  Teilen)  beteiligen  sollten,  und  aufserdeni 
die  gewöhnliche  Biersteuer.  Er  stellte  dies  Ansuchen  durch  den  Grafen 
von  Martinitz  und  deu  Hoflcanun errat  Freiherrn  von  Weber  an  die 
obersten  Laiidesbeamten,  die  Landrechtsbeisitzer  und  Riite,  sowie  au 
eine  Anzahl  „aus  der  Gemein"  gewählten  Personen,  indem  er  sich 
abermals  entschuldigte,  dafs  er  noch  nicht  im  Staude  sei,  den  Landtag 
zu  bemfen.  Jedenfalls  wollte  er  durch  die  Berufung  mehrerer  Per- 
sonen „aus  der  Gemein"  der  Beratung  eine  gröfsere  Bedeutung  geben 
und  dem  Um  willen  über  die  Nichtberufuug  des  Landtags  liegegnen, 
indem  er  wenigstens  eine  Art  von  Landtagsansschufs  berief.  Bei  dieser 
Gelegenheit  befahl  er  auch  die  Anfertigung  eines  Verzeichnisses 
sflnitlicher,  seit  der  Weifsenberger  Schlacht  abgeführten  Steueni  ^. 

Die  Kommissäre  setzten  die  Annahme  der  kaiserlichen  Wünsche 
nicht  vollstilndig  durch,  sondern  erwirkten  nur  so  viel,  dafs  ilie  be- 
beratende Versammhing  vom  Februar  augefangen,  monatlich  50  Kreuzer 
von  jeder  Bauernansässigkeit  bewilligte,  wovoij  der  Herr  20,  der 
Bauer  30  Kreuzer  zahlen  sollte ;  den  Bürgern  wurden  je  zwei  Gulden, 
den  Kauf-  und  Handelsleuten  7  Gulden  50  Kreuzer,  den  Juden  ins- 
gesamt 7000  Gulden  monatlich  vorgeschrieben,  Freibauern  und  Pfarrer 
wurden  entsprechend  besteuert.  Die  Steuer  sollte  durch  sechs  Monate 
und  zwar  vom  Februar  bis  Juli  erlmben  werden;  selljstvei-stitndlich 
blieb  es  auch  bei  der  Biersteuer.  Obwohl  der  Kaiser  es  schmerzlich 
empfand,  dafs  die  Steuern  nicht  auch  für  den  Monat  Januar  entrichtet 
werden  sollten,  gab  er  sich  doch  zufrieden  und  veilangte  nur,  dals  in 
der  Berechnung  der  Ansässigkeiten  strenge  Kedlichkeit  geüht  würde. 
Thatsächlich  versuchten  einige  Grundherren  einen  Betrug  dadurch» 
dafs  sie  die  Zahl  der  bewohnten  Ansässigkeiten  geringer  angaben,  als 
sie  wirklich  war,  und  so  aus  der  um  sich  greifenden  Verwüstung 
Nutzen   zu  ziehen  suchten.     Da  die  Prager  Judenschaft  um  Nachlals 


*  Böhmisches  Statihaltcieiarchiv:  Kai^erlk-bes  Dekret  dil.  22.  November  1625. 
InstTuktiou  für  Martinitz  und  Wi-ber  dJ.  27.  Dezeniljer  1625.  —  Archiv  des  k.  und 
k.  Keiclisfinanzminisjteriuniis:  Die  höhmisclie  Kammer  in  Angi4egenheit  KiittenbergB 
dd.  6.  Mai  1626.    Die  Ilofkammer  nn  den  Kaiser  dd.  28.  Jiinnar  1627. 
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der  Steuer  ersuchte,  weil  sie  durch  eine  Feuersbrunst  grofsen  Schaden 
erlitten,  so  befahl  <1er  Kaiser  vorläufig  die  Steuern  von  ihr  niclit 
gewaltsam  zu  exequieren;  einige  Ta^'e  später  setzte  er  ihre  Steuer 
von  7000  auf  6000  Gulden  herah  ^ 

Obwohl  die  Steueiforderuuffen  des  Jahres  1626  nicht  hliiti^^r  den 
iü  früheren  Jahren  erhobenen  zurückblieben,  litt  das  Land  doch  dies- 
mal weniger,  weil  seit  dem  Monat  August  nur  eine  ganz  geringe 
Garnison  dasselbe  belastete  und  auch  diese  bei  dem  Ausbruch  des 
oberösterreichischen  Bauernaufstandes  gröfsteoteils  entfernt  wunie. 
Diese  Erleichterung  sollte  aber  im  zweiten  Halbjahr  (1626)  wieder 
ein  Ende  nehmen,  als  Mansfeld,  um  seine  Verbindung  mit  Bethlen 
herbeizuführen,  seinen  Marsch  nach  Schlesien  richtete  und  man  somit 
auch  einen  Angriif  auf  Böhmen  beftiichten  mufste.  Martini tz  riet 
dem  Kanzler  Lobkowitz  die  schleunige  Anwerbung  von  500  Reitern 
und  einem  Regimente  Fufskneclite  an.  Der  Kaiser  selbst  verlangte 
die  Zahlung  der  Kontnbution  auf  weitere  drei  Monate  nach  Ablauf 
des  Juli  und  stellte  seine  Ankunft  im  Lande  im  August  in  sichere 
Aussicht.  Da  die  Gefahr  vor  Mansfeld  und  Bethlen  «lern  Kaiser  neue 
Werbungen  aufnötigte,  ersuchte  er  zugleich  in  Böhmen  um  ein  An- 
lehen  und  um  die  Weiterzahlung  der  Steuer  bis  zu  Ende  des  Jahi*es. 
In  Bezug  auf  die  Steuer  waren  ihm  der  Fürst  von  Liechtenstein  und 
die  obersten  Beiimteu  zu  Willen;  ob  auch  in  Bezug  auf  das  verlangte 
Anlehen,  ist  nicht  bekannt  Die  einlaufenden  Steuern  mufste  Marti- 
nitz  zum  Unterhalt  der  Im  Lande  wieder  einquartierten  Truppen  ver- 
wenden, aufserdem  aber  dem  Herzog  von  Friedland  100000  Gulden 
auszahlen  ^, 

Dem  Auftrag  des  Kaisers,  ein  Verzeichnis  der  verschiedenartigen 
seit  der  Weifsenberger  Schlacht  erhobenen  Steuern  anzufertigen  und 
nach  Wien  einzuschicken ,  kam  Liechtenstein  ei"St  ein  Jahr  später 
nach:  aber  der  betreflende  Bericht  ist  dafür  von  anerkennenswerter 
Gründlichkeit.  Er  zählt  nicht  nur  die  verschiedenen  Steuern  auf, 
sondern  enthält  auch  die  interessantesten  Mitteilungen  aber  die  Art  der 


*  Prager  Stadtarchiv :  Patent  dd.  2L  Januar  1626.  —  Bdbmisches  Statthalterei- 
archiv:  Ferdinand  IT.  an  die  obersten  Laadesbeamten  dd.  2L  Febraar  1626.  Ferdi- 
nand II.  an  die  böhmische  Kammer  dd.  21,  Februar  und  11.  Marx  1626.  —  ArchiT 
des  k.  and  k,  Reichsfinananiniiteriums:  Bericht  Liechtensteins  dil.  24.  Oktober  1626, 

*  Archiv  von  Raudnitz :  51artinitz  an  den  Kanzler  Lobkowitz  dd.  29.  Juli 
1626.  —  Böhmisches  Statthaltereiardiiv:  Ferdinand  11.  an  Liechtenstein  dd.  31.  Juli, 
18.  und  25.  August  1626.  Kaiserliches  Kredenzschreiben  für  Liechtenstein  dd, 
25.  Augrnst  1626.  —  Erzbischöfliches  Archiv  in  Trag:  J^  teuerpatent  dd.  22.  Septem- 
ber 1626. 
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Steuereinhebung,  der  Steuerexekution  gegen  säumige  Zahler,  über  das 
Erträgnis  der  Bergwerke  uod  über  das  Resultat  der  in  den  Städten 
geübten  Konfiskationen. 

Als  erste  und  ergiebigste  Steuer  führt  das  Elaborat  die  direkte 
Steuer  an,  welche  als  Grundsteuer  oder,  wie  sie  auoh  genaiiot  wird,  Haus- 
steuer von  den  Grundherrn,  Bauern,  den  Pfarrern  und  Freibauern, 
als  städtische  Steuer  von  den  Bürgern  in  dm  Städten  zum  Teil  von 
ihrem  Hausbesitz,  zum  Teil  von  ihrem  Gewerbe,  endlich  von  den  Juden 
als  Judensteuer  eingelioben  wurde.  Bei  der  eigentlichen  Grundsteuer 
beklagte  das  Elaborat,  dals  ihr  Erträgnis  täglich  schwinde,  da  nach 
den  Angaben  der  steueriiflichtigen  Herrschaftsbesitzer  nur  noch  ein 
Drittel,  ja  oft  nur  ein  Seolistel  der  Baueniaui^Sssigkeiten  besetzt  seien 
und  nur  von  diesen  die  Steuer  gezahlt  werde.  Der  Berieht  erklärt 
diese  Angaben  jeiloeh  als  Fälschungen,  es  seien  noch  immer  weit  mehr 
Bauenigründe  besetzt.  Es  ist  in  der  That  schon  schwer  glaublich,  dafs 
die  Bevölkerung  auf  dem  Lande  auch  nur  auf  ein  Dritteil  zusammen- 
geschrumpft gewesen  wäre,  dafs  sie  aber  sogar  auf  den  sechsten  Teil 
gesunken  sei,  kann  man  nur  in  höchst  vereinzelten  Fällen  als  richtig 
annehmen.  Der  Bericht  empfiehlt  deshalb  eine  strenge  Kontrolle  an 
den  Erkläiiingen  der  Heri-schaftsbesitzer  zu  üben  und,  wenn  sich  er- 
weisen würde,  dafs  die  Angabe  eines  oder  des  an<lern  nicht  richtig 
sei,  ihm  zur  Strafe  die  Steuer  dreifach  vorzuschreiben.  Weiter  tadelt 
der  Bericht  die  altherkömmliche  Einrichtung,  dafs  jeder  Bauer  ohne 
Rücksicht  auf  seinen  Besitz  die  gleiche  Steuer  erlegen  muiste.  That- 
sächlich  war  dies  die  allgemeine  Gepflogenheit,  nur  in  seltenen  Fällen 
bestimmte  der  Landtag,  dafs  die  reichereu  Bauern  die  ärmeren  bei 
der  Steuerleistuug  unterstützen  sollten ,  wobei  dann  der  Grundherr 
den  Ausgleich  zwischen  seinen  Untertlianen  traf.  So  lange  Grund  und 
Boden  nicht  veruiesseu  waren,  liefs  sich  diese  Unregelmäfsigkeit 
schwer  umgehen.  Der  Bericht  empfahl,  zur  Grundlage  der  Besteuerung 
eine  Hufe  Feld  zu  nehmen;  wer  die  Hälfte  oder  ein  Viertel  einer  Flufe 
besafs,  sollte  die  Hälfte  oder  ein  Viertel  der  Steuer  zahlen. 

Einen  weiteren  Nachteil  sah  der  Bericht  in  den  zahlreichen  Steuer- 
befreiungen,  die  der  Kaiser  begünstigten  Personen  zu  Teil  werden 
liefs,  während  doch  selbst  von  den  kaiserlichen  lleri'schaften  die 
Steuern  ordmingsmilfsig  eingehoben  würden.  Auch  in  der  Erhebung 
der  Steuern  gehe  man  nicht  gewissenhaft  vor,  indem  man  es  bei  ein- 
zelnen Standespei^onen  an  der  nötigen  Strenge  mangeln  lasse  und 
überhaupt  die  Exekution  wider  säumige  Zahler  lässig  durchführe,  so 
dafs  die  Steueixeste  immer  mehr  anwüchsen.  Der  Bericht  empfahl 
zu   besserer   Durchführung  der   Steuereiuhebung   die  Einteilung    des 
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Lamies  in  vier  Vieilel  iinii  die  Ernchtmig  eioer  Bteut-*raHnjiuistratioü 
in  jecieni  dei*sell»en;  dann  kunue  namentlich  die  Exekution  gegen  die 
säunii/ijen  Zahler  rasch  diiri'hpefUhil  werden.  Es  war  dies  ein  wohl 
zu  beherzigender  Vorschlai^ ;  durch  einen  rerrelrechten  Beaiutenapparat 
wäre  in  die  Steiiervorschreibunizeii  und  -Einhebungen  eine  genaue 
Ordnung  ^rkonimen,  und  den  Mifslmiuchen,  welche  durch  die  auto- 
nome Administration  der  Steiierträ^'er,  uilnilich  der  Gutsbesitzer,  ent- 
standen, ein  Ende  p^eniacht  worden.  Den  Steueradmiuist rattonen  in 
den  vier  Vierteln  des  Landes  sollte  aiii^h  die  Einhebung  der  Bier-  und 
Weinsteuer^  des  Salz-  und  Greny.zfdlgtfälles,  des  Ungelts  beziehungs- 
weise die  Aufsicht  über  die  Einnahme  dieser  verschiedenen  Steuern 
übertragen  werden.  Auf  diese  Weise  konnte  nach  Ansicht  Liechten- 
steins ein  grofser  Teil  der  mit  der  Aufsicht  und  Revision  dieser  Ein- 
künfte beauftragten  Beamten  entlassen  und  ihre  Gehalte  erspart 
werden.  Um  das  Ertragnis  der  Steuern  fUr  den  Staat  sicherzustellen, 
empfahl  der  Bericht,  austritt  der  liisherigen  Beuiessuugsart  der  Grund- 
steuer die  Forderung  einer  bestimmten  Pauschalsumme;  den  Stilndeu 
sollte  es  dann  überlassen  werden,  wie  sie  dieselbe  unter  sieh  auf- 
bringen wollten,  zumal  nach  Verschiedenheit  der  Fruchtbarkeit  selbst 
in  der  Besteuerung  der  Hufen  ein  Unterschied  zu  machen  sei.  — 
Alle  diese  Vnrschlitge  sind  sü  selbstverständlich,  dafs  man  sich  über 
die  Nichtdiirchführung  dei-selbeo  wundern  mufs;  allein  von  einer  be- 
stimmteii  Staatsabgabe,  der  sich  alle.  Hohe  und  Niedere,  zufügen  hätten, 
hatte  man  damals  nicht  nur  in  Böhmen,  sondern  auch  andei^swo  noch 
keinen  Begriff,  Noch  kannte  inan  kein  geuieinsames  Recht  und  keine 
gemeinsame  Verpflichtung,  sondern  man  bewegte  sich  auf  dem  Boden 
der  Privilegien. 

Die  zweite,  bis  zum  Beginn  des  Aufstamles  selir  ertragreiche 
Steuer  war  die  Biersteuer.  Jetzt  war  ihr  Ertragnis  aus  den  früher 
mitgeteilten  Gründen  sehr  gesunken,  obwohl  die  Steueransätze  selbst 
gegenüber  den  früheren  Zeiten  bedeutend  erhöht  worden  waren.  Früher 
hatte  die  Steuer  per  Fafs  zwei  weifse  oder  vier  Meifsner  Groschen 
betragen;  als  im  Jahre  1615  der  Landtag  sich  behufs  der  Tilgung  der 
königlichen  Schulden  höher  besteuerte,  hatte  er  dazu  noch  sechs 
weifse  oder  zwölf  Meifsner  Groschen  geschlagen ,  und  jetzt  war  dazu 
noch  ein  Gulden  per  Fafs  als  Strafgeld  für  den  Aufstand  gekommen. 
Diese  exorbitante  Besteuerung  verurteilte  der  Bericht  und  schlug  vor, 
dafs  der  Kaiser  sich  mit  einem  Thaler  per  Fafs  begnügen  solle,  ura 
so  mehr  als  seit  einem  Jahre  eine  neue  Steuer,  die  Weinsteuer,  ein* 
geführt  worden  sei.  Der  Bericht  tadelte  auch^  dafs  der  Kaiser  die 
Erhebung   der  Bier-  und   Weinsteuer   der   Aufsicht   der   liöhmischen 
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Kaiiiuier  entzo^ieii  luid  (wahrseheiülicii  ge^^en  Zahlimjj:  eines  Pacht- 
geldes) den  zwei  Italienern  Gliiesa  und  Bina^jo  übertrafen  hatte. 
Dals  dieser  Tadel  nur  zu  besrüurlet  war,  bedarf  wohl  keines  Beweises. 

In  Bezu?  auf  die  Grenzzölle  tadelte  der  Bericht  die  bedeutende 
Erhöhung  der  Ausfuhrzölle  von  Getreide  und  Vieh,  weil  dadurch  die 
Ausfuhr  Schaden  leide.  Zuicleich  wurde  der  ünterschleif  bekla^t^ 
dessen  sich  <!ie  Grenzzolleiiniehtiier  schüleli^ir  machten,  den  man  aber 
m  Anbetracht  der  j^^^nz  unzureichenden  Besoldung  dieser  Beamten 
nur  zu  lie;zreiflich  findet.  In  Bezug  auf  die  Zollerliebung  in  Prag 
(wo  von  wohl  veii)ai"kten  und  au  rler  Grenze  nicht  eröffneten  Waren 
der  Gren/zoll  erhoben  wurde)  riet  der  Bt^rieht  eine  bessere  Ordnung 
un<i  die  Vereinigung  dieses  Zollamtes  mit  dem  Ungelt  (eine  Steuer, 
welche  von  jedem  Stück  geschlachteten  Rindviehs  erhoben  wurde)  an, 

f'ber  den  Ertrag  der  Münzprägung  wufste  der  Bericht  nichts  er- 
freuliches mitzuteilen,  weil  man  aus  den  Bergwerken  fast  kein  Silber 
gewann,  Privatleute  Silber  zum  Kauf  nicht  anboten  und  man  sonach 
in  Böhmen  nur  iuilsei-st  wenig  MOnzen  prilgte.  über  das  Ertnlgnis 
der  auf  einen  halben  Thaler  für  die  Kufe  erhöhten  Salzsteuer  konnte 
noch  keine  Verumtunt;  angestellt  werden.  Schlimm  stand  es  um  die 
königlichen  Herrschaften.  Es  waren  das  dreizehn  umfangreiche  Ge- 
biete, die  ehedem  den  böhmischen  Königen  ein  höchst  bedeutendes 
Einkommen  geliefert  hatten,  seit  dem  Jahre  1621  aber  immer  weniger 
eintrugen,  bis  sie  endlich  im  Jahre  1620  passiv  geworden  waren.  Der 
zahlreiche  Beamten-  und  Dienerstatus  kostete  viel,  auf  den  Gütern 
mangelte  es  an  dem  nötige»  Geld  zur  Führung  der  Wirtschaft,  weil 
der  Kaiser  auf  die  Einkünfte  mannigfache  Auweisurigeu  erteilte,  dazu 
mulste  die  Wild  bahn  tiberall  in  dem  besteu  Zustand  erhalten  und  ein 
zahlreiches  Forstpersonal  besoldet  werden.  Wie  verschwenderiscli  und 
unverantwortlich  die  letztangefiihrte  Ausgabe,  die  auf  2OO0O  Gulden 
veranschlagt  wurde,  war,  ergiebt  sich  daraus,  dals  der  Kaiser  sich  nur 
im  Jahre  IG21  während  einiger  Wochen  in  Prag  aufhielt  und  auf  deiu 
einzigen  Gut  Brandeis  an  der  Elbe  jagte.  Der  Bericht  wagte  aber 
nicht,  diese  Ausgabe  anzugreifen  und  empfahl  nur  eine  Reduktion  der 
Forstleute.  Dagegen  schlug  er  eine  vollständige  Änderung  der  Admini- 
stration der  Güter  vor  und  empfahl  deren  einheitliche  Gestaltung. 

Das  Einkommen  aus  den  Bergwerken ,  das  ehedem  so  grofse 
Snnnuen  abgeworfen  hatte,  schilderte  der  Bericht  als  vollständig  ge- 
schwunden. Mit  Kutteuberg  sei  zwar  ein  Kontrakt  geschlossen  worden, 
wonach  die  Stadt  den  Betrieb  des  Bergwerks  übernommen  habe,  der 
erwartete  Nutzen  sei  aber  bis  jetzt  ausgeblieben,  das  RatihoHcer  Berg- 
werk sei   passiv,   aus  Joachinisthal   habe   man  einen  ganz   geringen 
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Nutzen  und  keinen  aus  Schlaggen wald.  Die  Gründe  für  den  Nieder- 
gang der  Bergwerke  bestanden,  wie  wir  an  anderem  Orte  erwähnt 
haben,  in  der  Glaubensverfolgung,  welche  die  deutschen  Bergarbeiter 
zur  Auswanderung  zwang,  und  in  der  Beraubung  aller  reichen  Ein- 
wohner, so  dafs  der  Betrieb  der  Bergwerke  nicht  blofs  wegen  Mangels 
fähiger  Arbeiter,  sondern  auch  wegen  Mangels  an  Kapital  eingestellt 
werden  mufste. 

Der  Bericht  erwähnt  nun  der  königlichen  Städte  als  einer  vor 
dem  Aufstände  ergiebigen,  nunmehr  aber  auch  versiegten  Einkommens- 
quelle. Er  erzählt,  dafs  nach  der  Weifsenberger  Schlacht  in  alle  Städte 
neue  Kaiserrichter  und  „Gubernatoren"  (insgemein  wurden  sie  Haupt- 
leute genannt)  abgeordnet  und  sämtliche  städtischen  Güter  konfisciert 
worden  seien.  Der  erwartete  Nutzen  aus  den  Konfiskationen  sei  aber 
ausgeblieben,  weil  die  einquartierten  Soldaten  die  konfiscierten  Güter 
ebenso  wenig  wie  die  Privatgüter  geschont  hätten,  und  weil  man  die 
Verwaltung  der  Städte  wegen  Mangels  tauglicher  Katholiken  vielfach 
unerfahrenen  und  unredlichen  Leuten  habe  anvertrauen  müssen,  welche 
nicht  auf  das  allgemeine  Beste,  sondern  auf  die  eigene  Bereicherung 
bedacht  waren  und  Schulden  auf  die  Städte  häuften.  Es  sei  daher 
notwendig,  dafs  man  die  Rechnungen  der  Gubernatoren  und  Kaiser- 
richter einer  genauen  Prüfung  unterziehe,  jedenfalls  aber  unredliche 
gleich  entferne  und  zum  Ersatz  des  gestohlenen  Gutes  anhalte.  Zu 
Kaiserrichtern  sollten  fortan  nur  eingesessene  Bürger  ohne  Besoldung 
ernannt  werden ;  diese  würden  sich  mit  den  Amtssporteln  und  mit  der 
Erhöhung  ihres  Ansehens  begnügen.  Die  Verwaltung  und  die  Justiz- 
pflege sollten  wieder  durch  die  Gemeinde,  allerdings  unter  der  Aufsicht 
des  Kaiserrichters,  besorgt  werden.  Der  Bericht  empfahl  zugleich  die 
Rückgabe  aller  konfiscierten  Stadtgüter,  so  weit  sie  nicht  verkauft 
seien ,  weil  sie  dem  Kaiser  nichts  eintrügen  und  in  Verwaltung  der 
Stadt  wieder  zu  einigem  Werte  kommen  könnten. 

Jede  Stadt  sollte  nur  insofern  zur  Bezahlung  ihrer  Schulden  an- 
gehalten werden,  als  die  Darlehen  nicht  von  Rebellen  heiTührten; 
kein  Gläubiger  derselben  sollte  ferner  innerhalb  der  folgenden  fünf 
Jahre  auf  Rückzahlung  des  Anlehens  selbst  klagen  dürfen,  sondern 
sich  mit  den  Interessen  begnügen  müssen.  Da  jedoch  vielen  Städten 
auch  die  Mittel  zur  Bezahlung  der  Interessen  fehlten,  empfahl  der 
Bericht,  dafs  diesen  die  Güter,  die  einzelnen  Bürgern  wegen  der  Teil- 
nahme an  dem  Aufstande  konfisciert  worden  seien,  überlassen  wtlrden. 
Keine  Stadt  sollte  fortan  ein  Anlehen  ohne  königliche  Erlaubnis  kon- 
trahieren dürfen.  Der  Kammerzins,  zu  dessen  Erlegung  die  meisten 
Städte  seit  ihrer  Begründung  verpflichtet  gewesen  waren,  sollte,  mit 


—    419     ^ 

AusiKihine  vou  Mlseo  luul  Biulweis,  erhöht  wenlen ;  in  Praf,%  weklios 
bis  dahin  keinen  zu  zahlen  veqjfiichtet  gewesen  war,  sollte  ein  solcher  eben- 
falls erhoben  werden,  doch  sei  vordem  die  Höhe  des  zu  restituierenden 
ktinfecierteü  Vermögens  und  die  Schuldenlast  zu  erwägen.  Das  Heim- 
fallsvecht  für  deu  Kaiser  sollte  dahin  erweitert  werden,  ilafs  Ver- 
wandte auf  die  Güter  von  kinderlos  Verstorbenen  nur  bis  zum  vierten 
Graile  und  auch  nur  dann  Anspruch  erheben  dUiften,  wenn  sie  in  der- 
selben Stadt  wie  der  Verstorltene  ansässijx  seien.  Wenn  jemand,  der 
kinderlos  sei,  über  seine  Güter  testamentaiiseh  verfügte,  so  sollte  der 
fünfzehnte  Teil  des  Krbes  als  Krbsteuer  abgeliefert  werden.  Zum 
Schlüsse  kam  der  Bericht  auf  die  noch  nicht  beendeten  Konfiskations- 
prozesse zu  sprechen  und  stellte  daraus  noch  ein  bedeutendes  Ein- 
kommen in  Aussicht  \ 

Liechtenstein  schickte  diesen  Bericht  an  deu  Füi'sten  von  Eggen- 
berg  mit  der  Bemerkung  ab,  dafs  an  seiner  Abfassung  sich  mehrere 
des  Kammerwesens  kundige  Personen  beteiligt  und  er  ilenselbeu  hie 
und  da  korrijxiert  habe.  Der  Statthalter  billigte  die  in  dem  Berichte 
enthaltenen  Vorschläge,  bemerkte  aber,  dafs  auf  ihre  Durrhfühnmg 
nicht  zu  rechnen  sei,  da  es  an  Personen  fehle,  welche  damit  betraut 
werden  könnten.  Er  erbot  sich  zwar,  mit  sachveii>ti1ndigen  Personen 
weiter  zu  beraten  und  die  notwendigen  Reformen  durchzuführen,  be- 
sorgte aber  zugleich,  daJs  er  sich  danjit  vielfache  Feindschaft  zuziehen 
werde,  weil  bei  dem  Kammerwesen  viele  untaugliche  und  Überlltissige 
Leute  angestellt  seien.  Ohne  deren  Entfernung  sei  eine  Reform  un- 
möglich; sie  würden  aber  vnm  Hofe  geschützt  und  hemmten  den  Lauf 
der  guten  Ordiiung,  Liechtenstein  verurteilte  noch  insbesondere  iV\e 
Gnadener Weisungen  des  Kaisers,  weil  dadurch  nicht  nur  die  Finanzen 
zerrüttet,  sondern  vielfach  geradezu  ein  „zu  Gott  schreiendes  Unrechf* 
verübt  werde.  So  habe  der  Kaiser  einer  Witwe  ein  von  ihr  gekauftes 
(wahrscheinlich)  konfisciertes  und  von  ihr  zur  Hillfte  bezahltes  Gut 
weggenommen  und  dem  Appellationsrat  Landi  geschenkt,  und  nun  klage 
und  weine  die  Witwe,  weil  sie  weder  <(as  Gut  noch  den  Kaufschilling 
habe.  Es  ist  dies  eine  furchtbare  Illustration  für  die  Recht«unsicher- 
heit,  unter  der  alle  nicht  vom  Hofe  begünstigten  Leute  datnals  litten. 
Wie  wenig  ernst  es  aber  Liechtenstein  selbst  mit  der  lU^form  meinte, 
zeigt  sich  darin,  dafs  er  sieh  für  die  Beibehaltung  des  Kammer- 
präsideuten Wolf  von  Wfesowec,  der  nach  Slawata  dieses  Amt  ange- 
treten hatte,   aussprach,   und   doch   gab  es  keinen  unredlicheren  und 


*  Archiv  des  k.  imd  k.  Reichstinanxmini&tenums:  HericUt  und  GutÄciiteu,  wie 
<k's  Kaisers  Kaminenftesen  in  Bohmeu  beschatten  M.  24.  Oktober  lü26. 
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fauleren  Menschen  als  eben  (lieseji  Wfetsowec,  In  der  Theorie  erkannte 
Lieebtenstein  die  Notwendipkpit  der  Reform  an»  aber  wenn  es  zur 
Tbat  kiHiinien  sollte,  liatte  er  dm^h  wieder  Bedenken  und  wollte  ge- 
rade den  schuldigsten,  den  Kanitiierpri^sidenteD,  niobt  opfern  *. 

Der  nach  Wien  einp:esandte  Bericht  blieb  nicht  ohne  alle  Wirkuu;:: 
der  Kaiser  setzte  die  Biei-steiier  herab  und  befahl .  von  einem  Fnfs 
Bier  nur  einen  Gulden  zu  erheben.  Auch  die  GrondsteiuT,  die  fOr 
die  ersten  drei  Monate  des  Jahres  1027  ausgeschriebeu  wurde,  war 
«jegen  früher  ernütlsigt.  Den  Gutsbesitzern  wurde  verboten,  Maut- 
gefälle und  Zolle  auf  ihren  Gütern  neu  einzuführen,  oder  wenn  sie  zu 
ihrer  Erhebung  durch  besondere  Privilegien  berechtigt  waren,  fliesellven 
zu  erhölien.  In  Bezug  auf  die  einj^ezahlten  Steuern  verfü*^  der 
Kaiser,  dafs  15  000  Gulden  monatlich  für  die  Ausrüstung  der  untrariscben 
Grenzfestungen  nach  Wien  .treschirkt,  alles  übrige  aber  dem  Herzog 
27.  Januar  von  Fi'iedland  abgeliefert  würde.  Da  der  letztere  damals  mit  seinem 
ganzen  Heere  wieder  auf  niährischeni  und  zum  Teil  auch  auf  höhuji- 
scheni  Boden  weilte  und  aus  den  Stiftern  Magdeburg  und  Halhei-stiult, 
welche  er  liesetzt  hielt,  keine  genügenden  Kontributionen  erbeben 
konnte,  niulsten  die  kaiserlidien  Erbländer  hiz  zu  seinem  Abzüge  ins 
Reich,  der  ei^t  im  folgenden  Sommer  erfolgte,  ihn  und  seine  Trupi)en 
erhalten.  Böhmen  mulste  daher  nicht  nur  seinen  Anteil  erlegen,  sondern 
iMicli  als  Musterphifz  für  n(?ue  Tnip|ienwerbungen  dienen.  Für  seinen 
Hofhält  reser^'ierte  sich  der  Kaiser  das  Einkomnien  aus  dem  SaJz- 
gefall  \ 

Mitton  unter  diesen  Voigängen  starb  der  Eurst  von  Liechtenstein 
nach  einem  blol's  fünftägigen  Krankenlager  am  12.  Februar  1627.  Er 
war  zwar  schon  seit  Jahren  kränklich  gewesen  und  hatte  ununterlirochen 
die  Pflege  des  Doktf^r  Borboijius  in  Ansiiruch  nehmen  müssen:  des- 
halb hatte  er  demselben  auch  die  Entlassung  aus  dem  Gefängnisse  er- 
wirkt, in  welches  er  wegen  seiner  Teilnahme  an  dem  Aufttande  gewoifen 
worden  war.  In  den  ersten  Tagen  liefs  sich  die  Krankheit  nicht  Ive- 
sonders  gefährlich  au;  der  Patient  wollte  zwar  nichts  von  Geschäften 
hören  und  als  auch  nichts,  allein  dies  beunruhigte  seine  Umgebung 
nicht.  Anfangs  besuchte  ihn  täglich  dreimal  ein  Jeauitenpater ,  am 
fünften  Tage,  als  sich  sein  Zustand  i>lotzlich  vei-schlimmerte ,  suchte 
ihn  sein  Beichtvater,  ein  alter  Doniinikanermönrh,  auf  und  mahnte 
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»  Ebenda:  Liechtenstein  an  Eggenii^rg  (kl.  24.  Oktober  lfi26. 

*  Archiv  der  Stadt  Prag:  Pateüt  Ftrihnanils  II.  tkb  9.  iinil  2ß.  .bmuar  1627, 
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nand IL  an  Martinitz  dd.  26.  Janiinr  1627,    Vergleirlie  anch  Clinflely:  Wakisteiii  L 
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ihn  zur  Beichte;  dasselbe  that  auch  der  .lesuit.  Der  Fürst,  der  nicht 
mehr  sprechen  konnte,  deutete  seine  Zustimmung  nur  mit  dem  Worte 
„Ja"  an.  Mau  versah  ihn  nun  mit  den  Slerbeaakranienton ,  worauf 
er  nach  läiiiierer  Agonie  am  folgenden  Ta^  verschied.  Obwohl  bei 
seiner  Kränklichkeit  sein  Tod  nichts  auffallendes  bot,  suchte  man  doch 
nach  Erklärungeu  fiU"  sein  kurzes  Krankenlager  und  **laubte  sie  in 
den  materiellen  Verlusten  zu  finden,  die  er  im  vei-flossenen  Winter 
eilitten  hatte.  Seine  Güter  in  MiUiren  und  seine  beiden  Füi-stentümer 
Troppau  und  Jägerudorf  waren  nilndich  zuei-st  von  den  Mansfeldischen 
Truppen,  sjüiter  von  dem  Waldsteinsehen  Krie^sheer  ganz  aus<xesauKt 
worden,  so  dafs  er  fllr  längere  Zeit  kein  Einkturimen  aus  ilinen  er- 
warten konnte  und  nur  auf  das  aus  seinen  böinnischen  Gütern  an- 
gewiesen war.    So  urteilte  wenigstens  Slawata '. 

Karl  von  Liechtenstein,  der  von  Kaiser  Ru(b»lf  in  den  Fürsten- 
stand  erhoben  worden  und  reich  begütert  war,  hatte  seinen  Besitz 
hauptsüchlich  darlurch  vermehrt,  dafs  er  und  sein  Bruder  Maximilian 
die  beiden  Töchter  des  Herrn  von  Boskowic  heirateten  und  dadurch 
die  grofseu  Güter  dieses  altberühmten,  mährischen  Geschlechtes  erbten. 
Später  hatte  er  seinen  Besitz  durch  den  Ankauf  mehrerer  SmlHcky- 
scher  Güter  in  Böhmen  vergröfsert,  nachdem  ihm  der  Münzvertra^' 
die  nötigen  Geldmittel  zum  Ankauf  verschafft  hatte,  dann  durch  Er- 
werbung der  p^rolsen  Zerotfnschen  Güter  in  Mähren,  die  ihm  der  Kaiser 
als  Anerkennung  für  seine  FHenstleistuuL^  schenkte.  Kr  hinterliefs  nur 
einen  Sohn,  der  ohne  männliche  Naclikommenschaft  starb,  so  dafs  die 
Linie  Karls  erlosch;  die  gegenwärtigen  Fürsten  von  LiechtensteiB 
entstammen  einer  anderen  Linie.  I>es  P'ürsteu  Name  ist  mit  all  den 
Leiden  eng  verbunden,  unter  denen  Böhmen  nach  der  Weifsenberger 
Schlaclit  seufzte.  An  dem  gröfsten  Jammer,  der  Glaubensverfolgimg, 
trag  er  jedoch  keine  direkte  Schuld ;  er  hatte  den  Genufs  des  Kelches 
auch  für  die  Zukunft  gestatten  wollen,  aber  seine  Nachsicht  infolge 
der  gegenteiligen  Ansichten  und  Befehle  aufgeben  müssen.  Ebenso- 
wenig rührt  von  ihm  der  Plan  her,  alle  Besitzenden  wegen  ihrer  Teil- 
nahme an  dem  Aufstande  mit  Konfiskationen  zu  strafen.  Dieser  Plan 
wurde  in  Wien  ausgeheckt,  und  auch  da  anfangs  nicht  in  der  vollen 
Härte,  in  der  er  später  durchgeführt  wurde;  nur  die  finanziellen  Be- 
drängnisse waren  die  Ursache,  dafs  man  später  kein  Mafs  und  Ziel 
mehr  kannte.  Der  Vorwurf,  der  Liechtenstein  mit  Grund  trifft,  war 
seine  Beteiligung  an  dem  Münzvertrage,   durch  den  Böhmen  vollends 


*  Münchuer  Staatsarchiv :  Slawatji  an  einen  Ungenannten  dd.  18.  Febnmr  1627, 
Ex  litcrls  Pragii :  13.  Febnmr  1627. 
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in  Bettelaniiut  versank :  aber  auch  hieboi  war  er  mehr  das  Werkzeug 
Michnas,  der  sieh  iladiirch  zu  Rang  und  Vermögen  verhelfen  wollte. 
Die  Verhilltnissp  m  Böhmen  gli('hen  tlanials  denen  Frankreichs  jnir 
Zeit  der  Bej^ründimK  der  ei-sten  Repuhlik.  Hier  wie  dort  winkte  eine 
unendliche  Beute  rleu  Sieirern,  die,  um  das  erselinte  Ziel  zu  erreichen, 
in  den  Mitteln  nicht  wählerisch  waren.  In  den  grofsen  Katastrophen, 
durcli  wi'lche  Staaten  /ii  Gninde  flehen  und  Neubildungen  auft-aiichen, 
kennt  man  nicht  den  gewöhnlichen  Mufsstab  für  Recht  umi  ^^o^al. 
Wir  versuchen  damit  keine  Rechtfertigung  für  die  Sieger  in  Böhmen, 
sondern  nur  eine  Erkläninji;  dafür,  dafs  Männer,  die  sonst  ehrlich  und 
uneigennützig  sein  und  Opfer  bringen  konnten ,  in  der  Behandlung: 
der  besiegten  Böhmen  diese  Eigenschaften  vermissen  liefsen. 

Liechtenstein  erhielt  als  Statthalter  monatlich  einen  Gehalt  von 
lüOO  Gulden,  der  ihm  Ins  zum  24.  Juni  1(524  ausbezahlt  worden  war; 
von  da  an  wurde  derselbe  nicht  mehr  vollständig  beglichen,  so  clafe 
seine  Erben  uach  seinem  Tode  eine  Kachzahlung  von  8711  Gulden 
verlangten.  Da  er  jedoch  wiihrend  der  Zeit  vom  31.  Januar  1(325 
bis  31.  Milrz  1626  in  Wien  geweilt  und  daselbst  mit  Ausnahme  seiner 
Teilnahme  an  der  nur  wenige  Tage  daueruilen  Beratungen  über  die 
Revision  der  Landesordnung  sich  nur  mit  privaten  Angelegenheiten 
beschäftigt  hatte,  schlug  die  böhmische  Kammer  vor,  ihm  für  diese 
vierzefiu  Monate  nicht  nur  keinen  Gehalt  auszuzahlen,  sondern  auch 
seine  Erben  zur  Rückzahlung  von  luirichtig  erhobenen  5289  GuUleo 
zu  verhalten.  Die  Wiener  Hofkamnier  billigte  aber  die  Ansicht  der 
böhmischen  Kammer  nicht  und  befürwortete  das  Gesuch  der  Erl)en 
Liechtensteins,  welcher  Befürwortung  auch  der  Kaiser  Rechnung  truff'. 

Der  Tod  Liechtensteins  beschtlftigte  alle  hohen  Kreise  in  Wien 
wegen  der  Frage  über  den  Nachfolger  in  seinem  Amte  als  Statthalter 
von  Böhmen.  Der  Nuutins  Caraffa  berichtete  nach  Rom ,  dafs  drei 
Personen  als  liiezu  geeignet  genannt  würden,  Kardinal  I>ietrichstein» 
der  Kanzler  Lobkowitz  und  der  kaiserliche  General  Waldstein ,  dafs 
man  aber  zumeist  den  Kardinal  als  dazu  ausersehen  betrachte.  Der 
französische  Gesandte  Graf  Wohlenberg  behauptete,  dafs  sich  Wald- 
stein um  iliesen  Posten  bewerbe  und  deslialb  den  Fürsten  von  Kggen- 
berg  und  den  Kanzler  Werda  durch  grofse  Gehlgescheoke  zu  gewinnen 
versucht  habe.  Keiner  von  den  böhmischen  Magnaten  wünschte  je- 
doch  die   Wiederbesetzung   des   Statthalterpostens,    der   ihre    eigene 


^  Archiv  iles  k-  und  k.  Reichfifinanziniiiisteriums :  Ahrecliniing  dea  fiärstlicb 
Liechtcnsteinschen  (jehalts  dtl,  19.  Auf^iiät  1G27.  Die  Hofkauimer  an  den  Kaiser 
dd.  L  Februur  1C»2^^.     Kaiserliclie  Enbcheiitnng  dd.  1.  Felmiar  1628. 
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Äuktorität  als  oberste  Landesbeamtea  niedertlrückte.  Gewifs  hat  auch 
Slawata  gegen  die  Wiederbesetzuüg  j^jewirkt  und  namentlich  die  An- 
stelluiii,^  Waldsteius,  wenn  ja  von  ihr  die  Rede  war,  widerraten.  Noch 
ein  anderer j  ausschliiggebender  Grund  drängte  zur  Auflassung  des 
Stattlialterpostens.  Die  Heirat  des  Königs  Ferdinand  III.  mit  der 
spanischen  Infantin  stand  damals  in  unntittelbarer  Aussicht:  wenn  sie 
vollzogen  war,  wollte  der  Kaiser  seinen  Sohn  mit  der  Verwaltung 
von  Böhmen  betrauen,  und  dann  war  für  keinen  Statthalter  daselbst 
Platz.  Der  Kaiser  beschlofs  deshalb,  mittlerweile  eine  k(dlegiale  Re- 
gierung in  Prag  einzurichten.  Sämtliche  obei'ste  Beamten  und  Land- 
rechtsbeisitzer  sollten  sieh  daran  beteiligen;  zum  mindesten  sechs  von 
ihnen  sollten  stets  in  Prag  anwesend  sein  und  die  Geschäfte  führen. 
Das  Amt  eines  Oberstburggrafen,  das  seit  dem  Tode  Sternbergs 
(t  1623)  unbesetzt  geblieben  war,  besetzte  jetzt  der  Kaiser  von 
neuem,  indem  er  hiezit  den  tibersthofmeister  A<lam  von  Waldstein 
beförderte  und  dessen  Amt  dem  Geheimrat  Slawata  übertrug,  so  dafs 
der  letztere  seinen  Aufenthalt  wieder  in  Böhmen  autsddiigen  nuilste  ^ 
Der  Kaiser  schrieb  Ende  Milrz  eine  neue  Steuer  selbst  ans,  ent- 
gegen den  früheren  Geptiogenheiten,  wonach  der  Statthalter  oder  seine 
Vertreter  diesellie  einforderten:  sie  sollte  für  die  ersten  drei  Monate 
des  Jahres  gelten,  also  nachgezahlt  werden,  Dafs  der  Kaiser  auch 
bei  dieser  Gelegenheit  seine  Nielitankunft  im  Lande  und  die  Nicht- 
berufung  eines  Landtages  entschuldigte,  versteht  sich  von  sellist.  Bald 
ilarauf  erhob  er  bei  den  Landesbeamten  und  Landrechtslfeisitzern  neue 
Steuerford erungen.  Sie  willigten  in  sein  Ansuchen  für  weitere  drei 
Monate  ein  und  befahlen  die  Steuern  unmittelbar  an  den  Herzog  von 
Friedlauil  abzuliefern.  Die  Sonderstellung,  welche  Eger  und  Elbogen 
einnahmen,  dafs  naudich  die  von  dem  böhmischen  Landtage  bewilligten 
Steuern  von  ihnen  nicht  gezahlt  wurden,  sondern  über  ihre  Beitrags- 
leistung eigens  mit  ihnen  verhandelt  werden  mufste,  wurde  awh  jetzt 
nicht  angetastet.  Der  Kaiser  befahl,  mit*  den  Egerer-  und  Eibogner 
Kreiöständen  deshalb  in  Unterhandlung  zu  treten  und  sie  zu  ahnliehen 
Leistungen  wie  Btdimen  anzuhalten.  Um  das  Volk  vor  Räubereien 
zu  bewahren,  welche  die  Truppeneinquartieningen  und  Truppen- 
werbungen im  Gefolge  hatten,  ordneten  die  Statthalter  an,  dafs  die 
neugeworbenen   Soldaten  nur  in  Abteilungen  zu  höchstens  fünfzehn 
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Manu  zu  ihren  Standqufti-tieren  ziehen  sollten.  Von  einer  Befolgung^ 
dieses  Befehles  war  jedoih  ebensowenig  die  Rede,  wie  davon,  dafe 
sieh  die  Soldaten  uiit  der  ihnen  zugemessenen  Nahrung  begnügt  hätten. 
Martinitz  klagte,  dafs  die  Soldaten  in  Srhai'eti  von  100  bis  300  Mann 
durchs  Land  zöfjen,  nach  Beliehen  sich  hie  und  da  einquartierten  und 
Erpressungen  in  altherköininlicher  Weise  tlbten.  Nicht  besser  erginf: 
es  jeueii  Orten,  wo  der  Stalv  einquartiert  war  und  das  Regiment  sich 
saminelte.  So  niufstt»  för  den  Stab  des  Herzogs  von  Holstein  und  zwei 
Fufskompai^niien,  die  nur  eine  Nacht  auf  einem  erzhischöflieheu  Gute 
und  zwar  in  Reich enau  lagerten,  sechs  Stück  Rindvieh,  seclis  Kälber, 
sechs  Schöpse,  zwölf  Strich  Korn,  sechzehn  Strich  Hafer,  acht  Fafe 
Bier  und  drei  Eimer  Wein  geliefert  werden;  für  den  St^b  des  Breuner- 
schen  Regiments  und  zwei  Fufs*  und  eine  Reiterkompa^riiie  für  den 
gleichen  Zeitraum  ungefähr  vier  ein  halb  Metercentner  Rindfieich, 
sechs  Kill  her,  vier  Schöpse,  Rrot  aus  zelio  Strich  Korn,  zehn  Fafo 
Bier,  drei  Eimer  Wein  und  38  Strich  Hafer.  Die  St^dt  Pilgram 
muTste  für  den  Unterhalt  eines  Fähnleins  des  Collaltoschen  Ful'^- 
regiments  für  die  Zeit  von  fünftlialb  Monaten  1 1  292  Gulden  erlejsren. 
In  Anbetracht  des  allgemein  im  Lantle  hen-sclienden  Klends  war  es 
ungerechtfertigt,  wenn  der  Erzbiscliof  wegen  dieser  Eqiressungen 
von  Steuern  vei*schont  sein  wollte;  an  und  für  sich  war  jedoch  seine 
Bitte  nicht  unbegründet'. 

Unter  «len  Vorschlägen,  die  man  dem  Kaiser  zur  Erhöhung  seines 
Einkouu»ens  gfr^machtj  lautete  einer  auf  Erhöliung  des  ewigen  Zinses 
(drs  Kammerzinses),  den  die  Stiidte  jährlich  an  ihren  Kt*nig  zu  ent- 
richten hatten.  Da  derselbe  von  der  Zeit  der  Begründung  der  Städte, 
also  aus  dem  13.  Jahrliundert  herrührte,  betrug  er  nur  eine  geringe 
Sunune,  alles  in  allem  jahrlich  630S  Thaler.  Die  mehr  als  fünfzig 
königlichen  un^l  Bergstildte  hiitten  hei  geregelten  \'erhidtiiissen  leicht 
das  mehrfache  dieser  Summe  zahlen  können;  jetzt  konnten  sie  nicht 
einmal  diese  erlegen.  Die  höhmische  Kammer  nab«n  sich  deshalb  der 
Städte  an  und  erklärte  in  einem  Gutachten,  dafs  sie  platterdings  nicht« 

'  B<>hmisches  Stattlialt^marchiv:  Fenlinanil  IL  an  die  obersten  LHndesbeamteit 
iiud  Laiidreihtsbeisitzer  und  KM*'  cM.  22.  Februar  1627.  —  I*rager  StÄdtarchh-: 
Steuet*pateul  dd.  5.  März  1627.  Patent  der  Statthalter  in  Ik'zug  auf  die  Tnippi 
dd.  28,  Munt  1627.  Fenlinand  11.  an  die  böhmischen  Statthalter  dd.  7.  Mui  1627. 
Archiv  von  Nachod:  Stenerpatent  Ferdinands  IL  dd.  27.  März  1627.  —  Ar^hir  xoa 
Itaiidnitx:  MurtinitJE  an  den  Kanzler  Lobkowiti  dd.  14.  April  1627.  —  Mftnuskript 
des  böhndsclien  Miiseiuiis:  LVr  Krzbischol  von  Prag  an  Fenlinand  IL  dd.  24.  April 
1627.  —  Krzbischöf liebes  Archiv  in  Vvng:  Job.  Skala  an  den  Knebiscbol  von  Pra^ 
dd.  26.  Mar»  1627,  —  Arrhiv  von  Pilgram :  Vidiraiemng  einer  Quittung  dd.  0.  Juli 
1827. 
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mehr  zahlen  könnten;  sie  seien  verwüstet,  der  \ierte,  dritte  Teil,  ja, 
sogar  die  Hälfte  ihrer  Einwohnerschaft  sei  zu  Grunde  gegangen,  ganze 
Häuser,  Strafseu  seien  leer  und  verfallen.  Es  wÄre  das  beste,  erklilrle 
die  Kammer,  wenn  der  Kaiser  ihnen  endlich  die  noch  nicht  ver- 
kauften CFeineindeglUer  zurückstellen  würde,  aus  denen  er  ohnedies 
kein  Einkoninien  beziehe,  Thatsächlich  konnte  nicht  einmal  das  seit 
der  Besiegung  des  Aufetandes  stets  geschonte  Pilsen  dem  Kurfürsten 
von  Bayern  die  10000  Gulden  zurückzahlen,  die  dieser  der  Stadt  im 
im  Jahre  1619,  also  vor  acht  Jahren,  geliehen  hatte,  als  sie  sich 
gegen  Mansfeld  verteidigtet 

Über  die  Entvölkerung,  die  in  Bölinien  bis  zum  Jahre  1628  nicht 
blois  in  den  Städten,  sondern  auch  auf  dem  Lande  eingetreten  war, 
erhalten  wir  aus  einem  authentischen  Berichte  genaue  Kunde,  Dieser 
Bericht,  der  im  Monat  August  des  genannten  Jahres  erstattet  wurde, 
giebt  die  Zahl  der  besetzten  Bauernansilssigkeiten  auf  64133  an,  die 
hihierliche  Bevölkerung  war  also  nahezu  um  drei  Fünftel  gesunken, 
denn  im  Jahre  1605  hatte  sich  die  Anzahl  der  bäuerlichen  Ansässig- 
keiten auf  150932  belaufen.  Eine  noch  ärgere  Abnahme  zeigte  sich 
bei  den  Freisassen;  im  Jahre  1605  hatte  es  ungefähr  450  besetzte 
Freisassengründegegeben»  im  Jahre  1628  gab  es  nur  22 ;  ehedem  Iiatte  uian 
migefahr  1300  Pfarren  gezählt  Jetzt  zählte  nmn  nur  912.  Am  schlimmsten 
stand  es  mit  den  königlichen  Städten.  Vor  dem  Aufstand  zählte  man 
in  denselben  mehr  als  14000  Häuser,  von  denen  auf  Prag  (den 
Hradschiu  und  Wyschehrad  mit  eingerechnet)  3974  entfielen.  Van 
diesen  Prager  Häusern  gehörten  ungefär  900  dem  Adel,  über  3000 
den  Bürgern,  Der  Bericht  konstatiert  nun,  dals  in  der  Neustadt  an 
500  Häuser  leer  standen  und  dals  viele  Bürger  sich  in  Gemeinschaft 
mit  anderen  uiit  einem  Hause  behalfen-  In  den  übrigen  königlichen 
Städten  zählte  mau  nur  noch  2618  Häuser,  die  bewohnt  waren  und 
von  denen  Steuern  gezaldt  wurden,  eine  Abnahme,  die  von  dem  Elend 
des  Landes  ein  beredtes  Zeugnis  giebt.  Die  Geheimräte  Meggau, 
Trauttmansdorff  und  der  Abt  von  Kremsmünster,  die  mit  Ferdinand  IIL 
ül)er  diese  Traten  zu  Rate  salsen,  glaubten  allerdings,  dalis  die  Herr- 
scliaftsbesitzer  die  Zahl  ihrer  liesetzten  Ansässigkeiten  trotz  der  an- 
gedrohten Strafen  n'cht  richtig  angegeben  hätten,  zumal  dieselbe  noch 
das  Jahr  zuvor  beträchtlich  höher  beziffert  worden  sei.  Allein,  wenn 
auch  der  Kaiser,  der  bereits  in  Wien  weilte,  die  böhmischen  Statt- 
halter aufforderte,  Strafen  gegen  die  schuldigen  Herrschafts besitzer  zu 
verhängen,  so  wurde  damit  die  Einwohnerzahl  Böhmens  keine  zufrieden- 


'  Böhmisches  Statthaltereiaicbiv :   Die  löhmisclie  Kümmer  «u  lien  Kiüscr  dd. 
28.  April  1627.    Maximilian  von  Bayern  an  den  Kaiser  dil.  26,  Miii  1627. 
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stellende  ^  Es  ist  freilich  möglich,  dafs  auch  die  damals  eingeführte 
Berechnungsweise  die  Zahl  der  Ansässigkeiten  minderte.  Ehedem 
hatten  nämlich  die  kleinen  Grundbesitzer  die  sogenannten  Gärtner, 
die  man  als  Viertelbauern  bezeichnete,  eingerechnet  und  je  vier  fittr 
einen  vollen  Bauern  in  den  Fassionen  angegeben.  Jetzt  liefe  man  die 
Gärtner  auCser  Rechnung,  vielleicht  aus  dem  Grunde,  weil  ihre  Zahl 
verschwindend  klein  geworden  war,  da  sie  sich  infolge  der  Abnahme 
der  Bevölkerung  auf  frei  gewordenen  Bauemgründen  ansiedeln  könnten  ^. 


>  Archiv  des  k.  iind  k.  Reichsfinanzministeriums :  Bericht  der  Hof kammer  und 
Beschlufs  des  Kaisers  dd.  21.  August  1628. 

^  Archiv  des'Ji.  und  k.  Reichsfinanzministeriums:  Gutachten  über  die  Mittel, 
wie  die  Abgänge  in  den  böhmischen  Finanzerträgnissen  verhütet  werden  konnten, 
ad  1628. 


Neuntes  Kapitel. 


Geringe  Königsmacht  in  Böhmen.  —  Die  Wladislawische  Landesordnung.  —  Er- 
gänzungen und  Neubearbeitungen  derselben.  —  Gesetzgebung.  —  Ernennung  der 
Beamten.  —  Einflufs  der  Stände  auf  das  Finanzwesen.  —  Heimfallsrecht.  —  Auf- 
nahme in  den  Ritter-  und  Ilermstand.  —  Erbrecht  im  böhmischen  Adel.  —  „Ge- 
meinschaften". —  Strafgesetze.  —  Abschaffung  der  Güterkonfiskation.  —  Bestim- 
mungen über  die  Advokaten.  —  Die  Geistlichkeit  —  Prager  Stadtrecht.  —  Be- 
arbeitung desselben  durch  Koldin.  —  Erbrecht  in  den  Städten.  —  Strafgesetze.  — 
Folter.  —  Lage  der  ünterthanen.  —  Vertretung  der  Städte  auf  den  Landtagen.  — 
Gutachten  der  Wiener  Räte  über  die  Verfassungsänderung.  —  Zweites  Gutachten 
(des  Martinitz?).  —  Slawatas  Gutachten.  —  Beratungen  in  Prag  über  die  Verfassungs- 
frage  1623.  —  Plan  einen  Landtag  zu  berufen.  —  Die  Wiener  Revisions-  und 
Superrevisionskommission.  —  Staats-  und  Privatrecht  nach  der  erneuerten  Landes- 
ordnung. —  Änderung  der  Stadtrechte.  —  Aufhebung  des  Burggrafenamtes  von 
Karlstein.  —  Vorrechte  der  Familien  Slawata,  Martinitz  u.  s.  w.  —  Vorrede  der 
vemeucrten  Landesordnung.  —  Ungnade  des  Kanzlers  wegen  seiner  ablehnenden 
Haltung  in  der  Verfassungsfrage.  —  Urteil  des  bayrischen  Gesandten  Leuker  über 
die  Landesordnung.  —  Die  böhmische  Übersetzung  derselben.  —  Bestätigung  der 
Landesprivilegien.  —  Aufnahme  in  den  Hermstand.  —  Pardonierung  des  Wilhelm 
von  Ruppa.  —  Begünstigung  der  Juden.  —  Klagen  gegen  dieselben.  —  Steuer- 
forderungen ftir  das  zweite  Halttjahr  1627.  —  Reise  des  Kaisers  nach  Prag.  — 
Berufung  des  Landtags.  —  Krönung  der  Kaiserin.  —  Landtagsbeschlüsse.  —  Krönung 
Ferdinands  III.  —  Untersuchung  der  Wirksamkeit  der  böhmischen  Kammer.  — 
Wfesowec.  —  Ernennung  des  Martinitz  zum  Kammerpräsidenten.  —  Instruktion 
für  die  Statthalter  nach  der  Abreise  des  Kaisers. 

Als  die  Nachricht  von  dem  Ausbruch  des  böhmischen  Aufstandes 
zur  Kenntnis  des  damaligen  Königs  Ferdinand  und  seiner  Anhänger 
gelangte,  erörterte  einer  der  letzteren,  welche  Stellung  die  Regierung 
dem  Aufstande  gegenüber  einnehmen,  ob  sie  sich  in  Verhandlungen 
einlassen  oder  denselben  mit  Gewalt  bezwingen  solle.  Indem  er  den 
letzteren  Weg  anriet,  bemerkte  er,  dafs  selbst  im  Falle  einer  Nieder- 
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l&^e  man  nicht  schlechter  f^estellt  wäre,  als  vor  dem  Aufgitande,  denn 
die  böhmische  Krone  sei  nicht  des  Besitzes  wert,  wenn  der  ^Sklavem*', 
in  der  sich  der  Köni^  den  Ständen  ^epenüber  befinde,  nicht  ein  Ende 
gemacht  würde*  Thatsik'lilich  waren  der  Thilti;?keit  des  Monarchen 
in  Böhmen  ül>erall  Schrankeii  gesetzt  ^r  mufste  sich  die  Mitwirkung 
der  Stilnde  auf  lüleii  üebieten  gefallen  lassen,  übte  aber  immerhin 
noch  einen  weit  «iroiseren  EieÜuls  als  heutzutage  der  König  von  Enir- 
land,  so  dafs  nur  jene  seine  Stellung  als  Sklaverei  bezeichnen  konnten, 
denen  der  damalige  siianische  Absolutismus  als  allein  begebrens weites 
Ziel  vor  Augen  schwebte. 

Um  unseren  Lesern  einen  Begriif  über  die  wechselseitigen  Rechte 
und  Pflichten  von  König  und  Unterthauen  in  Böhmen  zu  geben,  m rissen 
wir  auf  die   alte  Landesonlnung  und  auf  die  böhmischen  Stadtrecbte 
hinweisen.     Die   Landesordnimg    wurde   im   Jahre    1500    durch    den 
Ritter  Rendl  von  Au^owa  ausgearbeitet  und  fand  die  Zustinnnung  des 
Königs  und   des  Adels.    Ihre  Bestimmungen  betreifen   das  öftentliche 
Recht,   ferner  die  |^rivatrechtlil'hen  und  gerichtsordnungsinlifsigen  Be- 
stimniuugen,   soweit  sie  sich   auf  den  König  und  den  Adel  bezogen* 
Insofern   die   Landesordnung  die  Städte,  die  Bauern  und   die  Juden 
überhau[*t  berührt,  thiit  sie  dies  nur  in  ihren  Beziehungen  zum  Adel 
oder  zum  König.    Die  Art,  wie  Rendl  seine  Aufgabe  zu  lösen  suchte, 
ist  äufserst  mangelhaft;  er  wufste  die  verRchiedeuen  älteren  Gesetze 
nur  sehr  unvollkommen  in  Ordnung  zu  bringen.     Meistens   führt  er 
sie  in  der  Form  vor,  wie  sie  von  den  Landtilgen  beschlossen  wui'den, 
meidet  daher  auch  überflüssige  Worte  und  Bemerkungen  nicht,    teilt 
Privilegien,  durch   welche  Ansprüche   des  Adels  entschieden  wurden, 
wörtlich  mit,  läfst  dagegen  vielfach  privat-  und  staatsrechtliche  Frauen, 
die  jedenfalls  durch  eine  gewohiiheitsmafsige  Übung  entschieden  waren, 
unbestimmt.     Dafs  durch   die  Landesordnung  der  Adel   zunächst  nur 
Beine  eigenen  Rechte  festsetzen  wollte,   ergiebt  sich  daraus,   dafs  er 
sich   durch    dieselbe   den  alleinigen  Zutritt  zu  den  oherj^ten  Landes- 
äuitern   sicherte  und  im  letzten  Artikel  Ijestimmte,    „dals  die  Herren 
und  Ritter  mit  Zustimmung  des  Königs  den  Inhalt  der  Landesordnung 
als  Recht   erkannt  hätten,   und   diesellre  von  keinem  Menschen  ohne 
Zustimunuig  des  Herren-  und  Ritterstandes  geändert  werden  dürfe-/ 
der  Adel    habe    sieh    stets    der  Befugnis    eifreut,    mit  Zustimmung 
des    Königs    seine    Rechte     zu     erweiteni    oder    zu    mindern,     und 
wahre  sich  auch  für  die  Zul\uuft  die  Freiheit,  sein  Recht  nach  voran- 
gegangener Übereinkimft  zu  mehren  oder  zu  mindern.     Dies  gelte 
auch    vom    Landrecht    und    anderen    Gerichten:    worüber  sich    beide 
Stände  geeinigt  hätten,   das  solle  als  Recht  gelten;    „sie  dürfen  es 
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mehren  oder  miiMleru,  wie  vüii  altors  her  peliriiuchlich  war."  Insofern 
die  Laiulesurdnuo^  etwas  euthidte,  ^was  den  dritten  St^nd  angeht, 
und  der  dritte  Stand  bei  den  Beratunp:en  hierüber  sirh  heteilii^te," 
sollte  ohne  Zustimmung?  des  dritten  Standes  nichts  daran  liemehrt 
oder  seiiiiüdert  wenlen.  Nur  in  einem  ganz  besfhränkten  Teile  der 
Landesordnung  wurde  also  den  königlichen  StiuUen  eine  Mitwirkiinj^ 
zugestandeo. 

Die  weitere  ThiUigkeit  der  Landtage  schuf  nach  dem  Jahre  1500 
eine  Reihe  gesetzlicher  Bestimmungen,  deren  Eintragung  in  die  Landes- 
ordnung sich  als  wünschenswert  erwies,  und  so  vtiirde  im  Jahre  1522 
ein  Beschhifs  auf  deren  Ergänzung  gefal'st  Auf  (iniiid  desselben 
wurde  im  Jahre  L530  eine  neue  Ausgabe  der  Ljuidesordnung  ver- 
anstaltet, welche  sich  ihrem  Inhalte  nach  nur  wenig,  ihrer  Form  nach 
gar  nicht  von  der  ersten  Bearbeitung  unterschied.  Ferdinand  I.  trug 
einige  Jahre  spiUer  dem  böhmischen  Vicelandschreiber  Ulrich  Humpolec 
von  Prostibof'  eine  neue  Bedaktion  der  Landesordnung  nut  gleich- 
zeitiger Ergiinziing  derselben  auf,  und  dieser  vullendete  die  ihm  Über- 
tragene Arbeit  im  Jahre  1549.  In  der  Form  Heutet  seine  Arbeit  einen 
bedeutemlen  Fortschritt  an:  die  Einteilung  ist  libersichtlicher ,  die 
Gesetze  werden  in  kürzerer  Fassung  angeführt*  Doch  auch  der  neue 
Hedakteur  zeigte  sich  als  kein  gewiegter  Jurist,  da  er  einzelne  Wider- 
ßprUcbe  in  seiner  Arbeit  nicht  zu  !)eseitigen  wufste.  Infolgedessen 
ordnete  Ferdinand  L  eine  neue  Bearbeitung  an,  welche  im  Jahre  1564 
durch  den  Druck  veröftentlicht  wurde.  Eine  weitere  unveränderte 
Ausgatie  wunle  im  Jahre  1574  l^esorgt,  aber  schon  damals  empfand 
man  das  Bedürfnis  nach  einer  neuen  Bearbeitung,  da  vielfache  Landtags- 
l)eschlüsse  neues  Recht  geschaffen  oder  altes  umgestaltet  hatten.  Man 
trug  sich  mit  dem  Plane  einer  neuen  Retlaktion,  allein  sie  kam  bis 
zum  Aufstande  nicht  mehr  zu  stände.  Die  Ausgabe  vom  Jahre  1564 
dient  uns  also  als  Wegweiser  bei  der  Schildenmg  des  in  Botimen 
giiltigen  öffentlichen  Rechtes. 

Wenn  man  von  der  von  den  Ständen  im  Jahre  1019  unreeht- 
mäfsig  vorgenommenen  Königswahl  absieht,  war  die  Krone  in  der 
[»ynastie  erblich.  Der  erste  Artikel  der  alten  Landesordnung  besagt 
ausdrücklich,  dafs  eine  Neuwahl  nur  dann  statthnden  dtirfe,  wenn  sie 
nach  der  Goldenen  Bulle  Kaiser  Karts  IV.  vom  7.  April  1348  und 
nach  den  Majestätsl triefen  Wladislaws  II.  vom  12.  Januar  1510  und 
Ferdinands  L  vom  2.  September  1545  zulässig  sei.  Die  beiden  ersten 
Verfügungen  setzen  das  Erbrecht  der  regierenden  Dynastie  in  niftnn- 
licher  und  weiblicher  Linie  fest,  und  <la  Ferdinand  L  diese  Verfügungen 
bekräftigte,  und  die  Bekräftigung  in  die  Landesordnung  aufgenommen 
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wmr,  50  konnte  auch  an  dem  Erbrecht  der  Habsbamer  kein  Zweifel 
aufUticben.  Dagegen  mii&te  sich  jeder  Kooi?  zur  AalrecbUiaJluJig 
der  sUndis^hen  Rechte  und  Freiheiten  verjrflichten ;  bei  der  Krötu 
schwor  er,  die  Hand  auf  «lern  Evangelium  haltend,  ,bei  Gatt,  di 
Jungfrau  Maria  und  allen  Heiligen,  dafs  er  die  Herren,  die  Bitter, 
die  Prager  und  alle  anderen  königlichen  Stftdte  und  die  fitanze 
nieinde  des  Königreichs  Böhmen  bei  ihren  hergebrachten  Ordni 
Hechten,  l*rivilegien,  Freiheiten  und  Gerechtigkeiten  in  allen  löblii 
Gewohnheiten  erhalten»  nichts  von  diesem  Königreiche  entfreraden 
oder  verpfänden,  sondern  vielmehr  dasselbe  nach  Möglichkeit  er-^ 
weitem  und,  was  zum  Nutz  und  Frommen  des  Königreichs  Bdlii 
gereiche,  thun  werde. *"  Er  verpflichtete  sich  mit  einem  Worte  ror 
Aufrechthaltung  der  Verfassung  und  versprach,  nur  jene  Rechte  iiij 
Anspruch  zu  nehmen,  die  auch  seine  Vorgänger  gehabt  batteo. 

Die  Rechte  des  Königs  in  Bezug  auf  die  Gesetzirebung  l>estan< 
darin,  dafs  er  allein  die  Stande  zu  Land*  und  Kreistagen  berief.  Unt 
den  Jagellonen  versammelten  sich  zwar  die  Stande  nach  ihreui  eigei 
Belieben;  als  jedoch  Ferdinand  L  den  böhmischen  Aufstand  van  1547 
unterdrückt  hatte,  nötiirte  er  den  Landtag  zu  dem  Beschlüsse,  dafs 
die  Stände  nur  auf  seine  und  seiner  Nachfolger  Aufforderung  zu- 
sammentreten dürften.  Gesetze  konnten  nur  infolge  genieiDsauiea 
Übereinkommens  zwischen  dem  Könige  und  den  Ständen  zu  stände 
kommen.  Die  Vorschläge  zu  denselben  konnten  von  beiden  Seiten 
geschehen:  von  dem  Könige  in  der  Proposition,  mit  welcher  der  Land- 
tag eröffnet  wurde;  von  den  Ständen  in  der  Form,  dafs  sie  den 
König  ersuchten,  über  bestimmte  Angelegenheiten  verhandeln  zu 
dürfen'.  Häufig  geschah  es,  dafs  ihre  Bitte  unberücksichtigt  blieb, 
weil  die  Verhandlung  über  die  königliche  Proposition  zu  lange  wilhrte; 
sie  wurden  dann  von  LandtJig  zu  Landtag  vertröstet  Um  ein  für 
allemal  dieser  Benachteiligung  ein  Ende  zu  machen,  wurde  auf  dem 
Landtage  von  1609  mit  Zustimmung  des  Königs  der  Beschlufs  gefafst, 
dafs  gleich  nach  der  Beratung  der  königlichen  Proposition  die  Be- 
ratung über  die  stilndischen  Vorschläge  beginnen,  und  die  Besehlasse 
ül)er  die  königliche  Proposition  nicht  früher  in  die  Landtafel  ein- 
getragen werden  sollten,  als  bis  über  die  ständischen  Vorschlafe  Be- 
schluls  gefafst  worden  sei.  Landtagsbeechlüsse  bekamen  nümlich  oicht 
dadurch  ihre  Gültigkeit,  dafs  der  König  ihnen  zustimmte,  sondei 
erst   dadurch,   dafs  sie  in  Anwesenheit  eines  ständischen  Ausschug 


'  Bohmiscbe  Landtagsverhundhingen ;  Band  III,  IV.  und  VI  enreisen  diis  in 
sahireicheD  F&llen,  sielte  tiamentUch  Band  lY,  S.  32  und  301. 
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und  der  dazu  IrestiiBinten  ol»ersten  BeaEiteii,  als  Vertreter  des  Königs 
in  die  LaDdtafel  einj^etia^en  wurden.  Im  alleinigen  Auftrage  des 
KiVnigs  durfte  keine  die  Angelegenheiten  des  Landes  betreffemle  Ein- 
tragung in  die  Landtafel  voi^enoinmen  werden;  wer  dagegen  fe!ilte, 
verfiel  der  Todesstrafe  elienso  wie  jener,  der  eine  den  König  betreffende 
Eintragung  in  die  Landtafel  vorualun,  oline  dals  dieser  ihn  hiezu  he- 
voUmilehtigt  hatte.  Die  Eintragungen  in  die  Landtafel,  die  als  gültige 
Beweise  in  öüentliclien  und  Privatangelegenheiten  dienten,  standen 
ülierhaupt  unter  der  strengsten  Kontrolle,  dafs  z.  B.  selbst  der  der 
Todesstrafe  verfiel,  der,  ohne  dazu  berechtigt  zu  sein,  einen  Fehler 
in  den  Eintragungen  korrigierte'.  Die  Berechtigung  der  Stände  zur 
Gesetzgebung  war  keine  gleichniäfsige.  Die  höheren  Stände  <die 
Herren  und  Bitter)  besafsen  ein  Vorrecht  vor  den  Städti^n;  denn  ein 
Ailikel  (Z  4)  der  Laudesordnüng  sagt  ausdrücklich,  dals  ohne  Wissen 
seiner  königlichen  Gnaden  und  des  Herrn-  un(^  Ritterstandes  keine 
Änderung  in  der  Landesordnung  vorgenommen  werden  dtirfe,  und  dafs 
„der  Herren-  und  Kitterstand  die  Freiheit  besitze,  mit  Zustimmung 
des  Königs  auf  einem  Landtage  sein  Recht  zu  erweitern  oder  zu  be- 
schränken.'' Der  Vorrang  vor  dem  Bürgerstande  wird  dadurch  klar 
und  deutlich  ausgedrückt  und  indirekt  erklärt»  dafs  der  letztere  eine 
mitbeschliersende  Stimme  auf  dem  Landtage  nur  in  Angelegenheiten 
hatte,  die  ihn  allein,  nicht  aber  in  denen,  die  den  Herrn-  und  Ritter- 
stand betrafen. 

Ebenso  beschränkt  wie  in  der  Gesetzgebung  war  der  König  in 
der  Verwaltung  und  bei  der  Ernennung  der  obersten  Beamten  und 
Richter.  In  dieser  Beziehung  hatte  sich  seit  dem  König  Wenzel  IV. 
ein  langwieriger  Streit  zwischen  dem  Könige  und  den  Standen  und 
zwischen  den  letzteren  selbst  entsponnen,  der  seit  dem  Ende  des 
15.  Jahrhunderts  dahin  beigelegt  war,  dais  der  König  die  erledigten 
obersten  Ämter  nur  nach  vorgängiger  Beratung  mit  den  obersten  Be- 
amten und  den  Beisitzern  des  Landrechts  besetzen  konnte.  Jeder 
der  Beamten  und  Räte  gab  besonders  sein  Gutachten  ab,  und  dem 
König  stand  es  frei ,  ans  den  Vorgeschlagenen  eine  beliebige  Pei-son 
zu  wHhleu,  auch  wenn  sie  nicht  die  Mehrheit  der  Stimmen  erhalten 
hatte.  Die  Beisitzer  des  Landrechts  und  des  Kammergericbts  wurden 
wahrscheinlich  aus  jenen  Personen  ernannt,  die  das  gesamte  Landrecht 
oder  das  Kammergerichtskollegäum  dem  Könige  vorschlug.  Die  Bei- 
sitzer des  Hoflehngerichts  wurden  dagegen  vom  König  selbständig 
ernannt,  denn  ihr  Wirkungskreis  bezog  sich   auf  die  Lehngüter  und 

»  UK  Tom  Jahri^  b^64:  A  4,  8,  20,  E  5. 
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ihre  Besitzer,  imd  in  dieser  Beziehung  wurde  dein  König  eine  «rröfsere 
AuktüHtät  zugestanden*.  I>er  Hernistaiid  erfreute  sich  allein  des  Zu- 
tritts zu  den  Ämtern  eines  <  »berstburjfgrafen,  Obersthofmeisters,  Obersil- 
laudmarscballs,  Oberstkaninierers,  Oböi-stlandriclttei-s,  Oberstkaozlers 
und  Oliersthoflehnrichters,  der  Ritterstand  zu  den  Ämtern  eines  Oberst- 
landschreibers,  Landesuuterkilnimerei*s  und  Burprgrafen  des  König^'ätzer 
Kreises.  Mit  dem  Herrustanfi  .i^enieiiisam  liekleidete  der  Ritt<*i*stÄQd 
das  Amt  eines  Burj^jrrafen  von  Karlstein;  von  den  jeweiligen  zwei 
Burpföfrafen  mufste  nänilieh  einei*  dem  Herrn-  untl  der  andere  dem 
Ritterstande  angehören.  Das  Amt  eines  Münzmeistei-s  war  allen  Standen, 
also  auch  dem  Bürgerstande  zupän^lich;  bei  der  Besetzung  desselben 
war  der  Köni^'  ebensowenig  an  jemandes  Gutachten  gehundeu.  wie 
bei  der  Besetzung  der  erst  von  FerdinaDd  I.  errichteten  beiden  Ämter 
eines  Kammerpräsidenten  und  Appellationspräsidenten,  welche  beiden 
Ämter  jedoch  regidmäisig  mit  Pei*sonen  aus  dem  Flerrnstande  besetzt 
wurden.  Ebenso  ernannte  der  König  die  Beisitzer  des  Iloflehngericbtes 
und  des  Appellationsgerichtes  selbständig.  Im  Landrecht  safsen  neben 
tlem  oberstiMi  Burggrafen,  rlem  Obei-stlandkämmerer  und  Oberstland- 
richter zwölf  Beisitzer  des  Herrn-  uud  acht  Beisitzer  des  Ritterstitndes. 
Bei  dem  Kammergericht  stand  es  im  Belieben  des  Königs,  wie  viel 
Mitglieder  er  nus  dem  Herrn-  und  wie  viel  aus  dem  Ritterstande 
wählte;  nur  so  viel  bestinmite  die  Landesordnung,  dafs  die  Gesamt- 
zahl wenigstens  zwölf  betragen  müsse®.  Für  den  Fall,  als  sich  der 
König  nicht  im  Lande  aufhielt,  war  er  berechtigt,  einen  oder  mehrere 
Stellvertreter  zu  ernennen.  Die  alte  Laodesordmmg  giebt  ihnen  an 
einer  Stelle  (R  8)  die  Bezeichnung  „Landeshauptleute"  (hejtman  knl- 
lovstvf  4^esk^lio),  au  einer  zweiten  Stelle  (R  12)  bezeichnet  sie  den 
Vertreter  des  Königs  als  Statthalter  (mfstodrzlcl).  Den  Landeshaupt- 
leuten oder  d(*m  Statthalter  war  ein  Rat  aus  zwölf  Personen,  sechs 
Herren  nod  secfis  Rittern,  zur  Seite  gestellt:  in  welcher  Weise  sie  ge- 
wählt wurden,  dartlher  giebt  die  Landesordnung  keinen  Aufschluls, 
Während  der  Abwesenheit  des  Kaiser  Mathias  fanrl  eine  Neuerung 
Statt,  die  darin  bestand,  dids  die  obersten  Beamten  unter  dem  Titel 
der  Statthalter  gemeiDsam  die  oberete  Regierung  führten;  ihneh  zur 
Seite  stand  kein  eigener  Rat.  Khenso  wie  seine  Stellvertreter  ernanute 
der  König  auch  selbständig  die  Voi-steher  der  einzelnen  Kreise  im 
Lande«  ilie  den  Titel  Kreishauptleiite  föhrten.    Sie  Übten  die  Aufsicht 


»  Knlonfeiik:  (^€skd  st^tnf  pravo,  S.  371  und  372.    Lfindesordniing  vom  Jtuhte 
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über  die  Rei'htspflerce,  über  das  Laii<lesaufgebot,  über  die  öffeütliche 
Sicherheit  K 

Die  nbersten  Beaiwten  waren  mit  Ausiialime  des;  Müiiztiieisters, 
rieu  der  König  beliebig  ein-  und  absetzen  konnte,  unabsetzkir,  es  sei 
denn,  dafs  sie  sich  eines  groben  Venrehens  gejren  ihre  Amtspflicht 
Si'huJdijif  iiuichten.  Niemand  durfte  um  ein  Amt  ansurhen»  wenn  das- 
selbe besetzt  war;  that  er  es  dennoch,  so  wurde  er  mit  der  Konfis- 
kation seiner  Güter,  mit  dem  Verlust  seiner  Ehre,  selbst  mit  dem 
Tode  bestraft-.  Eine  Andenmg  in  ihrer  Stellung  konnte  drr  Koni;:; 
nur  vornehmen,  wenn  er  sie  von  einem  niedern  zu  einem  höhereu 
Amte  beförderte ;  die  Beförderung  duifte  der  Betreffende  nicht  ab- 
lehnen, wenn  sie  auch  mit  einem  materiellen  Nachteil  verbunden  war. 
Es  zeifTte  sich  dies,  als  Graf  Thuro  im  Jahre  1617  von  dem  mit 
einem  Einkommen  von  8000  Thalern  dotierten  Amte  eines  Burggrafen 
von  Karlstein  zu  dem  /war  höher  stehenden,  aber  nur  mit  400  Thaler 
dotierten  Amte  eines  Obersthoflehnrifhtei's  befördert  w^urde,  um  ihn 
flir  seine  Opposition  gegen  die  Annahme  Ferdinands  11.  zum  König 
von  Böhmen  zu  strafen.  Im  Falle  der  Throuerledigung  nuilsten  alle 
obersten  Beamten  ihr  Amt  niederlegen;  der  neue  König  besetzte  die 
Ämter  nach  ein;,'eholtem  Rate  eines  Ausschusses  von  30  Personen,  den 
die  Stünde  aus  ihrer  Mitte  gewählt  hatten.  So  geschah  es  auch,  als 
Mathias  im  Jahre  1612  den  Thron  bestieg.  Die  Stände  t)bten  also 
bei  dieser  Neubesetzung  aller  Amter  einen  direkten  Einfluls  aus, 
während  bei  den  Besetzungen,  die  durch  Todesfall  oder  Befördenmg 
der  Amtsinhaber  eintraten,  nur  die  obei-sten  Beamten  und  Beisitzer 
des  Land  rechts  mit  Vorschlägen  hervortraten.  Die  niederen  Ämter 
wurden  von  den  Inhabern   der  obereten  Ämter  selbständig  besetzt^. 

Zeigt  die  Art,  wie  die  obersten  Ämter  besetzt  wurden,  die  Ab- 
hängigkeit des  Königs  von  den  Ständen  und  die  Beschränktheit  seiner 
Machtvollkommenheit,  so  ergiebt  sich  dieselbe  noch  mehr  aus  dem 
Eide,  den  die  oiiei*sten  Beamten  und  die  Beisitzer  des  Landrechts, 
des  Kammergerichts  und  des  Hoflehnsgerichtes  bei  ihrem  Dienstantritt 
leisteten,  Sie  alle  nmfsten  nicht  blofs  dem  Könige  und  seinen  Erben, 
sondern  auch  „dem  Herrn-  und  Ritterstande  und  der  ganzen  Gemeinde 
des  Königi'eicbs  Böhmen^  Annen  und  Reichen  schwören,  dafs  sie  ihr 
Amt  rechtlich  verwalten  und  aller  Falschheit  sich  enti,'egenstellen 
würden**.    Der  Prager  Burghauptmann  verpflichtete  sich   nicht  blofs 


»  R  18—19, 

*  Landeaordnung  vom  Jahre  1564.     A  47,  B  2. 

*  Gimlely:    Geschichte  des   SOjäbrigeti    Kriegfs,    Bil.   1,    S.    177.      Kalotisek 
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gegen  deu  Köuig,  sondern  aucli  ge^eü  die  Stände  zur  Wahrung  der 
Burg;  in  derselben  Weise  verpflichteten  sich  auch  riie  beiden  Burar- 
^Tafen  von  Kaiistein,  in  welcher  Bin>:  die  KhMnodien  des  Landes,  die 
Krönungsinsignien  und  die  Ori^nnale  der  stiludi sehen  Privilegien  auf- 
bewahrt wurden.  Die  wec!»sclseitige  Abhiln^^rkeit  des  Königs  imd 
der  Stände  zei^t  sich  auch  darin,  dal's  der  erstere  ohne  Zusünmiung 
des  Landtiigs  die  frei  ^iewordenen,  auJser  Landes  gelegenen  Lehen 
nicht  neu  verleihen  duifte^  dals  er  nur  im  Einvernehmen  mit  den 
obersten  Beamten  und  liiUen  einem  Auslämier  den  Ankauf  von  Gütern 
gestatten  und  dals  er  keinem  Ausföuder  die  Bewachung  eines  Schlosses 
oder  ein  Umdesamt  iibertragen  dui-fte.  Auf  die  Entscheidung  von 
CivUprozessen  besafs  der  lümig  keinen  Eitifiul's,  indem  die  Gericlite 
selbstÄndi»  ihre  Urteile  flillten  und  keine  Appellation  von  ihnen  an  den 
Könii?  «restattet  war.  In  Kriminalprozessen  dage.i:en,  wo  es  sich  um 
Ehre  und  Leben  handelte,  stand  es  im  Belieben  des  Klilgers,  ol»  er 
den  Prozefs  bei  dem  Konig  oder  bei  deui  Landrecht  jmhängig  machen 
wulUe,  Im  Falle  der  lYozels  bei  dem  ersteren  anhängig  wurde,  be- 
stand das  Gericht  aus  dem  Köuig,  deu  obersten  Beamten  und  den 
Beisitzern  des  Land  rechts  und  Kanimer^erichts,  Wurde  der  Prozefe 
bei  dem  Land  recht  geführt,  so  besals  der  König  nicht  das  Recht,  den 
Geklagten  gegen  die  Exekution  des  Urteils  durch  Erteilung  des  freien 
Geleites  zu  schützen*, 

Einen  gleichfalls  mafsgebendeu  Einilufs  übten  die  Stände  auf  die 
Finanzangelegenheiten  aus,  indem  die  Steuern  nur  für  die  von  ihnen 
bestimmten  Zwecke  verwendet  werden  durften.  Auch  durften  die 
Konige  die  ihnen  zugehörigen  Krön-  oder  KanuMeigüter  nicht  beliebig 
verkaufen  oder  verpfänden,  weil  dadurch  ihr  Einkommen  geschmälert 
worden  wäre,  sondern  waren  hiebei  an  die  Zustiramunfx  der  Stilnde 
gebunden;  ebensowenii^  durften  die  Köuiginneu  etwas  von  ihrem  Leib- 
geding  verkaufen  oder  veqiffinden -.  Zmn  pei-sönlichen  Einkommen 
der  Könige,  über  welches  sie  keiue  Rechnung  legen  niufsten,  gehörte 
aui'ser  den  Einkünften  aus  den  Krongütern  d€T  erbliche  Biergroschen, 
dei*  ihnen  seit  dem  Jahre  1547  bewilligt  und  wiederholt  erhöht  wurde, 
der  Kammerzins,  den  die  böhmischen  Städte  laut  der  Bestinnuung 
ihrer  Orilndungsurkunde  zalilen  mufsten,  die  Steuern,  die  ihnen  heim 
Bßgierungsantritt  und  bei  der  Verheiratmig  ihrer  Kinder  bewilligt 
wurden;  der  halbe  Zohent  von  Silber-  und  Goldbergwerken  und  das 
fttrht,  alles  in  den  Bergwerken  gewonnene  Silber  und  Gold  um  einen 


«  LainlP8oriiimt)g  voiu  Jahre  1564,  A  6,  A   18,  A  22,  A  26,  A  27,  D  16. 
■  liaiult?sorclniiug  vom  Jahre  1564,  A  1%  A  25. 
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bestimmten  Preis,  der  unter  dem  wahren  Wert  stand,  zu  kaufen;  das 
Einkommen  aus  dem  Salzuionopol,  das  Erträt^nis  der  Laudeszölle  und 
der  Judensteuer.  Ebenso  gehörten  ihnen  die  frei  gewordenen  Lehen, 
die  konfisciertou  Güter  und  ui*si>rünj?Uch  auch  die  Allodialgüter  jeuer, 
die  ohne  Erben  verstorben  waren  und  keine  testamenteirische  Ver- 
fliixung  getroffen  hatten.  Wladislaw  IL  verzichtete  jedoch  auf  den 
Heimfail  ^kn•  letzteren,  so  dds  also  fortan  auch  die  entferntesten 
männlichen  und  weihliehen  Seitenverwandten  zur  Erbschaft  bemien 
waren.  Auch  die  Einnahmen  aus  den  Konfiskationen  nahmen  seit  dem 
Jahre  1608  ein  Ende,  denn  in  diesem  Jahre  verzichtete  Rudolf  IL, 
infolpje  des  von  ihm  gebüliirten  Landtagsbeschlusses  auf  jede  Art  von 
Konfiskation  bei  der  Bestrafung  von  Verbrechen,  die  also  im  iuilser- 
sten  Falle  nur  mit  dem  Verlust  der  Ehre  und  des  Lebens  gehülst 
wurden  K 


'  Kaluusek  a.  a,  0.  S.  292  liemerkt,  dnfs  das  durch  das  Privilegium  Wladislaws  II. 
beschrankte  Heimfallsredit  der  Könige  auf  AUodialgüter  später  wieder  erweiteii 
worden  sei.  Auf  Grund  der  nach  ätr  Puldikation  seines  Werkes  veröifcn dichten 
böhniisclien  Landtagsverhandhingen  niufs  dieser  Behauptung  nur  eine  beschrankte 
Gültigkeit  zuerkannt  werden;  denn  dieselben  ergeben,  dafs  Ferdinand  I.  ein  Heim- 
frdlsrecbt  nur  beziiglieh  der  königlichen  Staldte  eingeführt  bat,  indem  er  nach  Be- 
siegung des  böhtiiiiicben  Anfstandeb  von  1546 — 1547  die  Güter  jener  Bürger,  die 
obue  Erben  verstorben  waren,  an  sich  zog  und  so  die  Städte  dee  Heinjfallsrechtea 
beratd«te.  Das  unbegrenzte  Erbrecht  des  AdeU  tastete  er  nur  bezüglich  der  in  den 
königlichen  Städten  gelegenen  Häuser  und  Weingärten,  nicht  aber  bezüglich  der 
Landgüter  an.  Als  Maximilian  IL  den  Thron  bestieg,  ersucliten  ihn  die  Städte 
um  WiedereiurJkiniung  des  H ei mlallsr echtes,  erhielten  aber  von  ihm  (im  Jahre  1570) 
eine  aufBchiebende  Antwort  tUie  böhmischen  I.oniilagsverbandlungen  Bd.  HI, 
8.  469J.  Fünf  Jahre  sputer  nahm  sich  ihrer  der  Landtag  an  und  richtete  an  den 
Kaiser  dieselbe  Bitte  (Bd.  IV,  S.  222),  aber  da  die  böhmische  Kanuner  auf  die 
AbweiMiing  dieses  Antrags  einriet  (Bd.  IV,  !!>.  231),  gelaugten  die  Städte  auch  dies- 
mal  nicht  zu  dem  gewunacbten  Ziele.  Als  sie  darauf  den  neugeki-önten  König 
Rudolf  n.  um  Fürspraclie  bei  seinem  Vater  (Bd.  IV,  JS.  482)  ersuchten,  versprach 
der  letztere,  sich  bei  einem  Heiuifalle  von  Fall  zu  Fall  ^uach  Ueliühr  gnadig 
ei'zeugen  zu  wollen"  (Bd.  IV,  S.  516i  l>a  damit  nichts  bestimmtes  eri eicht  war, 
so  wiederholte  der  Landtag  im  Jahre  1577  üie  Fürfiitte.  Dies^mal  erreichten  die 
Städte  wenigaten8  zum  Teil  ihren  Zweck.  Der  Kaiser  verzichtete  auf  die  Hälfte 
aller  beimgeüillenen  Guter  zu  ihren  Gunbten  uml  versprach  ihnen  auch  die  andere 
Hälfte,  wenn  »ie  von  dem  Heimfalle  einen  gemeinnützigen  Gebrauch  machen  würden 
(Bd.  V.  S.  110).  —  Dafs  der  Adel  auf  dem  Landtage  sich  der  Städte  angenomnien 
halte,  geschah  aus  Egoismus,  weil  die  Könige  seit  einer  Keihe  von  Jahren  fseit 
d^r  ßesiegung  des  Aufstandes  von  1.546— 1547)  das  Privilegium  Wladialaws  IL 
nur  für  die  Landgüter  gelten  liersen,  auf  die  lläuäer  und  Weingärten  in  den  könig- 
lichen Städten  aber  Beschlag  legten,  wf  nn  der  sie  besitzende  Edelmann  ohne  Erben 
verstarb  und  nicht  testementai'isch  über  sie  verfugte.  Als  sich  der  Herrn-  und 
Rittei*stand  der  Städte  annahm,  ersuchte  er  gleichzeitig  um  die  AbschaiFung  dieser 
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Eine  unhesi'hränkte  Machtvollkommenheit  übte  der  König  bei  Er- 
teilung; von  Jahrniarktsprivilesneo.    Auch  durften  auf  Strafsen ,  die  er 
erhielt,  Zölle  o*ler  Maut?el>ühren  nur  mit  seiner  Zustimmung  erhol>*?a 
werden.    Er  alleio  durfte  «Ue  Zustinnaung  zuuj  Bau  oder  zum  Nieder- 
reifsen  von  Bürgen  oder  befostij?ten  Städten  geben.    Der  Koni«?  konnte 
auch  einem  Bürgerlichen  einen  Wappenbrief  erteilen,  machte  ihn  jedoch 
damit  nicht  adelifr,  sondern  eröffiHte  ihm  nur  den  Zugang  zum  Adel; 
der  mit  dem  Wa])penbrief  ßeteilte  mufste  nämlich  erst  bei  dem  Ritter- 
stande um  Aufnahme  ersuchen*   seine  ehrliche  Abstaramunp:    und   die 
Wohlverhaltenheit  seiner  Familie  seit  drei  Generationen  und  seine  per- 
sönliche Freiheit  nachweisen.    Konnte  er  dies  nicht,  so  wurde   zwar 
sein  Wappenbrief  nicht  anirefochten,  aber  die  Aufiiabme  in  den  Ritter- 
Stand  verweif^ert.     Bestand  der  Bittsteller  die  Proben^   so  galt  er  zu- 
nächst mir  als  Knappe,   und   erst  seine  Nachkommen    in  der    dritten 
Generation  duiftea  tlen  Rittertitel  ftlhren.    Unter  den  Rittern   unter- 
schied  miui  wieder  tlen   neuen  und   den  alten   Ritterstand  ;    zu   dem 
letzteren  konnte  man  nur  ^'elaugen,  wenn  die  Familie  seit  drei  Gene- 
rationen sich  des  Ritterstandes  erfreute.     Der  Könij:  hatte    also    *?ar 
keinen  Eiutlufs  auf  die  Erteilunjj:  dieses  Adelsprades  und  auf  die  Hanjs- 
Ordnung  in  demselben.    Ebenso  wenig  konnte  er  jemandem  den  Herm- 
stand  erteilen,   sondern   er  konnte  nur  eine  dem  alten  Ritterstande 
an^ehöiige  Pei-son  dem  HeiTBstande  mv  Aufnahme  empfehlen.     Der 
IIen*nstaud  untei'schieil  sich  nach  denselben  Regeln  wie  der  Ritterstand 
in  den  neuen  und  alten,  und  es  bedurfte  der  Abstainmung  von  neun 
Generationen,  die  bereits  dem  Hen'nstande  angehört  hatten,  bevor  die 
Nachkommen  eines  mit  dem  Wappenbriefe  beteilten  in  den  alten  HeiTn- 
stand  gelangen  konnten,     her  böhniisehe  Adel  wachte  auch   darüber, 
dafs  keine  neuen  Adelsgrade  als  der  Herni-  und  Ritterstand  einpreführt 
wurden;   sellist  die  Herren  von  Rosenberg,   denen  sonst  überall  eine 
fürstliche  Bedeutung  beigemessen  wurde,   führten  nur  den  Hermtitel, 
und  ihre  höhere  Stellung  wurde  nur  dadurch  anerkannt^  dai's  sie  bei 


Neuerung  (Bd,  V,  S.  71)  uud  erhmgte  von  Rudolf  IT.  die  Gewährung  seiner  Bitte 
(Bd-  V.  S.  109).  Auf  dem  ersten  der  beiden  Landtage  von  1583  ersuchten  die 
Prager  die  höbei^en  Stände  um  ikre  Fürbitte,  dafs  der  Kaiser  ein  für  allemal  auch 
au/  die  zweite  Hälfte  des  lleimfalls  verzichte  (Bd.  VI,  329).  Die  Hofkamnier 
widerriet  jedoch  auf  das  energischeste  die  Erfüllung  dieses  Ansuchens  (Bd,  VI, 
S.  337),  und  so  kam  es,  dafs  auf  dem  zweiten  Landt^ige  des  Jahres  1583  die 
hohem  StÄnde  ihre  Bitte  (und  zwar  diesmal  nicht  blofs  fllr  die  Präger,  sondero 
für  alle  Stitdt<>)  vergeblich  erneuerten.  Auch  in  den  folgenden  Jahren  erreichten 
die  Städte  ihr  Ziel  nicht,  selbst  auch  nicht  im  Jahre  1609,  denn  der  Landtags* 
beftchlufs  von  1609—1610  wiederholte  nur  die  Fürbitte  der  höhereu  Stände  für  die 
StAdte,  herichlete  aber  nichts  über  die  Gewährung  derselben. 
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öffentlirheii  Gelegenheiten  uomittelluir  neben  dem  Könige  vor  ilen 
obersten  Beamten  ihren  Sitz  einnahmen.  Wenn  also  ein  Ausländer, 
der  sieb  eines  hohem  Adelsf^rades  als  des  Freiberrnfitels  erfreute,  Auf- 
nahme in  den  böbniisehen  Adel  fand,  su  wurde  er  nur  in  den  Herrn- 
stand  eingereiht;  dies  geschah  z.  B,  mit  dem  Grafen  Hardegg  zur 
Zeit  Wladislavvs  II.  und  mit  dem  Füi"sten  von  Plauen  zur  Zeit  Ferdi- 
nands L  —  Die  Erteilung  (ies  Inkolats  oder  die  Aufnahme  von  Aus- 
ländern in  den  böhmischen  Staatsverband  konnte  der  König  nicht 
eigenmächtig  erteilen,  sondern  mufste  die  Zustimmung  des  Landtages 
einholen.  Erl'olgte  dieselbe^  so  muJste  der  betreffende  schwören, 
dafs  fT  fortan  den  König  von  Böhmen  als  seinen  alleinigen  Herrn 
anerkennen  werde;  ei-st  dann  durfte  er  sich  im  Lande  ankaufen*. 
Die  VVehrpdicht  des  Adeis  war  dahin  buscbränkt,  dafs  derselbe 
nicht  verpflichtet  war,  dem  König  bei  einem  Kriege  auföer  Landes 
oder  einem  solchen,  mit  dem  das  Land  nichts  zu  thun  hatte-» 
Dienste  zu  leisten ;  dagegen  durfte  aucli  niemand  aufser  Landes  Dieoste 
gegen  seinen  König  nehmen.  Im  Falle  das  Land  mit  einem  Einfalle 
bedroht  wurde^  mufste  sich  jedermann  unter  Totlesstrafe  und  Verlust 
des  Vermögens  dem  Feinde  entgegenstellen.  Wer  dem  Feinde  Unter- 
schlupf gab,  wurde  geächtet  und  für  vogelfrei  erklärt,  derjenige,  der 
einen  benachbarten,  mit  Böhmen  in  friedlichen  Beziehungen  stehenden 
Fürsten  feindlich  anfiel,  des  Landes  verwiesen.  Wer  sich  mit  Gewalt 
im  Lande  Recht  schaffen  wollte  oder  jemanden  in  seinem  Besitztum 
feindlich  angriff,  wurde  geächtet  und  verlor  Leben  und  Vermögen. 
Im  Falle  jenumd  einem  von  ihm  Bedrängten  das  Versiu'echen  abnahm, 
daJs  er  die  Gewalt  an  ihm  nicht  rächen  werde,  war  dieses  W^rsprechen 
ungültig.  Auszuwandern,  stand  jedem  Edelmann  frei,  doch  duifte  er 
dies  nicht  früher  thuu  und  seine  Güter  nicht  früher  verkaufen,  bevor 
er  allen  seinen  privaten  Rechtsverbindlichkeiten  nachgekommen  war. 
Nicht  uninteressant  dürfte  es  sein,  einiges  von  den  Eigentündich- 
keiten  des  adeligen  Frivatrechtes  kennen  zu  lernen.  Die  wichtigsten 
Interessen  grupi>ieren  sich  um  das  Erbrecht;  jede  Nation  gestaltete  es 
ihren  socialen  Verhältnissen  entsprechend  um,  imd  so  ei^eben  sich 
auch  in  Böhmen  Eigenheiten,  die  anderswo  nicht  vorkommen.  Der 
Vater  war  nicht  berechtigt,  seine  Söhne  in  der  Erbschaft  zu  verkürzen, 


^  Gindely:  Die  Entwickelung  des  l>Öhinischen  Adels  und  der  Inkolats Verhältnisse 
seit  dem  16.  JaUrhuDdeil. 

*  Artikel  A  29  enthält  zwar  nicht  die  Worte  „aufser  Landes  oder  die  mit 
dem  Lande  nichts  zu  thun  haben"*  aber  im  Entgegenhalt  zu  dem  Artikel  D  48, 
der  allgemeine  Wehrpflicht  wider  die  Angieifer  des  Landes  anhefiehlt,  kann  der 
Artikel  A  29  nicht  anders  vi^rstanden  werden.  —  Artikel  K  28—^1,  37,  38.    L.  1—9. 
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sondern  niu/ste  ihnen  seinen  ganzen  Besitz  hinterliisseu :  nur  in  dem 
Falle,  wenn  er  einen  seiner  Söhne  mit  Zustimnumg  desselben  mit 
einem  Besitz  bereite  bedacht  oder  ^atnjeteilt"  hatte  ^  ging  derselbe 
seines  weitereu  Erbrechts  verlustig,  und  der  Vater  konnte,  wenn  er 
keine  anderen  Söhne  hatte,  frei  über  seinen  Besitz  vei*fügen.  f>ie 
Töchter  besafsen  kein  Erbrecht  auf  die  Güter  des  Vaters,  so  laa^e 
Söhne  vorhanden  waren ;  sie  konnten  nur  einen  standesniäfsi«:en  Unter- 
halt und  eine  Mitgift  im  Falle  der  Verheiratung  beanspruchen,  dach 
blieb  es  dem  Vater  unbenommen^  auch  ihnen  einen  Teil  seiner  Güter 
zuzuweisen  oder  die  GiU^r  sogar  Fremden  zu  hinterlassen  *.  Die 
Mutter  konnte  mit  ihrem  Vermögen  und  ihren  Gütern  nach  Belielien 
verfahren,  also  die  Töchter  vor  den  Söhnen  begünstigen.  Die  Mädchen 
ginu'en  ihres  Erbrechtes  verlustig,  wenn  sie  sich  gegen  den  Willen  iles 
Vaters  oder  im  Falle  er  bereits  tot  war^  gegen  den  Willen  ihi*er  Brüder 
oder  ihres  Vonnunds  verlobten  oder  ihre  Jungfrauschaft  einbürsten. 
Wenn  die  Brüder  nach  dem  Tode  des  Vaters  die  Erbschaft  nicht 
teilten  oder  ilie  Teile  nicht  in  die  Laudtafel  eintragen  liefsen,  so  he- 
safsen  sie  alle  ein  gleichmilfsiges  Anreclit  auf  alle  Erbschaften  und 
Erwerbungen  jedes  einzelnen  von  ihnen;  davon  war  nur  <lie  Mitgift 
der  Frau  ausgeschlossen,  in  deren  Besitz  nach  dem  Tode  der  Frau 
nur  der  Ehemann  oder  dessen  Erben  traten.  Im  Falle  einer  der 
Brüder  aus  der  Gemeinschaft  mit  den  anderen  Brüdern  getreten  war 
und  seinen  Teil  genünimeu  hatte,  hatte  er  keinen  Anspruch  auf  die 
Hinterlassenschaft  eines  Bruders,  der  mit  den  anderen  Geschwistern 
noch  in  ungeteiltem  Besitze  lebte.  Wenn  sich  die  Brüder  nach  dem 
Tode  des  Vatei-s  in  die  Hinterlassenschaft  teilten,  so  nahm  der  älteste 
die  Teilung  vor,  und  die  jüngeren  wählten  ihre  Teile  nach  ibrem 
Alter**     Die  Grofsjähiigkeit  erreichte  man  mit  zwanzig  Jahren,  ^J 

Da  der  älteste  Bruder  für  den  Unterhalt  der  Schwestern  Sorge^H 
tnig  und  sie  für  den  Fall  ihrer  Heirat  mit  einer  Mitgift  ausstattete, 
so  wurde  aticli  ein  Teil  von  den  den  Brüdern  gemeinsam  überlassenen 
Gütern  für  Rechnung  der  Sciiwestern  ausgeschieden,  welcher  dann 
dem  iil testen  Bruder  ganz  oder  teilweise  zufiel,  im  Falle  keine  oder 
nui*  eine  oder  die  andere  Schwester  heiratete.  Sie  erbten  aueh  alle 
Güter  des  ältesten  Bruders,  wenn  dieser  mit  <len  andern  Brüdern  ge- 
teilt hatte  und  keine  Kinder  hinterliefs.    Die  Schwestern  waren  nicht 

»  Der  Artikel  750  der  Laodesordtiuiig  vom  Jahre  1564  sagt  deutlich,  dafs  die 
Mtitter  über  ilir  Vermögen  selbst  zum  Nachteil  der  Kinder  verfügen  kann  der 
Ärtikfl  0  26  der  verneuerten  Landeaordnung  konhtatiert,  dafs  dies  ehedem  die  Be* 
fugni»  der  Mutter  gevesen  sei*  J 

•  Laiidesurduimy  vom  Jahre  1564.    1  47,  48,  ^,59,  68,  64,  K.  3    5    «    7       1 
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bere^^hti^t,  die  Getiieinschaft  mit  ihrt^in  ältesten  Bnuler  aufzu!<>sen 
und  von  ihm  ihren  Anteil  am  Gute  zu  verlaui^en;  er  dasegen  durfte 
es  thun,  wenn  er  den  Schwestern  einen  anireiiiesseaen  Teil  (dil 
Sfiravedlivy)  abtrat'.  Um  StreiÜL'keiten  bezüdich  der  Ansprüche  lier 
Töchter  zu  hei^egnen,  hatten  einzelne  Familien  unter  sich  einen  Ver- 
trag ab.2esc!ilospen,  wie  sie  es  mit  ihren  Töchtern  im  Falle  der  Ver- 
heiratiinir  halten  wollten  und  für  diese  Verträge  um  die  Billiirun^  des 
KöniiTs  angesucht.  Die  Landesordnung  bestimmte  schliefslich »  dats 
Frauen,  die  mit  einer  Mitgift  ausgestattet  seien  und  sich  verheirateten, 
kein  Intestaterbrecht  auf  den  Besitz  ihres  verstorbenen  Vatei*s  oder 
Binders  zukomme,  sondern  dal's  derselbe  ausschliefslich  dem  Bruder 
ihres  Vaters  oder  den  eigenen  Brüdern  und  erst  im  Falle  des  Abgangs 
heider  ihnen  selbst  zufallen  solle-. 

Eine  Eigentümlichkeit  im  böhmischen  Privatreeht  bestand  in  dem 
Abschlnfs  von  Verträgen,  denen  zufolge  verschiedene  Pei*sonen  eine 
einzige  Gesellschaft  bildeten  und  ihr  Vermögen  zu  einer  gemeinsamen 
Masse  vereinten.  Solche  Gesellschaften  hieisen  „Gemeinschaften'* 
(spolky)  und  waren  in  ihrer  rechtlichen  Wirksamkeit  dem  Verhältnis 
zwischen  „geteilten  und  ungeteilten"  Brüdern  nachgebildet.  Wie  die 
ersteren  nichts  nach  dem  Tode  der  letzteren  erben  konnten,  sondern 
jedes  Erbe  eines  der  „ungeteilten"  Brüder  den  anderen  „ungeteilten" 
zufiel ,  so  besafseu  die  Mitglieder  eiuer  Gemeinschaft  ein  ausschliels- 
liches  Gesaniterbrecht  auf  den  Besitz  jedes  einzelnen  untcT  ihnen;  die 
eigenen  Brüder  und  Schwestern  waren  von  der  Erbschaft  ausgeschlossen, 
wenn  sie  nicht  zur  Gemeinschaft  gehörten.  Auch  bei  der  Gemein- 
schaft war  jedoch  den  Teiluehmern  das  Miterbrecbt  an  der  Mitgift 
einer  Frau  entzogen,  Sidche  Gemeinschaften  durften  nur  mit  Zu- 
stinnnung  des  Königs  oder  des  Land  rechts  begründet  werden.  Ihre 
Auflösung  lag  in  Befugnis  der  Teilnehmer,  die  dann  den  Ge8amtl>esitz 
gleichmäßig  teilten^. 

IMe  Strafen  wie  sie  die  alte  Landesordnung  bestimmte,  bestanden 
entweder  in  kurzen  Gefängnisstrafen,  mehr  oder  weniger  hohen  Geld- 


^  I>er  Artikel  K  7  der  alten  Land<?sor(.1iuing  bestinimt,  dafs  der  Bruder  ia 
diesem  Falle  den  Besitz  teilen  und  der  otler  den  Schwestern  die  ^Viihl  freistellen 
müsse.  Es  scbeiot  darjus  h ervorzu geben ,  als  üb  in  diesem  Falle  den  Schwesleni 
gleicbes  B^rbreebt  aut  die  Güter  zugestanden  hätte  wie  den  SöbneiL  Allein  die 
antlern  Artikel  der  Landesordnting  widersprechen  dem,  und  so  ilürfle  diese  Deutung 
nur  auf  der  konfusen  Stilisation  der  Landesnrtlnung  beiiiiien  und  die  Scbwestero 
nur  ein  Recht  anf  einen  stand  es  inäfiii  gen  Uuterbak  und  anf  die  MitgÜ^  und  Sicher- 
slellmig  dieser  beiden  Hechte  iiuf  den  Gütern,  wie  wir  dies  angedeutet,  gehabt  haben. 
52,  K.  7,  Ö. 

»  K.  9.  10. 
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straien  -HltT  iL  iler  Konfiskation  des  zanzen  Besitzes  und  eventaell 
aooh    :l   .ifii-   Verluste    von    Leben  und  Ehre.     Mt    einem   Sohwk 
Gri.i<«:h»-n  wurde  jener  iiehülst,  der  zur  Zeit  der  Sitzimsen  des  LaLd- 
rei'ht>  überlaut  schrie  oder  in  die  Geriehtsschranken  trat,  ohne  ire- 
nifen  vi  sein :  init  föLi  Soh«:»ck.  wer  jemand  eines  Frerels  besehuldi^te 
und   i\\^  Be-srhul-üjunj   Liebt  erwies:  mit  zehn  Schoek.    ^er   in  der 
Li'.nnnri'ht»tur-'    dei:   Ki^Theder  unl-erechticterweise  bestie::-    wer  ziir 
Seite  'ier  L;\ndstrs:s»-  lien  Wald  nicht  omhanen  liefe,   wenn  äch  da- 
jel'--:  RäuVer-r-ieii  zutrugen,   wer  Zoll   auf  seinem  Gmnd  und  Bodec 
erb«.'  .  L'hne  die  We:re  und  Brj»-'ken  im  Stande  zu  halten,    wer  ohne 
billige  Ursi.'he  eiLen  ire!ii«ien  Unterthan  im  Gefinimis  hielt,   wer  auf 
freii.dem   Gebiete    iaii»:,    wer   Grenzsteine   verrückte:    mit    fünfzehn 
S*:h..':k.    wer  :iev*:'ie  Untorthauen  ohne  Bewilligung  ihres   Herrn  in 
seiL^L  ^^ieL^:  L;:h!:::   r..::   zwanzig  Sohook.  wer  auf  fremden  Gütern 
Vieh  i.iTtii.i'rte.  wer  MiLsiiTriti.-rer  fönlerte:  mit  fünfimdzwanziir  Schock, 
wer  die  Webrer;   au:   der  El -e  eine  halbe  Elle  ül*r  das  bestimmte 
Ma.s  erb '.rite :  n.::  imiziz  Sob«.vk.  wer  jene,  die  Räubern  nachsetzten. 
a:.  üirer  Ehre  .•L:;i:?:ete.  wer  avi  einen  Bauern  mit  der  Büchse  zielte 
rjiri  -:-  ?.':-:r.:''k:r.  wer  iL  \<v  Na«'ht  auf  fremdem  Gnmde  jagte  oder 
eiLeu  ^LdereL  lia/u  verleitete:  mit  bundert  Schock,  wer  einen  Unter- 
than, -ier  triLeL  M-'-ri  y^e-^an^en.  uioht  vor  Gericht  stellte,    wer  auf 
eine  dei:  b OhereL  StAn-ien  SL-iebOr-e  Fe!v<?n  mit  der  Büchse  zielte, 
wei^ii  er  ^:e  .^.u'h  L::bt  tni:;  ii:::  '.inibuntiert  Sch»vk.  wer  einen  fremden 
ULtertbÄL  er::. .r iete.  wer  Geld  böber  als  auf  6  -  o  auslieh :    mit  dem 
V-rrlu?:   ü'/.er  «^üter.   wer  v.>r  Ger'obt   eiLen  andern  krank    meldete. 
obn*     'A-'s  t-s  ihu-   av.i-retm-eL   wurie,   wer  zur  Verantwörtim:;    vor- 
ceI.\:eL   wu:ie.    weil  e:    .ejeL  den  Kön:^  Kriessdienste   genommen 
bittr    un  i    sieb   nicht   >:e'l:e .    wer   seiner  Lehensptlicht  nicht  binnen 
J-hr    in-.i    Taj.    nacbk.i::..    enil:«.'b    eine    Jun^au.    die    sich     ohne 
Er".:- n"  L>  VT:h^:7-::ev:     i-ir  ibiv  JimirraiLScbaft  verlor*.    Wenn  jemand 
einen  .>,n  -in  :i.::  Un:»:'.!.:  e-n^n  Verräter  c-de:  Ebrk«sen  ciler  Brand- 
srr.er  -.irr  KA'.vh-.r      ier  Rmker:  >cba*.:.  so  ii.uiste  er  dem  so  Ge- 
s:b:".:-nen  AI '.:::-.  *-:>:en,  virrjebn  T:ij:e  :::.  Gerllnjnis  sitzen  und   die 
Ger.'bn-k.sten  :rA-:-:n.    >[:r:rr  .inrfrcx  v,-  nienian-iem  geschützt  oder 
rebrr'^rj:-  <onie:n  n.u.>>n  ansitlicirr:  wenien.    I^en  Mörder  durften 
d>:r  V.\:r:.  .i:e  Frniev  ■'der  S-Vane  und  Ve::e:^n  einen  Tag    lanc  be- 
herlrivren.     hne   :n  S:r:i:V  zu   vertV.'.'.en :   «enn   der  Mörder   aber  ein 
7we:tt:>  M.i*.  O'd.iob  r^:':  ihnen  suchte,   inuiVten  sie  ihm  dasselbe  ver- 
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weigern  und  ihn  gefangen  nehmen.  Regelmäfsig  wurde  nur  der  Mord 
eines  Gleich-  oder  Höhergestellten  mit  dem  Tode  bestraft.  Der  Ver- 
fasser und  Verbreiter  ehrenrühriger  Schriften  wider  die  Stände  ins- 
gesamt oder  wider  die  obersten  Landesbeamten  verfiel  der  Todesstrafe 
durch  Vierteilung  ^.  Die  Todesstrafe  war  häufig  auf  Verbrechen  ge- 
setzt, die  heutzutage  eine  mildere  Beurteilung  erfahren.  So  unter- 
lagen derselben  die  Beisitzer  von  Gerichten,  die  einer  Partei  nach 
abgeschlossenem  Verhör  einen  Rat  erteilten  oder  an  der  Entscheidung 
eines  Prozesses  sich  beteiligten,  an  dem  sie  ein  persönliches  Interesse 
hatten,  weiter  jene,  die  mehr  Schulden  machten,  als  ihre  Güter  wert 
waren,  ferner  jene,  die  sich  an  der  Verfolgung  von  Strafeenräubem 
nicht  beteiligten  oder  daran  hinderten  oder  die  StraJsenräuber  be- 
herbergten und  nicht  ausliefern  wollten;  endlich  jene,  die  im  Hofe 
des  Oberstlandschreibers  jemanden  verwundeten  oder  die  unteren 
Landesoffiziere  fälschlich  der  Unehrlichkeit  bezichtigten  oder  wissent- 
lich gestohlenes  Gut  kauften.  Derselben  Strafe  unterlagen  die  unteren 
Amtleute,  wenn  sie  unehrlich  oder  hinterlistig  ihres  Amtes  walteten, 
dann  jene  Amtspersonen,  die  eine  Zeugenaussage  verrieten,  die  Ab- 
gesandten, die  einen  falschen  Bericht  erstatteten;  femer  jene,  welche 
die  Landesmünze  aufkauften,  um  sie  aufser  Landes  zu  führen;  oder 
jene,  welche  die  Münzen  des  Herzogs  von  Liegnitz  ins  Land  führten 
und  ausgaben,  oder  sich  eine  Münzfälschung  zu  schulden  kommen 
liefsen;  endlich  jene,  die  einer  Standesperson  eine  Wunde  durch  einen 
Büchsenschufs  beibrachten  *. 

Mit  dem  Verluste  von  Leib  und  Gut  wurden  jene  bestraft,  die 
nach  begangenem  Morde  von  ihren  Gütern  entflohen,  an  die  im  Auf- 
trage der  Landtafel  handelnden  Beamten  Hand  anlegten,  einen  mit 
königlichem  Geleitete  Ausgestatteten  ermordeten,  eine  Fälschung  sich 
zu  schulden  kommen  liefsen,  wider  die  Landtafel  oder  das  Datum 
einer  Urkunde  Zeugnis  ablegten  oder  falsche  Zeugen  anführten,  sich 
als  Eigentümer  von  Gütern,  die  ihnen  nicht  gehörten,  in  die  Land- 
tafel eintragen  liefsen,  etwas  an  jemand  abtraten,  wozu  sie  selbst  kein 
Recht  hatten,  und  jene  an  ihrer  Ehre  angriffen,  die  einer  unrecht- 
mafsigen  Vei-pflichtung  nicht  nachkamen.  Gleiches  Urteil  erfolgte  auch 
gegen  den  Bürger  einer  Stadt,  der  landtäf liehe  Güter  in  die  Stadt- 
bücher einverleiben  liefet. 

Mit  dem  Verlust  von  Leib  und  Gut  und  Ehre  wurden  jene  ge- 


^  Alte  Landesordnung:  K  19—26,  33—35,  47  und  48,  L  15. 
«  B  28,  29,  D  26,  L  21,  28,  24,  25,  56,  P  16,  17,  S  19,  W  13. 
»  E  28,  31,  32,  K  29,  33,  L  22,  23,  0  48,  P  21. 
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straft,  welche  Unterthanen  in  einem  Aufnihr  wider  ihre  Herren 
unterstüt2ten ,  Schmähbriefe  schrieben  und  verbreiteteo ,  Feinde  des 
Landes,  denen  ein  freies  Geleit  erteilt  wurde,  mit  etwas  anderem  als 
mit  Speise  und  Trank  unterstützten,  einen  Aufruhr  zur  Zeit  der 
Könipswahl  anzettelten  oder  die  Aufrührer  verteidigten;  jene,  welche, 
wenn  jemaml  das  Köni^eich  mit  Gewalt  an  sich  bringen  wollte,  den 
Antfreifer  nicht  bekämpften;  jene,  die  dem  Lande  ^aufsagten',  auch 
wf'un  ihrer  AufsaL'e  keine  Übelthat  folgte;  jene,  die  als  Brandstifler 
auftraten;  die  ein  oberstes  Amt  begehrten,  dessen  Inhaber  am  Leben 
war:  die  mit  Gewalt  in  fremde  Städte,  Schlösser  und  Höfe  eindrangen; 
die  einen  andern  mit  Gewalt  gefangan  hielten;  die  Strafsenräuber 
beherbergten;  die  wider  den  König  und  das  Land  in  fremde  Kriegs- 
dienste traten;  die  ein  Gut,  das  dem  König  verfallen  war,  an  sich 
zoiren;  die  endlich  dem  Könige  aufserhalb  des  Landtages  den  Bat 
gaben,  etwas  der  Krone  Böhmens  Zugehöriges  zu  entfremden^. 

Wurde  jemand   im  Laufe  eines  gegen  ihn  anhängigen  Prozesses 
verhaftet  und   in  (l(»n   schwarzen  Tunn   auf  dem  Pra^rer  Schlofs  ein- 
gekerkert,   so  konnte  er  sich  innerhalb  des  Turmes  frei   bew^en, 
durfte  al)er  denselben  nicht  verlassen;   wer  dies  dennoch  that,  wurde 
auf  den  Dali>K)rkaturm  iresetzt.  wo  die  Räume  für  die  Häftlinge  viel 
ungemütlicher  waren.    Jene  jedoch,  welche  wegen  eines  Streites  mit 
den  Juden  oder  wegen  einer  Schuld  verhaftet  waren,  durften    den 
schwarzen  Turm  verlassen  und  sich  innerhalb  des  oberstburggrftflieben 
Amtsgebäudes  bewegen.   Für  ihre  Verköstigung  mufeten  die  Gefangenen 
s<*lbst  sorgen ;  zu  diesem  Behufe  war  einem  von  ihnen  der  Reihe  nach 
gf*stattet,  aus  einem  Wirtshause  innerhalb  der  Burgräume  täglich  die 
nötigen  Nahrungsmittel  zu  holen-. 

Bei  dem  Eifer,  mit  dem  die  Stände  in  allen  Angelegenheiten  nach 
entscheidendem  Einfluls  mit  dem  König  rangen,  darf  man  sich  wundem, 
dals  sie  die  Strafe  der  Güterkonfiskation,  welche  die  Landesordnung 
über  vielfache,  selbst  geringere  Verbrechen  neben  der  Leibes-  und 
Lebensstrafc?  verfügte,  so  lange  duldeten.  Infolge  dieser  Strenge  ver- 
loren z.  B.  die  Brüder  Ladislaus  und  Georg  von  Lobkowitz  ihren 
riesigen  Besitz,  blofs  weil  «ler  letztere  den  Landtag  zur  Opposition 
gegen  die  königliche  Proposition  aufstachelte,  um  sich  die  erledigte 
Würde  eines  Oberstburggrafen  zu  verschaffen.  Thatsächlich  empfanden 
die  Stände  schon  lange  die  Strafe  der  Güterkonfiskation  als  eine  sehr 
empfindliche  und  benutzten  deshalb  die  Gelegenheit,  als  Rudolf  11.  ina 

»AI,  17,  B  2,  D  4x,  K  52,  L.  3,  5,  15,  X  37. 
«  D  36,  U)  vom  Jahre  1.564. 
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Jahre  1608  mit  seinem  Bnuler  Malliias  in  Kampf  penet,  uin  von 
erstereiii  tue  AbseluifFuiig  der  Güterlvoiiliskaticiii  zu  erwirken.  Fortan 
konnte  man  Leben  und  Ehre,  aber  nicht  mehr  die  Güter  verlieren; 
diese  fingen  auf  die  Krben  über» 

In  die  Landes(>rdnun^^  die  sieli  neben  dem  Staatsi-echt  ausschliefs- 
lii'Ji  mit  rleni  Privat-  und  Kriininalrecht  und  der  GerirbtsorduunK  des 
Adels  besfh:lftiit,  faur!en  auch  eini^je  Bestiuimuugeu  beziii:lieb  der 
Advokateu  haupttiiu'hlirh  zu  detu  Zwecke  Eiiiganir,  um  den  Adel  in 
seinen  Recbtsstit'itifrkeiten  gegen  Üben^orteilung  luid  Ausbeutung  zu 
schützen  Zunächst  wurden  die  Ilononirtordeningen  der  Advokaten 
beschränkt;  diese  durften  nicht  mehr  als  2*  2  Schock  von  je  100  Schock 
des  bestritteneu  Gutes  beanspiiichen ,  und  zwar  nur  insolange  die 
stritti*:e  Sunune  nicht  mehr  als  1000  Schock  betru;]^.  Von  dem  Mehr- 
betrag durften  sie  nichts  fordern,  und  ebensowenig  ilurfte  der  Klient 
ihnen  eine  gröfsere  Kntlohuuug  anbieten;  nur  ein  Stock  Wild  oder 
einen  Fisch  oder  ein  anderes  geringfügiges  Gescheuk  durfte  er  ihnen 
verehren.  In  Prozessen  um  Leben  und  Ehre  durfte  der  Advokat, 
w^enn  er  obsiegte,  zehn  Schock  böhmische  Grosclien,  wenn  er  unterlag, 
nur  fünf  Schock  beanspmchen ;  filr  geringere  Strafrechtsfillle  wurde 
ihm  eiü  geringeres  Honorar  bemessen.  Den  Advokaten  wurde  ein 
anstjindiges  Benehmen  vor  Gericht  aufgetragen,  jede  willkürliche  Ver- 
schleppung des  Prozesses  verboten  und  im  ÜberlretuuijsfaUe  ihnen 
mit  fier  Entziehung:  ihrer  Befugnis  gedroht.  Noch  streng:er  wurden 
Betrugsfüüe  gestraft,  und  zwar  mit  dein  Tode,  wenn  sich  die  Advo- 
katen nicht  nnt  ihrer  Entlohnung;?  begnügten,  sondern  mit  ihren  Klienten 
einen  Vertrag  schlössen  und  sich  dadurch  einen  Auteil  an  dem  (iute 
sicherten  j  um  dessentwilleu  «ler  Streit  geführt  wurde.  Gleich  streng 
wurden  jene  Advokaten  gestraft,  die  mit  den  Advokaten  der  Gegeu- 
pailei  einen  Vertrag  auf  Teilung'  fies  (iewinnes  schlössen,  mochte  der 
Prozefs  zu  wessen  Gunsten  immer  enden,  sowie  jene,  die  von  einer 
Partei  über  ihren  Prozefs  unterrichtet  wurden  und  darauf  der  Gegen- 
partei Dienste  leisteten*. 

Die  katholische  Geistlichkeit  befand  sich  seit  den  Husitenkriegen 
in  keiner  günstigen  Lage;  ihre  Besitzungen  waren  während  dieser 
Kriege  grofstenteils  konfisciert  worden ,  und  auch  für  den  Rest  er- 
freutea  sie  sich  nicht  der  wünschenswerten  Sicherheit.  Der  König 
durfte  in  seinen  finanziellen  Verlegenheiten  ihre  Güter  in  Beschlag 
nehmen,  veri>filnden  und  verkaufen.  Die  Geistlichkeit  selbst  durfte 
keine  Besitzveriinderung  ohne  königliche  Erlaubnis  vornehmen,   und 
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wenn  es  pescbab,  s(»  uiuJste  der  Käufer  oder  PfaiidiDhaber 
worhene  Gut  umsonst  aii  deu  Köiii(?  abtreleu.  Nur  jene  Klöster,  die 
nicht  von  deu  Königen  Böhmens  hegi'ündet  worden  waren,  durften 
mit  Zustinmuuvj:  des  Stifters  oder  seines  Rechtsnaclifolgers  frei  ül)er 
ihr  Eifrentiini  verfügen.  Gegen  diese  Rechte  des  Königs  erhoben  sich 
vielfache  Klagen,  allein  der  Kanzler  ZdenCk  von  Lobkowitz  bekräftigte 
feie  in  einem  Gutachten,  das  er  an  Rudolf  II.  erstattete,  als  eine  alte 
Rt'cbtÄgewobuheit.  Nur  das  l*rager  Domkapitel  war  seit  Ferdioaiui  L 
durch  Landtagsbeschlufs  gegen  weitere  Verkürzung  geschtltzt,  keines 
seiner  Güter  durfte  anp:etastet  werden.  Bei  Gelegenheit  dieses  Be- 
schlusses wurde  bestinnnt,  dafs  jene  Güter  des  Prager  Erzbistums, 
die  in  fremdes  Eigentum  übergegangen  seien,  nicht  mehr  angesprochen  I 
werden  dürfen.  Schon  früher  imd  zwar  zuerst  zur  Zeit,  als  Georg 
von  Podrbrad  Land  es  Verweser  war,  war  auch  bestimmt  worden,  dafs 
jeder,  der  drei  Jahre  und  achtzehn  Wochen  im  ruhigen  Besitze  eines 
Gutes  sidi  befunden  habe»  nicht  darin  gestört  werden  dürfe,  eine  Ver- 
fügung, welche  die  Besitzer  haujitiiächlich  gegen  geistliche  Reklamationen 
schützen  sollte.  Dieselbe  Bestinunung  wurde  nach  dem  Brande  der 
Laiidtafel  durch  den  Landtag  von  1541  neuerdings  getroffen  *.  Jener 
also,  der  in  der  Landtafel  als  Ki^^eiitümer  seit  drei  Jahren  und  acht- 
zehn Wochen  eingetragen  war,  galt  als  unantastbarer  Eij^entOuier. 

Da  die  alte  Landesorduung  blofs  den  Adel  berücksiclitigte,  m ulkten 
die  Städte  für  die  Regelung  ihrer  Angelegenheiten  selbst  sorgen.   Dem 
Bedürfnisse  nach  der  Konfiscieniiig  des  in  Prag  gültigen  Stadtrechtes 
kam  M.  Brikcius  von  LiCku  im  Jahre  1536  nach,  indem  er  das  bis  dahin 
gültige  Gewohnheitsrecht  mit  Hilfe  zweier  Rechtsgelehrten  in  eine  ent- 
sprechende Ordnung  brachte  und  aus  dem  Lateinischen  ins  Bölunische 
übersetzte.  Bald  stellte  sich  die  Uuvollkonmienheit  von  Brikcius'  Arljeit 
heraus,  und  die  Prager  betrauten  im  Einverständnis  mit  deu  übriireii 
Stüdten  des  Landes  den  Kanzler  der  Altstadt  Prag   M.  Koldin   mit 
einer  neuen  Redaktion  der  Stadtrechte.     Er  war,  wie  selten  jemand, 
zu  dieser  Arl>eit  geschaffeo,  und  lieterte  daher  ein  Werk,  das  sowohl 
dem  Inhalt   wie  der  Form   nach    zu  den   bedeutendsten   legislativen 
Leistungen  jener  Zeiten  gehört.     Die  Redaktion   kam  im  Jahre  1579 
zu  stauiie  und  nachdem  sie  die  Billigung  des  Kaisei*s  erlangt,  galt  sie 
als  alleiniges  Gesetzbuch  für  die  böhniiscfien  Stiidte.     Das  Stadti-echt 
Koldins  beschäftigt  sich  neben  dem  Privat-  nnd  Strafrecht  der  Städte, 
und  neben  der  Prozefsführuug  mit  dem  städtischen  Regiment,  mit  dem 
Bürgermeister,  den  Schii|>i>en.  Richtern  und  Geschworenen,  und  giebt 


A  n,  24,  D  37.  39,  Q  11. 
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überall  »lie  entsjirechenden  Weisaugen  und  Maliminjreo.  \'erschiedeu 
von  fiel*  Landcsordnung,  die  nur  über  das  nationule  Gewohnheitsrecht 
des  Adels  Aufschi  iifs  -.äebt,  basiert  (las  Stadt  recht  auf  der  i*oiuist*li- 
kanonischen  ProzeMüliniiiir.  Die  Städte  wollten  sich  in  ihren  Be- 
fuffnissen  iieni  Adel  möfrlichst  gleichstellen  und  deshalb  ahmten  sie 
ihn  auch  in  deui  Stiidtrechte  nach,  indem  sie  in  Artikel  T  13  den 
Artikel  Z  4  der  Landesordnunji  nachbildetan  ^Dte  Präger**,  heifst  es 
in  T  13,  „und  die  Einwohner  der  königlichen  Städte  in  Böhmen  be- 
halten sich  die  Freiheit  vor,  ndt  Zustimmung  seiner  Gnaden,  des 
böhmischen  Königs,  aus  gewichtigen  Ursachen  die  Stadtrechte  in  der 
Zukunft  zu  erweitern  oder  zu  uiiodern".  „Worüber  sie  mit  seiner 
königlichen  Gnaden  sich  geeint  haben,  das  soll  als  Recht  gelten." 

Bei  der  Verschiedenheit  zwischen  der  nationalen  Rechtsentwicke- 
hing  und  dem  römischen  Rechte,  ist  es  begreiflich,  dafs  sich  zwischen  der 
Landesordnung  nnd  dem  Stadtrechte  in  Bezug  auf  das  Ehe-  und  Erb- 
recht ziemlich  grolse  Differenzen  ergelien.  Während  die  Landesordnung 
über  die  „Widerlage"',  die  der  Mann  seiner  Frau  auf  ihre  Mitgift 
giebt,  nichts  bestimmt,  sondern  der  Frau  mir  einen  Anteil  au  dem 
Venoögen  des  Gatten  sichert,  im  Falle  sie  arm  ist,  setzen  die  Statlt- 
rechte  fest,  dals  der  BriUitigam  der  Braut  eine  Widerlage  sichern 
soll,  die  anderthalbmal  so  grofs  ist  als  die  Mitgift,  so  also,  daJs  wenn 
die  Mitgift  der  Braut  100  Schock  betrug,  die  Widerlage  mindestens 
150  Schock  betragen  mufste  (C  38),  War  der  Bräutigam  ein  Witwer 
und  die  Braut  eine  Jungfrau,  so  mufste  er  ihr  auf  100  Schock  Groschen 
eine  Widerlage  von  300  Schock  sichern  (C  39),  Starb  der  Gatte  und 
hattt^  er  seiner  Frau  die  Widerlage  nicht  versichert,  so  erbte  sie  nach 
ihm  den  dritten  Teil  seiner  Güter;  die  lieiden  anderen  Teile  fielen 
den  Kindern  oder  Verwandten  des  Gatten  zu  (C  42).  Starb  die  Frau 
ohne  Testament,  so  erbte  der  Mann  nach  ihr  den  dritten  Teil 
ihres  Gutes  (C  43).  Im  Falle  eine  Witwe  sich  abermals  verheiratete 
und  diis  Erbtdl  nach  ihrem  ersten  Gatten  dem  zweiten  zuwendete, 
ging  sie  des  Erbrechtes  nach  den  Kindern  ei'ster  Ehe  verlustig  (C  5f*). 

Wenn  der  Vater  testamentarische  Verftlgungeu  über  seineu  Besitz 
traf,  so  war  er  in  Bezug  auf  seine  Kinder  nur  insofern  gebunden,  als 
er  jedem  einen  Anteil  zuweisen  nuifste;  er  konnte  daher  einen  be- 
liebigen Teil  seines  Vermögens  Fremden  zuweisen,  die  Kinder  mufsten 
sich  auch  mit  einem  sehr  geringen  Anteil  begnügen  (E  21  und  48). 
Enterben  konnte  der  Vater  eines  seiner  Kinder  nur  aus  bestimmten 
Gründen  (E  49)  und  zwar:  wenn  ein  Kind  Schande  auf  die  Eltern 
häufte,  sie  verleumdete  oder  schlug,  wenn  es  sie  aus  Hals  in  einem 
Prozefs  auf  Leib  und  Leben  verwickelte,  wenn  es  die  Ermordung  der 
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tem  plante  oder  sie  aus  dem  Gefanjniis  nicht  befreite,  im  Falle  es 
dies  thuu  konnte,  wenn  es  die  Eltern  an  der  Erriehtung  eines  Testa* 
mentes  hinderte  oder  die  P'ltem  im  Notfall  nicht  unterstützte.  Eine 
Tochter  gin^'  des  Erbrechtes  verlustig,  wenn  sie  ihre  Jun.arfniuschaft 
verlor;  Sohn  und  Tochter,  wenn  sie  sich  ge^en  den  Willen  ihrer  Eltera 
verheirateten. 

Im  B'alle  der  Vater  oder  die  Mutter  ohne  Testament  stai'ben. 
hatteo  nach  Befriedigung'  des  übrigjLrebliebenen  Eilernteiles  alle  Kinder. 
Söhne  und  Töchter,  einen  gleichen  Anspruch  auf  das  Vermögen  de» 
Vei^torbenen  (F  8;.  Auf  den  Besitz  eines  verstorbenen  Sohnes  hatten 
nicht  blofs  dessen  Brüder  und  Schwestern,  Svoudern  auch  Vater  und 
Mutter  einen  fileicheu  Erbunsiirueh  (F  12);  die  Grolseltem  waren  von 
der  Erbschaft  ausgeschlossen.  Die  Volljährigkeit  erlangten  im  Bürger- 
stande Knaben  mit  achtzehn,  Mädchen  mit  ftUifzehn  Jahren  (D  26), 
Wenn  Kinder  nach  Autritt  ihres  Erbes  dasselbe  verschwendete!],  so 
war  das  stäfltische  Gericht  berechtigt,  ihnen  die  Administration  ihrer 
Guter  abzunehmen  und  sie  bis  zu  ihrer  Bessemng  aus  der  Stadt  aus- 
zuweisen (D  39 j.  Die  strafrechtlichen  Bestimmungen  im  Stadtrechte 
sind  sehr  eingehend.  Hochverrat,  Gotteslilsterung,  Kujipelei  und 
andere  sittliche  Verbrechen,  Zauberei,  offene  Gewalt,  Nichtbeteiligung 
an  der  Verfolgung  des  Laudesfeindes,  absichtlicher  Mord»  Raub  und 
qualifizierter  Diebstahl,  Eutfi'thrung  einer  Person  in  die  Fremde,  Atnts- 
veruntreuung  und  Brandlegung  wurden  mit  dem  Tod«*  liestraft.  Die 
Todesstrafe  wurde  entweder  durch  Vierteilung  oder  durch  Verbrennung 
oder  Vergrabung  oder  Entliauptung  oiJer  durch  das  Hihigen  vollzogen. 
Andere  Arten  von  Verbrechen,  wie  Fillschung,  Bestechung  bei  der 
Bewerbung  um  ein  Amt ,  Erj>ressung,  Mifsbrauch  der  Äjntsgewalt 
(postrasitni  lidmi),  geringere  Diebstälde.  Betrug,  Ehrabschneidung 
wurden  mit  Geld-  und  Gefängnisstrafen  belegt  Die  Stadtrechte  er- 
gehen sich  in  einer  genauen  Unterscheidung  aller  Arten  von  Vergehen 
und  Verbrechen,  so  dafs  man  nahezu  ein  modernes  Strafgesetzbuch 
vor  sich  zu  sehen  glaubt.  Genau  wird  auch  die  Zulässigkeit  der 
Folter  erörtert  und,  obwohl  der  Verfasser  der  Stadtrecbte,  Koldin, 
dieselbe  nicht  verwirft,  wie  er  bei  dem  damaligeu  Strafverfahren  kaum 
anders  konnte,  so  beweisen  doch  nielirere  ArtikuL  dafs  er  die  Glaub- 
würdigkeit der  durch  sie  erpreisteu  Geständnisse  stark  bezweifelte. 
So  heilst  es  im  Artikel  S  22:  „In  unserer  Zeit  hat  sich  mehr  als 
einmal  gezeigt,  dafs  die  Folter  keine  Sicherheit  bietet,  da  viele,  die 
auf  blotsen  Venlacht  hin  gefoltert  wurden,  sowohl  gegen  sich,  als  auch 
gegen  Andere  Gt-stiliiduisse  machten,  deren  Unrichtigkeit  nach  ihrem 
Tode  erwiesen  wurde.     Uli  einem  Worte,  ein  gerechter  Richter  mufs 
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zuvor  alles  genau  erwägen,  bevor  er  au  jemaoti  mit  der  Folter  herim- 
tritt*".  Artikel  S  23  rät  ao,  dals  die  Folter  in  milder  Weise  gehand- 
habt werde,  damit  der  ihr  Unterzogene  an  seiner  Gesundheit  keinen 
dauernden  Schaden  erleide.  Artikel  S  30  bestimmt,  dafs  man  den 
Aussagen  der  Gefolterten  keinen  Glauben  beimessen  dürfe,  wenn  sie 
dieselben  nicht  naeb  der  Folter  und  vor  ihrem  Tode  wiederholt  haben. 

Die  bäuerliche  Bevölkerung,  die  in  Böhmen  nicht  mit  dem  Namen 
von  Leibeigenen,  sondern  mit  dem  von  Unterlhanen  bezei ebnet  wurde, 
duiite  sich  ohne  Zustininnmg  ihres  Herrn  nicht  von  seinem  Grund 
und  Bo(ien  entfernen.  Wer  nicht  über  ein  Einkommen  aus  Grund 
und  Boden  verfügte,  niufste  als  Taglöhuer  oder  Knecht  sich  bei 
seinem  Herrn  oder  bei  einem  Bauern  verdingen,  und  fand  dabei  nur 
den  nackten  Leliensunterhalt.  Da  man  dieser  Knechte  bedurfte,  er- 
hielten sie  nur  selten  die  Erlaubnis,  sich  andei*swü  um  besseren  Lohn 
zu  verdingen»  und  entfernten  sich  daher  häiiMg  ohne  eine  solche  Er- 
laubnis. Nach  der  Landesordnung  mufsten  aiier  diejenigen  eine  Geld- 
strafe erlegen,  die  einen  Knecht  ohne  Erlauf niis  von  Seite  seines  Herrn 
in  Dienst  nahmen.  Die  königliehen  Stüdte  lielseu  sich  dieses  Ver- 
gehen regelmMsig  zu  schulden  kommen,  da  sie  nur  auf  diese  Weise 
für  die  einzelnen  Gewerbe  die  nötigen  Arbeitskräfte  gewannen,  und 
dies  gab  Veranlassung  zu  steten  Reibungen  zwischen  dem  Adel  und 
den  Städten  und  zur  Verschärfung  der  Gesetze  gegen  flüchtige  Unter- 
thanen  und  ihre  Unterkunftsgeber  ^  Nur  zu  Gunsten  der  Bergstiidte 
wurde  eine  Ausnahme  gemacht;  dahin  durften  sich  Unterthanen 
beiderlei  Geschlechts  begeben,  ohne  dafs  sie  von  ihren  Herren  zurück- 
gefo!"dert  werden  diii-ften.  Es  lag  im  Interesse  des  zu  Entle  des 
16»  Jahrhunderts  schon  stark  abnehmenden  Bergbaues,  dafs  diese  Be- 
günstigung, <lie  ohnedies  wegen  der  Schwierigkeit  und  Gefahr  der 
Arbeit  nicht  besonders  einladend  war,  erteilt  wurde.  Eine  harte  Be- 
Stirn niung  enthielt  der  Attikel  M  21  der  alten  Landesordnung  be- 
züglich der  uneheliclien  Nachkommenschaft  eines  Grundhemi  mit  einer 
Unfreien.  AVeder  Söhne  noch  Tochter  waren  frei,  sondern  gehörten 
als  Unterthanen  ihrem  Vater  und  seinen  Söhnen;  erst  nach  dieser 
aller  Tode  erlan;.^en  sie  die  Freiheit. 

Es  bleibt  uns  nocli  übiig,  4lieStelhing  des  dritten  Standes,  der  königL 
Städte  und  der  in  ihnen  sefshaften  Bürger  zu  schildern.  Obwold  tue  Ver- 
tretung des  Landes  aus  drei  Stünden  bestaml,  dem  Herrn-,  dem  Rilterstand 
und  denStildti^n,  und  diese  gleiclnniUsigzu  tlen  Landtagen  berufen  wurden, 


*  Die  Büude  2^6  der  hölimischeii  Landüigsverhandlimgen  geben  Zeugnis  von 
den  zahlreichen  Streitigkeiten. 
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erfreuten  sich  die  beiden  ersten  Stände  nielit  hlofs  beileuteuder  Ehre»- 
vorzüpre,  sondern   auch  staatlicher   Vorrechte.    In  den   letzten   Jahi- 
zehnten   des  15.  Jahihuuderts  sprach  ein  Teil  des  Adels  den  Stildten 
das  Recht  der  Standst'iiaft  ah  und  wollte  i^ie  nicht  zu  den  Landtagen 
bei^ezogen  wissen.    Die  StÄdte  wahrten  ihr  Recht,  und  dasselbe  wurde 
auf  dem  Ta»ce   in  PreJshure:  (aai   20.  Dezember  1499),   zu    welehem 
alle  drei  Stände  Deputierte  abgeschickt  hatten,  von  den  beiden  höheren 
Ständen  anerkannt.    Infolge  dieser  Einigung  lautete  der  Artikel  472 
der  im  folgenden  Jahre  angefeiligten  Landesordnunir  also:  ^Es  wurde 
(die  Einigung)  zu  Recht  erkannt,  welche  zwischen  den  Herren,   Rittern 
und  den  Städten   dieses  Königreichs  Böhmen   in  Gegenwart   Seiner 
Gnaden  des  Königs  bezüglich  der  Steuerberechtigung  (in  Entscheidung) 
öffentlicher  Angelegenheiten  (getroffen  wurde).    Wir  treten  alle  dieser 
Einigung  bei   und  stimnieu  ihr  bei,  jeder  für  sich  in  allen  Verhand- 
lungen,   die   das   Gemeinwohl   betreffen.     Zu   diesen  Verhandlungen 
sollen  jedesmal   allgemeine  Landt^age  berufen  werden."     In  welchem 
Sinne  dieser  Artikel  gedeutet  wurde,  darüber  belehrt  uns  nicht  blols 
die  gleichzeitige,   lateinische  Übersetzung,  sowie  die   wenig  späteren 
Abschiiften  der  Landesordnung,  die  sich  alle  nicht  au  den  Wortlaut 
der   ursprünglichen   R(:^<laktion   von   15(M),   sondern   an  die   Deutung 
hielten,  die  der  Adel   dem  betreffenden  Artikel  gab.     So  geändert 
lautete  der  Artikel  also:  Es  wurde  für  Recht  erkannt:  AYas  die  Stimme 
des  Herrn-  und  Ritterstandes  betrifft,  so  sollen  sie  sich  entspret*hend 
ihren  Privilegien   und   alten  Ereiheiten  verhalten:   es  soll    alles   das- 
jenii^e  Gfitung  haben,  was  sie  in  einer  gemeinsamen  (das  ganze  Land) 
betreffenden   Angelegenheit   beschlossen   haben.     Wenn   jemand    sich 
diesem  Beschlüsse  nicht  fügeD  wollte,    so  soll  derselbe  deshalb  nicht 
ungültig  sein.     Was  die  Städte  betrifft,   so  sollen  sie  bei  dem  Recht, 
das  ihnen  von  alters  her  gebührt,   aufrecht  erhalten  werden''*.     Die 
Städte  nmfsten  also,   wenn  sie  ein  Recht  in  Anspruch  nahmen,  ur- 
kundlich nachweisen,  dafs  ihnen  dasselbe  von  alters  her  gebühre.    Dafe 
diese  Erklilruog  die  richtige  ist,  zeigt  sich   aus  einer  Antwort,  die 
ihnen   im  Jahre  1484  von  Seite  des  Königs  und  seines  Rates  auf  die 
Erklilruug,  „dafs  sie  zu  dem,  wozu  sie  nicht  geraten,  nicht  verpflichtet 
seien,''    zu   teil    wurde.     Es   wurde  ihnen  nämlich  Anmafsuug   vor- 
geworfen:   „sie   (die   Städte)    geholten    allesamt    Seiner  königlichen 
Gnaden   an   und   seien   ihm   mehr   veq)flichtet,   als   iler  freie   Herrn- 
uuii  Ritterstand ,   deshalb  sollten  sie  den  Befehlen  Seiner  königlichen 
Gnaden  gehorchen  und  nicht  die  dritte  Stimme  in  Angelegenheiten  iD 


*  Arehi?  ^eskf  V,  228. 
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Anspruch  nt'hnieti,  in  denen  sie  ihnen  nicht  ^'eblihn^"  '.  Allerdiiif^s 
ist  weder  diese  Erklärung,  noch  die  erwähnte  eigeütilinliche  lateinische 
Übersetzung  des  Artikels  472  durch  den  Wortlaut  der  Liiiitlesordnunc: 
von  1500  und  durch  die  späteren  offiziellen  Bearbeitungen  sanktioniert 
worden;  daue^ren  stellt  der  Artikel  554  der  Ijaudosordnnn^  von  1500 
und  der  gleichlauteiide  Artikel  74  der  Landesürdnung  von  1564  das 
Vorrecht  de^  Adels  unzweifelhaft  fest  und  bestäti^'t  damit  die  will- 
kürliche Übersetzung  des  Artikels  472.  Artikel  554  und  74  besa<:en: 
dafs  die  Landesorf iminp  nur  durch  Zustimmung  tles  Königs  untl  der 
Herren  und  Kitter  zu  stände  gekommen  sei,  und  dafs  nichts  in  ihr  jre- 
ändert  werden  dürfe,  ohne  Zustimmung  der  beitleu  genannten  Stande. 
„Der  Herren-  und  Ritterstand/  heifst  es  weiter,  „besafeen  stets  die 
Macht  und  Freiheit,  mit  Zustimmuniz  des  Königs  ihr  Recht  zu  er- 
weitern, beide  Stände  nahmen  sich  auch  für  die  Zukunft  diese  Frei- 
heit, auf  dem  Landtage  in  geuieinsanier  l^bereinstimmung  ihre  Rechte 
zu  mehren  oder  zu  mindern.  Und  was  das  Landrecht  und  andere 
Gerichte  betiifft,  so  können  sie  als  Recht  statuieren,  worüber  sie  sich 
mit  dem  König  geeint  haben,"  Nach  diesen  Bestimmungen  ist  es  un- 
zweifelhaft ^  dafs  die  Städte  in  der  Entscheidung  der  öffentlichen  An- 
gelegenheiten nicht  gleiche  Rechte  in  Anspruch  nehmen  konnten,  wie 
der  Adel,  dafs  also  das  böhmische  Staatswesen  ein  entschieden  aristo.- 
kratisches  nefmige  trug. 

Es  ist  begreiflich,  dafs  der  siegreiche  Kaiser  nach  Bezwingung 
des  Aufstandes  den  Rat  liefolgte,  den  ihm  einer  seiner  Anhäne^er  auf 
die  Nachricht  vom  Ausbruch  des  Aufstandes  gegeben  hatte,  indem  er 
erwog,  in  welcher  Weise  die  böhmische  Verfassung  umgestaltet  werden 
könnte.  Hiebei  künnnerte  er  sich  wenig  um  die  Meinung  seiner  treu 
gebliebenen  böhmischen  Anliilnger,  welche  keinen  Umsturz  der  Ver- 
fassung, sondeni  nur  eine  mäfsige  Reform  anrieten.  ^lartinitz  klagte 
schon  zu  Ende  Mai  1620,  also  mehrere  Monate  vor  der  Weilsenberger 
Schlacht  darüber,  dafs  der  Kaiser  seine  treuen  Böhmen  nicht  uiehr 
um  Rat  frage,  selbst  in  Dingen,  die  bhjis  die  böhmischen  Länder  an- 
gingen, und  nur  Fremde  bei  ihm  Gehör  fanden,  als  ob  diese  alles 
besser  wiifsten  und  versUlnden^.  Thatsilchlich  befragte  Ferdinand  IL 
kuiTS  vor  oder  nach  der  Schlacht  auf  dem  Weiisen  Berge  einige  seiner 
hervorragendsten  Wiener  Staatsmänner  um  ihre  Meinung  über  die  in 
Böhmen  einzuführenden  Neuerungen.  Sie  sollten  ihm  raten,  wie  das 
Erbrecht  auf  die  Krone  gegen  Anfechtungen  zu  sichern ,  welche  mili- 
tärischen Mal'sregeln  zur  Verteidigung  des  Landes  zu  treffen  seien,  in 

~     »  PalackJ:  V,  I.  S.  270. 

■  Archiv  von  Rniidnitz:  Martinitz  an  Lotikowitü  dd.  27.  Mai  1620. 

Öindely,  G*«gt*nrMforniatioii  in  Bülinii*ii.  29 


-    450    — 


welcher  Weise   er  eine  kirchliche  Refomiation  im  Lande  durchfuhr*"!!, 
und    wie   er    den  Aufsümd    strafen  solle.    Fürwahr  eine   Reihe   <ler 
schwersten   Fra^ien,   dei'en  Beantwortung  die  gröfsten  Anforderunsen 
an  den   Verstand   und  das  Gewissen  der  Befragen  machte.     Es  ist 
nicht  i^'enaii  bekannt,    wer  dieselben  waren,  nur  von  dem  Reiehsviee- 
kanzler,   Freiherm  von  Ulm.  ist  es  gewifs,  dafs  er  dazu  gehörte,   da 
das  Koiicej)t  des  Gntaclitens,  das  sich  erhalten  hat,  eine  Reihe  eigen- 
händiger  KoiTektiireu    von   ihm   enthält.     Wahrscheinlich    betefligteD 
sich  an  den  Beratungen  aufser  ihm  auch  der  Obersthofineister  F^L'en- 
berg  und   der  Reichshofrat   Strablendorf;   ob  der  Kanzler  Lobkowitt 
zu  den  Beratungen  lieii^ezo^en  wurde,  ist  zweifelhaft. 

Im  Eingang  des  Gutachtens  *  bemerkten  die  Räte,  die  ihnen  vor- 
gelegton Fragen  seien  so  wichtig ,  dafs  sie  billig  die  Beantwortung 
ablehnen  sollten ^  und  nur^  um  ihren  Gehorsam  zu  erweisen,  k^mea 
ßie  dem  kzdserlichen  Befehle  nach.  Zur  Sicherung  des  KrlirecJits  rieten 
sie»  dafs  künftighin,  um  ein  für  allemal  allen  Wahlansprüchen  der 
Stände  zu  begegnen,  sie  beim  jedesmaligen  Thronwechsel  den  Eid  der 
Treue  nicht  blofs  dem  neuen  König  als  ihrem  „ Erbherren **,  sondern 
auch  dessen  Erben  und  Naclikumiiien  leisten  sollten.  Um  den  Besitz 
des  Landes  zu  sichern  und  für  die  Zukunft  Aufständeu  leichter  zu 
begegnen,  empfahlen  sie  die  Erriclitung  zweier  Citadellen  bei  Prag, 
die  eine  auf  dem  Laurenziberg,  die  andere  auf  dem  Wyseliehrad.  Der 
Bau  sollte  gleich  im  nächsten  Frülijahr  beginnen,  weil  man  hiebei  die 
Arbeitski'aft  der  wegen  Ibjchverrats  Verurteilten  verwenden  könnte^ 
Um  das  Land  auch  gegen  den  iiulseren  Feind  in  Verteidigungszustand 
zu  setzen,  empfahlen  sie  die  Foilifikation  der  Pässe  und  Grenzstädte, 
aufserdem  sollten  lilsen,  Tabor  und  Glatz  mit  Besatzungen  vei-sehea 
und  hiczu  200Q  Mann  verwendet,  endlich  eine  königliche  Leibgarde, 
bestehend  aus  500  Reitern  und  500  Fuisknechten ,  errichtet  werden. 
In  Ansehung  der  Verfassung  I  lieten  sie  die  Revision  aller  I'rivilegien 
an,  damit  diejenigen,  die  der  Hoheit  des  Kaisers  zuwider  seien  oder 
zu  dem  Aufstand  Anlafs  geboten,  kassiert,  die  anderen  aber  von  neuem 
verliehen  würden.  Das  Gutachten  der  Rute  bezüglich  der  Rekatholi- 
sierung  des  Landes  ist  bereits  an  anderer  Stelle  zur  Besprechung 
gelangt. 

Drei  oder  vier  Monate  spfiter  richtete  der  Kaiser  an  seine  Rute 
die  Frage,  welche  von  den  obersten  Beamtenstellen  in  Böhmen  bei- 
zubehalten, welche  abzuschalTen  seien,  wie  ihre  „arrogieite  Auctorität* 


•  Wiener  Staatsarchiv;  Gutacbfen  der  kaiserlichen  Räte  über  die  io    Böhmen 
m  ergrpifenden  Malsregeln. 
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geschmälert  und  far  ihn  allein  reserviert  werden  solle  y  endlich, 
wem  die  Regiening  anzuvertrauen  sei ,  wenn  er  sich  nicht  im  Laude 
befrntie. 

Die  Räte  erwideiten,  der  Sitz  des  Üi>els  stecke  hauptßächlich 
darin,  dafs  der  König  die  obersten  Beamten  nicht  selbständig  er- 
nennen und  entlassen,  keine  Verfti<runs  ohne  iliren  Rat  und  ihr  Vor- 
wissen tretfen ,  auch  keine  das  Land  betreffende  Angeleg:enheit  mit 
anderen  als  mit  Landeseingeborenen  beraten  dürfe,  ferner  darin,  dafs 
unter  dem  ^Vort  „Krone"  in  allen  Privilegien  und  Erbeinigungen  nicht 
blols  der  König,  sondern  auch  die  Stände  verstanden  und  letzleren 
Bogar  ein  Übergewicht  zuerkannt  werde,  und  dafs  endlich  die  obersten 
Beamten  nicht  blofs  ihm,  sondern  auch  den  Ständen  den  Tieueid 
leisten  niüfsten.  Der  König  habe  auch  die  Oberhoheit  tll>er  die 
bewaffnete  Älacht  eingebüfst,  denn  ohne  der  Stände  Vorvvissen  düi-fe 
er  keine  Musterung  voraehnien,  keinen  Durchzug  und  keine  Ein- 
quartierung anordnen  und  ebensowenig  Krieg  erklären ;  kui-z  dem 
Könige  seien  in  allem  die  Hände  gebunden ,  er  sei  in  dei-sellien 
Stellung  wie  ein  Bischof  seinem  Kapitel  gegenüber,  das  er  bei  allen 
Verfügungen  um  seine  Zustimmung  ei"suchen  miisse.  Eines  der 
obersten  Ämtar  wollten  die  Wiener  Räte  aufgehoben  wissen,  und 
zwar  das  Burggrafenamt  von  Karlstein,  weil  der  Kaiser  die  Krone 
und  die  Privilegien  des  Landes  nicht  in  Karlstein  zu  lassen,  sondern 
unter  eigener  Obfrut  auf  dem  Prager  Schlofs  zu  verwahren  beal^si  cht  igte. 
Die  bedeutenden  Einkünfte  des  Burggrafem^mtes  sollte  Ferdinand  ein- 
ziehen und  ebenso  die  anderer,  ebenfalls  unnützer  Amter. 

Die  Wiener  Rat^^eber  ri(*litelen  aber  die  Schärfe  ihrer  Ratächläge 
auch  gegen  die  Landtage.  Solle  der  König  künftig  die  Macht  in 
Händen  haben,  so  dürfe  es  nicht  mehr  geschehen,  dafs  man  in  allen 
wichtigen  Angelegenheiten  die  Zustimmung  des  Ltmdtages  einhole. 
Die  Anmafsung  der  Stände  sei  so  weit  gegangen»  dafs  sie  zuletzt  die 
Güterkonfiskation  selbst  für  den  Fall  des  Hochverrats  abschafften. 
Die  Wiener  Rate  fanden,  dafs  die  böhmische  Verfftösung  auch  die 
Justizhoheit  des  Königs  ungebührlich  Iveschränke.  Sie  meinten  aber, 
dafs  die  verschiedeneu  Schranken  weder  plötzlich,  noch  auf  einmal 
entfernt  werden  könnten  und  auch  nicht  ohne  „sonderbare  Bestürzung"* 
derjenigen,  so  dem  Kaiser  treu  verblieben  seien.  Sie  vennuteten 
also,  dafs  selbst  treue  Katholiken  nicht  gern  die  Hand  zum  Umsturz 
der  alten  Verfassung  bieten  und  densclbe[i  schmerzlich  empfinden 
würden.  Da  jedoch  ohne  Mit  Wissenschaft  derselben  die  Änderung 
nicht  durchgefühlt  werden  konnte,  weil  sie  allein  genaue  Kenntnis 
von  sämtlichen  Rechtsverhältnissen  Bölimens  hatten,  so  empfaldeu  die 
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Khie,  der  Kaiser  nmge  über  die  vorzunehmenden  Änderungen  die 
Wohlmeinunff  des  Oberstbiirp^rafen  Sternberg,  des  Kanzlers  Lobko- 
Witz,  sowie  Slawatas  und  Martinitz*  einholen.  Jeder  von  ihnen  sollte 
ein  eigreues  Cnitachteu  im  höchsten  Geheim  ahliefem,  also  keiner  von 
dem  Inhalte  der  andern  Gutachten  etwas  wissen. 

Die   Wiener  Ratgeber    «rabeu   dem   Kaiser   aurh    die    Mitt^d    an, 
mittelst  web:her  er  „die  sonderbare  Bestürziinp:''  seiner  treuen  Anhänger 
mindern  könne.    Er  sollte  ihnen  die  früher  von  ihnen  innegehabten 
Ämter    wieder    übertrafren ,    damit    er  aber  durch   diese    Restitution 
nicht   an  einer  Neugestal tniig  des  Wirkun^'skreises  dieser   Ämter  ge- 
hindert werde,   so  sei  jedem  Neuansrestellten  in  das  Dekret  die  Be- 
merkunsr  zu  setzen:    Hals   in   dem   ihm   anvertrauten   Wirkungskreis 
die  koni^dicfie  Hoheit  und  Souveritnitat  vorbehalten  werde,  tl.  h.  nicht 
angetastet     werden    dürfe    und ,    dals    er    in    allen    wichtigen    Au- 
gelegenlteiten  zuvor  bei  Seiner  Majestilt  anfra^ren,  seiner  Entscheidung 
sich  fügen  und  überhaupt  allen  seinen  Befehlen  nachkomtuen  müsse. 
Es  sollte  den  Beamten  auch  angedeutet  werden,  dafs  alle  diese  Ver- 
führungen  blofs  provisüiisch   seien,  insolange  nicht  eine  vollsUindige 
Änderun'T  der  Laudesordnunfr   stattgefunden  habe.     Durch  diese  und 
und   ähnliche   Verfügunjjen  sollte  der  Kaiser  schon  vorher   von   der 
obersten  Macht  Besitz  ergreifen  („per  actus  possesorios  seine  Macht 
stabilieren**).     Dieses  selhständipe   Vorp^ehen   werde  mehr   Wirkung 
ausüben,   als  gesetzliche  Bestinmmngen;    auf  diese  Weise  werde  die 
Bedeutung   der  obersten  Beamten  und   der  Landtaj:e  am  besten  ge- 
brochen werden.     Um  das  Erbrecht  der  Dynastie  fest  zu  begründen, 
riet  das  Gutachten,  bei  einer  Krönung  die  Stände  zur  Erbhuldigung 
zu  berufen  und  dabei  jeden  Schein  zu  meiden»  als  ob  dieselbe  infolge 
einer  voran^e*rangenen  lliereinkunft  vor  sich  jzehe;  es  müsse  klar  und 
deutlich  sein,  dafs  sie  infolge  eines  Befehles  geschehe  (per  modum  i>räcepti 
et  resolutionis).    Auch  die  Städte  sollten  die  Huldigung  leisten,  bevor 
ihre  zu  revidierenden  Privilegien  bestJitigt  wurden.    Wenn  allenthalben 
eine  gute  Ordnuuir  eingeführt  werde,  so  werde  sich  die  nionai'chische 
Regierung   einer   f^Töfseren   Anerkennung   erfreuen,    als   die   frühere 
Freiheit,  die  nur  zur  Zerrüttung  f^eführt  habe '. 


'  Das  Gutachten,  dorn  wir  diese  ScbilderuDg  entnehmen,  ist  im  Wiener  StaA^ 
flrcliiv  entbaken,  und  weder  datiert  noch  unterzeichnet.  Den  Wiener  Hof-  und 
Gebeimrikten  schreiben  wir  es  ans  dem  Grunde  zu,  weil  dassellw;  auch  die  Einholung 
eines  Gutachtens  von  den  ira  Texte  angeführten  höh  mischen  Mapalen  anrät;  es 
kann  also  nicht  von  böhmischen  Riten  heiTühren.  Der  Ton  des  Gutachtens  ist 
ein  solcher,  wie  sich  seiner  nur  die  hdchfltgeßtellt«n  Personen  ihrem  Sonv^erftn 
gegenüber  bedienen  kt^nnen,    Eggeoberg,  Strahlendorf  und  ähnlich  gestellte  Personen 
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Noch  iieirt  aus  dieser  Zeit,  üänilich  aus  den  ersteu  Monaten  des 
Jahres  1621,  ein  zweites,  uicht  imterzeichiietes  Gutachten  vor\  lias 
sich  zuerei  mit  jenen  Reforoien  beschäftigte,  die  nach  der  MeinuDg 
des  Verfassers  in  kirchlichen  Augele^enheiteu  notwendig?  waren,  dann 
mit  jeueii  in  der  Gerechti^^keitsjdle^'e  und  der  Landesveiteidifjun^'  und 
zum  Schlüsse  erörtert,  welche  Ausdehnimir  der  Konfiskation  der  Kebellen- 
güter  zu  geben  sei.  Der  X'eifasser  desselben  ist  jedenfalls  ein  hervor- 
ragender Böhme  und  zwar  wahrscheinlich  Martinitz,  weil  er  die  Jesuiten 
in  einer  Weise  zu  fördern  sucht,  wie  dies  damals  aufser  Martinitz 
nur  ijoch  Slawata  that  und  weil  das  Gutachten  doch  die  bölinjisclie 
Verfassung  nicht  so  mit  Fülseu  trat  unii  geiadezu  den  nackten  Alisolu- 
tisiuns  befürwortete,  wie  Slawata. 

Nach  dieR^m  Gutachten  sollte  die  Geistlichkeit  fortan  einen  eigenen 
Stand  bilden  und  auf  rlen  Landtagen  Sitz  und  Stimme  erhalten ;  der 
Erzbischof  und  die  beiden  Bischöfe  sollten  vor  dem  lleiTnstand  ihren 
Sitz  haben,  die  übrigen  Prälaten,  Ähte^  infulieilen  Pröi>ste,  die  Rektoren 
der  Jesuitenkollegien  und  die  l'rioreu  der  Klöster^  welche  mit  Gütern 
dotiert  waren,  hinter  dem  Herrn-  aber  vor  dem  Ritterstand  sitzen. 
Der  Erzbischof,  die  Bischöfe  und  PrfUaten  und  tiberhaujit  jeder  Geist- 
liche, der  dem  Landtage  augehöre,  müsse  ein  Eingeborener  des  Landes 
sein  oder  das  Inkolat  erlangt  haben  und  der  böhmischen  Sprache 
mächtig  sein.  In  der  Administration  der  Justiz  schlug  das  Gutachten 
keine  Äuderuiigeu  vor;  die  bisheiigen  Gerichte,  also  das  Landrecht, 
das  Hof  lehnrecht,  das  Kammerrecht  und  das  Appelhitionsgericht  wollte 
es  beibehalten  wissen.  Ob  die  Ernennung  der  Beisitzer  fortan  ein 
alleiniges  Recht  des  Königs  sein  solle,  sagte  das  Gutachten  nicht;  es 
verlangte  nur  insofern  eine  Änderung,  als  es  auch  dem  geistlichen 
Stande  Zutritt  zum  Landrecht  vei-schaffen  wollte.  Von  den  bisherigen 
24  Beisitzern  sollten  drei  dem  geistlichen  Stande  angehören,  darunter 


müssen  düiniiÄLh  ah  Verfasser  des  Gutachtens  angeselieti  werden.  BeztiglLcb  der 
Zeit  vei-setzen  wir  es  in  iVm  erste  HMite  des  Jahres  1621  uud  zwar  aus  dem  Grnade, 
weil  die  Auffordemng  zur  Abfassuog  eines  Gutachtens  am  30.  Juni  1621  erfolgte; 
jedenfalls  nilissen  die  Wiener  Kate  hieza  vor  dem  30.  Juni  geraten  babea.  Zudem 
Bprecheti  &ie  von  einer  bevoi-gtchendcn  Reise  des  Kaisei'S  nach  Prag.  Diese  wurde 
in  dsr  ersten  Hälfte  des  Jahres  1621  geplant,  nian  war  nur  im  Zweifel,  ob  sie  vor 
oder  nach  der  lüuricbtuug  der  Hauptteilnebmer  des  Aufbtaudes,  die  am  21.  Juni 
1621  vor  sich  ging,  erfolgen  sollte. 

*  Dafs  das  Gutacbteu  dem  Jahre  1621  augehört,  ist  daraus  ersichtlich, 
dafs  es  von  dem  Kaiser  als  Witwer  spricbt  und  keine  Anspielmig  auf  die  am 
2.  Februar  1622  abgeschlossene  Ehe  mit  Eleonore  von  Mantua  enthält  und  dafs 
68  die  Beschleunigung  der  Exekution  der  Rehellen»  die  ani  21.  Juni  1621  vor  sich 
ging,  anrilt.  —  Das  Ehiborai  befindet  sich  im  Wiener  Staatsarchiv. 
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der  Erzbischof,  der  unmittelbar  nach  dem  König  seinen  Sitz  hal 
sollte.    Damit  die  Zahl  der  Beisitzer  nicht  allzusehr  wachse,    wurde 
vorgeschlageo,   dafs  für  den  ueu  eintretenden  Erzbischof  ein  Äfitglied 
aus  dem  Hennstande  austreten  solle;  wer  für  die  zwei  anderu  Geist- 
lichen austreten  sollte,  vfinl  nicht  bemerkt,   wahrecheinlich  zwei  Mit- 
glieder des  Ritterstandes.     Auch   in  das  Leben-  und    Kamnierrecht 
sollten  je   drei  Prälaten   und   in   das  Appelhitionsgericht  zwei  rechts- 
gelehrte Geistliehe   eintreten.    Die    obersten  Landesämter    wollte  der 
Verfasser  des  Gutachtens  in  ihrer  Zahl  und  in  dem  Umfange  ihrer 
Wirksamkeit  beibehalten,  und  er  riet  nur  insofern  eine  Neuerung  an, 
als  er  zu  zwei  Ämteni  Geistlichen  den  alleinigen  Zutritt  eröffnen  wollte. 
Das  Amt  eines  obersten  Kanzlei-s  sollte  nämlich  für  ewige  Zeiten  dem 
Wyschehrader  IVopst  übertragen    werden,  der  gegenwärtige  Kanzler 
jedoch,  Zden^k  von  Lobkowitz,  in  seiner  Würde  auf  Lebenszeit  belassen 
oder  zu  einem  höhern  Amt  befördert  werden;   ebenso  sollte  das  Amt 
eines  Landesunterkfimmerers  stets  mit  dem  Propst  des  Prager  Dom- 
kapitels besetzt  werden.     Hiemit  im   Zusammenhange  sollte   künftig 
durch  ein  Gesetz  festgestellt  werden,  dafs  jeder  Propst  von  Wyschehrad 
Doktor  oder  mindestens  Liceutiat  beider  Rechte  sein  imd  einer  adeligeo 
böhmischen  IlerrnfamiJie  entstammen,   der  Dompropst  aber  einer  alt- 
adeligen  Ritterfamilie  angehören  ntüsse.    Die  geistlichen  Güter  sollten 
fortan  nicht  mehr  zu  den  Kamniergütern  gerechnet  werden,  mit  denen 
der  König  nach  Belieben  schalten  durfte,  sondern  so  geschützt  sein, 
wie  jeder   andere  Privatbesitz.  —  Da  die  bisherigen  Gef»etze  für  die 
Administratioii  der  Justiz  und  Verwaltung  nicht  mehr  ausreichend  oder 
unzweckmäfsig  seien,  schlug  das  Gutachten  die  Bihlung  einer  KommissioB 
vor,  bestehend  aus  zwölf  Personen  (darunter  drei  Geistlichen),  welche 
die  Landesorduung  und  alle  bisherigeu  Landtagsbeschlüsse  zu  prüfen 
und  entsprechemie  Neuerungsvoi*sch!age  zu  machen  hätte;  diese  soUten 
dann  dem  Kaiser  mitgeteilt  und  auf  dem  nächsten  Landtage  angenommen 
werden. 

In  Bezug  auf  die  Landesverteidigung  liefs  sich  das  Gutachten  in 
keine  Erörtemng  darüber  ein,  ob  die  bewaffnete  Macht  dein  König 
oder  den  Ständen  untei-btellt  sein  solle;  dafs  sich  aber  der  Verfasser 
der  ersteren  Meinung  zukehrte,  beweist  der  Vorschlag,  wonach  alle 
Pässe  und  wichtigen  Grenzorte  den  Privatliesitzeni  weggenommen  und 
zimi  alleimgen  Eigentum  des  Königs  gemacht,  auf  Kosten  der  Staude 
befestigt  und  mit  Besatzungen  versehen  werden  sollten.  Ebenso  sollten 
das  Prager  Schlols  und  die  Prager  Städte  befestigt  werden.  Die  Vor- 
schläge in  Bezug  auf  die  Finanzverwaltung  bezogen  sich  auf  den  gegen 
die  Rebellen  einzuleitenden  Strafprozel's  und  auf  die  Konfiskation  ihrer 
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Güter ;  alle  königlichen  Städte,  die  sich  an  der  Rebellion  beteiligt  hatten^  1 

sollten  ZM  königlichen  Kammergfütem  de*:iradiert  werden  \  doch  sollten,  1 

da  voraussichtlich   damit  alle  königlichen  Städte,   mit  Ausnahme  von  1 

PilseD    und   Biidweis,   aufgehört   hätten,   jedenfalls   wenigstens    noch  1 

Brüx,   Kaaden,  AuTsig  und  Pi*ag  im   Range  königlicher  StÄdte   he-  1 

lassen  werden,  1 

Das   nach   unserer  Überzeuijun':;   von  Martinitz  herrührende  Gut-  1 

achten  befarwortet  somit  die  Erhöhung  des  königlichen  iVnsehens  nicht  1 

wie  das  Wiener  Gutachten  als  Selbstzweck,  sondern  nur  insofeni,  als  1 

djidurch  die  Herrschaft  der  katholischen  Kirche  und  ihr  Ansehen  ue-  I 

fördert  wurden.    Die  Macht  des  Königes  wollte  es  nur  durch  die  Unter-  1 

Stellung   der  Truppen   unter   seine   alleinige  Auktorität  erhöhen;   in  1 

Bezucj  auf  die  Anstellung  der  Beamten  und  auf  ihren  Wirkungskreis  1 

schwieg   der  Verfasser  des  Gutachtens:  sein  Schweifen  UÜst  nur  die  I 

Deutung  zu,  dals  er  keine  radikale  Änderung  emjifelilen  und  die  alte  1 

Verfassun«*;  in  dieser  Beziehung  gelten  lassen  wollte.    Der  böhmischen  1 

Sprache  wollte  er  ihre  bisherige  Stellung  erhalten ;  die  Wiener  Staats-  1 

niänner    daliegen    fochten    dieselbe    zwar  noch   nicht  an,    allein  ihr  1 

Schweigen  darf  nicht,  wie  sich  später  zeigte,   im  gtlnstigen  Sinne  ge-  I 

deutet    werden.     In   sprachlicher  und   politischer   Beziehung  bestand  I 

demnach  eine  weite  Kluft  zwischen  den  Ratschlägen  der  Wiener  Räte  I 

und  denen  des  böhmischen  Gutachteas.  I 

Ob  der  Kaiser  dein  Wunsche   seiner  Wiener  RMe  entsprach  und  1 

ein  Gutachten   über  die  Anderangen  in  der  liöhmischen  Verlassung  ] 

auch  von  Lobkowitz   und  Sternberg  einforderte,   ist   nicht  mit  Sicher-  i 

heit  festzustellen,  da  sich  weder  die  Zuschrift,  an  die  Genannten,  noch  1 

ihre   Antwort  erhalten  hat.      Dagegen  ist    die  Zuschrift  an  Slawata  J 

noch    vt»rhauden.      Der   Kaiser    forderte    ihn    in    derselben    auf,    „in   w.  jbiü 

iti''i. 
höchstem  Geheimnis  und  tiefster  Verschwiegenheit  und  ohne  Comnmni- 

cation  mit  irgend  jemand"  mitzuteilen,  „wie  und  auf  was  Manier  eine 
hüchschiidliche  Empörung  künftig  verhütet,  die  königliche  Hoheit  und 
Reputation,  wie  auch  der  Staude  und  gemeinen  Landeswohlfahit  und 
Sicherheit  besser  als  bisher  geschehen,  befestigt  werden,  wie  das  Regi- 
ment in  Unserem  Königreich  Böhmen  hinfüro  bestellt  werden  möchte, 
was  für  Collegia  notwendig  insonderheit  zu  Anfang  anzustellen  und 
was  denselben  für  eine  Gewalt  und  Verrichtung  anzubefehlen".  Der 
Auftrag  war  somit  so  umfassend  wie  möglich '.  In  welcher  Weise 
Slawata  ihm  nachkam,  ist  leider  nicht  bekannt.  Slawata  beantwortete 


H  *  Archiv  von  Neuhaus:  Ferdinand  II.  an  Slawata  cid.  30.  Juni  1621.  —  Erz- 

^B        bischöfliches  Archiv   m  Prag:  Slawata  an  den  Erzbiscbof  Lohel  dd.  9.  Juli  li521' 
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wohl  die  au  ihn  gerichtete  Anfrage  am  10.  Juli,  alier  seine  Antwort 
hat  sich  nicht  erhalten,  nur  soviel  wissen  wir  von  ihr,  dais  er  in 
ilerselben  als  entschiedener  Gegner  jener  Einrichtung  auftrat,  weiche 
die  Gewalt  zwischen  dem  König  und  den  Stiinden  teilte.  Das  im- 
penum  mixtum,  wie  er  es  Itezeiclmetr  war  ihm  ein  Greael.  Die  Be- 
deutuuii  der  Stände  sollte  fortan  ein  Ende  nehmen,  der  König  in 
allem  eine  mafsiiebende  Auktoritat  üben,  weil  nur  auf  diese  Weise  ibe 
Katholiken  fUr  die  Herrschaft  ihres  Glaubens  thätig  sein  könnten ;  ohne 
eine  ausreichende  Stütze  in  der  königlichen  Gewalt  zu 
könnten  sie  nichts  tliun.  In  einem  Schreil>en  an  den  Rei« 
Hennann  Questenberg,  der  den  Briefwechsel  zwischen  ihm  und 
Kaiser  veraiittelte  und  also  ins  Vertrauen  gezogen  war,  sprach  er 
spTiter  seine  Verwunderunir  aus^  dafs  einige  der  glaubenseift^stfii 
Katholiken  sich  der  StArkung  der  königlichen  Gewalt  widersetzten*. 

Das  Vertrauen  des  Kaisers  zu  Slawata  steigerte  sich  dauutls  sor 
sehends  und  er  lud  ihu  nach  Innsbruck  ein,  wohin  der  Kaiser  reisle, 
um  am  2.  Februiu  1622  seine  Vermrihlung  mit  Eleonore  von  Mantiia 
XQ  voüxieben.  Slawata  traf  mit  dem  Kaiser  und  seinem  Gefolge  unter- 
weg»  msamnien  und  erörterte  mit  dem  Kanzler  die  brennenden  Tagee^ 
fragen^  wobei,  »wie  es  ihm  schien",  beide  ül>er  die  Notwendigkeit  der 
Entfernung  aller  Sehranken  der  königlichen  Auktoritat  einverstandea 
waren.  Auf  der  Rüdereise  mit  Feniinand  hatte  er  nochmals  eil 
Bespredmng  in  Salzburg,  in  der,  wie  es  scheint,  die  Frage,  iu  weld 
Wdse  die  obersten  Landes&mter  besetzt  werden  sollten,  erörtert  wurde. 
In  Sakboig  hatten  sich  auch  Martinitz  und  dnige  andere  böhnüsdie 
Herren,  wahisdieiiklich  Stemlien;  und  Kolowrat,  eingefondeii,  land 
diese  riciilelen  an  den  Kaiser  ein  Gesuch  mu  Wiederbesetanmg  der 
obersten  Ämter,  das  iwar  ein  beredtea  Zeagnis  ixm  ihrer  Kdui^sstreoa 
lie^rt,  al)er  keineswegs  einen  ahsohilistisdien  Geist  atmet.  Sie  er- 
uiu  Besetzung  der  Ämter  in  aher  Weise,  nadk  Eiaholang  der 
der  bereditigten  lYraomeii»  uiid  bieten  sich  zugleich  zur 
der  beilkslidieu  Vorsdilige  aa.  Sie  wUsHiiteii  «ach, 
der  Wirkunsskreis  der  obersten  Beamten  wigeKteilert  bleibe, 
dieselben  Letzuktionen  etteik  wttrden  wie  biidrr,  sofern  diesell 
nkfai  diinpend  einer  Indenngr  bedmilten.  Eadürii  wünschten 
der  Kaiser  sidi  sobald  ab  möglich  nach  Prag  rerftge  and 

damit  ni  demselbeii  die  wibrend  des 

der  IjMilafel  evtfemty  ins« 

alle  rebellisdien  LAndUgsbeschius^  and  »aadem  bceen  und 
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schädlicben  Sachen'^  in  dei'selbeö  kassiert  wllrdeu.  Unter  diesen  „bösen 
und  scliildlii'hea  Sadieu'*  dürften  die  Bittsteller  wiibrsiiieiiilicli  jene 
Gulsübertraguiigeu  verstunden  haben,  die  durch  die  Konfiskation  geist- 
licher Güter  oder  der  Güter  flüchtiger  Katholiken  ennö!j:lieht  worden 
waren.  Zum  Schlüsse  ei'sut'hten  sie,  dals,  uachdein  sie  ihre  Treue 
unter  den  gröfsten  Gefahren  bewährt  hätten,  sie  und  ihre  Nachkoniinea 
bei  ihnn  Freiheiten,  Rediteu,  Ordüungeii  und  uralten,  löblichen  Ge- 
wohnheiten ,  insoweit  sie  der  katholischen  Kirche  oiclit  präjudixierlich 
seien,  erhalten  bleiben  und  nicht,  es  sei  in  welcher  Sache  immer, 
gleiches  mit  den  nveineidigen  Ftebellen  leiden  möchten.  Der  Wort- 
laut dieser  Bittschrift  liUst  keine  andere  Erklärung  zu,  als  die,  dafs 
die  genannten  Herren  die  alte  Verfassung  nur  zu  Gunsten  der  katho- 
lischen Religion  umgestalten,  itn  übrigen  aber  erhalteu  wissen  wollten. 
Dafs  Slawata  sich  an  dieser  Bittschrift  beteiligte,  ist  ein  Beweis  ent- 
weder seiner  Feigheit  oder  seiner  Unaufrichtigkeit ;  denn  ein  zweites, 
fast  unmittelbar  nach  der  gemeinsam  unterzeichneten  Zuschrift  aus- 
gestelltes Gutachten  erweist  zur  Evi*lenz,  dais  er  die  alten,  ständischen 
Freiheiten  zu  Gunsten  der  Erhöhuug  der  königlichen  Macht  unter- 
graben wollet 

Kaum  war  nämlich  Slawata  nach  Passau  zurückgekehrt,  so  er- 
stattete er  in  Gemeinschaft  mit  Martinitz  und  Kolowrat  dem  Kaiser 
einen  Vorschlag  für  die  Besetzung  der  obersten  Landesilmter ,  legte 
aber  ein  von  ihm  allein  verfalstes  Begleitschreiben  bei,  welches  noch-  »e,  v^hrnAi 
mals  die  notwendigen  Verfassuugsreformen  erörterte,  und  dessen  In- 
halt um  seiner  Wichtigkeit  willen  ausführlich  dargelegt  werden  iimls. 

Nachdem  Slawata  im  Eingang  erwähnt,  tlafs  s^ine  Voi"Schläge 
auf  Beförderung  und  Befestigung  der  katholischen  Religion  gerichtet 
seien,  erklärte  er  vor  allem  die  Erhöhung  des  Ansehens  des  geist- 
lichen Standes  füi*  driugentl  notwendig.  l>ie  Geistlichkeit  sollte  einen 
eigenen  Stand  auf  dem  Landtage  liilden,  der  Erzbischof  nach  dem 
König  den  ersten  Rang  einnehnven,  wie  früher  die  Herreu  von  Rosen- 
berg, lim  die  königliche  Gewalt  von  allen  Fesseln  zu  befreien  und 
der  Meinung  ein  Ende  zu  inachen,  „dafs  eines  böhmischen  Königs 
Gebot  imd  Verbot,  welches  ohne  VorwisseE  und  Willen  der  Stände 
und  Laiidrilte  geumcht  worden,  für  kraftlos  und  ungiltig  gehalten 
werde  und  der  König  ohne  der  Stände  Laudtagsbeschlufs  nichts  ändern 
oder  neuern  könne,"  schlug  er  eine  Ändeiiing  des  Eides  der  obersten 
Landesbeaniten  vor.    Sie  sollten  fortan  „allein  dem  König  und  seinen 

'  Sächsisches  Staatearchiv:  Martinitz,  Slawata  und  eiuige  anderen  bölimischen 
Herren  an  den  Kaiser  dd.  13.  Februar  1622, 
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Nachkouinieu  und  Dicht  auch  zugleich  den  Ständen*  schwören.  Da- 
mit diese  Ändeninp  nicht  allzuviel  Aufsehen  errege,  sollte  bestimmt 
werden.  daJs  diese  Form  der  Eidleistung  nur  solange  stattfinden  solle, 
als  Nachkommen  vom  könipflichen  Stamm  vorhanden  seien;  sei  dies 
nicht  mehr  der  Fall,  so  solle  das  Regiment  nach  der  Goldenen  Bulle 
Kaiser  Karls  IV.  wieder  den  Ständen  zufallen.  Wenn  die  obersten 
Beamten  nur  dem  König  vereidigt  waren  und  seinen  Geboten  allein 
folLTOu  mulsten,  war  die  Exekutive  auch  ihm  allein  gesichert  und  das 
«Imperium  mixtum"  hatte  ein  Ende. 

I^amit  wollte  sidi  jedoch  Slawata  nicht  begnQgen ;  er  wollte  dem 
König  auch  die  oberste  richterliche  Auktorität  verschaffen.  Nach  der 
bisherigen  Landesordnung  Jiab  es  von  den  Urteilen  des  Landrechtes 
keine  Berufung;  wer  eine  Appellation  an  den  König  einlegte,  verlor 
Leib  und  Lel>en.  I>iese  Verkleinerung  der  königlichen  Auktorität 
sollte  ein  Ende  nehmen:  nur  war  Slawata  im  Zweifel,  ob  von  jeder 
Entscheidun:;  des  Landrechtes  eine  Appellation  an  den  König  zulässig 
sein  solle  oder  nur  in  bestimmten  Fällen,  weil  sonst  die  Appellationen 
auch  nmtwillig  iresclieheu  könnten ,  und  der  König  allzusehr  belästigt 
wUnle.  Schliel'slich  empfahl  er,  dafs  nicht  ein  eigenes  Appellations- 
tiibunal  errichtet,  sondern  ein  Teil  der  Beisitzer  des  Landrechtes 
Uiit  der  ErlediiTumr  der  Appellationen  betraut  ?rtlrde.  Die  Urteile 
des  Landrechtes  sollten  nicht  wie  bisher  im  Namen  der  Beisitzer  des- 
selben, sondern  im  Namen  des  Königs  und  seiner  Nachkommen,  und 
dauu  ei"st  in  «lern  der  Beisitzer  geschöpft  wenlen.  Zur  Re\idieruDg 
uud  rmiiuderuuLr  lier  bisherigen  Verfivssung  und  Gesetzgebung  schlug 
Slawata  die  Bilduui:  einer  Kommission  von  zwölf  Personen  vor,  die 
den  obersten  Beamten  und  den  Beisitzern  des  Land-,  Hof-  und 
Kammeirechts  entnommen  und  durch  einige  sachkundige  Theol<^n 
und  Juristen  erjränzt  werden  sollte.  .Vlies,  was  den  Freiheiten  der 
k;itht«lis<'hen  KiR'he,  der  königlichen  Hoheit  und  dem  gemeinen  Nutzen 
abtnii:lich  sei,  müsse  entfernt,  die  neuen  Gesetze  sollten  durch  die 
kaiserliche  Best;Uij:uug  geheiligt  und  durch  den  Druck  veröffentlicht 
wenlou. 

Slawata  iil»erscljiokte  dieses  Gutachten  samt  den  Vorschlägen  zur 
Neubes<n/uni:  der  Amter  zunächst  ah  Hermimn  Questenberg  mit  einem 
bezeichnenden  Begleitschreiben.  In  seinem  Gutachten  vom  10.  Juli 
hatte  er  erklärt,  er  wolle  nicht  blofs  im  vreheimen,  sondern  auch  im 
K'hmisohen  Landtag  Vi>r  aller  Wolt  seine  Ansichten  verteidigen;  nun 
wünschte  er  aber  doch,  dals  sein  Gutachten  nur  in  die  Hände  des 
Kaisei>i  u^elauire.  vor  allem  al>er  dem  KiUizIer  verborgen  bleibe.  Ofien- 
bar  rt'chuete  er  denselben  zu  jenen,  die  trotz  ihrer  aosgesprochenen 
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katholischen  Überzeuorung  die  Auktoiität  des  Kaisers  nicht  iiuf  dem 
Grabe  lier  stäudischeii  FreiheiteE  erric!iteii  wollteu.  Die  von  ihm  lie- 
hauiitet©  ÜbereiESti minima  zwischen  seiuen  und  des  Kanzlei-s  Aii- 
sichteu,  die  er  auf  der  Reise  nach  luiisbruck  bemerkt  babeu  wollte, 
war  also  thatsilehlicli  mir  „Schein"  und  nicht  Wirklichkeit  gewesen. 
In  der  That  hat  sich  keiner  der  liervorrageiiden  Edelleute  Böhmens 
in  seineu  Reform ationspl an en  soweit  verstiefjeu,  dem  Könti  allein  die 
Eiischeidung  über  die  neue  Verfassung  und  Gesetzgebung  zu  über- 
tragen'. 

r*ie  Hatschi  [Ige  Slawatas  verdienten  eine  besondere  Auszeichnung. 
Der  Kaiser  hatte  ihn  zwiir  im  Verein  mit  dem  Herrn  von  Martinitz 
schon  im  Laufe  des  Jahres  1621  in  den  Grafeustaud  erhoben,  womit 
er  offenbar  beiden  für  ihre  Leiden  beim  Fenstersturz  sich  dankbar 
erweisen  wollte*  Jetzt  übertrug  er  Slawata  neben  seinem  Amt  als 
oberstem  Landrichter  auch  das  Amt  eines  Kammeriiräsidenten  und  er- 
nannte ihn  einige  Zeit  darauf  zum  Miti^died  des  geheimen  Ratskollegiums, 
der  obersten  österreichischen  Behörde,  die  auf  die  Regierung  des  Ge- 
samtstaates  einen  mafsgebenden  Einflofs  übte  und  deshalb  die  häufige 
Anwesenheit  Slawatas  in  der  kaiserlichen  Residenz  zur  Folge  hatte  ^. 
Einige  Tage  später  erhöhte  der  Kaiser  eine  ihm  erteilte  Gnadengabe 
vou  50  000  Gulden  auf  ebensoviele  Tlialer  als  Entgelt  dafür,  dafs  er 
sich  zu  einem  Darlehen  von  50  000  Thalern  verstanden  hatte.  Im 
folgenden  Jahre  verpfändete  er  ihm  die  Herrschaft  Melnik  gegen  ein 
weiteres  Darlehen  von  200  000  Gulden  und  befreite  zugleich  den 
Pfandinhaber  von  jeder  Einquartiemngslast^. 

Da  der  Kaiser  mittlerweile  durch  den  Statthalter  ein  so  absolutes 
Regiment  in  Böhmen  übte,  wie  es  nicht  schilrfer  gedacht  werden 
konnte,  gegen  die  Teilnehmer  des  Aufetandes  die  Justiz  übte,  ohne 
sich  an  die  bisherigen  Gesetze  zu  kehren,  die  Münze  nach  Beliehen 
verschlechterte  und  Steuern  erhob,  ohne  die  Stände  um  deren  Be- 
willigung zu  ersuchen,  so  war  die  gesetzliche  Regelung  seiner  Befug- 
nisse nicht  dringend  notwendig,  und  es  vergingen  mehr  als  zwei  Jahre, 


1  Wiener  StaatsarciiiT:  Slawata  an  den  Kaiser  dd-  26  Februar  1622.  Slawata 
an  Benrninn  Qiiestenlterg  rjd.  28.  Februar  1622, 

*  Das  Emeimungftdiplorn  Slawatas  äuiii  gt'heimen  Rat  ist  vom  7.  September 
1622  datiert.    Es  wird  im  Xeiihau^er  Arcliiv  auf  Iw» wahrt 

^  Archiv  des  k.  uod  k,  Reitli.siinanzniiriisteriums:  Der  Kaiser  an  LicchtensiteiQ 
dd.  12.  September  1622.     Pfandverschreilning  dtrr  Hetrscbaft  Melnik  dd.  24.  April 

1623.  —  Archiv  von  Neuhaus;  Fenlinand  IL  an  die  Gmtin  Slawata  dd.  6.  April 

1624.  Eodlidi  im  Jahre  1624  erliefs  er  der  OemöliUn  Slawatas  21  096  Gulden  an 
rückständiger  Steuer. 
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ohne  dafs  die  kaiserlicheü  Räte  iu  ihren  Beratungeö  die  Verfassuags- 
fra-ze  gestreift  hätteu      Dus  allgemeine  Elend,   das  iu  Böbmeu  diu'ch 
das    unkontrollierte    Gebaren    der    Behörden ,    durch    die    Mtmzver- 
sobleelrternn^^    und    durch   die    tauseodfacheu    Konöskationeu    eintrat» 
bewirkte  aber,  dafs  man  endlich  doch  die  Regulierung  der  Verfassung 
wieder  iu  Angriff  nahm,    weil  man  von  ihr  Hilfe  erwartete.     Als  der 
Kaiser    auf  seiner   Rückreise  vom   Regensburger  Deputationstage  in 
Prag  eintraf,   ordnete  er  daher  neue  Beratungeu  über  diesen  Gegen- 
stand an  und  bestimmte,   dals  sich  an  denselben  neben  dem  Fürsten 
Liecliteustein  der  Kanzler  Lobkowitz,   Slawata,  Martinitz,    Kolowrat, 
Talmberg,   Miclina,  Nostitz  und  der  Reiclishofrats-Vicepräsident  Frei- 
herr von  Strahleudorf  beteiligen  sollten.    Alle  Genannten  traten  mit 
Ausuahme  des  erkraukten  Liechtenstein  am  21.  April  H523  zusanameu 
und    begannen  die   Beratungen  auf  Giiind   eines  ihnen   vom    Kaiser 
übergebenen    Fragebogens,     Das   Protokoll    führte   Strahlendorf;    die 
Beratung  fand  in  deutscher  und  lateinischer  Sprache  statt,  da  Slawata 
sich   mit  ungenügender  Kenntnis  der  deutscheu  Spraclie  entschuldigte 
und   daher  seine  Bemerkungen  hie  und  da  lateinisch  machte,  —  das 
I*rotokoll   wurde   von  Strahleudorf  in   lateinisi'lier  Sprache  abgefafst*. 
Der  obei*ste  Kanzler  eroffuete   die  Verhandlung  damit,    dals   er 
diejenigen  Fragen  vorlegte,   über  die   der  Kaiser  das  Gutachten  ein- 
holen wollte.     Nachdem   mehrere  Formfrageu  und   einige  nicht   zur 
Sache  gehörige  Angelegenheiten  erledigt  waren,    begann  man  darüber 
zu  verhandeln,  ob  die  obersten  Laudesbeauiten  iu  ihrer  selbständigen 
Stellung  heizul>ehulten  seien    oder  ob  der  Kaiser  die   Regierung   so 
einrichten  solle  wie  in  Österreich;   ferner  in  welclier  Weise  die  Ver- 
fassung  umzuändern    und    welche  Befugnisse    den    Landtagen    erteilt 
werden  sollten.    Slawata  ergriff  zuerst  das  Wort  und   erklärte   sich 
für  die  Beiliehaltimg  der  obei^teu  Beamten.     Der  Kaiser  habe  zwar 
erklärt,  dals  er  das  Königieich  mit  dem  Schwerte  erobert  habe,  und 
sich  also  in  seiner  Hoheit   keinen  Eintrag  Ihun   lassen   wolle;   allein 
die  obersten  Beamten  hatten  stets   die  schuldige  Treue   bewahrt   und 
auch   iu    der  letzten   Rebellion  habe  sich   nur  die  Minderheit   gegen 
dieselbe  vergangen.     Der  Eid,    welchen  die  Beamten  nicht  blofs  dem 
König,  sondern   auch  den  Stiindeu   geleistet  hätten,   könnte  dagegen 
geändert  oder  näher  erläutert  und  liadurch  allen  Unzukömmlichkeiten 
begegnet  werden.    Kr  empfahl  auch  die  Beibehaltung  aller  obei"sten 
Beamten;  im  Belieben  des  Königs  liege  es  ja,  ihnen  jenen  Wirkungs- 


'  Wiener  Slaalsarcliiv :  Strablendorfs  AufzeichnuiigeQ   über  die  Beratung  dd, 
2L  AprU  162:3. 
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kreis  zuzuweisen»  den  er  aiigemesseu  finde;  im  Falle  seiner  Ahwesen- 
heit  sullteii  sie  jedocli  die  Remprnnjr  nicht  mehr  führen,  sondern  ein 
von  ihm  ernannter  Statthalter.  Obwohl  der  Kaiser  erkiHrt  hfttte,  er 
werde  die  Krone  aus  dem  Lande  fnhren  und  also  nicht  mehr  in  Karl- 
stein, sondern  in  seiner  Residenz  verwahren  lassen  und  dadiuvh  das 
Burrigrafenamt  von  Karlstein  seine  Bedeutunfr  verlor,  wollte  Slawata 
trotzdem  dassell^e  beihf-halten  wMSsen,  weil  der  Hetru-  und  Ritterstaiid 
das  Einkommen  nicht  .L^ern  missen  würde,  das  mit  jedem  tler  beiden 
Burggrafeuämter  verbunden  war  und  weil  der  König  sich  der  Buri^- 
^afen  dort  bedienen  könne»  wo  er  eben  die  Krone  verwahren  würde. 
In  Bezu^  auf  das  Kanzleramt  nahm  Slawata  den  Voi-schlag  in  betreff 
der  Besetzung  desselben  mit  dem  Propste  von  Wysehehrari  auf:  allein 
die  Kommission  beschlofs,  dafs  die  Personenfrage  im  Belieben  des 
Königs  stehen  und  es  ihm  fieii^estellt  sein  solle,  entweder  ein  Mit- 
jjjlied  des  Herrnstandes  oder  den  Wyschehrader  Propst  dazu  zu  er- 
nennen. 

In  Ansehung?  der  Verfassungs-  nnd  Gesetzesrevision  erneuerte 
Slawata  seinen  Vorschlag  bezüglich  der  Wahl  einer  Komndssion,  die 
sänith'che  Gesetze  eingehend  untersuchen  und  entsi^reohende  Vorschläge 
an  den  Kaiser  erstatten  sollte.  Sobald  derselbe  seine  Kntscheidung 
getroffen  haben  würde,  seien  <lie  neuen  Gesetze  auf  dem  Landtage 
kundzuthun;  jede  Mitwirkung  der  Stünde  an  der  Revision  sollte  also 
ausgeschlossen  bleibeu.  In  Ansehung  der  Landtage  bemerkte  Slawata, 
dals  sie  die  königliche  Auktorität  geschwächt  hätten»  doch  wollte  er 
sie  nichtsdestoweniger  beibehalten ,  wofern  auf  denselben  über  nichts 
anderes  verhandelt  würde,  als  über  die  königlichen  Propositionen. 
Niemand  sollte  also  selbständig  einen  Antrag  stellen  oder  Klagen  in 
seinem  oder  der  übrigen  Stände  Namen  erheben  dürfen;  sondeni, 
wenn  jemand  etwas  wichtiges  nnd  dem  Gemeinwesen  nützliches  vor- 
zubringen hatte,  so  sollte  er  durch  den  Kanzler  dem  König  Mitteilung 
machen.  Im  Belieben  des  Königs  stehe  es  dann,  von  diesem  Vor- 
schlag im  eigenen  Namen  Gebrauch  zu  machen. 

Neben  Slawata  beteiligte  sich  an  der  Debatte  hauptsachlich 
Martinitz,  Seine  Ausführungen,  soweit  sie  Strahlendorf  verzeich- 
nete, betrafen  hauptsächlich  die  GeistbVhkeit  und  standen  nicht  im 
strengen  Zusammenhang  unt  den  vorgelegten  Fragen.  Er  wollte 
namentlich  die  geistlichen  Güter  nicht  länger  als  Kammergüter  be- 
zeichnet und  also  vor  der  Beschlagnahme  durch  den  König  geschützt 
wissen.  Keine  Ketzer  sollten  geduldet  werden,  die  Erziehung  junger 
Leute  in  ketzerischen  Orten  nicht  gestattet  sein,  die  carolinische  Uni- 
versität ndt  der  Jesuitenakadomie  verbunden^  Seminare  für  die  Heran- 
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bildung  junger  Edelleute  und  Bürgerssöhne  für  den  geistlichen  Stand 
l>egründet  werden.  In  Ansehung  des  Landtags  riet  er,  dafs  die  Geist- 
lichkeit einen  eigenen  Stand  bilden,  der  Erzbischof  im  Landtage  den 
ersten  Platz  einnehmen,  die  tlbrigen  Prälaten,  darunter  auch  die 
Rektoren  der  Jesuitenkollegien,  nach  dem  Herrn-  und  vor  dem  Ritter- 
stand ihren  Sitz  nehmen  sollten;  die  rebellischen  königlichen  Städte 
sollten  Eigentum  des  Königs  sein  und  die  Vertretung  des  Bürger- 
stamies  auf  dem  Landtage  auf  sechs  Städte  reduziert  werden:  auf 
Prag,  Pilsen,  Budweis,  Brüx,  Kaaden  und  Auüsig.  In  Ansehung  der 
Kn>ne  empfahl  er  au  den  Kaiser  die  Bitte  zu  stellen,  sie  im  Lande 
zu  belassen.  Michna  empfahl,  dafs  dem  Burggrafen  von  Earlstein, 
wenn  das  Amt  l>eibehalten  wQrde,  die  Au&icht  über  die  militArischen 
Angelegenheiten  des  Landes  ül>ertragen  würde. 

Zum  Schlufs  l>eschäftigte  man  sich  mit  der  Frage,  wer  die  Re- 
gierung im  Falle  der  Abwesenheit  des  Königs  führen  solle.  Seit 
Mathias  wanMi  die  obersten  Beamten  dazu  berechtigt  gewesen;  jetzt 
wo  man  deren  Stellung  heralxirücken  wollte  und  ihren  Wirkungskreis 
dorn  Behelfen  des  Königs  anheimstellte,  wollte  man  diese  Berechtigung 
nicht  mehr  anerkennen.  Slawata  schlug  deshalb  vor,  dals  der  König 
eiuen  Statthalter  zu  ernennen  l>efugt  sein  solle,  stellte  es  ihm  aber 
schliefslich  anheim.  zu  thun,  was  er  wolle;  er  meinte  zugleicL 
es  wart*  ei-spriefslich ,  wenn  der  Köniür  zeitweise  in  Prag  residieren 
würde.  Martinitz  trat  mit  Feuer  für  die  Residenz  des  Kaisers  in 
l^^ig  auf:  hier  uutl  nicht  in  Wien  solle  er  seinen  Sitz  nehmen«  weil 
die  Stadt  trroi's.  die  Lebensmittel  billig,  die  Luft  gesund,  und  die 
barbarischeu  Völker  wvitor  outforut  seien.  Eine  Folge  der  veränderten 
BevieutuuL',  welche  fortan  den  Standen  zukommen  sollte,  war  der  von 
der  i:an/eii  Vor>;innuluni:  auireuonuneue  Beschlufs,  dafe  die  Erteilung 
des  Inkolats  an  Ausländer  nicht  mehr  zu  den  Befugnissen  der  Stände 
i^?höron,  soU'Utu  alloiuiges  Kocht  des  Königs  sein  sollte.  Allgemeine 
Zastiiiiuuiu^  faii.i  auclt  der  Antrag,  dals  in  der  zu  revidierenden 
l^uiaos^TduiiUi:  viie  Erblichkeit  des  Thrones  nicht  auf  die  männlidie 
Uli'!  ain:'kte  N.ichkomiv.enschaft  allein  beschninkt  bleiben  sollte. 

Welche  IVsohlusv-o  eai^ülti.:  i:ef.u<i  ^"urden.  ist  nicht  bekannt. 
da  sich  vier  rnhch:  au  iien  Kaiser  nichi  erhalten  hat:  man  kann  je- 
divh  ai:>  liev;!  luh.ilr  der  Strahle adorts*.'heu  Aufzeichnungen  entnehmen, 
daiV  die  Aumue  Slaw.itas  und  Maniiütz*  gröistenteüs  gebilligt  wurden. 
Nelvii  ihr.ei;  Ivteiliine::  sich  auch  die  übrigen  Mitglieder  der  Kom- 
mission, d^vh  uur  in  ;:utervei.>nlaeteni  Grade,  an  der  Debatte.  Nur 
der  Kanzler  schw>^ ;  s<^i  e$.  viai's  er  als  Vorsitzender  der  Kommi^on 
uicht  ;:i  viu^^Ilv  e:iiinv'.:V::  wollre.  sei  es.  dai's  er  die  Anträge  Slawatas 
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mif^billiGrte,  aber  dieselben  nicht  zu  bekämpfen  wagte.  Welche  Ant- 
wort der  Kaiser  auf  das  ihm  überreichte  Gutachten  gegeben  hat,  ist 
ebensowenig  bekannt,  aber  jedenfalls  dürfte  er  schon  damals  den 
Auftrat?  zur  Wahl  einer  Kommission  gegeben  haben,  welche  die 
Laudesordnuufi  und  sämtliche  Gesetze  revidieren  sollte.  Die  Arbeit 
bedurfte  jedenfalls  längerer  Zeit,  da  sie  sich  nicht  blols  auf  das 
Staatsreelit,  sonderu  auch  auf  das  Straf-  und  lYivatrecht  und  auf  die 
Gerichtsordnung  erstrecken  sollte.  Aus  dem  Stadium  vorbereitender 
Beschlüsse  kam  man  auch  dicsnml  nicht  heraus  \  nur  in  einem  Punkte 
wurde  schon  jetzt  eine  unvenllckhare  Thatsache  geschaffen;  der  Kaiser 
befahl  nämlicli  die  Wegnahme  der  Krone  und  der  Krönungsinsignien 
von  Karlsteiu  und  nahm  sie  auf  seiner  Rückreise  nach  Wien  mit. 
Das  Königreich  war  eiobert  und  der  Kaiser  hetiachtete  daher  die 
Krone  als  sein  alleiniges  Eigentum.  Die  Bui'g  und  Herrschaft  Karl- 
stein schenkte  er  S])äter  der  Kaiserin,  und  diese  verpföndete  beides 
mit  seiner  Zustimnumg  im  Jahre  1626  an  Johann  d,  ä.  Kawka  von 
Bican  um  50000  Gulden  rheinisch  ^ 

Da  Ferdinand  nicht  eher  einen  Landtag  berufen  wollte,  als  bis 
die  revidierte  Landesordnung  fertig  geworden  war,  um  danach  die 
Verhandlungen  zu  regeln,  er  aber  Geld  brauchte,  schrieb  er  im  Jahre 
1623  die  Steuern  aus  eigener  Machtvollkumnienheit  aus.  Zu  Ende 
des  Sommers  (20.  Sei)tend>er  1623)  verfugte  er  die  Annullierung  aller 
Eintragungen  in  die  Landtafel,  die  während  des  rebellischen  Regiments 
vor  sich  gegangen  seien.  Es  sollten  also  alle  Aussprüche  und  Sen- 
tenzen des  Landredits,  alle  Erb-  und  Heiratsgutverschreilmngen, 
Kontrakte,  Eiidagen,  Relationen^  Testamente,  Vollmachtserteilungen» 
gerichtlichen  \  orladungen,  Bestellungen  von  Vormundschaften,  Leistungen 
von  Bürgschaften,  Inkolatserteilungen ,  Abschätzungen,  Steckbriefe  aus 
der  Landtafel  ausgelöscht  und  fUr  ungültig  erklärt  werden.  In  dem 
deshalb  erteilten  Auftrage  bemerkte  der  Kaiser,  dafs  er  nie  und 
nimmer  iresonnen  sei»  „die  Rechte  der  getreuen  Unterthanen  des 
Königreichs  Böhmen  zu  vernichten  oder  zu  verkleinern,  sondern  viel- 
mehr dafür  sorge,  dieselben  bei  ihren  Rechten  und  Gerechtigkeiten, 
jedoch  mit  Vorbehalt  seiner  königlichen  Gewalt  und  Macht,  auch  ohno 
Beleidigung  seines  Erbrechts  zu   schützen   und  zu  erhalten"  -.     Man 


»  Sächsisches  Staatsarchiv:  Lehs&elter  an  Kurs&chflen  dd,  9J19.  Mai  1623.  — 
Wiener  Staatsarchiv:  Zustlmmiing  Ferdinands  II.  zur  Verpftindnng  von  Karlstein  dd. 
17.  OktobfT  1626, 

®  Weingarteß:  Codex  Ferdinandt'o-Leopoldiiio-Joacpliino-Caroliluisi  Kaiser- 
liches Reskript  dd.  20,  September  1623, 
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kann  nicht  behaupten,  dafs  dieses  Versprechen  sich  blofe  auf  das 
rrivatnvht  des  Adels  bezog,  denn  dasselbe  konnte  nicht  wohl  in 
^Videl'sp^lch  mit  dem  vom  Kaiser  in  Anspruch  genommeneD  Erbrechte 
oder  mit  seiner,  sei  es  absoluten,  sei  es  beschränkten  Machtvollkommen- 
heit stehen;  die  böhmischen  Stände  deuteten  daher  das  Versprechen 
so»  dafs  OS  sich  ebenso  auf  das  öffentliche  Recht,  wie  auf  das  (durch 
die  verfUirte  Annullierung  wichtiger  Privaturkunden  angetastete)  Privat- 
nvht  be/og.  Wenn  man  auf  den  Widerspruch  zwischen  diesem  Ver- 
spivt^hen  untl  den  Beratungen  in  Prag  hinweisen  wollte,  so  giebt  es 
auch  dafür  eine  Erklärung.  Bethlen  rüstete  sich  damals  zu  einem 
Augriff  gingen  den  Kaiser,  der  um  so  gefährlicher  werden  konnte, 
wenn  sich  an  demselben  die  kaum  niedergeworfenen  böhmischen 
l^inder  l^eteiligten.  Da  der  Kaiser  sein  Versprechen  übrigens  „vor- 
behaltlich seiner  königlichen  Macht  und  Gewalt"  gab,  so  konnte  er 
ihm  später  eine  In^liebigo  Interi>retation  geben.  Thatsächlich  hatte  er 
die  l laude  wieder  frei ,  als  Bethlen  sich  noch  vor  Jahressehluls  von 
ilom  Kampfplatz  zurückzog  und  so  sein  Einfluls  auf  das  Schicksal 
Böhmens  ein  Knde  nahm.  Die  grenzenlose  Unordnung  in  diesem 
l^ande,  die  infolge  der  Kriegsuot  und  des  Staatsbankerotts  durch 
Kntwortuug  lier  Münze  auf  den  sechsten  Teil  des  Nennwertes  ein- 
g^meien  war,  bewirkte,  dafs  jetzt  ;ille  Welt  nach  Berufung  eines 
l-Andt;vgo<  schrie.  Selbst  Liechtenstein  gab  dieser  Meinung  Ausdruck. 
IVr  Kaiser,  der  von  dorn  L:\udtage  grofsere  Steuerieistungen  erhoffte, 
und  sie  vkiu::ouder  als  je  bnuichte,  gub  dem  Drängen  nach  und  be- 
voU:\.,\v*hri;ne  den  STatihaltor.  den  Zusi\mmeniritt  eines  Landtages  bis 
:ur-  Ft<:o  Sinioii  uui  Ju ia  in  A'a>>icht  zu  stellen;  er  versprach  sogar 
selbst  .u  licsi^eii  Frv^ff:;uu^  /u  er^*heinen.  Da  er  auf  dem  Landtage 
Ivnirs  die  rt^\id*ono  l.ar..itSi^rdLiuUi:  puMLrieren  wollte,  befahl  er, 
d;i's  vi.o  *"it  der  K^v->i.^::  V<»rrAu:e  Komir.isgiioa  ihre  Arbeit  schleunig 
Nvi-.'.ci;  u:;.!  das  K\\-vr:U  ur.vervrtjlt  nach  Wien  einschidcen  solle*. 

IVc  K ■■:'.:tv.:ss-.o::  'K-t:o  ::;  ut  Tha:  ihre  Arbeiten  begonnen:  doch 
:>:  ..>.!  .vT\i-.  K  r:^;t:_  v.-oh:s  w-irer  Skannt.  als  dafe  ä=ie  an  den 
Kr.'Vsv'vt  ,\;-*rk:o*u^  VrÄCh*-^  r:c?^:c,  iit  sich  auf  die  Neuonlnung 
Jer  !\:vhl:;hcr.  Vc':?.^::::>;?^^  u::d  ,ui:  .r.t^  rz:ar>etmnfc:  der  bennelfenden 
Art.N:\  Itv  .r,:?::  Ia:. :^*>orvi:-v.:;i  S/o^::.  Frrbischof  Harrach  säumte 
u\*>:.  :"u-:v'v::  u'  jVriCLiu^tx  b:er;:lvr  ui::  d^r.:  Domkapitel  und  den 
„Vv^vv.  1  :;i!.i:t:i  ,*:>  Ia:i,vs  :u  vdect^::  iino.  die  Antworten  sowohl 
,':'.   r.  ^v:  K  *vf.  •>^.-"::.    ^>;  .iet::  Kais^T  rukonirjLea  m  lassen.     Ihre 
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Tendenz  ^^»ujr  sellistverstandlicli  auf  inöi?licl)ste  Erböliimg  des  Aoseheiis 
iler  Geistlichkeit  und  auf  Unterdrückung  ihrer  Gegner;  über  die  Vor- 
schläge im  einzelnen  sind  wir  jedoch  nicht  anterrifhtet  \ 

Da  die  Kommission  mit  der  Vollendunf^  ihrer  Arbeit  zögerte  und 
auch  der  Kaiser  bakl  die  Lust  verlor,  bei  dem  Landtage  z«  er- 
scheinen, teils,  weil  es  ihm  an  dem  notwendigen  Gelde  zu  einer  jeden- 
falls kostspieligen  Reise  raauf^elte,  teils,  weil  er  sich  vor  meuchel- 
mörderischen  An^xrifFeu  von  Seite  des  Volkes  fürchtete^  das  ilurch  die 
steten  Konfiskationen  und  allerlei  Strafmaisregeln  auf  das  äui^ej-ste  gereizt 
war,  so  fraij:te  er  bei  dem  Statthalter  an,  nh  seine  Anwesenheit  unumgäng- 
lich notwendig  sei  umi  ob  er  (der  Statthalter)  nicht  seihst  den  Landtag 
eröffnen  könnte.  Lierhtenf?tein,  der  wegen  seiner  Kränklichkeit  damals 
in  Karlsbad  weilte,  gab  zur  Antwort,  dafs  die  Anwesenheit  des  Kaisers 
dringend  notwendig  sei ,  um  in  die  von  einem  Auflösungsprozefs 
bedrohte  Regierung  wieder  Lehen  und  Ordnung  zu  bringen.  Er 
besi'huldig^te  hiebei  die  vornehmtiten  obersten  Beamten,  sowie  die 
Beisitzer  der  vei-schiedenen  Gerichte  mangelhafter  PfiichterfilUung, 
indem  sie  sich  mehr  um  die  Administration  ihrer  Güter  kümmerten 
und  deshalb  zumeist  auf  dem  Lande  lebten,  anstatt  in  Prag  ihres 
Amtes  zu  walten.  Alle  Aniti^geschäfte  würden  langsam  oder  gar  nicht 
erledigt,  und  namentlich  komme  es  in  den  Prozessen  nur  schwer  zu 
einer  Entscheidung,  und  zwar  zum  Teil  auch  darum,  weil  die  Par- 
teien sich  auf  Statuten  und  Privilegien  beiiefen,  hezüglich  deren  die 
Richter  im  Z^veifel  seien,  ob  sie  bei  der  vom  Kaiser  beabsichtigten 
Änderung  noch  länger  Geltung  hätten.  Liechtenstein  war  überzeugt, 
nur  die  Anwesenheit  des  Kaisers  könne  diese  Zweifel  beseitigen  und 
die  Amtsijei-sonen  zur  eifrigen  Ptlichtei-füUung  vennogen.  Er  klagte 
auch  über  den  Mangel  an  tauglichen  Personen  für  die  verschiedeneu 
Amtsgescliilfte  nml  empfahl  deshalb,  dais  mau  von  der  bisherigen 
verfassungsmäfsigen  Gt^pflogenheit,  wtmach  nur  Böhmen  bei  den  Amiern 
verwendet  werden  durften,  Umgang  nehme,  und  der  Kaiser  Beamte 
aus  allen  seinen  Erblaiiden,  also  auch  zum  Beispiel  aus  Österreich 
oder  Steiermark  berufe.  Die  notwendigen  Beratungen  Über  alle  diese 
Verbesserungen  würden  am  schnellsten  in  Prag  in  Anwesenheit  des 
Kaisers  gepflogen  werden;  lasse  sich  der  Kaiser  hierüber  nach  Wien 
berichten,  so  ziehe  sich  die  Reform  ins  endlose  hin.  Während  die 
^fahnungen  Liechtensteins  ernst  genug  klangen,  widerriet  Michna,  der 
um  dieselbe  Zeit  in  Wien  weilte,   die  Reise  nach  Prag  mit  der  Be- 


*  Erzbischöfliches  Archiv:  Hairacli  aii  den  Kaiser  dd.  (vor  dem  20.  Oktolier 
1623). 

O  i  n  d  e  l  j  ,  Geir«nrer«riiiftüon  la  Bdlmien.  fSO 
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bauptuiig,  dafs  der  Statthalter  wohl  allein  der  Schwierigkeiten  Herr 
werden  würde.  Offenbar  wollte  sich  Michna  mit  seinem  Ratschlag 
nur  einschmeicheln;  er  eniet,  was  der  Kaiser  selbst  wünschte,  obwohl 
auch  der  Kanzler  und  Slawata  die  Reise  anrieten  ^  Die  Steuer  im 
Lande  wurde  also  durch  eine  einfache  Verfügung  des  Statthalters 
weiter  erhoben.  Die  obersten  Beamten  und  Räte  Böhmens  richteten 
bei  dieser  Gelegenheit  im  Namen  der  sämtlichen  Stände  eine  Zu- 
schrift an  den  Kaiser.  Sie  beobachteten  damit  eine  altherkömmliche 
Übung:  so  oft  der  Landtag  nicht  versammelt  und  die  Beamten  und 
Räte  insgesamt  eine  Handlung  vornahmen,  thaten  sie  dies  im  Namen 
der  Stände,  denen  sie  ja  ebenso  wie  dem  König  eidlich  verpflichtet 
waren. 

Als  der  Termin,   bis  zu  welchem  die  neue  Steuerausschreibung 
lautete,  sich  dem  Ende  näherte,  schickte  der  Kaiser  den  Grafen  von 
Trauttmansdorff  und  den  damals  in  Wien  weilenden  Slawata   nach 
Prag,  um  mit  Liechtenstein  und  den  übrigen  obersten  Beamten  und 
Räten,  die  sich   im  Monat  Dezember  alle  in  Prag  einfinden  sollten, 
jene  Geschäfte  zu  beraten,  für  deren  Erledigung  seine  Anwesenheit 
so  sehr  gewünscht  wurde.  Die  beiden  kaiserlichen  Kommissäre  langten 
am  30.  November  in  Prag  an  und  teilten  dem  Fürsten  von  Liechten- 
stein ihre  Aufträge  mit,  worauf  dieselben  in  seiner  und  der  übrigen 
obersten  Beamten  Anwesenheit  am  2.  Dezember  beraten  wurden.    Von 
den  kaiserlichen  Kommissären  nahm  nur  Slawata  an  den  Beratungen  teil, 
da  er  von  den  übrigen  Teilnehmern  ausdrücklich  darum  ersucht  worden 
war'"^.    Bei  dieser  Gelegenheit  wurde  den  obersten  Beamten  und  Räten, 
wie  bereits  erzählt  wurde,  ein  strenger  Verweis  für  die  Zuschrift  erteilt, 
welche  sie  im  Namen  der  Stände  an  den  Kaiser  gerichtet  hatten ;  der 
Kaiser  habe  sämtliche  Beamten  und  Räte  neu  ernannt,  sie  seien  nichts 
an(ieres  als  seine  Diener,  keine  Vertreter  der  Stände,  wie  dies  ehe- 
mals der  Fall  gewesen,  und  dürften   deshalb  nicht  in  deren  Namen 
sprechen.    Allerdings  war  die  Verfassung  noch  nicht  geändert,   aber 
sie  war  wenigstens  aufser  Wirksamkeit  gesetzt.  Zum  erstenmal  wurde 
es  jetzt  auch  jenen,  die  nicht  ins  Vertrauen  gezogen  waren,  klar,  dafe 
die  ständischen  Rechte  und  Freiheiten  begraben  seien.   Alle  Beamten 
und  Räte  hatten  nichts  eiligeres  zu  thuu,  als  ihr  Bedauern  über  ihre 

'  Archiv  des  k.  k.  Ministeriums  des  Innern  in  Wien:  Gertinger  an  Ferdi- 
nand II.  dd.  12.  Juni  1C24.  —  Sächsisches  Staatsarchiv :  Zeidler  an  Kursachsen  dd. 
23.  Juni  1624. 

^  Trauttniansdoi-ftsches  Archiv :  Ferdinand  II.  an  den  Grafen  von  Trauttmans- 
dorfl"  dd.  31.  Oktober  1624.  Ferdinand  an  Liechtenstein  dd.  31.  Oktober  1624.  — 
Raudnitzcr  Archiv:  Slawata  an  den  Kanzler  Lobkowitz  dd.  4.  Dezember  1624. 
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nnrichtige  Schreibweise  auszudrücken  und  zu  versicheni,  dafs  dieselbe 
ohne  ihr  Wissen  von  einem  Sekretär  angewendet  worden  und  sie 
folglich  unschuldig  seien;  es  sei  ihnen  nie  in  den  Sinn  gekommen, 
im  Namen  der  Stände  zu  sprechen  und  werde  auch  nimmermehr  ge- 
schehen. Dennoch  ersuchten  sie  um  die  Bestätigung  ihrer  Privilegien, 
damit  wieder  Vertrauen  ins  Land  zurückkehre.  Sie  beschränkten  zwar 
ihre  Forderung,  indem  sie  erklärten,  nichts  zu  verlangen,  was  der 
katholischen  Religion,  der  Erbgerechtigkeit  des  königlichen  Hauses 
und  den  Rechten  des  Königs  Eintrag  thue,  aber  sie  ho£ften  dabei  auf 
eine  solche  Auslegung  der  königlichen  Rechte,  dafs  ein  grofser  Teil 
ihrer  eigenen  Rechte  unversehrt  bleiben  würde.  Eine  Angelegenheit, 
die  Trauttmansdorff  und  Slawata  blofs  mit  Liechtenstein  und  einem 
Teil  der  Räte  verhandelten,  betraf  die  Frage,  ob  die  Landtafel  Pro- 
testanten noch  weiter  zugänglich  sein  solle.  Die  Anwesenden  ent- 
schieden sich  dahin,  dafs  dies  nur  bei  jenen  Protestanten  der  Fall  sein 
solle,  die  im  Besitze  ihrer  Güter  belassen  würden  oder  denen  der 
Kaiser  den  Ankauf  derselben  gestattet  habe ;  diese  dürften  ihre  Güter 
auf  ihre  Erben  ül)ertragen  und  die  letzteren  sich  als  Eigentümer 
wieder  in  die  Landtafel  eintragen  lassen ;  der  Ankauf  neuer  aber  sollte 
ihnen  fortan  verwehrt  sein.  Noch  tiefer  berührte  die  Verfassungsfrage 
eine  dritte  Angelegenheit.  Der  Kaiser  verlangte  nicht  blofs  die  ge- 
wöhnliche Haussteuer  (eigentlich  Grundsteuer),  sondern  auch  die 
Fortzahlung  des  Biergeldes,  und  begründete  dies  damit,  dafs  seit  dem 
Siege  auf  dem  Weifsen  Berge  „der  ganze  Status  des  Königreichs  ver- 
ändert" und  er  berechtigt  sei,  Steuern  auch  ohne  Berufung  des  Land- 
tages auszuschreiben.  Er  bemerkte  jedoch,  dafs  er  trotzdem  die 
Steuern  vom  Landtage  verlangt  hätte,  wenn  ihm,  da  er  den  ersten 
Landtag  nach  dem  Siege  persönlich  eröffnen  wolle,  die  Reise  nach 
Prag  jetzt  schon  möglich  gewesen  wäre.  Die  Beamten  und  Räte 
waren  auf  diese  Mitteilung  hin  damit  einverstanden,  dafs  der  Statt- 
halter die  betreffende  Grundsteuer  ausschreibe ;  zur  Zahlung  des  Bier- 
geldes sollte  jedoch  nur  der  Bürgerstand  verpflichtet  werden,  mit 
welcher  Einschränkung  Liechtenstein  zufrieden  war.  Auch  gaben  sie, 
obwohl  schweren  Herzens,  zur  Ausschreibung  zweier  neuer  Steuern, 
einer  Weinsteuer  und  Ochsensteuer,  ihre  Zustimmung  ^ 

Ferdinand  ging  nun  in  der  Verfassungsfrage  einen  Schritt  weiter, 
indem  er  die  Revision  der  Landesordnuno:  einer  neuen  Kommission 
zur  Begutachtung  übergab.    Diese  Kommission  bestand  vorzugsweise 

'  Trauttmansdorft'sches  Archiv:  Trauttmansdorif  und  Slawata  an  Ferdinand  II. 
dd.  13.  Dezember  1624. 
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mn  österreichischen  Beaiaton;   neben  dem  Fürhten  vou  Liechtenstein, 
dem  General  Albrecht  vou  Walristeiii   uud  dem   Lausitzer   Freiherm 
von  Nostitz,  dem  deutschen  Vicekanzler  für  Böhmen,   wunlen  in  die- 
selbe  bemfen:   der  Reicbshofratsviceprrisideiit  Freiherr   von  Strahlen- 
dorf^  der  österreichische  Hnfvicekanzler  Freiherr  Werda  von  Werden- 
berg, die  Heichshofräte  Otto  Melander  und   Konrad   Hillebrand    und 
der  Appellationsrat  H<assol(U    Die  Mehi^zahi  der  BejJiutachter  war  dem 
Lande  frenu!,  auch  Liechtenstein,  Wahistoin  und  Nostitz  hatten  Inter- 
essen, die  mit  denen  des  Landes  zum  Teil  nicht  übereinstimmten;  das 
letzte  Urteil  über  eine  Lebensfrage  des  Landes  sprachen  also  Personen, 
bei  denen  man  kein  besonderes  Mitr^efuld  für  die  Einwoliner  desselben 
voraussetzen  konnte,    Slawata   wurde   in   diese  Kommission  nicht  be- 
rufen, er  nahm  aber  an  der  Superrevision  teil,   die  später  unter  dem^ 
Vorsitz   des   Kaisers  und   unter  Teilnahme  E?.irenber;?s  und  HaiTac 
anjrestellt  wurde.    Der  Kommission  wurde  eine  Direktive  für  ihre 
Schlüsse  .tfegeben,  die  ilahin  lautete,   (h(s  sie   nichts  der  kiitholischen 
Eeli^don  präjudizierliches  zulassen,  das  königliche  Recht  nicht  schmälern 
und  ein  schickliches  Privatrecht  tjus  a-quabüe  privatoruin)   zwischen 
den  Einf^eliorenen   und   tien  Ausländern,   die  mittlerweile  (d.  h.  nach 
dem  Jahre  1020)  ins  Land   aufgenonniien    worden  seien  oder  künftig 
aufgenommen    werden    würden,    herstellen   sollte.      Die   ei-sten    zwei 
Punkte  sind  klar  und  deutlich,  weniirer  der  dritte  Punkt;   aus   dem 
Inhalte  der  erneuerten  Landesordnung  ersieht   man  jedoch,    dafs   der 
Kaiser  die  Differenzen  zwischen  dem  böhmischen  Privatrecht  und  der 
böhmischen    Gerichtsordnun«^    einerseits   unri    dem    jjiemein rechtlichen 
Gerichtsverfahren    andererseits    zu    Gunsten    des    letzteren    beseitigt 
wünschte  V. 

Die  Revisionskommission  hei^^ann  ihre  Beratungen  in  Wien  am 
17.  März;  an  der  ersten  Sitzuni?  beteiligten  sich  alle  Mitglieder  der- 
selben, mit  Ausmihuie  Strahl endorfs  und  Hassolds,  In  den  ersten 
beiden  Konferenzen  wurden  hauptsächlich  die  staatsrechtlichen  Fragen 
erledi*;t,  in  der  flritten  Sitzung,  die  am  20.  März  stattfand  und  an  der 
sich  nur  Strahlendorf,  Nostitz,  Melander  und  Hillebrand  beteiligten, 
nahmen  die  Beratungen  über  dus  Privatrecht  ihren  Anfang,  Bevor 
sie  noch  weiter  geführt  wurden,   erstattete  die  Kommission  über  ihre 


*  Bühmisches  Staatsarchive  Fentiuanil  U.  an  die  obersten  Beamten  und  Land* 
reclits!»eii»itj!er  dd.  10.  Janii«i-  1C25,  —  Archiv  iIps  k.  k.  Ministeriums  des  Innem 
in  Wien:  Kiüserliclieä  Dekn't  tUr  LiccliU^nstcin,  Albrecht  \ od  Waldsteiu»  Strahlen- 
dorf,  Wenlenberg,   Nobtitx,  Melander,  Ilillehraud  und  Hiissolil  dd.  12.  Mäti  1626w 
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Arbeiten  und  ^'orschlü^e  einen  Bericht  an  den  Kaiser,  <ler  zur  IH^er- 
prüfung  derselben  eine  neue  Koomiission,  die  wir  ziuii  Untei*scMede 
Söperrevisionskoinmissioii  benennen  wollen,  berief  und  die  aufser  ihm 
und  seinem  ältesten  Sohn  noch  aus  dein  Fürsten  von  Eg^enberg,  den 
Grafen  Ilarrach  und  Slawata  und  den  Freiherrn  Werda  und  Nostitz 
bestand.  Kostitz  i^vurde  walirscbeinlieh  berufen,  um  über  die  Gründe, 
welche  die  erste  Kommission  bei  ihren  Voi-sehlägen  geleitet  hatten, 
Aulschlufs  zu  geben.  Bemerk ens wert  ist,  dafs  der  Kanzler  Lobkowitz 
T^eder  in  die  eine  noeh  in  die  andere  Kommission  berufen  war.  Wir 
wollen  hier  den  Hauiitinhalt  der  Beratungen  beider  Komuiissionen 
angeben. 

Die  Revisionskommission  begann  ihre  Verhandlungen  damit,  dafs 
sie  ihr  Berufungsdekret  vurlesen  liefs  und  dann  die  alte  Landesordnung 
paragraphenweise  erörterte.  Artikel  A,  der  von  rlem  Erbrecht  der 
regien^ndea  Dynastie  und  von  der  Königswahl  im  Falle  ihres  Er- 
löschens handelte,  bedurfte  keiner  Änderung,  wenn  man  nicht  das 
Erbrceht  der  Frauen  erweitern  wollte.  Von  den  Frauen  waren  näm- 
lich nach  der  früheren  Auffassung  nur  die  Töchter  der  regierenden 
Dynastie,  nicht  aber  deren  Naehkonmien  beim  Erloschen  des  Mannes^ 
Stammes  erbberechtigt  gewesen  und  auch  diese  nur  dann,  wenn  sie 
nicht  verheiratet  waren  oder  wenn  wenigstens  die  Ehe  mit  Zustimnuing 
der  Stünde  eingegangen  worden  war.  Die  Kommission  beabsichtigte 
thatsächlich  eine  Erweiterung  des  weibliehen  Erbrechtes,  Als  die 
Superrevisionskommission  über  diesen  Artikel  beriet,  erklilite  aber  der 
Kaiser^  daüj  er  sich  mit  den  Zugeständnissen  der  Goldenen  Bulle  be- 
gnügen und  überhaupt  die  Stünde  nicht  im  Bauern  machen,  sondern 
mit  Privilegien  ausstatten  wolle.  Es  hatte  also  Artikel  A  in  seinem 
Wortlaut  belassen  werden  können ;  aber  man  fühlte  das  Bedüiinis, 
ihn  wenigstens  durch  Strafl^estimnmngen  stärker  zu  stützen.  Man  be- 
tonte deshalb  die  Gültigkeit  der  drei  genannten  Majestätsbriefe  ent- 
Bchieden  und  bedrohte  jeden,  der  das  Ebrecht  der  reglerenden  Dynastie 
angreifen  würde,  mit  der  Strafe  des  Hochverrats. 

Artikel  A  2,  den  Krönuugseid  betreffend,  wollte  die  Kommission 
anfangs  beibehalten,  aber  so  umändern,  dafs  der  König  nicht  an  die 
Aufrechthaltung  der  alten  Gewohnheiten  und  Gebräuche  gelmnden  sein 
sollte;  später  wollte  sie  den  Eid  entweder  ganz  abschaffen  oder  durch 
denselben  den  König  blofs  zur  Administration  der  Justiz  und  zur  un- 
geschmäleiten  Bew^ahnmg  des  Besitzstandes  der  Krone  verpöichteu. 
Die  Sui>errevisionskomnnssion  machte  zu  diesem  Artikel  einige  Be- 
merkungen, die  mit   dem  Gutachten  der  ersten  Kommission  überein- 
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stiinmteD.  Nach  der  schliefslichen  Stilisierung  dieses  Artikels  (in  der 
neuen  Landesordnung  A  3;  schwur  der  König  bei  Gott,  der  Jungfrau 
Maria  und  allen  Heiligen,  dafs  er  „über  der  katholischen  Religion 
festiglich  halten,  jedermann  die  Justiz  administrieren  und  die  Stände 
bei  denen  von  N.  \.  konfirmierten  und  wohlhergebrachten  PrivilegieD 
handhaben,  auch  von  dem  Königreich  nichts  veralienieren ,  sondern 
vielmehr  nach  Vermögen  dasselbe  vermehren  und  erweitem  and  alles 
das,  was  zu  dessen  Nutzen  und  Gedeihen  gereichet,  thun  wolle."  Die 
Worte  „über  der  katholischen  Religion  festiglich  halten^,  sollten  wohl 
so  verstanden  werden,  dafs  er  nicht  nur  selbst  an  ihr  festhalten,  son- 
dern auch  keine  andere  Religion  im  Lande  dulden  wolle.  Die  un- 
bestimmte Fassung  der  auf  die  Bestätigung  der  Privilegien  bezüglichen 
Stelle  überliefs  es  dem  Belieben  der  Nachfolger  Ferdinands  IT.,  nur 
die  von  diesem  selbst  erteilten  Pri>ilegien,  die  eigentlich  keine  Privi- 
legien mehr  genannt  werden  konnten,  zu  bestätigen. 

Die  Protokolle  der  beiden  Kommissionen  erwähnen  nichts,  dals 
man  bei  dieser  Gelegenheit  an  eine  Vereidigung  der  Stände  dachte. 
Bis  dahin  hatten  dieselben  dem  neuen  König  keinen  Eid  geleistet, 
sondern  dieser  nur  ihnen.  Wahrscheinlich  im  Laufe  späterer  Ver- 
handlungen, von  denen  nichts  weiter  bekannt  ist,  wurde  man  auf 
diesen  Mangel  aufmerksam  und  so  wurde  die  Einfügung  eines  neuen 
Artikels  beschlossen*,  in  dem  die  Stände  verpflichtet  wurden,  bei 
jedem  Thronwechsel  insgesamt  zu  schwören,  dem  König  treu  und  ge- 
horsam zu  sein,  an  keinen  Bündnissen  und  Verschwörungen  gegen 
ihn  oder  seine  Erben  teilzunehmen,  sondern,  wenn  etwas  derartiges 
zu  ihrer  Kenntnis  käme,  augenblicklich  Anzeige  davon  zu  machen. 
Da  man  fand,  dafs  bei  einem  Thronwechsel  das  Regiment  des  neuen 
Königs  nicht  von  der  Anerkennung  der  Stände  durch  die  Erb- 
huldiguiig  abhängig  sein  dürfe,  so  ergänzte  man  den  neuen  Artikel 
(A  2)  durch  den  Artikel  A  41 ,  in  welchem  man  erklärte,  dais  der 
Thron  nie  erledigt  sei,  sondern  unmittelbar  nach  dem  Tode  des 
Königs  sein  P]rbo  succediere.  —  Nach  der  alten  Landesordnung 
konnte  man  einen  Hochverrat  sowohl  gegen  den  König  als  auch 
gegen  die  Landesordnung  begehen  (A  8).  Auf  den  Rat  der  Re- 
visionskommission wurde  dies  geändert;  die  Superrevisionskommission 
war  damit  einverstanden,  und  so  konnte  man  sich  nach  Artikel  A  IS 
der  erneuerten  Landesordnung  nur  eines  Hochverrates  gegen  den 
König  schuldig  machen.  Der  Artikel  A  3  der  alten  Landesordnung, 
welcher  bestimmte,    dafs  der  König  Verfügungen  zu  seinem,    seiner 

^  Ks  ist  dies  der  Artikel  A  2  der  erneuerten  Landesordnung. 
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Erben  und  des  ganzen  Königi-eichs  Besten  nur  insoweit  treffen  dürfe, 
„als  dies  den  Rechten,  Freiheiten  und  Privilegien  (der  Stände)  und 
der  Landesordnung  nicht  zum  Nachteil,  gereichen  wtlrde",  fand 
natürlich  keinen  Beifall  bei  der  Revisionskommission,  da  sie  dem 
Könige  das  Recht  „Gesetze  und  Ordnungen  zu  schaffen  und  die  ge- 
gebenen Gesetze  nach  Belieben  zu  ändern"  vorbehalten  wollte.  Sie 
trug  deshalb  auf  die  Weglassung  des  Artikels  A  3  an,  welchem  Antrag 
die  Superrevisionskommission  beistimmte.  Bei  der  Schlufsredaktion 
fand  die  Anschauung  bezüglich  des  alleinigen  Gesetzgebungsrechtes 
des  Königs  im  Artikel  A  8  ihren  Ausdruck;  derselbe  lautet:  „Wir 
behalten  Uns  und  Unseren  Erben  und  nachkommenden  Königen  aus- 
drücklich bevor,  in  diesem  Unsem  Erbkönigreich  Gesetze  und  Rechte 
zu  machen  und  alles  dasjenige,  was  das  Jus  legis  ferendae,  so  uns  als 
dem  König  allein  zustehet,  mit  sich  bringet." 

Einige  Historiker,  die  sich  mit  diesem  Gegenstande  in  neuester 
Zeit  beschäftipten  * ,  haben  aus  dem  Wortlaut  dieses  Artikels  ge- 
schlossen, dafs  Ferdinand  II.  sich  und  seinem  Nachfolger  blofs  das 
Recht  vorbehalten  habe,  die  Privatgesetzgebung  nach  Belieben  zu 
ändern,  dafs  er  aber  an  das  öffentliche  Recht,  wie  es  in  der  er- 
neuerten Landesordnung  statuiert  worden  sei,  ein  für  allemal  ge- 
bunden war  und  keine  willkürlichen  Ändemngen  mehr  vornehmen 
durfte.  In  diesem  privatrechtlichen  Sinne  erklären  sie  auch  die 
Worte  des  Einführungspatentes:  Wir  haben  „Uns  nicht  allein  die 
königliche  Macht,  solche  unsere  Landesordnung  zu  mehren  oder 
zu  mindern,  zu  bessern  und  was  sonst  das  Jus  legis  ferendse  mit 
sich  bringet  vorbehalten,  sondern  Uns  auch  gnädigst  erboten,  die- 
jenigen Fälle,  so  in  dieser  Landesordnung  nicht  begriffen  und  hie- 
bevor  nicht  durch  geschriebenes  Recht,  sondern  nach  Befund  der 
Rechtssitzer    und    etwann    auf   vorhergegangene    Prsejudica   erörtert 

worden,  wann  dieselbe Uns  vorgebracht  werden,  durch  Con- 

stitutiones  regias  zu  decidieren^."     Dafs  diese  Erklärung,  wie  scharf- 

1  Es  sind  dies  Toman,  Tomek  und  Kalousek. 

2  Bezüglich  des  zweiten  Teils  des  angeführten  Satzes,  der  mit  „sondern"  be- 
ginnt, teilen  wir  diese  Ansicht,  denn  dieser  Satzteil  ist  nachgebildet  dem  Artikel 
D  49,  in  dem  sich  der  König  blofs  das  Recht,  die  Privatgesetzgebung  beliebig  zu 
ergänzen,  vorbehält.  Der  erste  Teil  des  Satzes  ist  dagegen  dem  Text  der  Landes- 
ordnung vom  Jahre  1500,  sowie  dem  Artikel  Z  4  der  Bearbeitung  vom  .Tnhre  1564 
nachgeformt,  beide  Texte  (der  von  1500  und  1564)  lauten:  „der  Herren-  und  Ritter- 
stand besafsen  stets  die  Macht  und  Freiheit,  mit  Zustimmung  des  Königs  ihre 
Rechte  zu  mehren  oder  zu  mindern  (präva  pHCiniti  anebo  i^iti).  Beide  Stände 
wahren  sich  auch  für  die  Zukunft  die  Freiheit,  auf  dem  Landtage  in  gemeinsamer 
Übereinstimmung  (in  der  Landesordnung  von  1564  ist  hier  der  Zusatz:  und  mit 
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Hinni^  uucli  dio  (irüude  sein  iDögeu,  mit  welchen  die  betreffenden 
llistorikor  ihre  Meinunj,'  verfechten,  der  Auffassung,  welche  Fer- 
dinand II.  und  seine  Nachfolger  von  ihrer  Befugnis  zur  Änderung 
des  öH'ontliciien  Rechtes  hätten,  nicht  entspricht,  beweisen  hinreichend 
einzelne  kaiserliche  Verfügungen,  welche  von  den  Ständen  ohne  die 
mindeste  Einwendung  als  zu  Recht  bestehend  anerkannt  wurden.  Am 
19.  Juli  und  22.  August  1628  setzte  Ferdinand  einzelne  Rechte  der 
(leistlichkoit  fest,  über  welche  die  Landesordnung  nichts  bestinmit 
hatte:  am  12.  Januar  1629  gab  er  eine  Verordnung  in  Bezug  auf 
dit^  PriUvdonz  derjenigen  Ritterstandspersonen,  die  Mitglieder  der 
iHMnnisohen  Statthalterschaft  waren;  am  10.  März  1629  gab  er  ein 
Gt»si»tz,  welches  die  Rechte  des  Königs  in  Bezug  auf  die  Erteilung 
des  Adels,  wie  sie  im  Artikel  A  15  der  erneuerten  Landesordnung 
fostiresetzt  werden»  wesentlich  erweiterte ;  am  27.  Mai  1630  reser>ierte 
er  sich  dit*  Refuirnis,    nichteingehorenen  Bürgern    der  Städte   Prag, 


/u>tiiniiiiiiii!  ilos  Kouii!)ii  ihro  lUvhto  zn  mehren  Oiler  zu  mindern.     Und  was  das 
l.umltxvhi  niul  aiuioro  (ioriohto  lunrifl^.  $o  können  sie  als  Recht  statuiereD.  worüber 
Sit*  siili  mit   diMu  K\Miti;o  trivint   haWu."     K»lousek   behauptet,  die   Freiheit  des 
A^loU.  >oino  luvhto  rii  mohrtni  oder  zu  mindern,  habe  sich  nur  auf  das  Privatrecbt 
iHVot^vn.    A^t!0^oht'n  davon.  daiV  das  PrivatrtH'ht   kaum  eine   Erweiterung,   noch 
rinr  Mindorunt:  \\w  aUoiniirfr  Ausnaluui^  dos  Krbrechtst  verträgt,  sondern  nur  eine 
l  n'.ct^taltuni:,    cntsprtH-hiMul    din   nou    sich   entwickelnden  Verhidtnissen.    zuläfst 
kor.nou  \»ir  au>  oir.ov  Irkur.iio  don  Howois  lietVrc.  dafs  der  Adel  unter  der  Freiheit, 
d;o  o:-   Mth   \.«:lHh.iiti n .  >o:uo  staatsrtvhilicht'  ^trllune  im  Auge  hatte.     Auf  dem 
1  ,\v.;:.^i:  \ov.    1>*1   w.;rvio   r.ahmliih  «nach  der  Horii^is,  die  sich  der  Herren-  and 
l>".::-v:v!,u:,i   -.v   »lor  l  at'.vits  ■•.Vuv.-.r.s:  .vor.*  .ia:.rf  l»."  %orivhalten,   seine  Rechte  zu 
r.'.«':.:Yv   o.h".    .■■■.•.  v ■.■.■/. .:;:•■.-.  *or,    v'.o:v.  HorTT-surA  :r.:i  Vomissen  des  Hitterstandes 
v'ckV.I;*:    1mmV.!;..>  cvvjV:.    l\-.   MtuIüsUt  dtr  a-wzl  Hrrreoeeschlechter  nehmen 
dov  >::.-,  :V.rf.:-.  1  ;' iv.n-i".:  :   iv.:>r:\vi;-;r..;.  tAirh  din  i-l^rrsten  Beamten  ein,  und  die 
M-.ti'.-.cv.; :  .;;:  v:r.^v:tv.  ^«o>/::U\V.:i:  .i.;:!-:-.  >:.h  riivit  unt^r  sit"  mischen,  sondern 
*;.;: :•■   -v.::    v.ä»V.   :!.:v:.   ::\:\r.  S::.    i:v.r.i":.r.:tr..     Ni'=:Ä2sd   soll  auch  vom   heatifcn 
V.-.;     ..-..    V.-.  .;.*.  :;:::v:'.s:..rA  .^■.::;;r.rr."".v:".  »sr.:::-..   ^t-r  rivht  aachgewieseiu    dafs 
v:  -.  .   ^  :;  v::-.:.  ■.-    .-..■..■  K  .ti:  rs:.v.-..;  Arc: :.:::-".     i.i:^iriv :   Die  Entwicklung 
,;;x  .    •      >. . ,.     \  ..  V     >    .:       '.»-.iVL^:  m>^':i'.u.">  ^-zirjh  cfÄiAr  nichi  das  Privat-. 
>. :  ...'.>     r'..    :......   V.  •/:.:     ..-.■..■.   ,::.-    v-'./k:-     7.  4   kir.n   ilso  nicht  in  dc-r  l»e- 

>."    aw:;:   ^^ ;  >;  i,-.'.;..:;:  »i:v..-.      ■•■     .:-.-  \a"  ■.:>•*  ;iLuu     Eihilkb  widersxreitct 
A  .     ...;  >.'.....  W::  .-.;>    V '..V,  >  ."  "i  >:  .•.■-.:  A.-.rri^^yjr;-  -Uni  was  das  L.aadrecht 

.'    ■,*;■  ,•■.■.-;    ..-..  *:.  >.    k.  ■..","  >.-.      ;r  Hfrr^.r-  :^.i  F.rSerssasi    al>  K^ht 
>..       .  \        ».■....      X,    X..    -.    :   ;.  :     K.:-c\    ^r.i:   rjLJifc..*     Ix    iksts:  Wonet 


V.  ,•■-.■.'..:.-.;:  Vr/«  AiTzVT- ::.*?:  *._:x  "irj-sicfs:  bäSciL.  so  wart- 
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Budweis  und  Pilsen  das  Reclit  der  Laiidtafelsidierheit  zu  erteilen*; 
ani  5,  August  1040  bestiiimite  Ferdinand  111.,  welche  Appell  ations- 
oder  Kainmerräte  als  königliche  Rektoren  zur  Landtafel  zuzulassen 
seien:  am  8.  April  1648  ordnete  und  erweiterte  er  die  Befugnisse 
der  Juden  in  Handels-  und  Geldgeschilften,  erklärte  sie  zum  Betriebe 
jejrlicheii  Handwerks  für  beföhigt  und  regelte  den  Rechtsweg  in 
Klagen  zwischen  Juden,  sowie  zwischen  Juden  und  Christen-;  des- 
gleichen verfügte  Ferdinand  IIL  durch  die  Novelle  Aa  20,  dals  die 
durch  nachfolgende  Heirat  Legitimierten  uufidiig  seien,  sich  des  Adels 
des  Vatei*»  zu  bedienen  und  daudt  verbundene  Rechte  zu  üben,  also 
deren  landtä fliehe  Güter  nicht  erben  und  nicht  in  den  Landtag  ein- 
treten konnten.  Wir  wollen  die  L<.»ser  nicht  mit  Aufzählung  weiterer' 
das  öffentliche  Recht  betredenden  Entscheidungen  und  Verordiuiugen 
ermüden,  und  bemerken  nur,  dafs  sich  solche  auch  aus  der  folgenden 
Zeit  anführen  lassen.  Die  einschneidendste  unter  ihnen  war  jene, 
durch  welche  Maria  Theresia  die  böhmische  Hofkanzleä  mit  der 
Österreichischen  vereinte  und  so  gegen  die  Selbständigkeit  Böhmens, 
die  bereits  von  Ferdinand  IL  in  den  auswärtigen  und  nniitärischen 
Angelegenheiten  mifsachtet  worden  war»  auch  in  den  inneren  An- 
gelegenlieiten  den  nachhaltigsten  Schlag  führte.  Nicht  blofs  also  die 
richtige  Interpretation  des  Artikels  A  8  der  erneuerten  Laudes- 
ordnung beweist,  dafs  dein  König  die  Befugnis  zustand,  das  öffentliche 
Recht  nach  Belieben  zu  lindern;  auch  die  konstante  und  von  den 
SUinden  nicht  angefochtene  Praxis  thut  dar ,  dt^üs  die  Könige  die  be* 
tretfenden  Befugnisse  im  weitesten  Sinne  vei^standen  und  geübt,  haben. 
Man  begnügte  sich  tlbrigens  bei  der  Schlufsredaktion  nicht  mit 
der  Einschaltung  des  Ailikels  A  8 ,  Bomiern  sprach  in  einem 
zweiten  Artikel  (A  0)  den  Ständen  jedes  Äntragsrecht  ab  und  be- 
drohte jede  Überschreitimg  dieses  Verbots  mit  Strafe.  Im  Falle 
jemand  im  Landtage  eine  Bemerkung  machen  wollte,  die  zu  Nutzen 
und  Frommen  des  Königs  oder  des  Landes  gereichen  konnte,  so 
durfte  er  dies  nicht  anders  als  mündlich  oder  schriftlich  dem  König 
gegenüber  thun.  Niemaml  durfte  im  Landtag  für  einen  andern  oder 
im  Namen  eines  andern  das  Wort  ergreifen;  jeder  mufste  für  sich 
selbst  sprechen,  wenn  er  um  seine  Meinung  zur  königlichen  Pro- 
position befragt  wurde.  Die  königliche  Proposition  bezog  sich  nach 
der   Absicht   iles   Gesetzgebers   nur   auf  die  Steueifordeiimgen ,   be- 


*  Codex  Ferdinaudeo-Leopoldino-Josephino-Carolinug:   P.  140,  141,  14^1  145, 
146,  152. 

*  Codex  Ferdinandeo  etc.:  S.  253  und  folg. 
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züglich  welcher  den  Ständen  das  Bewilligungsrecht  zwar  zugestanden, 
aber   dadurch   verkümmert   wurde,    dafs  sie  bei  dieser  Gelegenheit 
keine  Bedingungen  stellen  durften,    um   etwa  neue  Freiheiten  und 
Privilegien  zu  erwerben.    Als  die  Kommission  die  Artikel  A  17  und 
A  19  in  Beratung  zog,    nach  welchen  der  König  nicht  das   Recht 
hatte,  irgend  einen  Teil  des  Königreichs,  einer  Stadt,  ein  Schlofs  oder 
ein  Gut   ohne   Zusimmung    des    Landtages  zu  verschenken    oder  zu 
verpfänden,  zweifelte  sie,  ob  diese  Verpflichtung  noch  weiter  Bestand 
haben  könne,  da  das  Königreich  mit  Waffengewalt  erobert  worden  sei 
und  wollte  deshalb  den  Artikel  A  17  (A  19  enthält  nur  eine  Wieder- 
holung des  Artikels  17)  auslassen.    Andererseits  erinnerte   sie  sich, 
dafs  selbst  in  Frankreich  der  König  nur  mit  Vorwissen  der  Stände 
eine  Schmälerung  der  Besitzungen  der  Krone  eintreten  lassen  dürfe; 
sie  wollten  deshalb  die  Zustimmung  der  Stände  bei  einer  ähnlichen 
Veranlassung   nicht   ganz    umgehen.     Die   Revissionskommission    er- 
kannte die  Berechtigung  dieser  Bemerkungen  an,  und  so  erklärte  der 
Kaiser  in  der  endgültigen  Redaktion  im  Artikel  A  22,    der   an  die 
Stelle  der  Artikel  A  17  und  19  trat,  dafs  er  die  Privilegien,   die  in 
dieser    Beziehung    in    der    alten    Landesordnung  wörtlich  eingereiht 
worden    seiend    deshalb  nicht  wiederhole,  „weil  er  sich  dieser  und 
anderer  Privilegien  halber  gegen  die  gehorsamen  Stände  absonderlich 
resol vieren  wolle."     Diese  Resolution,  die  am  29.  Mai  1627  erfolgte» 
erklärt  alle  Privilegien  für  gültig,   soweit  sie  der  erneuerten  Landes- 
ordnung   nicht    widerstreben.      Da    die    Privilegien    Wladislaws    II., 
Ludwigs  I.  und  Ferdinands  I.   bezüglich   der  Unveräufserlichkeit   der 
Krongüter  mit  der  enieuerten  Landesordnung  nicht  im  Widerspruche 
standen,    so  hatten  sie  also   weitere  Gültigkeit.    Maria  Theresia  er- 
kannte dieselben  ausdrücklich  als  zu  Recht  bestehend  an,  als  sie  Schlesien 
und  die  Grafschaft  Glatz  an  Friedrich  II.  abtrat;  da  der  König  zur 
Sicherung  seiner  Beute  verlangte,  dafs  die  böhmischen  Stände  in  die 
Abtretung   einwilligen   sollten,    suchte   sie  um   die  Zustimmung  des 
Landtags  an.  —  Zum  Schlüsse  müssen  wir  noch  bemerken,  dafs  der 
Krönungseid  (im  Artikel  A  3)  ausdrücklich  den  König  verpflichtete^ 
„nichts  von  dem  Königreich  zu    veralienieren."      Es   verstand    sich 
hienach  gewisserniai'sen  von  selbst,    dafs,    wenn  er  sich  nicht  eines 

*  lu  die  alte  Landesordnung  war  im  Artikel  A  19  nur  das  Privilegium 
"Wladislaws  II.  dd.  12.  November  1499  wörtlich  eingereiht,  nicht  aber  das  Ludwigs 
dd.  29.  Oktober  1520  und  ebensowenig  das  Ferdinands  I.  dd.  4.  Mai  1528.  Alle 
diese  Privilegien  bestimmen,  dafs  der  König  ohne  Zustimmung  der  St&nde  keine 
Veräufsening  oder  Verpfändung  eines  Teiles  des  Landes  oder  eines  Karomergutes- 
vornehmen  dürfe. 
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Eidbniches  sohuldig  machen  wollte»  er  für  jede  „Alienatioii"  um  <1ie 
Zustiininuüji:  der  Stände  ersuclteti  mufste. 

Hatte  der  Kaiser  die  Erbrechte  seiner  Familie  auf  die  Kroue 
ge^^en  je^'liehe  Ani^riffe  preschützt,  so  wollte  er  die  Sicherheit  ihres 
Besitzes  noch  durch  eine  Neuregfeluo«?  der  Stände  mehren.  Die 
Geistlichkeit  sollte  ihr  altes  Ansehen  erlangen  und  den  ersten  Stand 
im  Lande  bilden.  Zu  diesem  Zwecke  war  es  zuniichst  notwendig» 
grundsätzlich  die  Berechti^unp:  jeder  anderen  Konfession^  als  der 
katholischen,  ahzuschatfen.  Als  die  Revisionskouimission  über  diesen 
Oegenstan<l  beriet ,  entschied  sie  sich  nicht  nur  für  die  Wesrlassunp; 
aller  Artikel  aus  der  Landesordnunf?,  welche  die  Gleichberechtigung 
der  Katholiken  und  Utraquii^ten  statuierte,  sondern  beschlofs,  dafs 
fortan  nur  die  katholische  lleligiou  geduldet  werden  dürfe,  dafs  alle 
Majestatsbriefe,  Reversallen,  Resolutionen,  Privilegien,  die  zum  Nach- 
teil der  katholisi^hen  Religion  lauteten,  kassiert  werden,  und  jene,  die 
für  die  Erneiienm^^  derselben  sich  bemühen  würden ,  als  Storer  de 
gemeinen  Friedens  Li'ib,  Ehre  und  Gut  verlieren  sollten.  Inftdge 
dieser  Ratscfdä^e  wurden  die  Artikel  A  32  und  33  der  alten  Landes- 
ordnung einfach  kassiert  und  durch  ihr  Gegenteil  ersetzt.  Diese  Vor- 
schläge fanden  den  Beifall  der  Suiterrevisionkomission;  sie  wurden 
samt  und  sonders  durch  den  Artikel  A  23  der  erneuerten  Landes- 
orduung  zum  Gesetz  erhoben  und  ihr  Inhalt  damit  gerechtfertigt, 
diifs  die  Spaltung  in  der  Religion  zu  dem  gröfsten  Unheil  und  Auf- 
ruhr Veranlassung  gegeben  und  rJeshalh  diese  (Juelle  des  Elends  ab- 
geschnitten werden  müsse. 

Der  BiHlen  war  auf  diese  Weise  geebnet,  und  man  konnte  nun 
den  katholischen  Prälaten  die  gewünschten  Vorrechte  zuweisen.  Die 
Revisionskomnitssion  wollte  jedoch  die  Geistlichkeit  nicht  zum,  ereten 
und  vornehmsten  Stand  machen;  wenigstens  führte  sie  sie  in  ihrem 
Gutacliten  ei-st  nach  den  Fürsten  und  Herren  und  vor  den  Rittern 
an.  In  der  Su|»erre Visionskommission  entschied  sich  der  Kaiser  da- 
im\  dafs  die  Geistlichkeit  den  ersten  Stand  bilde,  dafs  also  die  Prä- 
laten dem  gesamten  Herrnstande  vorgehen  und  nach  dieser  Be- 
stimmung auch  im  Landtage  ihren  Sitz  einnehmen  sollten*.  Den 
Vorsitz  im  geistlichen  Stande  nahm  der  Erzbischof  ein,  in  seiner  Ab- 
wesenheit galt  der  Grandprior  des  Malteserordens  als  erster  IWlat 
des  Landes.  Die  alte  Landesordnung  bestimmte  auch'*,  dafs  ohne 
Zustimmung  des  Königs  kein  Prälat  und  kein  vom  Könige  gestiftetes 


*  Blnreuerte  Laiidesordnung  Artikel  24. 

*  Alte  LandesordnuDK:  A  U  ihhI  24. 
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kann  nicht  hehauiiteii ,  dals  dieses  Versprechen  sich  blofe  auf  da» 
rnvalrerht  des  Adels  hezoj]r,  denn  dasselbe  konnte  nicht  wohl  in 
Widerspruch  mit  dem  vom  Kaiser  in  Ansi>riirh  genommenen  Erbrechte 
oder  mit  seiner,  sei  es  absoluten,  sei  es  beschrankten  Machtvollkommen- 
heit stehen;  die  böhnn sehen  StAude  deuteten  daher  das  Versprechen 
sc»,  dafs  es  sich  ebenso  auf  das  öffentliche  Hecht,  wie  auf  das  (durch 
die  verfüijte  Anmilliorung  wichtijxer  Frivaturkuiulen  ansretastete)  I*rival- 
recht  bezog.  Wenn  man  auf  den  Widerspruch  zwischen  diesem  Ver- 
sprechen und  den  Beratuniion  in  I*ra^  hinweisen  wollte,  so  giebt  es 
auch  dafür  eine  Erklänmg,  Bethlen  rüstete  sich  damals  zu  einem 
Anüxiff  ^egen  den  Kaiser,  der  um  so  ^xefilbrlicher  werden  konnte, 
wenn  sich  an  demselben  die  kaum  nieder^jeworfenen  böhmischen 
Lilnder  beteiligten.  Da  der  Kaiser  sein  Vei*sprechen  übrigens  „vor- 
behaltlich seiner  köinpfiichen  Macht  und  Gewalt"  gab,  so  konnte  er 
ihm  spiUer  eine  beliebipce  Interpretation  trebeu.  Thatsächlich  hatte  er 
die  Hände  wieder  frei,  als  Bethlen  sich  noch  vor  Jahresschi lüs  von 
dem  Kampfi>latz  zurückzog  und  so  sein  Eioflurs  auf  das  Schicksal 
Böhmens  ein  Ende  nahm.  Die  grenzenlose  Unordnung  in  diesem 
Lande,  die  infolge  der  Kriegsnot  und  des  Staatsbankerotts  durch 
Entwertung  der  Münze  auf  den  sechsten  Teil  des  Nennwertes  ein- 
getreten war,  bewirkte,  dafs  jetzt  alle  W^elt  nach  Berufung  eines 
Landtages  schrie.  Seihst  Liechtenstein  gab  dieser  Meinuuik'  Ausdruck. 
Der  Kaiser,  der  von  dem  Luufltage  gi'öfsere  Steuerleistung^eu  erhoffte, 
und  sie  dringender  als  je  l>rauchte,  gab  dem  Drängen  nach  und  be- 
vollmächtigte den  Statthalter,  den  Zusammentritt  eines  Landtages  bis 
zum  Feste  Simon  und  Juda  in  Aussicht  zu  stellen ;  er  versprach  sogar 
selbst  zu  dessen  Eröffnung  zu  ensclieinen.  Da  er  auf  dem  Landtage 
bereits  die  revidierte  Laudesordnung  puldizieren  wollte,  befahl  er, 
dafs  die  mit  der  Revision  Ijetraute  Kommission  ihre  Arbeit  schleunig 
beenden  und  das  Elaborat  un verweilt  nach  Wien  einschicken  solle'. 

Die  IviHtimission  hntte  in  der  That  ihre  Arbeiten  begonnen;  doch 
ist  über  deren  Fortgang  nichts  weiter  bekannt,  als  tlal's  sie  an  den 
Erzbischof  zahlreiche  Fragen  richtete,  die  sich  auf  die  Neuordnung 
der  kirchlichen  Verhaltnisse  und  auf  die  Umarbeitung  der  betreffenden 
Artikel  der  alten  Landesordnung  bezogen.  Erzbischof  HaiTaeh  säumte 
nicht,  eingehende  Beratungen  hierüber  mit  dein  Donjkapitel  und  deo 
übiigen  Trälaten  des  Landes  zu  pflegen  und  die  Antworten  sowohl 
der  l'niger  Kommission,    wie  dem  Kaiser  zukommen  zu  lassen.     Ihre 


'  Röhmisches  Statthnlt€reiarchiv:    Ferdinand   II.    an   K.irl  von  Liechtenstein 
dd.  13.  April  1624. 
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Tendeez  giß^^  selbstverständlieli  auf  mti^licliste  Erhöhung  tles  Ansehens 
der  Geistlichkeit  und  auf  Unterdrüekuüj.^  ihrer  Gegner;  über  die  Yor- 
schlä^re  im  einzelnen  sind  wir  jedoch  nicht  unterrichtet'. 

Da  die  Kommission  mit  <ler  Vollendung  ihrer  Arbeit  zögerte  und 
auch  der  Kaiser  bald  die  Lust  verlor,  bei  dem  Landtage  zu  er- 
scheinen, teils,  weil  es  ihm  an  dem  notwendijren  Gelde  zu  einer  jeden- 
falls kostspieligen  Reise  mangelte,  teils,  weil  er  sich  vor  meuchel- 
mörderisclien  Angriffen  von  Seite  des  Volkes  fürchtete,  das  durch  die 
steten  Konfiskationen  und  allerlei  Stnifinaisregeln  auf  das  äufserste  gereizt 
war,  so  fragte  er  bei  dem  Statthalter  an,  ob  seine  Anwesenheit  unumgäng- 
lich notwendig  sei  und  ob  er  (der  Statthalter)  nicht  selbst  den  Landtag 
eröffnen  könnte.  LiechteosteiD,  der  wegen  seiner  Krilidclichkeit  damals 
in  Karlsbad  weilte,  gali  zur  Antwort,  dafs  die  Anwesenheit  des  Kaiaei's 
dringend  notwendig  sei ,  um  in  die  von  einem  Auflösungsprozefs 
bedrohte  Regierung  wieder  Leben  und  Ordnung  zu  bringen.  Er 
beschuldigte  hiebe!  die  vornehmsten  obersten  Beamten,  sowie  die 
Beisitzer  der  verschiedenen  Gerichte  mangelhafter  Pflichteiiüllung, 
indem  sie  sich  mehr  um  die  Administration  ihrer  Güter  kümmerlen 
und  deshalb  zmneist  auf  dem  Lande  lebten,  anstatt  in  Prag  ihres 
Amtes  zu  walten.  Alle  Amtsgeschäfte  würden  laugsam  oder  gar  nicht 
erledigt,  und  namentlich  komme  es  in  den  Prozessen  nur  schwer  zu 
einer  Entscheidung,  und  zwar  zum  Teil  auch  diirum ,  weil  die  PiU- 
teien  sich  auf  Statuten  umi  Privilegien  beriefen,  bezüglich  deren  die 
Richter  im  Zweifel  seien,  ob  sie  bei  der  vom  Kaiser  beabsichtigten 
Änderung  n(K'h  länger  Geltung  hatten.  Liechtenstein  war  iil^erzeugt, 
nur  die  Anwesenheit  des  Kaisei-s  könne  diese  Zweifel  beseitigen  und 
die  Amtspersonen  zur  eifrigen  Pflichterfüllung  vennögen.  Er  klagte 
auch  über  den  Mangel  an  tauglichen  IVrsonen  für  die  verschiedenen 
Amtsgeschiifte  und  empfahl  deshalb^  dafs  man  von  der  bislierigen 
verfassungsmilfsj'jjen  Gepflogenheit,  wonach  nur  Böhmen  bei  den  Ämtern 
verwendet  werden  durften,  Umgang  nehme,  und  der  Kaiser  Beamte 
aus  allen  seinen  Erblanden»  also  auch  zum  Beispiel  aus  (»sterreich 
oder  Steiermark  berufe.  Die  notwendigen  Beratungen  über  alle  diese 
Verbesserungen  würden  am  schnellsten  in  Prag  in  An  Wesenheit  des 
Kaisei-s  gepliogen  werden;  lasse  sich  der  Kaiser  hierüber  nach  Wien 
berichten,  so  ziehe  sich  die  Reform  ins  endlose  liin.  Während  die 
Mahnungen  Liechtensteins  ernst  genug  klangen,  widerriet  Michna,  der 
um  dieselbe  Zeit  in  Wien  weilte,   die  Reise  nach  Prag  mit  der  Be- 

*  Erzbiscliöfliches  Archiv:  llarruch  an  den  Kaiser  ild.  tvor  deiii  20.  Oktolier 
1623). 

Gindeljr,  Gegenr^rormation  in  ßdliiueii.  30 
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hauptuug,  dafs  der  Statthalter  wohl  allein  der  Schwierigkeiten  Herr 
werden  würde.  Offenbar  wollte  sich  Michna  mit  seinem  Ratschlag 
nur  einschmeicheln;  er  eniet,  was  der  Kaiser  selbst  wtknscbte,  obwohl 
auch  der  Kanzler  und  Slawata  die  Reise  anrieten*.  Die  Steuer  im 
Lande  wurde  also  durch  eine  einfache  Verfügung  des  Statthalters 
weiter  erhoben.  Die  obersten  Beamten  und  Räte  Böhmens  richteten 
bei  dieser  Gelegenheit  im  Namen  der  sämtlichen  Stände  eine  Zu- 
schrift an  den  Kaiser.  Sie  beobachteten  damit  eine  altherkömmliche 
Übung:  so  oft  der  Landtag  nicht  versammelt  und  die  Beamten  und 
Räte  insgesamt  eine  Handlung  vornahmen,  thaten  sie  dies  im  Namen 
der  Stände,  denen  sie  ja  ebenso  wie  dem  König  eidlich  verpflichtet 
waren. 

Als  der  Termin,  bis  zu  welchem  die  neue  Steuerausschreibung 
lautete,  sich  dem  Ende  näheiie,  schickte  der  Kaiser  den  Grafen  von 
Trauttmansdorflf  und  den  damals  in  Wien  weilenden  Slawata  nach 
Prag,  um  mit  Liechtenstein  und  den  übrigen  obersten  Beamten  und 
Räten,  die  sich  im  Monat  Dezember  alle  in  Prag  einfinden  sollten, 
jene  Geschäfte  zu  beraten,  für  deren  Erledigung  seine  Anwesenheit 
so  sehr  gewünscht  wurde.  Die  beiden  kaiserlichen  Kommissäre  langten 
am  30.  November  in  Prag  an  und  teilten  dem  Fürsten  von  Liechten- 
stein ihre  Aufträge  mit,  worauf  dieselben  in  seiner  und  der  übrigen 
obersten  Beamten  Anwesenheit  am  2.  Dezember  beraten  wurden.  Von 
den  kaiserlichen  Kommissären  nahm  nur  Slawata  an  den  Beratungen  teil, 
da  er  von  den  übrigen  Teilnehmern  ausdrücklich  darum  ersucht  worden 
war  -.  Bei  dieser  Gelegenheit  wurde  den  obersten  Beamten  und  Räten, 
wie  bereits  erzählt  wurde,  ein  strenger  Verweis  für  die  Zuschrift  erteilt, 
welche  sie  im  Namen  der  Stände  an  den  Kaiser  gerichtet  hatten ;  der 
Kaiser  habe  sämtliche  Beamten  und  Räte  neu  ernannt,  sie  seien  nichts 
anderes  als  seine  Diener,  keine  Vertreter  der  Stände,  wie  dies  ehe- 
mals der  Fall  gewesen,  und  dürften  deshalb  nicht  in  deren  Namen 
sprechen.  Allerdings  war  die  Verfassung  noch  nicht  geändert,  aber 
sie  war  wenigstens  aufser  Wirksamkeit  gesetzt.  Zum  erstenmal  wurde 
es  jetzt  auch  jenen,  die  nicht  ins  Vertrauen  gezogen  waren,  klar,  dafis 
die  ständischen  Rechte  und  Freiheiten  begraben  seien.  Alle  Beamten 
und  Käte  hatten  nichts  eiligeres  zu  tlmu,  als  ihr  Bedauern  über  ihre 

'  Archiv  des  k.  k.  Ministeriums  des  Innern  in  Wien:  Gertinger  an  Ferdi- 
nand II.  ild.  12.  Juni  1624.  —  Sächsisches  Staatsarchiv :  Zeidler  an  Kursachsen  dd. 
23.  Juni  1624. 

*  Trauttniansdorffsches  Archiv:  Ferdinand  II.  an  den  Grafen  von  Traiittmans- 
dortt'  dd.  31.  Oktober  1624.  Ferdinand  an  Liechtenstein  dd.  81.  Oktober  1624.  — 
Kaudnitzer  Archiv:  Slawata  an  den  Kanzler  Lobkowitz  dd.  4.  Dezember  1624. 
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nnrichtige  Schreibweise  auszudrücken  und  zu  versichern,  dafs  dieselbe 
ohne  ihr  Wissen  von  einem  Sekretär  angewendet  worden  und  sie 
folglich  unschuldig  seien;  es  sei  ihnen  nie  in  den  Sinn  gekommen, 
im  Namen  der  Stände  zu  sprechen  und  werde  auch  nimmermehr  ge- 
schehen. Dennoch  ersuchten  sie  um  die  Bestätigung  ihrer  Privilegien, 
damit  wieder  Vertrauen  ins  Land  zurückkehre.  Sie  beschränkten  zwar 
ihre  Forderung,  indem  sie  erklärten,  nichts  zu  verlangen,  was  der 
katholischen  Religion,  der  Erbgerechtigkeit  des  königlichen  Hauses 
und  den  Rechten  des  Königs  Eintrag  thue,  aber  sie  hofften  dabei  auf 
eine  solche  Auslegung  der  königlichen  Rechte,  dafs  ein  grofser  Teil 
ihrer  eigenen  Rechte  unversehrt  bleiben  würde.  Eine  Angelegenheit, 
die  Trauttmansdorff  und  Slawata  blofs  mit  Liechtenstein  und  einem 
Teil  der  Räte  verhandelten,  betraf  die  Frage,  ob  die  Landtafel  Pro- 
testanten noch  weiter  zugänglich  sein  solle.  Die  Anwesenden  ent- 
schieden sich  dahin,  dafs  dies  nur  bei  jenen  Protestanten  der  Fall  sein 
solle,  die  im  Besitze  ihrer  Güter  belassen  würden  oder  denen  der 
Kaiser  den  Ankauf  derselben  gestattet  habe ;  diese  dürften  ihre  Güter 
auf  ihre  Erben  übertragen  und  die  letzteren  sich  als  Eigentümer 
wieder  in  die  Landtafel  eintragen  lassen;  der  Ankauf  neuer  aber  sollte 
ihnen  fortan  verwehrt  sein.  Noch  tiefer  berührte  die  Verfassungsfrage 
eine  dritte  Angelegenheit.  Der  Kaiser  verlangte  nicht  blofs  die  ge- 
wöhnliche Haussteuer  (eigentlich  Grundsteuer),  sondern  auch  die 
Fortzahlung  des  Biergeldes,  und  begründete  dies  damit,  dafs  seit  dem 
Siege  auf  dem  Weifsen  Berge  „der  ganze  Status  des  Königreichs  ver- 
ändert" und  er  berechtigt  sei,  Steuern  auch  ohne  Berufung  des  Land- 
tages auszuschreiben.  Er  bemerkte  jedoch,  dafs  er  trotzdem  die 
Steuern  vom  Landtage  verlangt  hätte,  wenn  ihm,  da  er  den  ersten 
Landtag  nach  dem  Siege  persönlich  eröffnen  wolle,  die  Reise  nach 
Prag  jetzt  schon  möglich  gewesen  wäre.  Die  Beamten  und  Räte 
waren  auf  diese  Mitteilung  hin  damit  einverstanden,  dafs  der  Statt- 
halter die  betreffende  Grundsteuer  ausschreibe ;  zur  Zahlung  des  Bier- 
geldes sollte  jedoch  nur  der  Bürgerstand  verpflichtet  werden,  mit 
welcher  Einschränkung  Liechtenstein  zufrieden  war.  Auch  gaben  sie, 
obwohl  schweren  Herzens,  zur  Ausschreibung  zweier  neuer  Steuern, 
einer  Weinsteuer  und  Ochsensteuer,  ihre  Zustimmung  ^ 

Ferdinand  ging  nun  in  der  Verfassungsfrage  einen  Schritt  weiter, 
indem  er  die  Revision  der  Landesordnung  einer  neuen  Kommission 
zur  Begutachtung  übergab.    Diese  Kommission  bestand  vorzugsweise 

*  Tranttinansdoi-ffsches  Archiv:  Trauttmansdorft*  und  Slawata  an  Ferdinand  II. 
dd.  13.  Dezember  1624. 
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aus  österreichischen  Beamten;  neben  dem  Fürsten  von  Liechtenstein» 
dem  General  Albrecht  von  Waldstein  und  dem  Lausitzer   Freiherm 
von  Xostitz,  dem  deutschen  Vicekanzler  für  Böhmen,  wurden  in  die- 
selbe berufen:   der  Reichshofratsvicepräsident  Freiherr  von  Strahlen- 
dorf, der  östeneichische  Hofvicekanzler  Freiherr  Werda  von  Werden- 
berg, die  Reichshofräte  Otto  Melander  und  Konrad   Hillebrand   und 
der  Appellationsrat  Hassold.    Die  Mehrzahl  der  Begutachter  war  dem 
Lande  fremd,  auch  Liechtenstein,  Waldstein  und  Nostitz  hatten  Inter- 
essen, die  mit  denen  des  Landes  zum  Teil  nicht  übereinstimmten ;  das 
letzte  Urteil  über  eine  Lel)ensfrage  des  Landes  sprachen  also  Personen, 
bei  denen  man  kein  besonderes  Mitgefühl  für  die  Einwohner  desselben 
voraussetzen  konnte.    Slawata  wurde  in  diese  Kommission  nicht  be- 
rufen, er  nahm  aber  an  der  Superre\ision  teil,  die  später  unter  dem 
Vorsitz  des  Kaisers  und  unter  Teilnahme  Eggenbergs  und  Harrachs 
angestellt  wurde.    Der  Kommission  wurde  eine  Direktive  für  ihre  Be- 
schlüsse gegeben,  die  dahin  lautete,  dafs  sie  nichts  der  katholiscJien 
Religion  präjudi zierliches  zulassen,  das  königliche  Recht  nicht  schmälern 
und  ein  schickliches  Privatrecht   (jus  a^quabile  privatorum)   zwischen 
den  Eingeborenen  und  den  Ausländem,  die  mittlerweile  (d.  h.  nach 
dem  Jahre  1620)  ins  Land  aufgenommen   worden  seien  oder  künftig 
aufgenommen   werden   würden,    herstellen   sollte.     Die   ersten    zwei 
Punkte  sind  klar  und  deutlich,  weniger  der  dritte  Punkt;   aus    dem 
Inhalte  der  erneuerten  Landesordnung  ersieht  man  jedoch,  dafs   der 
Kaiser  die  Differenzen  zwischen  dem  böhmischen  Privatrecht  und  der 
böhmischen    Gerichtsordnung    einerseits   und    dem   gemeinrechtlichen 
Gerichtsverfahren    andererseits    zu    Gunsten    des    letzteren    beseitigt 
wünschtet 

Die  Revisionskommission  begann  ihre  Beratungen  in  Wien  am 
17.  März;  an  der  ersten  Sitzung  beteiligten  sich  alle  Mitglieder  der- 
selben, mit  Ausnahme  Strahlendorfs  und  Hassolds.  In  den  ersten 
beiden  Konferenzen  wurden  hauptsächlich  die  staatsrechtlichen  Fragen 
erledigt,  in  der  dritten  Sitzung,  die  am  20.  März  stattfand  und  an  der 
sich  nur  Strahlendorf,  Nostitz,  Melander  und  Hillebrand  beteiligten, 
nahmen  die  Beratungen  über  das  Privatrecht  ihren  Anfang.  Bevor 
sie  noch  weiter  geführt  wurden,   erstattete  die  Kommission  über  ihre 


»  Böhmisches  Staatsarchiv :  Ferdinand  II.  an  die  obersten  Beamten  und  Land- 
rechtsheisitzer  dd.  10.  Januar  1625.  —  Archiv  des  k.  k.  Ministeriums  des  Innern 
in  Wien :  Kaiserliches  Dekret  für  Liechtenstein,  Alhrecht  von  Waldstcin,  Strahlen- 
dort;  Werdenberg,  Nostitz,  Melander,   Hillebrand  und  Hassold  dd.  12.  März   1625. 
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Arbeiten  luid  Vorschläge  einen  Bericlit  an  den  Kaiser,  der  zur  Über- 
prüfung derselben  eine  Doue  Koniniissioii ,  die  wir  zum  Uütei*schiede 
Sni*errev!siousk»)inmissiou  benennen  wollen,  berief  und  die  aulser  ihm 
und  seinem  iiltesten  Sohn  m*ch  aus  dem  Füi'steu  von  Egüenber^,  deu 
Grafen  Harrach  und  Slawiita  und  den  Freiherrn  Werda  und  Nostitz 
bestand.  Nostitz  wurde  wabrscheiubeh  berufen,  um  über  die  Gründe, 
welche  die  erste  Kommission  hex  ihren  Vorschlügen  geleitet  hatten, 
Aufschi ufs  zu  geben.  Bemerkenswert  ist,  dafs  der  Kauzler  Lobkowitz 
weder  in  die  eine  noch  in  die  andere  Kommission  berufen  w^ar.  Wir 
wollen  hier  den  Hauplinbalt  der  Beratungen  beider  Kommissionen 
angeben. 

Die  Revisionskommission  begann  ihre  Verhandlungen  damit,  dafs 
sie  ihr  Bemfungsdekret  vorlesen  liefs  und  dann  die  alte  Landesordnung 
paragraphenweise  erörterte.  Artikel  A,  der  von  dem  Erbrecht  der 
regierenden  Dynastie  und  von  der  Königswabl  im  Falle  ihres  Er- 
löseheus bandelte,  bedurfte  keiner  Änderung,  wenn  man  nicht  das 
Erbrecht  der  Frauen  erweitern  wollte.  Von  den  Frauen  waren  näm- 
lich nach  der  früheren  Auffassung  nur  die  Tochter  der  regierenden 
Dynastie,  nicht  aber  deren  Nachkommen  beim  Erloschen  des  Mamies- 
stammes  erbbereclitigt  gewesen  und  auch  diese  nur  dann,  wenn  sie 
nicht  verheiratet  waren  oder  wenn  wenigstens  die  Ehe  mit  Zustimmung 
der  StiUide  eingegangen  worden  war.  Die  Kommission  beabsichtigte 
thatsächlicb  eine  Erweiterung  des  weiblichen  Erbrechtes.  Als  die 
Sui>errevisionskommission  über  diesen  Artikel  beriet,  erklarte  aber  der 
Kaiser,  dals  er  sich  mit  den  Zugi'Ständnissen  der  Goldenen  Bulle  be- 
gnügen und  tiberhaupt  die  Stilnde  nicht  zu  Bauern  nmchen,  sondern 
mit  Privilegien  ausstatten  wolle.  Es  hatte  also  Artikel  A  in  seinem 
Wortlaut  belassen  werden  können;  aber  nuin  fühlte  das  Bedürfnis, 
ihn  wenigstens  durch  Strafbestiiomungen  stiirker  zu  stützen.  Man  be- 
tonte deshalb  die  Gültigkeit  der  drei  genannten  Majestiitslmefe  ent- 
scJiieden  und  bedrohte  jeden,  der  das  Ebi'echt  der  regierenden  Dynastie 
angieifen  würde,  mit  der  Strafe  des  Hocliverrats. 

Artikel  A  2,  den  Krönungseid  betreffend,  wollte  die  Konnnission 
anfangs  beibehalten,  aber  so  umändern,  dafs  der  König  nicht  an  die 
Aufrechthaltung  der  alten  Gewohnheiten  und  Gebräuche  gelmnden  sein 
sollte;  später  wollte  sie  den  Eid  entweder  ganz  abschaffen  oder  durch 
denselben  den  König  hlofs  zur  Administration  der  Justiz  und  zur  un- 
geschmälerten Bewahrung  des  Besitzstandes  der  Krone  verptiichteu. 
Die  Superrevisionskommission  machte  zu  diesem  Artikel  einige  Be- 
merkungen,  die   mit   dem  Gutachten  der  ersten  Kommission  überein- 
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besitze,  und  auch  ihm  allein  den  Eid  schwören.  Die  Superrevisions- 
kommission  war  natürlich  derselben  Meinung.  In  der  Schlufsredaktion 
(A  9)  wurde  daher  dem  König  das  Recht  zugestanden,  sich  bei  der 
Neubesetzung  der  Ämter  Rats  zu  erholen,  bei  wem  er  wolle;  es 
wurde  nicht  bemerkt,  ob  er  an  den  eingeholten  Rat  gebunden  sei 
oder  nicht,  aber  dieses  rücksichtsvolle  Stillschweigen  kann  nur  in 
letzterem  Sinne  gedeutet  werden;  denn  der  Ratgeber  konnte  ebenso 
gut  ein  Ausländer  wie  ein  Inländer  sein.  In  den  Artikeln  A  42—49 
wurde  der  Eid  der  obersten  Landesbeamten,  Räte,  der  Kreishaupt- 
leute u.  s.  w.  dahin  umgeändert,  dafe  sie  blofs  für  den  König  vereidigt 
wurden.  Die  Revisionskommission  war  natürlich  nicht  für  die  Un- 
absetzbarkeit  der  Beamten ;  nach  ihrer  Ansicht  sollte  jeder  der  obersten 
Landesbeamten  nach  drei  Jahren  sein  Amt  aufgeben,  wofern  er  nicht 
vom  König  neu  ernannt  würde.  In  der  Superrevisionskommission 
schlug  Graf  Harrach  vor,  dafs  der  Kaiser  an  keinen  Zeitpunkt  ge- 
bunden sein  solle,  wenn  er  einen  Beamten  aus  seiner  Stellung  ent- 
fernen wolle.  Eggenberg  widersprach,  indem  er  bemerkte,  dafs  der 
Kaiser  fortwährend  mit  Gesuchen  um  Erteilung  eines  der  obersten 
Ämter  belästigt  w^erdeu  würde,  wenn  für  die  Inhaber  derselben  gar 
keine  Amtsdauer  bestinmit  wäre.  Zur  Vermeidung  dieser  Belästigung 
schlug  er  statt  einer  Amtsdauer  von  drei  Jahren  eine  solche  von  fünf 
Jahren  vor  und  fand  damit  allgemeine  Billigung.  Diesem  Ratschlag 
entsprechend,  machte  der  Artikel  A  39  der  erneueiten  Landesordnung 
der  Unabsetzbarkeit  der  Beamten  ein  Ende,  bestimmt  aber  für  ihre 
Amtstätigkeit  eine  Frist  von  fünf  Jahren,  nach  deren  Verlauf  der 
König  sie  aus  ihrer  Stellung  entfernen  oder  in  ihr  noch  weiter  be- 
lassen könne;  Artikel  A  40  änderte  den  Artikel  B  2  der  alten 
Landesordnung,  welcher  über  die  Bewerber  um  ein  Amt,  dessen 
Inhaber  am  Leben  war,  den  Verlust  von  Leib  und  Leben,  Ehre  und 
Vermögen  verhängte  und  sie  mit  schwerer  Strafe  und  königlicher  Un- 
gnade bedrohte.  Nach  den  Ratschlägen  der  Revisionskommission,  die 
auch  die  Zustimmung  der  Superrevisionskommission  fanden  und  in  den 
Artikeln  A  36  und  37  der  erneuerten  Landesordnung  ihre  Verwertung 
fanden,  sollten  dem  Herren-  und  Rittei-stande  nicht  nur  jene  Ämter 
zugänglich  sein,  welche  die  alte  Landesorduung  für  diese  Stände  be- 
stimmte, sondern  es  sollte  auch  das  Appellationspräsidium,  welches 
die  Könige  auch  vorher,  obschon  dazu  durch  die  Verfassung  nicht  ge- 
nötigt, mit  Personen  des  Hermstandes  besetzten,  diesem  Stande  nun- 
mehr ausdrücklich  vorbehalten  sein.  Die  Stelle  eines  Kammerpräsi- 
denten, über  welche  die  alte  Landesordnung  nichts  bestimmte,  welche 
aber  bisher  nur  mit  Personen  aus  dem  Hemistande  besetzt  worden 
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war,  sollte  fortan  dem  Herrn-  und  Kitterstande  zugänglich  sein.  Be- 
isüglich  des  Münzmeisteramtes  blieb  es  bei  der  vorigen  Bestimmung. 
Nach  der  Publikation  der  erneuerten  Landesordnung  fand  der  Kaiser, 
dafs  die  alleinige  Abhängigkeit  der  obersten  Beamten  von  seiner  Person 
in  derselben  noch  immer  nicht  klar  genug  ausgedrückt  sei,  und  be- 
stimmte deshalb,  dafe  sich  die  obersten  Beamten  nicht  als  Landes- 
offiziere des  Königreichs  Böhmen,  sondern  als  Seiner  Majestät  obei-ste 
Landesoffiziere  im  Königreich  Böhmen  titulieren  sollten  ^  Diese 
Weisung  wurde  in  den  späteren  Zusätzen  zur  Landesordnung  in  der 
Novelle  A  a  21  aufgenommen.  Da  der  Kaiser  das  Amt  der  beiden 
Burggrafen  von  Karlsteiu  aufgehoben  hatte,  beantragte  die  Kommission, 
alle  auf  dieses  Amt  bezüglichen  Paragraphen  aus  der  Landesordnung 
zu  streichen.  Dieser  Antrag  wurde  damit  motiviert,  dafs  die  Krone 
dem  Könige  allein  angehöre  und  er  sie  aufbewahren  könne,  wo  es 
ihm  beliebe  und  dafs  auch  die  Landesprivilegien  anderswo  aufbewahrt 
werden  könnten.  Die  Revisionskommission  stimmte  dieser  Ansicht 
bei.  Das  Einkommen  des  Burggrafenamtes  beschlofe  man,  dem  Kaiser 
zuzuweisen,  und  die  bisherigen  Burggrafen  durch  die  Zuweisung  eines 
anderen  Amtes  oder  einer  Gnadengabe  zu  entschädigen. 

Um   die  Justizhoheit  des  Königs  sicherzustellen,  beantragte  die 
Revisionskommission,  dafs  es  jeder  Partei  freistehen  solle,  nicht  nur  in 
Leib-  und  Lebens-,  sondern  auch  in  Eigentumsprozessen  entweder  die 
Entscheidung  des  Königs  oder  die  des  Landrechtes  anzurufen,  dafs 
aber  zugleich  in  allen  Fällen,  wo  das  Landrecht  eine  Entscheidung 
schon  getroffen  habe,  die  Appellation  an  den  König  zulässig  sei.    Nach 
diesem  Gutachten  wurde  (im  Artikel  A  10)  bestimmt,  dafs  alle  Urteile 
des  Landrechts  auf  Verlust  des  Lebens  und  der  Ehre  dem  Könige 
zur  Bestätigung  überschickt  werden  sollten.    Nach  der  alten  Landes- 
ordnung konnte   der  König   niemanden  gegen  die  Durchführung  des 
Urteils  des  Landrechts  schützen  oder,  wie  es  im  Artikel  A  22  hiefst 
niemandem  freies  Geleite  vor  dem  Landrecht  erteilen.     Nach  dem 
Rat  der  Revisionskommission,  der  auch  den  Beifall  der  Superrevisions- 
kommission  fand ,   wurde  dieser  Artikel  in  das  Gegenteil  (in  A  17) 
verkehrt  und  ausdrücklich  bestimmt,  dafs  der  König  einzelnen  Per- 
sonen freies  Geleit  vor  dem  Landrecht  erteilen,  sie  also  gegen  die 
Exekution  des  gefällten  Urteils  schützen  könne.  Auch  dadurch  sicherte 
die  Revisionskommission  dem  König  einen  gröfseren  Einflufs  auf  die 
Anstellung   der  obersten  Beamten,  dafe  sie  die  Abschaffung  des  Ar- 


*  Codex  Ferdinandeo-  etc.:  S.  142.    Kaiserliche  Verfügung  dd.  3.  September 
1628. 

31* 


—    484    — 

tikels  A  27 ,  welcher  die  Übertragung  von  Ämtern  an  Ausländer 
verbot,  beantragte.  Dieser  Artikel,  der  erst  in  die  Landesordnung 
von  1564  eingetragen  worden  war,  hatte  seinen  Ursprung  in  dem 
Revers,  den  Ferdinand  I.  bei  seiner  Wahl  auf  den  böhmischen  Thron 
den  Ständen  ausgestellt,  und  in  dem  er  sich  verpflichtet  hatte,  keine 
Fremdlinge  zu  den  Landes-,  Stadt-,  Hof-  und  Kirchenämtem  zu  be- 
fördern und  ebensowenig  die  Schlösser  und  Städte  Böhmens  Aus- 
ländem anzuvertrauen.  Fremden  war  llbrigens  der  Zutritt  zu  den 
böhmischen  Ämtern  auch  fernerhin  dadurch  erschwert,  dafs  die  obersten 
Landesämter  nur  Mitgliedern  des  böhmischen  Herrn-  und  Ritterstandes 
zugänglich  waren.  Es  bildete  jedoch  diese  Ausschliefsung  nur  ein 
formelles,  durch  Erteilung  des  Inkolats  leicht  zu  beseitigendes 
Hindernis. 

Besatzungstruppen  im  Lande  konnten  von  jedem  beliebigen  General, 
gleichgültig  ob  Böhme,  Österreicher,  Ungar  oder  Italiener  befehligt 
werden;  denn  darüber  bestimmt  die  erneuerte  Landesordnung  nichts. 
Auch  in  der  obersten  Leitung  der  auswärtigen  Angelegenheiten  Böhmens 
konnte  sich  der  Kaiser  seine  Ratgeber  aus  allen  Nationen  wählen. 
Zwar  schweigt  auch  hierüber  die  erneuerte  Landesordnung,  aber  in 
dem  Gutachten  der  Revisionskommission  heifst  es  ausdrücklich:  „Wie 
die  Consilia,  so  den  Staat  oder  andere  hochwichtige  Sachen  angehen, 
gehalten  werden  sollen  und  ob  allezeit  dieselbe  durch  die  Landes- 
offiziere, Land-  und  Kämmerräte  sollen  vorgenommen  werden,  hält 
man  gehorsamst  dafür,  dafs  es  bei  Euer  Majestät  stehe,  wen  sie  zu 
jedem  Gonsilio  diesfalls  deputieren  und  verordnen  solle  und  dais  kein 
absonderlicher  Senatus  diesfalls  soll  konstituieret  oder  gelassen  werden, 
weil  sie  die  Stände  solches  auch  wegen  der  Landesordnung  nicht  zu 
thun  befugt  sein."  Man  könnte  zwar  dieses  Gutachten  dahin  inter- 
pretieren, dafs  sich  der  Kaiser  bei  Beratung  von  Staatsangelegenheiten 
beliebiger  Personen,  aber  doch  nur  solcher  von  böhmischer  Abstammung 
bedienen  solle,  und  vielleicht  war  dies  auch  die  Meinung  der  Kom- 
mission, allein  praktisch  wurde  dieser  Rat  nicht  befolgt. 

Eine  der  wichtigsten  Verhandlungen  betraf  die  Sprachenfrage. 
Man  erinnert  sich,  dafs  nach  der  alten  Landesordnung  mit  Ausnahme 
des  Appellationsgerichtes,  das  als  zweite  Instanz  für  alle  städtischen 
Streitigkeiten  in  Böhmen,  Mähren,  Schlesien  und  der  Lausitz  galt  und 
in  dem  auch  deutsch  verhandelt  wurde,  bei  allen  Gerichten  Böhmens, 
namentlich  dem  Landrecht,  nach  Artikel  B  32  nur  in  böhmischer 
Sprache  verhandelt  werden  durfte;  alle  Beweisurkunden,  die  etwa  in 
einer  anderen  Sprache  aufgesetzt  waren,  mufsten  ins  Böhmische  über- 
setzt werden.    Der  Landtag  von  1615  hat  in  scharfer  Weise  die  Herr- 
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Schaft  der  böhniisclieu  Sjuache  ausgesprocheu  und  iiestimiiit,  dals 
fortan  kein  Fremder  das  Lukolat  erlangen  oder  in  den  Büriierverband 
aufgenommen  werden  solle,  der  nicht  die  Kenntnis  der  böhraischen 
Sprache  besitze.  Diese  letztere  Bestini niunp:  hatte  aber  der  Kaiser 
nach  seinem  Sie^^e  nicht  mehr  beachtet,  indem  er  Deutschen,  Siianieru 
nnd  Italienern  in  grofser  Zahl  lien  Erwerb  von  Gütern  in  Böhmen  ge- 
stattete und  ihnen  damit  das  Inkolat  orteilte*  Nun  sollte  auch  die 
avisscMielslieh  böhmische  GerichtsorLianisation  beseitigt  werden ;  doch 
wollte  die  Revisionskommission  bei  Beratung  des  Artikels  B  32  der 
böhmischen  Sprache  wenigstens  noch  ein  gewisses  Yoi'recht  ein- 
räumen. Nach  ihrer  Ansieht  sollte  niemandem  verwehrt  sein,  vor 
Gericht  deutsch  oder  böhmisch  zu  reden  und  Schiiften  in  beiden 
Sprachen  beizubringen,  das  Urteil  sollte  jedoch  in  böhmischer  Sprache 
gefällt  werden  und  „bei  dem  Landrechte  diese  Sprache  bleiben",  d.  h. 
die  Verhandlungen  dieses  Gerichts  nur  in  böhmischer  Spi'ache  geführt 
werden.  Die  Revisionskommission  empfahl  auch  an  Stelle  des  bis- 
herigen mündlichen  Gerichtsverfahrens,  ohne  letzteres  gerade  für  un- 
zulässig zu  erklären,  das  schriftliche;  für  dieses  wollte  sie  dann  auch 
den  Gebrauch  der  lateinischen  Sprache  gestatten.  In  ihrem  Schhifs- 
antrag  empfiilil  sie  demgemäfs  die  Publikation  der  neuen  Landesordnung 
in^ deutscher,  böhmischer  und  lateinischer  Spraclie*. 

Als  dieser  Artikel  in  der  Superrevistonskommission  zur  Beratmig 
kam,  griff  Eggeuberg  entscheidend  in  die  Debatte  ein,  indem  er  den 


*  Um  der  Wichtigkeit  willen  teilen  wir  wörtlich  den  Beschlufa  der  Revisions- 
kommission mit;  Wer  deutsch  will  reden,  soll  gebort  wenleii  und  soll  nit  verwehrt 
Bein  ilentsch  oder  liöhmiseh.   ilir  Xothdurft  schritt-   oder  mündlich  einzubringen. 
Die  Urthel  ergeben  böhmisch.    Bei  dem  Landrechten  Ideibt  die  liülimische  Sprache. 
Es  können  aber  die  Partes  in-  oder  aaslawliseb  und  jedemMnn  deutsch,  lateinisch 
oder  böhmisch  ihre  Sachen  einbringeui    soll  aber  was  deutsch  oder  lateinisch  ein- 
gebracht,  interpretiert  werden.    Was  aber  bevor  und  jnstitii  Sachen  (sie),  kann  in 
einer  und  der  anderen  Sprache,  wie  man  wolle,  iractiert  werden* 
(In  margine)  Nota. 
Die  Landesordnung   kann   hernach  Ihre  Majestät  deuttch,  lateinisch 
und  böbftimisch  puhlicieren  lassen:  Alle  Sachen  doppelt,  deutsch  und 
hölmimiscb  einzugeben. 
Soll  den  Parteien  bevorstehen,  ob  sie  schriftlich  oder  in  publica  audientia  mündlich 
procedieren  wollen.      Besser  ist   es   den  Parteien,  da(^  ste  schril'llk'h   verfahren, 
können  unter  der  Zeit,  da  die  Landrecbt  nit  gehalten,  sicU  mit  de«  Schriften  gefafst 
machen  und  dieselben,  wenn  die  Landrecht  sein,  produciert  werden.    Kann  aber 
eine   oder   die   andere  P.irtei   In   solchen   Landrechten   mündlich   oder  schriftlich 
wiederumb  etwas  melden,  stehet  ihm  solches  bevor,  kann  auch  in  deutsch,  lateinischer 
oder  böhmischer  Sprache  geschehen.    l>ahero  die  mündlichen  Verhöre  aufzuheben, 
weil  dies  Judicium  niclii  eontiniio  sitzen  thiit,  sondern  nur  dreimal  im  Jahre. 
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Antrap:  stellte ,  der  böhmischen  Sprache  keinerlei  Vorzug  mehr  zu- 
zugestehen. Er  erklärte  „es  sei  schwer,  dafs  sich  alle  einer  Sprache 
nuterwüi-fen"  und  empfahl  die  Abfassung  eines  Statuts,  ^das  sich 
weder  auf  die  eine  noch  die  andere  Seite"  neigen,  also  eine  Gleich- 
berechtigung unter  den  Sprachen  einführen  sollte;  nur  bei  der  Auf- 
zählung der  Sprachen  sollte  der  böhmischen  der  erste  Platz  ein- 
geräumt werden.  Seine  Meinung  begründete  er  mit  dem  Vorgang  in 
anderen  Ländern,  wo  auch  mehrere  Sprachen  bei  Gericht  zulässig 
seien.  Er  empfahl  llbiigens  ebenfalls  das  schriftliche  Gerichtsverfahren 
statt  des  mündlichen  und  war  damit  einverstanden,  dads  die  Landes- 
ordnung  in  den  erwähnten  drei  Sprachen  publiziert  werde,  damit  „die 
ganze  Welt  dartlber  urtheilen  könne,  dafs  dies  Werk  nützlich  ist" 
Hanach  empfahl  gleicherweise  das  schriftliche  Verfahren,  dagegen  be- 
kämpfte es  Slawata,  welcher  erklärte,  dafs  es  den  Böhmen  seltsam 
vorkommen  würde.  Ein  endgültiger  Beschluis  wurde  hierüber,  wie  in 
Bezug  auf  die  Publikationen  der  Landesordnung  in  drei  Sprachen 
nicht  gefafst.  Infolge  späterer  nicht  weiter  bekannter  Verhandlungen 
aber,  auf  die  Eggenlierg  einen  entscheidenden  Einfluls  geübt  haben 
dürfte,  wurde  die  Sprachenfrage  und  das  Gerichtsverfahren  in  den 
Artikeln  B  12,  C  1— 4  und  D  47  der  neuen  Landesordnung  geregelt 
Das  schriftliche  Verfahren  wird  im  Artikel  C  1  an  die  SteUe  des 
mündlichen  gesetzt  und  diese  Anordnung  damit  motiviert,  dafis  man 
mündlich  die  Streitfrage  nicht  so  gründlich  beleuchten  könne,  wie  man 
dies  bei  ruhiger  Eraägimg  schriftlich  thun  könne,  aber  auch  damit, 
dafs  Böhmen  niclit  blofs  von  Leuten  „böheimischer  Zunge*,  sondern 
auch  von  anderen  Nationen  liewohnt  sei,  und  den  Rechtssuchenden 
dieser  anderen  Nationen  der  nötige  Schutz  und  Schirm  allein  durch 
das  schriftliche  Verfahren  geboten  werde.  —  Dafe  in  Ci^ilprozessen 
d;\s  schriftliche  Verfiihren  eine  gründlichere  Erörterung  der  Rechts- 
frage allein  enuöglicht,  ist  selbstverständlich,  dals  aber  als  Grund  für 
die  Einfühnmg  desselben  die  Existenz  verschiedener  Nationen  in 
Böhmen  anizetilhit  wird,  ist  in  dieser  Fassung  etwas  befremdend.  In 
Böhmen  gab  es  nur  Böhmen  und  Deutsche,  letztere,  wenn  auch  in 
weit  geringerer  Anzahl,  doch  kom^^akt  ansässig  in  den  nördlichen 
Teilen  des  L;mdts.  Seit  dem  Jahn?  1621  hatte  allerdings  eine  Any^hl 
Italiener  und  Spanier  Güter  im  Lande  erworben,  aber  das  waren 
kaum  einige  Dut/end  Personen,  die  doch  füglich  nicht  als  in  Böhmen 
wohnende  Nationen  angeführt  zu  werden  verdienten,  und  noch  weniger 
d,^  luvht  in  Ansj^nich  nehmen  konnten,  dafs  die  Gesetzgehung  eine 
bes^Huieiv  Rilcksicht  auf  ihre  Be\]uemlichkeit  nehme.  In  Artikel  C  2 
wird   ubris:en<  nur  .lie  deutsche  Spniche  als  gleichberechtigt  mit  der 
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höhniischen  anerkannt;  hier  sowohl,  wie  in  Artikel  B  12  wird  bestimmt, 
dafs  die  Prozesse  ebenso  in  deutscher  wie  in  böhmischer  Sprache  be- 
gonnen und  durchgefllhrt  und  das  Urteil  in  jeder  der  beiden  Sprachen 
gefällt  werden  könne.  Artikel  C  2  ordnet  insbesondere  an,  dafs  der 
Prozefs  in  jener  Sprache  gefi\hrt  werden  müsse,  die  der  Beklagte  ver- 
stehe ,  also  deutsch ,  wenn  er  ein  Deutscher ,  böhmisch,  wenn  er  ein 
Böhme  sei;  Artikel  B  12,  dafs  die  „Beschickungen"  (Vorladungen) 
auch  in  der  entsprechenden  Sprache  verfafst  sein  sollen.  Artikel  C  3 
bestimmt,  dafs  bei  der  Landtafel,  behufs  der  Beschickungen,  Zeugen- 
verhöre und  Fristerstreckuugen ,  zum  mindesten  drei  der  deutschen 
Sprache  kundige  Beamte  anzustellen  seien.  Artikel  C  4  ordnet  an, 
dafs  die  Beschickungen  je  nach  der  Sprache  in  eigene  Quaterne  ein- 
zutragen seien.  Tief  einschneidend  ist  auch  der  Artikel  D  47,  der 
die  Bildung  zweier  Senate  beim  Landrecht,  eines  deutschen  und  eines 
böhmischen  anordnet,  von  denen  die  Prozesse  nach  ihrer  Sprache  ent- 
schieden werden  sollten ;  dem  einen  Senat  sollte  der  Oberstlandrichter, 
den  andern  der  Oberstlandkämmerer  präsidieren.  Weiter  ordnet 
Artikel  I  6  an,  dafe  alle  Eintragungen  in  die  Landtafel  nicht  nur  in 
böhmischer,  sondern  auch  in  deutscher  Sprache  geschehen  könnten, 
also  z.  B.  alle  Kauf-  und  andere  Kontrakte,  alle  Testamente,  und 
begitindet  diese  Verordnung  damit,  dafs  „nach  gedämpfter  Rebellion 
der  gröfeere  Teil  der  Landgüter  mit  Ausländern,  besonders  mit  Deut- 
schen besetzt  seien,  welchen  ihres  Wohl  Verhaltens  und  erzeugten  ge- 
treuen Dienste  wegen,  sich  einzukaufen  allergnädigst  vergönnt  worden." 

Damit  wurde  die  völlige  Gleichberechtigung  zwischen  Deutsch 
und  Böhmisch  vor  Gericht  verfassungsmäfsig  festgestellt;  dafs  aber 
diese  Gleichberechtigung  zur  Zeit,  als  die  erneuerte  Landesordnung 
publiziert  wurde,  nicht  mehr  durchgehends  galt,  ergiebt  sich  schon 
daraus,  dafs  man  die  Landesordnung  selbst  nur  in  deutscher  Sprache 
veröffentlichte.  An  die  Ausgabe  in  lateinischer  Sprache  dachte  man 
gar  nicht;  die  in  böhmischer  Sprache  fertigte  man  wohl  an,  legte  sie 
auch  in  Druck,  aber  bei  dem  siebzehnten  Bogen  brach  man  denselben 
ab.  Böhmen  war  unterworfen  und  sollte  die  frühere  Selbständigkeit 
nicht  mehr  in  Anspruch  nehmen  dürfen;  dies  konnte  nicht  schärfer 
zum  Ausdrucke  gebracht  werden,  als  wenn  man  die  Gesetzgebung  in 
den  böhmischen  und  östen-eichischen  Ländern  in  einer  und  derselben 
Sprache  regelte.  Allerdings  war  nicht  sprachliche  Feindseligkeit, 
wenigstens  nicht  eine  bewufste,  der  Gnind  dieser  Mafsregel,  sondern 
Bequendichkeit  und  der  Wunsch  nach  einheitlicher  Gestaltung  des 
Staatswesens. 

Bei  der  Beratung  über  Artikel  6  beschäftigte  sich  die  Revisions- 
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kommission  mit  der  Frage,  ob  von  dem  Urteile  des  Landrechts  eine 
Appellation  zulässig  sein  oder  ob  die  bisherige  Norm,  welche  keine 
Appellation  gestattete,  beibehalten  werden  solle.  Sämtliche  Mitglieder 
der  Kommission  erklärten  die  Appellation  sowohl  in  Kriminal-  wie  in 
Civilprozessen  nicht  nur  für  zulässig,  sondern  setzten  fest,  dafs  k^u 
Urteil  exequiert  werden  solle,  bevor  nicht  die  allerhöchste  Zustimmuug 
erfolgt  sei.  Selbstverständlich  mufste  damit  auch  der  Artikel  A  22, 
der  bestimmte,  dafs  der  König  niemand  vor  der  Exekution  des  Urteils 
des  Landrechts  schützen  dürfe,  wegfallen.  In  der  Superrevisions- 
kommission  erklärte  Eggenberg,  dafs  eine  Appellation  oder  wie  sie 
stetig  bezeichnet  wurde,  eine  Revision  dann  nicht  zulässig  sei,  wenn  der 
König  selbst  im  Landrecht  präsidieren  würde;  im  Falle  dies  nicht 
geschah,  war  er  im  Zweifel,  ob  man  die  Revision  allgemein  als  zu- 
lässig erklären  oder  nur  auf  Fälle  beschränken  solle,  wo  sie  der  König 
gestatten  oder  das  Landesrecht  sie  selbst  empfehlen  würde.  Slawata 
empfahl  die  allgemeine  Zulässigkeit  der  Revision.  In  der  endgültigen 
Redaktion  (F  75 — 83)  wurde  in  Kriminalprozessen  nur  dann  eine 
Revision  gestattet,  wenn  der  Angeklagte  eine  Nullitätsbesch werde  er- 
heben, wenn  er  also  erweisen  konnte,  dafs  das  Gesetz  an  ihm  verletzt, 
er  z.  B.  gar  nicht  verhört  worden  sei.  In  Civilprozessen  fand  das 
Ansuchen  um  Revision  nur  in  eng  begrenzten  Fällen  und  nur  dann 
Gehör,  wenn  der  Appellierende  zum  mindesten  den  siebenten  Teil  jener 
Geldsumme  erlegte,  die  dem  strittigen  Werte  entsprach  oder  eine 
Bürgschaft  für  diesen  Teil  aufbringen  konnte.  Wurde  die  Revision 
zugelassen,  so  entschied  ein  aus  neun  Pei-sonen  bestehendes  Kollegium, 
das  den  verschiedenen  Richterkollegien  entnommen  wurde,  über  die 
Streitfrage;  ihr  Urteil  mufste  dem  König  zur  Bestätigung  vorgelegt 
werden  ^  Auch  darin  wahrte  schliefslich  Ferdinand  seine  Justizhoheit, 
dafs  er  dem  Landrecht  die  Befugnis  absprach,  in  einem  Streit,  für 
dessen  Entscheidung  das  Gesetz  keine  entsprechende  Handhabe  bot, 
ein  Urteil  zu  fällen  und  so  ein  Präjudikat  für  künftige  Streitfälle  zu 
schaffen.  Die  Beisitzer  des  Landrechts  hatten  in  diesen  Fällen  ein 
Gutachten  für  den  König  zu  verfassen  und  seine  Entscheidung,  die 
allein  die  Lücke  des  Gesetzes  ergänzen  durfte,  zu  erwarten^.  Die 
Beratung  bezog  sich  auch  auf  den  Artikel  D  48,  der  mit  der  Strafe 
des  Hochverrats  jeden  bedrohte,  der  sich  einem  Angriffe  wider  die 
Länder  der  Krone  Böhmens  nicht  widersetzen  würde.  Die  alte  Landes- 
ordnung verstand  unter  dem  Angreifer  entweder  einen  Feind   oder 


^  Erneuerte  Landesordnung  F  76—83. 
«  D  49. 
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einen  solchen,  der  sich  der  Krone  des  Landes  lieniilchtigen  wollte*. 
Die  RevisionskommissioD  fafste  diese  Bestimiaung  lilafs  von  letzterem 
Standpunkt  luif  und  hatte  offenbar  einen  neuerlichen  Angiiff  des 
?lalzp:rafen  vor  Aujii^en.  Auch  die  Superrevisionskonniiission  i^iiig  von 
derselben  Ansicht  aus,  und  so  bekam  der  Artikel  A  11,  der  au  die 
Stelle  des  Artikels  1»  48  trat,  eine  granz  andere  dem  entsprechende 
Fassuni:.  Zwischen  den  Aujireiferu  wird  scharf  untei'schieden :  als 
Hochverräter  werden  ^gekennzeichnet,  die,  seien  es  In-  oder  Ausländer, 
sich  „wider  den  Könic:  heimlich  oder  ölTentlich  aufwerfen,  mit  ge- 
waffneter  Hand  widersetzen  oder  etwas  machiniereu"  oder  tlherhanpt 
als  Feinde,  die  mit  „höser  Korrespondenz,  Unruhe,  Fehden  den 
König  anfechten".  Jeder  wird  unter  Strafe  des  Hochverrates  zur 
Hilfeleistung  wider  jeden  Auüriff  und  zur  Erstattung  der  Anzeige 
verpflichtet^  im  Falle  die  sich  vorbereitenden  Feindseligkeiten  zu 
seiner  Kenntnis  gekommen  seien  ^.  Bei  der  schlieMichen  Redaktion 
scheute  man  auch  vor  einer  Wiederholung  der  Strafandrohung  niclit 
zurück,  und  schaltete  deshalb  den  Artikel  A  13  ein,  der  nur  eine 
weitere  Ausführung  eines  Teiles  des  Artikels  All  ist;  denn  er  bedroht 
alle  jene,  die  an  revolutionären  Bündnissen  teilnehmen,  mit  der  Strafe 
des  Hochverrats. 

Endlich  gab  die  Revisionskonmiission   ihr  Gutachten  auch   llber 


^  Der  Artiicel  D  48  kutet  wörtlich :  Weno  jemand  das  Land  mit  Krieg  über- 
ziehen oder  in  die  Lander  der  böbniischen  Kiooe  einen  Einfall  maclien  würde, 
um  sich  des  Königreichs  zu  beniüehtigen,  gegeu  den  sollen  wir  hei  sonstigem  Ver- 
lust von  Leben,  Ehre  und  Vennogen  hehilflith  sein. 

*  Der  Wortlaut  des  neuen  Artikeln  A  11  ist  folgender:  „Da  es  sich  zutrüge, 
dufs  einer  oder  mehrere,  aufser-  oder  innerhalb  des  Landes  sich  gegen  Uns  oder 
unseren  Nachkommen  und  Erben  im  Königreiche  hemi-  oder  ött'entlicb  aufwerien, 
mit  gewaftneter  Hand  widersetzen  oder  etwas  machinieren  oder  aber  Wir  oder 
ermeldete  nachkommende  Könige  und  Erben  sonsten  mit  böser  Con-espondenz, 
Krieg,  Unnihe  und  Fehden  angefochten  wlirden,  so  soll  nicht  allein  jeden  Unser 
Landsafs  und  Unterthan,  welcher  dergleichen  Pratiken  in  Erfahrung  gebracht  oder 
hierin  Wissengehaft  hatte,  dieselbige  Uns  oder  obgetlachte  Unseren  Nachkommen 
und  Erben,  bei  Vermeidung  der  SStraf  der  lieleidigten  Majeaüitt  getreulich  eröflüien; 
Bondeni  es  seind  auch  alle  Stande  und  Inwohner  dieses  Unsers  Erbkönigreichs 
SÄmmtlich  und  ein  jeder  insouderheU  schuldig  imd  verbunden.  Uns  und  denen 
nachkommenden  Königen  und  Erben  als  ihren  rechten,  natürlichen  Erbherren  io 
allweg  zu  assistieren  und  alle  niöglicbe  Hilfe  zu  leisten:  Auch,  nachdem  sie  auf 
Unseni  oder  Ihren  gntidigsten  Befehl  deshalben  aufgefordert  und  eniiahnet  worden, 
hei  Verlust  Leib,  Ehr  und  (ruts,  auch  Vermeidung  der  Strafe  der  beleidigten 
Höchsten  Majestüt,  zu  parieren  und  auf  zu  sein  und  auf  die  ihnen  ernannte  Zeit 
und  ijrter,  entweder  selbsten  gehorsamst  einzustellen  oder  ja,  wolern  einer  oder 
mehr  aus  rechten  Ehehaften,  persdnlich  nicht  erscheinen  könnten,  taugliche  Personen 
mit  ihrer  Macht  unfehllmrlich  zu  schicken. 
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Artikel  D  49  der  bisherigen  Landesordnung  ab.  In  demselben  ver- 
pflichtete sich  der  König  für  sich  und  seine  Kammer,  zu  welcher  die 
königlichen  Städte,  die  Klöster,  Lehensleute  und  die  Bewohner  seiner 
eigenen  Besitzungen  gerechnet  werden,  dafs  er  die  Durchführung  der 
gerichtlichen  Urteile  fördern  und  jeden  Bürger,  Klostermann,  Vasallen 
und  eigenen  Unterthan  mit  dem  Verlust  der  Ehre  strafen  werde, 
wenn  er  bei  der  Durchführung  dieser  Urteile  nicht  mithelfen  oder 
sich  ihr  widersetzen  würde.  Auch  die  Herren  und  Ritter  verpflichteten 
sich  zu  gleicher  Haltung  und  bedrohten  also  jeden  mit  dem  Verlust 
der  Ehre,  der  bei  der  Durchfühmng  der  Urteile  nicht  mithelfen  würde. 
Gegen  Widersacher  führte  der  Obei-stburggraf  die  Exekution ,  indem 
er  gegen  dieselben  das  Land  zur  Hilfe  aufrief.  Der  König  und  der 
Adel  waren  nach  diesen  Bestimmungen  die  Garanten  der  Rechts- 
sicherheit ;  die  Durchführung  der  Exekution  war  dem  Oberstburggrrafen 
und  nach  ihm  einigen  der  obersten  Landesbeamten  überlassen.  Als 
nun  die  Revisionskommission  über  diesen  Artikel  beriet,  mifsfiel  ihr 
natürlich  die  Nebeneinanderstellung  des  Königs  und  der  höheren 
Stände,  auch  wollte  sie  die  Durchführung  der  Exekution  nicht  dem 
Ermessen  der  obersten  Beamten  überlassen.  Der  König  sollte  nach 
ihrer  Ansicht  in  dem  Artikel  das  Woit  führen  und  versprechen,  dafe 
er  jederzeit  allen  gleiches  Recht  zukommen  lassen  und  für  die 
Exekution  sorgen  werde.  Die  Superrevisionskommission  gesellte  sich 
dieser  Anschauung  bei  und  diese  fand  ihren  Ausdruck  in  den  Ar- 
tikeln G  8—10  der  erneuerten  Landesordnung:  Niemand  sollte  dem- 
nach sich  der  Durchführung  eines  Urteils  widersetzen;  geschah  es 
dennoch  und  war  die  Aufl)ietung  bewaifneter  Macht  dagegen  not- 
wendig, so  sollte  der  Oberstburggraf  berechtigt  sein,  die  Durch- 
führung aus  eigener  .Machtvollkommenheit  zu  übernehmen,  wenn  dazu 
nicht  mehr  als  200  Mann  erforderlich  seien;  wenn  mehr,  mufste  er 
die  Weisungen  des  Königs  einholen.  Jeder  Widerstand  wurde  mit 
dem  Verluste  der  Ehre  bedroht. 

Die  Superrevisionskommission  hatte  in  fünf  Sitzungen  (vom 
25.  März  bis  zum  1.  April)  die  Vorschlüge  der  Revisionskommission 
durchberaten  und  in  der  angedeuteten  Weise  erledigt.  Ihre  Beratungen 
bezogen  sich  insgesamt  nur  auf  das  Staatsrecht ;  denn  auch  die  Frage, 
ob  eine  Revision  der  bei  dem  Land  recht  durchgeführten  Prozesse  zu- 
lässig sei,  stand  mit  diesem  in  Verbindung,  da  für  sie  nicht  die  ge- 
wünschte Rechtssicherheit,  sondern  die  beabsichtigte  Erhöhung  des 
königlichen  Ansehens  ausschlaggebend  war.  Nachdem  durch  die  Be- 
schlüsse der  Superrevisionskommission  diese  Erhöhung  gesichert  war, 
sah  die  letztere  ihre  Aufgabe  als  beendigt  an  und  trat,  soweit  es  be- 
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kannt  ist,  nicht  mehr  zusammen.  Die  Revisionskommission  setzte 
dagegen  ihre  Arbeit,  die  sich  nun  auf  die  Privatgesetzgebung  erstreckte, 
fort,  fand  aber  bald,  dafs  die  Ummodelung  derselben  im  Sinne  des 
Gemeinrechtes  nicht  in  einer  Vollberatung  vor  sich  gehen  könne  und 
dafs  diese  Arbeit  Fachmännern  anvertraut  werden  müsse.  In  der 
letzten  Sitzung,  die  am  4.  April  abgehalten  wurde,  wurde  daher  der 
Reichshofrat  Melander  mit  dieser  Arbeit  betraut  und  ihm  als  Ge- 
hilfen der  böhmische  Appellationsrat  Hassold  und  ein  böhmischer 
Prokurator  an  die  Seite  gestellt  Offenbar  sollten  die  Kenntnisse  im 
böhmischen  Privatrecht,  über  die  Hassold  und  der  Prokurator  ver- 
fügten, von  Melander  verwertet  werden  und  so  auch  das  böhmische 
Recht,  wo  es  passend  schien,  einigermafsen  zur  Geltung  kommen. 
Melander  wurde  mit  seinen  Gehilfen  auch  auf  das  Gutachten  auf- 
merksam gemacht,  das  man  noch  aus  Böhmen  erwartete,  das  also 
von  dem  oben  erwähnten  der  böhmischen  Kommission  verschieden 
war.  Zugleich  wurde  beschlossen,  die  neue  Landesordnung  mit  einem 
Vorwort  zu  versehen,  in  dem  die  Gründe  für  die  Änderung  der  alten 
Landesordnung  anzuführen  seien.  Man  beriet  auch  darüber,  ob  die 
neue  Landesordnung  auf  dem  neu  zu  berufenden  Landtag  oder  schon 
vorher  zu  publizieren  sei,  und  entschied  sich  für  das  letztere,  weil 
man  allen  Reklamationen  aus  dem  Wege  gehen  wollte.  Wenn  dann 
der  Landtag  bereits  auf  Grund  der  neuen  Landesordnung  berufen 
wurde,  konnte  jede  Opposition  wider  die  neuen  Gesetze  gestraft 
werden^. 

Als  die  Beratungen  der  Superrevisionskommission  zu  Ende  und 
sonach  die  wesentlichen  Änderungen  endgültig  beschlossen  waren, 
schickte  auch  die  böhmische  Revisionskommission  ihre  Arbeit,  und 
zwar  erst  am  19.  April  durch  Martinitz  an  den  Kanzler  Lobkowitz 
ein.  Soweit  das  Begleitschreiben  des  Martinitz  ein  Urteil  über  diese 
unbekannt  gebliebene  Arbeit  zuläfst,  wahrte  sie  die  Alleingültig- 
keit der  katholischen  Religion,  das  Erbrecht  des  habsburgischen 
Hauses  und  erweiterte  in  etwas  die  Rechte  des  Königs;  im  übrigen 
suchte  sie  die  alte  Verfassung  möglichst  ungeschmälert  zu  erhalten. 
Martinitz  mahnte  den  Fürsten  Lobkowitz  und  den  Grafen  Slawata, 
dafs  sie  als  gute  Patrioten  die  Wahrung  der  alten  Freiheiten  sich  an- 


^  Bei  der  Erörterung  über  die  Beratungen  zur  erneuerten  Landesordnung 
haben  wir  hauptsächlich  folgende  im  Archiv  des  k.  k.  Ministeriums  des  Innern 
aufbewahrte  Schriftstücke  benützt :  1.  Das  Protokoll  der  Beratungen  der  Revisions- 
kommission vom  17.  März  bis  zum  20.  März,  das  Protokoll  vom  4.  April  und  zwei 
undatierte  Aktenstücke ,  die  offenbar  aus  diesen  Beratungen  hervorgegangen  sind. 
2.  Das  Protokoll  der  Superrevisionskommission  vom  25.  März  bis  1.  April  reichend. 
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j:jelegen  sein  lassen  und  eher  für  ihre  Vermehrung,  als  für  ihre  Ver- 
kürzung Sorge  tragen  sollten.  Diese  Mahnung  war  um  so  veiigeblicher, 
weil,  wie  wir  gesehen  haben,  Lobkowitz  zu  den  entscheidenden  Be- 
ratungen nicht  bemfen  wurde,  Slawata  aber  patriotischen  Gefühlen 
keine  Rechnung  trug^ 

Aus  den  Mitteilungen  über  die  Verhandlungen  der  Revisions- 
konunission  und  Superrevisionskommission  ist  ersichtlich,  dafs  die 
Änderungen  in  dem  öffentlichen  Rechte  Böhmens  zum  Teil  als  Strafe 
für  den  vorangegangenen  Aufstand,  zum  Teil  aus  Vorsicht,  um  künftigen 
Aufständen  vorzubeugen,  erfolgten.  Die  erneuerte  Landesordnung 
trägt  auf  diese  Weise  den  Stemi)el  eines  Racheaktes  und  verleugne 
denselben  auch  in  der  Stilisierung  nicht.  Achtmal  wird  in  den  ein- 
zelnen Paragraphen  den  Böhmen  „Rebellion",  einmal  „Empörung^ 
vorgeworfen;  einmal  werden  die  „Rebellen"  abschätzig  erwähnt;  ein- 
mal wird  darauf  hingewiesen,  dafs  das  Königreich  mit  „gewafiheter 
Macht",  einmal,  dafs  es  mit  „schweren",  einmal,  dafs  es  mit  ,kost- 
baren"  Kriegsrüstungen  wiedererobert,  einmal,  dafs  dem  König  von 
Gott  die  „Viktoria"  über  den  Aufstand  verliehen  worden  sei*.  Auf 
Grund  dieser  Erklärungen  und  Vorwürfe  werden  die  Feinde  des  Erb- 
rechtes mit  Strafe  bedroht  (AI),  wird  die  Konfiskation  der  Güter 
gerechtfertigt  (A  20),  die  katholische  Religion  zur  alleingeltenden 
Staatsreligion  erklärt  (A  23),  der  erbliche  Biergroschen  in  den  könig- 
lichen Städten,  mit  Ausnahme  von  Pilsen  und  Budweis,  eingeführt 
(A  34),  werden  eine  Anzahl  Güter  aus  Allodial-  zu  Lehensrütem  ge- 
macht {V  72),  wird  die  Gleichberechtigung  der  deutschen  mit  der 
böhmischen  Sj)rache  gerechtfertigt  (I  6)  und  wird  endlich  das  un- 
l>eschränkte  Erbrecht  des  Adels  auf  die  Verwandtschaft  bis  zum  zehnten 
Grade  l»eschränkt  (0  30).  Aber  nicht  blofs  die  erneuerte  Landes- 
ordnung, selbst  nuoli  das  Einführungspatent  zeigt  ül>erall  Spuren  des 
Zornes  von  Seite  des  Gesetzgebern  und  zwar  in  verschärfter  Weise: 
es  erwähnt  der  vorangegangenen  „abscheulichen  Rebellion",  bemerkt, 
dafs  das  ^Königreich"  mit  dem  Schwerte  zum  Gehorsam  gebracht 
wonien  sei,  und  dafs  die  Teilnehmer  des  Aufstandes  für  .ihr  un- 
erhörtes Beginnen,  andern  zum  Beispiel  und  zur  Verhütung  hoch- 
schädlicher  Nachfolge,"  bestraft  worden  seien.  Das  mit  Hilfe  ,ko6t- 
kirer  Kriegsrilstungen  eroberte  Königreich-  werde  deshalb  in  .eine 
solche   Verfassung  gebracht,   dals   der   Respekt   und   Gehorsam   der 

*  Arvhiv  von  Raudnitz:  Martinitz  an  Lobkowitz  dd.  19.  April  162». 

-  Die  .KeMlion**  wini  in  dem  Artikel  A  1  dreimal,  sonst  noch  je  einnud  in 
.\  AX  Äv  :>4,  K  7*J.  I  6.  die  Kmp«>ning  in  A  1  vongeworfen.  Der  Rebdlen  geschidit 
Krwähnong  in  A  2v\  der  Er\>l>ening  in  A  20.  23  und  0  3Ö,   Der  Victoria  in  A  SS. 
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Untcrthanen  erhalten  und  die  Unterthanen  uoter  dem  Schutze  eines 
rfeichen  Rechtes  und  einträchtiger  Religion  in  Frieden,  Ruhe  und 
Einigkeit"  lehen  könnten.  Die  Änderungen  der  neuen  Landesonhiung 
^effenüber  der  alten  werden  auch  damit  ^^ereohtfertigt ,  dafs  sich  der 
Kaiser  jene  „Grundfesten,  die  sich  alle  christlichen  Herrscher  in  Ver- 
fagsuucr  eines  Regiments  angelegen  sein  lassen,"  vor  Augen  gehalten 
und  sich  dabei  ^ nicht  allein  die  königliche  Macht,  solche  Landes- 
Ordnung  zu  mehren ,  zu  ändern ,  zu  bessern  und  was  sonst  das  Jus 
legis  ferendrx*  mit  sich  bringt,  vorbehalten"  habe,  sondern  auch  die 
Fälle,  die  im  Privatrecht  nicht  genugsam  erörtert  worden  seien,  durch 
spätere  „Constitutioues  regias"  zu  „decidiereu".  Wir  haben  oben  er- 
örtert, dals  sich  der  Kaiser  dadurch  das  Recht  vorbehalten  habe,  so- 
wohl das  öffentliche,  wie  das  Privatrecht  zu  andern. 

Wahrend  die  eraeuerte  Landesordnung  mit  dem  bis  dahin  gültigen 
öffentlichen  Rechte  fast  vollständig  aufräumte,  zeigt  der  privatrechtliche 
Teil  desselben  einen  entschiedenen  Fortsehritt  und  zwar  in  dreifacher 
Beziehung.  Zunächst  wurde  der  Fortgang  des  Prozesses  nicht  mehr 
Yon  blofsen  Formalitäten,  bei  deren  nicht  genauen  Einhaltung  alsbald 
der  Beklagte  eine  Niülitiltsbesch werde  erheben  konnte,  abhängig  ge- 
macht. So  hatte  z,  B,  bis  dahin  im  Namen  und  Titel  des  Beklagten 
oder  im  angesprochenen  Gegenstand*  kein  Buchstabe  iiTttimlich  ge- 
setzt werden  dürfen,  jeder  Punkt  sich  an  seiner  richtigen  Stelle  be- 
finden müssen*  Diesen  Formalitäten  und  sonstigen  Weitläutigkeiten 
machten  die  Artikel  B  23  und  D  42  ein  Ende.  In  dem  ersteren  wird 
für  genügend  erklärt,  wenn  in  der  Klage  der  Name  des  Klägers  und 
des  Beklagten  und  der  t3egenstand  des  Streites  so  angegeben  wird, 
dafs  kein  Irrtum  möglich  sei ,  in  dem  letzteren  wird  die  Absicht  des 
Gesetzgebers  betont ,  allen  Weitläufigkeiten  ein  Ende  zu  machen. 
Weiter  machte  die  erneuerte  Landesordnung  dem  nilnidlichen  Ver- 
fahren ein  Ende  und  ermöglichte  auf  diese  Weise  eine  ruhige  und 
grtlndliche  Erörterung  des  Streitgegenstandes.  Die  Recht<unsicherheit 
wurde  dadurch  beseitigt,  dafs  in  vielfachen  Streittlillen,  uanientlich  in 
Erbstreitiskeiten,  die  Entscheidung  genau  vorgeschrieben  und  dieselbe 
niclit  wie  früher  dem  freien  Ermessen  der  Richter  auheimgetellt  wurde. 
Endlich  wurde  durch  (lie  Reception  des  römisch-kanonischen  Gerichts- 
verfahrens ein  für  allemal  den  bisherigen  Mängeln  des  heimischen 
Prozesses  ein  Ende  gemacht:  an  die  Stelle  der  frtMen  Beweiswürdigung 
traten  genaue  Beweisregeln.  Schliefslich  wurde  die  Inappellabilität 
der  Urteile  durch  die  Einführung  der  Revision  beseitigt. 


*  Ott:   Beiträge  zur  Receptionsgeschiclite  des  röoiiach'kanonischen  Prozesses 
in  den  böhmischen  Landen,  S.  124. 


l 
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Wir  wollen  noch  auf  einige  Eiüfentftinlichkeiten  aufmerksam  uiaclien, 
durch  die  sich  das  Privatrecht  der  erneuerteo  Landesordnung  von  dem 
in  iiiist?vein  liür;rerlitiien  Gesetzbuch  und  in  unserem  Strafkodex  eot- 
halteueu  Recht  unterscheidet.  Per  bedeutsamste  Unterschied  besteht 
selbstvei-stiindlich  im  Erbrocht.  Die  Söhne  hatten  nach  der  omeuerten 
Landesordnuupf  ein  Anrecht  auf  die  Hülfte  der  väterlichen  Güter,  und 
zwar  zu  gleichen  Teilen;  über  dw  andere  Hidfte  durfte  der  Vater 
nicht  wie  jetzt  frei  verfügen,  sondern  nur  zu  Gunsten  eines  oder  des 
anderen  Sohnes.  Besafs  der  Vater  nur  fahrende  Habe,  so  galten  von 
ihr  dieselben  Hegeln,  wie  von  dem  liegenden  Besitz.  Die  Töchter 
hatten  nur  Anspruch  auf  standesgeniärsen  Unterhalt  und  im  Falle 
ihrer  Verheiratung  auf  eine  entsprechende  Mitgift  (0  21,  23  und  25). 
Waren  keine  Söbue  vorhanden,  so  erbten  die  Töchter  das  ganze  Ver* 
mögen  des  Vaters ;  die  frühere  Bestinmiung,  welche  dann  den  Brüdern 
des  Vaters  oder  deren  SOhuen  ein  näheres  Erbrecht  auf  die  liegenden 
Güter  einniuuitH,  war  also  abgeschafft  worden  (0  32),  Ebenso  nahm 
das  fmhere  freie  Verfiignngsrecht  der  Mutter  über  ihr  Vermögen  ein 
Ende;  Artikel  0  26  erteilt  den  Kindern  einen  Anspruch  auf  die  Hillfle 
ihres  Vermögens,  und  zwar  den  Töchtern  sowie  den  Söhnen  auf  die 
liegende  wie  die  fahrende  Habe.  Die  Mutter  durfte  tortnn  nur  über 
die  zweite  Hälfte  ihres  Besitzes  frei  verfügen'.  Söhne  konnten  die 
Erbschaft  antreten,  wenn  sie  zwanzig  Jahre  alt  waren,  Töchter,  wenn 
sie  fünfzehn  Jahre  alt  waren,  aber  nur  dann,  wenn  sie  keinen  Bruder 
hatten.  Hatten  sie  Brüder,  so  blieben  sie  unter  deren  VormundschAft 
auch  nach  erreichtem  fünfzehnten  Jahre,  Waren  die  Brüder  noch 
nicht  mündig,  so  blieben  sie  unter  fremder  Vormundschaft  so  lange, 
bis  die  Brüder  mündig  wai-en,  um  die  Vormundschaft  selbst  zu  Über- 
nehmen. Auf  die  Vormundschaft  mimlerjrdniger  Kinder  hatte  der 
nächste  männliche  Verwandte  den  ei-sten  Anspruch,  im  Falle  der  Vater 
seinen  Kindern  keinen  Vormund  bestellt  hatte.  Weigerte  sich  der 
nflcliste  Agnat,  die  Vormundschaft  zu  übernehmen,  so  ging  er  aucli 
des  Erbreclits  nach  dem  allfälligeu  Tode  der  unmündigen  Verwandten 
verlustig  (N  6,  13  und  16).  Wenn  der  Vater  sein  Kind  aus  irgend 
einem  Grunde  enterbte,  so  bedurfte  es  zur  Gültigkeit  seiner  Ver- 
fügung der  Zustimmung  durch  das  Landrecht  (0  27).  Die  Bestimmung 
Wladislaws  U-,  kraft  welcher  auch  die  entferntesten  Verwandten  zur 
Erbschaft  berufen  waren,  wenn  der  Besitzer  keine  Kinder  hinterliels 


»  Es  ist  möglich,  dafs  der  Gesetzgeber  ober  die  zweite  Hälfte  der  Mutter 
das  freie  Verfügungsrecht  nur  zti  Gunsten  emes  oder  des  aiideni  Kindes  gestutteiii 
woUte,  wie  das  beim  Vater  der  FaU  war,  ausdrilcklicli  is»t  dies  jedoch  nicht  g' 
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und  keine  letzt wi  1 1  i:j:e  Anordmmg  ^^etroffen  lifittc,  wnnle  auf  den  zelmten 
VerwaiifJtschaftsj^rad  beschränkt  {0  30  unti  4'J). 

Testaüieute  konnten  vor  dem  böhmisclieu  Aufstande  entweder  bei 
der  LRüdtafel  errit'lUot  und  dasel1>st  e]iii2;etragen  werden,  oder  der 
Besitzer  konnte  das  Testament  auch  an  einem  anderen  Orte  hinter- 
legen, wenn  er  Idefür  einen  konifzlichen  Machtbrief  erwirkt  hatte. 
Diese  Bedingung  filr  die  Gültigkeit  eines  nicht  hei  der  Landtafel 
hinterlegten  Testaments  schatte  Ferdinand  II,  ab,  „weil  dieses  der 
Freiheit  zuwider  scheint  und  in  keinem  Ding  mehr,  als  in  dem  letzten 
Willen  sich  der  Mensch  solcher  Freiheit  billig  gehrauchen  solle/  Er 
erteilte  deshalb  „den  Stauden  die  besondere  Gnade,  dafs  sie  und  ihre 
Posterität  hinfür  und  zu  ewigen  Zeiten  von  der  Einholung  eines  Macht- 
bnefes,  über  ihre  Güter  und  Sachen  testieren  zu  dürfen,  befreit  sein 
sollen."  Er  liestimnite  zngleiciv  dafs,  wenn  das  Testament  nicht  eigenhändig 
geschrieben  war,  dasselbe  von  drei  oder  vier  Henen  oder  Ritt^ni  oder 
in  Enfiangekmg  dieser  von  fünf  „unverdächtigen  Maunspersauen"  mit- 
unterzeichnet sein  mulste,  um  gültig  zu  sein  (0  H  und  4K  Bei  der 
Landtafel  aufgerichtete  Testamente  bedurften  keiner  Zeugenunter- 
schrift (0  5).  Testamente,  in  Pest-  oder  Kriegsgefahr  mündlich  er- 
richtet, bedurften  zu  ihrer  Gültigkeit  nur  zweier  glaubwürdiger  Zeugen, 
Mann  oder  Frau  (0  18).  Bei  der  Intestatserbfolge  wird  den  Ascen- 
denten  ein  gleiches  Erbrecht  mit  den  Kollateraleo  zugewiesen.  Auf 
die  Güter  eines  Sohnes  hatte  der  Vatei^  mit  dessen  Brüdern  einen 
gleichen  Erbanspruch,  die  Mutter  einen  solchen  nur  auf  die  fahremle 
Habe.  Im  Falle  der  Vater  tot  war,  hatten  die  Mutter,  Töchter  imd 
Söhne  ein  gleiches  Aurecht  auf  die  Güter  des  vei-storbeuen  Sohnes 
und  Brudei*s  (0  35).  Hatte  das  Elternpaar  keine  Söhne,  sondern  nur 
Töchter,  so  erbten  beide  Eltern  zu  gleichen  Teilen  mit  den  über- 
lebenden Töchtern  den  Besitz  einer  vei-storbenen  Tochter  und  Schwester. 
Auf  das  Vemiögen  einas  ohne  Testament  verstorbenen  Bruders  hatten 
nur  die  Brüder,  nicht  aber  die  Schwestern  Anspruch,  doch  mufste  im 
Falle  ihrer  Verheiratung  daraus  ein  Teil  der  Ausstattung  bestritten 
werden  (0  37).  Die  erneuerte  Landesordnung  beraubt  auch  Söhne 
und  Töchter,  die  in  ein  Kloster  eintreten,  nicht  ihres  Erbrechtes,  wie 
dies  früher  der  Fall  gewesen  war,  sondern  bestimmt  im  Gegenteil, 
dafs  der  Vater  im  Testament  auch  solche  Söhne  und  Töchter  nicht 
um  ihren  Pflichtteil  verkürzen  dürfe;  auch  dann  durfte  es  nicht  ge- 
schehen, wenn  er  kein  Testament  hinterliefs  (0  46). 

Ül)er  die  „Widerlage"  des  Gatten  bei  Ahschlufs  der  Ehe  bestimmt 
die  erneuerte  Landesordnuug  niclits;  dagegen  beschränkt  Artikel 
M  35  die  Freigebigkeit  des  Gatten  gegen  seine  Frau,  indem   er  fest- 
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setzt,  dflfs  er  tlit^selbe  iiiii-  so  weit  bedenken  itüife.  als  dadurch  das 
Erbe  seiner  Kinder  nicht  verkürzt  winl.  Insbesondere  durfte  er  ihr 
keines  seiner  Ciüter  zuweisen,  somiern  sie  nur  mit  Geld  beschenken 
oder  ibr  einen  Schuldbrief  ausstellen.  War  jedoch  die  tiberlebende 
Gattin  ami,  so  hatte  sie  Anspruch  auf  den  vierten  Teil  der  Güter 
ihres  Gatten,  mochten  Kinder  vorhanden  sein  oder  nicht  (O  49).  War 
die  überlebende  Gattin  nicht  arm,  so  erbte  sie,  wenn  kein  Testament 
vorhanden  war,  nichts,  und  zwar  selbst  dann,  wenn  keine  Kinder  und 
Seitenverwandten  bis  zum  zehnten  Grade  vorhanden  waren ;  in  diesem 
Falle  tiel  der  ^anze  Besitz  dem  Könige  anheim  (0  50).  Endlich 
schaffte  die  erneuerte  Laudesordnun^  in  Artikel  P  2  das  ausschliefs- 
liehe,  wechselseitige  Erbrecht  ..umieteilter''  Brüder  und  Verwandten 
ab,  so  dafs  also  auch  die  „^^eteilteu"  Brüder  Ansprüche  auf  die 
Hinterlassenschaft  der  orsteren  hatten.  Selbst  verstaut!  lieh  wurde  auch 
(in  r  3)  das  ausschliefsliche  f>brec]it  der  Mitglieder  einer  „Gemein- 
schaft'' abj2:eschaf!t.  Überhaupt  der  Gemeinschaft  jede  rechtliche  Grund- 
laf^e  entzogen.  Wenn  zwei  Fanülienliaupter  ausnahmsweise  einen 
Vertrag  über  die  weehselseitige  Erbfolge  abschliefsen  wollten,  bedurfte 
es  hiezu  der  königlichen  BilliM:uDg,  Die  Bestimmung  der  alten  Landes- 
ordnung, nach  der,  wenn  Brüder  teilten,  der  die  Mitgift  der  Schwestern 
sichernde  Teil  bei  dem  ältesten  Bruder  belassen  werden  sollte,  fand 
auch  in  der  erneuerten  Laudesurdnung  Aufnahme  (P  13). 

Es  wurde  oben  bemerkt,  dafs  an  die  Stelle  der  freien  Beweis- 
Würdigimg,  wie  sie  nach  der  alten  Landesordnung  üblich  war,  nun 
die  Beweiskraft  der  Zeugnisse  und  Urkunden  trat.  Zur  WUrdij^ 
derselben  wunlen  genaue  Kegeln  jiegeben  (Artikel  C  23—66  uod^ 
D  1—27).  Es  wird  auch  die  Zeit  bestimmt,  innerhalb  welcher  nach 
Überreichung  der  Klaije  die  Urkunden  vorgelegt  und  nach  ihrer  Echt- 
heit untersucht,  wann  die  Zeugen  und  in  welcher  Weise  sie  verhört, 
und  wie  sie  auf  ihre  Glaubwürdigkeit  geprüft  werden  sollten. 

Um  übermäfsige  Behelligimg  des  Königs  durch  die  Bevision  der 
Prozesse  hintanzuhalteu,  wurde  in  Krimiiialprozessen  nur  die  Nullitäts- 
hesehwerde  wegen  eines  gegen  den  Angeklagten  bei  der  Verhandlung 
verletzten  Gesetzes  gestattet ;  bei  Civilprozessen  wurde  gegen  die  Exe- 
kution, gegen  das  erstandene  Recht,  gegen  die  auferlegte  Bezahlung 
einer  mit  Brief  und  Siegel  bekräftigten  Schuld,  gegen  Urteile  in  Pro- 
zessen um  eine  nicht  melir  als  300  Schock  böhmischer  Groschen  be- 
tragende Summe  keine  Revision  zugelassen ,  und  ebensowenig ,  wenn 
jemand  zwei  Monate  nach  gesprochenem  Urteile  nicht  um  die  Revision 
angesucht  hatte.  Wenn  jemand  mit  Recht  um  die  Revision  ansuchen 
durfte,  wurde  erst  geprüft,    ob  er  nicht  etwa  blofs  zur  Verzögerung 
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der  Entscheitiiing  um  dieselbe  ansuche  und  ei*st,  wenn  das  Ergebuis 
ilieser  Prüfung  günstig  für  ihn  lautete,  wurde  in  die  Re\1sion  einge- 
gangen. Zugleich  mufste  der  um  dieselbe  ADsucheiide  den  siebenten 
Teil  vom  Werte  des  Klaggegenstandes  als  Kaution  erlegen.  In  llevi- 
sionsangelegenheiten  entschied  ein  eigenes  Gericht,  das  aus  Beisitzern 
versehiefieuer  Gerichte  bestand  luid  zum  mindesten  neun  Mitglieder 
zahlen  mulste.  Ihr  Urteil  bedurfte  der  königlichen  Ratifikation  (F  76 
bis  83). 

Wie  in  Civilstreitigkeiten  enthält  die  erneuerte  Landesordnung 
auch  in  Bezug  auf  den  Vorgang  bei  Kriiniiialprozesseu  und  die  Be- 
strafung der  Verbrecher  genauere  Bestimmungen  als  die  alte  Landes- 
oninung.  Zahlreiche  Artikel  regeln  die  Untersuchung,  die  Anwendung 
der  peinlichen  Frage  und  bestimmen  die  einzelnen  Strafen.  Die 
schärfste  Strafe  wird  natürlich  gegen  HochveiTäter  und  wider  jene, 
welche  mit  otfener  Gewalt  sicli  Recht  schaffen,  festgesetzt'.  Moni  und 
Totschlag  wurden,  wenn  kein  rrivatkläger  auftrat,  von  Amtswegen 
verfolgt  {T  3)*  Die  Sühnung  des  Mordes  mit  Geld  wurde  für  unzu- 
lässig erklärt  und  bestimmt  (in  T  10),  dafs  „wenn  auch  ein  einziges 
Statu  tum  vorhanden,  das  auf  einen  mutwilligen  Totschlag  eine  blofse 
Geldstrafe  setzt,  solches,  weil  es  den  göttlichen  Rechten  zuwider,  gänz- 
lich aufgehoben  und  cassiert  sein  solle."  Der  Mord  sollte  also  mit 
Hiurichtimg  bestraft  werden  und  auch  keine  Ausnahme  davon  gemacht 
werden,  wenn  ein  Herr  oder  Ritter  blofs  den  eigenen  oder  einen 
fi'emden  Untertan  ermordet  hatte.  Dafs  in  letzterem  Falle  der  Mörder 
thatvSächlich  meistens  mit  einer  milderen  als  der  Todesstrafe  belegt 
wurde,  ist  höchst  wahrscheinlich,  aber  prinzipiell  w*ar  er  von  ihr  be- 
droht, denn  Artikel  T  21  bestinuiit  austh'Ucklich,  dais,  wenn  „der 
Totschlag  fürsätzlieher  Weise  geschehen  und  der  Tot^sdiläger  dero- 
wegen  an  Leib  und  Leben  zu  strafen  wäre,  die  RechtwSbei sätzer  im 
Versprechen  (ein  Urteil)  darob  sein,  damit  das  unschuldige  Blut  nicht 
untrerächt  bleibe,"  W^urde  der  Moni  mittelst  Gift  vollbrachti  so  war 
ausnahmslos  die  Todesstrafe  zu  verliängen  (T  16).  Ebenso  wird  das 
Justizverfahren  und  die  Strafe  gegen  Strafeenriluber ,  gegen  die  Ver- 
fasser von  Schmalischriften ,  gegen  Injurianten,  gegen  Verletzungen  des 
Gnmdeigentums,  gegen  Wald-  und  sonstigen  Frevel,  gegen  eigen- 
mächtige Einführung  in  ein  Gut,  gegen  unsittlichen  Lebenswandel, 
gegen  Bettler  und  Vagabunden  und  gegen  die  willkürliche  Geiiingen- 
nahnie  fremder  Untertanen,  genau  bestinunt  ^.   Bemerkenswert  ist,  dafs 


»  Erneuerte    Landesordnung    K    1 — 31,    S    I— 15,    auch   viele    -Artikel    des 
Kapitels  T. 

«  T  31-38,  V  1-^15,  W  1—7,  X  1-^5,  Y  1-14,  Z  1-6. 
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nach  der  erneiierten  Laiidesordtiuug  auch  jene,  die  sich  mutwilliger 
Weise  iu  Schulden  gestürzt  und  ihre  Bürgen  damit  io  Schadeu  ge- 
bracht, nicht  blofs  mit  Gefiiu;jrnis ,  sondern  in  besoudei'S  schwei-eu 
Fällen  mit  dem  Tode  bestraft  wenleii  konnten  (L  23).  Alle  Schuld- 
verschreibungen, die  aus  einem  Spiel  herrühiten,  wurden  für  im^ltig 
erklärt  (L  34).  Gegen  das  Schuldenmacheu  der  Söhne  höherer 
Staudespersenen,  die  auf  fremden  Uni verj>i täten  studieiteu^  bot  der 
Artikel  L  28  einen  Schutz»  indem  der  Vater  des  betretfenden  Studenten 
höchstens  zur  Zahlung  von  1000  Gulden  verhalten  werden  konnte 
(L  28),  WüchergeschiUte  welcher  Art  immer,  darunter  auch  das  Ver- 
leihen von  Kapitalien  zu  einem  höheren  als  sechspercentigen  Zinsfufe 
wurden  mit  der  Konfiskation  des  ganzen  Geldbetrags  bedroht;  ilieselbe 
Strafe  trat  auch  ein»  wenn  man  ndt  Hilfe  der  Juden  derartif^e  Ge- 
Behalte  betrieb  und  den  halben  Gewinn  von  ihnen  bezog  (M  15 
und  16). 

Eine  wesentlictie  Neuerung  in  der  Frozefsführung  war,  daJs  der 
Kläger  heim  Beginn  der  Klage  nicht  mehr  persönlich  erscheiueu 
nuiFste  und  erst  dann  die  Weiterführung  derselben  einem  Advokaten 
übertragen  durfte.  Von  nun  iui  komite  er  sich  schon  bei  diesem  ein- 
leitenilen  Akt  durch  einen  Advokaten  vertreten  lassen  (B  48  und  49). 
Die  erneuerte  Landesordnung  hat  Obrigeus  von  den  Advokaten  keine 
bessere  Meinung  als  die  alte  Landesordnung;  auch  sie  verwanit 
dieselben  vor  Abmaclmngen  mit  dem  Gegner  ihrer  Partei  imd 
bedroht  sie  mit  dem  Tode,  wenn  sie  sich  derlei  zuschulden  kommen  lieüsen, 
Ihr  llononir  war,  wenn  die  strittige  Suinine  100  Schock  betrug,  aal 
2*8  Schock,  wenn  1000  Schock,  auf  25  Schock  zu  bemessen.  War 
die  strittige  Summe  mehr  als  4000  Schock,  so  durfte  sich  der  Advokat 
etwas  mehr  als  25  Schock  ausbedingeu;  wenn  er  sich  mit  seiner  Partei 
über  das  Honorar  nicht  einigte,  entschied  das  Gericht  (B  51  und  52). 
In  Prozessen  um  Ehrt*  und  Leben  durfte  er  ein  Honorar  von  25  Schock 
beanspruchen,  in  Injuriensiichen,  wenn  sie  von  grofeer  Konsequenz 
waren,  eine  noch  gröfsere  Summe  (ß  54).  Schliefslich  enthält  der 
Artikel  B  55  noch  die  besondere  Mahnung  an  die  Advokaten,  „sich 
In  ihrem  Vor-  und  Anbringen  aller  Bescheiilenheit  zu  gebrauchen,  die 
Rechtshandel  nicht  aufzuziehen,  noch  die  Leute  von  Verüägen  oder 
Vergleichungen  abzuwenden,  sondeni  sich  in  allen  der  Landesordnung 
zur  Verhütung  der  darin  l^egritfenen  Strafen  geniäfs  zu  verhalten.*' 

Wie  die  Advokaten  zur  Ehrlichkeit,  so  werden  die  Beisitzer  des 
Landret'ht^  zum  ordentlichen  Besuch  der  Sitzungen  gemahnL  Die 
Trägheit  der  Einzelnen  in  Erfidliuig  der  Pflicht  scheint  in  der  Zeit 
vor  dem  Aufstande  sehr  arg  gewesen  zu  sein;  sie  erschienen  entweder 
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nicht  oder  entfernten  sich  frühzeitig  und  enschwerten  dadurch  die  Ent- 
scheidung der  Prozesse  um  so  mehr,  als  das  Landrecht  nicht  uimuter- 
i>rodiea  tagte,  soudern  nur  dreimal  im  Jahre  durch  aclitzehii  Tage 
versamnielt  war.  Da  die  Zeitdauer  der  Sitzungen  uicbt  verlängeit 
wurde,  man  aber  den  frülieren  Sehleudrian  nicht  duhJen  wollte,  so 
wurden  die  Beisitzer  des  Landrechts  mit  der  Absetzung  bedroht,  wenn 
sie  ihre  riiicht  nicht  erfüllen  würden  (B  2),  Eine  ähnliche  Ver- 
warnung erging  auch  au  die  Beisitzer  des  Kanmiergerichtes. 

Aus  dem  Mitgeteilten  ist  ersichtlich,  dal's  die  neue  Landesordnung, 
soweit  sie  das  Privat-  und  Stratrecht  betrifft,  einen  wesentlichen  Fort- 
schritt zeigt  niid  nur  insofern  den  au  sie  zu  machenden  Antorderungeu 
nicht  entsijricUt,  als  sie  wie  die  alte  Landesordnung  kein  Gesetzbuch 
für    alle  Einwohner   des   Landes,    sondeni   nur  ein  solches  fUr  die 
höheren  Stände  ist.    Empfanden  der  Kaiser  uml  seine  Ratgeber  nicht 
auch  das  Bedüifuis,  die  Stadtredile  umzugestalten  V    Für  die  Beihe- 
lialtung  der  Stadtreehte  sprach  freilich  der  Umstand,  dals  in  denselben 
das  römische  Recht  und  das  gemeinrechtliche  Prozelsver fahren  bereit» 
zum  Siege  gelangt  waren,   dafs  sie  alle  tiainuiigen  Eigentumsstreitig- 
keiten regelten,  einen  eingehenden  Straf kodex  enthielten  und  so  nach 
keiner  Richtung  eine  klafteude  Lücke  aufwiesen  oder  mit  den  in  der 
erneuerten    Laudesordnuug    zum    Siege    gelaugten    gemeinrechtlichen 
Prinzipien  in  \Videi*spruch  standen.    Drei  Artikel  jedoch  konnten  An- 
stofs  eixegen.     Der  erste  Artikel  (C.  36)  handelt  von  den  Ehe  Verlöb- 
nissen und  lautet  also:    „Sollte   ein  Streit  bezüglich  eines  Eheverlöb- 
nisses oder  anderer  mit  dem  Ehebunde  in  Bezug  stehenden  Angelegen- 
heiten entsteheu,    so  soll  dei'selbe  durch  jenes  geistliche  Gericht  ent- 
schieden  werden j   zu   wekheni   die  betreffende  Paitei   gehört:    also 
jene,    welche   den   Leib   uud   das   Blut  des  Herrn   unter 
beiden    Gestalten    empfangen,    sollen    sich    nach    dem 
Prager  Konsistorium  richten,   jene,   welche  das  Abend- 
mahl unter  einer  Gestalt  empfangen,  dort,  wo  es  ihnen 
gebührt."     Da  jedoch   nur   an  dieser  Stelle  vom  Utra{|uismus  die 
Rede   ist,   und   die   Ungesetzlichkeit  desselben  nicht  weiter  in  Frage 
stand,    begnügte  man  sieh  damit»    in  allen  Auflagen,   die   nach  dem 
Jahre  1620  erfolgten,    die  gesperrt  gedruckten  Worte  einfach  wegzu- 
lassen, —  Artikel  M  27  pafsle  insofern  nicht  in  das  neue  Staatsrecht, 
als  er  zwischen  einem  Hochverrat  gegen   den  König  und  gegen  das 
Land  unterscheidet,   während  nach  der  erneuerten  Laudesordnung  ein 
solcher   nur  ite^ien  den  König  begangen  werden   konnte,    —    Artikel 
T  13  war,   wie  oben  erzählt  wurde»  dem  Artikel  Z  4  der  Landesord- 

Wie  sich  der  Adel   in  Z  4  das 
32* 


uung  vom  Jahre  1564  nachgebildet. 
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Recht  wahrte  „iiüt  Zustiiiiumng  des  Königs  seine  Rechte  zu  erweitern 
oder  zu  minilern'*,  so  wahrten  sich  in  T  13  die  Prager  und  die  übrisren 
könirfichen  Städte  „das  Reicht  mit  Zustinununfr  seiner  Gnaden  des 
böhmischen  Königs  in  Zukunft  die  Stadtrechte  zu  erweitern  oder  zu 
miDdern,  wenn  gegründete  Ursachen  ftVr  das  eine  oder  andere  vor- 
lagen/ Da  aber  Ferdinand  II.  die  Ziistininiung  der  Stände  nur  bei 
Steuerforderungen  und  bei  allfälliger  Abtretung  irgend  einer  Besitzung 
der  Krone  als  nötis;  anerkannte,  in  allen  l^brigen  Angelegenheiten  aber 
selbstiindig  vorging,  so  widersprach  der  Artikel  T  13  dem  durch  die 
erneuerte  Landesordnung  sanktionierten  Staati^recht  Trotzdem  wurde 
derselbe  sowie  der  Artikel  M  27  in  den  nach  dem  Jahre  1620  er- 
folgten Ausgaben  der  Stadtrechte  nicht  weggelassen;  beide  fanden  so- 
gar noch  in  der  Ausgabe  von  1701  Platz,  als  Kaiser  Leopold  die 
Stadtrechte  für  das  Markgrafeotum  JUlhren  verbindlich  erklärte. 
Offenbar  hielt  man  die  beiden  Artikel  fQr  bedeutungslos  und  insofern 
mit  Recht,  als  man  gewifs  war,  dafe  die  Städte  aus  denselben  keine 
irgendwie  unbequemen  Ansprüche  ableiten  würden.  Ferdinand  II. 
traf  übrigens  (am  IL  Mai  1628),  ohne  die  Städte  zu  befragen  oder 
ihre  Zustlinmung  einzuholen,  eine  Verfügung  über  die  Gebarung  mit 
ihren  Vennögen.  Wenn  er  sie  in  ihrem  Lebensnerv  angreifen  konnte, 
und  sie  dazu  schwiegen,  so  war  allerdings  der  Artikel  T  13  nichts 
weiter  als  ein  antiquierter  Schnörkel. 

Als  die  Beratunueu  über  den  staatsrechtlichen  Teil  der  Landes- 
ordnuug  zu  Ende  waren,  führte  der  Kaiser  den  Beschluis  wegen  Auf- 
hebung der  Burggrafen  von  Karlstein  durch.  Aui  16.  Mai  teilte  er 
den  obersten  Beauiten  von  Böhmen  mit,  dafs  er  das  ßurggrafenanit 
von  Karlstein  aufliebe  und  das  i^leiehnamige  Schlofs  und  Gut  den  je- 
weiligen Königen  von  Böhmen  als  Tafelgut  zuweise.  Gleichzeitig  er- 
nannte er  den  Burggi*afen  aus  dem  Herrnstande,  Friedrich  von  Talm- 
berg,  zum  Oberstlandrichter  und  den  Burggrafen  aus  dem  Ritterstande, 
Humprecht  Cernfn  eodgültig,  zum  Frager  Schlofshauptmann.  Damit 
war  die  Bedeutung  von  Karlstein  begraben;  die  Burg  geriet  all- 
mählich vollständig  in  Verfall,  aus  dem  sie  erst  durch  die  Vorliebe 
der  Neuzeit  für  die  Bewahrung  altehrwürdiger  Bauten  und  geschicht- 
lichen Denkmäler  gerettet  wurde'. 

Auch  die  Stellung,  welche  die  Grafen  Martinitz,  Adam  von  Wal( 
stein  und  Slawata  in  dem  Adel  des  Landes  einnehmen  sollten»  wurde 
nun  geregelt     Da  die  Revisionskotmnission  sich  für  die  Anerkennung 


*  Bühmisdies   Staulmltereiardiiv :   Ferdimmd  II.   an    die   obersten   Beamten 
Böhmt^ns  dtl  16.  Mai  1625. 
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der  vom  Kaiser  vorgerfommeneu  Erhebungen  in  den  Herrnstaud  aus- 
gesproclien  hatte,  gerieten  die  alten  Geschlechter,  die  seit  Jahr- 
hunderten dem  Hermstande  angehörten,  wie  die  Steraber^',  Waldstein, 
Lobkttwitz  und  andere  in  Gefahr,  mit  den  Nachkoninieu  Miehnas, 
Wfesowec'  und  Werdas,  denen  die  schnmtüiprsten  GeldgeschiUte  vor- 
geworfen w*»rden  konnten,  auf  gleicher  Stufe  zu  stehen.  Von  dieser 
Gefahr  wären  sie  hefreit  worden,  wenn  sie  den  fürstliehen  Rang  er- 
langt hiltten,  wie  ihn  Eggenberg,  der  Kanzler  Lobkowitz  und  Albrecht 
von  Waldstein  erlan!?t  hatten,  denn,  dafs  Fürsten,  wenn  sie  auch  in 
Böhmen  keinen  eigenen  Stand  liildeten,  sondern  dem  Ilerrnstand  an- 
gehörten, der  Sitz  vor  allen  Herren,  aucli  wenn  sie  Laudesoffiziere 
waren,  eingeriiuint  werden  müsse,  darill^er  war  die  Revisionskom- 
mission nicht  im  Zweifel.  Auf  den  fürstlichen  Rang  konnte  sieh 
jedoch  keiner  der  drei  genannten  Grafen  Hoffnung  machen;  bei 
zweien  (Martinitz,  Adam  Waldstein)  erlaubten  die  beschränkteren 
Venuögensverhältnisse  eine  solche  Rangerhöhung  nielit,  und  dann 
verletzte  die  Erteilung  des  Fürstenrauges  an  l'ersoneu,  die  keinen 
reichsunmittelbaren  Besitz  hatten,  die  bis  auf  Ferdinand  II.  in 
Deutschland  eingehaltenen,  und  erst  von  ihm  verletzten  Rechtsgewohn- 
heiten.  Die  deutschen  Reichsstilnde  hatten  zwar  gegen  die  Eiteilung 
des  Fürstentitels  an  Eggenberg,  Lobkowitz  und  Albrecht  von  Wald- 
stein keinen  Protest  erhol)en,  würden  dies  aber  sicher  gethan  haben, 
wenn  der  Ivaiser  mit  solchen  Titel  Verleihungen  fortgefahren  hätte. 
Die  genannten  Grafen  einigten  sich  daher,  den  Kaiser  zu  er- 
suchen, dafs  ihnen  und  ihrer  Nachkommenschaft  durch  die  neue 
Landesordnung  der  Rang  unmittelbar  nach  den  Füi*sten,  also  der  Vor- 
sitz nicht  blofs  vor  dem  ganzen  übrigen  Herrnstaude,  sontiern  auch 
vor  den  obersten  Beamten,  die  den  Sitz  nach  den  Fürsten  hatten, 
eingeräumt  werde,  und  wiesen  zur  Begründung  ihrer  Bitte  darauf 
hin,  dais  ihre  Kinder  Gefahr  liefen^  hinter  den  Nachkommen  der  nun 
in  den  Hen-ustand  erhobenen  Personen,  wenn  dieselben  zu  einem 
obersten  Landesamt  befördert  würden,  zu  sitzen ;  ja  sie  wulltee  sogar 
den  Vortritt  vor  allen  Reicbsgrafen  in  Anspruch  nehmen,  und  nur 
die  Bedächtigkeit  Slawatas,  der  darauf  aufmerksam  machte,  dafs  die 
Grafen  im  Reich  sich  nie  diesen  Ausprilchen  fligen  würdeu,  scheint  sie 
zur  Mäfsigung  ihrer  Ansprüche  bewogen  zu  haben  *.    Alle  drei  waren 


*  Gerade  so  wie  Ferdinand  IL  mit  der  Erteilung  des  Füratentitels  den  Anfang 
gemacht,  ohne  dafs  tlie  so  AuBgezeichneten  über  einen  reichsnomittetbaren  Besitss 
verfiigten,  so  erteiUe  er  aut-h  den  Relchsgrafentiiel  ^  ohne  dafs  die  so  Betitelten 
ßicli  mit  den  wirklichen  Reichsgrafen  hätten  verijleiclien  können.  Die  von  ihm 
und  seinen  Nachlolgern  in  den  Fürstenstand  Erhobenen  kauften  aber  spiUer  reichs- 


aber  damit  einvei-stantlen ,   dafs  der  Hen-nstand  um   Erneuerung  des 
von  Wladislaw   II,  erteilteE   ?ri%ilej?iiiiMS  ei-südien,    der    Eintritt   in 
denselben   also  nicht   vod   der  Giiatle  des  Kaisers,  sondern  von  dem 
Alter   der   Familie    und   von   der  Zustiiinnunp;  des  Hemistandes  ab- 
hänjsris:   bleiben   sollet    Zum   mindesten   sollten  in  der  Zukunft  neii- 
^eadelte  Personen  nicht  nielir  in   den  Herrnstand  und  noch   weniirer 
in   den    alten    Herrnstand    erliohen    werden*    Die   Wünsche  der  drei 
her^^orra^enden   Edelleute   nach   einer  priviles^ierten   Stellung   f analen 
beim  Kaiser  Beachtung;  trotzdem  wurden  sie  nicht  vollständig  erftlllt, 
wahrscheinlich  weil  sicli  ihre  Stand es^enossen  dagegen  sträubten,    Der 
Kaiser  erteilte  den   drei  Herren  nur  für  ihre  Person  die  anfjestrehte 
Stellung?,  ihren  erstf^eborenen  Söhnen  und  deren  Nachkommen  in  der 
Erstiieburt  (also  nicht  der  iranzpn  Nachkommenscliaft)    wollte    er  nur 
den  Sitz  vor  dem    übricren  Herrnstande,    aber   hinter   den    obersten 
Landesbeamten    zujrestehen.      Marti nitz    tnm   die   Vereitelung;   seiner 
h och fli ehrenden  HoÜnungen  schwer,   aber  auf  das  Zureden  des  sanften 
und    untei-thänigen    Slawata    gab    er    nach    und    schlug    nur    einige 
Änderuniien   in   dem  ihm  mi  ticket  eilten  Koneepte  der  kaiserlichen  Ent- 
schliei'sung  vor.    Slawata  setzte  ihm  jedoch   auseinander,    dafs   auch 
eine  Änderun^^  der  kaiserhchen   Beschlufsfasaung  nicht  mehr  möglich 
sei  und  teilte   ihm   mit,    dafs  er  dem  Kaiser  für  die  erteilte  Gnade 

J6.^fl«i.t.  bereits  «gedankt  habe.  Wolle  Martinitz  trotzdem  eine  Änderung 
durchzusetzen  suchen,  so  möge  er  es  auf  eigene  Gefahr  thun^.  Dafs 
Slawata  sich  dem  kaiserlichen  Spruche  sogleich  fugte  und  seine  Ge- 
nossen zur  Nachgiebigkeit  mahnte,  hatte  wohl  darin  seinen  Grund, 
dafs  er  anderer  kaiserlicher  Auszeichnungen,  die  blofs  ihm  und  seiner 
Familie  gelten  sollten,  gewärtig  war.  Thatsäehlich  erteilte  ihm  der 
Kaiser  bald  darauf  das  Becht,  in  Anbetracht  dessen,  dafs  seine  Frau 
eine  Tochter  des  letzten  Herrn  von  Neuhaus  war,  sich  den  Titel 
eines  „Kegierers  des  Hauses  Neuhaus,  Chlum  und  Koschumberg"  bei- 
zulegen und  diesen  Titel  auch  auf  seine  Nachkommen  nach  iler  Erst- 
geburt zu  vererben.     Damit  war  das  Füllhorn  der  kaiserlichen  Gnade 

ifi.  Mal   nicht  erschöpft;  im  folgenden  Jahre  dehnte  der  Kaiser  das  Privilegiura 
des  Vorsitzes  auf  Slawatas  erstgeborene   Nachkommen  in  der  ganzen 
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immittelbare  Besitzimgen   iiüd  wurden  darauf  zur  Fürsteubank  auf  dem  Reichstage 
ziigt')a«s(?n. 

*  Archiv  Ton  Neuhaiis:  Gesuch  der  Herren  ?on  Slawata,  Adam  von  Wal< 
und  von  Martinitz  an   den   Kaisfr;  undatiert.    ErwÄgungen  Slawatas  über  diescfl" 
Gesuch  dd.  21.  Judi  162^  und  Bemerkungen  Martinitz'  zn  diesen  Erwfigungön. 

■  Archiv  von  Neuhaus:   Martinitz  an  Slawata  dd-  10.  September  1626, 
fjuem  PoGtskriptum.    Siawata  an  Martinit«  dd  16.  September  1625» 
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Ausdehnung  aus,  in  der  sich  dessen  Wilhelm  Slawata  erfreute.  Ihm 
wurde  also  ein  Vorzug  eingeräumt,  um  lien  sich  Martinitz  und  Aiiain 
voE  Wahlstein  vergeblich  hemtlht  hatten.  Gleichzeitig  befahl  der 
Kaiser,  dalis  dieses  Pnvüe^um  in  die  neue  Laodesorduung  ein- 
geschaltet werde.  Bei  dieser  Gelegenheit  geschah  auch  des  den 
Herren  von  \fartinitz  und  Atlani  Waldstein  erteilten  Pnlegiums  Er- 
wähnung, und  gleielizeitig  wurde  dasselbe  auch  auf  den  Grafen  von 
Trauttinansdorff  und  seine  ei-stgeborenen  Nachkounnen  ausgedehnt*. 
Mittlerweile  war  der  Dnick  der  deutscheu  Ausgabe  der  revidierten 
Landesordnung  zu  Ende  gediehen.  Der  Kaiser  versah  dieselbe  mit 
einer  einleitenden  Vorrede,  die  er  am  10,  Mai  unterzeichnete  und  in 
der  er  die  Grtlnde  fl^r  die  Unterschiede  zwischen  der  alten  und  der 
iietien  oder,  wie  sie  offiziell  fortan  bezeichnet  wurde,  der  „ver- 
neuerten"  Landesordnung  angab.  Er  habe  sich  zunächst  veranlafst 
gesehen,  „gegen  jene,  die  sich  gegen  ihn,  als  die  von  Gott  eingesetzte 
iU*dentliche  Obrigkeit  aufgelehnt  und  der  hochahscheulicheu  Rebellion 
teilhaftig  gemacht ,  andern  zum  Exemi>el ,  jedoch  nicht  ohne  Ein- 
wendung seiner  angebornen  Milde  und  Moderation  desjenigen,  so  die 
Schilife  des  Rechtes  mit  sich  gebracht  hätte/  strafend  aufzutreten, 
jene  aber,  die  sicli  treu  erwiesen,  obwohl  das  „Königreich  in  forma 
universitatis  rebelliert"  und  ^rlieber  das  Vaterland  verlielsen,  als  ihm 
zuwider  zu  sein>  in  Ehren,  Würden  und  Gnaden  zu  belohnen/  Nach- 
dem auf  diese  Weise  dem  Rechte  Genüge  geschehen,  sei  er  darauf  be- 
dacht gewesen,  „wie  das  Koni gn och  in  eine  solche  Verfassung  gebracht 
werde,  dals  der  Respect  und  Gehorsam  gegen  Uns  und  Unsei'e  Erben 
erhalten"  und  unter  der  HeiTSchaft  eines  gleich niftfsigen  Rechtes  und 
einer  Religion  den  Unterthanen  die  nötige  Ruhe  und  Einigkeit  ge- 
sichert werde.  In  der  vemeuerten  Landesordnung  habe  er  deshalb 
die  „Fundameute  und  Gmndfesten  gewahrt,  welclie  sich  alle  christ- 
lichen Potentaten  in  der  Verfassung  eines  Regiments  billig  angelegen 
sein  lassen"  (d.  h.  seine  königliche  Auktorität  ausgedehnt  und  deshalb 
das  öffentliche  Recht  geändert),  das  Privatrecht  dagegen  soviel  als 
möglich  beim  alten  belassen  und  nur  ^nach  den  im  rtknischen  Reich 
und  in  seinen  anderen  Königreichen  und  Landern  gtlltigen  Satzungen 
in    etwas    korriiriert."      Bei    alledem   habe   er  sich    nicht   allein  „die 


'  Archiv  von  N<-uhaiis:  Kaiserliehe  Kntschliefsung  thl.  *i  Oktolier  1625. 
F'erdinaud  II.  an  den  Ivardiual  Dietrichsteiu  dd.  30,  Oktober  1625,  FerdioandÄ  II, 
Dekivi  in  Bezug  auf  den  Titel  Slawataa  als  Regierer  des  Hanses  Neuhaus,  Chliini 
und  Kobchnrnberg  dd,  1,  November  1625.  Ferdinands  IL  Frivilegiiim  für  die 
Nachkoramen  Slawatas  dd.  18.  Mai  1^26.     Erneuerte  Landesordming  Artikel  A  29. 
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könip:liche  Macht,  solche  Unsere  Laudesordnuag  zu  mehren,  zu  bessern 
und  was  sonst  das  Jus  lejiis  ferendip  mit  sich  brinpt»  vorbehalten, 
sondern  sich  auch  p^ädi^'  erboten »  diejenigen  Fälle ,  so  in  dieser 
Landesorduung  nicht  befjiiffen,  und  hielievor  nicht  dui"ch  gescbriebeues 
Recht,  sondern  vielmehr  nach  Befund  dei*  Kechtsbeisitzer  und  et  wann 
auf  vorhergegangene  Priljudicia  erörtert  worden^  durch  Constitutiones 
re^ias  zu  entscheiden."  Welche  Bedeutung  diese  SiUze  hal>eu,  wurde 
bereits  erörtert.  —  Die  Vorrede  war  nicht  blofs  vom  Kaiser 
sondern  auch  von  dein  Kanzler  Lobkowitz,  von  dorn  deutschen  Vice- 
kanzler  Xostitz  und  von  dem  Sekretär  der  höhmischen  Fvanzlei  Raus 
Rasper  unterzeichnet.  Der  Kanzler  hat  auf  diese  Weise  seinen  Namen 
einem  Werke  beigefügrt,  mit  dem  er  nicht  einverstanden  war,  an  dessen 
Ansarheitnng  ei-  nur  geringrii  Anteil  genommen  und  bei  dessen  Schlufs- 
redaktion  er  sogar  absichtlich  beiseite  geschoben  worden  war.  Letzteres 
ergiebt  sich  nicht  nur  ans  den  Beratungsprotokollen,  sondern  auch  aus 
dem  Berichte  des  wohlinformierten  baynschen  Gesandten  am  Wiener 
Hofe,  Doktor  Llibker.  Als  die  erneuerte  Landesordnung  publiziert 
wurde,  schrieb  dieser  an  seinen  Herrn,  „dafs  man  damit  so  still  luu- 
gegantiien  sei  und  seihst  dem  böhmischen  Kanzler»  der  doch  Ihrer 
Majestät  allzeit  getreu  gewesen,  das  geringste  nichts  davon  ge- 
sagt, geschweige  zu  der  Konsultation  zugezogen,  bis  alles  schon  zu 
Papier  gebracht  und  den  Typographen  zum  Druck  übergelten  wonleu." 
Der  Kanzler  selbst  äufserte  sich  über  die  neue  Landesordnung,  als 
sie  zu  seiner  Keuntois  gelaugte  und  er  sie  mit  seiner  Unterschrift 
vei-seheo  niuJ'ste,  nuishilligcnd.  Seiner  Frau  schrieb  er:  „Glaube  mir 
mein  Engel,  sowie  Gott  ein  Wunder  mit  dem  Majestätshrief  gemacht 
und  jene,  die  sich  seiner  erfreuten,  in  Scham  und  Reue  versetzt  wurden, 
m  werden  auch  die  Anhänger  dieser  Gesetze  (der  erneueiteu  Landes- 
ordnung) sich  schämen  und  Reue  empfinden".  Dafe  er  seine  Unter- 
schrift dem  von  ihm  mifsbilligten  Werke  nicht  verweigerte,  während 
er  doch  seiner  Zeit  die  Cntei-schrift  «les  Majestätslmefes  abgelehnt 
hatte,  darf  man  ihm  wohl  als  Schwäche  anrechnen,  aber  bei  seiner 
unerschtitterlichen  Anhünglichkeit  an  das  Kaiserhaus  und  bei  seiner 
Gegnerschaft  gegen  den  Aufstand  ist  diese  Scfrwäche  erklärlich,  denn 
die  Verweigerung  seiner  Uüterschrift  hätte  als  eine  nachträg[liche 
Billigung  des  Aufstandes  gedeutet  werden  können.  Dafs  ihm  wiegen 
seiner  ablehnenden  Haltung  -iegenülter  der  Verkürzung  der  böhmischen 
Rechte  die  Sonne  der  kaiserlichen  Gnade  nicht  mehr  leuchtete,  dessen 
war  er  sich  wohl  bewnfst;  er  fügte  sich  jedoch  in  dieses  Schicksal 
und  verschmähte  es,  sich  die  kaiserliche  Gunst  durch  Verleugnung 
seiner  Überzeugung  zu  erkaufen.    „Glaub'   mir" ,  so  schrieb  er  zum 
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Schlüsse  an  seine  Frau,  „die  Zeit  wird  koiimien,  wo  man  die  Fürstin 
von  Lobkowitz  aud  den  Zdenko  (den  Kanzler  selbst)  wieder  boch- 
schätzen  wird,  denn  wir  haben  keine  Schlechtii^keiten  beganijjen,  wir 
waren  treu  gejien  Gott  und  ^egen  die  Kaiser  Rudolf,  Mathias  un<l 
Ferdinand  und  haben  alle  bewogen  (nicht  um  Geld,  sondern)  um 
Gotteswillen  zu  dienend" 

Aufh  Lenker  tadelte  die  Landesordnuug  wegen  ihres  absolutisti- 
schen Inhalts,  uauientlieh  weil  er  fürchtetej  dafs  der  Kaiser  und  seine 
Anhänger  ähnliches  in  Deutschland  versuchen  konnten.  Zur  Zeit,  wo 
er  nach  München  schrieli  (im  Juli  1G27),  fjelmt  Wahlstein  über  ein 
mächtiges  Heer,  mit  dorn  er  eben  im  Begriife  wai",  aus  Schlesien  ins 
Reich  zu  rücken;  am  Wiener  Hofe  sprach  man  davon,  dals  man  die 
Gelegenheit  benutzen  müsse,  Deutschland  zu  einem  ^monarchischen 
Staat"  umzuwandeln,  Lenker  meinte,  dais  man  das  Erbgesetz  der 
neuen  böhmischen  Landesordnung  auch  auf  Deutschland  werde  zur 
Anwendung  bringen  wollen,  zwar  nicht  aus  tlems^i^lben  Äiilafs,  me  in 
Böhmen,  aber  doch  i,aus  demselben  Grunde,  nändich  um  die  Hoheit 
des  Kaisers  besser  zu  stabi Heren."  Er  tadelte  auch  jenen  Artikel  der 
neuen  Landesordnung,  nach  welchem  bei  dem  Thronantritt  eines  neuen 
Königs  die  StiUide  nicht  blofs  zu  einer  eiiifacbeu  Huldigun^%  sondeni 
auch  zur  Erbhuldigung  für  den  künftigen  Nachfolger  verhalten  wurden, 
Lenker  liob  henor,  dal^  sieh  der  Kaiser  an  die  Zusage,  nichts  von 
dem  Königreich  zu  veralienieren,  nicht  halte,  indem  er  erst  neulich  das 
Krongut  und  Fürstentum  Sagan  dem  Waldstein  verkauft  habe.  Dafs 
der  Kaiser  sich  allein  das  Recht  zur  Berufung  der  Landtage  vor- 
behalten^  weckte  nach  dem  Berichte  Leukers  auch  bei  den  obersten 
Landesbeamten  die  Sorge,  er  oder  einer  seiner  Nachfolger  würden 
überhaupt  jegliche  Verfassung  abschaffen  und  den  monarchischen  Staat 
in  eine  Tyrannei  (d.  b.  in  den  nackten  Absolutismus)  umgestaUen. 
Insbesondere  stiefs  sich  Lenker  au  den  Artikeln  A  6  und  7,  von  denen 
der  erstere  den  Ständen  selbst  Voi-schläge  zu  machen  unter  schweren 
Strafen  verbot  der  letztere  den  Mitgliedern  des  Landtages  nur  je  in 
eigenem  Namen  und  nicht  im  Namen  Gleichgesinnter  zu  reden  er- 
laubte. Auch  Artikel  8,  welcher  dem  Könige  allein  das  Gesetzgebungs- 
recbt  zuwies,  errege  das  lebhafteste  Mifsfallen  der  Böhmen ;  mau  habe 
erwartet,  dafs  der  Kaiser  bei  neuen  Gesetzen  wenigstens  die  Zustim- 
mung der  obersten  Landesoffiziere  einholen  oder  zum  mindesten  nichts 


*  Archiv    von  Ruiidiütz:   Der  Kanzler  Lobkowitz   an   seine   Frau   dd.  (ohne 
Tagesangabe)  1627.  —  Münchner  Stiiatsarchivt   Lenker  an  Maximilian   dd-  7.  Jnli 
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ohne  ihr  Vorwissen  thun  werde,  statt  dessen  schreibe  er  sich  allein 
das  Gesetzgebungsrecht  in  der  umfassendsten  Weise  (in  terminis  gene- 
ralissimis)  zu.  Endlich  tadelte  Lenker,  dafs  der  Kaiser  sich  allein  das 
Recht  der  Kriegserklärung  und  Kriegführung  zugesprochen  und  die 
unter  Kaiser  Rudolf  11.  aufgehobene  Güterkonfiskation  wieder  ein- 
geführt habe,  während  gleichzeitig  Waldstein,  einer  der  Miturheber 
der  neuen  Landesordnung,  sich  das  Privilegium  erwirkt  habe,  dafs, 
wenn  irgend  einer  seiner  Nachfolger  sich  eines  Verbrechens  schuldig 
machen  und  deshalb  Leben  und  Gut  verwirken  würde,  die  ihm  weg- 
genommenen Güter  dem  nächsten  Agnaten  übergeben  werden  sollten. 
—  So  abträglich  sprach  sich  über  die  erneuerte  Landesordnung  der 
Diener  eines  Fürsten  aus,  der  doch  wahrhaftig  auch  nicht  ftlr  ver- 
fassungsmäfsige  Zustände  schwärmte,  aber  wenigstens  die  Freiheiten 
in  seinem  Besitztum,  wie  er  sie  vorfand,  ungeschmälert  liejfe  und  von 
spanischem  Absolutismus  nichts  wissen  wolltet 

Am  29.  Mai  war  die  Vorrede  zur  erneuerten  Landesordnung  ge- 
druckt und  die  Exemplare  waren  zur  Versendung  bereit.  Der  Kaiser 
schickte  dieselben  an  dem  genannten  Tage  nach  Prag  mit  dem  Be- 
fehle ab,  je  ein  Exemplar  an  alle  königlichen  Tribunale  und  Ex- 
peditionen, an  die  Prager  Städte  und  an  sämtliche  Kreisstädte  zur 
künftigen  Damachachtung  abzuliefern.  In  seiner  Zuschrift  an  die 
obersten  Landesbeamten  teilte  er  mit,  dafs  es  seine  Absicht  gewesen 
sei,  die  böhmische  Ausgabe  gleichzeitig  mit  der  deutschen  zu  ver- 
öffentlichen, allein  dies  sei  wegen  anderer,  wichtiger  Geschäfte  nicht 
möglich  gewesen.  Die  bereits  angefertigte  Übersetzung  schickte  er 
nach  Prag,  befahl  eine  genaue  Durchsicht  derselben  betreffe  ihrer 
Richtigkeit  und  beauftragte  mit  dieser  Arbeit  den  Grafen  von  Martinitz, 
Friedrich  von  Talmberg,  Paul  Michna,  Pfiblk  JeniSek  und  Humprecht 
öemln  mit  dem  Zusätze,  dafs  sie  auch  andere  wohlqualifizierte  Per- 
sonen zu  dieser  Arbeit  heranziehen  und  Acht  haben  sollten,  damit 
nicht  eine  oder  die  andere  Stelle  unrichtig  übersetzt  würde.  Denn 
„da  etwann  in  einem  oder  dem  anderen  Punkt  die  böhmische  Version 
mit  dem  Deutschen  im  Sensu  nicht  übereinstimmen  würde, 
solle  dieselbe  vor  unkräftig  gehalten  werden."  Der  deutsche  Text 
wurde  also  ftlr  alle  Zukimft  als  der  authentische  erklärt  Zum 
Schlüsse  befahl  er,  dafs  der  Druck,  der  in  Prag  vor  sich  gehen  sollte, 
binnen  zwei  Monaten  fertig  zu  stellen  sei  und  versprach  auch,  recht- 
zeitig die  Übersetzung  der  Vorrede,  mit  seiner  eigenen  Unterschrift 
versehen,  einschicken  zu  wollen.  Die  fertigen  Exemplare  sollten  dann 

»  Der  oben  citierte  Brief  dd.  7.  Juli  1627. 
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an  alle  jene  Oile  verschickt  werden ,  wohin  die  deutsehen  verschickt 
worden  waren  \  Soweit  es  bekannt  ist,  f^jedieh  der  r>riick  dos  böliud- 
schen  Textes  nur  bis  zum  17.  Bogen;  darauf  wurde  derselbe  ein- 
gestellt und  nicht  weiter  fortgesetzt.  Was  der  Gi'und  dieser  offen- 
haren  Mifsiichtung  der  slavischen  Einwohnerschaft  Röhinens  war,  ist 
nicht  sichergestellt, 

>lit  der  Zuschrift,  welche  die  Übei-sendiing  der  erDeuertcß  Landes- 
ordnung begleitete,  überschickte  der  Kaiser  gleicbzeitig  eine  Bestätigung 
der  Landesprivilegien.  In  diesen  erklärte  er,  da  er  das  Königreich 
mittelst  kostbarer  Rüstungen  durch  das  Schwert  wieder  gewonnen,  sei 
er  eigentlich  befugt  gewesen,  alle  Privilegien,  soweit  sie  die  Verfassung 
und  die  Gesamtheit  der  Stände  betrafen,  zu  kassieren;  er  thue  dies 
aber  aus  angeborener  Milde  und  um  jener  willen  nicht,  die  lieber  ihr 
Vaterland  verlassen,  als  ihre  Treue  verletzt  hatten;  ferner,  weil  fast 
das  ganze  Königreich  katholisch  geworden  sei  und  viele  seiner  ge- 
treuen RiUe  sich  in  demselben  angesiedelt  hätten.  Er  bestätige  daher 
alle  jene  Pnvilegien  und  Freiheiten,  die  mit  der  erneuerten  Landes- 
ordnung nicht  im  Widerspruche  stünden.  Zum  Schlüsse  versprach  er, 
keine  Steuern  ohne  Zustimmung  des  Landtags  zu  erheben,  nur  gute 
Münze  im  Lande  kureieren  zu  lassen  und  alles  zu  thun,  was  den 
Handel  befördern  würde*.  Offenbar  wollte  er  durch  diese  Ver- 
sprechungen den  schlechten  Eindrack,  den  die  Publikation  der  er- 
neuerten Landesordnung  voraussichtlich  machen  mufste,  mildern  und 
wenigstens  die  Hoflfnimg  auf  bleibende  Besserung  der  GeldverhäU- 
nisse  beleben. 

Die  Besti^tigung  der  Privilegien  hätte  allerdings  einige  Befriedi- 
giiug  erzeugen  können,  wenn  dieselben  einzeln  angeführt  worden 
wären  und  man  sich  überzeugt  hätte,  dafs  dieselbe  etwas  bedeute. 
Als  der  Kaiser  im  folgenden  Jahre  die  erneuerte  Landesordnung  für 
Mähren  veröffentlichte,  welche  bezüglich  des  öffentlichen  Rechtes  fast 
gleichlautend  mit  der  böhmischen  war,  bestätigte  er  auch  alle  mähri- 
schen Privilegien,  soweit  sie  mit  der  neuen  Landesordnung  nicht  im 
Widerspruch  seien,  und  diesmal  führte  er  sie  zugleich  einzeln  an. 
Unter  denselben  befanden  sich  jene,  welche  die  Selbständigkeit  der 
Krone  Böhmen  garantierten  und  die  Stünde  von  jeder  Pflicht,  dem 
Könige  bei  Kriegszügen  aufserhalh  des  Landes  behilflich  zu  sein,  los- 
sprachen, jede  Schmftlerung  des  Krongebietes,  jede  Steuerzahlung  von 


'  Archiv  des  k.  k»  >lintsterii»ns  des  Innern:   Ferdinand  11-  an  die  obersten 
Landesbeanilen  dd.  29.  Mai  1627. 

*  Ebenda;  KonfimiAtion  der  rrivilegien  dd.  29.  Mai  1627. 
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der  Zustiiiiinung  der  Stände  abhiinfri^'  inacliteu  imd  Fremde  von  der 
Bekleidunfi  der  Ämter  und  dein  Besitze  der  Güter  aussdilassea  ^  Auf 
diese  Rechte  konnte  auch  Böhmen  Ansprucli  erheben,  denn  sie  standen 
nicht  im  Widcrspnicli  mit  der  Landesordnuny:.  Dfigegen  können 
Pri Vliesen,  die  Ferdinand  II.  für  Miihren  nen  bestätigte,  Mrie  z.  B. 
jenes,  wekhes  die  Zalil  und  den  Stand  der  Personen  bestininite,  mit 
denen  das  Landrecht  besetzt  werden  sollte,  und  das  Vorschla|:sreclit 
bei  der  Besetzung:  des  Landesliauptmanns,  des  Kümmerers  unt!  der 
obersten  Laodricliter  den  Ständen  Mährens  eioräumte,  nicht  auf 
Böhmen  bezoiren  werden*  sie  ^ralten  nur  für  Mälireu  allein  und  standen, 
wie  z.  B.  das  Vorschlatrsrocht  bei  der  Besetzung'  der  obersten  Beamten 
mit  der  erneuerten  böhmischen  Landesordnung  geradezu  im  Wider- 
spruch. Durch  die  all^emeio  lautende  Bestiiti.rrunir  der  Privilegien, 
iüHOweit  sie  mit  der  neuen  Landesordnung  nicht  im  Widei'S[)ruch 
ständen,  räumt-e  also  Ferdinand  IL  den  Ständen  dieses  Landes  keine 
wesentlichen  Rechte  ein:  einzig  und  allein  die  Selbständigkeit  der 
Krone  Böhmen  wurde  durch  dieselbe  gewahrt"^'. 

Drei  Privilegien  wurden  indessen  vom  Kaiser  auch  bezüglich 
Böhmens  ausdrücklich  genannt:  der  Majestätsbrief  Rudolfs  U.,  der 
den  Utraquisten  Freiheit  des  Glaultensbekeimtnisses  zugestand»  und 
jenes  Gesetz,  durch  welches  Rudolf  die  Strafe  für  alle  Verbrechen  auf 
blofse  Freiheit«-  und  Lebensstraten  bescliränkte  und  die  Gnterkonfis- 
kation  aufhob;  obgleich  der  Kaiser  schon  in  ävr  ernouerlen  Landes- 
ordnung  die  Alleioherrschaft  der  katholischen  Kirche  aus<^esprochen 
und  die  Güterkonfiskation  ausdrücklich  wieder  eingefilhrt  hatte,  konnte 
er  sich  nicht  vei'sageu,  die  gegenteiligen  Bestimujungen  früherer  Heir- 
scher  ausdrücklich  aufzuheben.  Das  dritte  Privilegiimi ,  welches  er 
im  Gegensatze  hiezu  bestittigte,  war  das  Wladislaws  IL  dd.  17.  März 
1502  j  welches  bestimmte ,  dafs  niemand  in  den  Heirnstand  auf- 
genommen werden  sollte,  es  sei  denn,  dafs  er  im  vierten  Gliede  seine 


*  Die  Privilegien,  in  ileneD  diese  ZugestüiKlnisse  enthaUen  sind,  sind  das 
Privilegium  K.  Johanns  dtl.   14.  Juli  1311  und  Karls  JV.  tkl.  27.  September  1355. 

'  Siehe  Kalousek  S,  458— 461^  welcher  aus  iler  Anfiihrang  der  für  die  Mäbrer 
bestätigten  Dokumcote  den  Schlufs  zieht,  dafs  die  stiiatlicbe  Selhständigkeit  der 
Krone  Böhmen  vou  Ferdinand  U.  auch  nach  der  Publikation  tter  erneuerten  Landes- 
ordiiuDg  anerkunnt  worden  und*  dafs  die  dieselbe  antastenden  Verihgungen  Maria 
Theresias  und  Kaiser  Josephs  in  Widerspnifh  mit  derselben  geschehen  seien. 
Ersteres  ist  richtig  j  Ferdinand  II.  hat  in  keiner  seiner  gesetzlichen  V^rfiigungen 
die*<elbe  verletzt,  sondern  sir  direkt  oder  indirekt  anerkannt;  aber  er  selbst  hat 
sich  faktisch,  ho  wohl  in  militärischen  als  in  (inanziellen  Angelegenheiten  nicht  um 
sie  gekümmert  und  in  den  wichtigsten,  Bölinien  betrelfendeii  Angelegenheiten  sich 
des  Hates  nicht  böhmischer  Staatsmänner  bedient. 
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AbstauimUDg    von    einem    Angeböiigen    tles    Ritterstandes    uaehwies  i 

und  für  seine  Anfnahine  die  ZustimmuDg  des  llerrnstandes  luid  des  1 

Königs  einireliolt  habe.     Es   war  das  f&r  den  Herrnstaud  ein  gewich-  1 

liges  ZugestÄudnis,  da  es  seine  Keihen  %'or  dem  Zutritt  Xeugeadelter  1 

schtltzte.     Aber  sowie  Ferdinand  II,  vor  der  Bestätigung  dieses  Privi-  " 

legjums  Personen  in  den  HerrnstAnd  erhoben  hatte,  welche  diesen 
Bedingungen  nicht  entspra^^hen,  so  hielt  er  sich  auch  spiUer  nicht  an 
seine  Bestätigung;  ja,  er  hob  später  ausdrücklich  das  jetzt  gemachte 
Zugeständnis  auf. 

Unmittelbar  nach   Kumlniachung  der  erneuerten  Landesordnung  J 

hatte   der   Kaiser  die  Genugthuung,    dals  einer   seiner   grimmigsten  I 

Gegner,  der  ehemalige  Kanzler  des  Winterkönigs»  Wenzel  Wilhelm  I 

von  Ruppa,  an  seiner  Sache  verzweifelnd,  an  den  Kanzler  ein  demütiges  I 

Schreiben  richtete,   worin  er  um  Verzeihung  bat,   und   sein  frijheres  1 

Vorgeben  mit  allerlei  Lügen  beschönigte.  Es  war  gewifs  eine  kluge 
Politik,  welche  tleo  Kaiser  bewog,  den  angesuchten  Pardon  zu  erteilen  i 

und  die  Anwesenheit  Rui>i>as  in  Böhmen  zu   einer  Zeit  zu  gestatten,  1 

in  welcher  alle  Protestanten  aus  dem  Lande  ausgewiesen  oder  mit  der  1 

Ausweisung  bedroht  waren.    Buppa  war  so  gleichsam  ein  lebendiges  1 

Wahrzeichen  des  kaiserlichen  Sieges  ^  1 

W^ie  sehr  der  Kaiser  von   seiner  ungemesseneu  Auktoritilt  auch  I 

nach  der  Erteilung'  der  erneuerten  Landesordnung  Gebrauch  machte, 
zeigte  sich  bald  iiaraiif  in  einer  neuen,  ohne  Berufung  des  Landtages 
ausgeschriebenen  Steuer  und   in  einenj  neuen  JudenprivilegiunL     Seit 
der  Wiederaufrichtung   der   kaiserlichen  Hen-schaft   waren  die  Juden 
durch  erzwuDgene  Anlehen  und  durch  erhöhte  Steuern  nicht  wenig  be- 
drückt worden,  aber  andererseits  hatte  sie  die  Regierung  in  ihrem  Er- 
werbe,   namentlich  gelegentlich  der  durch   Bassevi  geführten   Münz-  i 
geschäfte  gefördert.     Die  Verbindung  dieses  Juden  nnt  Liechtenstein  1 
durch   den   Müozvertrag   bewirkte,    dafs   der  Statthalter    der    Prager  I 
Judengemeiudeden  Ankauf  einiger  auf  der  Altstadt  gelegenen  und  an  die 
Judenstadt  grenzenden  Iliiuser  gestattete,  eine  Vergünstigung,  die  nicht  J 
hoch  genug  angeschlagen  werden  konnte.    Ein  Verdienst  Bassevis,  der            " 
bei  der  Prager  Judengemeinde   seit  dem  Jahre  1621   die  Stelle  eines 
Primas  vei"sah,   war  es  wohl  auch ,   dafs   der  Kaiser  die  Christen  und  3.  r«bmM 

1682. 

Juden  in  den  Zoll-  und  Mautabgaben  gleichstellte,  also  nicht  gestattete, 
dals  von  den  letzteren  ein  Zoll  oder  eine  Maut  erhoben  wurde,  wo 
die  Christen  frei  ausgingen,    und    dafs  er  ihnen  einige  Tage  später 


*  Münchner  StaAtsarchiv :  Leuker  an  Maximilian  dd.  30.  Juni  1627.    Memoiren 
Slawatas. 
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lei».  (23.  Februar)  die  Freiheit  gab,  sich  in  allen  Städten  des  Landes,  so- 
wie in  den  Märkten  und  Dörfern  seiner  eigenen  Herrschaften  und 
überhaupt  tiberall,  wo  ihnen  dies  gestattet  wurde,  anzusiedeln  und  da- 
selbst Handel  und  Gewerbe  zu  treiben.  Dieser  Gnaden  machten  sieh 
die  Juden  dadurch  würdig,  dafs  sie  dem  Kaiser  in  seinen  Nöten  mit 
Darlehen  aushalfen;  so  liehen  sie  ihm  entweder  im  Jahre  1622  oder 
1623  die  Summe  von  80  000  Gulden  unter  der  Bedingung,  dafs  ihnen 
halbjährig  5000  zurückbezahlt  würden  und,  als  er  diese  Bedingung 
nicht  einhalten  konnte,  bewilligten  sie  ihm  ein  Moratorium ^  Aus 
diesen  Umständen  erklärt  sich,  dafs  der  Kaiser  einige  Jahre  später 
(im  Jahre  1627)  die  Juden  in  Böhmen  und  Schlesien  gegen  Zahlung 
12.  Aoguft  von  40  000  Gulden  von  jeglichen  Steuern  befreite,  die  von  den  Land- 
tagen oder  sonstwie  ihnen  auferlegt  werden  würden,  sowie  auch  von 
der  Zahlung  des  Kammerzinses  im  Betrage  von  2000  Thaler,  den  die 
Prager  Gemeinde  jährlich  neben  den  Steuern  hatte  entrichten  müssen. 
Zugleich  bestätigte  er  alle  sonst  ihnen  von  früheren  Herrschern  er- 
teilten Privilegien,  berechtigte  sie  zum  Besuche  aller  Märkte  und  zum 
Betriebe  von  Handwerken,  das  letztere  jedoch  nur  für  ihren  eigenen 
Bedarf^.  Die  Begünstigung,  welche  der  Kaiser  den  Juden  zu  teil 
werden  liefs,  stand  mit  der  öffentlichen  Meinung  im  Widerspruch. 
Am  stärksten  äufserte  sich  dies  in  Jungbunzlau,  als  die  Juden  daselbst 
zu  den  städtischen  Auslagen  nicht  mehr  beisteuern  wollten,  weil  sie 
sich  durch  das  kaiserliche  Privilegium  gegen  jede  anderweitige  Be- 
steuerung gedeckt  glaubten,  und  aus  diesem  Grunde  auch  für  21 
Christenhäuser,  die  sie  im  Laufe  der  letzten  Jahre  angekauft  hatten, 
die  Gemeindesteuern  nicht  erlegen  wollten.  Die  Stadt 'ersuchte  des- 
halb die  Statthalter,  die  Juden  aus  der  Stadt  auszuweisen  und  ihnen 
zu  befehlen,  sich  neben  derselben  einige  Wohnhäuser  zu  b<auen;  sie 
bt»gi*ündete  dieses  Gesuch  mit  dem  unerträglichen  Schmutz  und  Ge- 
stank, den  die  Juden  ükMall  um  sich  verbreiteten,  und  mit  der  Frech- 
heit, mit  der  sie  den  christlichen  Gottesdienst  störten.  Sie  hätten  u.  a. 
sogar  auf  den  Kapuziner  Joseph  aus  ihren  Fenstern  Unrat  ausgeschüttet. 
Auch  Altbuuzlau.  Brandeis  an  der  Elbe  und  Ro3^.d'alo>ic  erhoben  ahn- 


»  IxAkonitxor  Stadiaivbiv:  Venmlnimg  Fenlinantls  IL  dd.  3.  Februar  1623. 

Böhi«isohe$  Su^tthaltor\M;\n:hiv :  Judenphvilegium  dd.  23.  Febniar  1623.  —  Archir 
dt^  k.  imd  k.  Hoichstinaiuministeriums :  Ferdinand  an  Liechtenstein  dd.  6.  Februar 
16LM. 

*  IV^huüschos  Statthalioiviarvbiv :  Privilftnum  Ferdinands  IL  für  die  Juden  in 
1V> Union  und  Schlo>ien  dd.  12.  August  U^T. 


—    511     — 

liehe  Klagen  wider  die  UDreiülieit  der  Juden,    und  Altbimzlau   tmg 
ebeufalls  auf  ihre  Eütfernun^  aus  der  Stadt  aii^ 

Zeigten  schou  die  den  Juden  eiteilteü  Privilegien,  dals  der 
Kaiser  selbständig  Verfügungen  traf,  die  einen  verfassun-^snülfsigen 
Charakter  an  sich  trugen,  so  wollte  er  sich  auch  uichl  einmal  in 
Steuerangelegeoheiten  in  die  von  ihm  sanktionierte  Ordnung  fügen. 
Anstatt  nämlich  eioen  Landtag  zu  beruien,  um  auf  diesem  seine 
Steuerfürderuugen  zu  stellen,  liel's  er  durch  den  Oberstburggrafeu  an 
die  deshalb  zum  6.  Juni  uach  Prag  berufenen  obersten  Landesbeamten, 
Landrechtbeisitzer,  Hoflehugerichts-  und  Kamniemite  und  Kreishaupt- 
leute, sowie  an  eine  Anzahl  hmd tagsberechtigter  Pei^onen  die  For- 
derung um  Bewilligung  der  Grundsteuer  für  das  zweite  Halbjahr  1627 
stellen.  Aufserdem  aber  verlangte  er,  dafs  die  Ilen-schaftsbcsitzer  aus 
eigenem  Säckel  100000  Gulden  aufbringen  sollten,  um  damit  seine 
Reise  nach  Prag  zu  ermöglichen,  Fiir  den  Fall  als  die  Versaouuluiig 
diese  Zahlung  ablehnen  wtlrde,  sollte  der  Oberetburggraf  auf  die  er- 
neuerte Landesurdmmg  und  auf  die  Bestiltigung  der  Privilegien  hin- 
weisen und  durch  diesen  Hinweis  ihre  Dankbarkeit  anregen^.  Der 
Kaiser  hatte  Recht,  wenn  er  liei  der  bemfeuen  Versammlung  eine 
Opposition  gegen  seine  Wünsche  voraussetzte.  Vor  allem  war  sie 
durch  die  Einsichtnahme  in  die  neue  Verfiissungsurkunde  keineswegs 
besonders  erfreut;  dazu  hatten  die  während  des  Wintei's  einquartierten 
Tnippen  und  die  fi*ischen  Werbungen  das  Land  abermals  in  hohem 
Mafse  geschädigt.  Wohl  waren  endlich  fast  sämtliche  Truppen  nach 
Schlesien  abgezogen,  um  dort  den  Resten  der  Mansfeldiscben  Scharen 
ein  Ende  zu  bereiten;  aber  während  ihrer  Anwesenheit  hatteu  sie 
ärger  als  je  gewütet.  Die  Versamndung  beschwerte  sich  in  ihrer  Zu- 
schnft  an  den  Kaiser,  dals  die  Truppen  lu\ufig  das  drei-,  vier-,  sechs-, 
acht-,  ja  sogar  das  zehnfache  von  ihren  Quartiergeberu  gefordert 
hatten  j  als  wozu  sie  berechtigt  waren.  Der  Kaiser  habe  die  üblen 
Folgen  auf  seiuen  eigenen  llen^chafteu  erfahren  und  werde  sie  noch 
weiter  eifahren,  denn  eben  sei  eine  Deputation  aus  Kuttenberg  in 
Prag  gewesen  und  habe  erklärt,  dafs  die  Stadt  das  Bergwerk  nicht 
weiter  führen  könne,  Beim  Abzug  hatten  die  einzelnen  Truppenteil© 
unter  dem  Vorwand   des  Voi-spanns  Pferde   requiriert   und    dieselben 


'  Erzbigehöfliches  Archiv  von  Prag:  Die  Dechante  vod  Altbtmzlau,  Branfieia 
an  der  Elbe  und  Ko2(l*alovic  an  den  Kardinal  Ilarrach  dd.  IL  August  1627.  Die 
Stadt  Juüghunzlau  an  die  Statthalter  dd.  19,  August  1627. 

*  Artlnv  des  k.  und  k.  Keichstiuaiizmiiiisteriums :  Ferdinand  11.  an  den  Obers^ 
Uurggrafen  Adam  von  Waldstein  dd    1.  Juni  1627. 
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nicht  mehr  zurUt'kge'rebeu.  Die  Armut  im  Lan<le  habe  so  um  sich 
gegriffen,  dafs  <lie  Einwohner  von  vielen  Orten  weggelaufen  seien  und 
bettelnd  im  Lande  herumzögen.  Aus  diesem  Grunde  wollte  die  Ver- 
sammhiDg  dem  Kaiser  von  jeder  Bauernansässio:keit  anstatt  der  von 
ihm  verlanprten  50  Kreuzer  nur  30  Kreuzer  monatlieh  unter  der  Be- 
dingung bewilligen,  dafs  die  um  Prag  hemm  gelegenen  \ier  Kreise, 
die  von  den  Soldaten  ganz  besonders  ausgeraubt  worden  waren,  von 
jeder  Zahlung  befreit  würden.  Entsprechend  miilsig  wollten  sie  auch 
die  Städte,  Pfarren  und  Juden  besteuern.  Die  Zahlung  der  100  000 
Gukien  aus  eigenem  Säckel  lehnten  sie  ab  und  waren  nur  erbötig,  je 
fünf  Kreuzer  monatlich  von  jedem  Untertau,  der  sich  auf  ihrem  Boden 
befand,  zu  zahlen.  Sie  rechtfertigten  dies  damit,  dafs  sie  ohnedies  für 
viele  ihrer  Untertanen  die  ganze  Steuer  erlegen  müfsteu,  weil  diese 
sonst  von  ihrem  Gmnd  und  Boden  weglaufen  würden»  Der  Kaiser 
war  mit  diesen  Anerbietungen  zufrieden  und  so  wunle  denselben  ent- 
sprechend am  25.  Juni  die  Steuer  für  das  zweite  Halbjahr  aus- 
geschrieben. Einige  Tage  später  forderte  der  Kaiser  eine  Voraus- 
zahlung zur  Beschleunigung  seiner  Reise  nach  Böhmen  und  liefs  zu- 
gleich Vorbereitungen  für  seinen  Aufenthalt  in  Prag  treffen;  die  Bur^- 
räume  wurden  in  den  gehörigen  Stand  gesetzt  und  die  nötigen  Vor- 
räte bereit  gehalten.  Zu  gleicher  Zeit  ordnete  er  die  Beschleunigung 
eines  neuen  Brückenbaues  über  die  Moldau  in  der  Gegend  des  heu- 
tigen Baumgartens  an.  Man  wollte  ui-sprünglich  eine  Holzbrücke  er- 
richten, allein  da  deren  Bau  längere  Zeit  in  Anspiiich  genommen 
hätte,  befahl  der  Kaiser  die  Anfertigung  einer  Schiffbrücke'. 

Im  Juli  1627  erreichte  der  Kaiser  sein  fünfzigstes  Lebensjahr  und 
unternahm  aus  Dankbarkeit  dafür  eine  Wallfahrt  nach  Maria  Zell. 
Maximilian  von  Bayern  beglückwünschte  ihn  zu  seinem  Geburtstage 
und  machte  ihm  bei  dieser  Gelegenheit  ein  Pferd  zum  Gesclienk,  wel- 
ches völlig  haarlos  war  und  daher  einen  Anblick  bot,  wie  man  ihn, 
nach  dem  Bericht  des  Nuntius,  noch  nie  gesehen  hatte.  Am  27.  Sep- 
tember trat  der  Kaiser  endlich  seine  so  oft  versprochene,  aber  stets 
wieder  aufgeschobene  Reise  nach  I^ag  in  Begleitung  seiner  Frau, 
seiner  Tochtei  und  seines  ältesten  Sohnes,  sowie  seiner  wichtigsten 
Räte  an;  in  Wien  bestellte  er  eine  Interimsregierung  unter  dem  Vor- 
sitze des  Kardinals  Dietrichstein ^,    Von  Pardubitz  aus,    wo   er   am 


<  Ebenda:  Die  in  Prag  Tersammelten  Beümteu,  Räte  und  ständischen  Mit- 
glieder an  Fcrdinaiul  IL  dd.  9.  Juni  1627.  Befehl  flU'  den  Hofkammerdiener 
ChriHtoph  Fappenljerger  dd*  18.  Juli  1627,  Ferdinand  IL  an  die  böhmische  Kammer 
dd,  2.  und  26.  März,  5.  Juni  untl  5.  August  1627. 

'  Barberjuische  Bibliothek  in  Rom  i  Der  Nuntius  Caraffa  an   Bttrbermi  dd. 
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4.  ^tktober  aiiiaiifite,  berief  er  den  böhmische«  IjaiidtÄg  und  zwar  auf 
den  14.  Noveralier.  Das  Au&sehreiliepatent  hatte  diesmal  nicht  die 
gewohnte  Inhal tslogif^keit,  i>onrlern  war  in  mehrfacher  Bezielmng  ein 
Aktenstück  von  p-ofser  Bedeutung'.  Zuei-st  bestimmte  es»  daJ's  die 
Kaiserin  Eleonore  zur  KöDi^äu  und  der  Köniß  von  Ungara  Fer- 
diüand  IIL  zum  Könisre  von  Böhmen  ofekront  werden  sollten.  Dann 
erteilte  es  allen  tVenvden  Kdelleutea,  die  wahrend  der  letzten  Jahre 
Güter  im  Lande  angekaMft  hatten,  das  lokolat;  hiebei  ordnete  es  au, 
dafs  diese  Kdelleute  vor  dem  Eintritt  in  den  Landtag  einen  Hul- 
digungseid leisten  und  einen  Revers  hei  der  Landtafel  hinterlegen 
sollten,  sich  der  Verfassung  fügen  zu  wollen.  Diejenigen  Personen, 
die  in  Konfiskationsprozesse  verwickeltj  spjiter  aber  pardoniert  worden 
waren,  sollten  keinen  neuen  Huldiguugseid  leisten,  sondern  in  der 
Hofkanzlei  durch  Handschlag  ver| »fliehtet  werden.  Das  Ausschrei he- 
patent  zeigte  zugleich  ao,  liafs  von  der  Geistlichkeit,  die  als  neu- 
!>erechtigter  Stand  erklärt  wurde,  alle  Prälaten,  die  zugleicFi  Land- 
güter besiiJsen,  in  den  Lan<ltag  zugelassen  wt-rden  sollten,  und  zwar 
in  jener  Reihenfolge,  die  ihnen  der  Kardinal  Harrach  anweisen  würde  ^' 
Bezüglich  des  Sitzes  der  Herrn-  und  Pütterstandspei'sonen  bestimmt 
das  Ausscbieihepatent,  dafs  man  sich  an  die  Yeifügungen  der  er- 
neuerten Landesordnuniz  halten  sollen  jene  Personen,  die  nicht  Ive- 
sonders  privilegiert  seien  und  keine  Ämter  einmlhmeri,  sollten  bei 
ihrem  Stanzte  in  jener  Reihenfolge  ihren  Sitz  einnehmen,  in  welcher 
sie  im  Landtagssaal  erscheinen  würden;  endlich  sollten  die  neu- 
geadelten  Pei-sonon  die  Rechte  des  ihnen  zuLreteilten  Adelsgratles 
üben>  also  neu  ernannte  Herren  unter  dem  Herrnstand,  neu  ernannte 
Ritter  unter  dem  Ritterstando  Platz  nehmen*. 

Am  10.  Oktuber  eifolgte  der  Einzug  der  kaiserlichen  tamilie  in 
Prag.    Kein  festlicher  Aufputz  schmückte  die  Stadt,  da  sich  der  Kaiser 


14.  .hili  iiiul  20.  Oktober  1627.  —  Münchner  Staa-tsorrhiv:  Die  Kaiserin  an  dtm 
KmiVirslen  von  Bayern  1627, 

*  Der  Kardinal  tiatte  noch  im  letzti^n  AngenJäHik  bei  dem  Krzlnscbof  von 
Gran  angt;tiagt,  in  welcher  Weise  der  Klerus  in  Ungarn  im  Keich&tage  ubstinnue, 
welchen  Rang  er  danai-b  einoelime.  Pazmann  antwortete  ^nni  22.  Oktober),  dafs 
die  ErzbisL'höfe  von  Gran  und  Calocsa  zuerst  abstimmten,  5  Bisehi>fe  mit  den 
Magimtnn  bei  der  Abstiraniung  alternierten,  5  rriiliiten  imtl  Pröjiste  mit  dem 
niedeni  Adel  stimmten,  llanacb  konnte  also  daraus  entnebmen,  dafs  dem  Klerus 
in  ßöhnieo  eine  weit  aüi.gezeichnetere  Stellung  zu  teil  geworden  sei,  aU  deien  er 
sich  in  Ungarn  ertVeute. 

-  Arcliiv  von  Kiittenberg:  Ausschreibungspatent  Ferdinands  IL  dd.  4.  Oktober 
1627.  —  Prager  erzbiscböf liebes  Arcbiv:  Der  Erzbischof  von  Gran  an  den  von 
Prag  dd.  22.  Oktober  1627. 
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in   wohl  weiser  Erwägimg  der  allfreiiieinen  Not  einen  solchen  verbeten 
hatte;  nur  eine   ^röfsere   Anzahl   Soldaten,   Fufsknechtc   und  Reiter, 
die  ein  Spalier  bildeten,  und  die  zahlreichen  Zuschauer  in  den  Strafsen 
zeigten  an,   dafs  etwas  besonderes  vor  sieh  gehe.     Der  Kaiser  wurde 
beim    Eingangstliore     der    Stiidt    von    den    obersten    Landesbeauiteu 
empfangen  und  zur  Donikirche  geleitet,  wo  der  Kardinal  Harrach  eine 
lateinische  Ansprai'he  au  ihn  hielt,  die  er  durch  den  Kanzler  Lobko- 
witz   l>eaiitworteii  liels.     Die  nächsten  Tage  nach  seiner  Ankunft  be- 
Si*häfti{5te  er  sich  zumeist  mit  Reichsangelegenheiteu,  namentlich  damit, 
ob  mit  Dihieuiark  Frieden  zu  schliefsen  oder  der  Krieg  bis  zum   voll- 
ständigen Siege  fortzusetzen  sei.    Der  Landtag  trat  am  14.  November 
zusammen;    aber   seine   offizielle   Eröffnung    wurde   hinausgeschoben, 
weil  der  Kaiser  und  die  obersten  Beamten  vollauf  mit  der  Vorbereitung 
zur  Krönung  zu  thun   untl  die  letzteren  namentlich  darüber  ein  Gut- 
achten abzugel>en  hatten,  wie  die  Erbämter,  deren  Inhaber  durch  die 
Rebellion  entweder  zu  Gmnde  gegangen  oder  als  Protestauteu  aus-] 
gewandert  waren,   neu  besetzt   werden   sollten.    Auch   für   die  Aus- 
schniückung    des    Doms    mufste   Sor^e    getragen    werden;    wertvolle 
Kruzifixe,    Reliquien,   kostbare  Teppiche   und  Tücher  wurden  herbei- 
ge5chaJ!t,   auch  Stühle   und  Polster  aller  Art  zusaiiniiengetrageü ,   um 
den  beschäftigten  Personen  und  den  Zuschauern  die  nötige  Bequemlich- 
keit zu  schaffen '.     Um  die  Feier  zu  erhöhen»  waren  auch  die  Kardi- 
näle Pazniaun   und    Däetrichstein   zur   Krönung   eingeladen   und    eine 
gröfsere  Miliülruiasse  aufgelioten  worden.     Am  21.  November,   eineju 
Sonntag;  der  für  die  Krönung  der  Kaiserin  bestimmt  wurde,   stellten 
ßich  auf  den   Hauptplätzen  dei'   drei    Prager  Stildte  die  Tmppen   im 
Verein  mit   der   bewaffneten  Bmgerschaft  auf;  aul'serdem  bewachten 
zwei  Konii»a!^'nien  Kürassiere  utid   vier  Fähnlein  Fufsvolk  unter  dem 
Komuumdo   des   Grafen  Marradas  den  Eingang  in  ilie  Burg  und   in 
die  Domkirche,  zu   welcher  nur  geladene  Gilste  Zutritt  fanden.     Auf 
dem  Laurenz! berge  wurden  Geschütze  aufgefahren^  um  die  bedeutendsten 
Momente  der  feierlichen  Handlung'  zu  markieren.    Die  Kronungsfeier- 
lichkeit  begann  um  die  neutite  Murirenstuüde,  jzu  welcher  Zeitsich  Ferdi- 
nand IL,  mit  dem  kaiserlichen  Ornate  angethau,  in  Begleitung  seineß 
Sohnes  Ferdinands  III,,  zahlreicher  Fürsten  und  Grafen,  darunter  des 
Pfalzgrafs  von  Neuburg,  der  Herzoge  von  Müiisterberg  uod  Brieg  und 
anderer  schlesischer  Herzoi^e,   in   die  Kirche   verfügte  und  im  Chor- 


^  Barberioisclie  Bibliothek  in  Rom:  Caraffa  an  Barbermi  dd.  10.  November 
1627.  —  Archiv  des  k,  k.  Ministeriums  iles  Innern  in  Wien:  Befelil  des  Kaisers 
m\  die  obersten  Landesbetunten  dd.  10.  November  1627. 
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räum  vor  dem  Hochaltor  Platz  iiabni.  Aurh  der  Herzog  von  Württem- 
berg hatte  sich  zur  Kroinio^steier  eingefumlen ,  doch  scheint  er  als 
Prcitestaut  sich  von  der  kirchlichen  Ceremonie  ferngehalten  zu  habeu. 
Die  KaiBeriu  verfügte  sich  zuerst  in  die  altherühmte  Weuzelskapeile, 
den  Aufbewahrungsort  der  Krone,  und  wurde  v<tn  da  zum  Hochaltar 
geleitet.  Nachdem  Kardinal  Harrach  unter  Assistenz  zweier  Bischöfe 
die  feierliche  Handlung  eingeleitet  hatte,  setzte  er  im  Verein  mit  dem 
OherstI>urggrafeu  Adam  von  Waldstein  und  tler  Äbtissin  von  St.  Geon* 
der  Kaiserin  die  Krone  auf  und  übergab  ihr  den  Reichsapfel  und  das 
Scepter.  Während  der  darauffolgenden  Messe  wurde  nach  der  Kom- 
munion der  alte  Graf  von  Altheim  von  dem  Kardinal  Uietnchstein 
mit  dt:r  Tochter  des  Oberstburggrafen  Adam  von  Stern berg  getraut, 
eine  sonderbare  Verkettung  zweier  disparater  Handlungen;  wahrschein- 
lich hatte  die  Kaiserin  dem  Briuitigam  damit  ihre  besondi^re  Huld 
zeiiien  wollen-  Vun  der  Krönung  ^mg  der  Zug  ins  Schlofs,  voran 
dt*r  Kaiser  mit  seinem  Gefolge,  dann  die  Kaiserin  mit  der  ferone  auf 
dem  Haui»t,  in  der  rechten  Hand  das  Scepter,  in  der  linken  den 
Apfel;  ihr  fol^'ten  die  Äbtissin,  welche  ihr  die  Schleppe  nachtrug,  dann 
zwei  Klosterfrauen  und  zahlreiche  Edeklamen,  Ein  Bankett,  das  drei 
Stunden  währte,  schlofs  die  Feierlichkeit.  An  der  obersten  Tafel 
safsen  der  Kaiser,  seine  Frau,  der  König  von  Ungarn,  die  Erz- 
herzoginnen, die  Kardinäle  Dietrichstein  und  Harrach,  der  Nuntius 
und  der  spanische  Gesandte  Conde  de  Aytona.  Aufser  dieser  Tafel 
befanden  sich  im  Saale  noch  zehn  amlere  Tafeln,  an  denen  die  obeiTsten 
Landesbeamten  mit  ihren  Frauen  und  150  Edeldamen  Platz  nahmen. 
Für  den  Pfalzgrafen  von  Neuburg,  den  Herzog  von  Württemberg,  die 
schlesischen  Fürsten  und  die  vornehmsten  kaiserlichen  Minister  war 
die  Tafel  in  einem  angrenxeuden  Zimmer  gedeckt.  Nach  dem  Bankett 
wurde  in  einem  Saale,  der  damals  die  Bezeichnung  „der  StatuensaaP 
führte,  eine  Komödie  von  aus  iMantua  hiezu  eingeladenen  Schau- 
spielern aufgeliihrt,  die  bis  acht  Uhr  abends  dauerte.  Die  Kosten 
dieses  Schauspiels,  die  Eeiseentschädigung  für  die  Schaus|neler  samt 
ihrem  Honorar^  sollen  an  50  000  Gulden  betragen  haben.  Deuj  Schau- 
sjnel  folgten  Freudenfeuer,  die  am  Laurenzilierge  und  an  verschiedenen 
Platzen  auf  dem  rechten  Moldauufer  angezündet  wurden  und  die 
Menge  durch  zwei  Stunden  niustigten.  Eine  Artilleriesalve  schlofs 
endlich  die  Feier  des  Tages.  Am  IHenstag  fand  ein  Karoussel  statt. 
I>reifs]g  Reiter  in  prat^htigen  Gewilndeni  standen  unter  der  Führung 
des  Königs  von  Ungarn  di'eifsig  anderen  unter  der  Führung  des  Grafen 
von  Fürstenberg  gegenüber.  Man  ritt  gegen  einen  Mann  aus  Pappen- 
deckel, der  auf  einem  Pferde  safs,  und  dem  man  mit  einer  Lanze  den 
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Kopf  abstiefs;  diesen  Kopf  mufste  man,  ohne  im  Ritte  innezuhalten. 
einem  entfernt  stehenden  Pappenderkehnann  aufsetzen,  und  dasselbe 
bei  einem  dritten,  lieirenden  Pappendeckehnann  wiederholen,  ein  Schau- 
spiel welches  nach  dem  Berirhterstatter  viel  UnterhaltnQt!:  bot  K 

Die  Ähsieht  des  Kaisers  war,  von  dem  zu  berufenden  Landtage 
neben  den  sonstigen  Steuern  för  die  Erhaltung  seines  Heeres  und  für 
die  Bestreitun.«!  der  Kosten  seiner  Rej^ienniir,  noch  einen  hesondei*en 
Beitrag  zur  Tilgung  seiner  auf  Böhnu:*!!  hitftenden  Schuldenlast  zu  er- 
langen. Nach  einem  Verzeichnis,  welches  die  böhmische  Kammer 
anfertigte,  bestanden  dieselben:  L  ans  AnleheiK  weh*he  der  Kaiser 
in  Böhmen  in  langer  Münze  kontrahiert  hatte,  und  deren  Bezahlung 
die  Glüubiger  jetzt  in  guter  Münze  verlangten:  2.  in  der  Summe, 
welche  man  jenen  schuldete,  denen  nach  Ahschlufs  des  Konfiskations- 
prozesses der  Geldwert  eines  Teiles  ilirer  Güter  ausbezahlt  werden 
sollte,  aber  nicht  ausbezahlt  worden  war;  3.  in  Anlehen  in  langer 
Münze,  die  auf  flie  verpfändeten  bühmis<"Iien  Rtildte  hjpotheciert 
waren ;  4.  in  Darlehen,  die  unmitteUiar  vor  der  Devalvation  ins  iVager 
Rentamt  abgeliefert  worden  waren.  —  Diese  letzt  erwähnten  Darl*^ben, 
welche  ungefähr  eine  Million  Gulden  betrugen,  bezeichnete  die  Kammer 
als  betrügeiische ;  denn  sie  seien  nur  von  solchen  erlegt  worden,  welche 
um  die  bevorstehende  Devalvation  wufsten.  Bei  dieser  Gelegenheit 
erfahren  wir  auch,  dafs  einzelne  Käufer  knnliscierter  Güter,  die  ihre 
Zahlungen  ratenweise  und  zum  Teil  erst  im  Jahre  1624  erlegen 
sollten,  dieselben  gleich  ganz  erlegt  hatten,  als  sie  von  der  bevor- 
stehenden Devalvation  Kunde  erhielten,  Nach  einem  späteren  Ciut- 
achten  der  böhmischen  Kanuner  (dd.  23.  Oktober  1(327)  steht  es 
aufser  Zweifel,  dafs  keinem  der  Verurteilten  irgend  ein  Teil  des  nicht 
konfiscierten  Gutes  vom  Staate  ersetzt  wurde;  nur  in  jenen  Fällen 
war  es  ihnen ,  sowie  den  Frauen  und  Witwen  mit  ihren  auf  diesen 
Gütern  versicherten  Mitgift  besser  gegangen,  wenn  der  Kiniier  des 
konfiscierten  Gutes  seihst  die  Bezahlung  des  nicht  konfiscierten  Teiles 
oder  der  betreffenden  Mitgift  auf  sich  genonunen  hatte.  Das  Gut- 
achten der  Kauuiier  riet  die  vorläutige  r>ekretierung  eines  Zahluugs- 
nioratoriums  an,  daniit  nicht  wider  die  kaiserlichen  Herrschaften,  so- 
wie gegen  jene,  die  in  Anhoffung  der  Bezalihing  der  ihnen  schulfhgen 


'  Sllchtisches  Staatsarcliiv:  Ans  Prag  diL  2Ü./30.  Novomber  1627*  —  Archiv 
dea  k.  k,  MinisUM-iums  des  Innern:  Bpfichivihiing  der  beiden  KrtlnungcQ  dd,  21, 
25.  Novüinbyr  1027.  —  BarbtTiniscli«  BililirUbi'k  in  Rom:  Caratta  an  Barbfiini 
dd.  24.  Novembpr  1627. 
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Kapitalien,  selbst   wieder  Schuldner  i^eworden  waren,   die  lüxekutioa 
geft^hrt   werdeo    köBne.     lliu    die  Stände  zu  einer  möglichst  hohen 
Haus«teiier  zu   beweisen  und   zwar  für  läutere  Zeit,  etwa  fllr  sechs 
Jahre,   iiiöse   der  Kaiser  ihuen  die  von   den  Türken   droheuden  Ge- 
fahren und  die  luanj^elhafte  Beschaffenheit  der  unt.'arischen  Greuzbäuser 
schiidern  und  zutrleich  versfn  edien^  dals  aus  liem  Krtrai^e  dieser  Steuer 
amdi  die  in  Böhmen  ^arnisouierenden  Truppen  bezahlt  werden  sollten. 
Gleichzeitig  solle  er  aber  dafür  sargen,   dals  die  Zald  der  besetzten 
Bauern  wirtschaften   sicher  gestellt  werde,   und   so   die   übertriebenen 
Behauptungen ,  als  oh  hie  und  da  nur  der  vierte,  fünfte  oder  sechste 
Teil  liesetzt  sei,  widerlegt  würden.    Endlich  tadelte  die  Kaunuer  auch 
den    bisherigen  Steuereinliehungstnodus,    nach   dem  jeder  Bauer  ohne 
Unterschied    seines   Besitzes  zur   rI eichen   Zahlung   verhalten   werde, 
und  riet,  wie  das  schon  Lifchtenstein  in  seinem  obenerwähnten  Gut- 
achten gethan,  dals  die  Steuer  nach  der  Gröfse  des  Besitzes  reguliert 
werde.    Wie  weit  dieser  Vorschlag  seiner  Zeit  vorauseilte,  ergieht  sich 
daraus,  dafs  erst  unter  Maiia  Theresia,   also  nach  mehr  als  hundert 
Jahren,  die  hier  beantragte  vernünftige  Steuerrepartierung  vorgenomtnen 
wurde;  allerdings   wurde  man  auch  erst  unter  ihr  mit   der  Boden- 
vennessung  fertig'.     Die  Kanuner  empfahl  dem  Kaiser  aueh  neuerdings 
den   Plan  der  Einteilung  Böhmens   in   vier  Vieilel   nicht  nur  behufs 
Erleichterung  (ier  Steuereinhebung,   sondern  aucli  zu  Zwecken  der 
politischen   und  Justizverwaltung   und  der  Förderung  der  Gegenrefor- 
matiou.    Die  Biersteuer  solle  mit  sechs  weifsen  Gr€>schen  vom  Fafs  von 
den  drei  höheren  Ständen  und  <len  Städten  Pilsen  und  Budweis,  von  den 
übrigen  Städten  mit  einem  Gulden  eingefordert,  Eger  und  Elbogen  zu 
gleichen   Steuerleistungen    wie   Böhmen    verhalten   werden.     Der  El- 
hogener  Kreis   könne  um  so  leichter  dazu  verhalten  werden,  als  sich 
diejenigen,   welche   die   in   diesem  Kreise  kunfiscierten  Güter  gekauft 
hatten  j   ver|jtlichtet  hätten,  die  vom  höhmischen  Landtage  bewilligten 
Steuern  zu  zahlen.     Für  die  Instandhaltung  des  Prager  Schlosses  und 
der  innerhalb  desselben  liegenden  Kirchengehäude,  die  allesamt  dringend 
einer  Reparatur   beduiften,   da  z.  B.  in  den  kaiserliehen  Gemächern 
seihst  Gewölbe  und  Mauern  sebadhaft  waren,  sollten  die  Stünde  für 
sechs  Jahre  zu  einer  Beitragsleistung  von  jährlich  10  000  Gulden  auf- 
gefordert werden.     Um    den  kaiserlichen  Hen^cbaften,  die  gänzlich 
verwüstet  waren  und  keinen  Ertrag  lieferten»  etwas  aufzuhelfen,  sollten 
<Ueselben  diesmal  von  jeglicher  Steuer  befreit  sein.    Der  Kaiser  sollte 
auch  die  StÄnde  zur  Zahlung  einer  doppelten  Krönungssteuer  (für  die 
Kaiserin  und  für  Ferdinand  111)  auffordern,  und  da  die  Leibgedfngs- 
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herrsohaften  iiifolfre  ^ler  Finanznot  verkauft  worden  waren,  um  deren 
Wie  derank  auf  oder  um  Ersatz  ei'suchpn  *. 

Über  diese  Voreohläge  der  böhmischen  Kammer  pflog  der  Kaiser 
eine  Beratung,  an  der  sii'h  die  l>edeiiten<lsten  Personen  seines  Hofes 
beteibgtPij,  obenan  sein  Sohn,  dann  die  Füi-sten  von  Ejr^renbers  uiui 
Lobkowitz,  die  Grafen  Me^'^au,  Slawata,  Collalto  und  Adam  von  Wald- 
stein, der  Abt  von  Kremsmünster  und  die  Freiherrn  von  WNn'denberg 
und  Xostitz.  Der  Besddufs  *img  dahin ,  dafs  man  von  den  Ständen 
einen  bestimmten  Steuerbetra^? ,  und  zwar  800  000  inilden  für  das 
folgende  Jahr  in  vierteljinirlii*hen  Raten  und  aufserdem  einen  Betrag 
zur  Zahlnntr  der  köni^diehen  Schulden  verbineten  solle.  Über  die  Art 
und  Weise,  wie  künftig?  die  Steuer  erholien,  also  ob  z.  B  das  Land 
in  Vierte]  eingeteilt  und  wie  die  Bauern  besteuert  werden  sollten, 
sei  ein  Gutachten  von  den  Stitnden  einzufordern.  E^er,  Elboiren  und 
Glatz  wollte  mau  zu  gleichen  Leistungen  wie  Böhmen  verhalten  und 
die  Stände  von  Eger  und  P^lbogen  aus  diesem  Grunde  zum  Besuch 
des  Prager  Landtags  auffordern.  Man  dachte  offenbar  bereits  daran, 
diese  Gebiete  Böhmen  ganz  einzuverleiben,  doch  wurde  in  dieser  Be-, 
Ziehung  noch  kein  endgtiltitrer  Beschhifs  gefafst^. 
'^^  Die  feierliche  Eröffnung  des  Laudtaties  fand  ei-st  am  21.  Noveni}>er' 
statt;  sie  erfcdp^te  durch  den  Kaiser  in  Begleitung  seines  Sohnes  und 
unter  unendlichem  Zulauf  des  Volkes.  Es  war  in  der  That  ein 
Schauspiel,  davS  man  seit  länger  als  sieben  Jahren  nicht  gesehen  hatte; 
in  der  jetzigen  Einrichtung  aber  war  es  ganz  neu,  denn  der  geistliche 
Stand  nahm  zum  erstenmale  seinen  Sitz  im  Landtage  ein.  Wenn 
sich  auch  der  Landtag  nicht  mehr  der  frilhereu  Bedeutung  erfreuen 
solltc%  so  war  doch  seine  endliche  Berufung  ein  Trost  für  die  Menge; 
viele  hofften  auf  die  Wiederkehr  alter  Zeiten  und  des  damit  ver- 
bundenen Wohlstandes.  Gleich  der  erste  Akt  zeigte  jedoch,  dafs  die 
frühere  Alleinhen-schaft  der  slavischen  Bevölkerung  gebrochen  war 
und  dafs  wenigstens  rleren  Wiederkehr  unmöglich  sei.  Die  königliche 
Proposition,  die  sonst  stets  nur  in  böhmischer  Sprache  mitgeteilt 
worden  war,  wurde  diesmal  in  deuti^cher  und  böhmischer  Sprache 
vorgelesen  und  zwar  vom  Kanzler  Lobkowitz  und  vom  V^icekanzler 
Nostitz,  wobei  ersterer  wahrscheinlich  den  liöhniischen ,  letzterer  den 
deutsdien  Text  vorlas^. 


'  Archiv  des  k.  iinil  k,  Reichsfinanzmmisteritims :  Gutachteu  der  böbmischen 
Kammer  dd.  28.  Oktober  1627. 

•'  Ebenda :  Beschlufs  der  Riite  untor  dem  Vorsitz  des  Kaisers  du.  80.  Oktober 
1627. 

'*  Barherinisdie  Bibliothek  in  Rom:   Caraffa  on  BÄrberini  ild.  27.  November 
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Die  Stände  versicherten  in  ihrer  Antwort  den  Kaiser  ihrer  steteu 

Treue  und  Dankbarkeit,  namentlicli  weil  er  ihnen  neben  der  Landes- 
ordnung auch  den  Fort^ienuJs  aller  Privilegien,  die  mit  ilerselben 
nicht  im  Widersprurhe  stamieii,  zugesichert  habe,  und  mihuien  zur 
bleibenden  Erinnerung  die  kaiserliche  Versicherung  wörtlich  in  den 
Landtagsbeschluls  auf.  Sie  dankten  aucfi  dafür ^  dafs  der  Kaiser  der 
katholischen  Relijjion  zur  Alleinherrscbaft  verholfen,  die  fTeistlichkeit 
zu  einem  Stande  erhoben  habe  und  dals  er  fortan  keine  Steuern 
durch  Patente,  sondern  nur  solche  nach  vorherijjer  Bewilli{?un^  der 
Landtage  erheben  wolle.  Mit  der  vom  Kaiser  anberaumten  Krbnung 
seiner  Gattin  und  seines  Sohnes  stimmten  nie  freudif?en  Herzens 
iiberein  und  bewilligten  zur  Feier  derselben  als  Krönungsgeschenk 
für  die  Kaiserin  den  vierten  Teil  des  halbjilhri^^cn  Zinses,  den  die 
Untertbanen  ihrer  Herrschaft  zu  zahlen  verjjrticlitet  waren,  dem  junpen 
Könii?  aber  die  Hälfte  dieses  Zinses;  Kapitalisten,  Pfarrer  und  Frei- 
hauern w^u'den  entsprechend  besteuert,  Ferdinand  IIL  versratt  diese 
Freigebigkeit  mit  der  Zusage,  dafs  er  nach  seiner  Thronbesteigung 
das  kaiserliche  Privilegium  vom  29,  Mai  bestätigen  werde,  eine  Zu- 
sage, welche  gleicherweise  in  die  Landtags beschlUsse  eingetragen  wurde. 
Zur  Erhaltung  des  unter  dem  Kommando  des  Herzogs  von  Friedland 
stehenden  Heeres,  sowie  zur  Erhaltung  der  in  Böhmen  garnisonierenden 
Truppen,  zur  Instandhaltung  der  Prager  Burg,  sowie  der  ungarischen 
Grenzfestungen  bewilligten  die  Stände  nicht  die  von  ihnen  verlangten 
fixen  Suuunen,  weil  die  Erfahrung  lehre,  dafs  die  eingezahlten  Steuern 
nie  die  Hiihe  den  Prilliminars  erreichten,  sondern  nur  eine  HauSvSteuer 
von  sechs  Gulden  für  das  Jahr  1628  von  jedem  ihrer  Untertbanen, 
wobei  auch  die  kaiserlichen  Hen*schaften  nicht  ausgeschlossen  waren* 
FUr  die  Hen>chaftsbesitzer  war  keine  Steuer  bemessen,  offenbar  aber 
wollten  sie  ihre  Untertbanen  bei  der  Steuerzaldung  unterstützen,  sich 
hierin  aber  die  Freiheit  wahren;  die  Bürger  der  königlichen  Städte 
sollten  je  24  Gulden,  Kaulleute  je  54  Gulden,  die  Pfarrer  3  Gulden 
36  Kreuzer,    die  Freibauern   24  Gulden,   jeder  Schafhirt  5  Gulden 


1627.  Caraffa  schildeit  die  Eröffnung  des  Landtags  und  versetzt  sie  auadrÜckUch 
iiuf  den  21.  November.  Dei'  Lantltagsbeschlufs,  wie  er  in  den  Laiultngsakten  ein- 
getragen ist,  bcTijerkt  nur,  dafs  sich  die  St^mde  mm  14.  November  in  lYag  ein- 
gefunden hatten»  erzählt  aber  nichts  von  der  durch  den  Kaiser  stattgefiiudenen  Er- 
öffnung. Da  der  Landtag  stbon  am  24.  November  geschlossen  wnrde  und  seine 
Beschlüsse  einen  ziemhchen  Umfang  haben,  vermuten  wir,  dafs  den  Stünden  schon 
am  l->.  privatim  die  königlichen  Proposilionen  mitgeteilt  wurden  und  sie  darüber 
verhandelt  haben,  soJafs  nach  der  feierlichen  Eroifnung  am  2L  November  sie  schoü 
ihre  Beschlüsse  fertig  hatten  und  die  folgenden  zwei  Tage  nur  m  ihrer  StiUsiening 
verwendet  wurden. 
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24  Kreuzer,  jeder  Knecht  2  Guldeu  12  Kreuzer  und  die  Juden 
56000  zaJileii.  Wie  sich  diese  auf  die  Judeo  gewälzte  Zahlung  mit 
dein  Privilegium  verlrujx,  das  ihnen  der  Kaiser  erst  im  Au^nist  eiteilt 
hatte,  ist  schwer  zu  sa^^en.  Aufserdeni  hesehlossen  ilie  Stande  die 
Allszahlung  zahlreicher  Geschenke,  und  zwar  für  die  Kaiserin  neheu 
der  obigen  Steuer  die  Summe  von  25000  Thalern,  für  den  Fürsten 
von  Kgtj:cnl>er^'  10  000  Tiialer,  für  den  Kanzler  LoUkowitz,  für  den 
Vieekaiizler  Nostitz  und  für  das  Beainteni>ei*soua]  der  bö)imischen 
Htifkntizlei  12000  Gulden,  für  den  Oberstburg^rafen  Adam  von  Wald- 
stein zur  Instandsetzung  der  verwüsteten  oberstlnir^^Täf liehen  Güter 
5000  Gulden,  für  den  obei-sten  Landschreiber  Wratislaw  von  Mitrowitz 
zur  Krliauuug  seiues  Anitshauses  4250,  endlicfi  eine  nicht  l)ezeichnete 
Summe  zur  Besoldung  von  vier  Doktoren  der  Medizin  und  zweier 
Chirurgen ,  die  für  die  Gesundheitszustände  des  Landes  zu  sorgen 
hatten.  Wir  bemerken  hiezu,  dafs  sich  der  Oliersthurggraf  mit  dem 
für  ihn  bestimmten  Geschenke  nicht  begnügte,  soiulern  vom  Kaiser 
noch  ein  besonderes  verlangte,  wie  solches  den  getreuen  Dienern  bei 
Kronungsfeierlichkeiten  zuteil  zu  werden  ptiege.  Ferdinand  gab  dieser 
Bitte»  unzweifelhaft  aus  Rücksicht  auf  den  Herzog  von  Friedland, 
Gehör  und  schenkte  dem  Oberstburggrafen  40000  Gulden.  —  Zur 
Bestreitung  der  bewilligten  Geschenke  uufl  Besoldungen  bestiiunite 
der  Landtag,  dafs  die  Gnuidherren  je  fünf  Kreuzer  für  jede  Ansässig- 
keit durch  vier  Monate  zahlen  sollten  und  ebensoviel  der  ansäs8tg:e 
Bauer,  und  ents|)recheüd  die  Bürger,  Pfarrer,  Freihauern,  Kaufleute, 
Schaf hirteii,  Knechte  und  Juden,  letztere  1400  Gulden,  abermals  im 
Wiiierspruch  mit  dem  erteilten  Privilegium.  Um  die  Steuerzahler 
zur  ungesäumten  Erlegung  der  schuldigen  Quoten  zu  veranlassen, 
wurde  jede  Versäumnis  nnt  einer  Geldstrafe,  die  dem  vierten  Teil 
der  siiiuldigen  Summe  gh'ichkam,  belegt,  eine  Neuerung,  die  bischer 
nicht  üblich  gewesen  war;  jene,  welche  die  Zahl  der  besetzten  An- 
sässigkeiten nicht  richtig  angaben,  sollten  die  dreifache  Steuer  für 
jede  verschwiegene  Ansi^ssigkeit  erlegen.  Keine  vom  Kaiser  erteilte 
Steuerbefreiung  sollte  mehr  Gültigkeit  habeu. 

In  Ansehung  des  vom  Kaiser  verlangten  Beitrages  zur  Tilgung^ 
seiner  Schulden  bewilligte  der  Landtag  500000  Gulden,  rlie  haupt* 
sächlich  zur  Bezahlung  der  nicht  zur  vollständigen  Konfiskation  ihrer 
Güter  verurteilten  Personen  oder  ihrer  Erben  und  zur  Zahlung 
der  auf  den  konfiscierten  (iütern  versicherten  Mitgiften  oder 
Kapitidien  verwendet  werden  sollte.  Wie  geringfügig  tliese  Summe 
verhilltuismäfsig  war,  ergiebt  sich  daraus,  dafs  der  Kaiser  hu  Jahre 
l*i;-^4  noch  1444825  Gulden  schuldete.    Jedenfalls   betmg  also  diese 
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Sehuldeötast  im  Jahre  1627  eim  noeh  höhere  Surnine.  Nach  (lern 
Wunsche  des  Laiidta^^es  sollten  die  bewillisten  50000  Gulden  unter 
<lie  Ärmsten  der  zur  Einforderuuji?  ihres  Gehies  Berechtiprten  verteilt 
werden;  die  Gläubiger  konnten  die  Zahlung'  alsu  tjrleichsaiu  als  ein 
Aluiosen  aiisehen.  Zugleich  wurde  das  vom  Kaiser  beantrajrte 
Zalilun^'suioratorium  bewilligt.  Sonst  heschlols  der  Landtag  eine 
Vermessung  der  häuerlichen  Ansässigkeiten  und  die  Annahme  eines 
Grundbesitzes  von  60  Strich  als  Grundlage  für  die  SteuerheTnessung, 
ein  Besohl iifs,  der  nicht  (Inrchgefühit  wurde.  Endlich  sollte  der 
Landtag,  einem  kaiserlichen  Wunsche  entsprechend,  fi\r  rlie  Ver- 
mehrung des  Wildstandes,  indem  er  die  Jagd  im  Lauile  für  eine  ge- 
raume Zeit  einschränkte  und  im  Unjkreis  einer  Meile  um  Prag  für 
drei  Jahre  verbot.  Mau  hoifte,  liafs  der  Kaiser  nach  dem  Beispiel 
seiner  beiden  Vorgänger  wieder  voji  Zeit  zu  Zeit  einen  liUigeren 
Aufenthalt  im  Lande  nehmen  werde,  und  wollte  ihm  denselben  an- 
genehm machen.  Dem  Kaiser  behagte  es  jedoch  nicht  in  Prag,  weil 
er  sich  da  nicht  sicher  fiihlte,  und  so  lenkte  ei*  später  nie  mefir  seine 
Schritte  dahin:  die  Vorsorge  fler  Stände  ftlr  sein  Jagdvergnügen  erwies 
sich  daher  als  vergeblich  ^ 

Der  Landtag  hatte  seine  Arimiten  am  23.  November  beendet  und, 
da  sich  der  Kaiser  nut  den  bewilligten  Steuern  begnügte,  so  wurde 
er  am  folgenden  Tag  geschlossen.  Um  die  Mittagsstunde  verfügte 
sieh  der  Fiaiser  in  die  LandU^sstube  und  hielt  da  eine  mündliche  An- 
sprache an  die  Stände,  in  der  er  nochmals  seinen  Willen  bezüglich 
der  Krönuntr  seines  Sohnes  und  der  AUeinhen-schaft  der  katholischen 
Kirche  kunclthat.  Die  Stände  versicheileu  ihre  tiefste  Ergebenheit 
und  Zustimmung  zu  den  kaiserlichen  Verfügungen.  Der  junge  König 
dankte  dai-auf  dem  Vater  für  den  Liebesbeweis,  der  ihm  in  der  zu 
vollziehenden  Krönung  zuteil  werden  sollte,  und  den  Stünden  fth"  den 
Beweis  ihres  Gehorsams.  fJarauf  wurden  die  Beschlüsse  des  Landtags, 
und  zwar  in  beiden  Sprachen  vorgelesen,  wir  wissen  nicht  ob  zuei'st 
böhmisch  oder  zuei-st  deutsch.  Nachdem  die  Stände  dem  künftigen 
Könige  schon  vor  der  Krönung  gehuldigt  hatten,  wurde  der  Landtag 
um  die  dritte  Nachmittagsstunde  geschlossen^. 

Die  KrönungsftMOrlichkeit  des  folgenden  Tages  begann  ebenfalls 
um   die  neunte  Morgenstunde.     Der   Kaiser  und    die  Kaiserin,  jedes 


'  Archiv  des  k.  und  k.  ßeichsfinonzmintsteriums:  Scbiildenverzeichuis  nach 
de!i  Terschiedenen  Kategorien  Im  Jahre  1634  angefertigt,  Ljmdtng&lieschlurs  vom 
Jaliro  1627.  Der  Ohersthuri^graf  Waldstein  an  den  Kaiser  dd,  30.  Dezember  1627. 
Kai^erhche  Resolution  tld.  U.  U^z  1628. 

«  Sichsisches  Staatsarchiv :  Aus  Prag  dd.  17. '27.  und  20.  30.  November  1627. 
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von  ilirem  Hofstaat  unigebeu,  der  ei*stere  im  kaiserlichen  Omat,  ver- 
fügten sich  in  den  Chorraum  des  Hochaltars  und  nahmen  da  ihre 
Plätze  ein.  Der  Koni»?  verfÖ<;te  sich  in  ^gewöhnlicher  Hofkleidunff  in 
die  Wenzelskapelle,  wo  er  mit  Hilfe  der  obersten  Landesbeaniten  und 
Land  rech  tsbeisitzer  und  der  Inhaber  der  Erbäiuter  die  Kröuungs- 
kleider  anzof?.  Der  Kardinal  Harrach  wartete  niittlerweile  mit  der 
Geistlichkeit  vor  der  Thüre  der  Wenzelskapelle  und  sprach  über  den 
heraustretenden  Köni^  den  Se^^en.  Als  si(*h  darauf  die  Geistlichkeit, 
darunter  saunutlichp  böhmische  Prälaten,  zum  Hauptaltar  begaben, 
folgten  ihr  die  Inhaber  der  Eiiiämter  und  obersten  Landesämter  mit 
ihren  Abzeichen.  Dem  Erbtruchsefs ,  Erbküchenmeister,  Erbschenk 
luid  Krbv(»rscliiiei(h'r  wurden  vertjoblete  und  silberne  Brotlaibe,  ver- 
goldete und  vei^ilberte  Weinfässer  vorgetra^'en,  die  obersten  Landes- 
beamten tmgen  die  königlichen  Krönung^skleinodien,  das  Schwert  und 
das  Scepter.  Darauf  fol^e  der  KöniLr  in  einem  mit  Gold  und  Silber 
gestickten  Kleide  niit  blofsem  Haupte,  ihm  zur  Seite  die  Bischöfe  voa 
Olmütz  und  Breslau.  Vor  dem  Hochaltar  nahmen  nun  die  Krönungs- 
ceremonien  ihren  Anfang.  Krone,  Scepter,  Apfel  und  Schwert  wurdea 
auf  den  Altar  hingelegt,  und  der  König  von  dem  Erzbischof  zweimal 
l>efragt,  ob  er  die  Krönung  mit  sich  vollziehen  lassen  wolle.  Auf  die 
Bejahung  begann  der  Krzbischof  die  Messe  zu  lesen.  Während  fler- 
selben  liielt  er  neuerdings  eine  Anrede  an  den  König  und  nahm  ihm 
den  neuen  Krönungseid  ah;  darauf  folgte  die  Salbung  auf  dem  rechten 
Arm,  wobei  der  Kanzler  und  der  (Jberstkännnerer  den  rechten  Ärmel 
am  Kleide  aufgestreift  hielten;  dann  die  Salbung  auf  der  Brust  und 
zwischen  den  Schultern»  worauf  der  König  hinter  den  Hochaltiir  ge- 
führt und  ihm  von  den  zwei  assistierenden  Bischdien  das  Öl  wieder 
abgewischt  wurde.  Darauf  wurde  der  König  mit  dem  „Wenzels- 
schwert* unigtirtet,  ihm  das  Scepter  in  die  eine  Hand  ^  der  Reichs- 
apfel in  die  andere  Hand  gegeben  und  ihm  die  Krone  vom  Erz- 
biscliof  aufs  Haupt  gesetzt.  Der  König  schlug  während  der  weiteren 
heiligen  Handlung  vier  Pei^onen  zu  Wenzelsiittern,  und  zwar  den 
Reichshofi'at  Ludwig  von  Zocliau,  den  brandenburgischen  Geheinirat 
Simon  Apfelmami,  den  kaiserlichen  (Hierlieutenant  Thomas  Teufel  von 
ZJllberg  und  den  Oberlieutenant  Johann  Riz.  Als  sich  nach  Be- 
endigung der  Feierlichkeiten  der  ganze  Krönungszug  aus  der  Kirche 
entfernte,  wurden  unter  die  Men^^e  silberne  Münzen,  die  auf  der  einen 
Seite  mit  der  Devise  des  neuen  Königs  „Bietate  et  justitia"  und  der 
Jahreszahl,  auf  der  anderen  mit  der  Krone  und  der  Inschrift:  „Ferdi- 
nandus  HL  Hungariae  rex  coronatus  in  regem  Bohemiae  XXV.  No- 
vembris"    vei'sehen   waren,   ausgeworfen.    Auf  dem   Schlofsplatz  flofa 
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zur  ErRötziing  des  Volkes  aus  zwei  Röhren  durch  zwei  Stunden  Inn^ 
Toter  ußd  weifser  Wein.  Auch  Brot  wurde  in  Halle  und  Fülle  ver- 
teilt, wahrend  sich  die  kaiserliche  Familie  und  zahlreiche  Kröounpfs- 
zeugen  und  Kronun^ssrilste  an  einem  Bankett  erfreuten.  Abends  fol^e 
ein  Feuerwerk  und  darauf  ein  Hofljail  Zwei  Ta^^e  später  zei;j:ten 
die  italienischen  Schauspieler  und  Silnger  wieder  ihre  Kunst;  es  w^urde 
eine  Oper,  deren  Koinpositeur  der  Prinz  Cesare  Gonza^a  war,  auf- 
ojeftihrt.  Am  28.  November  wurde  ein  Turnier  aufgeführt,  indem  vier 
Reihen,  je  zu  sieben  Heitern,  die  prachtvoll  geschmückt  waren  und 
alle  aristxikratisehen  Kreisen  angehörten,  teils  einzeln,  teils  insgesamt 
gegen  einander  kämiiften,  Die  Abendunterhaltung  ilieses  Tages  be- 
Bchlofs  wieder  ein  Hof  hall,  bei  dem  zuerst  der  Kaiser  mit  seiner  Frau 
einen  deutsehen  Tanz  tanzte,  wilhrend  der  r*falzgi'af  August,  die 
Herzöge  von  Württemberg,  Liegnitz,  Brieg,  Münsterberg  luid  der  Fürst 
von  Lobkomtz  dem  kaiserlichen  Paare  mit  Windliehtern  vorantauzten 
und  alle  übrigen  im  Saale  anwesenden  Personen  stehend  zusahen,  die 
Mt\nner  mit  entblöfstem  Haupte.  Darauf  führte  der  König  mit  der 
Kaiserin  i[('n  /-weiten  Tanz  auf;  ihm  tanzten  eine  Anzahl  andprer 
Herren  mit  Windliehtern  voraus,  während  der  Kaiser  und  alle  üluigcn 
HeiTen  ihr  Haupt  entblöfsten  und  die  ganze  Gesellschaft  stehend  zu- 
sah. Ganz  in  derstihen  Weise  führten  den  dritten  Tanz  der  Pfalz- 
graf August  und  der  Herzog  von  Württemberg  mit  den  beiden  kaiser- 
lichen Töchtern  auf;  den  vierten  Tanz  führten  die  schlesischen  und 
böhmischen  Fürsten  (d.  h,  die  in  Pöhnien  begüterten  Fürsten,  also 
wohl  abermals  Lohkowitz,  dann  Eggenherg  und  Liechtenstein)  auf; 
den  fünften  Tanz  führte  der  Kaiser  mit  seiner  Tochterj  der  König  mit 
der  jüngeren  Schwester  und  mit  noch  fünfzehn  anderen  Paaren  auf; 
darauf  folgte  ein  Maskentanz,  an  dem  sich  neun  Paare  beteiligten. 
Die  Herren  waren  in  römischer  Kriegstracht,  die  Damen  als  Nymphen 
gekleidet,  alle  hielten  weifse  Windlichter  in  der  Hand.  Hierauf 
forderten  zwei  Damen  den  Kaiser  und  den  König  und  drei  Kavaliere 
die  Kaiserin  und  die  beiden  FVzherzoginnen  zu  einem  Tanze  auf, 
worauf  eine  Preisverteilung  an  hervorragende  Edelleute  und  schliels- 
lich  eine  allgemeine  Tanzunterhalümg  folgtet 

Während    der   Anwesenheit   des   Kaisers   in    Prag    fanden    auch 
mancherlei  Beratungen   über  die  Ennäfsigung  der   verschiedenen   in- 


^  Archiv  des  k.  k.  Ministeriums  des  Itinem:  Beschreibung  der  beiden 
Krommgen  2\, — 25.  November  1627.  —  Barberinische  Bibliothek  in  Rom:  Caratta 
an  Barberini  dd,  l.Dezendjer  1627.  —  Sächsisches  Staatsarchiv:  Aus  Prag  17.27.  No- 
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direkten  Steuern  und  über  ilie  N'eueinricbtunjj:  der  böhnns^^hen 
Kummer,  d.  h.  der  FInanzverwaltuDg  statt.  In  Ansehung  der  in- 
direkten Steuern  bescliweiten  sich  die  Bräuer  und  Mälzer  über  tWe 
erhöhte  Bien;teuer,  idle  Welt  aber  über  die  erhöhten  Einfuhr-,  Aus- 
fuhr- und  Diirch^^an^szölie;  man  behauptete,  dafs  seit  dieser  Erhöhung 
die  Ochsen  aus  I*olen  nicht  mehr  durch  Böhmen  nach  Deutschland 
getrieben,  böhmisches  Getreide  nicht  ausgeführt  und  Salz  nicht  ein- 
geführt werde;  alle  Städte  im  Laude  beschwerten  sich  über  die  neu 
eingeführte  "Weintaxe  ntit  der  Behauptum^,  dafs  der  Weinbau  dadurch 
im  Lande  zu  Grunde  gehe.  Die  Ilofkaminer  wies  diese  Beschwerden 
mit  der  Befrründung  ab,  dafs  sich  der  Kaiser  für  die  erhöhte  Bier- 
steuer und  fUr  die  Weintaxe  entschieden  habe;  da  müsse  man  sich 
fü^^eu.  Dafs  wenii^er  Uchsen  als  sonst  aus  Polen  durch  Böhmen  ge- 
tiiehen  würden,  erklärte  sie  als  eine  Fol^e  des  Krieges  in  Schlesien; 
be/ü«rlich  der  Getreidei^ölle  sprach  sie  sich  in  ÜbereiustimmuDK'  mit 
den  Gutachten  der  böhmischen  Kammer  für  einen  Nachlals  aus.  Der 
Kaiser  war  intölge  dt's  Anratens  der  Hoflcanmier  erhötit?,  in  den  Ge* 
treidezöllen  eine  Mildenin^^  eintreten  zu  lassen,  wenn  die  böhmische 
Kammer  dazu  einruten  würde.  Die  böhmische  Kammer  erklärte 
ab*n\  dafs  der  Handel  nicht  durch  die  Erhöhung  der  Zölle,  sondern 
durch  die  allgemeine  Unsicherlieit  und  die  Brücken-  und  Wegniauten 
leide;  denn  die  Fuhrleute  würden  auf  den  Stralsen  beraubt,  und 
viele  Grundherren  steigerten  die  Brürken-  und  Wegmauten  willkürlieh. 
Am  schlimmsten  treibe  es  die  Stadt  Prag,  denn  wiewohl  die  Strafsen 
in  der  Umgebung  der  Stadt  sich  in  einem  jamnierns werten  Zustand 
befänden,  wür4len  doch  von  den  Fuhrleuten  höhere  Mautgebühren 
als  sonst  gefordert.  Die  böhmische  Kammer  befürwortete  schliefslich 
eine  Erraüfsigung  der  GetreideausfuhrzöJle,  keineswegs  aber  ilie  der 
Durchfuhrzölle,  Endlich  befürwortete  sie,  dals  an  allen  Zollstätteu 
des  Landes  nach  Prager  Mals  und  Gewicht  gerechnet  werde.  Die 
Hofkammer  empfahl  das  Guti^chtcn  der  böhmischen  Kammer  zur  An- 
nahme unii  der  Kaiser  entschied  sich  auf  das  Einraten  seines  Geheim- 
rates,  demselben  in  allem  Fulge  zu  geben'.  Bei  dieser  Gelegenheit 
wurde  eine  Berechnung  über  das  Einkommen  aus  den  Zollgefällen, 
insoweit  sie  an  den  Grenzen  des  Landes  und  im  Pra^^er  Ungelt  er- 
hoben wurden,  angestellt.  Dasselbe  betrug  in  den  Jahren  1625,  1Ö26 
und  1Ö27  die  Summe  von  39603,  125468  und  114  712  Thalern,  Im  ersten 


•  Archiv  des^  k.  und  k,  ReichsfinanüministenutMs:  Bericht  dw  Hofkatutner. 
Entschfidun^en  des  (ieUeimnite&  dil.  S.  Felirimr  162JS,  r>ie  llofkanimer  aa  den 
Kaiser.    BescUlufi»  den  Kalöers  dd.  19,  Febmar  1^26. 


Jahre  war  also  <ias  Ertragnis  bednitend  f::e8tie£reD,  im  folgenden  Jalire 
war  jedoch  diese  8teJireniii,£;  nicht  voll  liehauptot  worden.  Fias  Ein- 
konnnoii  ans  den  koniffliciien  Herrschaften  hHnii*  in  den  liezeidioeten 
Jahreil  88M6,  13839  iintt  19096  Thaler;  das  Mftuzgefälle  lieferte 
15  34G,  12  0(51  und  165t>2  Thaler  (so  weni«:  deshalb,  weil  die  böh- 
mischen MOiizstiltteti  aus  Manjiel  an  Silber  fast  unthätiff  standen). 
Das  8alz<!efiyie  war  auf  ein  Miniriuim  Kesuiiken  nnd  betrnp:  an  den 
Hauptstatioiien  Biidweis  und  Bisdiofteinitz  während  des  Jahres  1()25 
nur  85  Thaler;  (hireh  die  Erhöhung?  defi  Salzaufschlaffes  war  da.ss<»lhe 
im  Jahre  11)27  auf  34305  Gulden  ^estietjen,  davon  war  aber  in  die 
böhuiische  Kammer  nichts  ab^ieliefert  worden,  denn  ein  Teil  war  der 
Reforinatiouskommission  zugewiesen,  nahezu  drei  Vieiiel  aber  von 
Wien  aus  erhoben  worden.  Der  Kannuerzius  der  böhmischen  Städte 
betrujj:  während  rler  drei  Jahre  1739,  3G7  und  1261  Thaler,  der 
judische  Kauimerzins  2000,  2000  und  1000  Thaler;  an  Kiuitrabaud- 
strafen  untl  sonstiiien  Gefällen  wurden  62  038,  8610  und  8929  Th:iler 
erhohen.  Die  Sunmie  aller  dieser  inrlirekten  Stoueni  und  des  Ein- 
kommens ans  den  köui^diehen  Herrschaften,  die  noch  durch  das  Ein- 
kommen aus  Alaunberi,^wi*rkeu  und  aus  deui  Schlackenwerthiscben 
Zehi'nt^t'fillle  vermehrt  wurde,  belief  sich  auf  129  707,  152302  und 
163002  Thaler  oder  während  aller  drei  Jahre  zusammen  auf  455161 
Thaler.  Die  böhmische  Kanurier  schickte  diese  Rerechminir  drm 
Kaiser  mit  dem  Bemerken  zu,  dafs  das  durdischnittliche  Einkommen 
etwas  über  150000  Thalcr  betrage,  sie  aber  j:Uirlich  Zahlungen  in 
der  Höhe  von  ungefähr  236000  Thalern  leisten  njüsse,  ungerechnet  die 
Zinsen  für  Anlehen,  die  sie  favSt  gar  nicht  zahlen  könne.  Bisher  habe 
sie  das  Mehr  ihrer  Zahlungen  aus  den  Kaufschillinjrsresten  der 
konfiscierten  Güter  und  aus  ilem  Münzwechselnulzen  gedeckt;  jetzt 
sei  es  mit  diesem  Einkommen  zu  Ende.  Der  Kaiser  möge  also  ihr 
Einkommen  erhöhen  oder  sie  von  ihren  Verpflichtnuiien  entlasten. 
Nicht  in  der  Zuschrift  an  i^vü  Kaiser,  wohl  aber  nebenbei  scheint 
flie  höhndsche  Kammer  angedeutet  zu  haben,  dafs  ihr  die  Biersteuer 
und  der  erhöhte  Salzaufschlag  überlassen  werden  sollte. 

Der  Bericht  der  böhmischen  Kammer  beunruhigte  den  Kaiser  und 
er  befahl  zuerst  eine  Untersuchung  über  die  vei-schiedenen,  indirekten 
Einkünfte  einzuleiten.  Da  aber  die  schlechten  P>gehnisse  derselben 
zumeist  der  böhmisrhen  Kammer  als  Schub!  angerechnet  wurden,  be- 
fahl er  auch  eine  Uefonn  derselben  in  Beratung  zu  ziehen  und  des- 
halb die  Zustände  io  ihr  genau  zu  untersuchen.  Mit  der  Untersucluuig 
der  in<lirekten  Einkünfte  wurde  eine  Konnuission  betraut,  bestehend 
aus    dem    Grafen    Slawata    als    Präsidenten,    dem    Kammerrat    Paul 
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MtL'hua,    <lein   Hofkammerdirektor  Jakob   Berchthold   und   dem    Hof- 

kitiimierrat  Arnold  Hillebrand  als  Mit^lif^dorii.  Der  Kaiser  verwahrte 
sich  lü  der  iliiieii  erteil teo  lostruktiün  '^e^^en  ^leü  Flau,  das  Biergefälle 
und  den  SalzanfsehUif;!:  der  Kammer  zuzuweisen;  das  ßiergefälle  sei 
von  jeher  ein  Regale  gewesen  und  daraus  die  Hofhaltung  bestritten 
worden,  und  der  Salzaufsriilag  sei  neueren  Datums.  Die  Komniissiou 
habe  sich  daher  auf  die  Uutersuebiing  der  bisherigen  Gefälle  der 
bohinisL'hen  Kannner  zu  best'hräiiken  und  nur  einen  Vorsehlag  behufs 
ihrer  besseren  Aduiiiiislration  zu  ersüüten  ^  Durch  die  Untersuchung 
kam  zu  Tage,  dafs  die  böhmische  Kammer  der  Sitz  grofser  Unordnung 
und  Trägheit  war.  Zwischen  dem  Kanmierpriisideuten  Wfesowec  und 
den  KanunerrAten  herrschte  oftenkundiger  Zwiespalt;  ei^stercr  traf 
KutseheiduDgen,  ohne  sich  mit  den  Eilten  zu  beraten;  die  Geschäfte 
wurden  äufserst  mangelhaft  besorgt,  um  die  Durchführung  Her  ver- 
schiedeneu Aufträge  kümmerte  man  sich  wenig  oder  gar  nicht  und 
ebensowenig,  ob  die  untergeordneten  Ämter  orduungsniüfsig  die  eiu- 
lanfenden  Gebühren  ablieferten.  So  betrug  die  Steuer  für  alles  in 
Böhmen  geschlachtete  Vieh  im  Jahre  1027  nur  die  Summe  van 
2089  Gulden  und  zwar  wm*de  dieselbe  fast  allein  in  Prag  erhoben,  denn 
das  tihrige  Land  lieferte  hiezu  blols  168  Gulden,  Gleiche  Nachlässig- 
keit zeiiite  sich  auch  in  den  übrigen  Verwaltungszweigen  der  böhmi- 
schen Kantmer,  Die  königlichen  Herrschaften  trugen  fast  nichts»  die 
llau]>tlrute  luif  denselben  legten  seit  Jahren  keine  Rechoung  vor, 
Verireblich  verlaugte  man  von  den  Kanunern  ein  Verzeichnis,  wieviel 
die  Kaufscldllinge  für  die  konfiscierten  Güter  betragen  hätten,  welche 
Summe  die  Schuldbriefe  der  Rebellen  repräsentierten.  Statt,  wie  es 
ihre  PÜicht  war,  für  die  Instandhaltung  der  öffentlichen  Gebäude  zu 
sorgen,  hatte  sie  durcli  ihre  Nachlässigkeit  das  Inniger  Schlofs,  die 
königlichen  Lustgebiludc  und  den  Veitsdom  in  einen  solchen  Zustand 
geraten  lassen,  dafs  sie  fast  als  Ruinen  anzusehen  waren.  Im  Schlots 
regnete  es  in  den  Gang  neben  den  eigenen  Zinnnern  des  Kaisers,  wo- 
durch kostbare  Einrichtungsstücke  verdorben  wurden.  Auf  diesen  Be- 
richt ordnete  der  Kaiser  an,  dafs  die  Ilofkanmier  den  Präsidenten  der 
l>öhriitschen  Kanuner  und  die  Kammerräte  einzeln  vorrufen  und  darüber 
befragen  solle,  was  die  Ursache  der  l)ei  ihnen  vorkommenden  Zer- 
würfnisse sei,   wie  sie   ihres  Amtes   walteten  und  ihre  Instruktionen 


'  Arcliiv  dcK  k.  und  k.  Keicbstinanzininisteriiims:  Veijcekljuib  des  Kiukoiiimens 
und  der  GofAne  bei  der  böhmisclien  Kaninaer  wäihr^Dd  der  Jiütire  HI525,  1626  und 
1627,  I»i*>  bobniische  Kammer  an  den  Kaiser  dd.  4.  Miirz  IBS^.  Bericht  des  Ober- 
grenziollkümmissitrs  dd,  U.  MÄrz  1628.  Eroeonung  der  Kommission  zur  üaler- 
stichuug  der  böhmtsclien  Kumtnergefftlle  dd.  17.  März  1628- 
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durchführten  und  welche  Ratschläge  sie  zur  Beseitigung  der  beobach- 
teten Mängel  gebeu  k^!mteIl^ 

Die  Untei*suchun|?  wurde  durchgeführt  und  hatte  die  Erstattung 
eines  Berichtes  zur  Folge,  in  ^^Icheni  der  Wirkun^'skreis  der  Kiimmer 
und  die  Beamten  derselben  eingebend  besprochen  wurden.  Ihr  unter- 
standen L  das  Grenzzollamt  in  Prag,  iu  welchem  der  Zoll  für  die 
durch  Trag  über  die  Grenze  des  Landes  geführten  Waren  erhoben 
^vurde;  2.  die  Zollilinter  an  den  Grenzen,  deren  ungefähr  liO  gezählt 
wurden;  S.  das  Ungelt  im  Tein,  wo  die  Waren,  die  nach  Prag  oder 
durch  Prag  in  das  innere  Land  geführt  wurden,  verzollt  wurden; 
4.  das  Biergefälls-  und  Weintaxanit;  5.  das  Steueramt,  in  das  die 
direkten  Steuern  eingezahlt  wurden.  Aus  diesen  Ämtern  erhob  die 
Kammer  ilir  ordentliches  Einkommen,  wofern  dasselbe  nicht,  wie  z.  B. 
das  Biergefälle,  ihr  von  vornherein  entzogen  war.  Das  aulseronlent- 
liche  Einkommen  bestand  aus  dem  Erträgnisse  der  Konfiskationen  und 
Geldstrafen,  aus  dem  Kanimerzins,  aus  dem  Erträgnisse  der  könig- 
lichen Herrschaften  und  aus  dem  Münz-  und  Salzgefälle.  Aus  welchem 
Grunde  das  Erträgnis  der  königlichen  Herrschaften  oder  des  Kamnier- 
zinses zu  den  aufserordentlichen  Einnahmen,  und  jenes  aus  den  ver- 
schiedenen Zöllen  zu  den  ordentlichen  gerechnet  wurde,  ist  nicht  ein- 
zusehen. Die  Instruktionen  für  die  einzelnen  Amter  lielsen  nichts  zu 
wünschen  übrig;  leider  wurden  sie  seit  Jahren  nicht  eingehalten ;  kein 
Beamter  hatte,  der  Instruktion  gemäfs,  eine  Kaution  geleistet,  keiner 
spürte  den  Kontrabanden  und  andern  FilUigkeiten  nach.  An  dieser 
allgemeinen  Liederlichkeit  trug  die  wesentliche  Schuld  der  Kammer- 
präsident; denn,  dafs  dieser  nichts  tauge  und  seiuer  Stellung  nicht 
genüge,  darüber  waren  alle  Kanimerbeauiten  einig.  Bei  der  Vorrufung 
der  Beamten  der  Kanimerbuchhaltung  ergab  sich,  dafs  seit  zehn  Jahren 
keine  Hauptabrechnung  vorgenonnnen  worden  war,  dafs  die  Rechuungs- 
räte  sich  um  ihren  Dienst  nicht  künimerteu,  kaum  eine  Stunde  im 
Tag  im  Amte  verbrachten,  die  übrige  Zeit  sich  aber  in  fremder  Herren 
Dienst  gebrauchen  liefseri;  hiezu  kam,  dafs  die  meisten  Beamten  völlig 
untauglich  waren.  Ihre  Nachlässigkeit  entschuldigten  sie  damit,  dals 
ihr  Gehalt  kaum  zur  Anschaffung  trockenen  Brotes  hinreiclie.  Die 
Untersuchung  der  Verwaltung  der  königlichen  Heri*schafteu  zeigte,  dafs 
die  Hauptleute  sich  um  dieselbe  nur  wenig  kümmerten,  einige  von 
ihnen  von  der  Wirtschaft  nichts  verstanden,  die  Waisengelder  zu 
ihrena  Nutzen  verwendeten,  zahlreiche  Pferde  und  Diener  hielten  und 


*  Archiv  des  k.   und  k.    Keichsfinanzmmiateriumsi  Die   Hofkanimer  an  den 
Kaiser  dd.  17.  Mai  1628.    Kaiserlicher  Befehl  an  die  Hofkammer  dd.  IU.  Mai  1628. 
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luxuriös  lebteu,  den  Feldbau  al)er  zu  Giainde  frehen  liel'sen.  Ebenso 
übel  stand  es  um  die  Bergwerke  Kuttenberg,  Joacbimsthal  und  Rati- 
bofic.  Die  Rechnungen  über  die  konfiscierten  Häuser  und  Güter 
waren  in  der  gröfsten  Unordnung,  so  dafs  man  in  keiner  Weise  über 
den  Ertrag  der  Konfiskationen  eine  sichere  Kunde  bekamt 

Die  Hofkammer  rief  die  einzelnen  Kammerräte  vor  und  befragte 
auch  sie  über  die  eben  geschilderten  mafslosen  Unordnungen  und  über 
ihre  Ursachen.  Die  Kammerräte  stellten  sie  nicht  in  Abrede,  ent- 
schuldigten sie  aber  damit,  dafs  der  Präsident  trotz  ihrer  wiederholten 
Mahnung  keine  Ordnung  hergestellt  habe. 

Die  Untersuchung  richtete  sich  nun  hauptsächlich  gegen  den  Prä- 
sidenten, den  schon  vielfach  erwähnten  Wilhelm  von  Wfesowec.  Es 
stellte  sich  heraus,  dafs  er  seit  jeher  ein  übel  beleumundeter  Mann 
gewesen  war,  geldgierig,  faul,  untüchtig  für  die  Geschäfte,  unordent- 
lich. Unzweifelhaft  war  er  einer  der  nicht  genannten  Teilnehmer  des 
Mtinzkonsortiums ;  denn  es  wurde  ihm  nachgewiesen,  dafs  „er  im 
Jahre  1622  Silber  fuderweise  aufgekauft  habe  und  vermünzen  liefs." 
Seine  Stellung  als  Münzmeister,  die  er  neben  dem  Kammerpräsidium 
bekleidete,  beutete  er  ebenfalls  in  unlauterer  Weise  aus.  Unter  an- 
derem entlehnte  er  im  Jahre  1625  aus  dem  Kuttenberger  Münzanit 
11000  Gulden  und  behielt  die  Summe  zwei  Jahre  bei  sich,  ohne  dafür 
Interessen  zu  zahlen,  und  ähnlich  ging  er  bei  dem  Bergwerke  Rati- 
bofic  vor.  Entgegen  seiner  Zusage,  auf  den  Gehalt  als  oberster 
Mtinzmeister  zu  verzichten,  als  er  zum  Präsidenten  der  Kammer  er- 
nannt wurde,  bezog  er  beide  Gehalte.  Für  zwei  Reisen  nach  Wien 
rechnete  er  an  Reisekosten  einige  Tausend  Gulden  auf  und  erhob  die- 
selben. Dafs  er  seinen  Reichtum  zum  Ankauf  konfiscierter  Güter  ver- 
wendete, ist  selbstverständlich;  er  kaufte  solche  um  den  Betrag  von 
257896  Gulden  gröfstenteils  in  langer  Münze  und  erwirkte,    dafs  ihm 


^  Hierüber  drückt  sich  der  Bericht  der  Hof  kammer  an  den  Kaiser  dd.  15.  .hmi 
1628  (Archiv  des  k.  und  k.  Reichsfinanzministeriums)  in  folgender  Weise  aus :  .,I)as 
Konfiskationswesen  steht  in  solcher  Zerrüttung  und  Unrichtigkeit,  dafs  mau  nicht 
wissen  kann,  was  für  Herrschaftsgüter  und  Häuser  apprehendiert,  noch  weniger,  wenn 
sie  und  wie  hoch  sie  verkauft,  wie  die  Bezahlung  geleistet  oder  die  Pretia  Eurer 
Majestät  gut  geschrieben  worden.  Und  wie  eine  Lista  beiläufig  soviel  angiebt,  dafs 
die  sämtlichen  Confiscationes  über  elf  Millionen  nicht  viel  ertragen,  entgegen  wissent- 
lich und  wie  etliche  Räte  und  Offiziere  selbst  sagen,  die  Summe  sich  viel  höher 
erstrecke,  ja,  an  der  wissentlichen  Kaufsumme  noch  viele  Tausend  Gulden  per 
resto  verbleiben  sollen,  darüber  man  die  geringste,  verläfsliche  Nachrichtung  nicht 
haben  kann,  es  sei  dann  Sach,  dafs  die  Hofkammer  ad  partem  von  Fremden  etwann 
Information  und  Unterrichtung  bekommt,  welches  ja  ein  unverantwortliches  Wesen 
und  gar  zu  grofse  Nachlässigkeit  ist" 
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der  Kaiser  von  dieser  Kaufsummc  20000  Gulden  schenkte'.  Im  ge- 
rinlen  Gegensatze  zu  seiner  Geldgier  stand  seine  Arbeitsleistung.  Im 
Amt  hielt  er  sicti  täglich  nur  eine  Stunde  auf,  und  so  war  von  einer 
eingehenden  Kenntnisnahme  der  Amtsgeschäfte  oder  von  Beratungen 
keine  Kede.  Beriet  er  sich  ja  einmal  mit  den  Räten,  so  that  er  doch, 
was  ihm  beliebte  und  nicht,  was  sie  ihm  rieten;  um  die  Kanmier- 
instruktion  kümmerte  er  sich  weder  in  wesentlichen,  noch  unwesent- 
lichen Dingen,  so  dafs  er  im  Verdachte  stand,  sie  nie  gelesen  zu 
haben.  Ebensowenig  las  er  die  Berichte  der  Bergkommissäre,  der 
Hauptleute  der  königlichen  Herrschaften,  die  kaiserliehen  Zuschriften 
und  Verordnungen,  und  so  blieben  die  driDgendsten  Geschäfte  uner- 
ledigt. So  beeilte  er  sich  auch  nicht  mit  der  Restitution  der  städti- 
schen Güter,  zu  der  sich  der  Kaiser  endlich  entschlossen  Iiatte,  traf 
gar  keine  Anordnung  bezüglich  der  Regelung  des  städtischen  Schulden- 
wesens und  bezüglich  des  den  Städten  zugestandenen  Moratonums^  so 
dafs  jene  Städte,  die  trotz  seiner  Lässigkeit  in  den  Besitz  ihrer  Güter 
gelangten,  in  Gefahr  waren,  dieselben  wieder  an  ihre  Gläubiger  zu 
verlieren.  Auch  an  dem  Niedergange  der  Bergwerke  trug  er  Schuld. 
Dabei  beschuldigten  ihn  alle  untergeordnete  Beamten,  dafs  er  wegen  seiner 
„seltsamen,  ja  unleidlichen  Manieren'*  allgemeiü  verliafst  und  ein  an- 
ständiger Verkehr  mit  ihm  unmöglich  sei. 

Die  Hofkammer  lud  nun  Wi-esowec  selbst  zu  einer  Besprechung 
ein  und  fragte  ihn,  ob  die  Unordnung  bei  der  böhmischen  Kammer 
thatsächlich  bestehe  und  so  grofs  sei,  wie  man  allen^eits  klage. 
Wresowec  gab  dieselbe  zu,  entschuldigte  sie  aber  damit,  dafs  keiner 
der  Beamten  den  gehörigen  „Respect"  vor  ihm  habe;  niemand  leiste 
ihm  Folge,  weil  jeder  irgend  einen  Patron  habe,  der  ihn  bei  Hof 
schütze,  so  dals  er  fast  mit  jedem  einen  Prozefs  durchführen  müsse, 
wenn  er  von  ihm  Gehorsam  verlange.  Eine  Besserung  der  Verhält- 
nisse stellte  er  nur  dann  in  Aussicht,  wenn  man  seine  Auktorität 
gegen  Anfeindungen  sicherstellen  würde.  Da  die  Hofkanuner  einsah, 
dafs  das  weitere  Verhör  des  Präsidenten  von  keinem  Nutzen  wäre, 
entliefs  sie  ihn  mit  der  Aufforderung,  seiner  Instruktion  gemäfs  für 
den  Nutzen  und  Vorteil  des  Kaisers  Sorge  zu  tragen,  erklärte  aber 
in  ihrem  Bericht,  dafs  Abhilfe  nur  durch  eine  totale  Reform  der 
Kammer  herbeigeführt  werden  könne  uud  zu  diesem  Zwecke  in  erster 
Reihe  der  Präsident  entlassen  werden  müsse. 


*  Archiv  des  k.  ukiI  k.  Keicbsfinanzministmums:  Die  Mingel  der  bohmischeii 
Kammer  1628.  Beliebt  eines  Uiigenaiinteii  au  den  Kaiser  162S.  —  Bllek  a,  a.  0, 
CXXIX. 

Üindelj,  üegvnrBfoniuliou  in  lUbiucii.  84 
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Die  üntersuchiinc:  bezUglicL  der  Kammerräte  ergab,  dafs  Graf 
Ceraln  sich  sehr  selten  im  Amte  blicken  liefs  und  meistenteils  ver* 
reist  war,  ob  in  eigenen  oder  Amtsgesehiifteii  wird  nicht  angegeben* 
Den  Kamraerräteii  Herttel,  Fabricius  und  Endera,  wrd  die  nötige 
Sachkenntnis  nachgerühmt,  aber  die  Krilnkltchkeit  aller  dieser  Männer 
lasse  keine  besondere  Leistung  mehr  erwarten.  Der  Buchhaltung- 
und  dem  Steueramt  wurde  Nachlässigkeit  zur  Last  gelegt,  ebenso  dem 
Rentamt,  wo  alle  Gelder  zusammengössen  und  weiter  verausgabt 
wurden.  Das  schlimmste  wurde  der  Verwaltung  der  königlichen 
Herrschaften  nachgesagt;  eine  Verbesserung  der  veiTOtteten  Verhält- 
nisse auf  denselben  sei  nur  zu  hoffen,  wenn  „die  böhmim!he  Kammer 
und  der  Oberhauptmann  die  monatlichen  und  jährlichen  Rechnungen 
(von  den  Flerrscliaften)  abfordertc^n  und  dieselben  untersuchten  und 
nicht  auf  der  Buchhai terei  in  einen  Winkel  würfen  oder  fünf,  acht 
und  zehn  oder  mehr  Jahre  (daselbst)  liegen  liefsen."  Auch  mülste 
das  Geld,  „das  in  den  Herrschaften  gelöst  wird,  nicht  alsbald  weg- 
genommen", sondern  im  Verlag  bei  den  Herrechaften  belassen  werden. 
Vor  allem  aber  „müsse  man  gute  Wirte  auf  die  Herrschaften  setzen, 
welche  sparsam  lebten  und  nicht  nur  ihre  eigene  Bequemlichkeit 
suchten". 

Die  Hofkainmer  riet  daher  dem  Kaiser  eine  totale  Reform  de» 
Amtspersonals  an.    Der  Präsident  und  eine  Anzahl  Beamte  sollten 
entlassen  und   an   ihre  Stelle   tüchtigere  Leute  gewählt  werden;  den 
drei  pflichttreuen,   aber  kränklichen  KammerriUen  sollten  wenigstens 
zwei   oder  drei  neue  zugesellt  werden.    Überhaupt  sollt«  streng  dar- 
auf gesehen  werden,  dafs  fortan  die  Amtsinstruktion  genau  beohachtet 
und   monatlich  oder  vierteljährig  über  die  einlaufenden   und  ausge- 
gebenen Gelder  Abrechnung  gepflogen  würde.   Über  diese  Vorschläge 
beriet  sich  der  Kaiser  auf  seinem  Jagdschi  ofs  in  Brand  eis  an  der  Elbe 
mit  den  Grafen  Trauttmansdorff,  Slawata  und  Waldstein  und  den  Hof- 
kammerräten Berchthold,  Schellender  und  Hillebraod.    Das  Resultat 
der  Beratung  bestand  in  dem  Befehl,  sämtliche  Beamte  der  böhmischen 
Kammer,    den  Präsidenten  eingeschlossen,    vorzuforderii ,    ihnen    alle 
Klüngel  und  Unordnungen  vorzuhalten,   sie  samt  und  sonders  zur  ge- 
nauen  Befolgung  ihrer  Instruktionen  zu   mahnen   und   im   Gegenteil 
mit  scharfer  Almdung  zu  bedrohen.    Inwieweit  man  mit  der  Entlassung 
einiger  Beamten  schon  jetzt  vorgehen  solle,   wurde  nicht  bestimmt; 
auch   den  Presidenten   wollte  man  nicht  unnnttelbar  entlassen,    wohl 
aber   „ihm   durcli   einen  guten  Freund   zu   verstehen  gehen,   dais  er 
resignieren  solle"".    Inzwischen  wollte  man  sich  um  einen  Stellvertreter 
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umsehen  *.  Bald  liamuf  eiiolgte  von  Wien  aus  thatsaeblieh  die  Neu- 
besetzung des  PräsküuiiiÄ,  da  skb  herausstellte,  dals  die  Bedrohung: 
der  Beamten  nJd»t  das  frewüosclite  Resultat  zur  Folge  gehabt  hatte, 
sondern  die  Gesehäfto  noch  schlechter  als  früher  hesorgt  wurden,  und 
gerade  die  tüclitigsten  Beamten  wegen  des  unleid liclien  Geharens 
Wilhelms  von  Wfesowec'  ihre  Entlassung  nahmen.  Man  w^arf  ihm  jetzt 
offen  seine  Betrügereien  vor:  früher  sei  er  anu  gewesen,  jetzt  al>er 
ein  begüterter  Mann.  Er  habe  dem  Kaiser  bei  {lern  Antritt  des  Amtes 
goldene  Berge  versprochen,  thatsiichlich  könne  er  demselben  keine 
hundert  Gulden  zur  Verfügung  stellen,  so  dafs  man  zu  aiiswärtigen 
Anlehen  seine  Zuflucht  nehmen  müsse.  Eine  IJotersuchung  über  den 
Ursprung  seines  Vermögens  rieten  aber  die  Geheimrate  doch  nicht 
an,  sondern  empfahlen  im  Gegenteil  seine  gnädige  Entlassung  und  die 
Berufung  des  jungen  Georg  Martiuitz,  der  sicli  durch  Studien  und 
durch  seine  Verwendung  als  Landrechtsbeisitzer  und  Vicepräsident 
des  Appellalionsgerichts  eine  tüehtige  Geschäftskeuntnis  angeeignet 
hatte,  an  seine  Stelle,  Die  Ernennung  des  Genannten  zum  Kauimer- 
prilsidenten  eifolgte  am  27.  September  1628  und  zwei  Tage  spilter 
erging  an  den  (>bersthurggi*afeu  die  Weisung,  den  Wfesowec  in  An- 
betracht seines  Alters  und  seiner  Kränklichkrit  von  seinem  Amte  in 
Gnaden  zu  entheben^. 

Behufs  Reformierung  der  verlotterten  Wirtschaft  aul  den  könig- 
lichen HeiTschaftee  wurde  von  dem  Oherhauptmann  Georg  Miehna, 
dessen  Kaehliissigkeit  in  der  Äufsichtführung  wohl  einen  guten  Teil 
davon  verschuMet  hatte,  und  dem  Kammerrat  Endern  ein  Gutachten 
erstattet,  das  der  Kammerpriisideut  Wfesowec  kurz  vor  seiner  Ent- 
lassung zur  Grundlage  eines  deshalb  an  den  Kaiser  erstatteten  Be- 
richtes machte.  Die  Vorschlage,  die  dei'selbe  enthält,  sind  die  stärkste 
Verurteilung  der  läsherigen  Gebarung.  Auf  den  Herrschaften  waren 
hienach  Hauptleute  eingesetzt  worden,  die  keine  wirtschaftlichen 
Kenntnisse  hatten,  wohl  aber  die  Einkünfte  verprafsten  und  die  Bauern 
bei  Erteilung  von  Heiratslicenzen  oder  Entlassungsscheinen  (behufs 
der  Auswanderung)  willkürlich  besteuerten.  Allen  diesen  Übel- 
ständen sollte  ein  Ende  gemacht,   die  unfähigen  Hauptleute  entfernt 


*  Archiv  des  k.  und  k.  ReicbsfinaiiÄniinisteriuins :  Bericht  der  Hofkammer  an 
den  Kaiser.  Besthliifs  des  Kaisers  dd.  8.  Juni  1628.  MäuRel  der  böhmischen 
Kammer  (ohne  Datuui)  1626.     Bericht  einca  Ungenanutcn  an  den  Kaiser  1628. 

*  Archiv  des  k.  und  k.  KeichsdnrtnzmiTiisteriiuiiä:  Bericht  an  den  Kaiser. 
Beschluf»  des  Kaisers  dd.  16.  September  16*J8.  Dekret  für  Georg  von  Maiiinitz, 
dd.  27.  September  1628.  Kaiserlicher  Befehl  an  den  Oberstburggrafen  Adam  von 
Waldstein  dd.  29.  September  1628, 

34* 
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und  den  iieiuui-^^estellten  ein  liestimmter  Gehalt  au^e^iesen  werdi 
Zur  lielmup:  der  AVirlsclialt  wurde  zu<ideidi  vorc^eschlagen,  dafs  den 
Baueru,  die  der  Ocliseo  und  des  Samens  zum  Bestellen  der  Felder 
ennau«rclten ,  beides  gegeben  und  ihnen  die  Kontributionen  mid 
sonstige  ZinsuuKeu  für  einige  Zelt  nachgesehen  würden'. 

Vor  seiner  Abreise  aus  Prag  erteilte  der  Kaiser  den  obersten 
Beamten,  die  unter  dem  Gesamttitel  „Statthalterei**  die  Regierung 
des  Landes  in  seiner  Abwesenheit  führen  sollten,  eine  eingehende  In- 
struktion. Ihre  Thätigkeit  sollte  zu  allerei-st  eine  religiöse  und  sitt- 
liche sein:  sie  i^oliten  sich  also  das  Wachstum  der  katholischen  Kirche 
und  ilie  Entfernung  aller  (iegner  derselben  angelegen  sein  lassen  mid 
keinerlei  Unschicklichkeit,  keinerlei  Roheit,  kein  Fluchen  und  eitles 
Schwüren  dulden,  Weiter  sollten  sie  dafür  Sorge  tragen,  dafs  jeder- 
mann sein  Recht  zu  teil  werde  und  Streitigkeiten  wo  möglich  durch 
freunilschaftliche  Vermittelung  beigelegt  würden ;  den  Geschäften  sollten 
sie  sich  Üeifsig  widmen  und  deshalb  alle  Tage  und,  wenn  notwendig, 
auch  alle  Sonn-  und  Feiertage  um  7  Uhr  morgens  in  der  Kanzlei  ein- 
finden und  daselbst  bis  zehn  Uhr  verharren.  Die  Geschäfte  sollten 
collegialiter  abgethan  und  dazu  regelrnäfsit'  alle  Statthalter,  mindestens 
aber  sieben  oder  acht  von  ihnen  sich  eintiuden;  für  4len  Fall,  als  eia 
Angriff  zu  liefürcht«'n  stQndc ,  wurden  sie  bevollniitchtigt,  von  dem 
Oberanführer  des  kaiserlichen  Kriegsvolks  Truppen  zu  verlangen. 
Von  jedwedem  Augriff,  von  jedweder  Rebellion  und  überhaupt  vou 
allen  wichtigen  Ereignissen  sollten  sie  augenblicklich  dem  Kaiser 
Nachricht  geben.  Sie  sollten  endlich  auch  das  Regiment  in  allen 
königlichen  Städten  beaufsichtigen,  der  Teuerung  entgegentreten,  auf 
die  Säuberung  der  Prager  Städte  achten,  die  Bettler  und  Krüppel 
vou  den  Strafsen  entfernen  und  überhaupt  auf  Ordnung  sehen  und 
eine  scharfe  Frenidenpolizei  üben-. 


^  Archiv  des  k,  uad  k.  ReichsfiaaDzministeriams:   WTe&owec  aa  den  Kaiser 
dil  6.  Septeoiber  162S. 

»  Böhmisches  Suitthaltereiarchiv:  Instruktion  für  die  Statthalter  1628. 
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